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Vorwort, 


Die  mißliche  Lage  der  Hauberg^sbauern,  welclie  ich  auf  einer 
Reise  in  das  Si^erland  kennen  lernte,  einerseits  und  die  eigentüm- 
liche Bodennutzung,  wie  sie  uns  die  ffaubergswirtschaft  zeigt,  anderer- 
seits bewogen  mich,  vorliegende  Arbeit  zu  vorfassen.  Während  eines 
länireren  Aufenthaltes  habe  ich  die  Verhältnisse  dieser  Gegendon  an 
Ort  und  Stelle  eingehend  studiert,  was  durch  das  frouiidlit  lie  Ent- 
gegenkommen sowohl  der  kommunalen  als  auch  der  forstlichen  Be- 
hörden mir  sehr  erleichtert  wurde.  Besonders  haben  die  Herren 
Sonatspräsident  Zeppenfeld  in  Hamm,  Landrat  Freusberg.  Spezial- 
kommissar  Bügelmann,  beide  in  Olpe,  sowie  Forstassessor  Feldmann 
nicht  nur  meiner  Arbeit  das  grölite  Interesse  entgegengebracht, 
sondern  mich  auch  durch  mancherlei  Ratschläge  und  Anregungen 
gefördert,  sodaß  ich  nur  einer  I*flicht  genüge,  wenn  ich  ihnen  an 
dieser  Stelle  meinen  Dank  Öffentlich  abstatte. 

(lonnef  a.  Rh.,  den  i.  Juni  J905. 

Dtr  Verfasser. 
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Einleitung. 


In  der  südlichsten  Ecke  der  Pn>viii/  Westfalen  findet  man  eine 
«gentümliche  Form  lundwirtschaftliclK-r  Bodennutzung",  die  völlig  von 
der,  in  den  ;in grenzenden  Krcisfu  üblichen,  abweicht  und  als  Hau- 
bergswirtschaft  weit  über  die  tircnzen  ihres  Vorkommens  iiuiaus  be- 
kannt ist.  „Wer,  mit  den  vvirtschattlichen  Verhältnissen  des  Landes 
unbek  uii.i,  zum  erstenmale  unsere  < 7 eg-end  betritt",  sagt  Bernhardt '1 
in  seinem  Vortrage  über  die  1  iauliergswirlschaft.  „dem  erweckt  sof<jrt 
die  Ph\ siog-nomie  uiist  rer  Berge  die  Vorstellung  des  Ungewöhnlichen" . 
Wahrend  das  Land  im  ganzen  den  Eindruck  eines  waldreichen  Ge- 
birges macht,  werden  oft  auf  den  Spitzen  der  Berge  wehende  Korn- 
felder sichtbar,  vom  Wald  umgcljen,  von  Gebusrh  durrh/ogen.  Stetig 
fortrückend  erscheint  das  reifende  Korn  bald  hier,  bald  dort;  oft  auf 
großen  Flächen  verschwindet  im  raschen  Wechsel  der  Wakl  und 
baut  sich  ebenso  rasrh  auf  der  Stelle  sein  schirmendes  Gehege,  die 
kaum  die  Sichel  des  erntenden  Fandmarmes  verlassen  hat.  So  zeigt 
schon  das  Aussehen  der  Berge  die  Eigenart  des  landwirtschaftlichen 
Betriebes  an. 

Die  Haubergswirtschaft  ist  eine  mit  fleni  Ackerbau  verbundene 
Niederwaldwirtschaft,  bei  der  ein  und  die.sellie  Mache  während  einer 
gewissen  Reihe  von  jähren  zur  Hervorbrinyung  von  Holz  und  Eichen- 
rinde dient  und  nach  dem  Ahtriel)  des  Holzbestandes  ein  Jahr  zur 
Erzielung  einer  Roggenernte  herangezogen  wird.  Die  Bearbeitung 
und  die  Nutzung  geschieht  auf  genossenschaftlicliem  Wege  durch  die 
Haubergsgenrjssenschaften.  ]^)is  in  die  letzten  Dezennien  d«  s  ver- 
flossenen Jahrhunderts  gewährte  die  Haubergswirtschaft  einen  l'>irag, 
der  zwar  nicht  als  ein  besonders  hchcr  zu  bezeichnen  war.  aber  den 
genügsamen  Sinn  der  Bewohner  befriedigte.    Durch  Änderungen  in 

1)  BernliArdt,  Di«  Haubeigswtrtflcliaft  im  Kreise  Siegen  1867,  Si,  i. 

AbhaadluBfni  d.  atMttw.  Bemiiian  s.  Jen«,  Bd.  tt,  Heft  1.  ^ 
Slniniftnii,  HaobciviwirtMhMft. 
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den  wirtschaftlichen  Verhältnissen  erweist  sich  heute  die  Hauberg^s- 
wirtschaft  als  völlig  unrentabel.  Hieraus  erwächst  für  tlen  Haubergs- 
bauern  die  Pflicht,  die  Ursache  dieser  Wandlung  festzustellen  und 
dann  Mittel  und  Wege  zu  suchen,  um  eine  Änderung  zu  erzielen, 
damit  er  seine  Arbeitskraft  wieder  lohnend  verwerten  kann.  Die  nach- 
folgenden Zeilen  sollen  als  W^egweiser  dienen. 

Die  Haubergswirtschaft  gewinnt  nuch  dadurch  an  Bedeutung, 
daß  einige  Forscher,  Hanssen  und  von  der  Goltz'),  in  ihr  ein 
Überbleibsel  der  alten  germanischen  Markgenossens<  iiaii  zu  erblicken 
glauben.  Zu  dieser  Ansicht  ist  man  durch  die  Ausführungen  der 
römischen  Schriftsteller  Caesar  und  Tacitus  gekommen,  die,  wenn 
auch  nur  in  kurzen  Zügen  uns  Bericht  über  die  altgeriiianische  Boden- 
nutzung und  das  Wirtschaftsleben  unserer  Altvordcren  geben. 

In  der  vorliegenden  Arbeit  soll  ein  Bild  von  der  heutigen  Lage 
der  Haubergswirtschaft  entworfen  werden,  daneben  soll  auch  die  ge- 
schichtliche Entwicklung  der  Ilaubergsgenossenschaften  eine  Berück- 
sichtigung erfahren  und  zum  Schluß  in  kurzen  Worten  von  der  zu- 
künftigen Gestaltung  der  dortigen  Verhältnisse  die  Rede  sein. 

Als  Ausgangspunkt  für  unsere  Untersuchungen  haben  wir  den 
Kreis  Olpe  gewählt»  in  dessem  südlichen  Teile,  in  den  Ämtern  des 
ehemaligen  Justizamtes  Olpe,  wir  dieselben  Verhaltnisse  wie  im  Sieger- 
lande —  der  eigentlichen  Wiege  der  Haubergswirtschaft  —  vt>rfinden, 
nur  daß  hier  die  Lage  der  Bauern  am  ungünstigsten  ist. 

I)  G.  Hans  Stil.  Agrarhistorische  Abhandlungen  1884,  Bd.  II,  S.  19;  Toti  drr 
Goltz,  Art.  „HaubcigswirUcbaU'*  im  Handwörterbuch  der  Staatswiuentcibaft,  Bd.  IV, 
S.  394. 
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Erster  Abschnitt. 

Die  Iftndliehen  Verhältnisse  des  Kreises  Olpe^ 


A.  Charakteristik  der  Haubergswirtschaft. 

So  nahe  verwandt  Land-  und  Forstwirtschaft  sind,  so  viele 
Überdnstimmungen  in  dar  Nutzungswdse  bei  b^den  bestehen»  gibt 
es  dennoch  fOr  jeden  Betrieb  gewisse  Eigentümlichkeiten ,  die  eine 
immer  schärfere  Trennung  in  zwei  für  sich  gesonderte  Unter- 
nehmungen bedingen.  Heute  finden  wir  deshalb  eine  Verbindung 
forstwirtsdiaftlicher  Bodenausnutzung  mit  landwirschaftiüchen  Betrieben 
nur  noch  bei  Vorhandensein  von  absolutem  Waldland.  In  einigen 
G^nden  trifft  man  heute  trotzdem  eine  Vereinigung  dieser  beiden 
Nutzungen  auf  derselben  Fläche  noch  an.  Waldbau  und  Feldbau 
stehen  dann  in  einem  mehr  oder  weniger  regelmäDig^en  Wechsd, 
wie  es  bei  den  Haubergen,  auch  „Hackeberge"  genannt,  der  Fall 
ist  Als  Hauberge  bezeichnet  man  an  Bergabhängen  belegene  Grund- 
stücke, die  mit  Niederwald,  zumeist  Eichen  und  Birken,  bestanden 
sind  Eigentümer  dieser  Flächen  sind  zumeist  Genossenschaften,  die 
im  Kreise  Olpe  ,Jahnschaften",  im  Kreise  Siegen  schlichtweg  „Hau- 
bergsgenossenschaften**  genannt  werden.  Als  Mitglieder  der  Ge- 
nossenschaften können  die  Bewohner  eines  Amtes  oder  einer  Ge- 
meinde aufgenommen  werden,  ohne  dafi  die  Genossenschaft  dem 
Zwange  unterliegt,  jedes  Gemeindemitglied  als  Genossen  aufnehmen 
zu  müssen.  Nur  solche,  die  in  dem  Haubergsbezirk  Grund  und 
Boden  besitzen,  werden  als  Mitglieder  aufgenommen.  Die  Nutzung 
der  Berge  geschieht  so,  daß  zu  bestimmten  Zeiten,  in  der  Regel  alle 
t6  bis  i8  Jahre  der  Holzbestand  bis  auf  die  Wurzeln  abgetrieben 
wird.  Durch  Hacken  und  Brennen  wird  der  Kahltrieb  für  die  Be- 
stellung hergerichtet  und  mit  Roggen  eingesäet   Nach  Aberntung 

1» 
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des  Roggens  läßt  man  den  Schlag  ruhig  liegen  und  durch  Stock- 
auRschläge,  „Loden"  genannt,  entwickelt  sich  im  l^ufo  der  Jahre  ein 
guter  liolzbestand .  der  nach  Ablauf  von  i8  Jahren  abermals  hau- 
bar ist.  sodaß  nach  dem  Abtrieb  eine  Fruchtnutzung  wieder  er- 
folgen kann. 

Die  Betriebsweise,  wie  sie  uns  die  Haubergs  Wirtschaft  zeigt, 
hat  in  ihren  Grundzugen  gewisse  ÄhnUchkeit  und  Übereinstimmung 
mit  der  Art  und  Weise,  wie  der  Boden  von  der  Hand  des  Menschen 
zuerst  in  Besitz  genommen  wird.  Die  deschichte  lehrt  uns  und  die 
Berichte  unserer  Keisenden  bestätigen  es,  daß  ü])erali  dort,  wo  die 
Bevölkerung  nur  von  gerini^er  Zahl  ist  und  auf  nit^driger  Kulturstufe 
steht,  der  Wald  den  größten  Teil  der  Fläche  bedeckt.  Das  Acker- 
land, welches  zur  Erzielung  des  notwendigen  Bedarfes  an  vegetabi- 
lischen XahrungsstofFen  erforderhch  ist,  gewinnt  man  so,  daß  ein  Teil 
des  Waldes  abgeholzt  wird.  Wurzeln  und  Strauchwerk  werden  so 
gut  wie  es  geht  dun  h  X'erbrcnaen  vernichtet  und  in  die  uberflächlich 
aufgelockerte  Krdc  wird  so  lange  Jahre  ßroLgelreide  gesäet,  wie  der 
Nährstoffvorat  des  Bodens  es  erlaubt.  Ist  dieser  erschöpft,  dann  überläßt 
man  das  Feld  sich  selbst  und  zieht  einen  neuen  Teil  vom  Walde  zur 
Cieireideproduktion  heran.  Dank  der  Unerschopflichkeit  der  produk- 
tiven Kraft  des  Bodens  siedelt  sich  auf  der  ausgenutzten  IMache  nach 
geraumer  Zeit  auch  ohne  das  Zutun  des  Menschen  eine  neue  Bauai- 
vegelation  an,  die  es  nach  kürzerer  oder  längerer  Zeit  ermöglicht, 
das  Land  in  landwirtschaftliche  Nutzung  zu  nehmen.  In  der  wissen- 
schaftlichen Literatur  wird  sowoid  die  Haubergswirtschaft  als  Wald- 
feldwirlschaft  bezeichnet  als  auch  die  bei  den  Naturvölkern  übliche 
Art  der  Bodennutzung.  Da  erstere  jedoch  in  geregelter  Form  ge- 
handhidjt  wird,  während  letztere  eine,  jeglic  her  Ordnung  entbehrende 
primitive  Art  der  Bodennutzung  darstellt,  charakterisiert  v.  d.  Goltz 
die  Haubergswirtschaft  als  geregelte  Waldfeldwirtschaft,  der  er  die 
wilde  \\' aldfeldwirtschaft  gegenüberstellt. 

Mit  der  Zunahme  der  Bevölkerung  werden  immer  mehr  Flächen 
zur  Brotgetreideerzeugung  herangezogen.  Da  aber  einerseits  der 
Grund  und  Hoden  eine  einmal  festgegebene  Größe  ist,  andererseits 
die  Volksvermehrung  diese  Schranken  nicht  kennt,  so  konimi  man 
von  selbst  l>ei  steigender  I'e\ölkerung  zu  intensiverer  Ausnutzung 
der  vorluttMiciien  Ackerflachen,  das  extensive  System  der  WaldfelJ- 
wirtschatt  wird  von  Systemen  verdrangt,  die  höhere  Kornerträge 
liefern.    Um  so  eigen tümUcher  muß  es  erscheinen,  daß  wir  gerade  in 

Ij  V.  d.  Gokz,  ArL  „Haubcrgswiiiscliaft"  im  Handwürierbuch  d.  Sual&wissenscb. 
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Gf^erKlen  mit  einer  verhältnisin, tl'iv;'  dicliten  I-^cxolkeriiMg'  die  Hau- 
bergswirLschatt,  die  iloch  nur  eiiu-n  sfhr  kleinen  Teil  dt  r  ( irundfläche 
zur  land\virtsrhaftli(  lien  Xut/ung  freigibt,  vorfindeil.  Hier  müssen 
tiefere  Ursaf  lien  niiibpielen,  und  zur  rechten  Erkenntnis  dieser  ist  es 
erforderlich,  d.ii»  wir  uns  mit  den  wirischaftichen  Verhältnissen  .solcher 
Gebenden .  und  «ipeziell  mit  denen,  die  im  Kreise  Olpe  herrschen, 
vertraut  machen. 

B.  Die  landwirtschaftlichen  Verhaltnisse  des  Kreises  Olpe. 

1.  Geographische  und  topo^rraphische  Beschaffenheit  des 

Kreises. 

Der  Kreis  Olpe  bildet  /iisammen  mit  den  Kreisen  Siegen  und 
Wittgenstein  die  südlichste  Spitze  der  Provinz  Westfalen.  Er  lehnt 
sich  gegen  Westen  an  die  Regierungsbezirke  Köln  und  Koblenz  der 
Rhrinprovin?  Seit  der  Besitznahme  des  ehemaligen  Herzogftumes 
Westfalen  durch  Preußen  ist  er  dem  Regierungsbezirk  Arnsberg 
zugeteilt  und  gehört  mit  den  Kreisen  Brilon,  Meschede,  Arnsberg 
und  Altena  zu  dem,  durch  seine  landschaftlichen  Schönheiten  ausge- 
zeichnetem, Sauerlande. 

Geographisch  ist  der  Kreis  Olpe  unter  dem  51''  n.  B*  und  dem 
8"  ö.  L.  gelegen.  Kr  umfaßt  eine  gesamte  Bodeniläche  von  61796  ha. 

Die  topographische  Beschaffenheit  des  Kreises  ist  als  eine  wel- 
lenförmige Hochfläche  anzusehen,  die  nur  wenige  sonderlich  hervor- 
tretende Bergrücken  im  südlichen  Teile  enthält.  In  diese  sind  viele 
Taler.  die  fast  ohne  Ausnahme  nach  Norden  sich  öffnen  und  zahl- 
reiche Wasserläufe  führen,  eingeschnitten.  Hohe  Sattelgebirge  um- 
geben den  Kreis  in  seiner  ganzen  Ausdehnung,  besonders  der  Süden 
ist  durch  bedeutende  Höhenzüge  abgeschlossen. 

Das  Gebirge  bildet  den  nordöstlichen  Teil  des  Rheinisch-West- 
fälischen Schiefergebirges,  als  Rothaar-  und  Eggegebirge,  und  gehört 
zum  Stromgebiet  des  Rheines;  während  im  Kreise  selbst  die  Lenne 
mit  ihrem  Nebenfluß,  der  Bigge,  die  wichtigsten  Flüsse  sind.  Beiden 
strömen  aus  den  zahlreichen  Tälern  eine  Menge  wasserreicher  Bäche 
zu,  die  «ne  üppige  Wiesenflora  hervorbringen.  Die  Wasserläufe  selbst 
zeigen  auf  ihrem  ganzen  Laufe  ein  starkes  Gefälle,  wodurch  es  er- 
möglicht wird,  industrielle  Unternehmungen  zu  betreiben.  Auch  er- 
mf^j,dicht  das  Gefälle,  daß  die  durch  anhaltenden  Regen.  Schnee- 
schmelze und  sonstige  Naturereignisse  entstehenden  Wassermengen 
in  den  sonst  engen  Talläufen  rasch,  ohne  daß  sie  sonderlichen  Schaden 
anrichten,  ablaufen  können. 
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Seen  und  sonstige  Wasserstücke  sind  in  dem  Kreise  nicht  vor> 
handen,  nur  haben  einzelne  industrielle  Werke  Wasserreservoire  für 
ihren  Betrieb  angelegt. 

Dort  wo  die  Bigge  sich  mit  der  Lenne  vereinigt  erweitert  sich 
das  Lennetal  zu  einer  kleinen  Niederung.  Hier  finden  wir  die  ge- 
rin g^ste  absolute  Höhe  des  Kreises  mit  225  m  Uber  dem  Spiegel  der 
Nordsee.  Im  Übrigen  schwankt  die  Höhenlage  des  Kreises  zwischen 
250  bis  340  m.   Die  höchsten  Erhebungen  haben  wird  im  Süden. 

2.  Der  geologische  Aufbau.. 

An  dem  Aufbau  des  Rheinisch-Westfälischen  Schiefergebirges 
sind  im  engeren  Sinne  nur  die  beiden  Formattonen  Devon  und  Karbon 
beteiligt  Diese  bilden  den  Kern  des  Gebirges,  während  die  jüngeren 
Formationen  wie  ein  schmaler  Saum  das  Ganze  umfassen.  In  unserem 
Kreise  überwiegt  das  ältere  Devon  den  Karbon,  welch  letzterer  als 
flötzleerer  Sandstein  und  Kulm  in  spindelförmiger  Gestalt  im  Ober« 
devon  l>ei  Elspe  einget>ettet  liegt.  In  den  Talerweiterungen  der 
Lenne  und  Bigge  stößt  man  auf  alluviale  Schichten,  die  sich  aus 
Geröll,  Sauden  und  Tonen  zusammensetzen.  Von  Süden  her  schiebt 
sich  in  mächtigen  Bänken  die  Siegener  Grauwacke,  als  ein  aus  rund- 
lichen Quarzkörnem  mit  bald  kieseligem,  bald  tonigem  Bindemittel 
bestehendes  Gesteinsmaterial,  vor.  An  diese  schwerzersetzliche.  vor- 
zügliche Bruchsteine  und  Straßenbaumaterial  abgebende  Grauwacke, 
gliedern  sich  Koblenzschichten  als  ein  bröckliges,  mürbes,  kalkigf- 
toniges  Schiefergestein  an.  Der  nördliche  Teil  des  Kreises  gehört 
in  das  Gebiet  des  Lenneschiefers»  der  als  ein  mehr  oder  wenig^er 
foster  Grauwackenschiefer  im  bunten  Gemisch  mit  Sandsteinen  und 
Kalkablagerungen  vorkommt  Zahlreiche  Porpbyrbänke  finden  sich 
in  Jillen  Schichten  zerstreut 

Im  Tonschiefer  des  Unterdevones  treten  mächtige  nesterförmig-e 
Lager  von  Braun-  und  Toneisenstein,  von  denen  ersterer  durch  einen 
nicht  unbedeutenden  Mangangehalt  sich  auszeichnet,  auf.  W^irtscbaft- 
liehe  Bedeutung  haben  die  Spateisenerzgänge^  die  zahlreich  vorkom- 
men und  als  Fortsetzungen  der  Siegener  Eisenerzgänge  anzusehen 
sind.  Zur  Zeit  ist  nur  noch  deren  Abbau  lohnend,  während  die 
Übrigen  Eisensteingruben  seit  langem  nicht  mehr  fördern. 

An  einigen  Stellen  hat  man  versucht,  den  Schiefer  als  Dach- 
schiefer zu  nutzen,  doch  haben  sich  die  Gruben  infolge  des  hohen 
Kalkgehaltes  im  Schiefer  nicht  als  abbauwürdig  erwiesen.  Zwischen 
Lenneschiefer  und  Koblenzschichten  schieben  sich  keilförmiii  Massen- 
kalkbänke hinein,  die  zwar  keine  große  Mächtigkeit  aufweisen,  doch 
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sehr  reine  Kalke  liefern,  deren  Gewinnung-  mit  großer  Intensität  be- 
trieben wird,  sodaß  die  Gegend  durch  den  fortwährenden  Abbau 
bald  ihre  landschaftliche  Schönheit  verloren  haben  wird.  Der  ge- 
wonnene Kalk  wird  teils  an  Ort  und  Stelle  gebrannt,  zum  größten 
Teile  jedoch  als  Rohkalk  an  die  Hochofen  werke  abgegeben,  die  ihn 
infolge  seiner  Reinheit  als  gutes  Auskletdungsmaterial  der  Hochöfen 
benutzen. 

3.  Boden  und  Klima. 

Infolge  der  geologischen  Verschiedenheiten  weist  auch  die  Acker- 
krume mannigfache  Abweichungen  auf.  Der  Boden  ist  als  ein  deu- 
terogener  Verwitteningsboden  der  Grauwacke  und  des  Tonschiefers 
anzusprechen.  Die  primitiven  Verwitterungsböden,  die  wir  au  einigen 
Orten  finden,  verdanken  ihre  Entstehung  den  zahlreichen  Porphyr- 
banken, treten  jedoch  nicht  in  größerer  Mächtigkeit  auf,  sodaß  sie 
ebenso  wie  die  Alluvialböden  in  den  Tälern  von  keinem  Einfluß  auf 
das  Gesamtbild  sind.  Dem  Muttergestein  entspricht  auch  der  daraus 
entstandene  Boden.  So  finden  wir  im  Süden  im  Bereich  der  Grau- 
wacke eine  nur  gering  mächtige  Ackerkrume  in  der  Stärke  von 
g — 50  cm,  die  eine  mehr  lehmig-tonige  Beschaffenheit  aufweist  Der 
Tonschiefer  liefert  einen  braunen,  gran^gen,  mit  Faulachiefer  häufig 
vermengten  Lehmboden.  Der  Untergrund,  soweit  man  von  einem 
solchen  sprechen  kann,  besteht  aus  schwerem  Lehm  und  Ton  mit 
größerer  oder  geringerer  Steindurchsetzung.  Wenigstens  der  vierte 
Teil  aller  Böden  ist  als  zu  den  Steinböden  gehörig  anzusprechen,  in 
denen  wir  mindestens  80  Proz.  als  Steinfragmente  Ober  2  mm  Durch- 
messer vorfinden. 

Der  Humusgehatt  der  Böden  ist  nach  dem  Zersetzungsgrad  und 
der  Nutzung  der  Böden  ein  verschiedener;  so  finden  wir  z.  B.  in  den 
Haubergen,  auch  auf  Grauwackeböden,  einen  recht  hohen  Gehalt. 
Da  diese  Böden  aber  meist  kalt  und  sauer  sind,  so  wirkt  der  Humus- 
gehalt eher  schädigend  als  nützlich.  In  den  Steinböden  ist  infolge 
der  starken  Durchlüftung  die  Zersetzung  eine  zu  lebhafte,  wodurch 
die  Ansammlung  organischer  Substanz  unmöglich  wird.  Letztere 
Böden  verlangen,  wenn  sie  in  Kultur  »ch  befinden,  eine  häufige 
Düngung  mit  Stallmist;  sie  sind  Düngerfresser,  die  der  Volksmund 
als  „wilde  Böden**  bezeichnet 

Unter  Schädigungen  durch  stagnierende  Nässe  haben  die  Böden 
im  allgemeinen  nidit  zu  Idden.  Die  geringe  Mächtigkeit  und  die 
meist  hängige  Lage  madien  eine  Entwässerung  üiaerflüsstg,  abge- 
sehen von  solchen  Stellen,  die  in  einer  Senke  liegen.  Solche  Flächen 
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werden  meist  durch  das  Vorkommen  von  Quellen  in  Sümpfe  und 
Moraste  verwandelt  Erst  durchgreifende  Meliorationen  ermöglichen 
es,  diese  Stellen  zu  nutzen.  Schädigender  als  der  Überschuß  an 
Wasser  wird  in  manchen  Jahren  der  Mangel  an  solchem,  denn  durch 
die  Lockerheit  des  Tonschieferbodens  ist  die  Wasserkapazität  nur 
eine  geringe,  sodaß  vollständige  Mißernten  als  Folgezustand  sich 
einstellen. 

Die  jstoffliche  Zusammensetzung  ist  je  nach  dem  Muttergestdne 
eine  verschiedene.  Am  ungünstigsten  fOr  die  Kultur  sind  die  kalk- 
armen Tonschieferböden»  während  die  Grauwackeböden  einen  höheren 
Gehalt  an  mineralischen  Nährstoffen  besitzen.  Im  nördlichen  Teile 
des  Kreises,  in  dem  Gebiete  des  Massenkalkes  ist  der  Boden  für  den 
Ackerbau  am  günstigsten.  Die  dortigen  Feldmarken  sind  infolge 
ihrer  geschätzten  Lage  zu  den  fruchtbarsten  des  Kreises  zu  rechnen. 

Ungünstig,  wie  der  durchweg  für  den  Ackerbau  wenig  geeig- 
nete Boden,  sind  die  metereologiscben  Verbältnisse  des  Kreises.  Da- 
durch, daß  er  im  Norden  zu  einer  Senke  sich  abflacht  und  im  Süden 
und  Westen  von  hohen  Gebirgszügen  umgeben  ist,  haben  die  Luft- 
strömungen, die  von  Norden  oder  Osten  kommen,  in  den  nach  Nor- 
den sich  öfhienden  Tälern  leichten  Zutritt.  Sind  diese  Luftströmungen 
feucht«  so  verdichten  sie  sich  infolge  des  Hinaufstreichens  an  den 
Berghängen  zu  Regen  oder  Nebel,  während  trockne  im  Sommer 
eine'  große  Dürre,  im  Winter  strenge  Kälte  zur  Folge  haben.  Ebenso 
werden  alle  Gewitter,  die  von  Norden  und  Osten  aufziehen,  durch 
die  höheren  Erhebungen  im  Süden  und  Westen  festgehalten,  sodaß 
ein  jedes  Gewitter  eine  mehr  oder  weniger  lange  Regenperiode  nach 
sich  zieht,  darakteristisch  für  diese  Gegend  sind  die  als  „sauer-> 
ländtsche  Nebel"  bekannten  dichten  und  kalten  Nebel,  die  «ch  im 
Frühjahre  und  Herbste  allabendlich  in  den  Tälern  bilden  und  durch 
die  Erzeugung  katarrhalischer  Krankheiten  besonders  gefilrchtet  sind. 

Aus  den  Notizen,  die  in  Forstberichten*)  sich  fanden,  ist  der 
Verlauf  der  Jahreswitterung  etwa  folgender. 

Der  kalte  und  fast  regelmäßig  schneereiche  Winter  dauert  bis 
in  den  April  hinein,  Schneetreiben  im  Mai  sind  keine  Seltenheiten. 
Die  Temperatur  sinkt  durchschnittlich  auf  15 — 20^  C.  unter  o^  wenn- 
gleich die  letzten  Jahre  in  dieser  Hinsicht  günstiger  gestellt  waren. 
Das  Frühjahrswetter  tritt  plötzlich  ein,  über  Nacht  wehen  warme 
Winde  und  nach  einigen  Tagen  zeigt  die  Gegend  ein  Bild  freudigen 


1)  Jährliche  Foisibericbte ,  die  von  der  Kommunalobcrfönterei  Olpe  der  Rcgi^jruug 
einztiiendcD  lind. 
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Wachsens  und  Spros&ens.  Das  Quecksilber  steigt  schnell,  innerhalb 
weniger  läge  tinden  wir  eine  .Vmplitiide  von  30 — 40^  C.  Dipser 
plötzliche  Umschw  ung  im  WLtter  ist  seit*  n  von  langer  Dauer,  meist 
folgen  kalte  Nachte  utul  anhaltend  r<  g^nerisches  Wetter.  Durch  die 
lange  Dauer  des  Winters  wird  die  Friihjahrsbestell/eii  sehr  verkürzt, 
sodaß  sich  alle  Hände  regen  müssen,  um  die  Felder  herzurichten  und 
einzusäen.  Durch  diese  Arbeitjshaufung  ist  \  ielfach  eine  entsprechende 
Bodenbearbeitung  unmöglich.  Ist  das  l  eid  vor  Winter  umgebrochen, 
dann  kommt  es  meist  zu  seinem  Rechte,  ist  dieses  nicht  g^eschehen, 
so  findet  nur  eine  oberflächlii  lie  Lockerung  statt  Am  meisten  haben 
die  Kartoffeln  unter  dieser  flüchtigen  Bestellung  zu  leiden,  .sie  werden 
oft  kaum  mit  F.rde  bedeckt,  wodurch  Spätfröste  die  Saat  verfrieren 
lassen  und  zu  einer  Xeupflanzung  zwingt  n^  wenn  sie  nicht  wegen 
der  schon  zu  weit  vorgerückten  Jahreszeit  unmöglich  wird.  Un- 
empfindlicher i.st  der  Hafer,  der  auch  auf  weniger  gut  hergerichteten 
Feldern  fortkommt,  während  der  Winterroggen  sehr  unter  dem  Auf- 
frieren ,  das  die  warmen  Tage  und  kalten  Nächte  bedingen ,  zu 
leiden  hat. 

Die  Heuernte  beginnt  durchschnittlich  Anfang  Juli,  der  Grummet- 
schnitt  selten  vor  Mitte  bis  Ende  September.  Den  Roggen  kann 
man  gegen  den  20.  August  schneiden,  während  der  Hafer  in  Jahren 
mit  nasser  Witterung  noch  Anfang  September  ♦grün  ist,  seine  Ernte 
macht  in  solchen  Jahren,  ebenso  wie  die  der  Kartoffel  viele  Schwierig- 
keiten, oft  wird  sie  durch  den  zu  frühzeitigen  Eintritt  des  Winters 
sogar  unmöglich.  Anfang  Oktober  machen  sich  die  Vorboten  des. 
Winters  bemerkbar,  weshalb  man  nicht  mit  Unrecht  von  einem  „rauhen 
Sauerlande"  spricht. 

4.  Politische  Verhaltnisse  und  die  Bevölkerung^  des  Kreises. 

Die  ältesten  geschichtlichen  Nachrichten  Ober  das  Territorium 
des  heutigen  Kreises  Olpe  reichen  nach  Seibertz,  bis  in  die  Zeit  der 
fränkischen  Kaiser  zurück Nach  dem  ruhmlosen  Ende  der  letzten 
Karolinger  zerfiel  das  durch  Schwertgewalt  mit  dem  Frankenreiche 
vereinigte  Herzogtum  Sachsen  wieder  in  die  Teile,  aus  denen  es  ge- 
bildet worden  war.  Die  Oberherrschaft  im  Lande  fahrten  Herzöge 
und  Grafen,  daneben  war  die  kölnische  Kirche  emsig  bestrebt  ihren 
dortigen  Grundbesitz  durch  Schenkungen  und  Ankäufe  zu  erweitem. 

Xach  der  Ächtung  Heinrichs  des  Löwen  im  Jahre  11 80  gab 
Friedrich  Barbarossa  den  .»ducatum,  qui  dicitur  Westfaliae  et  Anga- 

I)  Seibertz,  Lande*-  vod  RechiiBeKhidite  Weitfakm». 
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riae*',  als  Herzogtum  Westfalen,  dem  Erzbischof  von  Köln  I%ilipp 
von  Heinsberg.  Bis  zum  Jahre  1801  verblieb  unser  Kreis  unter 
kurkölnischer  Herrschaft.  Zum  Schutze  gegen  die  Übergriffe  des 
landsessigen  Adels  befestigten  die  Erzbiscfaöfe  die  größeren  Dörfer 
und  gaben  ihnen  Stadtrechte.  So  wurde  im  Jahre  131t  das  Dorf 
Olpe  mit  W&llen  und  Gräben  umgeben  und  zur  Stadt  erhoben.  Die 
Bedrückungen  des  Adels  der  Bürgerschaft  gegenüber,  müssen  nur  * 
vorübergehend  gewesen  sein,  denn  bald  linden  wir  mehrere  Bündnisse 
zur  gegenseitigen  Hülfe  und  Unterstützung  in  der  Vertretung  ge* 
meinsamer  Interessen.  Sie  wollen^)  „by  ein  blinen  ohngedeilet  by 
dem  gudem  Heren  sente  Petem  und  der  hilligen  Kirchen  zo  Collen 
ond  were  es  Sache  dat  er  eyn  beschwert  ouch  verwdltget  oder  ober- 
fallen würde,  wan  jemant  darinnen  sich  beduchte  ond  zu  kurtz  ond 
ongutlich  gesdiehe,  dan  sol  ein  vor  den  anderen  treulidi  bidden  ond 
syne  Dage  leisten  ond  trostlidi  wehren  ond  husen  ond  herbergen 
ond  beschützen'*. 

Die  politische  Verfassung  des  Krdses  zeigte  im  15.  Jahrhundert 
Einrichtungen,  die  große  Übereinstimmung  mit  der  attgermanischen 
Verfassung  hatten.  So  linden  wir,  daß  jedes  Kirchspiel  ein  Gericht 
oder  Amt  eine  „Schultheissei**  hatte,  die  von  einem  Schultheißen  und 
den  Schöffen  verwaltet  wurde.  Letztere  vertraten  die  Rechte  der 
Gemeinde  dem  Schultheißen  gegenüber,  wahrend  dieser  die  Gerichts* 
barkeit  und  polizeilichen  Funktionen  in  seinem  Bezirke  ausübte,  so- 
daß  er  als  heutiger  Amtmann  anzusehen  ist.  Die  Schultheißen  un- 
terstanden Gaugrafen,  die  für  einen  größeren  Bezirk  die  richterliche 
Gewalt  hatten. 

Aus  dem  Angeführten  ersehen  wir,  daß  die  Herrschaft  der 
Grundherrn  nur  eine  geringe  und  meist  nur  in  Verwattungssachen 
zu  sehen  war.  Der  überwiegende  Teil  der  Bevölkerung  bestand  aus 
freien  Bürgern,  die  Bauern  mußten  nur  geringe  Abgaben,  z.  B.  Frucibt- 
zehnten,  Heuzehnten  und  Holzzehnten  leisten.  Von  einer  Bevor- 
mundung drückender  Art,  sei  es  durch  den  Landesherrn,  adelichen 
Grundherrn  oder  die  Kirche,  haben  die  Bewohner  des  Kreises  Olpe 
sich  frei  zu  halten  verstanden.  Herrschaften  und  sonstige  Ritter-- 
sitze  fanden  sich  im  südlichen  Teile,  in  dem  Gebiete  der  Hauberge, 
überhaupt  nicht  So  schreibt  ein  J.  von  Stockhausen*);  „daß  keine 
Herrschaften,  kein  Ritteratz,  noch  adeliger  Hof  in  den  Gerichten 

J)  beiberiz,  Urkunücnbuch  zur   Landes-  und   Kechtsgcschidiie  Wcsifaicns  1858, 

S.  149. 

2)  Verfamng  Und  Hbtorisdie  Nacbiichtcn  derer  Slitten  und  Gerichten  Olpe,  Drob- 
bagen  and  Wenden  im  Hersogüiamb  Wettfalen,  von  J.  von  Stockhausen,  Olpe  1781. 
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Olpe,  Drolshagen  und  Wenden  gewesen  wären,  hingegen  hätten  der 
Reichsfreiherr  von  FOrstenberg«  der  Freiherr  von  Meschede«  das 
Kloster  zu  Drolshagen»  verschiedene  Güter  in  dem  Kreise",  diese 
waren  den  Brauern  zu  L^en  gegeben.  Jedoch  sagt  Stock  hausen: 
«Bey  Viden  derselben  wird  Theils  die  qualität  des  Lehens,  Theils 
auch  der  nexus  selbsten  Bezweifelt,  worunter  sowohl,  alß  dn  StQck 
angeblicher  Felonien  und  daraus  erwachsen  Seye  seilender  Heimfäl- 
ligkeiten  an  verschiedenen  Dicasteriis  und  Gerichten  ohne  Erörterte 
Rechtfertigung  Vorliegen;  und  aus  diesen  Ursachen  Können  die 
wahre  Besitzern  noch  zur  Zeith  nicht  mit  ganz  gewisser  und  durch- 
gängiger Zuverlässigkeit  Benennet  werden,  da  die  quaestio  an 
Bey  Vielen  ohne  entschieden  ist*'  Als  im  Jahre  1801  KurfOrst  Maxi- 
milian Franz  starb,  wurde  von  den  Ständen  am  7.  Oktober  1801 
Erzherzog  Anton  Viktor  von  Osterreich  in  Arnsberg  gewählt.  Dieser 
trat  jedoch  die  ihm  angebotene  Regierung  nicht  an,  weil  durch  den 
Reichsdeputationshauptschluß  vom  25.  Februar  1803  das  alte  kur- 
kölnische Land  aufgelöst  und  diejenigen  Teile,  die  das  Herzogtum 
Westfalen  gebildet  hatten,  dem  Großherzog  I^udwig  von  Hessen- 
Darmstadt  als  Entschädiguiigsland  aberwiesen  wurden.  Durch  Patent 
vom  6.  Oktober  1802  nahm  dieser  von  dem  Lande  Besitz,  trat  aber 
am  8,  Juli  i8iö  dasselbe  an  die  Krone  Preußens  ab.  Seit  dieser  Zeit 
gehört  es  zum  Regierungsbezirk  Arnsberg. 

Die  Einwohnerzahl  des  Kreises  betrug  nach  den  Volkszählungen 
in  den  Jahren: 

1825  1840         1861  1671 

24623       25086       28826       30949  Personen. 

Seit  dem  Jahre  1825  bis  1871  hat  ein  Zuwachs  von  25,7% 
stattgefunden.  Nach  der  letzten  Zählung,  die  am  1.  Dezember  1900 
stattfand,  war  der  Kreis  mit  36872  Menschen  bevölkert,  von  denen 
3  t  076  oder  85%  auf  dem  Lande  wohnen.  Vergleichen  wir  die  Zahl 
der  Einwohner,  die  fOr  das  Deutsche  Reich  auf  1  qkm  kommen  mit 
der,  die  sich  fOr  den  Kreis  Olpe  auf  den  gleichen  Flächenraum  er- 
gibt, so  bleibt  letztere  wesentlidi  zurück.  Im  Kreise  Olpe  kommen 
durchschnittlich  59,47  Personen,  in  Deutschland  104,2  auf  t  qkm. 
Da  aber  der  Ackerbau  infolge  der  gebirgigen  Lage  des  Kreises  nur 
in  geringem  Umfange  möglich  ist  und  sonstige  gewerbliche  Erwerbs- 
quellen selten  sind,  ist  die  Bevölkerungsdichtigkeit  als  eine  zu  starke 
zu  bezeichnen,  die  der  Ernährungsfähigkeit  des  Kreises  nicht  ent- 
qnicht  Als  Ursache  der  zu  dichten  Bevölkerung  führen  wir  den 
früher  blühenden  Bergbau  und  die  große  Fruchtbarkeit  der  Ehen  an, 
indem  Ehen  mit  8—10  Kindern  nicht  zu  selten  sind. 
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Nach  dem  Keltgionsbekenntnis  aberwiegt  die  katholische  Kon- 
fession.  Juden  finden  sich  nur  wenig  im  Krdse. 

Eine  Sondening  der  Bewohner  in  eine  städtische  und  «ne  länd- 
liche, sowie  in  eine  ausgesprochen  landwirtschafdiche  und  Industrielle 
Bevölkerung  ist  nicht  scharf  durdiftthrfoar.  Sowohl  die  städtische 
wie  industrielle  Bevölkerung  treibt  in  Nebenbeschäftigung  Ackerbau, 
wodurch  die  Veränderungen  in  den  wirtschaftlichen  Konjunkturen 
der  Arbeiterbe vOlkerung  weniger  fühlbar  wurden.  Bis  in  die  sieb- 
ziger Jahre  des  verflossenen  Jahrhunderts  blQbte  der  Eisensteinberg- 
bau und  die  Schläge  der  Hammerwerice  tönten  in  den  Tälern,  Heute 
liegen  diese  alie  Inacfa.  nur  einige  Walzwerke  haben  sich  als  Zeugen 
einstigen  GewerbefleiJ&es  erhalten.  Diese  beschäftigen  ebenso  wie  die 
KalksteintMüche  bei  Attendorn,  die  Kupferbergwerke  in  Olpe  und 
die  Schwefelkiesgruben  bei  Meggen,  nur  einen  Bruchteil  der  Be> 
völkerung.  Von  einer  ausgesprochenen  Fabrikbevölkerung  kann  man 
auch  bei  dieser  Berufsgruppe  nicht  spredien,  jeder  verheiratete  Ar- 
beiter hat  etwas  Feld  im  Besitz,  wodurch  er  seine  freie  Zeit  nutz- 
bringend verwertet 

Den  Charakter  des  Sauerländers  bezeichnet  man  am  treffend- 
sten mit  den  Worten  «lieber  grob  aber  ehrlich,  als  fein  und  falsch**. 
In  den  von  den  Verkehrswegen  abgelegenen  Bergdörfern  haust  ein 
arbeitsamer,  biederer  Volksscfalag,  der  trotz  den  augenblicklichen  un- 
günstigen Verhältnissen  durch  Genügsamkeit  und  Sparsamkeit  den 
Ausfall  an  Verdienst  zu  ersetzen  sucht.  Allerdings  finden  wir  auch 
viele  Charaktere,  die  es  nicht  verstanden  haben,  nach  den  früheren 
guten  Jahren  jetzt  die  weniger  guten  zu  ertragen,  die  anstatt  dur^ 
intensive  Bodennutzung  einen  Mehrertrag  ihren  Feldern  abzuringen, 
die  Felder  vernachlässigen. 

Dies  gilt  vornehmlich  von  den  Kleinstellenbesitzem,  die,  solange 
der  Eisensteinbergbau  und  der  Betrieb  der  Eisenhütten  im  Flor  war» 
eine  lohnende  Verwertung  ihrer  freien  Zeit  fanden,  wodurch  ein  ge- 
wisser Wohlstand  im  Kreise  herrschte.  Als  aber  dieser  Erwerbszweig- 
verloren  ging  und  es  an  einem  anderen  Erwerbe  fehlte,  war  eine  Ab- 
wanderung zu  neuen  Arbeitsstätten  die  näehste  Folge.  Vornehmlich 
wurde  Amerika  als  Ziel  ausersehen,  so  ist  namentlich  in  den  sechziger 
Jahren  ein  lebhafter  Zug  zur  Auswanderung  bemerkbar.  Dieser  Wander- 
trieb war  nicht  von  langer  Dauer,  da  der  Kleinstellenbesitzer  es  ge- 
lernt hatte,  sich  nach  der  Decke  zu  strecken.  Das  wenige,  was  ihm 
gehört,  wird  mangelhaft  bewirtschaftet,  eine  gewisse  Verzagtheit 
hat  in  seinem  Herzen  Platz  gegriffen  und  mißmutig  läßt  er  die  sonst 
so  rührigen  Hände  sinken.   Eine  starke  Verschuldung,  die  zum  teil 
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durch  das  ]\ingfohen  \  on  Wechsel j^eschäften,  besonders  drückend  ge- 
worden ist,  laßt  den  Besitz  als  eine  gn)ße  Last  empfinden,  die  den 
größten  I\-il  der  baren  Hinkünfte  verschlingt,  so  daii  der  Klein- 
stellen besitz  er  sich  besser  stehen  würde,  wenn  er  sich  des  hemmenden 
Ballastes  entäußerte. 

Die  Mutlosi^^keit  hat  ihre  l'rsarhe  auch  in  dem  stark  ansjßfebil- 
deteiii  Hange,  am  Althergebrachten  festzuhalten  und  mit  /aber  P.nergie 
lieber  weniger  aus  seinem  Besitze  lierauszuw  ü  L-sciiaften  und  mit  ge- 
ringem Verdienste  sich  zufrieden  zu  geben,  als  Neuerungen  vorzu- 
nehmen. So  offen  und  freundlich  der  Sauerländer  geijfen  jeden 
Fremden  ist,  umso  verschl«  )ssencr  wird  der  so  wie  so  sch«>n  schweigsame 
Bergbewohner,  wenn  man  beginnt,  ihn  zu  einer  Änderung  in  seinem 
Wirtschaftsbetriebe  zu  bewegen.  Dies  kommt  nicht  zum  geringsten 
daher,  daß  eine  Gemeinde  als  eine  grolk»  Familie  angesehen  wird. 
Freud  und  Leid  wird  gemeinsam  geteilt,  und  lieber  verzichtet  man 
auf  einen  persönlichen  Vorteil,  wenn  der  Nachbar,  der  nicht  mittuen 
will,  dadurch  Schaden  erleiden  könnte.  So  kommt  es  auch,  daß  es 
nur  unter  Überwindung  größter  Schwierigketten  und  meist  unter 
Anwendung  von  staatlichen  Zwangsmaßregeln  möglich  wird,  eine 
unbedingt  notwendige  Neuerung  auszuführen.  Der  Siegerländer  ist 
das  gerade  Gegenteil,  genossenschaftliche  Verbände  können  dort  mit 
leichter  MOhe  gebildet  werden  und  segensreich  wirken. 

Die  Bewohner  dieser  (rebirgsstriche  zeigen  sich  von  jeher  als 
tapfer  und  von  persönlichem  Mut  beseelt,  „ein  geübtes  Volk ')  gute 
tapfere  Soldaten  und  Kriegsleute  zu  geben",  läßt  Achenbach  den 
Chronisten  Johann  Textor  sagen.  An  gleicher  Stelle  erzählt  ein  Graf 
Melander  von  Holzappel:  „Je  suis  seulement  vrai  Aleman,  mais  de 
plus  Westerwaldien ,  qui  vaut  autant  selon  le  dire  de  feu  Monsieur 
le  prince  Maurice  de  glorieuse  memoire  que  deux  autres  Alemans. 

Die  Lebensweise  der  Bewohner  ist  eine  sehr  einfache.  Die 
Hauptnahrung  bildet  die  Kartoffel,  die  3  —  4mal  am  Tage  verschieden 
zubereitet  auf  dem  Tische  erscheint.  Dazu  wird  Schwarzbrot  und 
vereinzelt  auch  ein  aus  Gerste  oder  Hafer  hergestelltes  Weißbrot 
gegessen«  Fleisch  wird  nicht  täglich  konsumiert  Der  Kleinbauer 
bemüht  sidi  mit  demjenigen,  was  seine  Wirtschaft  ihm  darbietet,  er 
schlachtet  i — 2  Schweine,  mitunter  i  Rind  oder  i  Schaf,  dieses  bildet 
seinen  jährlichen  Fleischkonsum.  Nur  an  besonderen  Festtagen  er- 
scheint ein  „Festbraten**  auf  dem  Tische.  Der  Genuß  von  Hülsen- 
früchten ist  dn  weitverbreiteter,  diese  werden  meist  in  Form  von 


I)  Achenbach,  Der  Kreis  Siegen  1865,  S.  44. 
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Suppen  \  cr/,ehrt.  Der  Konsum  alkohulhaltiger  Getränke  ist  auf  dem 
Lande  j^^crinjjf.  nur  an  den  vSonn-  und  Feiertagen  besucht  der  Mann 
die  Wirtschaften.  Hier  beschäftigt  er  sich  aber  mehr  mit  politischen 
Fragen  als  mit  einem  gegenseitigen  Austausch  von  wirtschaftlichen 
Erfahrungen. 

Die  Steinbruchindnstrie  wirkt  auf  den  Charakter,  besonders  der 
jungen  T.eute  demoralisierend  ein,  es  zeigt  sich  wieder.  daP)  holier 
Verdienst  nur  selten  eine  Anregung  zur  personlichen  Sparsamkeit 
bedingt.  Was  mehr  verdient  wird,  wandert  in  die  Wirtshäuser  und 
wo  sonst  Ruhe  und  Stille  herrschte,  tönt  jetzt  an  den  Sonntagen 
lautes  Lärmen  und  Treiben.  Der  höhere  Verdienst,  der  in  den  Stein- 
brüchen den  .A,rbeilern  geboten  wird,  wirkt  auch  auf  die  Besoldung 
der  landwirtschaftlichen  lagelohner  ein;  der  Tagelohn  ist  bei  voller 
Beköstigung  auf  1,70—1.80  M.  gestiegen. 

(xroßere  X'ergnügungen  werden  nur  selten  gefeiert.  Em  allge- 
meines Volksfest  ist  das  jährliche  „Schützenfest",  welches  unter  all- 
seitiger l-jeteiligung  von  der  Schützengesellschaft,  die  ihre  Gründung 
als  eine  Schutz-  und  Trutzgesellschaft  des  Kirchspieles  Iiis  in  die 
Frühzeit  des  Mittelalters  zurückführen  kann,  gefeiert  wird.  Ebenso 
hält  es  jeder  gediente  Soldat  für  seine  Pflicht  und  Schuldigkeit  Mit- 
glied des  Kriegrervereines  zu  sein.  In  neuerer  Zeit  finden  auch  land- 
wirtschaftliche Vereine  immer  größeren  Eingang. 

5.  Größe  und  Verteilung  des  Grundbesitzes. 

Für  die  wirtschaftliche  Leistungsfähigkeit  einer  Gegend  ist  \on 
durchgreifendem  Kinfluß  die  Möglichkeit  den  noLwendigen  Bedarf  an 
Brotgetreide  selbst  zu  decken.  Wenn  auch  für  so  kleine  Gebiete, 
wie  es  der  Kreis  Olpe  ist,  bei  den  heuligen  Verkehrsverhältnissen 
die  Bedeutung  dieser  Frage  zurücktritt,  so  hat  sie  aber  für  diese 
Gegend,  die  vorwiegend  ackerbautreibende  Bevölkerung  aufweist,  die 
dazu  nur  über  geringe  Barmittel  verfügt,  ein  großes  Interesse.  Ein 
solches  fühlt  man  besonders  in  Jahren  des  ^^iP)wachses,  in  denen  das 
ungünstige  Verhältnis  zwischen  getreidejin »duzierender  Fläche  und 
GesaniLilache  doppelt  scharf  hervortritt.  Wenn  wir  uns  den  Kreis 
Olpe  darauf  hin  anseiien,  so  zeigt  uns  letzterer,  wie  aus  nachfolgemh-r 
Tabelle')  ersichtlich,  gegenüber  dem  Deutschen  Reiche  ein  stark  ab- 
weichendes Verhältnis. 

1)  Die  in  der  Tabelle  aiigeffllirten  Zahlen  sind  lOr  den  Kreis  Olpe  einer  StMtetik, 

die  im  Jahre  1900  vom  Königlichen  Landratsanile  Olpe  erhoben  worden  ist,  entnommen; 
di?  für  d.i<i  dcuisclie  Reicb  stammen  aus  dem  Vierteijabrshelt  der  Statistilt  des  deuiscben 
Reiches  1900  II. 


Digitized  by  Google 


—    i5  — 


Von  der  üesamtbodenflac he  sind: 

im  Kreise  Olpe         im  Deutscbea  Reiche 


in  h» 

% 

in  ha 

0 

0 

Aikrt-  und  Guteoland 

13  027  20 

21,05 

26  257  100 

48.6 

463a 

5  956  «60 

11,0 

Weiden  und  HatDDgen  . 

143« 

2  706  710 

5.0 

Haus-  und  Hofraum   .  . 

Od-  und  Unland    .    .  . 

.         420  90 

0.68 

j  5013520 

9.3 

Wege  und  G«wlracr  .  . 

1  495  47 

Wald  

40  247  60 

^5i33 

13  99;  S^o 

»5.9 

Gesamtiiäche  

61  997  76 

53  929  300 

Im  Kreise  Olpe  bleibt  demnach  die  Fläche,  die  ausschließlich 
dem  Ackerbau  dient,  weit  hinter  derjenigen  zurück,  die  im  I>eutschen 
Reiche  so  genutzt  wird.  Während  im  genannten  Kreise  nur  21  Proz. 
der  Gesamtfläche  dem  Ackerbau  dienen,  finden  wir  in  Deutschland 
48,6  Proz.  des  Grund  und  Bodens  mit  Arkersjewärhsen  bestellt,  so- 
daß  die  Verhähnisse  bei  der  relativ  starken  Bcvf )lkerung  als  äußerst 
ungünstige  anzusehen  sind.  Die  Mißlichkeit  dieser  ungünstigen  Nutzung 
des  Grund  und  Bodens  wird  im  geringen  Grade  dadurch  ausgeglichen, 
daß  die  Fläche,  die  zur  Kornerzeugung  dient,  durcli  die  Haubergs- 
wirtschaft  einen  Zuwachs  erfährt,  indem  leUtere  in  jedem  Jahre  einen 
Teil  des  Waldes  zur  Korneinsaat  abgibt. 

Der  Betrieb  der  landwirtschaftlichen  l  'nternelM-nungen  liegt  durch- 
weg in  (ien  I  landen  <les  Kleinitesitzes.  ( ir< )ßerc' ( xiiter  mit  über  100  ha 
Gesamtfläche  fehlen  im  Süden  vollständig;  nur  auf  den  alluvialen 
Trdböden  des  iv">rdlichen  Kreises  finden  wir  größere  staatliche  und 
private  Besitzungen. 

£s  waren  an  Betrieben  vorhanden'): 


1 

c  -  - 

■> 

1900 

(irolic 

Anzahl 

Größe 

unU-T  1,25 

ha 

2329 

0—10  ha 

3542 

>.4S~7,S 

♦» 

2201 

10—15 

580 

7.5-75 

t> 

1677 

15-  20 

236 

75-150 

>» 

5' 

20-50  ,. 

479 

Aber  150 

«1 

1 1 

SO— 100,. 

M3 

6269 

al>er  too„ 

34 

4814 

Bei  der  Aufstellung  im  Jahre  1875  hat  man  eine  andere  Größen- 
verteilung wie  im  Jahre  KiOo  gewählt.  Aus  diesem  <  irunde  ist  es 
nicht  möglich,  nach  einem  Schema  obige  Tabelle  auf/ustellen.  Den- 
noch ersehen  wir  aus  obiger  Ausfuhrung,  dal)  die  Zahl  der  l'.etriebe 
in  den  letzten  25  Jahren  L;esunken  ist.  vornt  limlich  trifft  dickes  den 
Kleinstellen  besitz.  Trutz  alledem  l)leibt  dir  l'.esitzverteilung  eine  sehr 
ungiinstige,  indem  der  unselbständige  Besitz  dominierend  ist. 

I)  Obige  Tabelle  habe  ich  aas  Notierungen  des  Königlichen  Landratsamlea  Olpe 
zusammengestellt. 
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Die  Erfahrung  hat  gelehrt,  daß  es  för  den  privatwirtschaftlichen 
Erfolg  der  landwirtschaftlichen  Betriebe  am  günstigsten  ist,  wenn  alle 
Besttzgruppen .  Grroßbetriebe  wie  Kleinstellenbesitz  in  einem  ent- 
spredienden  Verhältnis  sich  vorfinden.  Ein  zu  starkes  Olierwiegen 
des  einen  wirkt  nicht  nur  ungünstig  auf  die  Rentabilität  der  Unter* 
fiehmungen,  sondern  auch  auf  das  soziale  Wohl  des  Volkes.  Die 
Nachteile  dieser  ungünstigen  Besitzverteilung  machen  sich  denn  auch 
überall  bemerkbar.  An  eine  vorteilhafte  Vereinigung  von  Arbeit  .und 
Kapital»  wie  es  bei  größerem  Besitze  möglich  ist,  ist  hier  nicht  zu 
•denken.  Weite  Wege  müssen  unternommen  werden,  um  eine  Be- 
.schäftigung  vorzunehmen,  die  in  kurzer  Zeit  erledigt  ist  Änderungen 
und  Verbesserungen  sind  nur  im  genossenschafdichen  Verbände  nx  >g- 
lich,  der  schwer  und  meist  nur  für  vorübergehend  zu  erzielen  ist  Es 
fehlt  vor  allem  an  der  Anregung  durch  den.  Großbesitz  den  Klein- 
bauern mit  den  Fortschritten  der  Wissenschaft  und  Technik  vertraut 
zu  machen. 

Die  einzelnen  Besitzungen  liegen  in  zahlreichen  kleinen  Dörfern 
und  Kolonien,  die  oft  nur  aus  5 — to  Häusern  besteben,  zusammen. 
Ein  Hofsystem,  wie  es  in  den  meisten  Gegenden  der  Provinz  West* 
falen  vorkommt,  kennt  man  hier  nicht.  An  einem  Wasserlaufe,  in 
«inem  gesdiützten  Tale  oder  sonst  geeignetem  Orte,  finden  wir  die 
Ansiedelungen.  Bunt  durcheinander,  ohne  Rücksicht  auf  jegliche 
Bequemlichkeit  sind  die  durchweg  primitiven  Wohnungen  aufgelsaut 
Strohgedeckte  Häuser  mit  dem  altsächsischen  Wahrzeidien,  den  Pferde- 
köpfen, an  der  vorderen  Dachfirst,  findet  man  noch  zahlreich. 

Verpachtungen  kommen  auf  dem  I^nde  nur  in  geringer  Zahl 
vor.  Meist  wird  nur  der  Grundbesitz  der  Kirche  und  Schule,  in 
neuerer  Zeit  aber  auch  solcher  der  Stadtbewohner,  verpachtet  Nach- 
stehende Tabelle^)  zeigt  uns,  daß  vornehmlich  Parzellen  unter  i  ha 
.als  Pachtland  bewirtschaftet  werden. 

Von  den  landwirtschaftlichen  Betrieben  werden  verpachtet: 


Betriebe  unter  1  ha   15  Proz. 

von    t  —  2  ha    ....  1,2 

„     2—10  ha  ...   .  0,6  „ 

„        ,.    10 — 50   0,1  ,. 

,.        „    so — 100  ha  .   .   .   .  0,02  „ 


6.  Bodenbearbeitung  und  Benutzung  des  Bodens. 

Die  mechanische  Bodenbearbeitung  liegt  im  Kreise  Olpe  im 
Argen.   Mag  die  Ungunst  des  Klimas  und  die  geringe  Mächtigkeit 

1)  Die  Zahlen  sUtniucii  aus  den  Erbebungen  des  Königlichen  I^ndraUianucs  Oipe. 
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des  Bodens  wohl  erschwerend  wirken.  m>  kann  doch  nicht  peleiii^tiet 
werden.  daU  der  größte  Teil  der  Bauern  es  an  der  atjiii^cn  Si»r^taU 
fehlen  läßt.  Vor  allem  arbeitet  man  zumeist  ii<>rh  mit  A(  ker  i^rr.iteii, 
die  ihren  Zweck  nicht  erfüllen,  so  wird  vielfarli  n.  x  h  ein  h'  )lzt  rner 
Pflug,  dessen  Streichbrett  mit  Eisen  beschUigen  ist,  Ixiuit/t  Nur 
allmählich  i^eht  man  in  letzter  Zeit  zu  eisernen  I 'fluiden  über.  Die 
Boden gesL*iltung  bedingt  die  l^nut/uinj;^  eines  Doppeljjflu^fS  bei  dem 
aut  zwei  entgegengesetzten  Seiten  des  Pflugbaumes  l'flugki'rjxr  äu- 
get )rachL  sind,  sodaß,  während  der  eine  .irbeitet.  der  andere  in  der 
Luft  ist.  .M.iii  })fluut  tnii  dirbun  Pflügen  stets  an  einer  Seite  des 
Feldes  und  Ix'^ituit  .m  der  Seite,  die  dem  Tale  zugelegon  ist. 

Die  übrigen  Bodenbearbeitungsinstrumente,  wie  Kggeii  und 
Walzen,  sind  auch  durchweg  mangelhaft  und  leisten  eine  minder- 
wertige Arbeit.  Da/u  kommt,  dal)  als  Zugtiere  meistens  Ochsen  ge- 
nommen werden.  Durch  die  gemächliche  Vorwärtsbewegung  die.ser 
Tiere  wird  die  Arbeit  der  Egge,  die  durch  die  Eeichtigkeii  des  höl- 
zernen Gerätes  schon  .so  wie  so  eine  mangelhafte  ist,  noch  ver- 
schlechtert. Besondere  Schwierigkeiten  bietet  der  Bodenbearl)citung 
die  tlurchweg  hangige  Eage  (Ur  Grundstücke.  In  sdimalen,  langen 
Streifen  ;'iehen  sie  sich  längs  des  Abhanges  oft  bis  auf  die  Höhen 
der  Berge  hinauf.  Durch  di»-  st.irke  Spließteilung,  die  seit  Jahr- 
hunderten im  Kreise  Sitte  war,  ist  die  durchschnittliche  Größe  der 
Flurstücke  auf  «  in  geringes  Maß  gesunken.  Sie  bewegt  sich  zwischen 
'\ — '  lia.  .\ur  wenige,  mangelhafte  Wege,  die  nicht  nur  unver 
hcuLnismäl'>ig  steil  sim],  sondern  auch  liefe,  in  den  .Schiefer  einge- 
schnittene (ileise  liabeii.  —  daß  es  den  .\nsth<'i!i  hat.  als  fahre  der 
Wagen  auf  den  Aclisen,  ermöglichen  den  Zutritt  zu  den  Feldern. 
Infolge  des  Wegemangt-ls  hat  sich  »'in  Mur/wang  erhalten.  Wie 
groß  das  Bedürfnis  nach  neuen  Wegen  ist,  gehl  daraus  hervor,  dal^ 
bei  Separationen,  tlie  im  Kreise  jetzt  häufig  stattfinden,  der  vor- 
handenen Flache  zur  Errichtung  von  Wegen  verwendet  werden  muß 
—  Hn  großer  Teil  des  Ackerlandes  —  ein  Umstand,  der  ganz  dazu 
angeiati  ist.  die  Bauern  der  Separation  abgeneigt  zu  machen. 

l>>ie  Ivihren  geschehen  auf  zw  ei  räderigen,  leichten  Karren,  die 
große  schmalspurige  Ruder,  aber  nur  ein  kleines  Gestell  haben,  das 
höchstens  2'/,—  3'  „  Ctr.  Dünger  faßt. 

Die  Düngung  der  Felder  ist  ebenfalls  unzureichend.  Dies  In  gi 
einmal  an  dem  Mangel  genügender,  guter  Stallmistmengon  und  zum 
andern  in  der  Geldknapjdieit.  die  keine  Auslagen  für  Kunstdünger 
g-estattet.  Auf  die  Gewinnung  des  .Stalldüngers  legt  man  wenig  Ge- 
wicht; die  Anlage  der  Düngerstätte  ist  primitiv  liegt  oft  hoch  in  ab- 

AMudlnngni  d.  ttttUw.  Semioan  z.  Jena,  Bd,  II,  H«ft  1.  2 
Klutnftan,  BnulwrgMiiitMlMtL 
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schüssiger  Lage,  sodal^  cüe  Tageswasser  die  wertvollsten  Substanzen 
fortführen  'f  Bei  dem  Mangel  an  Einstreustroh  greift  man  zu  schwer 
zersetzlichen  Ersatzmitteln,  wie  Ginster  und  Heidepia s.'-i^'-en,  die  man 
zum  Nachteil  der  Hauberge  diesen  entnimmt  Durch  die  sperrige 
Natur  solchen  Düngers  wird  die  so  wie  so  oft  groMe  L<Kkerheit  des 
Bodens  noch  vermehrt,  wodurch  die  Humussubstanz  schnell  umgesetzt 
wird,  ohne  v^n  den  Pflanzen  ausgenutzt  zu  werden.  Die  produzierte 
Menge  an  Stalldünger  ist  eine  geringe,  da  den  g^roßten  Teil  des  Jahres 
die  Tiere  auf  der  Weide  sich  befinden.  Eine  Düngung  von  loo — 150  dz 
pro  ha  wird  als  eine  gute  Düngung  angesehen. 

An  Kunstdünger  verwendet  man  Kalk,  Kainit,  l'homasschiacke 
und  rohes  sowie  aufgeschlossenes  Knochenmehl.  Ersteren  bezieht 
man  aus  den  Kalkwerken  des  Kreises.  Besonders  auf  den  kalkarmen 
Böden  der  Siegener  Grauwacke  ist  eine  Kalkdüngung  von  Xöten. 
Da  die  mineralischen  Pflanzennährstoffe  der  Grauwackeböden  sich 
meistens  nicht  in  einer  für  die  Wurzeln  aufnehmbaren  Form  vor- 
finden, sind  die  indirekten  Wirkungen  des  Kalkes,  besonders  die 
aufschließenden,  wichtig  und  es  müßte  eine  Kalkdüngung  noch  viel 
allgemeiner  werden.  Zu  tadeln  ist  auch  die  große  Sorglosigkeit,  die 
man  sich  vieler  Orten  bei  dem  Löschen  zu  Schulden  kommen  laßt, 
so  sahen  wir  wochenlang  die  kleinen  Häufchen,  nur  spärlich  mit 
P>de  bedeckt,  auf  dem  Felde  liegen,  sodaß  der  Kalk  allen  Einflüssen 
der  Witterung  offen  stand. 

Die  Bedeutung  der  Anwendung  künstlicher  Düngemittel  ist  den 
Kleinbauern  wohl  bekannt,  doch  fehlen  ihnen  die  genügenden  Kennt- 
nisse, um  selbständig  zu  entscheiden,  welche  Düngung  ihren  Feldern 
not  tut.  Rat  holen  sie  sich  bei  solchen,  die  bei  der  Lieferung  der 
Düngemittel  interessiert  sind,  oder  bei  gewissen  anderen  Leuten,  die  als 
Dorforakel  eine  zweifelhafte  Rolle  spielen.  Den  Aufklärungen  durch 
Vorträge  stehen  die  meisten  kalt  gegenüber,  man  läßt  es  lieber 
beim  alten. 

Die  Herrichtung  eines  Feldes  zur  Sommersaat  geschieht  meist 
so,  daß  im  Herbste  die  Flächen  umgebrochen,  eventuell  gekalkt  und 
darauf  kräftig  geeggt  werden.  Thomasschlacke,  Kainit  und  Knochen- 
mehl werden  vor  dem  Eggen  je  nach  Bedarf  gegeben.  Das  so  be- 
arbeitete Feld  Überläßt  man  den  atmosphärischen  Einflüssen  des 


I)  In  dicMin  Punkte  henscht  gerade  im  Kreise  die  gr6flle  N«ddSisigkeit.  Hebt 
Ueg^D  die  Dangerhaofea  erbSbt,  telten  in  einer  Grube  und  sind  Wind,  Sonne  und  Wett^ 

freigestellt,  damit  sie  nur  recht  ausstifen  und  we|;tjcw aschcn  werden.  Krdfänge  lieht  man 
nur  selten,  dag^n  aber  umsomebr  weggescbwemmten  Dünger  auf  den  Straikn. 
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Winters.  Im  nächsten  Frühjahr  wird  der  Boden  nur  geeggt  und  die 
Saat  flach  untergebracht   Chilisalpeter  wendet  man  nur  selten  an. 

Hinzuweisen  ist  hier  audi  auf  die  Häufigkeit  des  Auffrierens 
der  Tonschieferboden.  Diese  heben  und  senken  sich  im  Frühjahr  in 
rascher  Folge  um  oft  3—5  cm,  wodurch  der  Anbau  von  Winterge- 
treide meist  unmöglich  wird. 

Ungunst  des  Klimas  und  mangelhafte  Fruchtbarkeit  der  Felder 
bedingen  I  dafi  die  Auswahl  der  anzubauenden  Gewächse  nur  eine 
geringe  ist.  Hafer  und  Kartoffeln  sind  die  geeignetsten,  dazu  Som- 
mergerste und  Roggen  und  von  Futtermitteln  Klee  und  Runkelrüben. 

Die  Verschiedenheit  der  Qualität  der  Höhenfelder  und  der  niedrig 
belegenen  besseren  Talfdder,  sowie  die  weite  Entfernung  der  ersteren 
vom  Wirtschaftshofe  bedingen  verschiedene  Fruchtfolgen. 

Im  allgemeinen  finden  wir  auf  den  Höhenfeldern  folgende  Ro- 
tationen : 

I.  I.  Roggen  X  II.  1.  Kartoffeln  X 

2.  Hafer  2.  Roggen  X 

3.  Hafer  3.  Hafer  mit  Kleeeinsaat 

4.  Brache  X  4.  Klee 

5.  Hafer  5.  Klee 

6.  Hafer  6.-7.  Hafer 

Die  Fruchtfolge  i  wird  nur  noch  vereinzelt  auf  den  schlech- 
testen Böden,  die  nidit  kleefähig  sand  und  auf  denen  die  Kartoffeln 
vtegen  der  exponierten  Höhenlage  meistens  so  ^ät  reifen  >  dafi  ihre 
Ernte  nicht  möglich  ist,  gehandhabt.  Die  erste  Rotation  wird,  wie 
aus  alten  Urkunden  und  Berichten  zu  ersehen  ist,  schon  von  altersher 
betrieben. 

Auf  den  Xalfeldern  rinden  wir  folgende  Rotationen: 

I.  I.  Kartoffeln  II.  i.  Brache  X 

2.  Roggen  2.  Roggen 

3.  Hafer  oder  Gerste  3.  Kartoffeln 

4.  Kartoffeln  oder  Futter»  4.  Hafer  mit  Kleeeinsaat 

rüben  X  5.  Klee 

5.  Hafer  6.  Roggen  X 

6.  Klee  7.  Hafer 

7.  Klee 

Die  Fruchtfolge,  die  wir  auf  den  Talfeldem  finden,  ist  den  wirt- 
schaftlichen Verhältnissen  angepaßt,  während  die  auf  den  höher  ge- 
-e'^enen  Feldern  Übliche,  nicht  als  eine  glückliche  zu  bezeichnen  ist 
£ine  Einschränkung  des  vorherrschenden  Körnerbaues  und  Vermeh- 

2* 
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rung  des  Feldfutterbaues  würde  zu  emi>f(>hlen  sein.    Auch  wäre  eine 
Einschaltung  der  Brache  ang-ebracht,  da  man  dciiiurch  in  die  Lage 
kommt,  den  Talfeldern  einebi  ssf^re  Stallmistdüngung /ukomnieii  zu  lassen. 
Eine  für  die  I  lohenschläge  passende  wäre: 

1.  Drache  X 

2.  Kartoffeln 

3.  Hafer  oder  Roggen  mit  Kleegras 

4.  — 6.  Kleegras 
7.  Hafer 

Hindernd  können  wohl  dit.'  häufigen  Trockenperioden  der  Ein- 
führung dieser  Anbaulolgu  entgegentreten.  Durch  Wahl  eines  Klee- 
grasgemenges, das  gegen  Trockenheit  weniger  empfindlich  ist,  wird 
diese  Gefahr  abgeschwächt.  Die  standigen  Schw  icTigkciten.  die  man 
mit  der  Ernährung  des  Viehes  hat,  werden  durch  letztgenannte 
Fruchtfolge  /um  nicht  geringen  Teile  geh'>ben.  Auch  könnte  der 
Landmann  den  Talfeldern  mehr  Arbeit  zukommen  lassen,  während 
jetzt  manche  vStunde  durch  die  weiten  Wege  verloren  geht. 

Der  Hafer  l>ildet  die  llauptfruchutrt  und  wird  nach  der  Meinung 
der  dortigen  Bauern  in  zwei  Sorten  gebaut,  als  eine  leichtere,  dick- 
spelzige  Höhensorte  und  eine  schwerere,  langstrohige  Talsorte.  Nach 
unserer  Ansicht  handelt  es  sich  nur  um  eine  Sorte,  die  als  „sauer- 
landischer  Hafer  '  bekamit  ist.  Die  Abweichungen  in  der  Sorte  finden 
ihren  ( «rund  in  den  klimatischen  Verhältnissen.  Der  Ertrag  des  Hafers 
ist  in  normalen  Jahren  lohnend,  er  deckt  dann  nicht  nur  den  eigenen 
Bedarf,  sondern  es  wird  sogar  ein  Überschuß  erzielt,  der  zumeist  in 
dem  benachbarten  Siegerland  veräußert  wird. 

Der  Roggenanbau  ist  nur  ein  geringer,  die  Rauheit  des  Klimas 
und  die  geringe  Mächtigkeit  der  Ackerkrume  bedingen  ein  leichtes 
Auswintern  und  nach  glücklich  überstandenem  Winter  schädigen  die 
Spätfröste  den  Bestand  erheblich.  Dazu  räumt  oft  die  Vorfrucht  das 
Feld  zu  spät  und  der  frühe  Eintritt  des  Winters  macht  eine  Einsaat 
unmöglich.  So  kommt  es,  daß  die  Produktion  den  Bedarf  b«  weitm 
nicht  deckt,  selbst  die  Ausgleichung,  die  man  durch  den  Kornanbau 
in  den  Haubergsschlägen  erzielt,  wirkt  hier  nicht  ändernd.  In  den 
Haubergen  steht  der  Roggen  geschützter,  der  Boden  ist  nflhrstoff* 
reicher  und  unkrautfreier,  auf  solchen  Flächen  werden  8 — 10  dz 
pro  ha  geerntet. 

Die  Kartoffeln  weisen  einen  hohen  Stärkegebalt  auf.  weshalb 
der  Absatz  als  Speisekartoffel  nach  Gegenden,  die  mehlige  Sorten 
lieben,  ein  lohnender  ist  Als  beliebte  Sorten  werden  Magnum  bonum, 
weiße  und  blaue  Mäuse  und  die  rote  sächsische  Kartoffel  angebaut. 
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Leider  wirkt  auch  hier  die  ('ngunst  der  AVittcrun^  im  Herbste,  das 
früh»'  Eiiitrelca  des  Winters  mit  zeitigem  Scliiicefall  oft  so  schcidigend, 
dulj  eine  allgemeine  l'auhiis  der  Kartoffeln  eintritt  und  der  Ertrag 
nicht  den  eigenen  I'.odarf  deckt.  Klee  und  Futterrunkeln  werden 
nur  im  geringen  i trade  an »  baut. 

Einen  besonders  erfreulichen  Anblick  vr»  wahren  die  vorzüglichen 
Wiesenanlagen  in  dem  Kreise.  Wahrend  man  die  1'«  )rtschritte  von 
Wissenschaft  und  Technik  für  den  Ackerbau  nur  wenig  berück- 
sicluiLite.  hat  man  seit  Jahrzehnt»  n  sie  schon  zur  Verbesserung  der 
W lesen tiachen  benutzt.  Die  gan^c  J^atje  der  Dinge  drängte  auch 
dazu.  Nicht  nur  verlangt  die  starke  h/u«  ht  große  Futiermengen, 
sondern  die  tief  eingeschnittenen  I'aler  bieten  auch  <lie  günstigsten 
Vorflutx  erhältniss»'  und  besitzen  ein  sehr  fruchtbares  Alluvium,  sodaß 
in  feuclit».!!  Jahren  die  besten  Hedingungen  für  einen  ausj^fdeluiten 
Wiesenbau  gegeben  sind.  Die  so  oft  auftretenden  Irocknisperiuden. 
durch  dl»'  der  Landwirt  infolge  des  dadurch  bedingten  Mangels  an 
\\  i:n<  rtutter  gezwungen  wird,  seine  Viehbestände  zu  reduzieren, 
wirkten  vor  allem  für  die  .\nlegung  von  Bewässcrungswiesen. 

Während  die  Wiesenanlagen  des  Kreises  Siegen  scliun  seit  Jahr- 
hunderten die  Augen  der  Landwirte  auf  sich  zogen,  hatte  man  bis 
in  die  achl/.iger  Jahre  des  verflossenen  Jahrhunderts  diesen  Elächen 
im  Olper  Gebiete  w^enig  oder  gar  keine  Sorgfalt  zngewcnd»  i.  In 
der  Chronik  von  I  )rn]shai,ien beklagt  bich  der  Chronist  bitter  über 
di»  se  Nachlässigkeit  und  was  er  für  die  Mitte  des  \ crtlossenen  Jahr- 
hunderts  s(  hreil)t,  trifft  auch  noch  heute  tur  ni.incheii  liesit/er  /.v. 
Er  sciireibt:  ..Der  Grund,  worauf  Viehstand  und  Eelderbau  bcruiien, 
ist  unstreitig  der  Wiesen  wuchs.  Allein  dieser  Grundsat/  scheint  hier 
noch  /u  häufig  \  ri  kiUint  zu  werden,  obschon  dem  Landmanne  oft  er- 
litteric  l  ulternnt  die  Richtigkeit  dieses  Satzes  deutlich  demonstriert 
hat.  Inzwischen  bleiben  die  Wiesen  was  sie  sind  und  sich  selbst  über- 
lassen. Ist  die  Wiese  moosicht.  sauer  untl  sumpfig,  so  wird  wegeti 
Mangel  an  Aufsicht  und  Dungmitteln  der  Status  quo  immer  beibe- 
halten. Im  I-rühjahr  werden  die  Wie.sen  bis  in  den  halben  May  be- 
weidet, muhu;  das  /arte  dras  im  ersten  .Vufkeimcn  wieder  in  die 
Enle  zertreten,  dadurch  sowohl  als  durch  das  Abweyden  im  Wachs- 
tum hiu'lert  und  bedingt,  dali  es  bis  zur  Fäulnis  erkrankt,  dabei 
werden  <iie  schönsten  Lagen  nicht  bewässert,  weil  der  Landwirt  zu 
nachlässig  ist."    Das  ist  jetzt  anders  geworden.   In  den  letzten  Jahren 

1 1  Gemeint  ist  die  Chronik  Uer  Pfarrkirche  Drobhagcn,  die  ich  an  Ort  und  Stelle 
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ist  dank  dem  unermüdlkben  Streben  des  Landrates  ein  Umschwung 
eingetreten  und  das  Streben  nach  Verbesserung  der  Wiesenfl&chen 
ist  ein  allgemeines.  Da  der  einzelne  infolge  der  Kleinheit  seines 
Besitzes  nicht  in  der  Lage  ist»  die  mit  mehr  oder  weniger  großen 
Kosten  verbundenen  Anlagen  durchzufOhren.  so  wird  die  Melioration 
einmal  von  den  Haubergsgenossenschaften,  wo  es  angängig  ist»  durch- 
geführt» oder  aber  es  wird  eine  Wiesengenossenschaft  gebildet  Die 
Erfolge,  die  auf  solche  Weise  bis  zum  Jahre  1900  erzielt  worden 
sind»  zeigt  folgende  Statistik  0. 


« 

Gcnossctisch.ifiliche 
Anlagen  nach  1875 

Nciikiihur.  ii.nh  1875 
Heidekulturen 
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M. 
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M. 
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16 

33 



"  1 

361054 

i 

85860 

Durch  die  natürliche  Bodengestaltung  ist  die  Anlage  von  Wasse- 
rungswiescn  eine  einfache.  Die  Wiesen  liegen  durchweg  so,  daß  durch 
Anlage  von  Schlachten  das  Waiüier  in  dem  oberen  Tale  gestaut  wird. 
Durch  clic  tiefste  Stelle  führt  der  Abzuv^sgraben,  der  meistens  schon 
vorhanden  ist  und  nur  in  der  Kiditung  seines  I^ufes  regiilirrt  m 
werden  braucht.  An  den  höchsten  Stellen  legt  man  ZuU  itungsgraben. 
über  deren  Räuder  das  Wasser  bei  starker  Zuleitung  Hit^ßt  und  lang- 
sam dem  Abzugsgraben  zurieselt.  Alle  diese  Meliorationsgenossen- 
schaften erfüllen  ihren  Zu  ei  k  in  hohem  Maße.  Durch  das  Zusammen- 
wirken v**n  Düngung  und  Mehoration  wird  der  Ertrag  um  öo  bis 
100  gehoben. 

7.  Tierzucht  und  Tierhaltung, 

Die  Tierzucht  ist  für  den  Landwirt  des  Kreises  Olpe  fast  die 
einzige  Geldquelle  und  wird  de^lb  stark  betrieben.  Nach  einem 
Berichte')  aus  dem  Jahre  1781  betrug  der  Bestand  an: 

O  Die  Zahlen  «itid  dem  Werke:  „Die  Entwidclung  der  Landeskultur  in  der  Provioi 
Westfalen  im  19.  Jnhrhundert'*.  Münster  i,  W.  1900,  ciunommen. 

2  Aus  ].  V,  .Sttfckliausen:  Veifassuiij^  und  histuriscli'.-  Nachrichien,  deren  StWte« 
und  Gertchien  Olpe,  Drol»bagea  und  Wenden  im  Herzogtum  Westfalen  1789. 
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ohner  ktmimen  demnach: 

Rindvieh 
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Stflck 

Stock 
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«3 
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4» 
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45 
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Die  Zunahme  des  Viehbestandes  hat  also  gleichen  Schritt  mit  der 
Vermehrung  der  Bevölkerung  gehalten. 

Der  Schwerpunkt  der  Tierzucht  beruht  im  Kreise  Olpe  auf  der 
Rindviehzucht  Dank  den  Bestrebungen  der  sauerländischen  Herd- 
buchgenossenschaft hat  man  sich  in  betreff  des  Zuchtzieles  geeinigt. 
Es  wird  ein  rotfarbiger,  kleiner,  immerhin  ab^  leistungsfähiger  Vieh- 
schlag gezüchtet. 

Vergleichen  wir  die  Gr6£e  des  Viehbestandes^  der  sich  im  Kreise 
findet,  mit  den  natürlichen  Futterfläcfaen,  so  ergibt  sich,  daß  der  Rind- 
viehbestand ein  zu  großer  ist  £s  werden  beispielsweise  auf  einem 
Gütchen  von  5  ha  Acker,  iVi-^'V«  ^  Wiesen  und  i5->zo  ha  Hau- 
bergen t  Fabrocbs,  5 — ö  Kühe,  1 — 2  Rinder,  2  KAlber.  2 — 3  Schweine 
und  t — 1  Schafe  gehalten.  In  normalen  Jahren  kommt  man  so  eben 
mit  den  Futtervorräten  durch  den  Winter,  mißrät  aber  die  Heuernte, 
so  bleibt  nichts  anderes  übrig,  als  seinen  Viehbestand  zu  Schleuder- 
preisen zu  reduzieren.  Trotzdem  dies  fast  alle  5 — 6  Jahre  eintritt  und 
große  materielle  Schädigungen  nach  sich  zieht,  ist  man  bis  heute 
noch  nicht  zu  einer  Verminderung  des  Viehstandes  geschritten. 

Die  Ursache  hierfür  liegt  nach  meiner  Meinung  in  den  allge- 
meinen Weideberechtigungen,  die  sich  bis  auf  den  heutigen  Tag  er- 
halten haben,  wenngleich  die  gegenseitigen  Koppelhuden  der  Gemeinden 
unter  sich  durch  die  Einführung  einer  geregelten  Haubergswirtschaft 
abgestoßen  wurden.  Diesen  Hudegerechtsamen  ist  nicht  an  letzter 
Stelle  die  jetzige  Notlage  und  der  mangelhafte  Waldbestand  des 
Kreises  zuzuschreiben;  denn  in  jeder  Gemeinde  ist  jeder  Eingesessene, 
einerlei  ob  er  Grundeigentum  hat  oder  nicht  berechtigt,  Vieh  in  be- 

1  >  Diese  Zahlen  kunac-t»,  w  enngleich  auf  genauer  Schätzung  beruhend,  nicht  als  nuU> 
^beod  betracfatet  werden,  da  zur  Zeit  der  Zählung,  am  lo.  Januar,  schon  ein  großer  Teil 
der  gemisteten  Tiere  geichtsditet  waren. 

i\  Das  ptfitzliche  Anwidisen  de«  Pferdebestandes  ist  durch  den  Bau  der  Biggebahn 

in  den  siebziger  Jahren  7v.  erklären,  es  wurden  1873  violo  Pferiie  von  auswärts  eingeführt.  D.u 
ATintis  im  Rindviehbestandc  von  1873  gegen  1867  lälU  sich  ebenfalls  durch  den  B.ihnb.ni 
erklären,  denn  infolge  der  größeren  Nachfrage  stiegen  die  1' leijicbpreiäe  sehr,  infolgedessen  die 
Banem  alles  entbehrliche  Vieb  verkauften. 
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Ut'ijii;er  /iihl  dem  f it  iin-iiuieliirteu  zuzutreiben.  Das  einziijfe  ,\qui- 
valcnt  liicrfür  liest«  hl  in  eiiiPiii  Han(ltr<?l<1  für  den  Hirten  nach  der 
Kc'{)fzahl  des  zuif^nrichcutMi  \'iohes,  S"\\i(-  in  einiiujen  ( lenieinden  »och 
in  der  N'crpfiii  lnung,  ileii  Hirten  an  hestininiten  J  agen  /u  liek< 'stim-n. 
Von  Anfang  April  bis  Mitte  Mai  wird  das  Vieh  auf  die  Wiesen  und 
Weiflcn  gt-trichen,  wodurch  diese,  die  \(<rher  schon  berieselt  wr^rden 
siiui,  arL(  /ertreten  werden.  \'un  Mitte  Mai  bis  zur  AbernlunL;  des 
Grummet  nmr.  das  Vieh  in  die  Haubcrj^e  und  hier  sein  spärliches  und 
schlechtes  Futter  auf  stundenlauj^^en  Wanderungen  suchen.  Hierbei 
kann  eine  Beschädigung  des  W^aldbestandes,  besonders  wenn  er  noch 
jiniv;  ist.  nicht  vermieden  werden.  Etwa  von  Mitte  Septemlier  bis 
zum  Eintritt  von  Schneefall  kommt  d.is  Vieh  vviedt^r  auf  die  Wiesen. 
Die  bisherige  Ausdehnung  des  1  utterba.ues  auf  den  i-Cldern  genügt 
auch  nicht,  um  Abänderung  /u  schaffen.  Den  Winter  liindurch  muß 
si(  h  das  Vieh  Zum  größten  1  eile  mit  Stroh  und  wenigem  Heu  be- 
gnügen. Den  .\bgang  an  Streiistroli  ersetzt  der  Landwirt  durch  lleide- 
plaggen,  die  den  l  irren  kein  gut«  s  I,ager  bieten.  Da  ein«^  s< ugsame 
Pflege  der  'ri«  it>  selten  stattfindt-t,  so  bieten  die  Tiere,  wenn  sie  im 
Fruhjalir  wieder  ausgeiriebcn  werden,  oft  einen  trostlosen  .Vnljlick, 
Nur  das  trischmelke  Vieh  winl  etwas  besser  behandelt.  Die  Be- 
strel)ungen  des  dortigen  Landrates,  eine  Änderung  durch  liiafuhrung 
von  Zuchtvcreineii,  in  denen  auf  Pflege  und  hLiltung  liesondcrer  Wert 
gelegt  werden  soll,  /u  et/ielon.  stuli^'n  auf  viele  St  liwierigkeiien.  Jahre 
werden  darüber  veri^eh<'ti,  -  he  der  Kleinbauer  sieh  \.>n  der  Jämmer- 
lichkeit seines  \  ;l•hl)t^standes  vtberzeugt  hat.  Dorji  auch  hier  gilt  der 
Spruch  ,,i')eispiole  /ii-lien".  Bei  zwei-knuil>igcr  Züchtung  und  Haltung 
ist  aus  di«'sem  uiianseimlielien  Gebirgsschlage  viel  zu  maclien,  wie  die 
Erfolge  in  den  angrenzenden  Kreisen  zeigen.  Allerdings  muß  man 
sich  stets  vor  Autjen  halten,  daß  Grießes  nicht  auf  einmal  /n  erreichen 
ist.  Nur  allmählich  mit  dem  Voranschreiten  des  Verständnisses  der 
Viehzüchter  werden  die  Zuchten  sich  verbessern.  Man  selie  weniger 
auf  einen  starren  Formalismus  bei  <ler  Eintragung  ins  Merdi)uch, 
sondern  sorge  vor  allem  für  Beiehrung  und  Anregung  in  den  bäuer- 
lichen Kreisen. 

Bei  der  Behandlung,  die  den  Tieren,  zu  Teil  wird,  darf  n;an 
eigentlich  von  einer  Nutzung  überhaupt  nicht  reden,  die  Milch  wird 
durch  die  anhaltende  Bewegung  in  den  steilen  Bergen  ..vertragen" 
und  an  eine  Mästung  ist  bei  dem  sj)ärlichen  Futter  nit:hl  zu  denken. 
Deshalb  surlu  man  alles  Jungvieh  heranzuziehen  und  dieses  als  .Schlacht- 
vieh zu  verwerten,  wodurch  eine  zu  frühe  Benutzung  der  weiblichen 
Tiere  zur  Zucht  erfolgt.    Als  Schwein   wird  das  alte  westfälische 
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Landachwein  mit  flachen  Rippen,  hohen  Beinen  und  starkem  Karpfen» 
rücken  gezüchtet  Das  Fleisch  dieser  Rasse  liefert  eine  vorzügliche 
Ware,  die  guten  Absatz  findet,  wenngleich  der  größte  Teil  des 
Schweinefleisches  zum  Konsum  im  eigenen  Haushalte  dient.  Die 
Schweine  wurden  ebenso  wie  die  Ziegen  in  die  Holzungen  getrieben» 
doch  riditeten  sie  einen  so  großen  Schaden  an«  daß  durch  polizei> 
liebe  Verordnungen  die  Ziegen-  und  Schweindiude  aufgehoben  wurde. 
Die  Schafhaltung  hat  in  den  letzten  Jahren  sehr  nachgelassen  und 
verliert  immer  mehr  an  Bedeutung. 

Die  Grundfehler  an  denen  die  Viehzucht  im  Kreise  Olpe  krankt, 
lassen  sich  im  folgenden  zusammenfassen. 

Durchweg  ist  der  Viehbestand  aller  Wirtschaften  ^n  zu  großer, 
and  steht  nicht  im  entsprechenden  Verhältnis  zu  der  Durchwin> 
terungsmOglichkeit  des  Betriebes.  Das  Verständnis  für  die  Vieh- 
zucht und  tierzüchterische  Fragen  ist  gering.  Die  Sommerweide  in 
den  Haubergen  bedingt  nur  eine  beschränkte  Nutzung.  Durch  diese 
wird  nicht  zuletzt  die  Vernachlässigung  und  ungenügende  Ernährung 
des  Viehes  bewirkt  Bis  vor  kurzem  wurde  zu  wenig  Gewicht  auf 
das  Zuchtmaterial  gelegt  und  wurden  die  Rinder  durchweg  zu  früh 
dem  Stiere  zugeführt  Zuletzt  wirkt  eine  zu  große  Selbsttäuschung 
hemmend,  indem  jeder  glaubt,  das  beste  und  vollkommenste  Vieh  zu 
besitzen. 

Die  Forstwirtschaft 

Für  den  Wert  und  die  Rentabilität  des  landwirtschaftlichen 
üewerbes  im  Kreise  Olpe  ist  der  Wald  von  großer  Bedeutung.  Wäh- 
rend  nur  13027  ha  als  Ackerland  benutzt  werden,  dnd  40247  ha 
mit  Forstgewächsen  bestockt.  Diese  große  Fläche,  die  65  Proz.  der 
Gesamtfläche  ausmacht,  weist  aber  nur  5803  ha  Hochwald  und  5268  ha 
Mittelwald  auf.  Die  fiteigen  30000  ha  werden  im  Xiederwatdbetrieb 
i(<:^rr.t7t.  Letzterer  bestdit  zumeist  aus  Eichenschälwaldungen,  die  ihr 
Produkt,  die  Eichenrinde,  an  die  zahlreichen  Gerbereimi,  die  sich  im 
Kreise  und  den  Nachbargebieten  befinden,  abgeben.  Nur  dort,  wo 
sieb  die  einzelnen  Waldbesitzer  schon  früh  zu  Genossenschaften  zu- 
»mmengeschlossen  hatten,  wie  es  im  Siegerland  geschrien  ist,  blieb 
der  Niederwald  aus  Eichenstämmen  und  kräftigen  Birken  bestehen. 
Wo  dieser  Zusammenschluß  nicht  oder  zu  spät  stattgefunden  hat  ist 
die  Eiche  mehr  und  mehr  von  minderwertigen  Weichhölzern,  wie  Erle 
und  Hirke,  verdrängt  worden.  Als  dann  in  der  Mitte  des  vorigen 
Jahrhunderts  die  Holzpreise  infolge  der  großen  Nachfrage  eine  seltene 
Höhe  erreichten,  wurden  die  Bestände  abgeholzt,  während  infolge 
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bedauernswerter  Kur/sichti^keit  die  nf^twendttfe  Wiederaufforstungf 
unterblieb.  Auf  diese  Weibe  sind  über  i  i  400  ha  Waldflachen  entstanden, 
die  mit  Maidekraut.  \Va<  hholdersträuchern,  Krüppelkicfern  und  Birken- 
büschen bestanden  sind  und  als  gemeinsame  Weideplätze  benutzt 
werden.  Man  tindet  vier  Kategorien  von  WaJdbeständen  im  Kreise, 
nämlich  : 

1.  5803  ha  Hochwald,  meist  Buchen  und  Fichtenbestände; 

2.  5268  ha  Mittel wald .  Stockausschlag  mit  vielen  Oberbäumen« 

in  der  Regel  Birken  und  Eichen; 

3.  18600  ha  Eichenschälwaldungen; 

4.  1 1  400  ha  W'aldflächen  mit  Krüppelkiefem  und  Birken. 

Diese  Waldbestände  sind  nur  zum  geringsten  Tdle  im  Privat- 
eigentum, zumeist  in  Besitz  von  Genossenschaften. 

Es  gehören  von  den  30000  ha  Niederwald: 
itooo  ha  den  Hausbergsgenossenschaften; 
2  000  ha  sind  gemeinschaftliche  Holzungen  nach  dem  Gesetz 
von  188 1  *); 

1000  ha  sind  Gemeinde-  und  Institutenwaldungen*); 
16000  ha  «nd  Privatbesitz. 

Der  Hoch-  und  Mtttelwald  verteilt  sich  folgendermaßen: 
1323  ha  im  Besitz  von  Hauber gsgenossenschaften; 

316  ha  gemeinschaftliche  Holzungen; 

481  ha  Gemeinde-  und  Instituten  Waldungen; 
8951  ha  Privatbesitz. 

Xur  die  Waldbestände  der  Hausbergsgenossenschaften ,  die  ge- 
meinschaftlichen Holzungen,  sowie  die  des  Privatbesitzes,  welcher 
Großgrundbesitz  ist,  liegen  in  genügend  grollen  Flächen  zusammen. 
Auf  diesen  ist  nur  an  eine  forstmällige  Kultur  zu  denken,  während 
bei  den  übrigen,  die  regellos  in  zahlreichen  Parzellen  durcheinander 
zerstreut  liegen,  nicht  sachgemäß  gevvirtschaftet  werden  kann,  wes- 
halb letztere  immer  mehr  und  mehr  zurückgehen.  Über  die  Größe 
der  Waldbesitzun^.  ii  gibt  nachstehende  Tabelle  Aufschluß^. 

I  I  Das  (itsvU  vom  13.  März  1881  beschrünkte  die  freie  Teilbarki  ii  der  Walduntjen. 
Nach  diesem  (itscu  ist  die  Teilung  gemeinscboiUiclx'r  Holzunjjen  nur  insoweit  zulässig,  als 
solche  Hulzungcn  zu  foritinäfiiger  BenuttUflC  nidit  ^<:cigiiet  siud  und  der  Boden  anderweit 
mit  erbeblidiein  Voriei),  ohn«  dalf  bndes-  and  fontpolizdiicbe  Interessen  enigcgenstdien, 
benatzt  werden  kann. 

3)  Instituten wahKingen  sind  Besitzungen  der  Kirche  und  Schulen. 

3)  Diese  Tabelle  ist  aus  den  Erhebungen  der  Kommunaloberf6rsterei  Olpe  susammen- 

gestellt. 
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Die  Waldpa rzellrn,  die  kleiner  als  5  ha  sind,  zeigen  uns  das- 
selbe traurige  Hiltl  wie  iiiaiiche  Waklunjren  der  Rheinproviti/.  wo 
wir  ebenfalls  /ahlreiche  Niederwälder  im  Kleinbesitz  finden.  Wei^i 
di<'  ein/eliKMi  Stücke  unabhängij|^  vitncinander  bewirtschaftet  werden 
können,  entgehen  sie  nicht  der  schlimmsten  An  von  Raubbau.  Der 
Wald  dient  als  einzige  Streu-  und  Woide( nu  lle,  planlos  benutzt  man 
ihn  nach  Bedarf,  ohne  an  Ersatz  durch  Saat  oder  Anpflanzung  zu 
denken.  Man  kennt  nur  einen  Kopflid/betrieb,  wie  bei  den  Weich- 
hölzern,  der  Stamm  winl  geköpft  und  der  Wur/elausschlay  dient  zur 
\'erjunv:ung  des  Waldes.  Was  vor  Jahren  die  N'ater  t;esin)diu;t  haben, 
müssen  jetzt  die  Kinder  büiWn.  Die  große  Kaiamitat,  in  der  die 
Bewohner  sich  jetzt  befinden,  hat  ihre  Grundursadie  in  der  frivolen 
Holzverwüstung,  deren  Folgen  nuch  schwerer  sich  i^n  ltt  iul  machen 
wurden,  wenn  nicht  die  hessische  Regierung  18 10  ihirch  ein  durch- 
greifendes Gesetz  Halt  geboten  hätte,  welches  für  die  Amter.  in  denen 
dessen  Durchführung  gi  Inn  gen  ist,  seL,n'nl)ringend  gewesen  ist.  Auf 
Grund  dieses  Gesetzes  wurden  nanilich  die  Ilaubergsgenossenschaften, 
mit  denen  wir  uns  in  der  Folge  näher  zu  beschäftigen  ii.iben,  gebildet. 


C.  Die  sozialen  Verhältnisse  des  Kreises  Olpe. 
I.  Vererbungssitten. 
Der  Bauemstand  der  Provinz  Westfalen  vererbt  durchweg  seine 
Güter  in  geschlossener  Erbfolge  an  nur  einen  Erben,  den  Anerben. 
Dieser  wird  hinsichtlich  der  Abfindungen«  die  er  an  die  Miterben  zu 
leisten  hat,  bevorzugt,  indem  die  von  ihm  zu  zahlenden  Abfindungs- 
summen niedrig  bemessen  werden.  Anders  ist  es  in  unserem  Kreise. 
Hier  werden  jedesmal  nicht  nur  die  Mobilien,  sondern  auch  die  Im- 
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Riobilien  unter  die  Erbberechtigten  verteilt  „So  weit  die  Kunde  der 
Geschichte  reicht",  sagt  Seihertz^)«  „hat  hier  eine  unbedingte  Teil- 
barkeit des  Grund  und  Bodens  gegolten**,  und  im  Plrovinzialrechts- 
entwurf  fOr  das  Herzogtum  Westfalen^  heißt  es  Ober  die  Olper  Erb- 
gewohnheiten:  „Die  Bauerngüter  waren  nur  ausnahmsweise  nicht  un- 
teilbar, vielmehr  wurden  dieselben  in  Ermangelung  letztwtUiger  Dis^ 
Position  seit  undenklichen  Zeiten  gleich  dem  übrigen  Nachlaß  unter 
alle  Erben  verteilt.**  Es  ist  schon  manches  Wort  über  die  Entstehung 
der  verschiedenen  Erbgebräuche,  der  Realteilung  und  der  geschlos- 
senen Erbfolge  geschrieben  und  verschiedene  Theorien  sind  zur  Er- 
klärung  angeführt  worden.  Wenn  wir  eine  Erklärung  fdr  die  Olper 
Erbgewohnheiten  geben  wollen,  so  müssen  wir  uns  vor  Augen  halten, 
daß  nicht  nur  im  Olperbezirk,  sondern  auch  im  ganzen  übrigen  Ge- 
biete des  früheren  Herzogtums  Westfalen  schon  zeitig  die  Etauern  sehr 
selbständig  und,  abgesehen  von  nur  geringen  Zinsverpflichtungen  und 
Lehnsabgaben  an  Kirche  oder  Grundherrn,  persönlich  frei  waren. 
Aus  dem  Studium  der  vorhandenen  Urkunden  geht  hervor,  daß  die 
Bauern  völlige  Verfügungsfreibeit  hinsichtlich  ihres  Besitzes  hatten. 
Aus  diesem  Grunde  können  wir  nicht,  wie  es  einige  Forscher  getan 
haben,  den  Einfluß  der  Grundherrschaft  als  Ursache  lUr  die  ge> 
schlossene  Erbfolge  anführen;  vielmehr  sind  die  hie^gen  V^erhält- 
nisse  ein  Beweis  für  das  Unzutreffende  der  Behauptung,  daß  die  Un- 
teilbarkeit und  die  Realteilung  durch  die  verschieden  große  Macht 
der  Grundherrn  entstanden  wären.  Träfe  dies  zu,  so  erschiene  es  doch 
eigentümlich,  daß  die  ebenso  freien  Bauern  des  übrigen  Herzogtums 
Westfalen  nicht  zur  Realteilung  übergegangen  sind.  Die  Ursachen 
für  die  abweichenden  Erbgewohnheiten  liegen  unseres  Erachtens  in 
der  Verschiedenheit  der  wirtschaftlichen  Verhältnisse  des  Olperbezirkes 
und  derjenigen  des  übrigen  ehemaligen  Herzogtums  Westfalen.  Der 
Übergang  von  einem  System  zum  anderen  ist  nicht  etwa  ein  allmäh- 
licher, sondern  ein  unvermittelter;  in  dem  einen  Dorfe  pflegt  man 
zu  teilen,  in  der  Nachbargemeinde  vererbt  man  geschlossen.  Ver- 
gleichen wir  solche  zwei  Ortschaften  miteinander,  so  finden  wir,  daß 
überall  dort,  w^o  die  Realteilungssitte  gäng  und  gebe  ist,  sich  bis 
früh  in  das  Mittelalter  das  Vorhandensein  industrieller  Betriebe  nach- 
weisen läßt.  In  den  Dörfern  des  Kreises  Olpe  wie  in  denen  des 
Siegerlandes  blühte  schon  im  13.  Jahrhundert  der  Etsensteinbergbau. 
Die  Verhüttung  der  geförderten  Erze  geschah  nicht  wie  heute  in 

1)  bctbertz,  Staiuar-  und  Gewohnheitstctble  des  Hcrzt^iuiiiä  Westfalen,  Arnsberg 
1839,  5.  288. 

2)  Motive  zam  revidierten  Entwurf  des  Proviiuialrechtes  für  Westfalen  1858,  S.  30. 
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einigen  Großbetrieben,  sondern  in  primitiven  Schmelz-  und  Puddel- 
werken,  die  an  Wasseriäufen,  welche  die  motorische  Krnft  für  die 
Hisenhämmer  abgeben  mußten,  angelegt  wurden.  Dadurch,  daß  die 
Bevölkerung  eine  lohnende  Verwertung  ihrer  Arbeitskraft  in  der 
Industrie  fand,  wurde  möglich,  daß  ein  Gut  von  geringer  (irößc 
zur  Ernährung  einer  Familie  ausreichte.  Die  Größe  des  Gutes  durfte 
ohne  Gefahr  für  die  Existenzmöglichkeit  auf  ein  geringes  Maß  herab- 
sinken. Als  Beweis  für  unsere  Behauptung',  daß  die  Realteilung 
dieser  Gegenden  ein  Folgezustand  der  Industrie  ist,  möge  der  Hin- 
weis auf  die  Erblehn-  und  Erbzinsgüter  des  Stiftes  Keppel  dienen. 

Unter  „Erblehnsgütern'"  versteht  man  Güter,  die  von  den  (irund- 
herrn  an  einen  Erblehnsmann  verpachtet  wurden.  Letzterer  konnte 
das  Gut  nach  freiem  Ennessen  bewirtschaften,  aber  ohne  Erlaubnis 
des  Erblehnsherrn  nicht  verpfänden,  belasten  oder  verteilen.  Im  (ie- 
gensatz  hierzu  standen  die  „Erbzinsgüter"  bei  denen  der  Inhaber  auch 
der  Eigentümer  ist.  Der  Erbzinsmann  entrichtete  nur  in  jedem  Jahre 
einen  „Zins",  hatte  aber  sonst  völlige  Verfügungsfreiheit;  er  durfte 
seinen  Besitz  verpfänden,  verkaufen  und  verteilen  und  war  nur  zu 
einer  i^cnachrichtigung  des  Lehnsherrns  verpflichtet.  Die  Erbzins- 
gliter  wurden  immer  real  geteilt,  während  die  Erblehnsgüter  bis  auf 
den  heutigen  Tag  in  ungeteilter  Erbfolge  vererbt  werden.  Diese 
Erblehnsg^üter  befinden  sich  in  einem  Bezirke,  der,  abgelegen  von 
den  Eisenhütten  und  l  Iitmmerwerken,  auss^esprochen  agrarischen  Cha- 
rakter träj^t,  während  die  Erbzinsgüter  in  den  Gebieten  der  Eisen- 
stein^^riiben  sicii  herausgebildet  haben.  Bei  den  letzteren  hef  der 
Grundherr  auch  keine  (lefahr  des  Zinses  \  erlustig  zu  gehen,  da  der 
Erbzinsmann,  wenn  seine  Arbeitskraft  nicht  in  seinem  Besitztum  voll 
in  Anspruch  g^enommen  wurde,  in  der  Industrie  lohnende  Beschäf- 
tiprung  fan<l.  Den  zu  zahlenden  Zins  verteilte  man  nicht  auf  die  Ge- 
samtheit des  Gutes,  sondern  auf  die  einzelnen  Felder,  Wiesen.  Gärten, 
Berge  usw.  So  ergibt  sich  für  die  industriearnion  (iegenden  die  ge- 
schlossene Vererbung  als  eine  Forderung  wirtschaftlicher  Existenz 
möglichkeit.  Für  unseren  Kreis  zeigt  das  Angeführte.  daÜ  ohne 
Zweifel  die  Kealteilung  in  der  Industrie  ihre  Stütze  fand. 

Die  ;ilte  Sitte  der  Aufteihmg  des  Vermöirons  7i)  ^deichen  Teilen 
unter  die  Erbberechtigten  liat  durch  die  Einfuhrunv;  der  Höferolle  bei 
solchen  Gütern,  die  eintragungsfähig  sind,  eine  Eins(  in  tnkung  er- 
fahren. Nach  dem  l\rlasse  des  Anerbenirf^setzes  ist  man  vielerorten 
zu  der  Bilflung  eines  sogenannten  ..Anerbengutes"  übergegangen. 
Nach  dem  I  '  inzip  der  Hoferolle  kommt  das  Anerbenrecht  bei  der 
Regelung  der  bäuerUchen  Erbverhä.ltnisse  lediglich  im  Falle  des  Fehlens 
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eines  Testamentes  zur  Geltung'.  Während  bei  den  nicht  eingetragenen 
Gütern  in  einem  solchen  Falle  sämtliche  Kinder  zu  gleichen  Teilen 
beerben,  regelt  es  sich  bei  den  Anerbengütem  sr».  daß  der  Vermögens- 
fibergang an  den  sogenannten  Anerben  stattfindet.  Dieser  hat  nur 
geringe  Abfindungen  an  seine  Geschwister  /u  zahlen. 

Die  Wirkung  des  Anerbengesetzes  ist  aber  im  Krei.se  Olpe 
durclnvoir  ausgeblieben.  Die  Bestimmungen  dieses  Gesetzes  sind 
äußerst  unbeliebt,  sodaß  abgesehen  von  eventuellen  Intestaterbfällen 
eine  Vererbung  hiernach  zu  den  Seltenheiten  gehört.  Die  Landwirte 
sagen  sich:  t,\V')T  lassen  uns  vom  (?esetzgober  keine  Vorschriften 
machen,  unsere  Kinder  sind  uns  gleich  lieb  und  deshalb  soll  der 
Alteste  nicht  bevorzugt  werden".  Dio  Anerbengutsbesitzer  pflegen 
bei  Zeiten  die  Erbfolge  durch  iestament  zu  regeln,  in  welchem  sie 
nach  ihrem  Gutdünken  die  vom  Gutsübernehmer  zu  leistenden  Ab- 
findungen festsetzen,  natürlich  stets  höher  als  diese  nach  dem  An- 
erbengesetze späterhin  normiert  werden  würden  'j.  Die  Idee  steht  den 
Leuten  höher  als  die  Zweckmäßigkeit;  denn  bei  der  gedrückten  Lage 
der  Olper  Landwirtschaft  wird  der  Anerbe  niemals  in  den  Stand  ge- 
setzt, die  übernommene  Schuldenlast  sich  zu  erleichtern.  Infolge- 
dessen zeigt  sich  die  (Tieichberechtigung  der  Kinder  als  eine  Hinten* 
anstellung  des  Anerben. 

Viele  Hofbesitzer  machen  aber  auch,  wenn  der  mutmafiliche 
Hoferbe  soweit  herangewachsen  ist.  einen  Übergabe  vertrag,  wo  hei 
der  Übernehmer  sich  günstiger  steht,  da  er  bei  der  Feststellung  <ler 
Abfindungen  zugegen  ist  Der  Inhalt  eines  solchen  Vertrages  ist 
etwa  folgender: 

1-andwirt  A  überträgt  seinem  Sohne  B  sein  ganzes  bewpßHches 
und  unbewegliches  Vermögen,  insbesondere  das  im  Grundbuche 
von  .  .  .  eingetragene  Grundvermögen  mit  aufstehetiden  Gebäulich- 
keiten  und  Früchten,  das  Mobilar,  Vieh,  Forderungen  und  Kapitalien, 
Hiergegen  übernimmt  B.  sämtliche  auf  dem  übertragenen  X'ermögen 
lastende  Schulden,  eingetragene  wie  nicht  eingetragene  und  verpflichtet 
sich  außerdem  zu  folgenden  Leistungen: 

a)  entweder  zahlt  er  dem  A  einen  Kaufpreis  heraus  (dieses  ist 
ein  seltener  Fall,  weil  A  auf  seinen  Todesfall  hierüber  wieder  ver- 
fügen mu£),  oder  er  räumt,  wie  meistens  geschieht,  dem  A  ein 

I)  Wie  hocii  die  Ablindiinjjen  sind,  inuge  folgendes  Beispiel,  welche»  wir  dem  Werke: 
Sering,  ,,Die  Vererbung  d«»  Grundbesiues  in  Plreiißea",  entnommen,  uxge».  In  dnem 
Falle,  wo  das  VermOgen  au!  7500  M.  buiiert  wurde,  wurden  die  von  dem  Obemebmer  an 
sdne  vier  Geschwister  2u  zahlende  Abfindungen  auf  je  ijoo  M.,  im  gansen  also  6000  M. 
festgesetzt 
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Wcdinungs*  und  Unterhaltungsrecht  in  dem  übertragenen  Wohnhause 
ein,  verpflichtet  sich  zur  Zahlung  eines  monatlichen  Taschengeldes 
an  A,  zur  Bestreitung  von  Kur-  und  Beerdigungskosten  usw.  Diese 
Leistungen  werden  meistens  detailliert  festgesetzt,  weil  nach  der  Ober- 
tragung  in  den  meisten  Fällen  die  Eltern  vernachlässigt  und  deshalb 
möglichst  geschützt  werden  müssen. 

b)  B  hat  an  seine  Geschwister  bestimmte  Abfindungen. zu  zahlen. 
Als  Zettpunkt  für  diese  Abfindungen  wird  meistens  die  Großjährig- 
keit der  Berechtigten  gewählt  oder  deren  eigene  Wirtschaftselnrich- 
tung,  sei  es  aus  Anlaß  der  Verheiratung  oder  bei  Beginn  dnes  selbst- 
ständigen Handwerkes  oder  Geschäftes.  Die  Höhe  der  Abfindungen 
beruht  auf  Übereinkunft  zwischen  A  und  B,  wobei  A  dafür  sorgt,  daß 
seine  übrigen  Kinder  ihren  normalen  Erbteil  bekommen,  und  gleich- 
zeitig auch  mit  B  dafür,  daß  letzterer  diese  Abfindungen  leisten  kann, 
ohne  den  Fortbetrieb  des  Gutes  zu  gefährden,  und  daß  er  überhaupt 
dabei  bestehen  kann. 

c)  Gewöhnlich  übernimmt  B  auch  noch  die  Verpflichtung,  seinen 
Geschwistern  freien  Ein-  und  Ausgang  (Wohnungsrecht)  im  elter- 
lichen Hause,  sowie  Unterhalt  in  allen  I^bensbedürfnissen  bis  zur 
Großjäbrigkeit  oder  eigenen  Wtrtschaftseinrichtung  zu  gewähren, 
wogegen  letztere  dann  verpflichtet  sind,  mit  allen  Kräften  zu  des 
Hauses  Bestem  mitzuarbeiten. 

Die  Auflassung  des  Grundvermögens  erfolgt  sofort,  wobei  häufig 
die  Abfindungen  usw.  durch  Eintragung  gesichert  werden,  damit  der 
Übertragsnehmer  den  Hof  nicht  verkaufen  und  seine  Geschwister, 
sowie  den  Übertragsgeber  um  ihre  Ansprüche  bringen  kann. 

Ist  nun  ein  Hofbesitzer  gestorben  ohne  einen  Obertragsvertrag 
gemacht  zu  haben  und  ohne  Testament  zu  hinterlassen,  so  sind,  falls 
nicht  die  Vorschriften  des  Anerbengesetzes  —  also  für  größere  Bauern- 
güter —  Platz  greifen,  sämtliche  Kinder  gleichberehtigt  an  dem  Nach- 
lasse beteiliget.  In  diesem  Falle  verfahren  die  Erben  gewöhnlich  auch 
wieder  verschieden: 

a)  in  der  Gemeinde  Wenden,  wo  seit  Menschengedenken  das 
Teilungsprinzip  vorherrschte,  also  immer  sämtliche  Kinder  sich  den 
Nachlaß  gleichmäßig  teilten,  geht  es  auch  jetzt  noch  vielfach  in  dieser 
Art  weiter.  Man  läßt  durch  einen  Gerichtstaxator  eine  Gutstaxe  auf- 
nehmen und  zerlegt  dann  das  das  Gut  in  so  viele  Lose,  als  Kinder 
vorhanden  sind;  es  wird  dann  das  Los  von  den  einzelnen  Kindern 
gezogen,  der  Vorgang  durch  ein  Schriftstück  beurkundet  und  die  Auf- 
lassung vollzogen.  Es  ist  klar,  daß  dieses  Verfahren  den  Ruin  der 
Gregend  liedeuteL  Der  Hof,  der  vielleicht  eben  seinen  Besitzer  nährte. 
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wird  in  so  und  so  viele  kleine  Ilofchen  zerrissen,  von  denen  keiner 
existen/fahiv^  ist.  Nun  beginnt  der  (  rrundstiu  klKindel.  Derjenige,  der 
das  Los  mit  dem  Wohnluiuse  ge/og^en  hat,  k.uift  den  anderen,  die 
sich  \iell(  i(  ht  —  als  Bergleute  oder  Handwerker  auswärts  ihren 
Erwerl)  suchen,  einzehie  (iruncistiicke  ab.  um  sein  dütchen  wieder  zu 
arrondieren,  kauft  auch  wohl  von  anderer  Seite  hinzu,  sodali  hier  mit 
den  (Grundstücken  gehandelt  wird,  wie  mit  einer  Ware^). 

Auf  diese  Weise  werdrn  eine  l'nmenge  ( ti-richtskosten  verur- 
sucht.  Nach  dem  Urteile  eines  Kenners  der  dortigen  X'erhältnisse 
be/alilt  das  Amt  Werden  in  einem  Menschenalter  beinahe  su  viel  an 
Gericiitskosten.  als  das  ( iruntiv  erniogt  n  wert  ist. 

b)  In  dem  übrigen   —   besser  situierlen  Teile  unseres  Be- 

zirkes, iuiuerschaft  Olpe  und  Rhode,  wird  jetzt  meist  das  Gut  gegen 
Kapitalahfindung  der  übrigen  Kinder  einem  Miterben  überlassen. 
Hier  pflegen  die  Abfindungen  für  die  abziehenden  Kinder  so  be- 
messen zu  we  rden,  daß  beide  Teile  ihre  Rechnung  finden;  daß  der 
Gutsubt-rnelimer  bestehen  kann  und  die  übrigen  „eine  Heimat  be- 
halten, wo  sie  sich  zusammenfinden  können." 

Natürlich  gibt  es  keine  feste  Norm  für  die  Abfindungen,  dazu 
sind  die  \'erhaltnisse  zu  verschieden.  In  der  Regel  werden  aber  für 
die  unversorgten  Geschwister  noch  ebensolche  Wohnungs-  und  Unter- 
haltsrechte —  gegen  entsprechende  Mitarbeit  —  stipuliert  wie  in 
Cbertragsverträg-en. 

c\  Die  Falle  a  und  b  geben  ein  friedliches  Bild  der  Einigkeit 
der  Erben.  Koimen  sich  die  Erben  aber  nicht  einigen,  so  entstehen 
traurige  Zustände.  Auf  Antrag  eines  Miterben  tritt  das  gerichtliche 
Auseinandersetzungsvi  rfahren  mit  Zwangsversteigenuig  des  Grund- 
verniogen.s  —  teilungshallicr  —  ein;  in  diesem  l  alle  wird  der  Erlös 
nach  Deckung  der  Passiva  unter  die  Erben  gleichmäßig  verteilt  Bei 
diesem  Verfahren  geht  dann  oft  die  heimische  Scholle  in  fremde 
Hände  über  und  die  (ieschw ister.  die  vielleicht  zu  Lebzeiten  der  Eltern 
recht  friedlich  zusammenhausten,  gehen  im  Zorne  auseinander.  Das 
ist  der  traurigste  Fall  der  Vererbung! 


I)  M:{init<r  findfn  wir  auili,   ci.if!  inui  W'i  ilinli.ius  (hin  Ii  Hr'^-ttt  rw  Tinde   in  ^w-i 

j;cs(»n(lert<-  \\'i>liiiiiiii;r-ti  iljtif  mii.  s())^<'iirnitU'-  ,.  1 1  illx  ii  nisT  ' bildet,  iti  den  jjeieiiien  W  ohnungen 
Ut  der  Kaum,  der  den  einzelnen  Familien  dann  zutaiit,  ein  sehr  bcädiiinkter,  selUD  mehr 
wie  xw«i  Stuben»  die  als  Kttdie,  Wolip-  und  Schlafzimnier  dienen.  Nicht  tum  wenigsten 
hat  das  System  der  Halbehkiuer  dadurch  Verbreitung  gefunden,  daß  es  eineraeiu  unmSglidi 
ist,  MletSW<dinang|ea  zu  finden;  anderere  it>  ihirch  die  Armut  der  Kevölkerung  die  Einrich- 
tung ci'^'cnrr  Wobnungen  unnOglitb  wird,  mo  daft  nur  dem  Sueben,  ein  Obdach  zu  finden, 
Rechnung  gcira|;ci)  wird. 
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Die  Folgen  der  jahrhundertelang  fortgesetzten  „Totteilung**  machen 
ach  jetzt  in  der  drOckendsten  Weise  bemerkbar.  Solange  die  In> 
dustrie  blähte  und  den  gröBten  Teil  der  Bewohner  beschäftigte,  fanden 
diese  bei  der  beschriebenen  Sitte  der  Vererbung  ihr  Auskommen; 
doch  jetzt  treten  die  Schädigungen  doppelt  fühlbar  hervor.  Die  Be« 
Sitzungen  selbst  sind  nicht  nur  winzig  klein  geworden,  sondern  die 
ODzelnen  Grundstücke  sind  auf  eine  Flächengröfie  gesunken,  die 
kaam  mit  Ackergeräten  bearbeitet  werden  kann.  Die  Feldflur  der 
Gemeinde  Hilmicke  ist  z.  B.  nur  349  ha  groß  und  diese  Fläche  setzte 
sich  vor  der  Separatton  aus  3510  Parzellen  zusammen,  sodaß  die 
doFchschnittliche  Größe  einer  Parzelle  0,09  ha  betrug. 

Welche  Besitzveränderungen  und  wieviel  neue  Kleinstellen  die 
Realteilung  im  Kreise  Olpe  schafft,  zeigt  nachstehende  Tabelle,  die 
einen  Zeitraum  von  nur  zwei  Jahren  umfaßt 

Im  Amte  Olpe  betrugen*): 
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i|  Aus  Erhebungen  des  Königl.  Landraunmtes  zusammengestellt. 
AliibBiidliiBccii  d.  staafaiw.  Semlnan  s.  «fem,  Bd.  II,  Heft  1.  H 
Ktnimsiiii,  Hiubdupwinacluft. 
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Innerhalb  der  zwei  Jahre  fanden  also  260  Grundbesitzverände- 
rungen statt,  von  diesen  waren  4 1  direkt  durch  Erbteilungen  bedingt, 
und  217  durch  den  freien  Verkehr,  die  aber  auch  teils  mit  Ver- 
erbungen im  ursuclilichen  Zusammenhang  standen.  Treffend  zeigt 
Rubrik  V  den  Einfluß,  indem  innerhalb  zweier  Jahre  173  neue  Klein* 
stellen  gebildet  worden  sind. 

Im  Anschluß  an  die  Besprechung  der  Vererbungssitten  und  die 
Veränderungen,  die  hierdurch  hervorgerufen  werden,  ist  es  angebracht 
die  Zu-  und  Abwanderung,  die  im  hiesigen  Kreise  vor  sich  geht, 
kurz  anzuführen.  Wenn  wir  diese  Bewegungen  mit  denjenigen  ver- 
gleichen, die  in  anderen  Kreisen,  welche  ähnliche  Verhältnisse  wie  der 
unserige  aufweisen,  stattfinden,  dann  bemerken  wir,  daß  trotz  der 
noch  vielerorts  herrschenden  Realteilung  die  Abwanderung  im  Kreise 
Olpe  sehr  gering  ist,  wie  folgende  Aufstellung  zeigt*): 


KKis 

Giiitul- 
•teuer- 
reineitrag 

Be- 
völkerung 
1871 

Zuiahmc 
vüh  1871 
bis  i8q5 

in 

Zunahme 
von  187  t 
bis  1895 

Abwanderufif  V.  1871 

Iiis  1F95    im  Durch- 
schnitt  pro  Jahresirüi 

A  «'V  iL 

<  -  = 
w  -  £  2 

[)ro  ha 

pro  qkm 

Personen 

in  Pro«. 

Prot, 

der  Bevöl- 
kerung 

Proz.  des 

Geburtfn- 
übcrschus». 

r.  s  = 

AVittßcnstem 

4.80 

4« 
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2,64 

4.*o 

61.40 

t>o,b8 

Mcichede  . 

6.60 

43 

4 

1,80 

4,94 

73,«' 

71,79 

Brilon    .  . 

7.60 

48 

o,$B 

6.03    j  94.07 

9i»4S 

Tecklenburg 

9,60 

56 

7 

*,44 

3.9S 

61.82 

61,63 

Olpe .   .  . 

6,00     1  $t 

»3 

4.91 

»ja 

35.65 

38.08 

Zum  Vergleiche  u  urdcn  (liejeni^en  vier  Kreise  der  Provinz  West- 
falen herangezogen,  die  nicht  nur  ciini  i^aTinusii-n  Grundstcuerrein- 
ortrag  aufweisen,  sondern  auch  in  Hinsicht  auf  Hoden  un<l  Klima 
ahnliche  Verhältnisse  wif»  unser  Kreis  zeit^en.  l  r-  a/.  cii  r  starken  Zu- 
nahme der  Bevölkerung,  die  von  keinem  anderen  ayian  >lien  Kreise 
der  Provinz  Westfalen  —  aussen,  immun  Paderborn  — übertruflen  wird, 
finden  wir  eine  Schollenkleberei  mil'»lic  hstcr  Art.  Der  Verlust,  den  der 
Kreis  durch  Abuunüerung  erleidet,  betragt  nur  38%  der  Zunahme. 

I)  Aus  Erhebungen  des  Köni^l.  F.Andratsanntes  zusamniciigostellt.  Intercs&;»nl  ist  diese 
Tabelle  auch  in  Hinsicht  auf  die  Meinung.  d.iH  KeahHhjng  die  Abwanderung  fördere,  die 
VereibuDg  an  nur  einen,  die  Seßhaftigkeit  dagegen  bedinge.  Die  Krgebm&se  unserer  Tabelle 
icigcn  du  nmfekehrte  Bild.  Alle  Bezirke,  aufler  dem  Olper  und  einem  nur  kl«nen  Teile 
des  Briloner,  haben  die  weitüliidie  Anerben^tte  und  in  diesen  ist  die  Abwanderang  am 
stirksten.  Dagegen  beweist  sie  die  Annahme,  daß  auch  eine  Realleilung  weitgehendster  Axt, 
den  einmal  gegebenen  Nahrangsapielraum  nicht  erweitern  kann. 
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2.  Die  Verschuldung'  des  ländlichen  Grundbesitzes. 

Wenngleich  die  Verschuldung  des  ländlichen  Grundbesitzes  von 
einschneidender  Bedeutung  für  die  Beurteilung  der  Lage  der  Land- 
wirtschaft in  einer  Gegend  ist,  so  bietet  die  Lestslellung  der  Höhe 
der  Verschuldung  mancherlei  Schwierigkeiten,  die  es  unmöglich  machen, 
genaue  Zahlen  angeben  zu  können;  selbst  die  eingehendste  Studie 
kann  nur  auf  bloßen  Schätzungen  beruhen.  Dieses  liegt  in  der  Natur 
der  Sache,  denn  niemand  offenbart  gern  seine  pekuniären  \  trlialt- 
nisse,  und  wenn  nicht  die  Sicherstellung  des  Gläubigers  einen  Rechts- 
schutz verlangte,  der  durch  Eintragung  in  das  Grundbuch  gewährt 
wird,  und  femer  die  vor  einigen  Jahren  eingeführte  Selbsteiiischätzung 
einen  gewissen  Aufschluß  gewährte,  würden  wir  überhaupt  nicht  in 
der  Lage  sein,  Zahlen  anzuführen.  Für  unseren  Piezirk  bieten  sich 
doppelte  Schwierigkeiten;  einmal  waren  die  grundbuchlichen  Verhält- 
nisse lange  Zeit  im  argen,  besonders  in  bezug  auf  die  Eintragungen 
der  Liegenschaften,  die  zum  Haubergskomplex  gehörten  und  das 
anderemal  finden  wir  infolge  des  vorwiegenden  Kleinstellenbesitzes, 
dem  die  staatlichen  Kreditinstitute  nicht  zur  Verfügung  stehen,  eine 
große  Verschuldung  durch  Benutzung  von  Privatkapitalien  auf  einfachen 
Schuldschein,  oder  was  noch  mehr  vorkommt,  auf  Wechsel.  Die  Höhe 
der  so  gegebenen  Darlehen  entzieht  sich  der  Feststellung.  Da  aber 
meistens  das  Eingehen  von  Wechselgeschäften  das  letzte  Rettungs- 
mittel des  Landwirtes  ist  und  er  bei  eventuellem  Unvermögen  der 
Deckung,  neue  Wechselschulden  eingehen  muß,  so  ergibt  sich  hieraus 
eine  fortschreitende,  sich  ständig  erhöhende  Verschuldung,  die  selten 
^na  an  die  Öffentlichkeit  kommt,  als  die  Subhastation  erfolgt.  Da 
femer  im  Kreise  Olpe  ländliche  Zensitcn,  die  der  .Selbsteinschätzung 
unterliegen,  fehlen,  so  bietet  die  Feststellung  der  Verschuldungshöhe 
viele  Schwierigkeiten. 

Die  einzige  Möglichkeit,  die  Verschuklungshöhe  in  etwa  zu  er- 
kennen, bietet  uns  die  Verfolgung  der  Hypoihekenbewegung  in  den 
letzten  Dezennien.  Hierbei  finden  also  nur  im  Grundbuche  einge- 
tragene Schulden  Berücksichtigung,  ferner  ist  zu  beachten,  daß  keine 
Trennung  von  industriellen  und  rein  landwirtschaftlichen  Unter- 
nehmungen in  den  ländlichen  Bezirken  stattfindet  und  endlich  oft 
töschungen  nach  erfolgter  Tilgung  der  Schuld  unterbleiben. 

In  nachfolgender  Aufstellung  •}  wird  die  Hypothekenbewegung 
in  den  Undlichen  Gemeinden  des  Amtsgerichtsbezirkes  Olpe,  das  den 
<^igenüichen  Haubergsbezirk  umfaßt,  gegeben.   Die  Tabelle  zeigt  in 

I)  Aus  den  ErmitduDgen  des  Köoigl.  Antieeridite»  Oipe  «mmmengtilelh. 
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den  Jahren  1893 — 94,  1902  und  1903  ein  gewaltiges  Emporschnellen 
der  Verachuldungsziffer;  dies  beruht  darauf»  daß  in  diesen  Jahren 
mehqsre  industrielle  Werke  gezwungen  waren,  Hjrpotheken  in  der  Höhe 
von  rund  100000  M.  aufzun^men.  Wenn  wir  diese  Summe  nicht 
berücksichtigen»  so  ergibt  sich  eine  jährliche  Verschuldungszunahme 
von  60000  M. 

Jahr  Eiutragtingen  I-öscbungen    Zunahme  d.  Verschuldung 


DoFchidinittMicebnia          M.  M.  M. 

1886-1890  145133  88957  3(^«r^' 

1894—  1895  350169  132  661  117508 

1895—  1900  192680  147789  4489t 

1902  249883  83248  1 66  635 

1903  297  731  120  349  177  182 


Die  jährliche  Verschuldungszunahme  beläuft  sich,  auf  den  Hektar 
berechnet,  auf  rund  3  M  Hieraus  können  wir  schon  schließen,  daU 
die  Verschuldung  im  I^ufe  der  Jahre  eine  große  geworden  ist  [be- 
trachten wir  aber  den  geringen  Ertrag  der  Landwirtschaft  im  Kreise 
Olpe  dabei,  so  finden  wir  die  Bodenverschuldung  als  eine  drückende 
Last,  die  lähmend  auf  das  wirtschaftliche  Leben  des  ganzen  Kreises 
wirkt,  da  fast  alle  Barmittel  zur  Zinsenzahlung  benutzt  werden  müssen 

Im  allgemeinen  hält  man  zwar  die  Verschuldung  des  Klein« 
besitzes,  der,  wie  die  amtliche  Verschuldungsstatistik  Vi  von  18S3  und 
i8g6  ergibt,  von  allem  Grundbesitz  am  stärksten  belastet  ist,  nicht 
für  besonders  drückend,  da  einmal  unter  den  Kleinstellenbesitzern 
viele  Gastwirte,  Krämer  und  Handwerker  sich  befinden,  deren  Kredit- 
fähigkeit bedeutend  größer  ist  als  der  Ertrag  ihres  Gründl »esitzes 
gerechtfertigt  erscheinen  läßt,  und  das  anderemal  die  Gebäude  beim 
Kleinstellenbesitzer  im  Verhältnis  zum  Grund  und  Boden  einen  viel 
h«)heren  Wert  haben,  als  es  bei  den  übrigen  landwirtschaftlichen  Be- 
trieb* 11  der  Fall  ist.  Da  aber  in  unserem  Bezirke  die  RentabiUtät 
der  landwirtschaftlichen  Unternehmung  einen  großen  Rückgang  er- 
fahren hat,  so  trifft  Iiier  die  größere,  ungefährUche  Verschuldungs- 
möghchkeit  des  Kleinbesitzes  nicht  zu. 

Die  Ursachen  der  starken  Verschuldung  sind  einmal  in  dem 
großen  Preisfall  der  Hauberg^produkte  und  das  anderemal  in  den 
\^ererbung.s8ittcn  zu  suchen.  Nur  ausnahmsweise  ist  eigenes  Ver- 
schulden die  Ursache. 

Zur  Sanierung  der  I-age  des  Kleinbauern  ist  die  Errichtung  von 
Spar-  und  Darlehnskassen,  die,  wie  die  Erfahrung  lehrt,  gerade  in 

I)  Im  Jahre  1883  wurd«  vun  der  preuliischcn  Regierung  in  50  AmLsgerIchubezirken 
die  grundbttdiniiß^  Verachuldung  festgestellt  und  diese  Erhebung  im  Jahre  1896  für  <U«- 
selben  Bezirke  uod  to  »ndere  wiederholt. 
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solchen  Gegenden  Wunder  schaffen,  zu  empfehlen.  Danehen  erwächst 
für  den  Staat  die  Pflicht,  durch  Darlehnsgewähning  aus  dem  Kultur- 
fonds den  Landwirten  die  zur  Durchführung  notwendiger  Meliorationen 
a-forderlichen  Geldmittel  zur  Verfügung  zu  «teilen. 

3.  Arbeiterverhältnisse,  Vereine,  Genossenschaften  undland- 
wirtschaftliches  Schulwesen  im  Kreise. 

Die  HMfte  der  Bevölkerung  des  Kreises  hat  entweder  keinen 
Grundbesitz,  oder  nur  einen  so  geringen,  daß  er  nicht  hinreicht,  die 
Lebensbedürfnisse  zu  befriedigen,  und  die  deshalb  darauf  angewiesen 
ist,  diesen  Mangel  durch  anderweitige  Arbeit  auszugleichen.  Die- 
jenigen, die  keinen  Grundbesitz  haben,  sind  zumeist  kleinere  Hand- 
werker, Schuster  oder  Schneider.  Diese  üben  ihre  Gewerbe  auch 
nicht  handwerksmäßig  aus,  sondern  gehen  auf  Tagelobn,  indem  sie 
für  ein  bestimmtes  Entgelt  und  KOstig^ng  die  betreffenden  Kleidungs- 
stücke in  der  Wohnung  des  Empfängers  herstellen.  In  Zeiten  großen 
Bedarfs  an  landwirtschaftlichen  Arbeitskräften,  wie  in  der  Ernte-  und 
Saatzeit,  helfen  solche  Handwerker  auch  den  Bauern  in  der  Wirtschaft 
aus.  Femer  finden  wir  auf  den  größeren  Bauerngütern  auch  Guts- 
tagelöhner, denen  vom  GKitsherm  Wohnung  und  etwas  Feld  gestellt 
wird  und  die  auf  Verlangen  jederzeit  zu  Dienstleistungen  herangezogen 
werden  können,  oder  in  der  Woche  eine  bestimmte  Anzahl  Tage  auf 
dem  Wirtschaftsfaofe  arbeiten  müssen.  Endlich  finden  wir  noch  eine 
Gruppe  von  Tagelöhnern,  die  nur  als  solche  ihren  Unterhalt  finden. 
Sie  besitzen  meist  etwas  Roggen-  und  Kartofelland,  halten  sich  eine 
Kuh  und  mästen  ein  Schwein.  Infolge  des  stdieren  Geldlohnes  ist 
ihre  Lage  im  Durchschnitt  eine  günstigere  als  die  der  Kleinstellen- 
bcsitzer. 

Der  Lohn,  der  gezahlt  wird,  ist  den  wirtschaftlichen  Verhältnissen 
nach  als  ein  hoher  zu  bezeichnen.  Bei  voller  Beköstigung  zahlt  man 
im  Winter  1,30  M..  im  Sommer  1,70  M.  Dazu  muß  jedem  Arbeiter 
ein  bestimmtes  Maß  Branntwein  täglich  verabreicht  werden.  Frauen 
erhalten,  ebenfalls  einschließlich  der  Verpflegung,  im  Winter  i  M.,  im 
Sommer  1,20  M.  Viele  Arbeiten  werden  im  Akkord  ausgeführt;  hier- 
für gibt  es  keine  festen  Sätze. 

Dort  wo  aidi  die  Steinbruch-  und  Schwefelkiesindustrie  findet, 
hat  diese  preistreibend  auf  den  landwirtschaftlichen  Tagelofan  gewirkt. 
I)a  die  Industrie  die  besten  Kräfte  an  dch  zieht,  bleibt  den  Bauern 
der  Rest,  der  aus  alten  Leuten  oder  Invaliden  besteht,  die  aber  bei 
ungenügender  Arbeitsleistung  vollen  Tagelohn  beanspruchen.  Über- 
haupt herrscht  vieler  Orten  eine  Abneigung  unter  den  Leuten  auf 
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Tagelohn  sich  den  Bauern  zu  verdingen.  Durch  die  Real  teil  ung  fällt 
den  meisten  Land  zu.  diese  dünken  sich  dann  zu  gut  als  Tagelöhner: 
sie  suchen  noch  einige  Parzellen  hinzu  zu  pachten  und  selbständig 
zu  ackern.  So  anerkennenswert  ein  solches  Streben  ist,  so  hat  es 
doch  manche  Schattenseiten.  Vor  allen  mangelt  es  den  Leuten  an 
den  nötigen  Kenntnissen,  um  selbständig  disponieren  und  mit  £r- 
folsjf  wirtschaften  zu  können.  Finr  it?i7i:l :i:i.r?ischo  Bestellung  der 
Felder,  geringe  Ernten  und  ständiges  Wachsen  der  Verschuldung 
sind  die  unausbleiblichen  Kolgen. 

Das  Bestreben  der  Bauern,  ihre  Kenntnisse  durch  Hören  von 
Vorträgen  oder  Lesen  von  fachwiasenschnft liehen  Zeitschriften  zu  ver- 
mehren ,  ist  durchweg  nur  gering.  Die  meisten  setzen  allen  Bestre> 
bungen.  hier  Wandel  zu  schaffen,  schroffen  Widerstand  entgegen,  sie 
wollen  sich  nicht  belehren  lassen,  weil  sie  überall  Hintergedanken  in 
bezug  auf  Durchführung  von  Separationen  und  sonstigen  Meliora- 
tionen fürchten.  Deshalb  ist  auch  das  landwirtschaftliche  Vereins> 
wesen  nur  an  einigen  Orten  emporgekommen,  gerade  die  ärmsten 
Dörfer  erweisen  sich  am  wenigsten  hierfür  geeignet  Welchen 
Vorteil  würde  aber  ein  solches  bringen,  wo  gemeinsame  AuS' 
spradie  und  Besprechung  von  Verbesserungen  so  nötig  sind,  um 
die  ungünstige,  wirtschaftliche  1-age,  in  welche  besonders  die  Schäl- 
waldbauem  gekommen  sinM  -i  lindern.  Ein  gleiches  laßt  sich  von 
den  genossenschaftlichen  Bestrebungen  sagen.  Durchweg  ist  auch 
diesen  die  große  Menge  abhold. 

Den  nicht  mit  den  örtlichen  Zuständen  Vertr.intf^Ti  muß  es  wun« 
dern,  daß  der  Kreis  Olpe  in  genossenschaftlicher  Beziehung  das 
Gegenteil  des  Kreises  vSiegen  ist.  Letzterer  hat  dieselben  landwirt- 
schaftlichen Verhältnisse  uiul  ist  durrh  seine  genossenschaftlichen 
Einrichtungen  weit  über  seine  Grenzen  hinaus  bekannt.  Wo  wir  die 
Haubergsgenosscnschaften  im  Kreise  Olpe  finden,  sind  solche  auch 
nur  durch  staatliche  Anregung  zustande  gekommen. 

Ein  Gang  durch  die  Felder  zeigt  den  Geist,  der  in  den  Bauern 
do.r  verschiedenen  Ortschaften  herrscht.  Dort  wo  die  genossenschaft- 
liche Schulung  sich  geltend  macht  und  die  Mitglieder  zu  reger  Tätig- 
keit angespornt  werden,  will  keiner  hinter  dem  anderen  zurückbleiben 
und  die  Fluren  zeigen  hinsichtlich  der  Bearbeitung  oinon  i:rrol*.en 
Unterschied  von  denen  der  (iemeinden,  die  im  alten  Schlendrian 
weiter  wirtschaften.  Ständiger  Hinweis  auf  die  besser  »tuierten  (je- 
meinden  ist  notwendig,  um  die  Bauern  aus  ihrem  Phlegma  aufzurüt- 
teln. IMit  großer  Genugtuung  sind  aus  diesem  Grunde,  die  emsigen 
Bestrebungen  des  Kgl.  l^ndrates  zu  begrüßen,  welcher  seine  Kraft 
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und  allen  seinen  Einfluß  \  erwendet,  um  nicht  nur  durch  das  gfespro- 
chene  Wort,  sondern  auch  durch  überzeugende  Versuche,  den  Bauern 
die  Notwendigkeit  solcher  Einrichtungen  zu  zeigen. 

Der  Besuch  der  Winterschule  in  Elspe  ist  durchweg  ein  befrie- 
digender; 36  — 40  Schüler  beteiligen  sich  Jahr  für  Jahr  an  den  winter- 
lichen Kursen.  Zu  bedauern  ist  der  schwache  Besuch  der  Schule 
von  Seiten  der  ländlichen  Bevölkerung  des  Olper  Kreises,  in  dessem 
Gebiete  sie  liegt.  Von  den  Schdlem  sind  durchweg  nur  15 — 18.  also 
nicht  einmal  die  Hälfte,  aus  dem  Kreise.  Dieses  hat  seinen  Grund 
nicht  im  Mangel  an  Interesse,  sondern  an  der  Unentbehrlichkeit  der 
heranwachsenden  Söhne  als  Arbeitskräfte:  meistens  erlaubt  auch  die 
bedrängte  Vermögenslage  den  immerhin  mit  bestimmten  Kosten  ver- 
bundenen Besuch  der  Winterschule  nicht 

Neben  der  Winterschule  besteht  eine  Haushaltungsschule  in 
Elspe,  die  von  11  — 17  Schüh  rintien,  von  denen  7  —  IG  auf  den  Olper 
Kreis  entfallen,  besucht  wird.  In  ihr  werden  die  jungen  Mädchen 
nicht  nur  zu  tüchtigen,  für  den  Landwirt  geeigneten  Frauen  heran- 
g^ebildet,  sondern  sie  erhalten  auch  eine  Vervollständigung  ihrer  all- 
gemeinen Bildung. 

4.  Verkehrswege,  Bergbau  und  Handel. 

Der  Kreis  Olpe  zeigt  ein  wohl  ausgebildetes  Landstraßennetz. 
Vier  große  Staatsstraßen  durchzi^en  den  Kreis  von  Norden  nach 
Süden  und  Osten  nach  Westen  und  verV)itiden  ihn  mit  den  angren- 
zenden Gebieten.  Bescmders  hervorzuheben  ist  die  um  1820,  nach 
anderen  Berichten  schon  zu  Napoleon  I.  Zeilen  w;»^baute  Koblenz- 
Mi  ndenerstraße,  die  vor  KrOffnung  der  liiggebahn  die  I  iauptabfuhr- 
linie  der  Produkte  des  Kreises  war.  Wichtig  ist  auch  »He  Köln-Olper 
Stra^.  die  die  nächste  Verbindung  mit  der  alten  Handelsstadt  Köln 
darstellt  Staatsstraßen,  sowie  Provinzial-  uiui  Kommunalstraßen  entp 
sprechen  trotz  den  hohen  Herstellungs-  und  Unterhaltungskosten,  die 
das  gebirgige  Terrain  bedingt,  allen  Anforderungen,  die  an  eine 
Kunststraße  gestellt  werden.  Heute  wird  an  keiner  Stelle  mehr 
Wege-  oder  Brückengeld  erhoben. 

Drei  Schienenwege  durchziehen  den  Kreis,  sodaß  reichlich  (re- 
legenheit  vorhanden  ist,  schnell  und  in  großen  Afengen  die  Landes- 
produkte  zu  befordern  und  umgekehrt  Rohmaterial  in  den  Kreis 
kommen  zu  lassen.  Im  Jahre  1861  wurde  als  erster  Schienenweg  im 
Sauerlande  die  Lenne-Siegbahn  eröffnet,  die  bedauerlicherweise  den 
Kreis  nur  an  einer  Seite  streift,  anstatt  ihn.  wie  es  ileni  Terrain  ent- 
sprechen würde,  zu  durchschneiden.  Deshalb  wurde  1873  von  dieser 
die  Biggebahn  abgezweigt»  welche  die  Kreishauptstadt  und  das  eigent- 
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üclir  Industriegebiet  des  Krcisrs,  dem  Kisenbahnverkehr  aufschloß 
und  im  Jahre  iO'>3  wurde  als  drille  Schieiienstrorke  die  A tjvrertalbahn 
erottnot.  Diese  niüinit  in  Oipe  ihren  Anfang  und  mündet  bei  Trois- 
dorf in  die  Koln-Fraiikfurterstrecke. 

Bis  zu  der  Mitte  des  verflossenen  lahrhunderts  finden  wir  im 
Kreise  Olpe  einen  lebhaften  lust-nsteinbergb.iu  und  Eisenhüttenbe- 
trieb. Dieser  stand  im  engten  Zusaninienhan>4e  mit  der  Land-  und 
Forstwirtschaft,  deshalb  lohnt  es  sich,  näher  darauf  ein/u^ehen.  I)ie 
ersten  Anfänge  des  Olper  ßerj^baues  lassen  sich  nicht  genau  ver- 
folgen, da  sie  bis  in  das  Dunkel  des  frühen  ^Tittelalters  zurück g^ehen. 
Sicher  ist.  daß  um  1400  an  mehreren  Stellen  F.r/e  i^t'f.  »rdert  wurden'). 
Die  Gruben,  die  anfangs  infolge  des  Mangels  an  S|,irensTpul\cr  nur 
eine  geringe  Forderuni^^  hatten  und  nur  an  sf)lchen  Stellen  lagen,  wo 
df>r  Eisenstein  nahe  der  F.rdnlxTtlache  war,  wurden  schon  bald  auf 
eigene  Rechiumg  betrieben  und  waren  oft  auch  z<'hnt-  und  ahgaben- 
frei.  Das  Schtnclzen  geschah  anfantjs  in  transportablen  Schmelzofen, 
sogenannten  IlandhüttetJ.  Der  Uergmann.  der  auch  zugleich  die  Erze 
verhüttete,  verweilte  an  einer  Stelle  nur  so  lange,  wie  mit  einfachen 
Geräten  und  ohne  grnße  Mühewallung  die  Gewinnung  des  Roh- 
materiales  geschehen  kennte.  War  dieses  nicht  mehr  möglich,  so 
zoer  er  zu  neuen  Arbeitsstätten.  Später  wurde  dieser  Wanderbetrieb 
seßhaft  und  entwickelte  sich  /u  einem  F.rw  erbs/weige,  der  nicht  nur 
den  Einwohnern  einen  lohnenden  Verdienst  und  eine  gewisse  \\'(>hl- 
habenheit  schaffte,  sondern  dessen  Ruf  auch  in  andere  Länder  dranijf. 
So  sagt  Stockhauseu 'i:  „In  diesen  Hammerwerken  wurde  eii^  \(>r- 
zugliclies  Eisen  hergestellt,  welches  sich  gut  zur  Fabrikation  X  'ti 
Messern  und  Waffen  eignete  wegen  seiner  nicht  zu  harten,  noch 
weichen  Eigenschaften  zu  aller  Arl)eit,  vorzüglich  vor  jenen  Eisen 
aus  Suhl  und  Schmalkalden  zu  gebrauchen  ist."  Eine  Rers^ordnung, 
wie  sie  im  Jahre  1592  für  die  siegenschen  Lande  erlassen  wurde, 
fand  sich  nicht  in  unserem  Ikvirke  vor.  Die  meisten  Olper  Werke 
richteten  sich  nach  der  SiegiMier  Ordnung. 

Jede  Grube  geh  örte  ebenso  wie  die  Hütten  nur  selten  einem 
Ucsit/er,  sondern  war  -^nneinschaftlii  lu-s  Eigentum  mehrerer,  die  der 
Reihe  nach  die  Werke  benutzten  und  nur  ausnalimsweise  durch 
einen  Dritten  tliese  auf  gemeiiischaftliche  Rechnung  betreiben  lief^en. 
Man  hatte,  äiinlich  wie  der  heutige  liergwerksbesitz  in  Kuxen  ein- 

t)  Es  finden  sieb  mehrere  tTrkoDden  im  KOnigl.  SUatsarchive  xtt  Mflmter  i.  W.  und 

in  der  ßtt^Iiothfrk  des  Kon:(;1.  01.>crhergamt«s  zu  Bonn,  aus  denen  klar  hervoigdit,  dafl  um 

1400  »m  heutig«. u  Krei^*'  CMpe  Bcr^l^aii  j;ctrifl»fn  wiirdt». 

2/  J.  V.  Stockbauseil,  V«r/a&»ung  und  Gc»chicbie  derSuiU^n  im  Gerichte,  Olpe 
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geteilt  ist,  den  ganzen  Betrieb  unter  die  Beteilip;ten  in  gleichgroße» 
ideale  Anteile  verteilt,  z.  B.  in  32  Stammteile.  Durch  Vererbungen 
wurden  dann  diese  Berechtigungen  immerhin  mehr  zerteilt,  sodaß 
schließlich  eine  ganze  Anzahl  an  einem  solchen  Unternehmen  beteiligt 
waren.  Der  üüttenbetrieb  war  nun,  wohl  infolge  des  oft  mangelnden 
Wassers  und  Feuerungsmateriales,  so  eingerichtet,  daß  nur  während 
einer  bestimmten  Zeit,  einer  soirenannten  „Reise",  das  g^ewonnene 
Eisen  verhüttet  wurde.  Alle  Betriebe  hielten  gemäß  der  Zunftordnung, 
die  streng  gehalten  wurde,  diese  Betriebszeit  ein.  War  z.  Bw  eine 
Reise  gleich  60  Tagen  und  Nächten  und  waren  10  Berechtigte  mit 
gleichen  Anteilen  vorhanden,  so  hatte  ein  jeder  das  Werk  sechs  Tage 
zu  benutzoTv  Waren  die  Berechtigungsansprüche  verschieden,  so  durfte 
jeder  den  Hammer  soviel  Tage  benutzen,  wie  seiner  Berechtigung 
entsprach.  Die  Reihenfolge  der  Benutzung  wurde  meistens  durch 
das  Loos  entschiedet!  oder  so  geregelt,  daß,  wer  in  diesem  Jahre  zu- 
erst anfing',  im  folgenden  Jahre  zuletzt  kam  und  sofort.  Es  war  nicht 
erlaubt,  daß  einer  sich  seine  Hüttentage  für  die  nächste  Reise  vor- 
behielt, nur  wenn  es  infolge  ungünstiger  WitterungsverhAltnisse  nicht 
möglich  war  zu  hütten,  konnte  eine  Verschiebung  erfolgen. 

Aus  dieser  Benutzungsweise  ergibt  sich,  daß  die  Ilüttenbe- 
sitzer  den  größten  Teil  des  Jahres  einer  anderen  Beschäftigung  ob- 
liegen mußten.  Sie  waren  durchweg  Landwirte,  die  den  Hüttenbe- 
trieb als  technisches  Nebengewerbe  betrieben.  Auf  diese  Weise 
konnten  sie  ihren  Waldbestand  am  besten  verwerten,  da  dieser  das 
notwendige  Feuerungsmaterial  abgab. 

Die  Hütten  waren  ganz  primitiver  Bauart,  meist  mit  Stroh  ge- 
deckte, nach  einer  Seite  offene  Schuppen,  an  einem  Wasserlaufe  ge- 
legen, der  als  Triebkraft  für  das  Gebläse  benutzt  wurde.  Die  Hütten- 
besitzer selbst  bildeten  eine  Zunft,  die  sehr  streng  auf  Wahrung  ihrer 
Interessen  und  ihres  GeschAftsgeheironisses  —  über  welches  eine  jede 
Hotte  verfügt!   —  sahen. 

Man  unterschied  Breit-  und  Stückhammerhütten;  in  den  ersteren 
wurde  das  beste  Eisan  zu  Platten  geschlagen,  während  die  Stück- 
hämmer  das  mehr  minderwertige  Produkt  verarbeiteten.  Die  Anzahl 
der  Breithämmer  waren  durch  kurkölnische  Verordnung  auf  eine  be- 
stimmte Zahl,  die  nicht  überschritten  werden  durfte,  festgesetzt,  während 
in  der  Errichtung  von  Stückhämmern  keinerlei  Schranken  bestanden. 
Im  Jahre  1780  gaben     im  Olper  und  Rheder  Kirchspiel  13  Breithämmer, 

Im  Laufe  der  Jahre  gingen  die  Hüttenwerke  mehr  und  mehr  an 
tonen  Einzelnen  über,  wodurch  es  erst  ermöglicht  wurde,  nicht  nur 
eine  größere  Quantität,  sondern  auch  eine  bessere,  gleichartige  Quali- 
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tät  zu  erzielen.  Die  einzelnen  kleineren  Unternehmungen  verschwanden 
und  an  deren  Stelle  traten  größere,  technisch  vollkommenere.  T, eider 
haben  es  diese  nicht  verstanden  sich  den  Umwälzungen,  die  die  Ein- 
fuhrung des  Knkshochofenbetriebes  brachte,  anzupassen.  Sie  blieben 
bei  dem  alten  Holzkohlen  verfahren  und  waren  nach  kurzer  Zeit  nicht 
mehr  den  überlegenen  Siegenerwerken  gewachsen,  infolgedessen  ein 
Werk  nach  dem  anderen  einging.  Den  Todesstoß  versetzte  der  Olper 
Eisenindustrie  die  Hinführung  des  Thomasschmelzverfahrens,  wodurch 
es  möglich  wurde,  minderwertige  Eisensteine  lohnender  als  gute  Eisen- 
erze zu  verwerten.  Min  und  wieder  ist  allerdings  der  Versuch  gemacht 
worden,  den  alten  Erwerbszweig  zu  heben,  doch  schlugen  alle  Unter- 
nehmungen fehl.  Nicht  nur  die  Besitzer  der  Eisenwerke  traf  diese 
Wendung  der  Rentabilität,  sondern  auch  den  Landwirt,  der  für  seine 
Kohlen  nun  keinen  lohnenden  Absatz  mehr  fand.  Heute  wird  nur  noch 
die  Wasserkraft  von  einigen  Walzwerken  ausgenutzt,  die  Eisenbleche 
und  Draht  herstellen,  doch  von  keiner  durchgreifenden  Bedeutung  sind. 

Xeben  dem  Eisensteine  wurden  auch  Kupfer-,  Blei-  und  Silber- 
erze gefördert,  doch  ist  deren  Förderung  heute  eingeschlafen.  Ein 
größeres  Kupferwerk,  welches  mehrere  hundert  Arbeiter  beschäftigt, 
befindet  sich  im  Kreise;  es  \  erarbeitet  aber  nur  ausländische  Erze. 

Durch  die  Eisenhüttenindustrie  bedingt,  entstanden  schon  früh 
zahlreiche  Cterbereien.  die  die  Eichenlohe  zum  Gerben  der  Häute  be- 
nutzten. Die  Eichenrinde  gewann  man  als  Nebenprodukt,  da  die 
Stämme  zum  Kohlen  verwandt  wurden.  Das  mit  Benutzung  von 
Eichenrinde  hergestellte  l.eder  ist  ein  vorzügliches,  nur  dauert  der 
Gerbprozeß  sehr  lange,  sodaß  man  schon  zeitig  auf  Mittel  und  Wege 
sann,  diesen  abzukürzen.  Lange  Zeit  waren  diese  Bestrebungen  er- 
folglos, bis  man  in  dem  (Juebracho  ein  (lerljmittel  fand,  das  nicht 
nur  den  Herst ellungsprozeß  wesentlich  abkürzte,  sondern  auch  billig 
war,  da  es  in  bedeutenden  Mengen  zur  Verfügung  stand,  während  die 
Eichenlohe,  infolge  der  beschränkten  Gewinnung,  hoch  im  Preise  war. 
In  kurzer  Zeit  verdrängte  das  Quebruch<>holz  die  Eichenlohe  fast  voll- 
ständig und  dem  Landwirt  ging  wiederum  ein  lohnender  Erwerbs- 
zweig verloren.  J  )en  größeren  Gerbereien  des  Kreises  gfing  es  aber 
nicht  wie  den  Eisenwerken;  sie  haben  es  verstanden,  den  Fortschritt 
der  'I'erhnik  sich  /u  eigen  zu  machen.  Die  kleineren  Werke  sind 
fnst  alle  eingegangen,  da  sie  sich  dem  größeren  Umsatz,  den  die 
Schnellgcrberei  liedingt,  niclit  anpassen  konnten. 

Die  übrigen  industriellen  Anlagen  des  Kreises  sind,  abgesehen 
von  den  Kalksteinl Jüchen  bei  Attendorn,  für  die  Landwirtschaft  des 
Kreises  von  keiner  besonderen  Bedeutung. 
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Zweiter  Abschnitt 

Die  Haubergswirtsehalt. 

A.  Die  Entwicklung  der  Haubergswirischaft  bis  zum  Erlafi  des 
hessischen  Forstgesetzes  im  Jahre  z8io. 

Der  Privatmann  hat  im  allgemeinen  seinen  Grund  und  Boden 
so  zu  eigen,  daß  er  damit  nach  Belieben  schalten  und  walten  kann. 
Anders  ist  es  bei  den  Haubergfsgenossenschaften ;  alle  Hauberj^e  ge- 
hören einer  Anzahl  von  Privatpersonen  gemeinschaftlich.  Jeder  Teil- 
haber dieser  Gemeinschaft  hat  nur  das  Recht  einen  Teil  der  Hauberge* 
dessen  Größe  sich  nach  seiner  Anteilberechtigung  richtet  beanspruchen 
zu  können.  Eine  solche  Personengemeinschaft  nennt  man  Ilaubergs- 
genossenschaft  oder,  wie  es  im  Kreise  Olpe  Gebrauch  ist.  .Jahnschaft***). 
Die  Nutzung  des  Waldes  geschieht  narli  einem  bestimmten  Plane, 
der  Mauordnung.  Der  ganze  Bestand  wird  in  i(t  oder  i8,  möglichst 
gleichgroße  oder  wenigstens  gleichwertige  Schläge  geteilt,  von  denen 
in  jedem  Jahre  einer  genutzt  wird.  Den  Jahresschlag  verteilen  die 
Genossen  jedesmal  nach  ihrer  Berechtigung  untereinander.  Um  diese 
Aufteilu!!^'  leicht  und  schnell  vornehmen  zu  können,  legt  man  dem 
ganzen  iiauberge  eine  gedachte,  ideale  Größe  zu,  die  man  nicht  nach 
dem  gebräuchlichen  Flächenmaß,  sondern  in  (xeldwert  ausdrückt 
So  sagt  man  z.  B.  der  ganze  Hauberg  ist  ,,4320  Taler*'  groß.  Ebenso 
setzt  man  die  Anteilberechtigung  eines  jeden  Genossen,  , Jähner**  ge- 
nannt, nach  diesem  idealen  Maßstabe  so  fest,  daß  die  Berechtigungs- 
größe aller  Jähner  dann  ebenfalls  4320  Taler  ausmacht.  Nun  kann 
man  einem  jeden  auf  bequeme  Weise  in  (km  jahresschlage  seinen 
Anteil  zuwdiaen,  indem  die  Idealgröße  des  ilauberges,  sowie  die  ideale 
Berechtigungsgröße  des  Einzelnen  durch  1'^  h  viehungsweise  18  divi- 
diert wird  und  die  erstere  Zahl  die  Größe  de»  Jahresschlages  angibt, 

ij  Die  Bcieidinuag  «Jahnicbiift**  tettet  »idi  vun  dem  Worte  ,Jan",  mit  dem  man 
paraBd  oebenenander  licfpinde  WaldparKellen  bezeichnet,  ab.  Die  Entatebung  des  Worte» 
JaOt  jSa.  iat  dnnkel,  es  wird  Jedoch  nicht»  mit  dem  Worte  tfitun**  als  ..Ganerbe*'  gemein  halben. 
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flie  zweite  zeigt,  wieviel  jeder  jÄhner  im  Jahresschlage  erhält.  Auf 
die  Einzelheiten  dieser  Aufteilung  werden  wir  an  späterer  Stelle  noch 
eingehen. 

Die  eigentümliche  Verqiiickung  von  1-and-  und  Forstwirtschaft, 
wie  sie  sich  uns  in  der  Haubergswirtschaft  zeif^t.  finden  wir  heute  auf 
einem  Gebiete,  das  weniger  melir  als  120000  ha  umfaßt  Wenn  so- 
mit die  räumliche  Ausdehnung  dieser  Bodennutzungsart  eine  geringe 
ist  und  nur  lokale  Bedeutung  hat,  so  gewinnt  sie  wegen  ihres 
hohen  Alters  um  so  mehr  an  Interesse  für  den  Agrarliistoriker.  Die 
Benutzung  von  Niederwäldern  nach  dem  Abtriehe  des  Holzbestandes 
zur  Fruchtnutzung  läßt  sich,  wie  später  gezeigt  wird,  in  diesen  (ie- 
bieten  schon  früh  nachweisen,  es  ist  nur  die  Frage  offen,  weshalb 
man  zu  dieser  eigenartigen  Nutzungsform  gekommen  ist  und  ob  die 
Haubergswirtschaft  ständig  auf  genossenschaftliche  Weise  betrieben 
worden  ist. 

In  dem  Gebiete,  das  vorHgendo  Arbeit  behandelt,  ist  eine  oben 
geschilderte,  geregelte  genossenschafiliclic  Bewirtschaftung  der  llau- 
berge  zu  Anfang  des  verfl<>ss»'nen  Jahrhunderts  nur  in  einigen  Ge- 
meinden nach/u  weisen,  lirst  durch  großherzn^>  lich  hessisches  Gesetz 
vom  6.  Januar  ibio  ist  die  obli^^itorisrhe  Bildung  von  Haubergsge- 
nossenschaften  im  Kreise  Olpe  angeordnet  \\'nrdcn.  Vor  dieser  Zeit 
waren  die  Berge  durchweg  im  vollen  PrivateigeiUutr.e.  Im  Xachbar- 
kreise  Siegen  jedoch  können  wir  1  laubergsgenossenschaften  schon  im 
Mittelalter  urkundiicli  nachweisen. 

l'm  den  gesrhirhtHchen  Werdegang  der  1  laubergswirtschaft, 
der  für  das  Verständnis  (h'eser  Hodennutzuni^sart  uiihedini^t  nötig  ist, 
kennen  zu  lernen,  ist  es  crtorderlicli,  daß  die  Entwic:klung  der  Siegener 
Hauberge  in  den  Rahmen  unserer  Arbeit  gezogen  wird.  In  folgen- 
dem wird  deshalb  zunächst  die  Geschichte  der  Siegener  Uauberge 
behandelt. 

Die  Fragen,  die  wir  hierbei  zu  untersurlien  haben,  sind: 

1.  Wie  alt  ist  die  Haubergswirtsciiaft  und  ueslialb  ist  man  zu 
dieser  eigenarticTon  Nut/ungswcise  gekommen  ? 

2.  Wurde  von  antang  an  die  Haubergswirtschaft  genossenschaft- 
lich !)• -tri  eben  1' 

Die  Haubergswirtschaft  ist  <ics  otiercn  schon  ( ici^tMistand  wissen- 
schattlicher  Betrachtung  gewesen  und  i^'clien  die  Ansichten  der  ver- 
schiedenen I'orscher  ulier  obige  Frat^t.n  auseinander. 

Am  eing'  hfndstcn  hat  sich  Achenbach  mit  den  Siegener  Hau- 
bergen beschalügt.  In  d» m  Werk*^:  .,Aiis  des  Sicgerlands  Vergangen- 
heit" schreibt  er,  indem  er  auf  frühere  Sciiritten  zurückgreift:  „Die 
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hisherijore  Annahme,  wonach  der  nassauische  Fürst  Fried.  Wilb.  Adolf 
als  Gründer  der  Haubergsver&ssung  anzusehen  sei,  erweise  sich  als 
irnV,  es  liegt  mir  aber  fem  (wie  von  einigen  aus  Achenbachs 
Schriften  gefolgert  worden  ist)  die  Zustände  der  germanischen  V'^or- 
idt^)  mit  der  dargestellten  Haubergseinrichtung  zu  identifizieren.  Was 
wir  für  übereinstimmend  erachten,  liegt  in  der  Gemeinschaft  des 
Grund  und  Bodens,  in  dem  wechselnden  Besitze  des  einzelnen,  in 
dem  Mangel  eines  aus  der  Gemeinschaft  ausgeschiedenen,  körperlich 
abgegrenzten  Grundeigentumes  und  vielleicht  auch  in  der  jedenfalls 
uralten  Brenn  Wirtschaft  Die  Detaileinrichtungen  sind  dagegen  bei 
wachsender  Bevölkerung  im  Laufe  der  Zeit  entstanden  und  selbst 
nicht  einmal  alle  gegenwärtigen  Hauberge  von  gleichem  Alter.** 

Die  Achenbachsche  Erklärunj^  wird  von  Roscher,  Hanssen 
und  von  der  Goltz  geteilt 

Anderer  Ansicht  ist  C  J.  Schenk.  In  seiner  „Statistik  des 
Kreises  Siegen",  Siegen  1839,  sagt  er:  „Der  Zeitraum,  in  wachem 
die  Hauberge  ihr  Dasein  erhielten ,  ist  nicht  genau  zu  bestimmen, 
aber  diese  waren  «dier  schon  im  13.  Jahrhundert  eingerichtet.  Die 
KoiisoUdatiCMi  der  Hauberge  dagegen  ist  ein  Werk  des  Fürsten  Friedr. 
Wilh.  Adolf,  das  dieser  im  Anfang  des  1 8.  Jahrhunderts  in  anbetracht 
der  Verwüstung  der  Holzbestände  beschlossen  hatte**.  Allerdings  führt 
audi  Schenk  an,  daß  vor  dieser  Zeit  in  einigen  Gremeinden  schon 
konsoMerte  Hauberge  bestanden  hätten. 

Endlich  sucht  Bernhardt*)  die  Entstehung  der  Hauberge  auf 
den  Mangel  an  Brotfrucht  zurückzuführen,  indem  er  anführt:  „Die 
Haubergswirtschaft  ist  entstanden  zu  der  Zeit,  als  die  wachsende 
I^vöUcerung  des  Siegerlandes  mehr  als  die  Gesamterzeugung  von 
Brotkom  zu  bedürfen  anfingr.  Damals  war  es  bei  schwieriger  Kom- 
munikation und  dem  Mangel  an  Wasserstraßen,  sowie  bei  dem  ge- 
birgigen Charakter  des  Siegerlandes  versucht  worden,  durch  Roden 
der  Wälder  das  benötigte  Ackerland  sich  zu  verschaffen.  Als  man 
aber  auf  jene  Flächen  stieß,  die  ihrer  ganzen  Beschaffenheit  nach 


1)  Zu  dieser  Scblufifolgenuig  ist  man  duicb  die  SdiUderung  der  altgermamsdien  Wirt- 
idiafttweiae,  wie  »ie  uiu  Caesar  und  Tadtiis  geben,  gekommeii.  Die  Stellen,  auf  die  man 
lidi  hieibei  stüut,  lauten: 

r^^sar:  Df  hello  Gallicu  IV.  I   ^' <1  i>rivaii  ac  separali  atjri  apud  eos  niliii  est; 

Jietjue  kmtpus  anno  remanere  uno  io  Joco  iutoiendi  caus»  iicet .  .  .  .  TaciUis,  ,.Dc  ücrmama**, 
cip^  26. . . .  Agii  pro  numeto  cultorum  ab  univenb  <m  vtces)  uccupamur,  quo»  moK  mter 
ie  teoinduftt  digiiatiooem  partumtur;  fadlitatem  partiendi  camporam  spada  piaestant.  Arva 
per  anno«  muaat  M  «qwrett  «ger. . . . 

2)  Bernhardt,  Die  Haubei]gswirtsdurt  des  Siegerbndes.  Ein  VoitraK.  Siegen  1867. 
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absoluten  W'aldboden  darstellten,  hat  die  Intelligenz  des  Siegerländers 
eingesehen,  daß  hier  nicht  einfaches  Roden  zweckdienlich  sei  und  so 
ist  man  zur  Haubergswirtschaft  übergegangen.** 

Bevor  wir  an  eine  nähere  Untersuchuug  über  die  Entstehung 
der  Haubergswirtschaft  treten,  glauben  wir  diese  durch  eine  kurze 
Skizzierung  der  Entwicklung  des  Waldeigentumes  in  Deutschland, 
speziell  aber  im  Herzogtum  Westfalen,  zu  erleichtern. 

Wie  die  geschichtliche  Forschung  ergeben  hat,  beruhte  der  an- 
fängliche, politische  Zusammenschluß  unserer  Altvorderen  auf  einer 
ökonomischen  Interessengemeinschaft,  die  als  gemeine  Mark^)  be> 
kannt  ist. 

Wie  ein  solcher  entstand,  ist  dunkel,  da  er  sich  lange  vor  den 
Zeiten,  aus  denen  wir  schriftliche  Überlieferungen  haben,  vollzogt 
hat  Wahrscheinlich  ist  er  so  geschehen,  daß,  wenn  ein  Stamm 
in  einer  Gegend  sich  niederließ,  der  Grund  und  Boden  an  die 
Freien  so  verteilt  wurde,  daß  ein  bestimmter  Teil  der  Fläche  als 
Ackerland  genommen  wurde,  während  der  Rest  Wald  blieb.  Das 
Ackerland  wurde  anfänglich  wohl  jährlich  durch  das  Los  unter  die  Be- 
rechtigten verteilt,  späterhin  unterblieben  diese  jährlichen  Aufteilungen; 
so  entstand  das  Privateigentum  am  Ackerland,  imlem  jeder  die  in 
Benutzung  habende  Fläche  zu  eigen  behielt.  Den  Wald  jedoch  ver- 
teilte man  nie  unter  die  Markgenossen,  er  blieb  Gremeingut  aller,  ver- 
band die  Bewohner  einer  G«neinde  zu  innigem  Zusammenhalten  und 
verkörperte  die  Markgenossenschaft.  Mit  der  Zunahme  der  Bevölke- 
rung entstanden  in  den  anfänglich  großen  Marken,  Gaumarken  ge- 
nannt, durch  Teilung  kleinere  und  auch  diese  gliederten  sich  später 
innerhalb  eines  Kirchspieles  oft  in  mehrere*).  Die  alten  großen 
Gaumarken  lösten  ^h  in  Bauerschaftsmarken  auf.  Während  das 
Ackerland  jedem  zu  eigen  gehörte,  blieb  also  der  Wald  Eigentum 
aller  Markgenossen.  Dieses  lag  darin  begründet,  daß  man  zu  da- 
maligen Zriteii  den  Wald  als  ein  völlig  wertloses,  im  Überfluß  vor- 
handenes Gut  ansah,  das,  sich  von  selbst  kultivierend,  ganz  uner- 
schöpflich schien.    Die  Nutzungen,  die  er  gewährte,  als  Benutzung 

1)  Nach  Seibertz,  Landes*  und  Rcdiiigachiclite  des  Hereoetunw  Westfako,  Ania- 
berg  1860,  Bd.  I,  S.  47,  bedeutet  Mark  allgeiDein  jede  Greoie,  daher  Feldmark,  WaUmark, 
Landin.irk,  Reichsmark,  je  nach  dem  Gegenstände,  der  von  solcher  Grenze  eingeschlossen 
Iii'-besondere  aber  wir«!  unter  Mark  ein  lu  pirrn/tfr  I>!slnkt  versfanden,  desien  X!Jt7'ttn;;^n 
von  den  Eigentümern  desselben  genossen  werden,  daher  Markgenossen  und  deren  (iesamtheit 
MarkgenaHemehart  Letzterer  BegrifF  ist  «imnal  da  Ottbdier,  wenn  er  tidi  «nf  den  Gegen* 
stand  der  Nutzung,  ein  andern»!  ein  peit&nlicber,  wenn  er  sich  auf  die  Genossen  beiieht 

3)  So  bestand  das  Dorf  SiedUnghausen  (Reg. -Bez.  Arnsberg)  aus  sieben  Marken. 
(Seibertz,  Landes*  u.  Recbtsgescb.  d.  Herz.  Westf.,  Bd.  III,  S.  544). 
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zar  Mast,  als  Brenn»,  Bau-  und  Geschirrholzquelle,  sowie  durdi  Be- 
nutzung zur  Viehhude,  konnte  man  gleich  gut  nehmen,  einerlei  ob 
der  Wald  Gemeingut  aller  oder  Pdvateigentum  der  Einzelnen  war. 
Ein  Bedörfhis  zu  sdner  Aufteilung  unter  die  Genossen  lag  nicht  vor» 
Kiditsdestoweniger  finden  wir  schon  unter  Karl  dem  Großen  neben 
dem  Markwalde  auch  Wälder  im  Privateigentume*  die  Einzelnen» 
vornehmlich  dem  Könige,  gehörten  und  Bannwälder  genannt  wurden. 
Letztere  waren  durch  den  Königsbann  aus  dem  Markwalde  aus- 
geschieden, jedoch  nicht  wegen  der  Holznutzung»  sondern  aus  jagd- 
lichen Gründen,  um  das  Wild  besser  hegen  zu  können').  Die  Bann- 
wälder waren  eingezäunt,  den  Märkern  stand  es  aber  zu,  jederzdt 
in  den  Bannwäldern  zu  roden,  sd  es  um  Bau>  und  Brennholz  zu  ge- 
winnen, oder  um  Ackerland  zu  erhalten.  Das  Recht  auf  Anlegung 
eines  fiannforstes  stand  nur  dem  Könige  zu,  der  dieses  an  seine  Va- 
sallen und  Grafen  verlehnte  und  verschenkte.  Im  Herzogtume  West- 
falen waren  die  meisten  Waldungen  gemeinschaftliches  Eigentum  der 
Markgenossen,  silvae  communes^  deren  Besitz  die  Märker  sich  nicht 
nehmen  ließen.  Seibertz  sagt  in  sdner  Landes-  und  Rechtsgeschichte 
Westfalens  III.  Bd.,  S.  546:  „Wer  war  Eigentümer  dieser  Marken? 
Der  Graf  von  Arensberg  trug  den  Wald  mit  allen  Rechten  und  Be- 
atzungen  zu  Lehn.  Die  frühesten  Urkunden  darüber  sind  verloren 
gegangen.  Die  älteste,  welche  wir  noch  haben,  ist  1388  ausgestellt. 
Es  heißt  darin,  der  Kaiser  (Ludwig  der  Bayer)  habe  dem  Grafen 
folgende  von  seinem  Vater  geerbte  Lehne  erteilt:  außer  der  Vogtei 
Soest,  außer  den  Gografschaften,  allen  PVeigrafschaften  im  Komitat, 
der  Münze,  dem  Dukat  innerhalb  seiner  Grafschaft,  dem  Zoll  zu  Neheim, 
und  dem  Rechte  des  Vorstreits  zwischen  Rhein  und  Weser:  silvam 
suain  que  dicitur  Lurewalt  et  in  eadem  silva  forestrum  volgaritur 
dictum  Wildforst.  Wollte  man  nun  hierausschließen,  das  ganze  nutzbare 
Eigen  drs  Lüerwaldes  sei  den  Grafen  zu  Lehn  gegeben,  so  würde  das 
doch  ein  Fehlschuß  sein,  denn  die  Berechtigungen  der  Beerbten  im 
Lüerwalde  sind  älter  als  das  Lehnsrecht  Sehr  treffend  heißt  es  daher 
in  lern  Weistume  einer  Mark:  Item  weißt  der  Scheffen,  Wasser  und 
Weyde  haben  wir  von  dem  himmlischen  Vater  zu  Lehn.  Schon  in  den 
ältesten  urkundlichen  Verleihungen  von  Reichsgut  an  die  Grafen  im 
W^estfalengau,  werden  die  Markwaldungen  als  Pertinenzien  der  Bauern- 
güter  betrachtet."  Welche  Rechte  standen  dem  Märker  im  Markwalde 
zu?  Gemäß  der  Ansicht  von  der  Wertlosigkeit  des  Waldes  konnte  der 
Märker  anfangs  im  Markwalde  nach  freiem  Belieben  schalten  und 

I)  DbB  die  BMiDwilder  nur  zur  Befriedignag  der  Jagdlusc  dienten,  gebt  ans  den  K»pi- 
tttbritn  Karls  des  GioBen  vom  Jahre  803  und  803  hervor. 
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walten.  Selbst  Eingriffe  dritter  Personen  wurden  nach  dem  damalij^^en 
Rechte*)  nicht  so  wie  ein  Diebstahl  anderer  Dinge  geahndet.  Erst 
der  gefällte  Baum  und  das  gerodete  I^nd  geben  Besitz.  Diese  An- 
sicht von  der  freien  Benutzung  des  Waldes  ist  von  selten  der  Mark« 
gff  no5isen  ständig  beibehalten  worden.  Was  die  Verfassung  der  Marken 
anbelangt,  so  stand  an  der  Spitze  der  Markgenossenschaft  der  Mark- 
richter, Gogreve  genannt,  dessen  Amtstätigkeit  etwa  der  des  Vor- 
standes einer  heutigen  Genossenschaft  entspräche,  ferner  hat  er  noch 
alle  RechtsfäUe,  wie  .Streitigkeiten  und  Holzfrevel  im  (iogerichte  zu 
«riedigen.  Ihm  unterstanden  ein  oder  mehrere  Holzknechte,  die  den 
heutigen  Förstern  entsprachen.  Der  Gogreve,  der  selbst  zumeist  Mark- 
gen nsse  war,  wurde  von  den  Genossen  entweder  für  immer  oder  für 
eine  bestimmte  Anzahl  von  Jahren  gewählL  Erwähnung  finde  w^ch 
die  Ansicht  Seibertz,  „des  Nestors  fl^r  westfälischen  Geschichts- 
schreiber", nach  der  die  westfälischen  Markwälder  keine  Nadel-, 
sondern  Laubwälder  waren.  So  waren  die  Wälder  bis  zu  Beginn 
des  i6.  Jahrhunderts  gemeinsames  Eigentum  der  Markgenossen,  von 
dieser  Zeit  an.  an  einigen  Orten  schon  früher,  beginnen  die  Mark- 
waldaufteilungen, die  sich  bis  Mitte  des  verflossenen  Jahrhunderts  hin- 
zogen. ^ 

Wenn  wir  nach  diesen  einleitenden  Betrachtungen  nun  an  die 
Lösung  der  uns  auf  Seite  44  gestellten  Fragen  treten,  so  müssen  wir 
zunächst  auf  die  Ansichten  Achenbachs  und  Hanssens  hinweisen. 
Diese  Forscher  geben  direkt  zu,  daß  die  Organisasition  der  Haubergs- 
wirtschaft  Reste  altgermanischer  Bodennutzung  in  sich  berge,  und 
wünschen  die  Fntstehungszeit  der  Haubergswirtschaft  möglichst  weit 
hinausgeschoben,  ohne  in  eine  nähere  Erörterung  zu  treten,  wann  und 
weshalb  jene  Einrichtungen  geschaffen  sind.  Xacli  unserer  Ansicht 
befinden  sich  obige  Forscher  im  Irrtume,  wenn  sie  glauben,  die  Ent- 
stehung der  Haubergswirtschaft  verlöre  sich  im  Dunkel  des  frühen 
Mittelalters.  Wir  sind  anderer  Meinung.  Zu  dieser  Annahme  glauben 
wir  uns  bercchliv^i.  durch  das  Studium  der  sicgenschen  Urkunden, 
besonders  F.igentumsubertragungen,  aus  denen  die  land-  und  forst- 
wirtschaftlichen Verhältnisse  des  Siegerlandes  zu  ersehen  sind.  In 

I)  Nach  Seibertz,  I^mdes-  u.  Kcchtsgesch.  d.  Ifens.  Wettf.,  Bd.  I.  S.  132.  galt 
im  Herzojjtiim*»  W»*stf;^i:n  um  600  n,  Chr.  die  I.ex  Ripuaiiorum.  In  diesem  heißt  es:  S» 
qiiis  Ripuarius  m  silv,i  conmiuni,  slu  rtjjis  vel  .ilicujus  liKaia ,  mat'.TLunen  vel  ligna  fiss.-i 
abstuierit  XV.  sol.  culpab.  judicctur  ....  quki  iwn  res  posscsa  esl  sed  de  liguo  ;^uur. 
Das  Bewußtsein  des  Volkes  hielt  an  dieser  uraUen  Ansiebt  iange  fest.  Man  findet  nodi 
heute  Leute  im  Reg.-Bex.  Amsber]g,  die  glauben,  keinen  eigentlichen  Diebstahl  su  begehen, 
wenn  sie  aus  fremden  Waldungen  Holz  holen. 
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keiner  ^nzigeti  —  und  wir  haben  eine  Anzahl  —  wird  bis  um  1450 
mit  einem  Worte  oder  in  Andeutungen  der  Haubergswirtschaft  Er- 
wähnung getan.  So  hdBt  es  in  einer  Urkunde*)  vom  23.  Aug.  1288, 
in  der  ein  Knappe  Gerhard  von  Selbach  seine Gfiter  dem  Nonnenkloster  zu 
St  Johann  bei  Siegen  überträgt:  ^Gerhardus  dictus  Ziendener  armiger 
de  Selbach  universa  bona  mea  sita  in  Hengisbach  cum  omnibus  suis 
peitinenciis,  pratis,  pastfuis,  lignis,  terris  cultis  et  incuUis  et  cum  om- 
nibus suis  proventibus  qui  nunc  apparent  vel  in  posterium  apparebunt, 

daustro  moiiialium  1315  verkauft  Dietrich  von  Wildenberg 

sein  Gut  FCkaselbach,  im  Kaufvertrag  heiBt  es:  ...  .  wi  dat  gut  ge- 
legen is  an  holze  unde  an  velde  In  dem  Ül>ergabevertrag 

eines  Hofes  des  Johann  Cremvel  zu  Dielenbach')  aus  dem  Jahre  1342 
eteht  ....  wie  it  gelegen  ist  an  hove,  an  garten,  an  lande,  an  wesen. 

am  holze  **  Aus  dem  Jahre  1346  bentzen  wir  eine  Urkunde, 

die  den  großen  Zehntverkauf  eines  Kraft  und  Gottfried  von  Hain 
an  den  Grafen  Otto  von  Nassau  behandelt.   In  derselben  wird  an- 

gcliUirt:  ,  den  man  nennet  der  g^roze  zeynde,  mit  allen  deme 

recfatei,  daz  dar  zu  höret  an  hulze»  an  velde»  an  wysen»  an  eckern, 
an  wazzem,  an  weyden,  besucht  unde  unbesucht,  wy  man  daz  nennen 
mag,  daz  dar  zu  gehöret  *\ 

Daraus^  daß  bis  1450  in  keiner  Urkunde  irgend  etwas  sich  fin- 
det, was  auf  das  Vorkommen  der  Haubergswirtscbaft  zu  jenen 
Zeiten  hindeutet,  schließen  wir,  daß  die  eigentümliche  Form  der  Boden- 
nutzung, die  wir  heute  im  Siegerlande  finden,  zu  jenen  Zeiten 
noch  nicht  gehandhabt  wurde.  Denn  es  ist  nicht  anzunehmen,  daß 
eine  Betriebsform,  die  so  tief,  wie  die  Haubergswirtschaft,  in  das 
private  Eigentumsrecht  einschneidet,  unerwähnt  geblieben  wAre.  Für 
unsere  Annahme  spricht  ferner  der  Umstand,  daß  keinerlei  Ursadie  bis 
1400  erkennbar  ist,  die  für  das  Siegerland  eine  von  der  in  den  an- 
grenzenden Gebieten  übliche  abweichende  Bodennutzung  erklärte. 

IMe  erste  Erwähnung  der  Haubergswirtschaft  findet  sich  in  einer 
kurzen  Notiz  über  die  Einkünfte  der  Burg  Freudenberg  aus  dem  Jahre 
1447  *).  die  sagt: 

„Der  Hauw  wat  off  dat  Hueß  höret,  want  man  das  ver- 
lehnt dar  nymmt  man  abe  die  drytte  vnde  die  vierde  garbe". 

Nach  dieser  Urkunde  gab  es  also  um  das  Jahr  1450  Flächen, 
deren  Holzbestand  von  Zeit  zu  Zeit  gehauen  wurde.  Den  Kahltrieb 
säte  man  alsdann  mit  Ackerfrüchten  ein,  wie  ohne  Zweifel  aus  der 


Orig,  Staatiardiir  Matuier,  Ffiratentum  Si«g«n. 
s>  Orig.  StaatMrcbiv  Münster,  Farstentum  Si«gen. 
Abkandltmsm  d.  •tMt»«.  HtrmJiNu«  x.  Jena,  Bd.  II.  Hefi  1. 
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Angabe  über  die  Verpflichtungen,  die  der  Lehnsmann  zu  leisten  hatte, 
hervorgeht.  Von  diesem  Zeitpunkte  ab  kommt  die  Bezeichnung 
,«Haw,  Hauw,  ein  stücke  Ilawbergcs"  an  zahlreichen  Stellen  vor. 

Mit  der  Erwähnung  der  Hauberge  um  1450  tritt  auch  die  Be- 
zeichnung .  Hoe  gewelde,  Hochgewelde"  hervor:  von  dieser  Zeit  ab 
wurde  also  eine  genaue  Unterscheidung  in  Hoch-  und  Niederwald 
gemaclit 

Woher  kommt  nun  plötzlich  diese  genauere  Unterscheidung 
zwiStchen  „Hoegevvelde"  und  „Hawberge"?  Der  Grunfi  hierfür  liegt  nach 
unserer  Annahme  in  der  Änderung  der  wirtschaftlichen  Verhaltnisse 
des  Siegerlandes. 

Um  1400  begann  der  Siegener  Bergbau  sich  zu  entwickeln, 
wie  die  zahlreichen  Mutungen  und  Belebnungsurkunden  beweisen. 
Eine  große  Anzahl  von  Gruben  entstand,  welche  den  Bewohnern 
neue  X  hrungsquellen  erschlossen. 

Mit  der  Eröffnung  eines  lebhaften  Bergbaues  mußte  sich  bei 
den  damaligen  mangelhaften  Transportverhältnissen  an  derselben  Stelle 
ein  Hütten-  und  Hammerbetrieb  heranbilden,  welchem  die  Aufgabe 
zufiel,  die  Rohprodukte  in  hochwertige  und  deshalb  auf  größere  Ent> 
fernungeti  hin  transportfähige  Produkte  umzuwandeln.  Zum  Stollen- 
bau in  den  Bergwerken  waren  grofie  Holzmengen  erforderlich,  noch 
mehr  aber  verschlangen  die  Hütten-  und  Hammerwerke,  in  denen 
das  Holz  das  einzige  Feuerungsmaterial  bildete.  Diese  Steigerung  des 
Holzbedarfes  zog  unmittelbar  auch  eine  Wertserhöhung  des  Wald- 
bestandes nach  sich.  Was  vorher  kaum  oder  nur  geringen  Wert 
hatte,  wurde  auf  einmal  ein  gesuchtes  Produkt 

In  der  Folge  entwickelte  sich  auch  mehr  und  mehr  die 
Siegener  Lederindustrie'),  die  die  Eichenrinde  verwertete,  welche 
als  Nebenprodukt  bei  der  Holzköhlerei  gewonnen  wurde,  indem 
man  die  Eichenstämme  vor  dem  Kohlen  schälte.  Die  ständige 
Zunahme  dieser  beiden  Industriezweige  bedingte  naturnotwendig  auch 
ein  stärkeres  Anwachsen  der  Bevölkerung  und  dies  letztere  wieder 
einen  größeren  Brotbedarf.  Das  Siegerland  ist  aber  in  seiner  ganzen 
Ausdehnung  gebirgig,  die  Täler  sind  von  geringer  Breite  und  I-änge, 
die  Berge  haben  überdies  steile  Abhänge,  die  eine  nur  wenige  Zentimeter 
mächtige  Ackerkrume  aufweisen ,  sodaß  nur  ein  geringer  Teil  der 
Bodenfläche  zum  Ackerbau  sich  eignet. 

tj  In  den  Utkunden  ist  von  1450  an  oft  die  R«de  von  Lohmrfttilett.  in  denen  die 
Eichenrinde  su  Lobe  gemfthlen  wurde,  wonus  sidi  ein  grOlkret  Vorlcomncn  von  Gabextka 
folgern  l»ßt. 
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So  lange  die  Bevölkerung  eine  weniger  dichte  war,  genügten  diese 
Flächen  um  den  Brotgetreidebedarf  zu  decken'),  mit  dem  plötzlichen 
Anwachsen  der  Bevölkerung  aber  mußte  man  nach  neuen  zur  Frucht- 
OQtzung  geeigneten  Flächen  sich  umsehen.  Denn  aus  den  angrenzen- 
den ebenfalls  gebirgigen  Gebieten  konnte,  abgesehen  von  der  weiter 
entfernten  Rheingegend,  nicht  Getreide  importiert  werden,  da  diese 
Gegenden  kaum  ihren  eigenen  Bedarf  deckten.  So  kam  man  von 
selbst  dazu,  die  Kahltriebe  in  den  Waldern  zur  Fruchtnutzung  heran> 
zuziehen. 

Anfänglich  wird  wohl  nur  derjenige,  der  im  Besitze  einer  Eisen- 
hütte  war,  um  seinen  Holzbedarf  zu  decken  im  Walde  auf  eigene 
Faust  g'erodet  haben.  Denn  so  lange  der  Holzbedarf  zum  Kohlen  noch 
ein  geringer  war,  wird  wohl  weder  die  Markgenossenschaft  noch 
der  herrschaftliche  Waldbesitzer  tich  des  weiteren  um  das  Holzfällen 
gekümmert  haben,  da  man  ja  den  Wald  als  etwas  wertloses  ansah. 
S^diald  aber  der  HobEkohlenbedarf  ^eg,  erkannte  man,  welch'  lohnende 
Geldquelle  der  Wald  darstellte,  und  jed«*  suchte  möglidist  viel  davon 
in  Besitz  zu  bekommen,  ;um  es  in  klingende  Münze  umzusetzen. 
Wenn  man  dieses  bedenkt,  wird  es  einem  auch  erklärlich,  daß  unter 
den  uns  erhaltenen  Urkunden,  die  das  Siegerland  betreffen,  sich 
keine  finden,  die  Markwaldaufteilungen  bdiandeln.  Jeder  Mark- 
gttiosse  glaubte  besser  zu  fahren,  wenn  er  auf  eigene  Faust  rodete, 
zumal  höchstwahrscheinlich  ein  mehr  oder  minder  großer  Teil  des 
Markwaldes  schon  vorher  von  den  hüttenbesitzenden  Markgenossen 
gefallt  war.  Würde  man  die  Mark  aufgeteilt  haben,  hätte  schwer- 
lich ein  so  planloses  Roden*),  wie  es  um  1450  eintrat,  Ratz 
gegriffen.  Denn  jedermann  sucht  doch  im  allgemeinen  seinen  Be- 
sitz ndi  zu  erhalten ,  nicht  sich  desselben  zu  entäußern.  Solange 
man  aber  noch  nicht  aufteilt  hatte,  betrachtete  man  den  Wald 
als  ein  wertvolles  Ausbeutungsobjekt,  von  dem  jeder  sich  soviel 
anzueignen  strebte,  wie  eben  anging.  Man  holzte  ohne  Unter- 
laß sowohl  in  den  Mark  Waldungen,  wie  im  herrschaftlichen  Wald- 

I)  Naeb  Arnold  1  darf  ugenommen  werden,  dafi  am  1450  die  Bevßlkening  de* 

Skjjtrlandes  etwa  ein  Drittel  der  Einwohnerzahl  des  Jahres  1793  bctnijj.  Achenbach,  ein 
■  ^dlirhf^r  Kern<?r  5i»*^ensch<  r  Vcrhiiltnis«c,  berechnet  hiernach  die  Gesamtbevöikerun^  auf 
10000  Personen,  vnti  d'  tien  aliein  3000  auf  die  Stadt  Siegen  enlfailea,  sodaU  für  das  platte 
Land  oor  7000  übng  blieben.  Bei  dieser  geringen  Bevölkemngszabl  eradieint  es  anage* 
jcbtoaaen,  daS  man  ans  Mangel  an  Brotkorn  eine  ao  intenaivc  Benutzung  d«s  Waldes  trieb, 
wie  ]ie«t%^  Hanbergswirtsdiart  es  ist.  Neu  entstandene  Familien  nahmen  sidk  aus  der 
gemeißen  Mark  soviel  an  Grund  und  Boden,  wie  sie  7.um  Lebensunterhalt  bedurften. 

21  Fflf  dieses,  dem  blinden  T''nverstande,  der  ntir  d»*n  Wert  des  Augenblicks  bedenkt, 
c&upringeode  Ro<ien,  geben  uns  später  noch  angeführte  Urkunden  Belege. 

4* 
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besitz  1).  Mit  diesem  Übdstand  besdiafttgen  sidi  die  ersten  Wald> 
Ordnungen,  die  wir  haben.  So  wurde  am  to.  April  1465  für  die 
Waldungen  der  Landesherrschaft  eine  Schultheißenordnung  erlassen, 
der  wenige  Jahre  später  (1472)  eine  Waldforsterordnung  folgte.  Beide 
erschienen  1498  zusammengefaßt  als  „Die  Ordnung  der  Ämter  Siegen 
und  Dillenburg*'.   In  dieser  heißt  es: 

,,Und  ob  jemantz  hauwen  oder  rumen  würde  in  unseren  hoch- 
gcwelden  oder  sost  in  eynigen  heckenn,  struchen  oder  haubergen 
zw  ackern,  wiesen  oder  sust,  ehe  und  zuvor  solichs  von  unseren 
Rentmeistem,  die  des  zw  jeder  zytt  beveih  und  macht  hantt  ver- 
luhen  oder  erleubet  were,  sollen  solichs  unser  Rentmeistem 
eynenn  andern  von  unsems  wegen  und  mit  den  thedem  verlyhen 
mit  sampt  dem  gehauwen  holtze  und  anderen  notzinge  und  die 
thedem  noch  gestalt  der  sachen  von  unsernt  wegen  straffen  mit 
der  boess." 

Aus  dieser  Ausfährung  ergibt  sich,  daß  um  jene  Zeit  die  Ro- 
dungen im  herrschaftlichen  Besitz  «ch  sehr  ausgedehnt  hatten,  sodaß 
man  ach  genötigt  sah»  dem  unvernünftigen  Abholzen  ein  Ende  zu 
machen*),  indem  in  der  Folge  nur  derjenige»  der  vorher  sich  die  Er- 
laubnis holte,  in  den  herrschaftlichen  Waldungen  holzen  durfte.  Die 
Folge  dieses  planlosen  Rodens,  bei  dem  an  Ersatz  für  das  EntncMnmene 
nicht  gedacht  wurde,  war  ein  allgemeiner  Holzmangel,  der  lähmend  auf 
das  Emporwachsen  der  jungen  Industrie  wirkte  und  diese  im  Keime 
erstickt  haben  würde,  wenn  man  nicht  schleunigst  Gegenmaßreg^ln 
ergriffen  hätte.  Der  große  Holzmangel,  der  um  jene  Zeit  herrschte, 
geht  deutlich  aus  den  Ordnungen  und  Erlassen  hervor,  die  man  zur 
Besserung  dieses  Übelstandes  erließ.   So  verbietet  die  „Geschworene 

l)  D.is  liicksitlit^losr  Hauen  bedingt«»  iTi:inche  Streitigkeitott.  Sn  linden  \v[r  dein 
Jahrf  1447  <  im  Aiit/' iLlimin^,'.  die  i  inen  ijireitfall  zwischen  ciuetn  Philipp  voa  Bicken  und 
dem  Giaicn  Jühann  von  Nassau  bciiandclu    Durl  hciUt  es: 

„  Jtem  auch  wo  baut  die  vurfi.  mene  (d.  h.  die  Untertanen  von  Philipp  von  Bicken) 
Jn  derselben  marlte  gdiaawcn.  Jn  dem  Turfi.  Jare  aur  korn  dat  mjmen  gnedigen 
Junchern  (d.  h.  dem  Grafen  von  Nassau)  cur  tyind  van  werden  solde  8.  tnl.  Itorn  daz 
he  (Philipp  von  Bil  k"  n  i  f^err^mmen  halt,  vndc  disser-,<'Il>'-  hrivv  wnr  gehan^n  Jn  myiies 
Junchem  boeyüwtldc  viide  waii  man  da?,  cyn  Jahr  i^ehaueu  hait  So  luach  man  vori 
da  die  nesien  zwey  Jar  vort  &ebln  myl  somer  Frucht. 

a)  Die  abgeholxten  Fliehen  ^te  man  raetat  eine  Zeitlang  mit  Korn  ein  und  Über- 
ließ «e  dann  sich  9ett«t  Aus  den  Stockausschllgen  der  Banmwuridn  entstanden,  oder 
vraren  schon  die  heutigen  Niederwälder  entstanden,  die  dann  einmal  wegen  ihrer  kürzeren 
Umti;' lis/rit,  das  anderemal  w  ^ >  n  der  leichteren  Verwertuni»  ?'tr  II'M.»köhlcrei  —  da  man 
die  allen  l^aume  erst  zu  kleinen  Sclieiten  hauen  nnil'  ■ —  (ur  unücten  Br/irk  an)  geeigne'lsten 
sdüencn.  Mit  der  kürzeien  Umtricbszcit  war  auch  ein  häufigeres  Benutzen  zur  Korn- 
einsaat mi^ich. 
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Montagsordnung"  vom  Jahre  1586  die  Anlage  von  neuen  Gärten, 
weil  diese  durdi  bOherne  Einfriedigungen  vor  dem  Eindringen  un- 
gebetener Gäste  gesdiQtzt  wurden.  Nur  mit  Grenehmigung  sämtlicher 
Ortsbewohner  darf  ein  Garten  angelegt  werden.  Um  an  Holz  zu 
sparen,  sollen  in  jeder  Gemeinde  Back-  und  Dörröfbn  fOr  die  Bewohner 
zur  freien  Benutzung  angelegt  werden.  Die  Schultheißen  mufiten 
far  den  baulichen  Zustand  der  Häuser  sorgen,  eine  Feuerwache  ein- 
ncbten  usw.  Die  Anlage  neuer  Kohlgruben  und  der  Holzkohlenexport 
waren  an  schwer  zu  erlangende  obrigkettlicbe  d.  b.  fürsdiche  Erlaubnis 
geknüpft  Endlich  durften  keine  fremden  Personen  in  einer  Gemeinde 
sdi  niederlassen,  wenn  sie  sich  nicht  selbst  „beholzen**  konnten.  Diese 
Einschränkungen  hätten  aber  allein  keine  Änderung  gebracht,  viel- 
mdir  mußte  eine  forstgerechte  Nutzung  der  noch  vorhandenen  Bestände 
und  eine  Anpflanzung  der  Kahltriebe  eintreten.  Mit  der  Besserung 
der  Waldwirtschaft  beschäftigte  sich  der  Rat  der  Stadt  Siegen,  und 
seinen  Bestrebungen  ist  es  zu  danken,  daß  im  Jahre  1553  dem  Landes- 
fürsten  eine  Verordnung  unterbreitet  wurde,  die  1562  als  erste,  die 
nicht  landesherrlicben  Waldungen  betreffende  Forstordnung  erlassen 
wurde.  Es  heißt  darin:  ,£s  wird  für  nützlich  angesehen.  .  ,  .  das  die 
gefaawen  Hain  16  Jahr  still  ligen  und  ruhen  und  mitüerweil  nit  eher 
dan  bis  zur  verlaufung  derselben  zeit  gehauwen  werden  ....  des  die 
Gemarken  hin  und  wider  umb  die  Statt  und  ufim  Land  in  16  Theil 
gemacht  und  indes  Jars  an  eynen  Ort  derselben  Theil  eins  gehawen 
werd  und  die  überigen  Theil  und  Orte,  biss  die  sechstzehn  Jar  umb 
sein,  stilligenn." 

Im  Jahre  1586  wurde  für  das  Amt  Siegen  die  oben  erwähnte 
„Geschworene  Montagsordnung**  erlassen,  welche  an  allen  geschworenen 
Montagen,  worunter  man  wabrsdieinlich  die  Gerichtstage  zu  verstehen 
bat,  den  Bewohnern  vorgelesen  und  zur  Befolgung  empfohlen 
wurde.    Die  Ordnung  wünscht: 

„Zum  ersten,  damitt  des  geböltzes  zu  fruchtbarer  wachsung 
undt  zu  seiner  grOße,  kohlen  daraus  zu  brennen,  kommen  mögen 
soll  kein  haugberg  oder  baun  gehangen  werden,  der  sey  dan 
nach  gel^enheit  15,  16  oder  18  jhar  altter,  im  Sonderheit  auch 
darumb,  wetU  das  kom  im  alten  gebirge  und  gründe  besser  als 
in  einem  jungen,  unzeittigen  Berge  zu  wachsen  pflege. 

Zum  andern  soll  jede  Gemark  durch  die  Schultheißen,  Walt- 
fürster  undt  etliche  Schelfen,  die  dessen  verstandt  haben,  Über^ 
schlagen  undt  nach  befindung  in  16,  18  oder  20  hange  außgcteilt, 
daßelbe  in  ein  besonderes  buch  verzeichnet  undt  durch  jedes 
Orths  Schultheißen  gehandt  habt  werden.   Zum  dritten  soll  keiner 
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in  den  geteiblten  bergen  dein  antheiU  bei  vertust  desselben  un- 
gehauen  liegen  lassen  damit  der  grundt  des  gebirges,  in  ein> 
trächtigem  gebrauch  bleiben  undt  daß  gehöltzs  zugleich  undt 
mitteinander  auffwachsen  könne.** 
Alsdann  folgen  Vorschriften  Über  das  Hauen,  so  soll  nicht  im  „meyen^ 
sondern  im  Brachmonat  gehauen  werden;  femer  sott  in  den  dicken 
d.  h.  gut  bestandenen  Haubergen,  um  die  Wurzeln  zu  schonen, 
keine  Hacke  gebraucht  vrerden. 

Die  Gesdiworene  Montagsordnung  weist  zunächst  auf  die  Un- 
ordnung hin,  die  sich  in  der  Forstwirtschaft  eingeschlichen  hat.  und 
sagt,  daß  dieser  Erlaß  eine  Regelung  dahin  bezwecken  soll,  daß  das 
Holz  zu  „fruchtbarer  Wachsung**  und  zu  seiner  Größe  „Kohlen  daraus 
zu  brennen'*  kommen  soll.  Sie  glaubt  zunächst  durdi  eine  Regelung 
des  Haubarkeitsalters  sowohl  der  Privat-  als  audb.  der  Markwaldungen 
zu  erreichen,  daß  nur  genügend  herangewachsene  Bäume  gehauen 
werden.  Es  soll  in  Obereinstimmung  mit  der  heutigen  Haubergs* 
Ordnung  kein  Hauberg  früher  gehauen  werden«  als  bis  er  ij,  i6  oder 
i8  Jahre  alt  ist  Um  diese  Umtriebszeit  leichter  zu  ermöglichen,  soll 
der  Markwald  einer  jeden  Gemeinde  in  eine  bestimmte  Anzahl  Schläge 
eingeteilt  werden.  Daraus  ergibt  sich,  daß  diese  Einteilung  erst  vor- 
genommen werden  .^11**,  also  vorher  noch  nicht  bestand.  Die  neu* 
geschaffene  Schlageinteilung  soll  in  ein  neu  anzulegendes  Buch  ein- 
getragen werden,  das  vom  Ortsvorsteher  zu  führen  ist  Ohne  Zweifel 
will  die  Geschworene  Montagsordnung  eine  Regelung  der  Forstwirt- 
schaft in  einer  Weise,  die  vollständig  der  heutigen  entspricht 

Aus  all  dem  bislang  Angeführten  ziehen  wir  den  Schluß,  daß 
durch  die  Verordnungen  von  1562  und  1586  die  Haubergswirtscfaaft. 
die  sich  im  Laufe  des  15.  Jahrhunderts,  durch  die  wirtschaftlichen  Ver- 
hältnisse bedingt,  von  selbst  herausbildete,  geregelt  und  die  heutige 
Form  der  Hanbergsgenossenschaften  entstanden  ist.  Als  Schöpfer 
dieser  Organisation  betrachten  wir  den  Rat  der  Stadt  Siegen. 

Für  unsere  Annahme,  daß  erst  1562  die  geregelte  Haubergs- 
wirtschait  eingeführt  ist  spricht  auch  der  große  Widerstand,  der  der 
Durchfahrung  der  fürstlichen  Verordnungen  von  der  Bevölkerung 
entgegengesetzt  wurde.  Anderthalb  Jahrhunderte  verstrichen  damit, 
diese  Organisation  auszuführen  und  die  Bevölkerung  mit  den  Vor- 
teilen derselben  vertraut  zu  machen. 

Unentschieden  bleibt  demnach  nur  die  Frage  über  die  Ent- 
stehung der  Idealanteile.  Die  Verordnungen  schweigen  sich  darüber 
aus.   Zuerst  finden  wir  hierüber  Erwähnung  in  einem  allerdings 
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ziemlich  unklaren  —  Bericht^)  über  die  Einteilung-  der  Letmbacher 
Mark  aus  dem  Jahre  1389,  der  auch  zum  erstenmale  die  Bezeichnung^ 
Jan**  bringt. 

„Die  gantze  I^imbacher  Mark  hatt  an  ruthen  98437  (?)  daraus 
acht  Jän  gemacht  undt  trägt  ieder  Jahn  12888  (?)  Ruthen  undt 
ist  uff  idweder  Pfennig  64  Ruthen »  thut  uff  w^ßpfennig  512 
undt  also  uff  einen  gülden  12888.  Davon  iedes  Jahrs  zu  allen 
t6  Jahren  umbgehauen,  trägt  uff  iedwedem  Pfennig  64  Ruthen 
und  also  wenn  es  umbgehauen  Jährlichs  um  4  Pfennig,  wann 
obige  12888  Ruthen  achtmahl  genommen  werden»  trägt  selbiges 
98304  Ruthen,  aufler  noch  von  133  Ruthen  so  die  Erben  ein- 
geschofien.* 

f>ie  Leimbacher  haben  hiernach  als  Idealmaß  die  damalige  Landes- 
mflnze,  den  Gulden,  genommen.  Dersdbe  bestand  aus  24  Weiß- 
pfennigen, und  diese  aus  8  einfachen  Pfennigen.  Wir  glauben  eine 
Erklärung  für  den  Gebrauch  einer  Geldmünze  als  Idealmaß  darin  zu 
€nden,  daß  es  Gewohnheit  gewesen  zu  sein  scheint,  bei  Aufteilung  von 
gemeinschaftlichen  Besitz,  wie  es  die  Markwaldungen  doch  waren, 
die  Berechtigung  des  Einzelnen  in  einer  Geldgr5ße  auszudrücken.  So 
Iwißt  es  in  einer  Urkunde*)  aus  dem  Jahre  1563: 

Jst  doch  ^n  Zettel  oder  uffzeichnungh  vurbradit,  dar  hineine 
alle  die  Märker  im  Preis  außgedruckt  wurden". 
Interessant  ist  audi  die  Frage,  wie  man  dazu  gekommen  ist,  den 
Jahresschlag  in  Jähne  zu  teilen.  In  der  Leimbacher  Mark  waren  es  8,  in 
anderen  Marken  wählte  man  6  oder  noch  weniger,  durchschnittlich 
finden  wir  10 — 14  Jähne  in  einem  Jahresschlag.  Wenn  wir  der 
Volkssag^  Recht  geben,  so  hat  sich  die  Kleinteilung  nach  der  Anzahl 
der  Wohnhäuser  in  den  Gemeinden  gerichtet  Uns  erscheint  jedoch 
dieser  Erklärungsversuch  unzutreffend,  denn  um  jene  Zeit  werden 
in  einer  Gemdnde,  die  ütier  einen  so  ausgedehnten  Waldbesitz  ver- 
fügt wie  z.  B.  die  Ldmbacher.  mehr  als  8  Wohnungen  vorhanden 
gewesen  san.  Die  Anzahl  der  Jähne  wird  sich  nach  der  Anzahl  der 
voihandenen  Markberechtigten  gerichtet  haben.  Als  Stütze  dieser 
Behauptung  dient  ein  Bericht*)  über  angeführte  Leimbacher  Mark 
aus  dem  Jahre  1655.  Dieser  behandelt  ebenfalls  die  Durchführung 
der  Forstordnung  in  der  Mark,  da  man  sich  an  die  im  Jahre  1589 
vorgenommene  Einteilung  wenig  gekehrt  hatte.  Die  Genossen  scheinen 
die  Verordnung  nur  dazu  benutzt  zu  haben,  die  Mark  unter  sich  auf- 

I)  Ori}».  Staatsarchiv  Münster  i.  \V.,  Kürstenlum  Sicjjt-n. 

21  Dieselbe  findet  »ch  im  Königl,  Staatsarchiv  Münster  i.  W.  utiU  behandelt  «ine 
Msrkvalduiftietlttiig  in  «inem  dem  Kreise  Siegen  anliegendem  Gebiete. 
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zuteilen  und  danach  die  ihnen  zugefallenen  Flächen  im  AUeineigentum 
nach  freiem  Ermessen  zu  nutzen.  In  dem  Berichte  aus  dem  Jahre 
1655  sind  die  8  Jähne  mit  Namen  angeführt: 

1.  Herren  Jan,  der  dem  Fürsten  Johann  Franz  gehört,  weil 
er  mit  einem  Hofe  in  dem  Dorfe  Leinbach  ansessig  ist. 

2.  Xiederndorffs  Jan  geh<Vrt  Johann  und  Daniel  Niederndorf. 

3.  Weißgerber  Jan. 

4.  Selbach  Jan. 

5.  Witwachs  Jan. 

6.  Name  unleserlich. 

7.  Kluncks  Jan. 

8.  Pfeiffers  Jan. 

Die  einzelnen  Jähne  tragen  bestimmte  Personennamen,  die  den 
Namen  der  Berechtigten  entsprechen.  Infolge  der  Erbsitten  entstand 
eine  große  Anzahl  Berechtigter,  sodaß  wir  heute  kein  klares  Bild 
mehr  von  der  uranfänglichen  Einteilung  haben. 

Die  Forstordnungen  erreichtwi  durchweg  ihren  Zweck  nicht, 
trotzdem  eine  Reihe  von  Polizaverordnungen  erlassen  wurden,  die 
bei  sdbweren  Strafen  die  schleunigste  Durchführung  der  ^'^orschriftell 
verlangten.  Es  gebrach  der  Regierung  offenbar  an  Kraft,  die  ange» 
droliten  Strafen  auch  auszuführen.  Bald  werden  wieder  Kl  i^^en  laut, 
die  den  großen  I  lol/mangel  zum  Gegenstand  haben.  Während  des 
ganzen  17.  Jahrhunderts  sind  diese  festzustellen  und  mancherlei  Ver- 
suche sind  von  der  allzeit  hilfsbereiten  Regierung  unternomm^ 
worden«  um  diesem  Übel  zu  steuern.  Man  beschränkte  die  Anzahl 
der  Hütten-  und  Hammerwerke,  sowie  die  Reisezeit  derselben;  die 
fürstlichen  Eisenhütten  wurden,  um  die  Konkurrenz  derselben  auszu- 
schalten. auJier  Betrieb  gesetzt,  zumal  diese  Hütten  in  der  Produktion 
einen  Vorsprung  hatten,  weil  die  landesherrlichen  Waldunj^cn  im 
besseren  Zustande  sich  befanden  und  den  größten  T&i  des  Kohlen- 
bedarfes der  landesherrlichen  Betriebe  deckten*). 

1)  Sn  hciRt  es  in  einer  Beschwerde  der  Haminei<chmiedc  ins  dem  Jahre  1703; 
„Erstlich  haben  die  hohe  gnädigste  I^dndtsherrsichuU  v^r  huniU  rt  nndt  mehr  Jahren 
die  Ordnaog  mi  hfltten  undt  idiinieden  gemalt,  daß  ein  Jeder  zünfügci,  der  sich  dCMtt 
bedienen  will,  bei  seiner  geordneten  Zeit  verbleiben  Vnd  nit  mehr  oder  weniger  hütten 
nodi  ichmieden  «olle,  al&  ibm  eigentflinlid)  zustehet,  gestatten,  dann  dene  VorbradieBt« 
Massen Masser  von  einem  Tag,  so  er  ohne  Krlaiibnili  ül>crhütle  lo  gl.  dem  Hanunerjchmit 
von  einem  Ta^  5  gi,  ja  gar  von  einer  eintzigen  Stunde  20  alb.  so  oft  er  lieuretea  wird 
zui  slraff  gcsel/et. 

Vorß  zweyte  sind  in  anno  1555  alle  bOtten  Vnd  bftnmuDer  im  gantzen  laode 
reduiieret  Vnd  dahin  gebracht  worden,  daß  ein«  masMnhfltte  4$  Tage  ein  jeder  hammer 
aber  24  Tage  in  leiner  ordinalre  reiß  haben  soll,  xu  weWbem  ende  dann  nit  allein  die 
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Es  ist  deshalb  die  Ansicht  als  Irrig  zurOckzuwdsen,  daß  die 
Haubergswirtschaft,  wie  wir  sie  bis  jetzt  kennen  gfelemt  haben,  die 
Siegener  Eisenindustrie  gefordert  hat.  Erst  als  die  Regierung  die 
flacht  besaB.  ihre  Gesetce  kraftig  durchzuführen,  beginnen  die  Hau- 
berge segensreich  zu  wirken,  und  erst  von  1750—1780  dürfen  wir  sie 
als  solche  ansehen,  die  forsttedinisdien  Grunds&tzen  entspredien.  Daft 
dieses  so  gekommen  ist,  bleibt  das  Verdienst  des  Fürsten  Friedrich 
Wilhelm  Adolph,  der  zwar  nicht  die  Haubergsgenossenschaft  schuf, 
aber  die  Haubergswirtschaft  mit  starker  Hand  in  feste  Bahnen  lenkte. 

Fürst  Friedrich  Wilhelm  Adolph  erließ  am  t.  Mai  17 11  eine 
Holz-  und  ForstordnungMt  in  der  er  sagt,  daß  sie  nur  eine  Wieder- 
holung früher  erlassener  Verordnungen  darstelle,  weil  den  früheren 
^wenig  nachgelebt*'  und  deshalb  die  Wäld^  „verödet  und  verwüstet"  seien. 

Der  Ausführung  der  Verordnung  ging  die  Vornahme  einer  General- 
landmessung voraus,  die  in  den  Jahren  1717^  1720  stattfand;  in  An- 
lehnung an  diese  wurden  in  allen  Gemeinden  die  Hauberge  in  „güldene'^ 
Jähne  geteilt  und  diese  nebst  Angabe  der  Grenzen  und  der  Bezeich- 
nung in  die  Flurbücher  neu  eingetragen.  Mit  unerbittlicher  Strenge 
wurde  die  Konsolidation  der  Bergesflachen  durchgeführt  und  Sorge 
getragen,  daß  auch  die  Bewirtschaftung  im  Sinne  der  Gesetzgebung 
gehandhabt  wurde 

Sowohl  aus  der  Verordnung  von  171 1  als  auch  aus  dem  Testa- 
mente') des  Fürsten  Friedrich  Wilhelm  Adolph  g^t  klar  hervor,  daß 
Friedrich  Wilhelm  Adolph  nicht  —  wie  Schenk  glaubt  —  der  Schöpfer 
der  Haubergsgenossenschaften  war,  sondern  daß  er  nur  für  eine  ge- 
nauere Durdiführung  sorgte.   In  dem  Testamente  heißt  es: 

daniAhl  übet flusRi^en   Hütten  abgekauft  worden,  sondern        halt  j^iia<iigste  Herrschrift 
M'IbftteD  daß  rechts  /um  hücten  und  schmieden  voi  sich  und  ihre  Erben  begeben  Vnd 
den  Untertanen  gegen  erlcgung  einer  gewiuen  lumma  geldti  überlasen." 
t>  Die  Bcgrfindung  der  Foratordming  laolet: 

„ZSgem  allen  und  Jedem  Unserenn  Jflgermebtern,  Beamte  und  Förstern  giewiß 
an,  obwohl  von  Weyl.  dem  durdilüchtigen  Karsten  Herrn  Wilhelm  Mori/er«-  l'ürsirn 
la  Nat'«au  p.  Unseres  Herrn  Vatters  Gndf.  Christmildester  Gedächtnis,  so  wohl  als  Uns 
scl(»sifn  Verschiedene  torst*  und  Holt/ordnuugen  in  ein  und  «ndereu  zu  xeiten  ausgv 
gangen  sind,  deren  Zweck  dahin  gerichtet,  wie  die  Wilder  vor  atter  Verwastung  be- 
wahret nnd  der  Poateritlt  glcicbfaUß  au  deien  Nutxen  erhalten  werden  mOgen,  so  haben 
wir  jedoch  erfahren,  daß  denenselhen  wenig  nachgelehet.  vielmehr  mit  unordentlidiera 
Hauen  der  ßiume,  Bau-  und  Kohlholues,  die  Wälder  vereidet  und  verwüstet  werdt^ii. 
Damit  aber  in  allem  hinfüro  eine  beständige  Ordntin'^  f^eh  ih'-fi  wrrii«  n  niüge.  haben  wir 
all  solche,  von  Zeit  zu  Zeiten  publizierte  {wncular  delicu  ziisamnit  ti/ichen  und  in 
folgende  Forttordnung  iinngea  lassen,  dero  dann  ein  Jeder  seinea  Ortä  )>y  Vermeidung 
Uflseter  Ungnadt  nachsnleben  sdiuldig  und  gehalten  seyn  soll.** 
2^  Das  Original  findet  sich  im  KAnigl.  Staauatchiv  MQnster. 
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„wie  wir  dann  den  unausbleibendten  gmiken  Fluch  und  iin- 
seegen  auf  denjenig^en  legen  und  setzen  welcher  dieser  gciTiachten 
Forstordnunir  entgegen,  die  numchro  allenlhalben  zu  richtigen 
standt  gebrachten  so  genannten   güldenen  jähne  wieder  in  Ab- 
gang zu  bringen  oder  sonsten  demjenigen  was  zur  menagierung 
der  Hauberge  und  Fortpflanzung  des  j^ehöltzes  dienligst  Verordnet 
worden  zu  wiederstreben  bedacht  seyn  und  gegen  Vermuthen 
unternehmen  wird". 
Ks  war  hiernach  in  den  meisten  (Tcmeinden  wohl  die  Aufteilung 
in  Jähne  vorgenommen  worden,  diese  aber  in  ..in  Abgang'"  gekommen. 
Man  hatte  an  der  Schlagordnung  nicht  festgehalten,  an  vielerorten 
sie  auch  nicht  einmal  durchgeführt,  sodaß  ein  durchgreifender  Erfolg 
nicht  erzielt  wurde.   Krst  vom  Jahre  1720  ab  wird  die  Bewirtschaftung- 
der  Siegener  Mauberge,  getragen  von  dem  Geiste  genossenschaftlicher 
Arbeit  und  Denkens,  unter  der  strengen  Aufsicht  einer  wohlmeinenden, 
starken  Regierung,  eine  forstgemäße.    Bald  machen  sich  die  guten 
Folgen  der  neuen  Verordnung  bemerkbar,  und  w<jgegen  man  sich 
l^'j  Jaiirhunderte  gesträubt  hatte,  wird  nun  schnell  {icmeingut  aller. 
Heute  ist  das  Leben  des  Siegerländers  so  eng  mit  der  liauberg^s- 
wirtschaft  ver.wachsen,  daß  er  nicht  mehr  davon  lassen  will.  Oer 
Grund  hierfür  liegt  in  der  Eigentümlichkeit  der  1  laubergswirtschaf t, 
in  der  X'erljindung  des  landwirtschaftlichen  Betriebes  mit  den  Ilaiibergs- 
nutzungen.  in  der  Erhaltung  eines  guten  Weideganges  für  das  Vieh, 
in  der  Erleichterung  des  Forstschutzes,  in  der  Einheit  der  Xutzungs« 
weise  und  in  dem  gemeinschaftlichen  Zusammenwirken  bei  dem  Kultur- 
betrieb. 

Im  Olper  Bezirk,  mit  dem  wir  uns  nun  beschäftigen  wollen, 
herrschte  bis  zum  15.  Jahrhunden  eine  der  in  den  übrigen  deutschen 
Landern  ähnliche  Entwicklung  in  den  Waldverhältnissen.  Um  diesen 
Zeitpunkt  beginnt  auch  hier  der  Wald,  aus  denselben  Ursachen  wie 
im  Siegt-rland,  im  Werte  zu  steigen;  wir  finden  auch  hier  die  gleichen 
Bestrel»ungen  tler  hüttenbesitzenden  Märker,  den  Markwald  möglichst 
viel  aus/unutzen.  Dadurch  entstanden  oft  Streitigkeiten,  wie  nach- 
folgende Urkunde  ')  zeigt: 

„Alhs  eine  zeitliche  Unordnung,  Irrthums  und  schade  des  ge- 
holtzes  in  der  Grisemerdt  durch  der  Märker  unverstandt  und 
Zwiespalt  und  fuest  täglichen  verhauw  und  indringens  sich  er- 
halten und  zugetragen,  da  ir  durch  des  geholtzs  verwoistet  und 


I )  Die  Urkunde  summt  aus  dem  Jahre  1 563.    Sie  behandeil  die  Aufteilui  :^  de> 
Olper  Stadtwaldes.    Da»  Original  befindet  sich  auf  dem  Bürg^eisleramt  der  Stadl  Olpe. 
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zurlest  in  grundt  gangen  werhr.  den  Märkern  doch  zu  ketns 
sonderlichen  vort^,  den  nachkommen  aber  zum  verderblichen 
senden  gereiche.** 

Diese  Urkunde  stützt  auch  unsere  Annahme  von  der  Entstehungs- 
zeit der  Haubergswirtschaft,  indem  sie  den  von  uns  fflr  das  Sieger- 
land  g:ezeichneten  Entwicklungsgang  auch  für  die  Olper  Gegend  zeigt. 

Während  im  Siegerlande  die  fftrstlich-nassauische  Regierung,  die 
in  die  Forstwirtschaft  eingeschlidienen  MiJtstände  zu  bessern  sucht 
und  diese  Besserung,  wenn  auch  in  einem  jahrhundertlangen  Kampfe, 
erreichte,  fehlte  dem  heutigen  Kreise  Olpe  zu  damaliger  Zeit  eine 
solche  Stütze.  r>ie  Märker  suchten  sich  deshalb  zunächst  durch  Auf- 
teilungen der  Markwaldungen  ihren  Anteil  zu  sichern. 

Die  Aufteilungen  vollzogen  sich  zunächst  so,  dafi  man  nach  der 
Festsetzung  dessen,  was  dem  einzelnen  zukam,  beschloß,  im  genossen- 
schaftlichen Verbände  zu  bleiben  „zu  bequemer  gleichheit  des  gebrauchs 
undt  besserer  fristung**.  £s  sollte  einem  jeden  frei  stehen,  mit  der 
Genossen  Vorwissen  „zu  seiner  bogen  notturft*  Holz  zu  hauen, 
im  übrigen  wollte  man  das  fruchtbare  Holz  gemeinsam  nutzen.  Zur 
Aufeicht  und  als  Schutzbeamte  wurden  „Holzknechte**  ernannt,  die 
alle  unerlaubten  Eingriffe  dem  „Holzgerichte**,  das  zu  „gelegenen** 
Zeiten  zweimal  im  Jahre  stattfand,  anzeigen  mußten. 

Der  Wald  muß  auch  im  Olper  Revier  zu  damaliger  Zeit  schon 
durchweg  Niederwald  gewesen  sein,  nur  an  vereinzelten  Stellen  fand 
sich,  wie  eine  Oase  in  der  Wüste,  Hochwald.  So  war  im  Jahre  1525 
die  Vogelstange  der  Olper  Schütze ngesellschaft  umgefallen  und  zer- 
brochen. In  den  ganzen  Olper  Waldungen  war  kein  Baum  vor- 
handen, der  als  Ersatz  genommen  werden  konnte.  Deshalb  richtete 
obiger  Verein  ein  Bittgesudi  an  die  Pfarrkirche  in  Rhode,  um  aus 
deren  Waldbeständen  einen  geeigneten  Baum  fällen  zu  dürfen.  Ein 
ähnliches  Ansinnen  wurde  an  Rhode  gestellt,  als  die  Olper  Stadt- 
türme  gebaut  wurden,  es  fehlte  an  einem  Baume,  den  man  dazu  be- 
nutzte^ um  Mauermaterial  zu  den  Arbeitsstätten  hinauf  zu  ziehen. 
So  könnten  wir  noch  eine  Reihe  ähnlicher  Fälle  anführen,  in  denen 
es  an  Bauhol/  mangelte  und  man  deshalb  aus  anderen  Gegenden  sich 
dieses  \erschaffen  mußte. 

Wie  der  Niederwald  benutzt  wurde,  entzieht  sich  unserer  Kenntnis, 
doch  wird  &n  großer  Teil  zu  Holzkohlen  x  erarbeitet  und  die  Kahl- 
triebe dann  zur  Komerzeugung  und  Weide  benutzt  worden  sein. 
Von  Haubergen  ist  erst  sehr  spät  die  Rede.  Diese  Bezeichnung 
fanden  wir  zuerst  in  einer  Beschwerdeschrift  der  Inwohner  von  Alten- 
kleusheim aus  dem  Jahre  1704,  die  darüber  Klage  führten,  daß  die 
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fürstlich-nassauischen  Einwohner  von  Krombach  sich  weigerten  „den 
Sdiat;^ ')  zu  geben"  von  den  Haubergen,  die  im  Kurkölnischen  liegen. 

Die  Etezeichnung  ..Hauberg*'  ist  im  Olper  I^nd  wohl  erst  sy  itor 
aus  dem  Siegerland  übernommen  worden,  hier  nannte  man  diese 
meistens  „Hagen",  als  solche  finden  wir  sie  zuerst  1483  im  Güter- 
verzeichnis der  Roder  Pfarrkirche,  in  dem  es  heißt: 

„in  dem  Kyrspel  van  rade  itetn  en  hoff  zodem  hale  dar  philip 
itzcnt  zo  der  tz3rt  off  sytzyth,  item  eyne  hagen  ofen  in  der  mollens- 
laghc*'. 

Nach  den  Urkunden  ist  die  weitere  Entwickhing  etwa  folgende: 
Die  genossenschaftliche  Bewirtschaftung,  die  wir  nach  der  Auf- 
teilung der  Markenwälder  finden,  hat  gegen  die  Mitte  des  16.  Jahr- 
hunderts aufgehört  Nur  an  einigen  Stellen,  wo  die  Hütten-  und 
Hammerwerke  *n  besonders  grolier  Zahl  vorkamen,  bestand  sie  in 
beschränktem  Umfange  weiter  und  bedingte,  daß  in  diesen  Be- 
zirken die  Waldverwüstung  weniger  Platz  griff.  Doch  erstreckte  sich 
der  genossenschaftliche  Zusammenhang  nicht  auf  allen  Grundbesitz 
der  Gemeinde,  sondern  nur  auf  einen  geringen  Prozentsatz  derselben. 
Die  Besitzer  der  gemeinschaftlich  bewirtschafteten  Flächen  werden 
wohl  Hüttenbesitzer  gewesen  sein,  die  sich  auf  diese  Weise  ihren 
Kohlenbedarf  möglichst  sichern  wollten.  Man  bezeichnete  sie  als 
„Konsortenschafr  und  besaß  diese  die  betreffenden  Flächen  im  Gesamt- 
eigentum mit  ideellen  Anteilen.  Der  Grundbesitz  der  Konsorten schaft 
bildete  aber  nicht  ein  in  sich  geschlossenes  Ganze,  sondern  die  Flächen 
lagen  im  bunten  (lemisch  mit  anderen,  sodaß  eine  einheitliche  Kultur 
und  Pflege  unmöglich  war,  zumal  ausgedehnte  Huderechte  auf  ihnen 
lasteten. 

Als  die  Eisenhämmer  aus  den  Händen  der  Bai^^rn  in  den  Be- 
sitz eines  einzelnen  übergingen,  behielt  man  die  gemeinsame  Xutzung 
des  Holzbestandes  bei,  ließ  aber  an  den  meisten  Stellen  die  bislang 
betriebene  Niederwaldwirtschaft  fallen  und  ging  zum  Hochwaldbetrieb 
über.  So  ist  die  jeglicher  Begründung  entbehrende  Meinung  ent- 
standen, daß  die  Konsortenstücke  ständig  Hochwald  gewesen  wären. 

Die  betrübenden  Zustände,  die  in  den  forstlichen  Verhältnissen 
des  Olperbezirkes  infolge  des  schrankenlosen  Schaltens  und  Waltens 
entstanden  waren,  haben  in  den  Jahren  i75<^— 1755  die  Einwohner 
der  Stadt  Drolshagen  dazu  gebracht,  ihren  Waldbesitz  genossen- 
schaftlich zu  bewirtschaften.    Analog  den  Siegener  Hausbergen  liei^ 

I)  Sogenannle  ScbaUangen  wurden  fiühcr  inic  Bewilt^rnng  der  LandsUlnde  aiuge- 
•cbrieben  und  teils  verkauft  oder  verlehnt. 

a)  Originale  im  Kttnigl.  StMtsarchiv  MOiuter,  Hersogtum  Westfalen,  Olpe. 
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man  das  Privateigentum  untergehen  und  nahm  an  dessen  Stelle  ideelle 
Anteilberechtigungen  an.  Die  Berge  w'ollte  man  in  einem  1 2  jährigen 
Turnus  nutten;  da  aber  der  Giundbesitz  zu  weit  auseinander  gezogen 
und  dazu  arg  parzelliert  war,  bildete  man  zwei  Grenossenscbaften,  eine, 
die  eine  zwOlQahrige  Umtriebszett  innehielt  und  sich  deshalb  ^Zwölfer 
Jahnschaft"  nannte,  während  die  andere  nur  elf  Jahresschläge 
bildete  und  als  „Elfer  Jahnschaft'*  eingetragen  wurde.  Beide  Ge- 
nossenschaften setzten  sich  aus  denselben  Mitgliedern  zusammen.  Die 
Verteilung  der  jährlichen  Nutzungen  nach  den  Idealanteilen  „war 
wegen  der  weitgehenden  Parzellierung  eine  sdiwierige  Sache*'. 
Hieraus  müssen  Streitigkeiten  entstanden  sein,  die  eine  Unordnung 
und  Regellosigkeit  hervorriefen,  sodaß  die  Bürger  im  Jahre  1S02 
es  ..vor  dienlich  und  nutzlich"  befunden  haben,  die  Idealanteile  in 
Realanteilen  umzuwandeln.  Jeder  erhielt  die  Parzellen,  die  er  im  Jahre 
1802  nutzte,  als  erbliches  Eigentum.  Den  genossenschaftlichen  Cha- 
rakter wahrte  man  insoweit  als  alle  Genossen  zur  Einhaltung  eines 
bestimmten  Betriebsplanes  verpflichtet  waren. 

Die  alte  Schiageinteilung  lag  diesem  zugrunde;  man  nutzte  in 
einem  Jahre  nur  einen  bestimmten  Schlag,  »Jahresschlag  genannt". 
Während  aber  bei  der  ideellen  Nutzung  jedem  eine  bestimmte,  jedes 
Jahr  wechselnde  Fläche  angewiesen  wurde,  erhielt  jetzt  der  einzelne 
immer  dieselbe  Fläche  wieder.  Dies  hatte  indessen  manche  Mißstände  im 
Gefolge.  Denn  die  Vererbungssitten  venirsachten  einen  ständigen  Wech- 
sel in  der  Größe  und  Lage  der  Parzellen,  sodaß  wir  in  diesem  Jahre 
vielleicht  180  Parzellen  in  einem  Jahresschlag  finden.  Übers  Jahr  da- 
gegen 200  oder  m^r.  Die  Flächen,  die  der  einzelne  besitzt,  sind 
oft  so  klein  und  von  solch  unwirtschaftlicher  Form,  daß  eine  forst- 
mäBige  und  rentable  Nutzung  ausgeschlossen  ist.  Bei  ideeller  Nutzung 
fällt  dieser  Übelstand  fort.  Während  auch  hier  die  Berechtigungs- 
anteile vererbt  und  zerstin  kelt  werden  können«  übt  doch  diese  Klein- 
teilung keinen  solchen  Einfluß  auf  die  Benutzung  aus,  da  einem  jeden 
an  einer  Stelle  so  viel  zugewiesen  wird,  als  sein  Anteil  beträgt.  Ist 
die  Berechtigimg  dnzelner  Genossen  sehr  klein,  so  gibt  man  ihnen 
kein  privates  Nutzungsrecht,  sondern  nimmt  die  Bewirtschaftung  auf 
gemeinsamo  Kosten  vor  und  verteilt  alsdann  den  Geldertrag  an 
die  Betreffenden. 

Noch  an  einem  anderen  F'ehler  krankten  die  Drolshagener  Jahn- 
schaften, glaubte  ohne  eine  energische  Leitung,  die  eventuell 
gegen  Säumige  mit  empfindlichen  Strafen  vorgehen  konnte,  aus- 
zukommen nnd  l)i!dete  deshalb  keinen  Vorstand.  Die  Genossen 
kamen  je  nach  Erfordernis  zusammen  und  berieten  alle  einschlägigen 
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Fragen  gemeinschaftlich,  wobei  jeder  gleiches  Stimmrecht  hatte.  Der 
Mehrbegüterte  war  durch  diese  Einrichtung  im  Nachteil,  denn  sein 
Interesse  deckte  sich  nicht  mit  dem  der  Minderbegliterten,  und  die 
Forstbencbte  führen  lebhafte  Klage  darüber,  daß  aus  Rücksichtnahme 
auf  diejenigen,  die  keine  Wcitle  und  Wiesenflächen  besaßen,  umfassende 
Hudevergünstigungen  in  den  Haubergen  gewahrt  werden  müßten,  bei 
denen  weder  an  eine  Pflege  der  jüngeren  Kulturen,  noch  an  eine 
Schonung  der  alten  Bestände  gedacht  werden  konnte. 

Jeder  Jahrosschlag  zerfiel  wieder  bei  der  „Zwölfer  Jahnschafr* 
in  2j,  bei  der  „Elfer"  in  30  Parzellen,  „Steinloose"  genannt  weil  der 
Umfang  dieser  Loose  durch  Grenzsteine  bezeichnet  war.  Dieselben 
wurden  auch  später  im  Grundbuch  als  selbständiges  Objekt  behandelt. 
Dieses  war  notwendig,  weil  die  einzelnen  Steinloose  verschiedene 
räumlidie  Ausdehnung  hatten. 

Die  einzelnen  Steinloose  zerfielen  wieder  in  256  Anteile,  die  selten 
in  einer  Hand  vereinigt  waren,  sondern  sich  meist  unter  6—14  Per- 
sonen verteilten.  Die  Anteile  der  Genossen  an  einem  Steinloose 
wurden  in  ein  Bergbuch  eingetragen,  damit  jeder  seinen  Besitz  leicht 
ersehen  konnte.  So  verteilt  sich  z,  B.  im  Schlag  1  das  Steinloos  I 
der  XU.  Jabnschaft  unter: 


I. 

Krämer,  Franz 

/»&« 

Anteile 

2. 

Bertram,  Heinrich 

«/ 

/SS« 

11 

3- 

Dalhvig,  Franz 

47/ 

t> 

4- 

Alterauge,  Rudolf 

'J«  i  •' 

»1 

5- 

Alterauge,  Ernst 

;•; 

»» 

Bei  der  Nutzung  erhielt  demnach  Xo.  i  Teile  i  —  8:  Xo.  2  Teile 
9—  16:  Xo.  3  Teile  17  —  63  usw.  Es  wurde  nun  1802  Gebrauch,  daß  jeder  in 
dem  Steinloose  nach  Jahren  die  Fläche  wieder  erhielt,  die  er  bei  der 
vorjährigen  Xutzung  inne  hatte.  Die  Drolshagener  Jahnschaft  vermochte 
nicht  dem  Verfall  der  Wälder  Einhalt  zu  tun,  weshalb  wir  an  der 
Wende  des  18.  Jahrhunderts  auch  hier  dasselbe  Bild  finden,  wie  in 
den  übrigen  (remeinden  dos  Olper  Niederwaldbezirkes. 

Zu  jener  Zeit  sah  der  Waldbestand  traurig  aus,  wenn  man  über- 
haupt noch  von  einem  solchen  sprechen  konnte.  Der  Eigentümer  zog 
nur  geringen  Gewinn  von  seinen  Bergen.  Denn  da  es  an  Aufsicht 
mangelte,  handhabten  hauptsächlich  Holzdiebe  die  Forstwirtschaft, 
und  die  Viehherden,  die  tagtäglich  in  die  Berge  getrieben  wurden, 
liel^n  keinen  Nachwuchs  hochkommen.  Es  schien,  als  wenn  man  os 
darauf  abgesehen  hätte,  allen  Bokbestand  geflissentlich  zu  vernichten 

I )  Treffend  Rchildert  die  Begründnng  des  bessiscben  Forstgesetzet  von  1810  den  Zu- 
stand der  Berge: 
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Wette  WOsteneien  und  ödlandereien,  die  nichts  als  Haidekravt  und 
GinsterbOscbe  trugen,  bedeckten  die  Berge  und  tkbten  einen  solöh 
schädigenden  Einfluß  auf  das  Klima  aus,  daß  die  meisten  Bäche  in 
den  Tälern  im  Sommer  versieget,  im  Winter  und  Frühjahr  aber  reißende 
Gießbäche  waren,  die  auf  ihrem  Laufe  alles  zerstörten.  Wegen  des 
Wassermangels  waren  die  Hüttenwerke  und  die  MOhlen  nicht  mehr 
bef&higt  zu  arbeiten  und  nicht  mit  Unrecht  sagt  das  Gesetz  von  1810 
„unabsehbares  Elend  droht  dieser  Gegend,  wenn  nicht  unverzüglich 
Gegenmittel  ergriffen  werden". 

Der  Kreis  Olpe  hat  bis  zu  dem  Jahre  1802  des  Segens 
dner  sich  für  die  Verhältnisse  der  Gegend  interessierenden  Re- 
gierung entbehrt  Die  kurkolnischen  Erzbischofe  ließen  dem  Lande 
die  größte  Freiheit,  trotz  der  lebhaften  Klagen,  die  von  mandien 
Seiten  gefohrt  worden  sind.  Sie  erließen  wohl  Ermahnungen,  in 
denen  de  sich  mißfaUig  Aber  die  Benutzung  der  Waldungen  äußerten; 
im  Jahre  1786  erschien  sogar  eine  Verordnung,  die  die  eingeschlichenen 
Mißbräudie  untersagte.  Doch  war  die  weltlidie  Macht  des  Erzbischof s 
so  gering,  daß  dieser  Erlaß  kdnerlei  Beachtung  fand.  Der  Großher- 
zoglich hessischen  Regierung  blieb  es  vorbehalten,  eine  Neuregelung 
der  Waldwirtschaft  anzubahnen,  indem  sie  am  6.  Januar  18 10  ein 
Forstgesetz  erließ,  das  große  Umwälzungen  auf  dem  hier  in  Rede 
stehenden  Gebiete  hervorrief, 

B.  Die  Entwicklung  der  Haubergswirtschaft  nach  Erlaß  des 
hessischen  Forstgesetzes  im  Jahre  xSxo. 

Kurze  Zeit  nach  der  Besitznahme  des  Herzc^;tumes  Westfalen 
durch  die  hessische  Regierung  ließ  die  hessische  Forstverwaltung 
den  Kreis  Olpe  und  die  ang^renzenden  Gebiete  durch  einen  Sachver- 
ständigen bereisen.  Auf  Grund  des  über  diese  Reise  gegel>enen  Be- 
richtes entstand  das  Forstgesetz  vom  6.  Januar  1810,  das  in  dem 
Justizamte  Olpe  eine  Regelung  der  forstlichen  Verhältnisse  einführen 

„Der  grSfit«  Tdl  der  Walduaeen  in  Unserem  Amte  Olpe  ist  durdi  Teilung  in 
kleine  SiOdte,  duidi  fontwidrige  Behandlung,  durdi  Mangel  an  Forstschutz  und  durch 

ungeregelte  Wcideberecht^gungen  verwüstet  und  unabsehbares  Elend  droht  dieser  Gegend, 
d«'r»^n  Subsistenz  so  sehr  von  <!er  tlol^kiiltur  ist,  wenn  nicht  unverzüglich  zweckmäßige 
Gegenmittel  ergriffen  werden.  Die  Erfahrung  hat  gckhrt,  dali  diese  Mittel  weder  durch 
den  Willen  Einzelner,  noch  durch  Vereinbarung  der  Gemeinden  erlangt  werden  können. 
Wir  nnd  daher  genAügt,  zur  Erhaltung  und  Verbesserung  eines  Nahmngszwdges,  wo- 
von die  Existenz  der  Bewohner  jener  Gegend  so  wesentlich  abhingt,  Unsere  Wirksam- 
keit eintreten  zu  lassen  und  hierdurch  die  Hindernisse  zu  entfernen,  welche  aOS  dem 
k(>lli'li(reri(l''n  Kigenniit/e  Finzclnrr  für  tLis  Bt-vi'-  des  Onn/en  entstehen.'' 

I J  Das  ehemalige  Justizamt  Olpe  uinfalSte  die  beutigen  Ämter  Olpe,  Drolshagen  und 
Wenden. 
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wollte.  Nach  dem  Wortlaute  des  Gesetzes  soUie  das  ^^anzo  (k4)iet 
in  sos^enannte  I'orsthezirke  eingeteilt  werden,  deren  räiHiili(Mie  (irolie 
si<;h  an  die  einzehu/n  Geineindegrenzeti  anlehnen  sollte,  sodaß  jede 
Gemeinde  lur  sich  einen  abpfeschlnsseiieii  1-V>r.sthezirk  hildi-te.  Ferner 
schrieb  das  Gesetz  von  iSkj  xor.  daß  in  jedem  etitstandenen  Bezirke 
eine  I lauljer^'-s^enossensehaft  gebildet  würde.  In  diese  mußten  alle 
Besitzer  von  l-lacluMi,  die  zur  /uit  mit  H«>lzgewächsen  l)estatuifn 
waren  oder  ode  und  brach  lagen,  als  Mityliedor  einbezogen  werden. 
Nur  die  liigcntiuner  von  größeren,  zusammenhani^enden,  in  guter 
Kultur  befindlichen  HochwaldstOcken,  sowie  alle  kleineren  I  >esitzungen, 
die  von  Aeker-  oder  WicsenHachen  umc^eben  waren,  blieben  ausge- 
schlossen. Uiejeniiron  1- lachen,  die  zur  (Tenossenschaftsbildung  be- 
nutzt wurden,  sollten  abtaxiert  und  den  Besitzern  in  der  Höhe  des 
Wertes  ihrer  Grundstücke  eine  Anteilberechtigung  an  allen  Rechten 
und  Ptiichten  der  Genossen.schaft  zuteil  werden;  dafür  ging  aber  das 
persönliche  Eigentum  an  den  eingeworfenen  Grundstücken  verloren. 
Nach  dem  Wortlaute  des  Gesetzes  wurde  die  Verwaltung  so  geregelt, 
daß  die  Oberaufsicht  einem  neu  anzustellenden  Oberförster  übertragen 
wurde.  Dieser  setzte  nach  Anhörung  der  \'orstandsmitgheder  der 
Genossenschaft  den  Kulturplan  fest,  für  dessen  Einhaltung  die  ietz> 
teren  Sorge  zu  tragen  hatten. 

Dieses  ist  in  kurzem  der  Inhalt  des  Gesetzes  vom  6.  Januar  1810, 
das  eine  gänzliche  Umgestaltung  der  forstlichen  Betriebsweise  zur 
Folge  hatte. 

Infolge  der  unruhigen  Kriegszeiten,  die  zu  damaliger  Zeit  die 
Bevölkerung  Europas  bewegten,  konnte  nicht  zu  einer  sofortigen  Aus- 
führung der  Bestimmungen  geschritten  werden.  Die  Wirksamkeit 
der  Forstaufsichtsbehörde  war  in  den  ersten  Jahren  tra  allgemeinen 
darauf  beschränkt,  den  forstlichen  Betrieb  zu  ordnen,  einen  tüchtigen 
For^schutz  zu  handhaben,  Schonungen  anzulegen  und  für  die  An- 
pflanzung der  Ödflächen  zu  sorgen.  Auch  mit  der  Konsolidation  der 
Hauberge  und  mit  der  Aust^leic  himg  und  Aufhebung  der  Koppel- 
hude hatte  man  begonnen,  als  tlas  Jahr  18 16  die  iranze  Unternehmung 
zum  Stillst. tnd  brachte.  In  diesem  Jahre  kam  das  Herzogtum  West- 
fidcn  an  die  Krone  Preußen.  Dieser  Staat  aber  war  so  sehr  mit 
wichtigeren  inneren  Angelegenheiten  beschäftigt,  daß  lokale  inner- 
politische  Bestrebungen  zurücktreten  mußten.  Zudem  war  die  Olper 
Bevölkerung  dem  von  Preußen  übernommenen  Forstgesetz  von  1810 
wenig  gewogen  und  bereitete  den  mit  der  Ausführung  der  Bestim- 
mungen betraub-n  Beamten  große  Sciiwierigkeiten.  Die  g^nze  Sache 
geriet  ins  Stocken,  die  ForstaufsichtsbehOrde  löste  sich  auf,  nur  die 
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herrschaftlichen,  (Temeinde-  und  Institutenwaldungen  wurden  der  an- 
grenzenden Revicrverwaltung  Bilstein  unterstellt.  So  hatte  man  denn 
wieder  die  früheren  traurigen  Zustände,  da()  jedermatni  den  Wald  nach 
Iklieben  nutzen  konnte.  Nur  dem  unermüdlichen  und  selbstlosen  Aus- 
harren des  seines  Amtes  enthobenen  Oberförsters  Mülleudiek  ist  es 
zu  danken,  daß  wenigstens  die  abgeholzten  Flächen  nicht  utiaufge- 
forstet  blieben.  Daneben  suchte  Müllendiek  die  Regierung  unter 
Hinweis  auf  die  drohenden  Gefahren  zu  einer  Neuregelung  der  forst- 
lichen Verhältnisse  zu  bewegen.  Anfangs  verhielt  sich  die  Regierung 
zu  den  Wünschen  und  Vorschlägen  Müllendieks  ablehnend,  da  man 
glaubte,  dalj  die  Aufliebung  des  persönlichen  Eigentums,  wie  es  die 
Haubergsgenossenschaften  bezweckten,  dem  freiheitlichen  Sinnr  der 
Stein-Hardenbergschen  Gesetztiebung.  die  man  eben  erst  geschaffen, 
zuwiderlaufe  und  eher  einen  Rückschritt  l)edeute,  als  eine  Verbes!>e- 
rung.  Erst  als  der  rührige  Oberpräsident  von  Westfalen  v.  Vinke 
auf  einer  Visitaiionsreise  durch  den  Kreis  Olpe  sich  durch  den 
Augenschein  von  der  Haltlosigkeit  der  eingetretenen  Verhältnisse 
und  der  Notwendigkeit  baldiger  Abhülfe  überzeugte,  wurde  im  Jahre 
1X2 1  eine  \'erordnung  erlassen,  die  kurzerhand  die  Ausführung  des 
Gesetzes  von  löio  befahl. 

1.  Die  Bildung  der  Olper  Haubergsgenossenschaften. 

Zur  Zeit  des  Erlasses  des  hessi.schen  Forstgesetzes  von  ibio 
fanden  sich  im  Kreise  Olpe  zwei  Formen  von  genossenschaftlicher 
Hauberi^swirtschaft  die  Drolshagener  Jalmschaften  mit  realer  und  die 
Konsortenschaften  ')  mit  ideeller  Nutzung.  Durch  die  Verordtunig 
von  sollte  nun  allgemein  eine  Ilaubergswirtschaft  mit  getiossen- 

schüftlicheni  Pjetriebc  eingefülnt  werden,  M\t  der  Ausführung  wurde 
der  frühere  Oberförster  Müllendiek  lietraut. 

F>ei  der  Bildung  einer  Haubergsgenossenschaft  muß  man  zwei 
Phasen  unterscheiden: 

a)  die  Befreiung  der  zusammenzulegenden  Stücke  von  allen 
darauf  ruhenden  Lasten,  soweit  sie  nicht  die  späteren  Genossen  be- 
rechtigen; 

b)  die  Konsolidation  selbst. 

Bevor  man  jedoch  in  dieser  Sache  irgend  etwas  unternehmen 
konnte,  mußte  die  betreffende  Bevölkerung,  wenigstens  der  größere  Teil, 
für  die  Neuerung  gewonnen  sein.  Dieses  sah  Müllendiek  auch  ein,  und 


I)  Die  Kunsorteotdiaftcii  befanden  «Idi  im  öslUchen  Teile  des  Kieises,  besonders  in 

der  nrnvinde  Rhtxie. 

Ar-tiandhinjc  n  <1.  st.i.iis«.  Sciniiiar«  x.  Jena,  B<1.  II,  Heft  I.  H 
KlHtiuiinn,  Hauber^wirucbaft, 
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suchte  er 'deshalb  jninächst  die  Bewohner  einer  Ortschaft  für  die 
Konsolidation  su  gewinnen,  um  durch  ein  augenscheittUches  Beispiel 
die  ttbrigen  Gemanden  von  dem  Werte  des  Gesetzes  zu  überzeugen. 
Die  Ansichten  Ober  die  Zweckmäffigkek  des  hessischen  Gesetzes 
waren  nämlich  geteilte.  Wenn  man  bedenkt,  dad  bis  1810  jeder  die 
Berge  nach  Belieben  nuute,  man  sie  vielfach  sogar  als  herrenloses 
Gut  ansah,  ist  es  erklärlich,  daA  die  gering  Begüterten  in  der  Kon- 
solidation eine  Schädigung  ihrer  Interessen  erblickten.  Nicht  nur  das 
freie  Schalten  und  Walten  in  den  Bergen  sollte  aufhören,  sondern 
auch  die  Hudegerechtsanie  eine  große  Einbuße  erleiden.  Die  Ver- 
ständigen und  die  Mehrbegüterten  erkannten  aber  dankbar  die  neue 
Verordnung  an,  da  sie  in  ihr  das  einzige  Mittel  zur  Besserung  der 
traurigen  Zustände  ersahen.  Zu  den  eigennützigen  Ansichten  der 
einzelnen  Beteiligten  kam  dann,  wenn  man  so  weit  war,  daß  die 
Konsolidation  vorgenommen  werden  sollte,  das  Streben  sowohl  der 
Gemeinden  als  auch  der  Bauern  hinzu,  möglichst  viel  dabei  /.u  profi- 
tieren. Deshalb  war  der  Austausch  und  die  Aufliebune  der  den 
Boden  belastenden  Gerechtsame  das  verwickeltste  und  schwierigste 
Geschäft. 

2.  Die  Aufhebung  der  Koppelhuden. 

Im  Kreise  ( )lpe  hallen  sich  im  Laufe  der  Jahre  Huderechte 
weiti^ehetidsler  Arl  enlvvickelt.  So  sind  l'^alle  bekannt,  dal'j  auf  den 
iluren  einer  (iemeinde  4Ö  andere  Gemeinden  II  uderechte  halten,  wes- 
halb auf  den  besten  Weideplätzen  die  Viehherden  sich  förmlich 
drängten.  Es  liegt  auf  der  Hand ,  daß  an  solchen  Stellen ,  wo  an 
einem  Tage  6 — 8  Viehherden  nacheinander  weiden,  an  irgend  eint? 
Kultur  nicht  /u  denken  ist.  \veslictll>  \  01  der  K«jnsolidation  der  Hau- 
berge alle  Hu  de  gerech  tsaniü  abzul<')sen  waren. 

War  ein  solches  beschlossen,  so  versammt-lten  sich  die  Beteilig llh 
an  einem  beslimmlen  Tage  in  dem  betreffenden  Distrikte,  um  den 
Hudewert  der  abzulösenden  Gerechtsame  /u  bestimmen.  Fand  sich 
hierbei,  daii  die  herechtigu.igb<insprüche  von  der  (iemeinde  A  gleich 
denen  der  Gemeinde  Li  waren,  so  holj  man  die  gegenseitige  Gerecht- 
same einfach  auf.  Traf  dieses  nicia  /m,  so  nnilUe  den  Mehrberechtigten 
eine  Entschädigung  gewahrt  werden,  die  man  bei  dem  Mangel  an 
Barmitteln  in  Grund  und  Boden  pah.  Die  Größe  der  Fläche,  die  für 
die  Ii udegrrechtsame  gegeben  wurde,  be.stinnnie  man  folg-endermaiien: 
Man  war  der  Ansicht,  dcdi  auf  einer  gleich  grolien  W'eidefläche  eine 
kleine  Herde  besser  ernährt  würde  als  eine  größere,  deshalb  berechnete 
man  den  Wert  der  Weidetage  der  kleineren  Herde  hoher  als  den 
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für  die  größere  Herde,  indem  die  Hälfte  der  Differenz  zwischen  der 
Stückzahl  der  größeren  und  kleineren  Herde  zu  letztert  r  hinzugezählt 
wurde;  z.  B.  hatte  bei  t^leichcn  Hütungstagen  die  Gnir  ii  it  A  das 
Recht  20  Stück,  die  Gemeinde  B  80  Stück  einzutreiben,  äo  wurden 

zu  A  s  30  Stflck  hinzugezählt;  ihre  Gerechtsamen  verhielten 

sich  demnach  nicht  wie  20:  Ho,  sondern  wie  20  +  30:80.  Beträgt 
die  gemeinschaftliche  Hudefläche  2000  Morgen»  so  erhält  A  nicht 

2000-20  ,         2000  «50  ^     0/  4  <. 

 =  400  Morgen,  sondern  -       —  =  760  Vi,  Morgen.  Auf  die 

100  1  v> 

ir'Hehe  Weise  fand  man  auch  die  Entschädigungsansprüche  bei  un- 
gleichen liütunj^'stagen  und  ungleichem  Viehbestande.  Wenn  z.  B. 
obige  Herde  A  in  14  Tagen  zweimal  und  die  Herde  B  in  dieser  Zeit 

nur  einmal  austreiben  durfte,  so  erhielt  A  ''=1111 V,  Morgen 

und  B  ^  ^*  *^^|*  *^^  ^  ==  888%  Morgen.  Nachdem  so  die  Berecbtigungs- 

ansprüche  der  (remeinden  festgestellt  waren,  wurde  ein  Verteilungs- 
plan über  die  Abfindungen  festgesetzt,  wobei  weniger  auf  die  Größe 
des  jedem  zuzuteilenden  Weidelandes  gesehen  wurde,  als  auf  eine 
zweckmäßige  Lage,  die  eine  leichte  Benutzung  gestattete. 

3.  Die  Konsolidation  der  Waldstücke. 

Nachdem  über  die  Aufhebung  der  Koppelhude  und  über  die  zu 
leistenden  Abfindungen  ein  Rezeß  aufgenommen  war,  begann  das 
wichtigste  Geschäft,  die  Konsolidation,  deren  Vornahme  sich  in  drei 
Teile  gliederte. 

a)  Die  durch  Abschätzung  vorzunehmende  Berechnung desKapital- 
wertes  jedes  Haubergsgrundstückes  nach  der  Flächengröße; 

b)  die  Repartition  des  Kapitalwertes  auf  die  Berechtigten; 

c)  die  Zusammenstellung,  was  jeder  Besitzer  in  der  Repartition 
aus  den  einzelnen  Stücken  erhalten  soll  und  die  Berechnung  der 
Idealanteile. 

Nach  der  Vorschrift  des  Gesetzes  von  18 10  soll  aus  allen  Holz- 
gründen eine  einzige  gemeinschaftlich  bes^-ssene  Masse  gebildet  werden, 
an  der  der  einzelne  ein  Nutzungsrecht  erhält,  das  dem  Werte  der 
abgegebenen  Fläche  entspricht.  Um  diese  Beteiligungsansprüche  fest- 
stellen zu  können,  muß  eine  Taxierung  der  (irundstücke  vorgenommen 
werden.  Diese  kann  entweder  so  geschehen,  daß  man  den  Kataster- 
reinertrag zugrunde  legt  oder  eine  Abschätzung  des  Wertes  jeder 
Parzelle  durch  Taxatoren  vornimmt.  Letzteren  Weg  schlug  man  ein. 
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da  die  Bodengüte  und  die  Bestockung  der  Parzellen  eine  sehr  un- 
gleiche war.  An  der  Ahichätzung  beteiligten  sich  alle»  die  Grund- 
besitz hatten,  der  in  die  Genossenschaft  hineingezogen  wurde,  nur 
Minderjährige  und  nicht  mit  dem  forstlichen  Betriebe  Vertraute  wurden 
ausgeschlossen. 

Waren  alle  vorbereitenden  Arbeiten  erledigt«  so  schritt  man  zur 
Taxation,  die  auf  originelle  Weise  vorgrenommen  wurde.  Es  erhielt 
nämlich  ein  jeder  ein  Holzstäbchen,  das  mit  weißem  Pafner  überzogen 
war.  Auf  diesem  war  eine  Wertskala  angebracht,  deren  niedrigste 
Zahl  den  geringsten  Wert  und  die  höchste  Zahl  den  größten  Wert 
des  Bodens  und  Holzbestandes  pro  Quadratrute  anzeigte.  Jede  ab- 
zuschätzende Parzelle  wurde  auf  alle  ihre  Eigenschaften  hin  genau 
besprochen  und  dann  zeigte  jeder  Betdltgte  dem  das  Tax  geschäft- 
leitenden Oberförster  die  Zahl  auf  dem  Holzstäbcfaen  an.  die  er  für 
den  Wert  einer  Quadratrute  des  Stückes  hielt.  Durch  Division  der 
Summe  der  Schätzungen  durch  die  Anzahl  der  Taxatoren  erhielt  man 
den  Durchschnittswert  einer  Quadratrute  des  Grundstückes.  Auf  diese 
Weise  ermittdte  man  leicht  und  zutreffend  den  Wert  der  Haubergs- 
grundstücke,  wobei  man  alle  Streitigkeiten  leichter  vermied,  als  wenn 
die  Taxation  nur  von  zwei  oder  drei  t^ertrauensmännem  vorge- 
nommen wäre. 

Die  Nutzung  der  Haubergsmasse  soll  von  den  einzelnen  Genossen 
persönlich  geschehen,  es  muß  also  in  jedem  Jahre  eine  Verteilung 
des  Jahresschlages  vorgenommen  werden.  Diese  wäre  eine  zeitraubende 
und  umständliche  Arbeit  wenn  man  die  Verteilung  nach  der  (iröße 
und  dem  Geldwert  der  Fläche,  die  der  einzelne  in  die  Genossenschaft 
gegeben  hatte,  vornehmen  müßte.  Durch  die  Realteilungssitte  bedingt, 
wäre  eine  Unordnung  in  den  Berechtigungsansprüclien  und  damit 
Zank  uncj  Streit,  die  unausbleibliclie  Folge  gewesen.  Deshalb  suchte 
man  die  Berechtigungsgröße  der  (lenossen  durch  eine  ideelle  GröiV 
auszudrücken,  die  sowohl  die  räumliche  Ausdehnung  der  eingesclilos- 
senen  Fläche  als  auch  den  Geldwert  ausdrückte.  In  den  meisten 
Fällen  bezeichnete  man  die  Idealgröße  mit  einer  (leldsumme,  muii 
sagte  z.  B.  der  j^^anze  Hauberg  ist  4320  Taler  groß,  l'jnüprach  das 
Resultat  th  r  l  a.xaiion  etwa  einer  Summe  von  17280  Mk.,  so  war 
ein  Taler  i  7  .-■Sn  :  4320  =  4  Mk.  wen.  llaitr  nun  jemand  86.40  Mk. 
Haubcrystlache  in  die  gemcins<  liatüiche  M.ibi.e  gegeben,  so  erhielt  er 
86,40:4  =  2  1  .o  faler  Anteile.  W  ar  der  Wert  des  Besitzes  eines  Ge- 
nossen kleiner  als  ein  laier  an  Wert  repräsentierte,  so  wurde  der 
Taler  entsprechend  geteilt^;. 

I)  Em  jeder  bck.im  eben  soviel  Aiucile  aus  der  genieiiischriftÜchen  Masse  wie  der 
ab|;eäcl)ätzi<:  Werl iieiuer  Gr uuiUlücke sich /u  dem  abgeschäUlcn  Werte  aller  Orundsiücke  verhieli. 
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Durch  die  Benutzung  von  Idealanteilen  war  man  auch  bei  späteren 
Teilungen  tn  der  Lage  leicht  und  i»chnell  jeden  Anteil  eines  Genossen 
ermitteln  zu  können. 

Wenn  die  Idealanteile  aller  Beteiligten  festgelegt  waren,  dann 
wurden  diese  in  ein  Lagerbuch  eingetragen,  auch  bemerkte  man 
meistens  die  wirkliche  GröBe  des  früheren  Einzelbesitzes  dazu.  Ober 
den  Konsolidationsverlauf  mußte  ein  Protokoll  aufgenommen  werden 
und  sobald  die  Regierung  dies  bestätigte,  war  die  Genossenschafts- 
bDdung  vollzogen. 

Eine  Vergleichung  der  heute  vorhandenen  Haubergsgenossen- 
scbaften  mit  der  Zahl  der  Ortschaften,  in  denen  nach  dem  Willen  des 
Gesetzes  solche  gebildet  werden  mußten,  ergibt,  daß  nur  in  einigen 
Gemeinden  der  Wille  der  Regierung  zur  Ausführung  gekommen  ist 
Nur  in  36  Gemeinden  sind  im  Laufe  des  verflossenen  Jahrhunderts 
Haubergsgenosaenachaften,  «Jahnschaften'S  gebildet  worden. 

Von  Anfang  an  boten  sich  der  Durchführung  der  Konsolidation 
viele  Schwierigkeiten.  Infolge  der  herrschenden  Spließtetlung,  bei  der 
in  Erbfällen  der  ganze  Besitz  aufgeteilt  wurde»  war  eine  große  An> 
zahl  von  einzelnen  Parzellen  und  Erben  vorhanden.  Die  Grrundstücke 
wanderten  innerhalb  weniger  Jahre  aus  einer  Hand  in  die  andere, 
wodurch  infolge  des  Fehlens  eines  Grundbuches  die  Ermittlung  der 
rechtmäßigen  Besitzer  s^r  erschwert  wurde  und  eine  große  Ungleich- 
heit in  der  Besitzverteilung  entstand.  Dazu  kam,  daß  von  Anfang  an 
eine  lebhafte  Opposition  gegen  die  Jahnschaftsbildung  bestand  ^).  Die 

1}  Die  OppoMtk»  bedingte  in  den  Jahren  von  1830—1850  weniger  prin/.ipielle  Ab* 
neigung  gegen  das  Geaetc  von  18 10,  londeni  nur  der  Zwang,  ohne  Erlaubn»  des  Oberföisters 

nichts  unternehmen  in  dfirfeo.  Den  Forstktüturen  widmete  man  sich  sogar  mit  regem  Eifer 
uud  alls»"itipi(»m  Intere««-»".  Im  Hatien  Hrr  R'^^tHnd**  uollte  m.ui  abi  r  ttt  l«-  Hand  liclialtcn, 
da  damals  buhe  i^rme  im  ilulz  liei:ahit  wuideii  und  audi  die  i.ohe  hoch  ini  Werte  stand. 
AU  aber  1860  die  Hulzkoble  von  der  Steinkohle  verdrängt  wurde  und  die  Hokkohlenprci^e 
stark  üdest  siod  die  Gemeinden  auch  sofort  gegen  die  Neupflaniung.  Die  Lust  zur  Ver^ 
betaerang  der  Hohadiilge  war  verschwunden,  die  Leute  meinten,  der  ereieite  Ertrag  dedie 
kaum  die  Produktionskosten,  deshalb  müsse  ma»  flicht  mehr  1!  !  s  nötigste  Brennholt 
schlagen,  rii<-  Anpflanzung  der  Kahltriebr  aber  gan?  r-nistellin,  tlahm^q^rn  der  Vichhude 
und  der  Streunutzuug  allen  mtiglichcn  Vorschub  in  den  Bergen  gewahri^u.  bo  wurde  uns 
von  einem  alten  VValdwärter  erzählt,  daß  die  Ilaubcrgstgcnusscn,  wenn  üic  polizeilichenteits 
am  aien  geswungen  wtirden,  das  Saatgut,  das  die  Regierung  gratis  stelite,  vorher  gedfim 
bflticn,  um  die  Keimflhigkeit  au  vemiditen,  den  Kartoffdn,  die  der  Staat  anstatt  Roggen 
anzubauen  wünschte,  stachen  die  Bauern  die  Augen  Mi,  Dort,  wo  man  nicht  zu  diesen 
Radikalrrtitt'^ln  griff,  wurde  der  Fluch  i\\K-t  die  Saat  ausgesprochen,  jedoch  tuuI'.  (Ii--  Macfit  der 
bö&en  Getüter  sich  nicht  ub«r  das  Saatgut  erstreckt  haben,  denn  die  Bestände  entwickelten 
sidi  «ehr  gut.  Wir  führen  dies  nur  an,  um  die  Unlähigkeit  der  dortigen  Bewohner  zu  selb* 
siSndigem  Diaponieren  au  ae^en,  nur  dem  AiigenblidEe  lebend,  wutschaften  sie  in  ihnlicher 
Wette  and)  noch  heute  weiter. 
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Einberufung  der  Versammlungen,  in  denen  über  die  Konsolidation  l)c- 
raten  wurde,  mußte  durchweg  s^tens  des  Oberförsters  geschehen,  da 
die  Interessenten  sich  beharrlich  weigerten,  über  die  Art  und  Weise 
der  Ausführung  des  Geschäftes  sich  zu  einigen.  Ein  weiteres  wesent- 
liches Hindernis  erwuchs  der  Konsolidation  aus  dem  Umstände,  dal) 
nach  dem  Gesetze  vom  1 1.  Februar  1846  die  Gebühren  der  Um-  und 
Fortschreibung  im  Kataster,  sowie  die  Vermessung^kosten  die  Jahn- 
Schaft  tragen  mußte.  Die  Genossen  waren  durchweg  dürftige  Leute, 
denen  die  immerhin  großen  Kosten  schier  unerschwinglich  waren. 

Das  Interesse  der  Regierung  für  die  Jahnschaftsbildung  schien 
auch  Ende  der  vierziger  Jahre  erlahmt  zu  sein,  denn  nach  dem  Tode 
des  Oberförsters  Müllendiek  blieb  die  Stelle  zunächst  eine  Reihe  von 
Jahren  unbesetzt  Endlich  hatten  sich  im  Laufe  der  Zeit  manche  ju- 
ristische Schwächen  in  dem  Gesetz  von  1810  fühlbar  gemacht. 

Im  Jahre  1Ö50  waren  die  Arbeiten  soweit  gediehen,  daß  überall 
die  Grenzen  der  in  dem  Gesetze  von  1810  vorgesehenen  Forstbezirke 
gebildet  waren;  die  Ermittlung  und  Feststellung  der  Idealanteile  der 
Interessenten  blieb  jedoch  aufgeschoben.  Nur  im  südlichsten  Teilo. 
in  den  Ämtern  Wenden  und  Olpe,  waren  Jahnschaften  entstanden,  im 
Rheder  Bezirk  liatte  man  an  den  alten  Konsortenschaften  festgehalten 
und  im  Amte  Drolshagen  sich  mit  der  Bildung  der  Forstbezirke,  die 
nur  einen  gemeinsamen  Hauplan,  keine  ideelle  Nutzung  hatten,  be- 
gnügt. Auch  in  den  1802  gebildeten  Drolshagener  Jahnschaften  war 
man  nicht  wieder,  wie  es  anfänglich  Gebrauch  war,  zu  ideeller  Nutzung 
übergegangen.  Man  bildete  neben  den  bestehenden  „XIL"  und  ,.XI." 
Jahnschaften  noch  eine  „VI."  Jahnschaft  mit  6  Jahresschlägen,  weil 
sonst  die  Eigentümer  der  XII.  Jahnschaft  infolge  der  eingeführten 
18jährigen  Umtriebszeit,  während  6  Jahren,  keine  Nutzung  gehabt 
hätten.  Wollte  also  jetzt  jemand  der  XII.  Jahnschaft  in  jedem  Jahre 
eine  Holznutzung  haben,  so  mußte  er  entsprechend  in  der  VI.  Jahn- 
schaft beteiligt  sein.  Bei  der  XI.  Jahnschaft  hat  man  eine  solche  Er- 
gänzung nicht  vorgenommen,  weil  die  betreffenden  Genossen  durch- 
weg auch  in  den  beiden  anderen  beteiligt  waren. 

Vollständig  geriet  die  Sache  ins  Stocken,  als  am  6.  Juli  1^75 
die  Regierung  ein  Gesetz,  die  Schutzwaldungen  und  Waldgenossen- 
schaften  betreffend,  crli(  ß.  Dieses  Gesetz  bezweckt  die  Beseitigung 
der  bestehenden  Gesetzgebung  über  Privatwaldungen,  gibt  neue  \  or- 
schriften  zur  Erreichung  des  erforderlichen  Waldschutzes  und  regelt 
die  Waldgenossenschaftsbildung.  Nach  dem  Gesetze  vom  6.  Juli 
1875  wird; 
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a)  als  Regel  das  freie  Bestimmungsrecht  des  Waldeigentümers 
Ober  die  Bewirtschaftung  und  Benutzung  seiner  Waldgrund- 
stücke anerkannt; 

b)  Einschränkung  des  freien  Verfügungsrechtes  nur  dann  zuge- 
lassen, wo: 

1.  die  Rechte  Dritter  und 

2.  bei  Gemeinde-,  Instituts-,  Korporations-  und  Genossenschafts- 
waldungen die  bestehenden  und  aufrecht  zu  erhaltenden 
Gesetze  sie  bedingen,  oder  wo 

3.  solche  Einschränkungen  zur  Abwendung  erheblicher  Schaden 
für  andere  Grundstücke  oder  im  LandeskuUurinteresse  er- 
forderlich sind. 

Hieraus  ergibt  sich.  daCi  die  bestelieiuien  Jahnschaften,  die  dem 
Gesetze  von  1810  entsprachen,  ohne  allen  Zweifel  weiter  bestanden 
und  der  Staatsaufsicht  unterlagen.  Die  Bildunef  neuer  jaiiiischaften 
wird  aber,  wenn  auch  nicht  unmöglich  gemacht,  so  doch  —  da  vom 
freien  Willen  der  Beteiligten  abhängig  —  wenig-stcns  sehr  erschwert. 
Die  Frag^e  war  nun  die,  ob  auch  die  Drolshat^cner  XII.,  XI,  und 
VI,  Jahuschaft,  sowie  die  in  der  Jahnschaftsbildung^  steckengebliebenen 
sogenannten  „Forstberirke".  fürderhin  als  Waldgenossenschaften  an- 
zusehen seien,  die  dem  (icsetze  von  18 10  entsprachen  und  damit 
furderiiiti  auch  der  Staatsaufsicht  unterlagen.  Sowohl  die  Drolsha^^ener 
Jahnschaften  als  auch  die  Forstbezirke  erfüllten  zwar  alle  Anforde- 
rung^en.  die  von  einer  Genossenschaft  verlangt  werden;  so  wurden  sie 
durch  die  Forstdeputation  als  ihren  Vorstand  unti  durch  den  Ober- 
förster unter  Aufsicht  der  Regierung  und  des  Lanorates  verwaltet; 
sie  hatten  durch  die  Flurwarter  einen  gemeinschaftlichen  Forstschutz, 
sowie  eine  allgemein  gültige  Schlagordnung,  nebst  einer  Regelung 
der  Xebennut/ungen,  es  fehlte  nur,  die  durch  Gesetz  von  iSio  vor- 
geschriebene ideale  Nutzung     Weini  die  Beteiligten  mit  den  gegebenen 

I)  Der  $  23  des  Gesetzes  vom  6.  Juli  1875  lautet: 

Wo  die  forstniäßige  Benutzung  nebeneinander  oder  vriinrnm  ^cltiji  ncr  W'.ild- 
grundstückc,  öde  Flächen  oder  Heideländereien  nur  üutch  das  Zusammenwirken  alter 
BcMÜ^ten  XU  erreicfaeti  iit,  köniwn  auf  Antrag:  a)  jedei  einxeliien  Bcsitzeis;  b)  der  Go 
meinde  berielraagiwdte  Amts«,  Kreis»  oder  lonsügen  Kommuiudverbtndes,  in  dessen 
Bezirke  die  Grundstücke  liegen;  c)  der  Landcs|x)lizeibchörde,  die  Eigenlfimer  dieser 
Be<iiunngAn  m  A^^ddgeaoneDScbafcen  vereinigt  werden.  Da»  Zusammenwirken  bann 
gerichtet  sein,  entweder: 

1.  nur  auf  die  Einrichtung  luid  Durchfülirun^  einer  gemeinschaftlichen  Beschüt/uog 
oder  Mderen  der  forstmlß^eit  Benauung  des  Genoeienidiaftswaldcs  fördcr* 
lieben  Mafiregel,  oder 

2,  sogleich  auf  die  gemeinschaftliche  forstmäliigc  Hewirtschafiung  des  Genossen- 
scbaftswaldes  nach  eiocm  einheitiicb  aufgestellten  Wirtachaftsplane. 
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Verhältnissen  einverstanden  gewesen  wären,  so  hätten  ohne  Zweifel 
die  Forstbezirke  als  Waldgenossenschaften  weiterbestehen  können. 
Da  aber  dies  nidit  der  Fall  war,  man  vielm^r  sidi  niciht  um  Schlag- 
ordnung und  Weidebeschränkung  kümmerte  und  sich  sträubte,  die 
notwendigen  Unterhaltungskosten  zu  zahlen,  kam  es  zum  Prozeß  und 
das  Oberlandeskulturgericht  erkannte,  daß  die  Forstbeztrke  nicht  den 
Anforderungen  des  Gesetzes  vom  lo.  Januar  1810  entsprächen  und 
damit  nicht  als  Waldgenossenschaften  anzusehen  wären,  die  das  Ge- 
setz vom  6.  Juli  1875  anerkannte.  So  schieden  denn  die  Forstbezirke 
aus  der  Aufsicht  des  Staates  aus.  Ohne  alle  Einsieht  und  Über- 
legung begann  alsbald  wieder  eine  regellose  Nutzung  und  die  kurze 
Spanne  Zeit  von  15  Jahren  genügte,  um  die  Bestände  zu  verwüsten. 

Um  diesen  unhaltbaren  Zuständen  ein  Ende  machen,  begannen 
die  einsichtigen  Kreise  schon  bald  danach  zu  streben,  durch  Schaf- 
fung ein^  Lokalgesetzes  eine  Neuregelung  der  betrübenden  X'^erhält- 
nisse  zu  ermöglichen.  Nach  vielen  Schwierigkeiten  gelang  es  ein 
solches  zu  schaffen,  das  am  3.  August  1897  als  Gesetz  „die  Regelung 
der  Forst  Verhältnisse  des  ehemaligen  Justizamtes  Olpe"  betreffend,  er- 
lassen wurde. 

Dieses  neue  Forstgesetz  ist  speziell  für  den  Haubergsbezirk  im 
Kreise  Olpe  geschaffen,  stimmt  aber  inhaltlich  mit  dem  1879  <^icn 
Kreis  Siegen  erlassenem  Gesetze  tiberein.  Zunäch.st  sind  durch  dieses 
(lesetz  die  Rechtsverhältnisse  der  Jahnschaflcn  revidiert  und  festge- 
legt. Für  die  drei  Drolshagener  Jahnschatten  wurde  unter  Belassung 
der  Eigentumsverhältnisse  bestimmt,  daß  alle  für  die  Jahnschaften  er- 
lassenen Verordnungen,  auch  für  diese  maßgebend  seien,  und  ebenso 
wurde  für  die  Forstbezirke  die  Bildung  von  Waldgnossenschaften 
mit  gemeinschafüichem  Ilauungsplane  bestimmt,  für  die  die  Staats- 
aufsicht obligatorisch  ist. 

Auf  Grund  di(?ses  Gesetzes  finden  wir  heute  im  Kreise  Olpe 
zwei  Formen  von  Walclgenossenschaften.  die  Jaluischaften  mit  Ein- 
schkiii  der  Konscrtenschaften  und  die  l'Orstbezirke.  Beiden  Formen 
von  Waldgenossenschaften  ist  gemeinsam: 

1.  Die  Unterordtmng  unter  den  staatlich  angestellten  Ober- 
förster; 

2.  Das  Ruhen  jeglicher  Art  von  Nutzung,  so  lange  der  Ober- 
förster seine  Zustinünung  /um  Ilaum  usw.  nicht  gegeben  hatte: 

3.  Die  gemeinsame  Aufbringuuvj;  der  Wirtscliaftskosten. 

Sie  unterscheiden  sich  dadurch,  daß  bei  den  Jahnschaften  die 
Anteile  ideeller  Aatur  sind.  Der  ganze  Forstbezirk  wird  als  ein  ein- 
heitliches Ganze,  das  man  als  Genossenschaftsvermögen  betrachtet. 
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anjjesehen.  während  bei  den  Forstbezirken  jeder  sein  Eigentum  zur 
Benutzung  hat.  Nachfolgende  Tabelle  zeigt  die  im  Kreise  vorkom- 
menden Jahnschaften,  ihre  Gröüe»  interessentenzahl  und  die  ideellen 
Anteile. 


Sit«  der  JafamdMfc 


Gipfle 
ha  a 


Anzahl 
der  Ge- 
nossen 


II 


Die  Jahnsdtaft  ist  dm- 
geteilt 


Grflndtuipjahr 


10 

tl 

n 

'4 


It. 

17. 
|8. 

Uj. 
20. 

:i. 

■»  * 
*  « • 

'3- 

3b. 

27. 
2». 

20. 

io. 
3«. 

n- 

34 

35 


Stade  Olpe  .    .  . 
Neuenkiensheim  1 
II 

AlteDkleusheim  1 

II 

Thiennj{b»usen .  . 

Scfaeidcrwald 
Günsen   .  . 
Rohnard .  . 
Dahl  .    .  . 
Saßmicke 
Rübliaghaui>en 
Husten   .  . 
Drolshagen  XII 

XI 

VI 

Möllmicke  . 
(icrlingen  • 

HÜlmicke  . 
Bächen  .  . 
Brün  .    .  . 
Huppen   .  . 
Schwarubrticb 
Bebbu)|^en 
Hf=d  .    .  . 
Rothenborn 
Driogeti  .  . 
Drm  scheid  . 
Ottfioger  I 

n 

Alienfaoff 
Girhhattten 
Schönau  . 
ßoblerbol 
EKben 
n  Scfaeidcrwald 


S8i 

«3 
483 
iia 

i»r 

ii8 

24 

150 

«36 

q6 

100 


3*)7 
117 

«55 

3t>«) 
32 

MS 
25 
7 
3« 

260 

29 
41 
89 

3'>7 
b4 

5'M 
281 

r8 

38: 
»3 


58 

1  t>3 
18 

3* 

i 

'  28 

I  45 

88 

,  82 
:  26 


268  47 


60 
68  ü 
21  T. 
87 

80  ,] 
71 

87  «1 

45 

3'  , 

38  ' 

73 

52 

57 

05 

70 

38 

22 

64 

43 
71 


178 

283  Aktien. 

Holzaklien 

1820—1830 

3466  Jahn&cbaftsprennige 

1820  —  1830 

42 

S65"V««  Taler 

1820— J830 

40 

1820 — 1830 

4" 

1820-1830 

74 

3600  Taler 

1S61 

— 

4000 

1865 

1  2 

97  Taler  25  Grosch.  8  Pfß. 

»7 

3000  Taler 

1800 

— 

3000 

♦» 

1856 

3000 

1856 

— 

4000 

1856 
— 

— 

reale  Bewirtschaftung 

l802 

93 

4320  Taler 

1820—1830 

50 

1728 

I» 

1820 — 1830 

95 

4320 

1* 

1820-1830 

124 

4320 

»» 

1820   -  l.'^'^C) 

»3 

1600 

•» 

1820—1830 

37 

864 

1820— 1830 

6 

1200 

•« 

1820-1830 

8 

600 

i8(jo 

3 

1200 

1860 

37 

2880 

*♦ 

I  Sf.i  1 

3 

60 

»» 

1860 

5 

144 

»t 

1860 

9 

2000 

'34 

4320 

» 

1860 

fiq 

4320 

•» 

1860 

'55 

16S0 

1860 

»7 

4990 

1860 

3 

30 

i8f>o 

97 

1496 

»♦ 

1860 

4 

» 

1860 

32 

3160 

j» 

t86o 

- 

3000 

1» 

iS6s 
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C  Die  Haubergsgenosaenachaften. 

1.  Die  Jahnschaf ten. 
a)  Keoht8verliältni»(He  der  OenoMHonscharten  nnd  der  Genossen. 

Der  Umfang  einer  Jahnschalt  wurde  durch  das  alte  Forstgesetz 
von  i8in  im  allgemeinen  so  festgesetzt,  daß  er  sich  auf  den  Bereich 
einer  politischen  Gemeinde  erstreckte.  Jegliche  Art  von  Niederwald 
und  alle  Kahltriebe  mußten  zur  Genossenschaftsbildung  verwandt 
werden.  Das  Forstgesetz  von  1897  schließt  sich  dieser  Ansicht  an. 
Die  Flächengröße  einer  Jahnschaft  ist  damit  von  selbst  gegeben,  sie 
kann  weder  von  der  Regierung  festgesetzt  werden,  noch  haben  die 
Genicindebewohner  einen  Einfluß  auf  die  Größenbestimmung.  Liegen 
aber  Teile  des  Grundbesitzes  eines  Genossen  in  der  Feldflur  einer 
Nachbargemeinde,  so  können  diese,  wenn  sie  an  den  Haubergsbezirk 
seiner  Heimatgemeinde  angrenzen,  zu  der  Haubergsmasse  hinzugezogen. 
Anderenfalls  werden  sie  zu  der  Haubergsgenossenschaft,  in  der  sie 
liegen,  geschlagen.  Nach  §  i  des  Gesetzes  von  1897  hat  „eine  Jahn- 
schaft  ihren  Sitz  in  derjenigen  Gemeinde,  in  welcher  der  dem  Flädien- 
inhalt  nach  größere  Teil  der  JahnschaftsgrundstOcke  gelegen  ist". 

Aller  Grund  und  Boden,  der  zur  Jahnschafbbildung  verwandt 
wird,  bildet  eine  unteilbare  Masse.  Zeigt  es  sich  aber,  daß  Holzungen 
zur  forstmäßigen  Bewirtschaftung  sich  nicht  eignen  oder  dauernd  auf 
andere  Art  lukativer  genutzt  werden  können,  so  dürfen  solche  Flächen, 
wenn  landes*  oder  forstpolizdliche  Interessen  nicht  entgegenstehen 
und  die  Generalkommission  die  Genehmigung  dazu  gibt^),  aus  dem 
genossenschaftlichen  Verbände  ausscheiden.  Selbstverständlich  können 
auf  dem  Wege  der  Enteignung  der  Jahnscbaft  Flächen  entzogen 
werden. 

Da  bei  vielen  Jahnschaften  das  GrOndungsprotokoll  nicht  mehr 
vorhanden  ist  und  ferner  manche,  infolge  der  bis  1897  wenig  ge- 


il Es  sei  hier  »uf  den  Untenchied  zwiachen  den  Jahnschaften  und  GdiOfendiaften, 

die  sich  ii  N'  i  i-»e  Tivr  tmcIi  in  weD^<n  Retlen  finden  und  die  man  auch  zur  Erklärun;^ 
.alificrmanisch'  ii  \Virtsi IiaitsIclH  n  herangezt)pen  bat,  hitv^rwirs-  n.  V'on  einigen  Aiikt«>rcti  sind 
diese  nändith  in  iir^äi:hlich'  iu  Zusammenbang  mit  d-n  I  I.iiibLr;;sgcno8scn8chaf  t-  n  jji-lnacrn 
worden,  iadcm  man  glaui>t,  d.il>  dsc  Verpflanzungen  von  Bewohnern  der  Sieggegend  in  das 
MoselCal  unter  Kul  dem  GroBen,  die  Geh6fencb«ften  hKueo  eitateheo  lasen.  Diese  An* 
nähme  ist  alMt  nach  den  Unlenucfaungen  Lamprechts  als  haltlos  zaifldrzuweisen;  sdion 
der  ganze  Charakter  der  Gehüfcrscbaft,  die  als  agtartache  Genoisensdiaftcn  mit  einem  Gesamt- 
eigentum ihres  ganzen  (irundbesitzes  voti  T".  liigärtcn,  Ackern,  Wiesen,  Wildländcreien  und 
Waldungen  anzusph<»n  sind.  ents[)richt  nicht  den  Haubcrgsgenossenscbaften,  die  »ich  aus- 
schließlich auf  den  Wald  beziehen. 
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klärten  rechtlichen  Stelluiivr  il»^r  Jahnschaften,  bis  zu  diestr  Zeit  nicht 
einmal  vom  Grundbuch  übernommen  waren,  so  können  Zweifel  darüber 
entstehen,  ob  ein  Grundstück  zur  II  au  berg.sniab.se  gehört  oder  nicht. 
Um  Streiti|Grkeiten  vorzubeugen  hat  man  bps(  bloss, cn.  daß  alle  Siiu  ke. 
die  bislang  bei  der  Verteilung  der  Jahnschaftsnut/ungen  und  Lasten 
ohne  Widerspruch  der  Ikteiligien  als  zur  Jahnschaft  gehörig  behan- 
delt sind,  als  solche  \dn  nun  an  v;elR*n  sollen. 

Das  der  J.ihnschaft  .nigesehlossune  (irundstürk  bleibt  nicht  im 
Eigentum  des  früheren  Hesitzers,  als  s<'>1ches  geht  es  rechtlich  unter 
und  ers<;heint  als  ein  I  eil  des  ( lenos.senschafisverini  »gens.  Für  das 
eingeschossene  ( i rundstuck  erhält  der  frühere  HigenlünuT  die  Mit- 
gliedschaft in  der  Jahnschaft  und  dadurch  eine  Anteilben chtigung  an 
<lein  jährlichen  Ertrag  der  Genossensc^luift.  r)ie  Anteilberechtigung 
wird  in  eimr  itli'ellen  GrAßo,  Taler  oder  Aktie  ausgedruckt.  Da 
diese  al^  N'erglcichungsin.ilVstab  der  Ansprüclie  der  einzelnen  (i(Miossen 
dient,  luus.sen  alle  Aktien  nicht  nur  gleich  groij,  sondern  auch  in 
ihrer  (fi-oC«-  unveranderli«  h  sein:  sodal'  sich  das  Nfithenut/.ungsrecht 
des  ein/.'lnen  zu  der  zu  nutzenden  ( je.s<inuHaehe  verliält.  wie  sein 
Anteil  zu  allen  Anteilen.  Die  Anteile  urh.dt  jeder  zu  seiner  freien 
Verfügiuvg.  Fr  kann  durch  Kauf  oder  sonstige  Rechtsgeschufte  zu 
den  eigenen  Anteilen  neue  erwerben,  er  darf  die  in  seinem  He- 
sitz  Ix-tindlichen  veräußern,  vererben  oder  auf  andere  Weise  üljer- 
tragen.  Ihm  steht  die  Berechtigung  zu,  seine  Anteile  bis  zu  einem 
von  der  Jahnschaftsversammlung  bestimmten  Einheitsniaß  zu  teilen, 
aber  nur  so,  daß  die  geschaffenen  Kleinieile  sieh  auf  alle  Nutzungen, 
—  Ho]/.  Korn,  Weide  und  Xelu-nnutzungen,  lie/iehen.  Von  W'ich- 
tigkeit  ist  auch,  daß  die  Anteile  belastet  werden  können,  allerdings 
bieten  '.i.-  keine  weitere  Sicherheit  als  die  jährlichen  Einkünfte  aus 
den^  Anteile.  Fs  \"erträgt  sich  nicht  mit  der  Unteilbarkeit  des  Hau- 
berge>,  d.dj  durch  die  Belastung  einer  Aktie  die  Verschuldung  einer  be- 
stimmten Mache  iimerlialb  des  gemeinschaftlichen  Eigentumes  herbei- 
gfefuhrt  werde,  da  ein  eventuelles  ISubhastatinnsverfahren  nie  ht  zulässig 
ist.  Die  hrage  der  Vers(  huMung  war  l)is  1897  eine  '»ffene.  indem 
man  im  Zweifel  war.  ob  üi)erhaupt  eine  Hehistung  mit  Hypotheken 
zulässig  und  ob  die  Aufnahme  solcher  nur  durch  die  Jahnschalt  oder 
durch  die  einzelnen  Mitglieder  geschehen  könnte.  Das  hessische 
Porstgesetz  von  if^io  schwieg  sich  darüber  aus,  regelte  auch  nicht 
die  Frage,  was  tnit  den  rirnndscluilden  geschehen  sollte,  die  ln-i  der 
Kf^)nsolidation  auf  den  Grundstücken  lasteten.  So  lange,  wie  man  kein 
Grtindbuch  kannte,  war  dieses  weniger  beachtet  worden,  erst  mit 
der  Einführung  eines  solchen  traten  die  Unklarheiten  bezüglich  der 
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Eintragung  der  (irundschulden  hervor.  Es  hatte  sich  nun  der  be- 
brauch  eingebürgert,  daß  man  für  eine  hypothekarische  Belastunsr, 
die  auf  einem  zu  konsoHdierenden  Grundstücke  ruhte,  eine  entspre- 
chende Quote  der  Grundstücke  der  J^ihnschaft  haften  heß,  ein  \'er- 
fahren,  das  den  Gläubiger  vöhig  sicherte,  da  man  bis  1897  den  Haa- 
berir  nicht  als  eine  unteilbare  Masse  ansah.  Ebenso  war  durch  (Ge- 
wohnheitsrecht bis  1807  eine  liypotliekarische  Beleihung  der  Anteile. 
Wftfur  die  (irundstricke  hafteten,  zulässig.  Man  begründete  dieses 
mit  der  eigenartigen  Behandlung,  die  man  dem  Jahnschaftsgrundbesitz 
im  (i rundbuche  /u  teil  werden  ließ.  Die  Jahnsrhaftsgrundstücke  tru'^ 
man  nicht,  für  sich  gesondert,  auf  ein  eigenes  F^latt  ein,  sondern  be- 
ließ .sie  auf  dem  Blatt  des  Genossen  mit  der  Bemerkung,  daß  das 
Betreffende  zur  Jahnschaft  gehöre.  Man  verkannte  ganz  die  Ver- 
schiedenheit, die  in  den  J'Ügentums Verhältnissen  zwischen  den  Jaiia- 
schaftsgrundstücken  und  den  übrigen  (Trundstücken  der  Interessenten 
besteht.  Die  Aufnahme  von  Hypotheken  seitens  der  Jahnschaft  war 
somit  ausgeschlossen. 

Jetzt  hat  man  die  l'Vage  geordnet.  Die  der  Jahnschaft  gehörenden 
(Grundstücke  werden  auf  den  Xamen  der  Jahnschaft  in  das  (irundl  jueh 
auf  ein  bestimmtes  Blatt,  dem  GeneralfoHum,  eingetragen;  die  Jahn- 
sahaftsanteile  werden  ebenfalls  auf  ein  besonders  angelegtes  Spezial- 
folium  eingeschneiten.  Durch  den  7  des  Gesetzes  von  1H97  wird 
die  Belastung- von  jahnschaftsgrundstücken  mit  Hypotheken  und  Grund- 
.schulden  un/ula.ssig.  Die  für  die  Wirtschaftsführung  nötigen  Geld- 
mittel verschafft  sich  die  Jahnschaft  durch  T'mlagen  und  durch  Dar- 
lehen ans  .staatlichen  Fonds,  speziell  dem  Westfonds.  Die  für  die  Dar- 
lehen zu  zahlenden  Zinsen  werden  durch  die  Genossen  unter  Berück- 
sichtigung ihrer  Anteilsberechtigung  geleistet.  Die  Eintreibung  der 
Zinsen  geschieht  analog  der  Steuereinziehung. 

Sowohl  die  Veräußerung  von  Jahnschaftsgrundstücken  als  auch 
die  Aufnahme  neuer  Flächen  in  den  Jahnschaftsverband  ist  an  die 
Zustimmung  der  Generalversammlung  und  die  Genehmigung  der  Auf- 
sichtsbehörde gebunden.  Ferner  kann  die  Aufnahme  neuer  Flächen 
in  den  Jahnschaftsverband  nur  dann  erfolgen,  wenn  die  aufzunehmen- 
den Grundstücke  von  allen  Pfand  Verbindlichkeiten  und  sonstigen  tnit 
der  Geschlossenheit  und  der  gemeinsamen  Bewirtschaftung  der  Jahn- 
schaftsgrundstücke nicht  zu  vereinbarenden  dinglichen  Lasten  frei  sind. 
Nur  durch  den  Erwerb  von  Anteilen  kann  man  in  den  genossen- 
schaftlichen Verband  kommen.  Weil  es  nicht  erforderlich  ist.  daß 
der  (lenosse  in  der  Gemeinde  wohnt,  an  derem  Haubergskomplex  er 
beteiligt  ist,  kann  es  vorkommen,  daß  alle  Genossen  in  entfernten  aus- 
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wärtigfen  Gremeinden  wohnen«  sodaß  es  schwer  möglich  ist,  den  Hau- 
berg  persönllich  zu  nutzen.  In  einem  soldien  Falle  wäre  die  Ge- 
nossenschaft eigentlich  nur  eine  Kapitalvereinigung  in  Form  einer 
Aktien gesdkchaft  Die  Nutzung  geschähe  auf  Kosten  der  Gesell- 
schaft und  der  Ertrag  würde  als  Dividende  verteilt.  Die  Versamm- 
lung faßte  nur  Beschlüsse*  deren  Ausführung  geeigneten  Beamten 
übertragen  würde,  und  der  Jahnschaftsvorstand  mit  den  Schöffen  ent- 
spräche dem  Aufeichtsrat  der  AktiengeseUachaft.  Praktisch  wird  ein 
solcher  Fall  schwerlich  eintreten.  Immerhin  finden  wir  in  der  Jahn- 
schaft der  Stadt  Olpe  viele  Mitglieder,  die  nicht  am  Orte  wohnen. 
IKese  erhalten  Jahr  für  Jahr  den  Ertrag  ihres  Anteiles  abzüglich  der 
Kosten,  die  die  Verwertung  machte,  in  bar  ausbezahlt. 

Die  Rechte  der  Mitglieder  entsprechen  der  Zahl  ihrer  Anteile, 
nach  denen  sich  sowohl  die  Beteiligung  an  allen  Nutzungen  der  Ge- 
nossenschaft, als  auch  das  Stimmrecht  bei  den  Beschlüssen  der  J  alnischaft 
richtet.  Neben  diesen  Rechten  ergeben  sich  für  die  Genossen  auch 
bestimmte  Pflichten.  Samtliche  I-asten  der  (ienossenschaft,  wie  Kultur- 
kosten, Verzinsung  etwaiger  aufgenommener  Kapitalien,  werden  von 
den  Mitgliedern  im  A'erhältnis  ihrer  Anteile  repartiert.  Bemerkens- 
wert ist,  daß  kein  Reservefonds  oder  sonstige  lictriebsrOcklage ')  ge- 
bildet wird,  nur  die  laufenden  Ausgaben  werden  von  den  Mitgliedern 
gefordert.  Das  Rechtsverhältnis  der  Mitglieder  zu  der  Genossen- 
schaft und  untereinander  wird  durch  Statuten  geregelt.  Dieselben 
enthalten: 

1.  den  Xamen,  Sitz  und  Zweck  der  Genossenschaft; 

2.  eine  genaue  Angabe  der  Grundstücke,  die  zur  Leitung  des 
HaubergskuinplcKcs  herangezogen  werden,  nebst  Angabe  der 
(ir<»ße  des  j^emeinschaftlichcn  Besitzes; 

3.  die  einzuschlagende  Betriebsart,  sowie  die  Angaben,  durch 
die  Beschlüsse  und  auf  welche  Weise  eine  Änderung  dos 
Betriebsplanes  und  der  WirtschafLi.arl  bewirkt  werden  kann. 
Daneben  niusbcn  die  Bcsliniinungen,  nach  denen  man  den  be- 
schlossenen ßetriebsjilau  durchführen  will,  angegeben  werden; 

4.  die  Angabe  der  Verpflichtungen  und  Beschrankungen,  die 
den  Genossen  auferlegt  werden: 

5.  das  W-rhaltnii,  wie  die  einzelnen  an  den  .Xulzungcn  und  leisten 
teilnehmen,  sowie  welches  Stimmrecht  sie  haben; 

i\  Wir  sind  der  Meinun^j,  dilS  ts  /wcckdicnliclicr  wäre,  eine  iietrit'lisrücklaj^t',  also 
«a  Vcreinsvcnnogen  zu  bilden,  da  hicriu  ein  wc-^icntliclics  lliUsmittel  zur  V'ornahnie  von 
Vctbenenugen  und  loiiscigen  Anlagen  xu  Mken  ist  und  die  Jahoscba/t  unabhäu^^i^er  wttrde. 
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6.  die  Formen  und  Fristen,  in  denen  die  Verteilungsrolle  zu 
jedermanns  Einsidit  aufliegt,  und  wie  etwaige  Reklamationen 
vorgebracht  und  entschieden  werden; 

7.  eine  Aufstellung  über  die  innere  Organisation  der  Jahnschaft 
und  ihre  Vertretung  nach  auflen  hin. 

b)  Vertretmg  «nd  GeMhlflsfllbning. 

Die  Befugnisse  der  Forstdeputation,-  die  man  als  Beiräte  des 
Oberförsters  aus  den  Mitgliedern  der  Jahnschaft  wählte,  beschrankten 
sich  früher  auf  die  Wahrn^mung  der  Rechte  der  Jahnachaft  gegen- 
über dem  Oberförster,  sowie  auf  das  Pekuniäre  der  Verwaltung.  Die 
Jahnschaften  besaßen  Us  1897  kdne  Korporationsrechte,  die  ^nzelnen 
Genossen  standen  sich  als  bloße  MitcigcntOmer  des  Haubergsbezirkes 
gegenüber.  Es  fehlte  der  Jahnschaft  das  Recht,  durch  die  Depu- 
tierten für  ihren  Namen  Rechte  zu  erwerben  und  Verbindlichkeiten 
einzugehen.  Alle  gerichtlichen  Verhandlungen  mußten  unter  Hinzu- 
ziehung aller  Beteiligten  erledigt  werden.  Diese  Mißhelligkeiten,  die 
einer  gedeihlichen  Fortentwicklung  der  Jahnschaften  hemmend  im 
Wege  standen,  sind  durch  das  Gesetz  vom  Jahre  1897  beseitigt.  Heute 
kann  der  Vorstand  die  Jahnschaft,  gerichtlich  und  außergerichtlich, 
den  Jahnschaf\;en  und  Dritten  gegenüber  vertreten. 

Der  Jahnschaftsvorstand  besteht  aus  dem  Gemeindevorsteher  als 
Vorsit/endem  und  mindestens  zwei  Beisitzern,  den  Forstdeputierten. 
Während  der  Vorsitzende,  solange  er  das  Amt  eines  Gemeindevor- 
stehers verwaltet,  auch  die  ( leschäfte  der  Jahnschaft  leitet,  werden  die 
Deputierten  von  drei  zu  drei  Jahren  gewählt.  Forstdeputierter  kann 
nur  werden,  wei-  cl.iucrnd  seinen  Wohnsitz  innerhalb  des  Jahnschafts- 
hezirks  hat  und  im  Besitze  der  i^üritferlichen  Ehrenrechte  ist.  Die 
Wahl  muß  angenommen  werden,  nur  diejenigen  (iründe,  die  auch 
von  der  Annahme  eines  tiemcindeverwaltungsamtes  dispensieren, 
werden  gelten  gelassen;  gegen  Widerstrebende  kann  eine  dreijährige 
Stimmrechtentziehung  verhängt  werden. 

Die  Verwaltung  dieser  Amter  geschieht  unentgeltlich,  nur  direkte 
bare  Auslagen  werden  vergütet,  iiulem  man  entweder  eine  .Aufstellung 
der  Kosten  verlangt,  oiler  einf^  »>imnal  testgestellte  Dienstkostenent- 
schädigung gewährt.  Die  gewählten  i  <>rst(ieimtierten  verpflichten 
sich  durch  Handschlag  an  Eidesstatt,  nach  bestem  Vermögen  ihres 
Amtes  zu  walten.  Grobe  Vernachlässigungen  und  Pflichtwidrigkeiten 
v»»n  Seiten  des  Vorstandes  können  durch  den  Landrat  mit  Geldstrafen 
geahndet  werden,  eventuell  können  die  Vorstandsmitglieder  auch  sofort 
ihres  Amtes  entsetzt  werden.  Weigert  sich  der  Vorstand  beharrlich,  die 
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aufgestellten  Kulturpläne  ?.ur  Ausführung  zu  bringen,  wie  es  zu  Zeiten 
der  Opposition  gegen  das  Gesetz  von  iSio  mitunter  der  Fall  war, 
so  können  in  solchen  Fällen  die  notwendigen  Arbeiten  auf  Kosten 
der  Beteiligten  polizeilicherseits  durchgeführt  werden.  Der  Vorstand 
muß  die  Beschlüsse  der  Genossenschaft  ausführen,  aus  eigener  Ini- 
tiative darf  er  nichts  unternehmen.  Dritten  Personen  gegenüber  hat 
sein  Handeln  nur  dann  Rechtsgültigkeit,  wenn  er  besonders  da/u  er- 
mächtigt ist.  Urkunden,  die  die  Jalmschaft  verpflichten,  mü.ssen  die 
Unterschrift  des  Vorstandes  und  wenigstens  eines  (lenossen,  der  nicht 
Vorstandsmitglied  ist,  sowie  das  Datum  des  Jaiinschaftsbeschlusses 
aufw^eisen.  Wenn  die  Verpflichtung  an  die  Genehmigung  der  Auf- 
sichtsbehvirde  geknüpft  ist,  so  bedarf  es  der  Beifügung  des  Geneh- 
migungs(iatums.  Nur  wenn  diese  Vorbedingungen  erfüllt  «ind,  ist  das 
vorgenommene  (leschaft  rechtsgültig. 

Neben  der  Vertretung  der  (ienosscnschaft  nach  außenhin  liegt 
dem  \'orstande  auch  die  Reg(»lung  und  Verwaltimg  der  inneren  An- 
gelegenheiten der  Jahnschaft  ob.  So  unterliegt  seiner  Kontrolle  die 
Geschäftsführung  des  J.ihnschaftsrechners  und  die  Prüfung  der  Kech- 
nungslage  vor  der  Unterhrritung  an  die  Jahnschaftsversainmlung. 
Dein  Oberförster  muß  er  regelmaljige  Berichte  zukommen  la.ssen,  die 
P'orstschuttbeamten  wählen  und  das  Lagerbuch  führen.  Letzleres 
dient  zum  Nachweis  der  (irulie  der  Jahnschaft  und  der  Anteilberech- 
tigung der  Genossen.  Ks  zerfällt  demnach  in  zwei  Teile,  A.  und  B. 
Im  Teil  A.  finden  wir  in  tnril  tufender  Reihenfolge,  unter  Angabe 
der  Kataster-  und  ( irutulbuclibe/eichnung ,  die  .Stücke  nach  Lage. 
Kulturart  und  Flächeninhalt  angegeben,  die  zur  Jahnschaft  gehören. 
iJaneben  wird  der  Katasterreinertrag,  Servituten  und  Losten,  sowie 
die  Zeit  des  Erwerbes  angeführt,  z,  B.: 
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Die  Abteilung  B.  enthält  die  Anteilsberechtigung  der  Genossen. 
Die  Anzahl  und  Nummern  der  Idealanteile,  die  Grundbuchbezeichnungf 
der  Anteile  und  die  Angaben  über  die  Bildung  und  den  Erwerb  der 
Berechtigungen»  z.  B.: 


LAodvirirt  Ferdinand  Roller  und  Ehefrau  Friedericke,  geb.  Schulte,  in  Wenden 
in  wcstflUischer  Gütcrgenieinscbafi  lebend. 


1. 

2. 

3. 

4- 

S- 

Beze 
Zahl 

icbrung  der 
Anteile 

Nummer 

Grundbuch- 
bezeichnuny 
des  Anteiles 

B«nd  1  Blatt 

Erwerb, 
Angabe  de»  Grundes 
der  Einutagnngen 

AbganR. 

R-  zf'ichnun^  .i-  s  Artikels  des 
Lagcrbucbes,  auf  w  elcheiu  die 
Übertragung  suttgefanden  hat 

1. 

l8 

3049—3066 

12 

16 

Auf  Grund  des  Ver- 
zeichoiBies  des  Amts- 
gerichtes vom  20.  XU. 

»897 

Aul  Gruad  der  Benachrich- 
tigung des  Amisgerichts  vnin 
6.  XII.  1898. 

Das  J.atrerbuch  führt  der  Jahnschaftsvorsteher,  der  auch  dafür 
verantwortlich  ist,  daß  das  Lagerbuch  hinsichtlich  der  Eigentums- 
nachweise  mit  dem  Grundbuche  in  völliger  Übereinstimmung  ist.  was 
bei  den  häufigen  Erbteilungen  keine  leichte  Arbeit  ist. 

In  jedem  Jahre  wird  eine  Vergleichung  des  Lagerbuches  mit 
dem  Grundbuche  vorgenommen,  zu  welchem  Zwecke  das  Annsgericht 
eine  Abschrift  der  Grundbuchblättcr  dem  X'orstande  zukommen  läßt, 
der  sie  der  Generalversanimiung  vorlegt.  Zur  Krlcichterung  der  Über- 
einstimmung des  Lagerbuches  mit  dem  Grundbuche  ist  es  wichtig, 
daß  Eigentumsänderungen,  mögen  sie  durch  Autiassung'  oder  aut  eine 
andere  Weise  stattgefunden  haben,  nicht  eher  in  d;is  Lagerbuch  ein- 
getragnen werden  dürfen,  bis  vom  Anus'^ericht  eint;  Nachricht  von 
der  Änderung  im  Grundbuche  eingeg^antjen  ist*). 

Die  genauen  Eintragungen  in  das  LaL;erl)Uch  sind  von  I>el;iiig. 
ila  juristisch  erst  die  Mitgliedschaft  mit  d<:-r  Lintnigung  in  das  Layer- 
buch beginnt.  Rechte  koiuien  also  erst  nach  verlangter  Eintragung 
geltend  gemacht  werden,  ebenso  wie  sich  die  Jahnschaft  wegen  der 
Verbindlichkeiten  nur  an  den  Ausweis  des  Lagerbuches  hallen  kann. 

Den  beiden  Lmstdeputierten  liegt  neben  der  Linierstützung  des 
Vorstandes,  auch  die  Kontrolle  ülier  den  forstu  cluiischen  Betrieb  ob, 
sie  müssen  für  genaue  Einhaltung  der  Jlauungs-  und  Kulturpliiiie 

I )  Die  Jabnschaftsgenossen  müssen  deshalb  beim  Eintritt  einer  jeden  Eigentums-  oder 
Besitzverihtderung  binstditlicb  ihrer  Anteile  stets  die  Beridiiigung  des  Gnindlinches  bewiricen, 
einerld  durch  welche  Rechtsgeadtäfte  der  Eigentamstttxsrgang  stattgefunden  hat. 
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borge  tragen  und  die  angeordneten  Wirtschaftsmaßregeln  zur  Aus- 
führung bringen.  Sie  nehmen  die  Kleinteilung  des  Jahressclilatjes 
mrh  den  ideellen  l>erechtigungen  vor  und  haben  eventuelle  Streitig- 
keiten zu  schlichten. 

Die  Mitj^-lieder  Ijeteiligen  sich  an  der  Verwaltung  der  Jahnschaft 
durch  die  Jahnschattsversammlung,  anf  der  Fragen  allgemeiner  Natur 
und  solche,  die  den  Bestand  der  jahnschaft  betreffen,  verhandelt  imd 
t)eschiossen  werden.  Der  X'orsteher.  als  der  Leiter  der  \  ersanimlung, 
beruft  letztere  unter  Bekanntmachung  der  TagesordnuniTf  spätestens 
drei  Tage  vorher  ein.  Auf  der  Versammlung  hat  jeder  Genosse 
für  jeden  vollen  Anteil  eine  Stimme,  jeder  kann  sich  durch  einen  Be- 
vollmächtigten vertreten  lassen.  Solche,  deren  Berech tigtm gen  nur 
einen  Bruchteil  eines  Anteiles  ausmachen,  wählen  aus  denen,  die  gleich- 
falls Bruchteile  dieses  Anteiles  besitzen,  einen,  dem  sie  die  Stimm- 
führung übertragen. 

Die  vornehmlichstc  Aufgabe  der  Jahnschaftsversamlung  erstreckt 
sich  auf  eine  Beschlußfassung: 

1.  Über  den  eventuellen  Übergang  der  ideellen  Nutzung  in  eine 
reale,  wodurch  eine  Aufteilung  der  Jahnschaft  in  Xatur  bedingt 
würde,  die  Jahnschaften  also  in  I'"orstl)e/irkc  verwandelt  würden; 

2.  Uber  jede  X'eräußerung  und  Aufnahme  von  Jahnschaftsgrund- 
stücken in  die  Genossenschaft,  sowie  über  die  Aufnahme  eines 
Darlehens ; 

3.  Über  Ablösung  von  Hude-  und  anderen  Gerechtsamen; 

4.  Ob  in  Jahren,  in  denen  durch  Mißwachs  die  Weiden  und 
Wiesen  zur  Ernährung  des  Viehbestandes  nicht  ausreichen, 
der  Wald  zur  Weide  zu  öffnen  ist; 

5.  Ob  die  Flächen  als  Niederwald  genutzt  werden  sollen  oder  ob 
eine  andere  Benutzung  der  Grundstücke,  sei  es  in  rein  forst- 
lichem Betriebe  oder  rein  laixUv irtschaftlichem,  geschehen  soll; 

6.  Neben  der  eigenhändigen  Nutzung  ergeben  sich  aus  Ver- 
käufen von  sonstigen  Nutzungen  im  Hauberg,  z.  B.  Beeren- 
nutzung, Steinbrüche,  Jagd  usw^  gewisse  Geldsummen,  die 
auf  der  Jahnschaftsversammlung  unter  die  Interessenten  ver- 
teilt werden; 

7.  Der  Genossenschaftsversammlung  unterliegt  auch  die  Wahl 
des  Vorstandes,  des  Jahnschaftsrechners,  sowie  die  Beschluß- 
fassung über  eine  Änderung  der  Statuten,  über  die  Rechte 
und  Pflichten  der  Genossen,  über  die  Gutheißung  der  Ver- 
waltung und  Bewirtschaftung  der  Jahngrundstücke  und  die 
Anordnung  von  Zwangsmaßregeln  und  Ordnungsstrafen  für 

Al>han<llun|;>n  il.  stA.itaw.  Sftiiiimni  Z.  J«IU,  Uli.  U,  Heft  1.  ^ 
Kluimtan,  HaubergnwiitMfaalt. 
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säumige  MitgKeder,  deren  Höhe  vom  Vorstande  vorgeschlagen 
wird.  Die  Vorlegung  der  Schlußrechnung  muA  auch  auf  der 
Jahnschaftsversammlung  geschehen,  worauf  dem  Rechner  De- 
charge  erteilt  wird; 
8.  Von  Bedeutung  ist  es  auch»  daß  der  Abschluß  eines  Ver- 
gleiches,  eines  Schiedsantrages,  sowie  die  Erklärung  eines 
Verzichtes  und  die  Erteilung  einer  ProzeßvoUmacht,  wenn 
der  Wert  des  Gegenstandes  großer  wie  300  M.  ist,  durch 
die  Jahnschaftsversammlung  vorgenommen  wird. 
Für  die  drei  Jabnschaften  im  Drolshagener  Bezirk  wird  eben* 
falls  für  sämtliche  Steinlose  nur  ein  Vorstand  gebildet,  auch  nur  eine 
Generalversammlung  berufen.  Die  Stimmberechtigung  ist  so  geregelt, 
daß  der  Anteil  an  einem  Zwölfer-  oder  Elferlose  doppelt,  an  dnem 
Sechserlose  einfach  zählt 

Da  es  sich  nur  um  reales  Eigentum  bei  den  Drolshagener  Jahn- 
schaften handelt,  so  ist  das  Zustimmungsrecht  der  Generalversamm- 
lung für  eine  Veräußerung  und  Belastung  der  Grundstücke  nicht  er- 
forderlich, ein  jeder  behält  die  volle  VerfOgungsfreiheit  Ober  seinen 
Grund  und  Boden;  allerdings  ist  die  Veräußerung  oder  Belastung  an 
die  Zustimmung  der  Mehrheit  derjenigen  Genossen  gebunden,  die  an 
dem  Steinlose  beteiligt  sind.  Im  Übrigen  ist  die  Verwaltung  und  Be- 
fugnis der  Genossenschaftsorgane  dieselbe  wie  hm  den  anderen  Jahn- 
schaften. Ebenso  verwalten  sich  die  Konsortenschaften  der  Rhoder- 
gcmeinde. 

Sämtliche  Jahnschaften  unterstehen  der  Au£ucht  der  Königlichen 
Regierung,  die  durch  den  Landrat  des  Kreises,  sowie  durch  einen  von 
der  Regierung  angestellten  Kommunaloberfi^rster  ihr  Recht  ausübt 
Die  entgültige  Entscheidung  über  alle  Beschlüsse  der  Jahnschaftsver- 
sammlung, die  das  Wesen  der  Jahnschaft  betreffen,  gibt  die  Regierung, 
die  durch  Überwachung  und  Kontrolle  auch  für  eine  entsprechende 
Durchführung  sorgt.  Gegen  alle  Entscheidungen  der  Aufsichtsbehörde 
steht  den  Jahnschaften  in  den  ersten  vier  Wochen  nach  der  Bekannt- 
machung der  Anordnung  ein  Beschwerderecht  zu. 

Die  Verwaltung  des  Kassen-  und  Rechnungswesens  wird  von 
einem  besonderen  Jahnschaftsrechner,  der  meistens  der  Gemetnde- 
rendant  is^  vorgenommen.  Der  Jahnschaftsrechner  gehört  nur  in  den 
seltensten  Fällen  zu  dem  Vorstande.  Für  sdne  Mühewaltung  ertiält  er 
entweder  ein  fixes  Gdialt  was  am  zweckmäßigsten  ist  oder  einen 
bestimmten  Anteil  an  der  wirklichen  Einnahme.  Durch  die  Hand 
des  Rechners  gehen  alle  Einnahmen  und  Ausgaben,  doch  darf  er  nur 
auf  schriftliche  Anweisung  des  Vorstandes  Gelder  erheben  oder  Geld- 
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ausgaben  leisten.  Eine  der  Hauptaufgaben  des  Jahnschaftsrechncrs 
ist  die  Einziehung  der  von  den  einzelnen  Genossen  nach  ihrer  Anteily- 
berechnung  zu  leistenden  Betriebskosten  und  Zinsen  für  von  der  Jahn- 
schait  aufgenommene  Darlehen. 

c)  Die  JahnaeluiftKbeMiiteii. 

Die  genaue  Durchführung  eines  geordneten  forstlichen  Betriebesy 
sowie  die  schwierige  Konsolidierung  der  zu  bildenden  gemdnschaft- 
licfaen  Masse  erfordern  dne  Kraft  mit  genügender  Kenntnis  des  forst* 
technischen  Betriebes.  Die  Losung  obiger  Aufgaben  ist  deshalb  einem 
staatlidien  Oberförster  fibertragen  worden,  weil  sofort,  wenn  aus  irgend 
einem  Grunde  diese  Oberleitung  fehlte,  die  Berge  in  ihren  Beständen 
2urückgingen.  Die  Kosten  fOr  die  Aufsichtsbehörde  werden  von  den 
beteiligten  Verbänden,  Jabnschaften,  Konsortenschaften  und  Forst- 
bezirlcen  durch  Forstverwaltungsbeiträge  getragen. 

Die  Aufgabe  des  Oberförsters  erstreckt  sich  vor  allem  auf  die 
technischen  Fragen;  so  untersteht  seiner  Obhut: 

1.  die  Vo-besserung  des  forst^chen  Kulturzustandes  der  Grund- 
stücke; er  muß  für  eine  baldige  Aufforstung  der  BloBen  und 
Abtriebflächen  sorgen,  die  hierfür  ^«xlerlichen  Kulturpläne 
fertigstellen  und  das  erforderliche  Pflanz*  und  Saatmaterial 
beschaffen; 

2.  Daneben  hat  er  auf  Einhaltung  der  Jabnschaftsordnung  zu 
achten,  er  bestimmt  und  regelt  den  jälurlichen  Nutzungsplan, 
öffnet  oder  schliefit  die  Viehhude  in  den  Haubergsbezirken. 
Ohne  seine  Zustimmung  darf  keinerlei  Nutzung  genommen 
werden. 

Zur  Unterstützung  des  Oberförsters  werden  in  jeder  Jahnschaft 
Flur-  oder  Waldwärter  angestellt;  wo  eine  Jahnschaft  zu  klein  ist, 
halten  bich  mehrere  zusammen  einen  Waldwärter  gemeinschaftlich. 
Die  Wald  Wärter  sind  meistens  keine  Forst  beamten,  sondern  rekru- 
tieren sich  aus  hierzu  ireeigncten  Gemeindeeinwohnern.  Sie  sind  vor- 
nehmlich Forstschutzbeamte,  die  durch  dauernde  Aufsicht  die  Bestände 
gegen  liolzdiebstaiil  und  Weidefrevel  zu  schützen  und  unter  Lcitunj^ 
des  Oberförsters  alles  tiasjenige  in  Austühruiij;  zu  bringen  haben,  was 
für  die  Bewirtschaftung  ihres  Bezirkes  erforderlich  ist. 

j.  Die  Forstbezirke, 
a)  Die  RephtsverhAltiii.Hse  der  PorMtbeiörke. 
Die  Forstl)ezirke  sind  in  der  Bildung  stecken  gebHebene  Jahn- 
schaften,  bei  denen  die  Kegulierungsarbeiten  nur  insoweit  gefördert 

6* 
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worden  sind,  als  zwar  die  Grenzen  der  in  der  Forstmdnung  vom 
6.  Januar  1810  vorgesehenen  Forstbeztrke  in  den  einzelnen  Gemeinden 
festgelegt  wurden,  die  Konsolidation  und  die  Bestimmung  der  Ideal- 
anteile aber  unterblieb.  Die  Mitglieder  relcrutieren  sich  aus  den  £ig^- 
tftmem  von  WaidgrundstOcken  innerhalb  einer  Gemeinde  und  der 
Umfang  der  Genossenschaft  ist  in  den  Gemeindegrenzen  gegeben. 
Die  Genossenschaft  führt  den  für  den  bisherigen  Forstbezirk  bestehen- 
den Namen  und  hat  ihren  Sitz  in  der  hierdurch  gekennzeichneten 
Gemeinde.  Der  Zweck  gipfelt  in  der  einheitlichen«  forstmäßigen  Be- 
wirtschaftung der  GenossensdiaftsgrundstQcke  nach  einem  gemeinsam 
aufgestellten  Betriebsplane,  der  die  bidier  übliche  Wirtschaftsweise 
möglichst  einhält,  dabei  aber  die  dauernde  Erhaltung  der  Waldungen 
als  Endzweck  hat  Die  Mitglieder  schlagen  in  jedem  Jahre  einen  von 
dem  Wirtschaftsplane  bestimmten  Teile  ihres  Besitzes. 

Die  Eigentums-  und  Besttzverhältnisse  der  Waldgenossen  bleiben 
völlig  unberührt.  Der  Grrund  und  Boden  darf  von  den  Besitzern  be- 
liebig veräußert  und  vererbt,  sowie  mit  Hypotheken  und  Gnind- 
sdiulden  belastet  werden.  Bei  Eigentums-  und  Besitzveränderungren, 
auch  solchen,  die  im  Subhastationsverfahren  entstehen,  tritt  aber  der 
Erwerber  der  Grundstücke  ohne  weiteres  in  die  Rechte  und  Pflichten 
des  früheren  Besitzers  ein,  da  die  Flächen  nicht  aus  dem  genossen- 
schafüichen  Verbände  ausscheiden  können.  In  der  Geschlossenheit 
des  Besitzes  gleidien  die  Forstbezirke  den  Jahnschaften,  ohne  diese 
wäre  auch  eine  gemeinschaftliche  Bewirtschaftung  nicht  denkbar. 
Für  die  Ausscheidung  von  Grundstücken  sowie  über  die  Hinzuziehung 
von  solchen  gelten  dieselben  Vorschriften,  wie  das  Gesetz  sie  für  die 
Jahnschaften  vorschreibt 

Ein  jedes  Mitglied  ist  verpflichtet  nach  dem  Verhältnis  des 
Grundsteuerreinertrages  der  beteiligten  Flächen  an  der  Aufbringung 
der  Kosten  sich  zu  beteiligen.  Ein  Reservefonds  wird  auch  hier 
nicht  gebildet  Der  Vorstand  stellt  bei  Beginn  der  Nutzungen  eine 
Kostenverteilungsliste  auf,  die  vierzdin  Tage  zur  Einstdit  und  zur 
eventuellen  Gegenäußerung  der  Mitglieder  ausliegt  und  nach  Ablauf 
dieser  Frist  für  gültig  und  vollstreckbar  erklärt  wird.  Der  Forst- 
rechner, der  hier  nur  selten  besoldet  wird,  zieht  die  Beiträge  alsdann 
ein.   Gegen  Säumige  wird  klagbar  vorgegangen. 

b)  Die  Verwaltimg  der  GesoMenschaft 

Die  Verwaltung  der  Forstbezirke  weicht  nur  wenig  von  der- 
jenigen der  Jahnschaften  ab.  Die  Leitung  liegt  in  den  Händen  des 
aus  drei  Genossen  zusammengesetzten  Vorstandes,  dem  der  Ortsvor- 
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Steher  nidit  anzugehören  braucht.  Das  Resultat  der  Wahl  des  Vor- 
sitzenden bedarf  der  Genehmigung  des  Landrates.  Die  Wahl^),  die 
Ämtsdauer  und  die  Pflichten  des  Vorstandes  decken  sich  mit  denen 
des  Jahnschaftsvorstandes.  Die  Zeichnung  für  die  Genossensdiaft  muß. 
Venn  sie  Rechtskraft  erlangen  soll,  im  Gegfensatz  zu  den  Jahn- 
Schäften  neben  dem  Namen  der  Genossenschaft  die  Unterschrift 
sämtlicher  Vorstandsmitglieder  oder  deren  Stellvertreter  aufweisen. 

An  Stelle  des  Lagerbuches  wird  eine  vom  Amtsgericht  zu  be- 
stätigende Mitgliederliste  geführt  Nur  wer  in  dieses  Verzeichnis 
eingetragen  ist,  hat  Ansprudi  auf  die  Rechte  der  Genossenschaft  und 
unterliegt  auch  den  Pflichten  der  Mitglieder. 

Die  Genossenschaftsversammlung  ist  jährlich  mindestens  einmal 
einzuberufen,  doch  können  auf  Verlangen  des  Waldschutzgerichtes 
oder  auf  Wunsch  eines  Viertels  aller  Stimmen  auBerdem  noch  Ver- 
sammlungen tagen.  Die  Jahresversammlung  hat  nicht  nur  die  peku- 
niären, sondern  auch  die  wirtsdiaftlichen  Angelegenheiten  zu  regeln, 
vor  allem  den  Wirtschaftsplan  festzusetzen.  Hierbei  mu£  ein  Unter- 
schied gemacht  werden  zwisdien  den  parzellierten  und  den  separierten 
GenossensdiaiUbezirken.  In  den  ersteren  ist  die  Aufstellung  und  Durch- 
fohning  eines  einheitlichen  Planes  sehr  erschwert  Denn  wenn  auch  der 
Farstbezirk  zwar  einen  größeren  geschlossenen  Waldbestand  bildet 
haben  doch  die  realen  Anteile  der  Waldgenossen  neben  dner  durchschnitt- 
Kchen  Größe  von  nur  o,$  ha  eine  höchst  unwirtschaftliche  Form  und 
Lage.  Wir  finden  sie  im  bunten  Gemenge  liegend,  sodaß  dne  Kon- 
trolle, ob  auch  gemäß  des  Planes  gewirtscbaftet  wird,  kaum  durch- 
fOhrbar  ist  Die  Nutzung  dieser  Waldungen  soll  im  1 8jährigen  Turnus 
geschehen.  Weil  man  jedoch  den  nichtseparierten  Zustand  nur  noch 
ab  einen  vorübergdienden  anseht,  wird  die  bisher  bestdhende  Sdilag- 
einteilung  in  der  Regel  bdbehalten. 

1)  Jeder  Waldgcnossc  ist  verpflichtet,  die  Wahl  zum  Vorstandsmitgliede  anzunehmeo. 
Zur  Ablehnung  oder  Niederlegung  eines  soldien  Amte*  berechtigen: 

a)  Anhaltcode  Knokheit; 

b)  Geschäfte,  die  eine  h&ufige  oder  lange  dauernde  ^Wesenheit  vom  Wohnorte 

mit  'iich  bringen; 

c)  das  Alter  uIht  ho  Jahre; 

d)  Die  Verwaitutig  einta  unmiiteibaren  Staatsaintes; 

e)  die  Bekleidung  des  Amtes  als  Vontandami^Ued  innerhalb  der  leisten  drei  Jahre; 

f)  aonst%[e  Verhaltnisse,  die  nsch  dem  Ermessen  der  Genoasensdufisvetsammlung 
eine  gOltigc  Enlschuldigung  begründen, 

Ablehnung  d<*r  Wahl  ohne  KntS(huliJ'^uii^s<;rrunie  wird  mit  60  M.  Strafe  Litahndct. 

2)  Wo  dieses  nicht  der  Fall  ist,  mUssen  meistens  mehrere  Ocnusscn!>chaftea  gebildet 
verdeo. 
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lo  den  separierten  Waldung^en  ist  der  Waldgenosse  merkwürdiger» 
weise  nicht  an  die  Einhaltung  der  Betriebsart —  Niederwaldwirtscfaaft  — 
gebunden,  er  darf,  jedoch  nur  mit  Zustimmung  des  Oberförsters,  seinen 
Besitz  nach  einer  anderen  Betriebsart,  z.B.  in  Hoch  Waldwirtschaft,  nutzen. 
Diese  Möglichkdt  hat  die  Regierung  deshalb  geschaffen,  um  dem 
einzelnen  frde  Hand  zu  geben,  wenn  die  Genossenschaftsversammlung 
sich  auf  bestimmte,  dem  Gemeinwohl  entgegenwirkende  Beschlüsse 
versteift  Zu  erreichen  ist  hiermit  so  gut  wie  gar  nichts.  Denn  eine 
Pflege  und  Schonung  solcher  von  der  allgemeinen  Betriebsart  ab> 
weichenden  Fläjchen  ist  bei  den  weitgehenden  Hudeberechtigungen 
und  dem  Mangel  an  jeglichem  Forstschutz*)  nicht  möglich. 

Bei  der  Besdilußfassung  der  Genossenscbaftsversammlung  hat 
jeder  Waldgenosse  mindestens  eine  Stimme;  für  je  eine  Mark  Grund* 
Steuerreinertrag  erhält  man  das  Recht  zur  Führung  einer  weiteren 
Stimme.  Um  aber  eine  Unterdrückung  der  kleinen  Besitzer  durch 
wenige  über  einen  großen  Besitz  verfügende  auszuschließen,  ist  bestimmt, 
daß  niemand  mehr  als  zwei  Fünftel  aller  Stimmen  führen  darf.  Beschluß- 
fähig ist  eine  Versammlung,  wenn  mehr  als  zwei  Fünftel  aller  Stimmen 
vertreten  sind.  Ergibt  sich,  daß  Genossen,  um  wichtige  Beschlüsse 
zu  hintertreiben,  der  Versammlung  fem  bleiben,  so  kann  in  einer  neu 
anzuberaumenden  Versammlung,  zu  der  unter  Hinweis  auf  den  strit- 
tigen  Punkt  und  die  eventuellen  Folgen  eingeladen  werden  muß,  zur 
Beschlußfassung  geschritten  werden,  auch  wenn  weniger  als  die 
Hälfte  aller  Stimmen  vertreten  sind. 

Bei  der  Abstimmung  selbst  entscheidet  die  Mehrheit;  bei  Stimmen- 
gleichheit gibt  der  Vorsitzende  den  Ausschlag.  Um  auch  solchen,  die 
aus  irgend  welchen  Ursachen  am  Erscheinen  in  der  Versammlung 
verhindert  sind,  Gelegenheit  zu  geben,  sich  an  der  Abstimmung  zu 
beteiligen,  ist  die  Vertretung  durch  einen  Bevollmächtigten  zugelassen. 
Das  gleiche  ist  statthalt,  wenn  ein  Grundstück  mehreren  Personen 
gehört. 

Die  Forstbezirke  unterliegen  ebenso  wie  die  Jahnschaften  der 
staatlichen  Aufsicht,  die  durch  den  Kommunaloberförster  gehand- 
habt wird. 

D.  Die  Nutzungen  der  Hauberge. 

Mannigfach  sind  die  Nutzungen,  die  der  Hauberg  seinem  Besitzer 
gewährt.  Nicht  allein  liefert  dieser  ihm  das  tägliche  Brot,  sondern  auch 
dem  Vieh  bietet  er  Weide  und  Schutz.   In  seinem  Holzbestande  findet 

I)  Seil  Jahr  und  Tag  sind  von  den  Forslbeiirken,  wie  man  iogt,  aus  Sporsamkcits- 
rttcksidit«n  keine  Fonuschuubeamtcti  (;c\\ühU. 
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man  das  notwendige  Fruorunt^sniatrrial  für  das  g-anze  Jahr,  und  bis 
vor  kurzem  war  das  TIolz  und  die  Ki(  lienrinde  des  Hauberges  die 
Gniiitllage  für  das  (iedtMlit-n  und  l'>Iiiheii  der  Eisen-  und  Leder- 
industrie in  diesen  Bezirken,  srxlal'  S(  lienk  den  llauberg  mit  stolzen 
Worten  als  die  Krone  und  das  iHHidaanMit  der  Nationalökonomie  seiner 
Heimat  In  /eic  hnet.  Schalten  wir  die  1  ra^e  der  KeiittihiHtät  aus,  so 
ni'.iss».-ii  wir  zweifeis« <line  den  llauhcr-^-  eim-n  immer  flielk-uden  Born 
nennen,  der  zuständiger  Ertrai^-^sahi^alx-  nach  den  verschiedensten  Rich- 
tungen hin  herangezogen  wcrili  ii  kann. 
Die  Haulx-rgi'  werilen  geiuitzt: 

1.  (]ur(  h  l''ntnahme  von  Hob  und  lienrinde; 

2.  in  der  lienut/uiig  zur  ErzicluiiLi  «'iucr  Roggenernte: 

3.  in  der  Verwertung  als  Viehweide  und 

4.  durt  Ii  Xeiiennulzungen  ( jagd.  Beerenlese,  Steinbruche^ 

Die  Xut/ung  gesrhieht  auf  gcuMssrnsehattlieli'-m  Wege.  Bri  den 
Jahnsrhaften  verfügt  der  ein/dne  ht  uher  ein  Eigentum,  sondern 
in  jt  dcni  Jahr  wird  ihm  eine  bestimmte  Mnclie  zum  (Tel)raueh  iiber- 
wiesen.  Diese  \*erleiluiig  fies  Hanberges  unter  dir  Genossen  wird 
als  ..Stämmen"  des  Ihiuberges  bezeichnet,  eine  Arbeit,  die  der  Jahn- 
schattsvorstand  gegen  Ivnde  des  Winters  vornimmt. 

1  )en  Besitz  der  bihusehaft  hat  man.  um  die  V«Tt<ilutig  des 
Jahresschlages  zu  erleic  litern.  ideell  in  eine  Anzahl  von  ii  groTit-n 
Teil^^-n.  die  man  „Stammjähne"  nennt,  geteilt,  wobei  man  sich  nicht 
an  fine  bestimmte  Zahl  hält,  s<>ndrrn  in  tlen  einzelnen  Jahnsehaften 
eine  verschiedene  Anzahl  \'on  .^l.unmj.ihnen  gewählt  hat.  Die  Stamm- 
jähne werden  alsdann  unter  die  Jahns«  haft.sgeno.ssen  verleilt,  indem 
7.  B.  hei  einer  ldealv;rf>ße  des  Haulicrges  von  4},^n  lalcr  und  bei 
dem  \'  rhandensein  von  12  Stammjähnen  die  Besitzer  der  Taler  i  bis 
360  den  St aminjalm  \  bilden.  Da  nun  der  Haubergsbesitz  dun  h 
Kauf,  Erbs(  haft  und  andere  Rechtsgeschäfte  fast  Jahr  für  Jahr  inner- 
halb einer  ( leiiossens'  baft  weehselt,  .so  muß  vor  dr-ni  realen  Stämmen 
die  Liste  der  Stammj«ihne  revidiert  und  berirhtigt  werden.  Besitzt 
jemand  Iiruehteile  \'nn  Idealanteilen,  so  wird  er  mit  anderen  zusammen- 
gele.j^t.  da  jeder  Stammjahn  ein  gleich  großes.  abg^iTundetes  Ganze 
bildet.  V'erfügen  z.  B.  die  (lent-ssen  A,  B,  C,  D  über  60,  30,  180 
und  150  Taler  Haubergsanteil.  so  würde  von  dem  300  Taler  großen 

Stammiahn  1   \  — >  '  •  B  — '      •       ihO  1    .  t)  'jo '      — 1/ 

c^uiuHiijanii  1  i\     , —        Ii      3,;y —  V        3,;,, —         ^'     ,  ii.o —  i 

zuerteilt  und  D  erhielt  von  .Stammjahn  II  noch  ""  .„.q^  '  Stammjahn. 

Nachdem  diese  ideale  Verteilung  erledigt  ist,  wird  der  Hauberg  real 

gestämmt 
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Wenn  der  Holzbestand  in  dem  Jahresscfalage  durchweg  gleich 
bestockt  wAre,  so  würde  das  Stämmen  kdne  besondre  Schwierig- 
keiten bieten.  Der  jährliche  Zuwachs  ist  aber  in  den  feuditeren  und 
wärmeren  Tälern  ein  größerer  als  auf  den  Höhen,  wo  die  Bestände 
durch  die  zahlreichen  Stürme  und  Unbilden  der  Witterung  starker 
zu  leiden  haben,  als  in  den  geschützteren,  tieferen  Lagea  Dazu  setzt 
sich  der  Jahresschlag  selten  aus  einer  einzigen  Holzart  zusammen. 
Um  diese  Unterschiede  zu  verwischen,  bat  man  die  Jahresscbläge  zu- 
nächst so  nebeneinander  gelegt,  daß  de  sich  von  der  Talsohle  bis  zu 
den  Hohen  hinaufziehen,  wodurch  der  stärkere  und  schwächere  Zu- 
wachs  d^  Täler  und  Höhen  glddunäßig  auf  die  Jahresschläge  ver- 
teilt wird. 

Die  In  jedem  Jahre  zu  nutzende  Fläche  wird  vom  Vmtande  be- 
gangen, auf  Boden  und  Bestand  geprüft  und  nach  Befinden  in  eine 
Anzahl  von  Boden-  und  Bestandsbonitäten  zerlegt,  die  einzeln  weiter 
behandelt  werden.  Enthält  z.  B.  ein  Schlag  40  Morgen  gleichwertiges, 
gemischtes  Holz.  20  Morgen  reinen  Eichenbratand  und  30  Morgen 
Blößen,  wäre  dazu  im  Alter  der  Eichen  kein  besonderer  Unterschied.  ' 
so  würde  der  Schlag  in  drei  Abteilungen  geteilt  werden.  Ji^e  Ab- 
teilung wird  für  «ch  in  die  vofbandene  Anzahl  von  Stammjähnen 
eingeteilt,  eine  Arbeit,  die  man  sich  dadurch  zu  erleichtem  sucht,  daß 
die  zu  teilenden  Schläge  eine  möglichst  rechteckige  Gestalt  erhalten, 
indem  die  hindernden  Ecken  auf  gemeinsame  Rechnung  genutzt 
werden.    Hierdurch  wird  auch  die  Aufteilung  des  Stammjahnes  in 
die  Anteile  der  Beteiligten  erleichtert.    Wäre  z.  B.  die  Grnindlinie  1 
des  Rechteckes,  das  den  Eichenbestand  bildet  240  m  lang,  so  erhielt  j 
Stammjahn  I  von  dem  Eichenbestand  einen  Komplex,  der  eine  Grnind- 
linie von  20  m  hat  und  dessen  Länge  gleich  der  iJinge  des  Bestandes  I 
ist.    In  diesem  Stammjahn  I  erhält  A  3,33  m,  B  1,67  m,  C  10  m  und 
D  5  m  von  der  Grundlinie.    Auf  diese  Weise  wird  der  ganze  Jahres- 
schlag unter  die  (ienossen  verteilt.    Anerkennenswert  ist  hierbei,  daß  ' 
die  Kleinteilung  ohne  Hinzuziehung  von  Vermessungsbeamten  allein  ' 
durch  den  Vorstand  vorgenommen  wird;  es  zeigt  von  einem  verträg- 
lichen und  selbstlosen  Sinn  der  Genossen,  daß  Streitigkeiten  und  Un- 
zufriedenheit über  den  dem  einzelnen  zufallenden  Teil  kaum  zu  ver-  ; 
zeichnen  sind.    Um  jede  Parteilichkeit  von  Anfang  an  auszuschließen, 
verloost  man  die  .Stammjähne  unter  die  Besitzer,  sodaß  nicht  Stamm-  ' 
jahn  I  an  der  (Trenze  des  Jahresschlages  zu  liegen  braucht,  sondern 
derjenige,  den  das  Loos  dazu  bestiinmt. 

In  der  Jahnschaft  der  .Stadt  Olpe  nimmt  man  heutigen  Tages 
die  reale  Auüeilung  unter  die  Genossen,  .Aktionäre  genannt,  weil  die 
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Jahnschalt  in  Aktien  geteilt  ist,  nicht  mehr  vor,  sondern  der  Bestand 
wird  auf  gemeinsame  Kosten  abgeholzt,  den  Aktionären  auf  Wunsch 
ein  bestimmter  Posten  zu  Brennholz  überwiesen,  der  Rest  aber  ver- 
kauft und  der  Erlös  nach  Abzug  der  Gewinnungskosten  unter  die 
Interessenten  verteilt  Zu  dieser  Nutzung  ist  man  deshalb  geschritten, 
weil  die  meisten  Aktionäre  Städter,  deshalb  nur  zum  geringen  Teile 
Lindwirte  sind  und  ohne  erhebliche  Kosten  die  Nutzung  auf  eigene 
Rechnung  nicht  betreiben  können.  Gegen  Ausgang  des  Winters 
ist  das  Stämmen  erledigt.  Sobald  die  Witterung  es  erlaubt,  ent- 
wickelt sich  eine  rührige  Tätigkeit  in  den  Bergen,  um  den  Hauberg 
zu  „räumen".  Das  Räumen  erstreckt  sich  auf  die  Abholzuntr  fies- 
nicht  zum  Lohschälen  bestimmten  JI  1/  s,  Birken,  Kiefern,  Wach- 
holderbCksche,  die  sich  zwischen  den  Eichenstangen  angesiedelt  haben. 
Alles  dieses  wird  mit  der  Hepe,  einem  kleinen  Handbeile  mit  messer* 
fOnniger  Klinge,  die  an  der  Spitze  schnabelförmig  umgebogen  ist, 
gehauen  und  zu  Bündeln  „Schanzen"  zusammengebunden.  Um  das 
Heraustragen  der  Schanzen  aus  dem  Bestände  zu  erleichtem,  wird» 
\on  unten  nach  oben  am  Hange  heraufschreitend,  das  nicht  zum 
Eichenschälen  taugliche  Holz  herausgehauen. 

Nach  der  Qualität  des  Bestandes  ist  der  Ertrag  an  Schanzen 
ein  verschiedener.  Je  mehr  schälbare  Eichenstangen  sich  finden,  desto 
weniger  Schanzen  erhält  man.  Der  Zuwachs  an  diesem  Durch- 
forstungsholz  nimmt  mit  dem  Alter  der  Eichenstöckc  zu,  da  jeder 
Kahltrieb  eine  Schwächung-  der  Eichen  bedingt,  wodurch  das  übrige 
Holz,  die  jungen  Eichenschossen,  die  ein  langsameres  Wachstum 
haben,  immer  mehr  unterdrückt  wird,  bis  schließlich  eine  völlige 
Regenerierung  des  Eichenbestandes  sich  nötig  macht 

Der  durchschnittliche  Ertrag  an  Schanzen  beträgt  1200—1400 
Stück  pro  Hektar,  jede  etwa  5 — 6  kg  schwer.  Diese  werden  ent- 
weder in  dem  eigenen  Haushalt  zu  Feuerungszwecken  verbraucht 
oder  an  Bäcker  und  nicht  holzbesitzende  Bürger  verkauft  Für  das 
BOndel  wird,  frei  in  das  Haus  gebracht,  4 — 5  Pfennige  bezahlt  Neben 
diesen  Schanzen  erhält  man  mitunter  noch  Stangenholz,  d.  h.  ohne 
die  Schälstangen,  die  ^en  Wert  von  etwa  8  Mark  repräsentieren. 
Die  Gewinnung  geschiebt  meistens  durch  die  eigene  Arbeitskraft. 
Mufi  fremde  HQlfe  hinzugezogen  werden,  so  vergibt  man  die  Arbeit 
in  Akkord  und  zahlt  entweder  nach  der  geräumten  Fläche  oder  nach 
den  hergestdlten  Bündeln.  Im  ersteren  Falle  je  nach  dem  Bestände 
etwa  24 — 2 8  Mark  pro  ha  und  im  letzteren  2  Mark  pro  100  Stück. 

Ist  der  Hauberg  geräumt,  so  läßt  man  ihm  eine  Zeitlang  Ruhe. 
Sobald  die  Rinde  „geht**,  wenn  der  Saft  in  die  Stämme  zu  steigen 
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beginnt  und  die  ersten  Blattknoispen  sich  offnen,  was  etwa  um  Mitte 
Mai  bis  Anfanjj;  Juni  vor  sirh  jjfht,  beginnt  das  1  .olis(-hälen.  Den 
geeigneten  Zeitpunkt  nnil)  man  durch  Versuche  bestimmen.  Die  Er- 
fahrung hat  ge/eigL,  dal»  die  Rinde  sich  am  besten  an  feu(  htwarnien 
lagen  und  in  <len  Morgen-  utid  Abcmlstundcn  In^sser.  wie  gegen 
Mittag  lösen  lal't  Auch  der  Wind  soll  von  l'.influii  auf  das  Sohalt-n 
sein.  So  gehl  die  Arbt-it  flott  von  statten,  wenn  der  \\'ind  im  Sn.i- 
wcstcn  oder  Wcjilcn  steht.  IW.isl  er  jeiluch  von  Xnrdcn  <idcr  Ostrn, 
so  bleibt  der  I.ohsrhaler.  wie  man  sagt,  am  besten  aus  dem  Berge,  da 
<he  Kinde  an  solrlien  lagen  „klebt".  Der  Einfhif^  der  Atmosphäre 
läßt  sieh  nur  durch  <iie  Kinwirkung  des  Wetters  auf  die  Saftbewe- 
j^nmg  der  I'flanzen  erklären,  indem  diese  dadurch  gefördert  oder  ge- 
hen unt  wird. 

Das  Lohschälen  erfordert  eine  gevvis.se  GeschickHi  hkeil.  Es  kommt 
darauf  an.  die  Rinde  in  einem  Stück  zu  erhalten,  da  für  Bruchstücke 
geringe  Preise  gezahlt  werden.  Man  bedient  sich  zum  Schälen  df-r 
llepe  vmd  des  Lohi>chlitzcrs,  der  die  Üestalt  eines  kleinen  hölzernen 
J^üftels  hat. 

Die  Arbeit  begiimt  damit.  daH  mit  der  llc])«^  oder  einem  Itreiten 
Älesser  ein  i — 2  cm  breiter  Streifen  vom  Wipfel  oder  soweit  wie 
man  reichen  kann  bis  zum  Wurzelknoten  herabgezogen  wird  und 
man,  mit  dem  Lohschlitzer  zwischen  Rinde  und  Holz  fahrend,  die 
erstere  vorsichtig  abdrückt,  ohne  sie  zu  zerbrecheu.  Der  sori^same 
Schäler  ..kränzt"  \  or  dem  Abdrücken  erst  die  Kinde,  indem  er  iibrr 
der  .Stockkrone  die  Rinde  ringförmig  ilurehsc  hneidot.  um  das  I',in- 
reitien  bis  zu  den  Wur/ehi  zu  verhindern.  Die  stärkeren  Rinden 
bleiben  mit  ihrem  oberen  Ende  lose  an  den  Stangen  häni^en.  Die 
Stücke  und  kleineren  Rinden  werden  zu  i^undehi  gelmtiden  und  ebe;i- 
falls  an  eine  .Stang«-  gehani^'on,  um  schneller  aV)/utrorknen.  Bei 
sonnigem,  windii^em  WolttT  geniigen  zwei  bis  drei  1  ay^e,  um  die 
Rinde  verkaufslahig  /u  machen;  bei  bedecktem  Jlinuiiel  sind  fünf  bis 
sechs  Taj^e  nr.tig.  Je  schnelhT  die  Abtrockmmg  verläuft,  desto  besser 
ist  es  für  den  Wert  der  f<inde,  fla  bei  schnellem  Trocknen  wenig 
(ierbstoffe  vprioren  gphen.  .Srhudigend  wirkt  jeder  Kf'!j"n.  besonders 
kurz  nach  dem  Si  lialen.  weil  das  Reg^nwasser  »  in  Sctununeln  liedingt 
und  ( lerbstoffe  extrahiert.  .\us  demselfjen  Grunde  ist  auch  jedi  s  X k  h- 
helfen  durch  Klopfen  lieim  Losen  der  Rind«^  /u  \  ermeiden,  deim 
durch  dieses  wird  die  Basischicht,  die  vornehmlich  gerbstoffhaltige 
Zellen  fuhrt,  zerstört,  sodaß  Gerbstoffe  verloren  gehen.  Löst  sich  die 
Rinde  schwer,  so  biegt  man  wohl  nach  dem  Schnitt  den  Stamm  um, 
dodaiii  durch  die  entstehende  Spannung  sich  die  Rinde  abhebt. 


Digitized  by  G(^ 


—       Ql  — 


Sobald  die  Rinde  vollständig*  trocken  bt,  wird  sie  mit  Weiden- 
niten  zu  Bündeln  „Hürden"  zusammengebunden  und  zentnerweise 
verkauft.  Früher  verhandelte  man  die  Rinde  im  Frühjahre  auf  dem 
Stamme.  Der  Käufer  besorgte  selbst  das  Schälen,  was  für  den  TTau- 
bergsbauem,  der  um  die  Scbälzeit  durch  die  Feldarbeiten  auch  sehr 
in  Anspruch  genommen  ist,  von  X'nrtoil  war. 

Der  Ertrag  an  Rinde  schwankt  y-  UAch  dem  Bestände  zwischen 
so  (  tr.  pro  Hektar.  Große  Wrschiedenheit  zeigt  auch  die  Quali- 
tät der  Rinde.  Die  beste  Rinde  ist  wenig  borkig,  möglichst  glatt 
Tind  astlos.  Die  Oberfläche  ist  frei  von  Moos  und  I-'lechten  und  der 
Bruch  ist  silberweiß.  Solche  Qualität  wird  Spiegelrinde  genannt. 
Die  beste  Spiegelrinde  liefert  die  Traubeneiche,  die  einmal  wegen  d^ 
kräftigen  Stockausschlages  zur  Niederwaldwirtschaft  sich  eignet  und 
das  and  crem  al  durch  den  späteren  jährlichen  Blattausschlag  wenig 
unter  Insektenfraß  zu  leiden  hat 

Sofort  nach  dem  Schälen  werden  die  entrindeten  Stangen  mög- 
liebst  tief  abgehauen.  Je  tiefer  der  liieb  kommt,  je  weniger  Augen 
also  dem  Stammende  verbleiben«  desto  geringer  ist  die  Anzald  der 
Stock  ausschlage  und  um  so  kräftigter  können  sich  die  einzelnen  Schossen 
entwickeln.  Auch  hat  die  F.rfahrung  gezeigt^  dciß  die  Triebkraft  eine 
stärkere  ist,  je  tiefer  der  alte  Stamm  abgeschlagen  wird. 

Bis  vor  40—50  Jahren  wurden  sämtliche  .Stangen  von  den  Bauern 
zur  Holzkohlenfabrikation  benutzt,  heute  hnden  wir  nur  in  einigen 
Jahnschaften  noch  Kohlengruben,  die  den  Holzkohlenbedarf  der  Kupfer- 
werke und  Gelbgießereien  decken. 

Das  Kohlen  des  Holzes  geschieht  in  den  Bergen  selbst.  An 
einem  geeigneten,  etwas  vor  Winden  geschützten,  aber  nicht  dumpf 
liegenden  Platze  wirft  man  zunächst  eine  kreisrunde,  50  cm  tiefe 
Grube  aus,  deren  Grundfläche  sorgfältig  planiert  wird.  Zu  dieser 
Grube  läfit  man  von  allen  Seiten  Luftschächte  stoßen,  die  von  einem 
Graben  ausgehen,  der,  um  das  Eindringen  von  Tageswasser  zu  ver- 
boten, die  Grube  umzieht.  Auf  der  Basis  ordnet  man  die  Eichen- 
knfippel  und  anderes  Holz,  das  zur  besseren  Handhabung  in  Stücke 
von  50 — 100  cm  zersägt  wird,  strahlenförmig  um  eine  sogenannte 
Quendelstange,  die  im  Zentrum  des  Kreises  steht,  an.  Auf  diese 
Schicht  folgen  neue,  die  aber  einen  immer  kleineren  Radius  haben, 
so  daß  sich  der  Haufen  nach  oben  hin  verjüngt  und  die  Gestalt  einer 
Halbkugel  annimmt.  Um  die  Quendelstange  herum  läßt  man  einen 
kleinen  freien  Raum,  den  man  mit  leicht  brennbaren  Stoffen  ausfüllt. 
Die  Oberfläche  des  Haufens  wird,  um  den  Luftabsdiluß  zu  erzielen, 
mit  steinfreier,  launiger  Erde  bedeckt  nachdem  vorher,  um  das  Durch- 
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sickern  der  Krde  zu  xt  rliindcm,  übur  das  Holz  eine  M'iossc-liicht  aus- 
gebreitet worden  ist.  Sind  alle  ^^>rhereitunJ^fell  erieiii^t,  so  erfnlgt 
von  der  Qiiendelstanire  aus  die  An/undimg  des  Haufens.  Während 
des  Brennens,  das  i^etjen  ^^o — J4  Tage  dauert,  darf  keine  Minute  Auf- 
sicht fehlen,  da  in  einem  unbewachten  Augenblicke  die  glühende  Masse 
zu  flammen  anfangen  kann  und  durch  V^erbrennen  ein  großer  Verlust 
eintritt.  Das  Holz  darf  nur  langsam  weitergiimmen,  was  durch  <  'ffnen 
und  Schließen  der  Zuglöcher  erreicht  wird.  Nach  der  Windseite  hin 
müssen  die  Zuirlöcher  stets  geschlossen  sein,  da  sonst  um  diese  herum 
ein  „Luchs"  breiuien  würde.  Die  langjährige  Erfahrung  hat  den  Köhler 
so  geschult,  daß  er  das  gleichmäßige  Fortschreiten  des  Verkohlens 
an  der  Farbe  und  dem  Geruch  des  Rauches  erkennt;  ja,  es  wird  be- 
hauptet, daß  schlafende  K()hler  erwachen,  wenn  der  Rauch  seinen 
Geruch  ändert,  ähnlich  wie  die  Müller  durch  die  Änderung  im  Gre- 
räusch  der  Mühle  beim  Leerlaufen  geweckt  werden. 

Eine  gut  gebrannte  Kohle  muß  einen  hellen  Klang  besitzen,, 
darf  nicht  abfärben  und  nicht  zerbrechen.  Bei  einem  mittleren  Be- 
Stande können  von  dem  Holze  eines  Hektars  etwa  7250  kg  Holz- 
kohlen gebrannt  werden. 

Sobald  der  Hauberg  von  dem  Holze  geräumt  ist,  beginnen  die 
^^  irbereitungsarbeiten  für  die  Komeinsaat.  Die  Benutzung  des  KahU 
triebes  zur  Erzielung  einer  Roggenernte  bedarf  jedoch  der  Zustimmung- 
der  (xenossen  und  der  Polizeibehörde,  da  das  vorhergehende  Brennen 
des  Bodens  eine  gewisse  Feuersgefahr  für  die  nicht  abgeholzten  Be- 
stände bedingt.  Oft  ist  auch  der  Zwischenraum  zwischen  den  Wurzesi- 
stöcken  ein  so  geringer,  daß  aus  diesem  Grunde  schon  an  eine  Be- 
stellung mit  Getreide  nicht  gedacht  werden  kann.  Diejenigen  Flächen, 
die  gebrannt  werden  sollen,  bezeichnet  man  als  „Hahn",  das  Brennen 
einen  „Hahn  machen".  Eine  Erklärung  für  diese  eigenartige  Be- 
nennung ist  nicht  festzustellen.  Will  man  einen  Hahn  machen,  so 
muß  der  Boden  „gehaint"  werden,  d.  h.  der  Kahlbetrieb  wird  mittelst 
Hacken  aufgelockert,  denn  im  Laufe  der  Jahre,  in  denen  der  Boden 
mit  Holzgewächsen  bestanden  war,  hat  sich  zwischen  den  Stämmen 
eine  dichte  Flora  angesammelt.  Gräser,  Heidekraut,  Heidelbeer- 
sträucher,  Moose  und  Farne  iiildeii  eine  dichte  hlzige  Decke,  vmd  aus 
deren  Verwesungsprodukten  ist  eine  mehr  oder  weniger  starke  Schicht 
von  Wildhumus  entstanden.  Je  lichter  die  Wälder  in  ihrem  Ho]/- 
bestande  werden,  je  weniger  der  Boden  also  dem  dir«  kten  1  JnfluJ^ 
der  Sonnenstrahlen  und  der  Luft  entzogen  ist,  desto  mehr  Wildhumus 
bildet  sich  Dieser  zeigt  sich  als  ein  hartes,  schwerzersetzliches 
Material,  das  aus  Fasern  und  den  unauflösbaren  Bestandteilen  des 
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Humus  besteht,  die  sidi  zu  Anfang  des  Verwesungsprozesses  vor» 
finden  und  als  Humuskohle  wohl  bezeichnet  werden.  Dieses  fil/ige 
Fasergewebe  wird  zusammen  mit  der  obersten  Bodenkrume  durch 
Hacken  abgeschalt,  die  Rasenstflcke  gewendet  und  getrocknet  Die 
trockne  Erde  und  Humusschicht  wird  mit  Reiserbolz  vermengt»  zu 
kleinen  Haufen  zusammengetragen  und  an  einem  windstillen  trocknen 
Tage  letztere  angezündet  Die  zahlreichen  Feuer  auf  den  Bergen  ge- 
währen besonders  am  Abend  einen  herrlichen  Anblick.  Diese  Zeit  ist 
die  schönste  im  jährlichen  Leben  des  Haubergsbauern,  Oberall  in  den 
Bergen  herrscht  fröhliches  Treiben.  Alt  und  Jung  bemüht  sich,  durch 
Zutragen  von  Reisig,  Laub  und  Moos  die  Feuer  möglichst  lange  am 
Brennen  zu  halten.  Alle  Sorgen  und  MQhen»  die  anstrengende 
Arbeit  des  Hackens  in  der  Sonnenglut  und  an  den  steilen  Hängen 
werden  beim  flackernden  Leuchten  des  Feuers  vergessen  und  die 
Glut  scheint  mächtig  anregend  auf  das  Heimatsgefahl  des  Waldbauern 
zu  wirken. 

Neben  dieser  Brenn meüiode  kennt  man  noch  das  sogenannte 
»»Löwen  oder  Sengen"  des  Hauberges,  das  als  Überlandbrennen  am 
treffendsten  bezeichnet  wird.  Das  Löwen  ist  zwar  polizeiltcherseits 
verboten,  geschieht  in  trocknen  Jahren  nichtsdestoweniger.  In  einem 
solchen  F'alle  wird  der  Schlag  an  einer  Ecke,  von  der  der  Wind 
kommt,  angezündet.  soda6  die  ganze  Fläche  in  Brand  gerät  Man 
erzielt  hierdurch  einmal  eine  intensivere  Einwirkung  auf  den  Boden 
und  spart  andererseits  viele  Arbeit  Doch  birgt  das  Löwen  eine 
große  Gefahr  für  die  angrenzenden  Bezirke  in  sich,  da  das  Feuer 
zu  mächtig  werden  kann,  sodaß  es  nicht  mehr  in  seinen  Grenzen 
zu  halten  ist. 

Das  Brennen  des  Bodens  bedingt  eine  Verbesserung  seiner  Zu* 
sammensetzung.  Zunächst  werden  das  filzige  Gewebe  der  Humusschicht, 
sowie  die  harten  Wurzeln  und  Stengelteile  des  Rasens  zerstört,  wo- 
durch die  schwerzersetzitchen  Pflanzennährstoffe,  sowohl  der  Pflanzen« 
reste  als  auch  der  Mineralsufastanz  des  Bodens,  in  für  die  jungen 
Pflanzen  aufnefambare  Formen  gebracht  werden.  Daneben  wird  durch 
das  Brennen,  besonders  durch  das  Löwen,  der  Unkrautsame  vernichtet, 
weshalb  der  Haubergsroggen  ein  als  Saatgut  geschätztes  Produkt 
liefert  Diesen  Vorteilen  steht  aber  der  Nachteil  gegenüber,  daß  durch 
die  Vornahme  des  Brennens  die  organische  Substanz  vermindert  und 
vornehmlich  der  Stickstoff  aus  der  festen  organischen  \''erbindung 
gelöst  wird,  wodurch  er  meistens  in  die  Atmosphäre  entweicht  und 
nur  in  geringem  Grade  im  Boden  festgehalten  wird.    Da  der  Stick- 
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Stoff  Vorrat  aber  ein  großer  istt  so  läßt  sich  dieser  Verlust  verschmerzen» 
zumal  in  den  nächsten  Jahren  durch  den  Blattabfall  der  Bäume  dem 
Boden  N-haltigre  Bestandteile  wieder  zugeführt  werden. 

IMe  durch  das  Brennen  gewonnene  Asche  wird  auseinander  ge* 
worfen  und  dann  der  Rog'gen  ohne  Jegliche  weitere  Vorbereitung 
mit  dem  Hainharcb*)  „eingeharcht**. 

Durch  das  beständige  Hauen  werden  die  Eicken  immer 
mehr  in  ihrem  Bestände  geschwächt,  weshalb  von  Zeit  zu  Zeit 
eine  Eichelnsaat  nötig  wird.  Zwar  sorgt  man  durch  an  den  Wald- 
rändern stehende  alte  Eidibäume  für  eine  natürliche  Verjüngung  durch 
Besamung,  doch  genügt  dieses  nicht.  Meistens  muß  eine  Saat  vor- 
genommen werden,  die  man  am  zweckmäßigsten  mit  der  Roggen- 
auasaat verknüpft^  weil  so  den  Eicheln  ein  gutes  Saatbett  gegeben 
werden  kann.  Sehr  oft  ist  die  Eichel  um  diese  Zeit  noch  nicht  aus- 
gereift Dann  bleibt  nichts  weiter  übrig  als  bis  zur  Abemtung  des 
Rc^rgens  zu  warten  oder  im  Frühjahr  eine  Übersaat  in  das  grüne 
Korn  vorzunehmen. 

Irgend  welche  Pflege  erhält  der  Roggen  während  seiner  Vege- 
tationszeit nicht  Das  Schneiden  des  reifen  Roggens  geschieht,  mit 
Rücksicht  auf  die  sich  mittlerweile  kräftig  entwickelt  habenden  Loden, 
mit  der  Sichel.  Das  Trocknen  des  Roggens  ist  in  den  meist  einge- 
schlossenen Lagen,  die  jeden  Windzug  abhalten,  schwierig  und  ge- 
schieht allgemein  so,  daß  man  adit  Garben  um  eine  Garbe  herum  auf* 
stellt  und  über  diese  neunte  eine  zehnte  stülpt,  die  nahe  am  Stoppelende 
gebunden  ist  So  kann  der  Regen  schndl  und  leicht  ablaufen.  Beim 
Einfahren  werden  die  Garben  aus  dem  Hauberge  zu  den  Wegen  ge- 
tragen, da  die  Fläche  selbst  nicht  mit  Wagen  befahren  werden  darf« 
Der  Ertrag  an  Roggen  beläuft  sich  auf  6—10  dz  Korn  und  8 — 12  dz 
Stroh  pro  Hektar. 

Ist  das  Feld  vom  Roggen  geräumt  so  hört  auch  das  Nutzungs- 
recht des  Einzelnen  an  der  ihm  zugeteilten  Flädie  wieder  auf  und 


l)  Der  Hainharch  ist  ein  leichter,  liöl/trnrr  Pfluj;  ohne  Ridcr,  drr  fifm  p;iiiniiv«»n 
Harken  der  NauirvfjIk^T  "iphr  gleicht.  An  einem  dünnen  l*fliif^batime  ist  ein  .S-f(irtni^  ^el>M<;ener 
Grindel  tiefestigt,  der  kein  Slreichbrctt,  sondern  nur  cm  ganseiuliariiges  Sdiar  trägt.  Das  Oc- 
wicbt  des  gMsen  Gerite*  bctiigt  etwa  20  kg.  Die  Arbeit  des  Hunhardics  besieht  nm  in 
einem  Ritzen  des  Bo^m;  die  Sduur  wirft  kleine  Dlmme  und  Fuidien,  sodaB  die  Be» 
dcdcung  des  Saatgutes  Iceioe  vollkommene  ist.  Bei  der  Unmflglidikek  einer  anderen  Untere 
bringnng  muß  man  sich  hiermit  begnügen.  An  ein  E^;K'™n  ist  wegen  der  Wurzeln  nicht  7m 
denken.  Als  Zugtiere  verwendet  man  au<ischl;ef',!icli  /uf^ncliscn,  da  deren  langsamer  und 
ruhiger  Gang  es  dem  Pflügenden  gestattet,  den  Hamharch  um  die  Wurzein  der  Eichen 
berumxufübren. 
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die  Jähne  gehen  in  das  Gesamteigentum  der  Genossenschaft  zurück. 
Der  ganxe  Sdilag  wird  in  strenge  Heege  gelegt  und  jede  Nutzung 
ist  verpönt,  bis  sich  neben  den  Eichenschossen  eine  lebhafte  Ginater- 
vegetation  entwickelt  hat,  die  man  einige  Jahre  stehen  läßt,  da  sie 
nicht  nur  den  Etchenloden  einen  guten  Schutz  gewährt,  sondern 
auch  ein  brauchbares  Streu-  und  Feuerungsmaterial  liefert 

Für  die  Ernährung  des  starken  Viehstandes  des  Kreises  reichen 
die  natürlichen  Wiesen-  und  Weidenflflchen  nicht  aus,  weshalb  der 
Wald  zur  Viebhude  geöffnet  werden  muß.  Sind  etwa  6—8  Jahre 
seit  der  Fnichlnutzung  verftosien,  so  ist  der  Holzbestand  genügend 
kraftig  und  das  Gras  hinreichend  entwickelt,  sodaß  eine  Beweidung 
mit  Riadvieh  möglich  wird.  Die  Viehhude  ist  aber  nur  in  geschlos- 
senen Herden  unter  Aufsicht  eine^  zuverlässigen  Hirten  gestattet  Das 
Biozelhüten  wird  von  der  Aufsichtsbehörde  nur  dann  erlaubt,  wenn 
wegen  der  örtlichen  oder  wirtschaftlichen  Verhältnisse  es  angebracht 
erscheint«  doch  darf  in  soldien  Fällen  die  Auhicht  über  das  weidende 
Vieh  nicht  von  Kindern  unter  14  Jahren  und  Personen,  die  wegen 
Übertretung  des  Fdd*  und  Forstpolizei  gesetzes  bestraft  worden  sind» 
ausgeübt  werden*). 

Neben  diesen  uig^flhrten  Nutzungen  liefert  der  Haubcrg  in 
manchen  Jahren  eine  reiche  Ernte  an  Wald-  und  Heiddbeeren. 
deren  Bedeutung  von  Jahr  zu  Jahr  zunimmt  Oft  ist  die  Beerenlese 
nicht  jedermann  freigegeben,  vielmehr  wird  das  Recht  zur  Lese  ent- 
weder in  Bausch  und  Bogen  an  einen  Unterncdimer  v^pachtet  oder 
es  werden  Erlaubnisscheine  gegen  Erstattung  einer  bestimmten  Summe 
ausgegeben. 

An  einigen  Stellen  finden  sich  in  den  Haubergen  Steinbrüche, 
die  so  verpachtet  werden,  daß  der  Pächter  für  jeden  Kubikmeter,  den 
er  abbaut,  je  nach  der  Qualität  des  gebrochenen  Materials  eine  be- 
stimmte Summe,  etwa  1,50—2,50  M.,  zahlen  muß. 

In  den  letzten  Jahren  zieht  man  immer  mdir  Geld  aus  den 
wildreichen  Jagden  in  den  Bergen. 

Außer  diesen  Nutzungen  wird  der  Hauberg  noch  zur  Gewinnung 
von  Streu  heiangezogen.  Der  Strohvorrat  in  den  Haubcrgsgegenden 

l>  I>as  Gescu  von  1897  gesuitci  nur  das  Behüten  der  H.-iub«fr^c  mit  Rindvieb.  .Man 
Vgie  sid),  der  Sdiadco,  den  die  Zi^ea,  die.  vmnekmlidi  di*  KtKitpeii  und  zarten  Zweige 
frcMco,  v«raraacben,  flberwiegt  bedeutend  den  Vorteil,  den  die  Ziegenhude  bietet,  wie  anch 

schon  eine  Verordnur;;  vnn  1795  ausspricht.  Nur  auf  Flächen,  die  nicht  mit  Hulz  bestanden 
sind  oder  auf  dcn'_i:  c\.r  j^t  rin^-i-  Frucht!. arkeit  drs  Bodens  k'in<  i!  jtmgen  Hol/aufwuclis  hoffen 
läßt,  kann  c,:i-  Ziegenhudf  .i:nitren  Leuten,  die  keine  Kuh  bdlten  können,  bewiHigt  werden. 
Die  Schaibude  ist  ebenfaiis  in  den  Waldungen  verboten. 
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ist  schon  an  und  für  aich  gering  und  wird  zum  größten  Teil  im 
Winter  verfattert  Ist  der  Ginster  gut  geraten»  dann  nimmt  man 
•diesen.  Bleibt  er  aber  aus,  so  wird  den  Wäldern  in  blinder  Unver» 
nunft  die  Waldstreu  oft  bis  auf  das  kahle  Gestein  entnommen,  wo- 
durch dem  Holzbestand  die  Nahrungsquellen  entzogen  werden.  Es 
«rscfaeint  dem  mit  den  dortigen  Verhältnissen  nicht  Vertrauten  eine 
solche  Maßnahme  unverständlich,  aber  der  Bauer  weiß  sich  nicht 
vorab  anders  zu  helfen.  Dieses  sah  auch  die  Gesetzgebung-  ein.  Des- 
halb hat  sie  zwar  die  Entnahme  für  allgemein  verboten  erklärt»  aber 
mit  der  Klausel,  daß  in  dringenden  Fällen  von  seiten  der  Forst- 
behOrde  geeignete  Flächen  zu  einer  Streunutzung  für  das  betreffende 
Jahr  fmgfegeben  werden  können.  B«  einer  solchen  Streugewinnung 
ist  aber  cUe  Benutzung  von  Hacken,  sowie  die  Entnahme  von  Flaggen 
untersagt 
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Dritter  Abschnitt. 

Die  Bedeutung  der  Haabergswirtsehaft 


A.  Die  Rentabilittt  der  Haubefige. 

Die  rechte  Wflrdlgung  und  den  wahren  Wert  der  Haubergs> 
Wirtschaft  gewährt  erst  eine  Rentabilitätsberechnung. 

Der  Drehpunkt  der  ganzen  Wirtsdiaftswdse  ist  die  uralte  ^sen« 
iodostrie  gewesen.  Für  die  Holzkohlen  zahlte  die  Indutsrie  ange- 
messene Preise,  die  eine  hohe  Verwertung  des  Holzes  gestatteten. 
So  erhielt  man  bis  1H50  fQr  einen  Wagen  Holzkohlen,  der  10  Taegen  ^) 
eodiielt,  120 — 130  Mk.  Die  Eröffnung  der  Sieg-  und  Lennebahn 
schuf  aber  für  die  Holzki^en&brikation  eine  Wandlung  ihrer  Ren- 
tabilität Die  neuen  Eisenbahnlinien  machten  der  dortigen  Industrie 
die  Steinkohlen,  die  bis  dahin  infolge  der  hohen  Transportkosten  nicht 
genutzt  werden  konnten,  zugänglich  und  an  Stelle  der  Hochöfen  mit 
Holzkohlenteueung  traten  solche  mit  Koksheizung.  Heute  wird  die 
Holzlcohle  nur  noch  von  einigen  kleinen  Werken,  die  die  feinsten  Stahl- 
sorten herstellen,  wegen  ihrer  gl^chmäßigen  und  anhaltenden  Wärme- 
wirlcungen  verwandt.  Der  Preis  für  den  Wagen  Holzkohlen  bewegt 
sich  heute  zwischen  48 — 60  Mk.  und  nur  in  den  schwer  zugänglichen 
Gegenden  hat  sich  die  Holzköhlerei  erhalten,  weil  hier  das  immerhin 
doch  höherwertige  Produkt  den  kostspieligen  Transport  leichter  er- 
möglicht, als  das  rohe  Holz, 

Den  Ausfall,  den  der  Preissturz  der  Holzkohlen  bewirkte,  glich 
der  ständig  zunehmende  Eichenlohebedarf  der  zahl  reichen  Gerbereien, 
die  sich  sowohl  in  unserem  Kreise  als  auch  besonders  im  Sieger- 
lande vorfinden,  aus.  So  verarbeiteten  im  Jahre  igoo  die  (ierbereien 
im  Kreise  Olpe  gegen  5000  dz  Häute  zu  Sohlleder,  wozu  ungefähr 

I  i  Taegf'n  ist  ein  alt'  «;,  für  (icn  (luUkoblenverkebr  gebräuchliches  Raummatl,  das  eine 
Koblenmerge  vun  125  —  130  kg  faßte. 

Abkndluni^i]  d.  Ilaauw.  ,Seiiiinars  7..  Jt^iia,  Bd.  II,  tU-Il  1.  I 
KiDtmaDn,  Usubergawiruckaft. 


Digitized  by  Google 


-    9«  - 


7500  <i2  Lohe  erforderlidi  sind.  Im  Siegerlande  betrug  1879  der 
Bedarf  an  Lohe  die  enorme  Summe  von  150000  dz.  Da  dieser  Kreis 
selbst  nur  40000  dz  Lohe  produziert,  so  Üand  der  Überschuß  der 
Olper  Loheproduktion  ständigen  und  rentablen  Absatz  in  den  be- 
nachbarten Siegener  Gerbereien.  Da  tauchte  Ende  der  achtziger 
fahre  das  Quebrachoholz  auf,  das  die  Eichenlohe  als  Gerbmittel  ver- 
drängte. Kachfolgende  Tabelle  zeigt  uns  den  hierdurch  bedingten 
Freisfall  der  Lohe. 

,  .  Spiegelt inücnpretü        II.  Sotle 


1870  6.75  6.50 

1875  a,2o  7.60 

1880  6,50  6,00 

1885  6,50  6.cx> 

1890  6.00  5.50 

iSg5  3.20  4.50 

1900  4>30 

»903  3.75  3.50 


Mit  dem  Preisfall  der  Eichenlohe  ist  das  letzte,  die  Haubergs- 
Wirtschaft  mit  der  Industrie  verbindende  Glied  verloren  gegangen; 
damit  bat  auch  die  Haubergswirtschaft  einen  großen  Teil  ihrer  Be> 
deutung  eingebüßt  Nachfolgende  Aufstellungen  werden  uns  die 
völlige  Unrentabilität  der  heutigen  Haubergswirtschaft  zeigen. 

Eine  Rentabilitätsberechnung  für  die  Haubergswirtschaft  stößt 
auf  mancherlei  Schwierigkeiten.  Zunächst  ist  es  nicht  leicht,  die 
Kosten  der  menschlichen  Arbeitsleistung  festzulegen,  da  die  Haubergs^ 
bauorn  durchweg  Kleinstellenbesttzer  sind,  die  ihre  eigene  Arbeits- 
kraft in  den  Bergen  vorwerten.  Um  nicht  allzusehr  von  dem  rich- 
tigen Resultate  abzuwdchen,  sind  die  im  Kreise  Olpe  üblichen 
Tagelohn-  und  Akkordsätze  als  Anhaltspunkte  genommen  worden. 
Eine  weitere  Schwierigkeit  liegt  darin,  daß  manche  Arbeit  in  den 
Bergen  bei  gutem  Wetter  nur  wenige  Stunden  Arbeit  erfordert 
während  bei  Regen  oft  Tage  mit  ihrer  Erledigung  verstreidien. 
Durch  Benutzung  der  Akkordlöhnung  in  der  Berechnung  haben  wir 
dieses  auszugleichen  gesucht.  Ferner  spielt  bei  der  Rentabilität  die 
mehr  oder  weniger  große  Entfernung  der  Berge  vom  Wirtschaftshofe» 
beziehungsweise  vom  Absatzorte  eine  Rolle.  Um  alle  Fehlerquellen 
möglichst  zu  vermeiden,  haben  wir  uns  nicht  an  ein  spezielles  Bei- 
spiel gehalten,  sondern  an  zahlreiche  Landwirte  Fragebogen  gesandt 
und  aus  dem  so  erhaltenen  Zahlenmaterial  die  Durchschnittswerte  be- 
rechnet. Durch  persönliches  Begehen  der  Bestände  und  Unter- 
redungen mit  den  Forstbeamten  sind  die  Zahlen  auf  ihre  Richtigkeit 
geprüft,  sodaß  sie  der  Wirklichkdt  möglichst  entsprechen. 
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Die  Haubergswaldungen  zeigen  nicht  überall  die  gleiche  Be- 
stockung,  sondern  weisen  große  Verschiedenheiten  in  den  Beständen 
auf,  besonders  dort»  wo  die  Niederwalder  infolge  der  hohen  Holz- 
preise  zu  oft  abgetrieben  wurden  und  bei  der  fehlenden  Aufsicht  und 
dem  Mangel  an  den  notigen  forstlichen  Kenntnissen  seitens  der  Be- 
sitzer, die  sich  dazu  no<^  in  schlechter  Vermögenslage  befanden,  nur 
wieder  unvollständig  aufgeforstet  worden  sind.  In  diesen  Beständen 
ist  die  Eiche  mehr  und  mehr  aus  den  Beständen  verschwunden  und 
an  ihre  Stelle  sind  Weichhölzer,  Erlen  und  Birken,  getreten,  die  durch 
ihr  stärkeres  Ausschlagvermögen  sich  leichter  erhalten  konnten.  Selbst- 
verständlich spielt  die  Bodenqualität  hierbei  audi  eine  Rolle,  indem 
auf  nährstoffreichen  Boden  obige  Schädigungen  weniger  scharf  her- 
vortreten. 

In  demselben  Maße,  als  die  WeichhOlzer  vorherrschend  werden, 
nimmt  auch  der  Wert  der  Nebennutzungen,  besonders  der  Weide, 
ab,  da  sich,  besonders  in  den  rauhen  Lagen,  das  Heidekraut  einstellt» 
unter  dessen  dichtem  Wuchs  die  Futtergräser  nicht  aufkommen 
Icdnneo. 

Unter  Beobachtung  dieser  Momente  können  wir  den  Waldbe- 
stand der  Olper  HauberjBfe  in  3  Wertklassen  einteilen  und  zwar  in: 

I.  Klasse  liefert  25  rlz  Lohe  und  22s  d/-  Holz  pro  ha 

il»  «•  «I  15        »•  !♦  t»  '  ^5        »1  '»  "  »♦ 

»»      •»  »» 

Die  erste  und  zweite  Klasse  findet  sich  auf  dem  fruchtbaren  Tal- 
boden und  in  geschützten  Lagen,  während  die  dritte  Klasse  den 
Gipfel  der  Berge  und  die  am  weitesten  vom  Absatzorte  entfernten 
Berge  einnimmt.  Für  jede  Klasse  muß  eine  eigene  Berechnung 
durchgeführt  werden.  Als  Flächen  große  wird  i  ha  genommen,  Der 
Arbeitslohn  betragt  für  Männer  2,50  Mk.,  für  Frauen  1,50  Mk.  pro 
Tag.  Die  Akkordsätze  richten  sich  nach  der  Art  der  zu  leistenden 
Arbeit  und  der  Beschaffenheit  des  Bestandes.  Als  Zugtiere  gelten 
<)chsen,  die  im  Gespann  auf  3,20  Mk.  ohne  Wartcpersonal  sich  für 
den  Tag  stellen. 

Der  Wert  der  Nebennutzungen  schwankt  lokal  sehr.  Nach  den 
Ermittlungen  der  Kommunaloberförsterei  kann  man  sie  so  hoch  ein- 
seuen,  daß  die  daraus  erwachsenden  Einnahmen  zur  Deckung  der 
Ausgaben  für  Kulturen,  Steuern  und  Verwaltungskosten  ausreichen. 


7*  * 
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Mk.  Pf 


I.  Kluae. 

A.  Holznutzung. 

Das  Räume»  des  Haub«rges. 

Diese  Arbeit  geschieht  im  Akkord,  es  crhilt  ein  Mann  für  die  Viertel- 

scheid*)  a,50  Mk  

£i  werden  hierbei  S  Wagen  Sdiansen,  der  W«fen  su  to  de  geredmec, 

und  4  Wagen  Stangenholz  der  Wageti  zu  15  ds  gerechnet,  gewonnen. 
Die  Abfuhr  des  Holzes  erfordert  «o  Fuhr-  und  Arbeitslohn  tOr  den 

Wagen  3  Mk  

Das  Schälen  <!''s  Berges  gwchichl  im  Akkord,  indem  der  Doppclzentner 
mit  4,50  i^lk-  bc/ahlt  winl.  l^s  werden  25  dz  perechnf  i.  macht 
Der  Schälende  schlägt  auch  sofort  die  Stangen,  so  dnl^  diese  Arbeit 
nkht  besonders  in  Redmong  gssidlt  su  werden  brsndiL  Der  Trsns- 
port  der  Rinden  sus  dem  Beige  zur  Gerberei  erfordert  $  Fuhren. 
Die  Abnahmenrtc  liegen  sn,  d.ü'  die  Hin-  und  ROdlfafart  Tag 
erfordert.  Nötig  sind  demnach  2'/^  Tag,  l  Gespann  und  l  Mami 
Die  geschalten  Standen  belaufen  sich  auf  115  dz,  es  sind  7  Fuhren 
erfordcriicli,  die  Fuhre  zu  3  Mk  
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112  50 
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00 


Suroroa  j|    239  |  40 


Der  Erlös  beläuft  sidi  auf:  a$  dz  Lohe,        der  di  zu  8   Mk.  verwertet 

175  „  ScangenhoLs,      „  ^  0,8  „  ^ 
50  „  Sdianzcn      »  „  „  0,68  «,  „ 


i 

aoo  loo 
140  joo 

34  h» 


Der  Geldrohertrag  belluft  sich  auf 
Die  Produktionskosten  betragen  . 


374  |öO 
239  140 


Der  Geldreinertrag  betluft  sich  auf 

Em  ha  Hauberg  der  Klasse  I  gibt  im  tSjährigen  Umtriob  134,()0  Mk.  n 
Reinertrag  aus  dem  Holze,  fttr  i  Jahr  demnach  7,47  Mk. 


B»  Frnchtnuttung. 
Vorbereitungsarbeiten.   Um  1  ha  Berg  zu  backen,  haben  t  Minner  und 

4  Flauen  5*/|  Tag  Arbeit  

Das  Erriditen  und  Entzflndcn  der  Haufen,  nebst  Streuen  der  Asdie 
erfordert  2  Arbeitotage  

Saat  und  E^te.   An  Saatgut  sind  100  kg  erforderlich,  dz  zu  13  Mk.  . 

Das  Hainen  der  FoAt  erfordert  2  ^^:lnrl  und  i  Zugtier  fttr  2  Tl^  . 

Mähen.  Binden  und  Anfrichtt-n  3  M.^nner-  und  Frauentage 
Einfahren  mit  Aul-  und  Abladen,  3  Fuder,  die  in  'V,  T,-ig  eingefahren  smd 
Dreschlohn  
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i)  Ein  Viertelschnd  ist  6*/.  Moigen  grol^. 


Der  Erlte  k»  der  Fiudiinntzung  bellnft  »ick  auf: 

9  dl  Roggen,  der  di  tu  13  Mk.,  macht 
20  f,  Stroh  M  ««    2  I, 


Mk. 


Pf. 


117  I  00 

40  '  00 


Geldrohertng   ,  157 

Ab  Pradoktionskosten    '    1 10 


00 

JO 


Reüiertntg 

Der  Reinertf«g  fttr  t  ha  qihI  l  Jahr  beUuft  sk^b  hiemacb  auf  a,0x  Mk. 

C  Beotttsung  des  HoU«s  aum  KohUn. 

Wcon  das  Sungenhols  xttr  Hokkohkatebrikatk)«)  v«rweodet  wird,  so  ist 

erforderlich,  daß  die  Stangen  zum  Meiler  transportiert  werden,  der 
m«-i<it  in  der  Nähe  de»  Gewinnungsortes  gelegen,  so  daß  zum  Hin- 
schaffen der  175  dz  Stangen  1  Gespann  und  2  Mann  1 'y,  lag  be- 
iddtfdgt  riad 

Du  Errichten  dei  Koblhaofens,  das  Brennen  nnd  Auseinanderwerfen  be* 
diflgt  für  175  da  eme  Arbeit  von  3t  Tagen  

Gewonnen  werden  44  dz  Kohlen  (die  Kohlenausbeuie  ist  ^^leicl«  des 
verwendeten  Holzes^.  Die  Ahfahrt  erfordert  5  huluen.  lüp  Ftihre 
mit  Einscbluti  des  Auf-  und  AUladens  t  Tag  1  (iespann  Ochsen  und 
t  Hann  


Der  Eflös  belauft  sich,  da  der  liz  Kohlen  mit  4  Mk  iK/ahlt  wird,  auf 

Di«  Produktionskosten  betragen 


Rcinerirsig  \^r<)  ba  im  1 8jährigen  Umtrieb 
Derjihrl^ie  Reinertrag  aus  der  Kohlerei  beträgt  demnach  forden  ha3,83  Mk. 


II. 

A.  Holanutsung. 

Das  Räumen  des  Hauberges. 

In  der  II.  Klasse  geschieht  (fiese  Arbeit  ebenfalb  hn  Akkord,  da  | 
aber  der  Bestsnd  weniger  didit  ist,  wird  nur  a  Mk.  fOr  die  Viertel«  > 
scheid  bessblt.  also  

Gewonnen  werden  4  Wagen  Schanzen  ä  10  dz  und  3  Wagen  Stangen 
Ä  15  d/.  Eine  Fuhre  kostet  mit  Arbeitslohn  3  Mk.  10  Pf.,  mithin 
die  7  Wagen  

Das  Schälen  des  Hauberges  geschieht  im  Akkord,  indem  für  den  da  4,50  Mk. 

getahlt  werden.  Lie  Emtt  bctiigt  15  dz«  kostet  alio  an  SdiHlohn  .  . 
Das  FUIen  der  Stangen  besoigt  der  Sclillcr  nebenliei.  Der  Transport  I 
der  Rinde  au»  dem  Walde  erfordert  2  Fuhren.  Die  Abnahnieorte 
lifjren  daß  die  Hin-  nncl  Rückfahrt  I  Tag  erfordert  (die  Bcsiiinde 
der  Kbsse  II  liegen  meist  wtiier  tnifcrnt  als  die  der  Ki.issc  I).  Hier- 
durch werden  1  Gespann  Ochsen  und  1  Mauu  2  Tage  beschäftigt 
Die  geschalten  Stangen  mache»  80  da  aus,  ihr  Herausschaffen  bedingt 


5V,  Fuhre  i  3*10  Mk. 
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Der  Erlös  belauft  sich  auf: 


15  dz  Lohe  ä  dz  8  Mk. 

I*S  »•      »♦     »»  »♦ 
40  „     „        .,  0^68  „ 


Gddrohertnig 
Die  ProdiiktioiMko*ten  betragen 


ReincnniK  pro  ha  und  18  jünger  Umtricb 

Der  Reinertrag  aus  der  Holznutzung  der  II.  Klatte  betrigt  für  i  Jahr 
und  ha  4,13  Mk. 

B.  I"  1  ucli  tnutisunK- 
Vorberc-itungsarbeitcn.  Um  l  ha  Berg  der  11.  Klasse  zu  hacken,  sind 
infolge  des  stärkeren  Vorkommens  von  Heidekraut  4  Mlnner  und 
4  Fratten  $\  Tag  betcbSfttgt.  Die  Kotten  beiagen  demnach  .  . 
Das  Errichten  und  Entzfinden  der  Haufen  nefaat  Streuen  der  Asdie 
erfordert  2'/«  Arbeitstag  ,  

Saat  und  Ernte.    An  Saatgut  sind  100  kg  nötig  Ad/  13  Mk.    .    ,  . 

Das  Hainen  der  Saat  erfcirdert  2  Mann  und  i  Zugtier  2  Tage   ,  , 
Miihen,  Binden  und  Aufrichten  3  Männer-  und  3  hrauentagc 
Einfabren  mit  Auf-  und  Abladen,  knapp  3  Fuder,  die  in  ''^^  Tag 

eingelahten  sind  

Dreschlobn  


Der  £rIÖ!>  beträgt:    8  di  Roggen  ä  dz  (3  Mk. 

18  «,  Stroh  t  t. 


Geldrobertng 
AbsOglicb  der  Produktionskosten 


Reingewinn 

Der  Reingewinn  aus  der  Fruditnutzung  betrigt  demnach  in  der  II.  Klaue 
pro  ha  und  Jahr  t,ox  Mk. 

C.  Benutzung  des  Holzes  zum  Kohlen. 

Def  Transport  der  12$  dz  Stangenhob  zum  Meiler  erfordert  t  Gespann 

Ochsen  und  2  Mann  I  Tag  

An  den  Kosten  des  Errichtcns  des  Haufens,  dem  Brennen  und  Aus-  ' 
einandcrwerfcn,  der  für  175  dz  den  Wert  einer  Arbeit  von  31  Tagen  I 
bedingt,  beteiligen  sidi  125  dz  mit  22  Tagen  

Gewonnen  werden  3  t  dz  Holzkohlen.  Die  Abfahrt  denetben  erfordert 
»  Fuhren,  die  Fuhre  hostet  mit  Einsdiluß  des  Auf-  und  Abladena 
einen  vollen  Ti^  und  i  Gespann  Ochsen  


Pfoduktionskosten 
Die  3 1  d/  Hol/kohlt-n  bringen  ] 


Dfi  (it  Idrcinerlr.ig  für  1  ha  und  18  jahrigen  Umtricb  ^ 
Der  Reingcwiim  aus  der  IvÖhlerei  betrSgt  also  pro  ba  und  Jahr  a<74  Mk. 
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III. 

Hoiznutzung. 

Das  Räumen  des  Hauberges.  Der  Holzbestand  ikt  ein  leicbler.  so  daß 
man  durchweg  von  einer  Akkordarbeit  absiebt  und  den  Berg  im  Tage- 
lohn räuniL    Erforderlich  sind  dazu  8  Tage  

'Mm  gewiaDt  l*/,  Wagen  Sdi«Bi«n  &  lo  dt  und  t  Wagen  SUMigen 
i  15  ds;  der  Fuhr-  und  Aibeiisloliii  bea%i  i  Fuhre  3,50  Mlc.  .  . 

Oes  SehSlcn  gesdiiebt  im  Alcltord  «1  dem  flblichen  Satze  von  4,50  Hk. 
für  den  d«,  es  koicet  daa  Sdiilcn  «ud  Abiditafen  der  Stangen  .  . 

Der  Transport  der  Rinden  zu  den  Gerbereien  erfordert  ■'  ,  Fuhre, 
da  man  al>er  pdten  mehr  wie  t  ha  tu  schSl'  n  hat,  müssen  wir  1  t  uhre 
in  Anrechnung  bringen.   Die  Hin-  und  Rückfahrt  erfordert  1  Ges|>aon 

Oebles  und  I  Tagdfthner  fttr  einen  vollen  Arbeilaug  

Die  geidillten  Stangen  machen  30  dz  aus  und  erfordern  a  Fuhren 
i  3.50  Mb  


Die  ProdttktioQskoiten  betragen 


Der  Erls«  beUuft  sich  auf:   5  dz  Lohe      4  dz  8  Uk. 

15  u  Schanzen  ^  ««  0,68  „ 
45  »»  Stangen   „  „  0,8  „ 


Geldrohertnig 
Produktionskotten 


Geldreinertn^  pro  ha  Im  iSjSbngen  Umtriebe 

Der  Reinertrag  für  l  Jahr  und  1  ha  betragt  uemnacU  1,23  Mk. 


Eine  Kruchtnutzung  findet  ebenso  wie  rine  Verwertung  des  Holzes  zur  Köhlerei  auf 
den  Beständen  ,  die  zur  III.  Klasse  gehören ,  nicht  statt ,  weil  eine  Rente  nicht  herauszu- 
vitlidiaften  ist,  viehnebr  dn  solches  Unternehmen  einen  Verlust  bedingen  würde. 


Der  Wert  der  Wcideniitzunyf. 

Der  Wert  der  i  lauberLrs weide  ist  in  den  drei  angeführten  Klassen 
ein  versdiiedener.  In  der  1.  J\lasse  laßt  die  Grsrhlossenhoit  der  Be- 
stände keinen  starken  (iraswuciis  zu,  w  ahrend  unigekelirl  der  ]i(  liLc 
Stand  der  III.  Klasse  das  Entstehen  des  Heidekrautes  l»egünsLig^t, 
das  alle  Futter^niser  unterdrückt.  Man  kann  deshalb  nur  auf  den 
Flächen,  die  zur  II.  Klasse  i^ehon  ii,  von  einer  Viehweide  .s])rerlieii ; 
den  für  diese  Klasse  ^rofuudenen  Wert  wolleti  wir  für  die  ]'>estininiuiig 
des  Hudewertes  der  I.  und  III.  Klasse  henut/eti.  Bei  der  Wurts- 
ennittlung  der  W^eide  auf  den  Beständen,  die  zur  IL  Klasse  gehören, 
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Wüllen  wir  davon  ausgehen,  zunächst  die  wirkliche  Größe  der  Fläche 
festzustellen,  die  den  Tieren  auf  i  ha  als  Weide  zur  Verfügung  steht. 

Für  unsere  Berechnung  müssen  wir  annehmen: 

1.  Auf  5  qm  Haubergsfläche  stehen  4  Stöcke;  für  die  alten 
Hauberge»  die  Stocke  mit  großem  Umfang  haben,  ist  diese 
Zahl  zu  hodi  gegriffen,  denn  in  einem  solchen  Falle  würde 
der  Bestand  7 — 8  Jahre  nach  dem  erfolcften  Kahltriebe  so 
dicht  sein,  daß  eine  Weide  unmöglich  wird.  Für  unsere  Be- 
rechnung ist  dies  ohne  Einfluß,  denn  der  größere  Kronen» 
durcbmesser  hebt  das  Minus  in  der  Stockzahl  wieder  auf. 

2.  Der  Bestand  setzt  sich  zu  %  Eichen  und  zu  Vs  ^tis 
Birken  zusammen.  Auf  der  Bodenfläche^  die  von  dem  Blätter- 
werk  der  Eichenstöcke  beschattet  wird,  soll  dann,  me  Unter- 
suchungen  von  PfeiP)  ergeben  haben,  der  Graswuchs  Vi« 
des  Wertes  reiner  Weideflächen  haben  und  die,  welche  von 
den  Birken  beschattet  wird,  7«  Weidewerkes  entsprechen. 
Für  die  unbescbattete  Fläche  wird  der  volle  Wert  einer  rdnen 
Weideflache  angenommen. 

3.  Der  Kronendurcfamesser,  der  auf  einer  Wurzel  stockenden 
Loden  beträgt  im  Mittel  1,1  qm. 

4.  Von  der  unbeschatteten  Fläche  geht  '/j  durch  Ginster  und 
Heidekr.iut  verloren. 

Nach  unserer  Annahme  wachsen  auf  einem  Hektar  800Q  Stöcke, 
von  denen  5600  Kichen  und  2400  Birken  sind. 

Die  von  diesen  beschattete  Fläche  betragt  8Scjo  qm.  die  un- 
bescbattete 1200  von  diesen  1200  (im  haben  Soo  qin  den  vollen 
Weideertrag".  Die  s^»<^>o  Kichen  beschatten  O160  qni,  diese  gewähren 
nur  eine  Weide,  die  einer  reinen  W'eidefläche  von  öiü  qm  entspricht; 
während  die  2400  Birken  2640  qm  durcli  BeschattunjT^  der  Grasent- 
wicklung^  in  dem  Afaße  entziehen,  dnß  die  2640  t|ni  nur  einen  Weide- 
wert von  528  qm  haben.  Der  Wert  eines  ha  Hauberg-es  als  Vieh- 
weide entspricht  demnach  800 -f- 616 -(- 528  =  1944  qm  oder  0,19  ha 
reinem  Graslande, 

Nach  genauen  Ermittelungen,  die  auf  Weidcanlagen  gewonnen 
sind,  die  man  aus  Haubergen  zu  solchen  Flächen  umgewandelt  hat, 
k()nnen  auf  einem  Hektar  während  5  Monate  2  Stück  Rindvieh,  des 
im  Kreise  Olpe  gezüchteten  Gebirgsschlages  ausreichende  Nahrung 
finden. 


I)  Pfeil»  Servituts  AbiAsun|;eti  1844,  S.  30i. 
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P>ei  Anwendung  dieser  Resultate  auf  den  Haubcrg  sind  2,57  ha 
Hauberg  erforderlich,  um  ein  Stück  Rindvieh  5  Monate  lang  zu  er- 
nähren. Die  Bennt/nng  dieser  Zahl  fiir  die  Wertsbestimnuing  der 
Hauber «js weide  wuriie  angängig  sein,  w  enn  der  Hauberg  volle  Jahre 
als  Weide  ;^riiutzt  werden  konnte.  Dieses  ist  aber  nach  dem  (ieset/e 
erst  frühestens  von  dem  0.  Jalire  ab  zulässig,  sodaß  nur  i  Jahre 
ixler  *  3  der  Umtriebszeit  eine  Weidenutzung  entnommen  werden  kann. 
Deshalb  mi"issen  wir  1,28  ha  zu  den  2,57  ha  hinzurechnen,  um  die 
ik  einer  Kuhweide  zu  erhalten,  da  von  dem  i  ha  ^  3  in  If  r  ^e 
liegend  gedacht  werden  muß;  sonach  entsprechen  3,85  ha  H.tuberg- 
I  ha  Weide  und  kann  auf  loo  ha  Hauberg  eine  Herde  von  2O  Stück 
Rindvieh  gehalten  werden. 

Zu  beachten  ist  auch,  daß  die  W^eide  in  den  Bergen  allein  nicht 
zur  Ernährung  der  fiere  ausreicht,  vielmehr  den  Tieren  am  Abend 
noch  ein  Heifutter  geg»  l)en  werden  muß.  Dieses  liegt  in  der  Kigenart 
der  flaul>ergsweide,  die  einmal  einen  weiten  Marsch  voraussetzt,  ehe 
sie  erreicht  wird,  und  die  andererseits  die  Tiere  zwingt,  um  ihr  Kutter 
lu  finden,  ständig  an  den  steilen  Hängen  zu  grasen,  wodurch  viel 
Nähreffekt  des  aufgenonimenen  Futters  in  Arbeitskraft  umgewandelt 
wird  und  verloren  geht.  Stellen  wir  den  Wert  der  HauV)ergsweide 
nach  dem  Werte  des  durch  sie  erzielten  Futters  fest,  so  ergibt  sich 
für  jede  Kuh  eine  Ersparnis  von  täglich  s  kg  lieu,  oder  in  5  Mo- 
nate:^ von  750  kg  Heu.  Rechnen  wir  den  dz  Heu  zu  4  M.,  50  bringt 
üie  Haubergsweide  einen  Gewinn  von  30  M. 

Zur  Beaufsiclitigung  und  Leitung  des  Viehes  bedarf  es  für  etwa 
50  Tiere  eines  Hirten.    Der  Hirt  erhält: 

an  Lohn  180  M. 

Beköstigung  für  i  Jalir   366  ., 

Summa   546  M. 

Die  Beköstigung  des  Genieindehirten  geschieht  so,  dal',  dieser  der 
Reihe  nach  von  den  Viehbesitzern  beköstigt  wird.  Auf  1  Stück 
Rindvieh  entfällt  an  Hirten geld  1 1  22  M.,  diese  vom  Gewinn  —  30  M. 
—  abgezogen,  bleibt  nur  18,78  M.  übrig. 

Die  Bewegung  in  den  Bergen  bedingt  erfahrungsgemäß  eine 
»Vertragung"  der  Milch.  Dieser  Schaden  macht  inklusive  des  Dünger- 
veiiustes,  den  der  lange  Aufenthalt  im  Freien  verursacht,  '  j  des 
gesamten  Weidewertes  aus,  sodaß  sich  für  den  reinen  Weide  wert 
des  Haubergs  pro  Jahr  und  Stück  12,65  M.  und  für  einen  Hektar 
und  ein  Jahr  1 2,65 : 3,85  =  3t29  M.  ergeben.  Diesen  für  die  11.  Klasse 
ermittelten  Wert  wollen  wir  auch  für  die  I.  Klasse  gelten  lassen,  für 
(üe  IIL  Klasse  können  wir  bei  dem  geringen  Vorkommen  von  Futter-^ 
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gräsern  nur  die  Hälfte,  also  1,65  M.  des  Wertes  der  II.  Klasse,  an- 
nehmen. Der  Gesamtreineitrag  stellt  sich  somit  in  den  3  Klassen  fOr 
1  ha  und  ein  Jahr  auf: 

T.  Klasse  7,47 -|- 2,61 -f- 3.29  =  13. 37 
II.      „      4,23-1  1,01 -[-3,29=  8.53  „ 
III.  1,23 -f  1,65  =  2,88 

Der  durchschnittliche  Reinertrag  der  Olper  Hauberge  ist  demnach 
8,26  M.  pro  ha. 

Diese  offensichtliche  Unrentabilität  der  Hauberge  wird  aller- 
■dings  dadurch  etwas  abgeschwächt,  dali  der  Haul>ergsbauer  die  erfor- 
derlichen Arbeiten  entweder  selbst  ausführt  oder  durch  seine  P'amilien- 
.angehörigen  ausführen  läßt,  wodurch  an  sonst  bar  zu  zahlendem 
Arbeitslohn  gespart  wird.  Immerhin  zeigt  uns  die  Aufstellung,  daß 
•der  Olper  Haubergsbauer  für  seine  Mühewaltung  nicht  mehr  erhält» 
■als  wenn  er  als  Tagelöhner  seinen  Erwerb  suchen  würde. 

Zur  besseren  Übersicht  lassen  wir  die  Resultate  der  Berechnung 
tabellarisch  folgen. 

Siehe  Tabelle  p.  107. 

Das  Bild,  welches  wir  auf  Grund  der  gefund^ien  Rentabititäts- 
4)eredinungen  von  der  Haubergsgesellschaft  erhalten,  stimmt  wenig 
mehr  mit  demjenigen  überein,  das  die  älteren  und  von  Lokalpatrio- 
tismus beseelten  Schriftsteller  von  ihr  entwerfen.  Man  glaubte  früher 
in  der  Haubergswirtsdiaft  eine  Schöpfung  von  höchster  Vollendung 
vor  sich  zu  haben»  die»  alten  Ansprüchen  des  Landes  genügend, 
gleidizeitig  den  Bauer  und  d&i  Falnikarbdter  ernährte  und  durch 
kein  besseres  Wirtschaftssystem  ersetzt  werden  könnte.  Eine  ober- 
flächliche Betrachtung  mag  auch  heute  noch  den  Worten  einzelner 
Idealisten  Recht  geben.  Für  uns  besteht  aber  kein  Zweifel,  daß  sich 
die  Grundlagen,  auf  denen  jene  Anschauungen  fu0en,  völlig  geändert 
(haben.  Damit  verliert  aber  das  bislang  als  vollkommen  Angesehene 
meinen  Wert  Jetzt  heißt  es  entweder  der  veränderten  Konjunktur 
Rechnung  tragen,  oder  einen  nutzlosen  Kampf  gegen  das  Geschick 
weiterführen,  der  ohne  Zweifel  zum  völligen  Ruin  führt  Die  Zeiten, 
in  (lenf'ii  die  hohen  Preise  für  Holzkohle  und  Eichenloheden  gcniigen 
Rohertrag  an  diesen  Stoffen  weniger  hervortreten  ließen,  sind  un- 
widerruflich vorüber  und  muß  die  Hoffnung  auf  eine  Hebung  der 
Preise  als  eine  eitle  bezeichnet  werden. 

Meute  gewahrt  von  den  Nutzungen,  die  der  Hauberg  liefert, 
nur  noch  der  Holzertrag  dor  Btbt.tnde,  die  zur  ersten  Klasse  gehören, 
einen  Reingewinn,  der  dem  anspruchslosen  Besitzer  genügt;  während 
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"ixi  den  anderen  Klassen  ein  so  geringer  Ertrag  erzielt  xsird,  daß  von 
einer  Rentabiiiiai  nicht  v^espnx'hen  werden  kann.  Auch  die  Frucht- 
nulzung  ist  mit  einem  grüßen  Risiko  verknüpft,  da  der  erhoftte  Er- 
trasr  oft  ausbleibt-  Die  Arbeitslöhne,  die  für  das  Hacken  des  H<•ri^e:^ 
bt'/.dili  werden  müssen,  stehen  in  keinem  Verhältnis  zu  dem  Frtrai^e. 
weshalb  die  Einern  in  den  tneisten  Fallen  heute  auf  eine  Frucht- 
nuizung  verzichten.  Nur  in  trockenen  Jahren,  in  denen  das  Löwen 
möglich  ist.  greift  man  auf  den  alten  (T«-brauch  zurück. 

Von  den  V^or-  und  Xachteilen  der  Haubergijueide  ist  im  Laute 
der  Arbeit  oft  die  Rede  gewesen;  kommt  zu  den  Xachteilen  n*xh 
der  geringe  Wert  der  Waldhude  hin/u.  so  verliert  die  Haubergswude 
vor  dem  kritischen  Auge  des  Unbefangenen  alle  Berechtigung.  Aller- 
dings muJ't  zugegeben  werden,  daß  man  die  Waldhude  nicht  plötzlich 
fallen  lassen  kann;  dies  verbietet  sowohl  der  starke  Viehbestantl  als 
aut  Ii  die  mil)licli(^  \"emiögenslage  der  Kleinbauern,  die  niclit  im  Ik- 
sii/o  anderer  Futterflächen  sind  und  solche  auch  nicht  plötzlich  schaffen 
können.  Man  mul'  dahin  streben,  sich  von  der  Waidweide  allmäh- 
lich zu  emanzipieren.  Ino  würde  es  auch  möglich,  an  eine  durchgrei- 
feiide  Förderung  der  I^ndestier/uchl  /u  tlenken,  der  bisher  die  Wald- 
hude ein  großer  I  lemmsciuih  war,  weil  die  Grundbedingungen  jeglicher 
Tierzucht,  eine  "rdnun^smai'ige  Pflege  und  FIrnahrung  der  Tiere,  fehlten. 

Von  den  meisten  Schriftstellern,  die  der  Haubergswirtsclu.ft  Er- 
wähnung tun,  wird  auf  die  große  sozial] vlitische  Bedeutung  dieser  Wirt- 
schaftsweise hingewiesen  und  sie  als  etwas  V^ollkonimenes  gepriesen, 
das  besonders  lieni  kleitien  Manne  große  Vorteile  brächte.  Nach 
unseren  Frörteningen  trifft  dieses  nicht  /n:  soweit  die  llaubergs Wirt- 
schaft /uruck/iiverf  'lgen  i>t.  hat  sie  sich  als  ein  verderbhches  Moment 
im  Wirtschaftsleben  der  lu  w^  hner  gezeigt.  Es  lieift  im  Wesen  der 
ganzen  Uauberg Wirtschaft  mit  ihren  kurzen  Unuriebszciten  und  weit- 
gehenden Hudegerechtsamen,  daß  eine  Schwächung  der  Bestände 
eintreten  nnilUe.  Die  Gefahr  liegt  aber  auch  zu  nahe,  daß  bei  guten 
Hol/[);<  isen  /u  einem  zu  frühen  und  damit  zu  iiautigen  Abholzen 
geschritten  wird.  Der  j*enossenschaftliche  Zusammenschluß  be\v<ihrte 
sich  bei  der  Xiederwaliiwirtschaft  jedenfalls  nicht.  Denn  unter  Hin- 
weis auf  die  hohen  Ib  l/prei:»e  drängten  die  Genossen  dazu,  die  r>c- 
siande  abhul/en  /u  dürfen,  und  selten  hat  die  Landesherrschaft  ihrem 
Drängen  zu  u  iilersteheii  vernuxrht;  wenn  sie  mit  Gewalt  ihre  Gesetze 
durchführte,  erzog  sie  manchen  Holzfrevler.  Mit  voller  Überzeugung 
summen  wir  dem  F'orstmaune  Hartig^)  bei.  wenn  er  die  Haubergs- 

I)  J.  B.  Hart  ig  in  dnem  Werke  über  die  AbsdiSuung  des  Netphcr  Reviem  vom 
Jikbrc  1800. 
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Wirtschaft  mißbilligt  und  eine  vollständige  Devastation  der  Waldbe- 
stände durch  dieselbe  prophezeit. 

Ein  großer  Nachteil  der  Haubergswirtschaft  liegt  übertlies  in  der 
durch  sie  bedingten  ungünstigen  Anbei tsverteiluni?.  Während  beim 
Hochwald  die  meiste  Arbeit  in  den  Winter  fällt,  also  in  eine  Zeit,  wo 
dt-r  Ackerbau  ihrer  nicht  l)e<larf.  ist  es  bei  den  Haubergen  gerade  umge- 
kehrt. Die  meiste  Arbeit  erfordert  der  Hauberg  zur  Zeit  der  ati  und 
für  sich  schon  kurzen  Frühjahrsbestellung,  die  in  neuerer  Zeit  durch 
die  Arbeiten  auf  den  Wässerungswiesen  noch  nu  lir  eingeschränkt 
wird,  und  zur  Zeit  der  Heu-  und  Koggenernte.  Die  Folge  davon  ist 
eine  Vernachlä&bitjunir  der  P'elder  und  ein  Zurückgehen  der  Ertrage. 
Das  ein/ige,  was  für  die  Haubergswirtschuft  spricht,  ist,  daß  der  kleine 
Älaiiii  durch  seinen  Hauberirsaiiteii  su  viel  Hrennholz  erhalt,  wie  er 
notig  hat,  und  so  des  Einkaufes  \ on  Steinkohlen  überhoben  wird, 
was  bei  der  herrschenden  Geldarmut  von  Bedeutimg  ist. 

Aus  all  den  angeführten  Gründen  glauben  wir  in  der  Haubergs- 
wirLbchaft  eine  der  1  iauptursachen  erblicken  zu  müssen  für  die  gegen- 
wärtige s<  hli'chte  Lage  der  dortigen  Kleinstell<  nbesit/er ;  und  da  für 
lieibehaltung  der  l laubergswirtschaft  kein  stichhaltiges  Argument 
spricht,  im  Gegenteil  alles  auf  eine  Anderuiii^r  drangt,  ist  die  FVage, 
„was  soll  nun  geschehen",  eine  brentuMule  geworden. 

Bevor  wir  an  die  Erörterung  dieser  Frage  treten,  woliei;  wir 
nicht  versäumen  darauf  hinzuweisen,  dali  die  ungünstige  Lage  der 
Haubergsbauern  in  erster  Linie  auf  V  erschulden  der  Besitzer  selbst 
beruht.  Mag  es  noch  hart  klingen,  die  Nachlässigkeit  und  das  allzu- 
gToße  Vertrauen  auf  die  Tn erschöpf Hchkeit  der  Mutter  Erde,  gepaart 
mit  eintin  gewissen  Eiv^endünkel .  mit  dem  Glauben  an  der  eignen 
Unfehlbarkeit  sind  es,  welche  die  Waldverwüstung  herbeigeführt 
haben* 

B.  Was  muB  geschehen,  um  die  Ertrfige  und  damit  den  Verdienst 
der  Olper  Haubergsbauern  zvl  heben? 

Unsere  Berechnungen  haben  die  Unrentaliilitat  der  Niederwälder 
im  Kreise  Olpe  ergeben.  Da  für  die  Zukunft  auch  keint-  Änderung 
dieser  Verhältnisse  zu  erwarten  ist.  s»>  ist  drr  rin/uschiageiult-  W'^'g 
von  selbst  vorg>*/pi<  hnet.  Was  keinen  loiniendcn  l{rtrnt]f  l)rinv^t.  darf 
nicht  beibehalti  n  wenlpu  und  muß  möglichst  bald  durch  andere 
2v'utzuni.ien  ers<  i/t  werden. 

L>!e  liierbei  zu  loseinien  Auf-^  iben  sind  verschiedener  Xatur. 
Einerseits  muü  das  Augenmerk  darauf  gerichtet  werden,  für  die  Eichen- 
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schäKvaldungeii  ciru-ii  Ersatz  zu  finden,  andererseits  darauf,  die  Wald- 
hude durch  Schaffung'  anderer  Weidequellen  entbehrlich  /u  maclien. 

Einer  Umu andhnii:,'-  der  B»*siände,  (h>  n\r  T.  Klasse  gehuren, 
nv  'chton  wir  nicln  das  Wort  reden.  Denn  abi^^esehen  davon,  daß  diese 
den  J»auern  iliren  lirennhoizbedarf  liefern .  ist  auch  zu  erwarten,  daß 
die  ^ule  liichenrinde  nicht  weiter  im  Preise  fallen,  vielmehr  bei  ge- 
riny^erem  An^M:'bf)t  im  Werte  etwas  stei-^en  wird.  Wenn  sich  der 
Ertrag  an  Holz  und  Rinde  steigert,  und  das  kann  er  bei  geeig^neter 
Bewirtschaftung,  so  word^ndie  Fichenschälwaldungen ,  die  auf  den 
besten  Bf'Sden  stocken,  einen  1' »hiu  ndrii  }{rtrag  abwerfen. 

(_)hne  /ogern  müssen  aber  dit^  Itest.indc  dt-r  III.  Klasse  umge- 
wandelt wi-rden.  1  )iese  |-l.ichen  liri^cn  in  einer  M<"Iienlage  von 
350 — 600  m  über  deni  Meeresspiegel,  meistens  auf  dem  Rücken  der 
Berge  und  Hochplateaus.  Die  Ungunst  des  Klimas,  besonders  die 
rauhen  Stürme,  wirken  hier  aus  erster  Hand;  nur  ein  Baum,  der 
durch  ein  schnelles  Wachstum  in  kurzer  Zeit  erstarkt  und  so  sich 
gleichsam  selbst  ein  schirmendes  Dach  bant,  kann  hier  gedeihen.  Alle 
Versiich<\  in  diesen  Lagen  Holzpfhuizen  an/u/ii  hen,  schlugen  mit 
Ausnahme  der  J  i(  htenkulturen  fehl.  Die  l  iduen  aber  entwickelten 
sich,  gerade  als  waren  sie  im  Kampf  mit  den  Elementen  doppelt  ge- 
kräftigt, V  .  ir/üglich.  sn  daß  an  keiner  Stelle  eiti  Mißerfolg  zu  verzeich- 
nen war.  Dank  der  l'insicht  des  verstorbeneti  Oberförsters  Müllen- 
diek,  der  in  richtiger  Wertschätzung  der  IJaubergswirtschaft  deren 
Unhaltbarkeit  erkannte  und  nach  Ersatz  für  die  Niederwaldwirtschaft 
suchte,  sind  in  den  dreißiger  Jahren  des  verflossenen  Jahrhunderts 
auf  den  rauhesten  Lagen  Fichtenanpflanzungen  gemacht,  die  jetzt  im 
Alter  von  60  Jahren  haubar  sind.  Die  Hauergebnisse  beliefen  sich 
im  Durchschnitt  pro  Hektar  auf  360  fm,  durch  deren  Verkauf  je  nach 
den  Tagespreisen  ein  Erlös  von  5000—5150  M.  zu  erzielen  ist.  Die 
T'nkosten  sind  nur  geringe,  da  der  Bestand  auf  dem  .Stamme  ver- 
kauft wird,  wodurch  rlie  Eällungs-  und  Transportkosten  fortfallen. 
Die  Kulturkosten  belauten  sich  auf  120  M.  pro  Hektar.  Verwaltungs- 
und  Durchforstungfskosten  werden  durch  die  Einn.diiiien  aus  der  Jagd 
vollauf  gedeckt,  so  tlaP)  ohne  Zweifel  die  h'ichtenhochwaldwirtschaft 
eine  Rente  ergibt,  die  bei  tlcr  Haubcrgswirtschaft  unerreichbar  ist.  Nach 
alls^tigen  Erfahrungen  schafft  crstere  nach  60  Jahren  ein  Kapital.  d,is 
von  diesem  Zeitpunkte  an  eine  jährliche  Rente  von  28  M.  gewährt  V). 

Hinzu wf^isen  ist  ferner  darauf,  daß  bei  Umwandlung  der  Nieder- 
wälder in  Hochwälder  der  Hauer  fortan  bedeutend  geringere  Arbeit 

1)  Nach  Bcrechnun^n  der  Kommnnaloberföntcrei  Olpe. 
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.Ulf  seinen  Waldbestand  zu  verwenden  braucht.  Zui^leich  wird  so- 
die  unij-unstig'e  Verteilung  gehoben,  die  heute  zwischen  den  erforder- 
lichen Arbeiten  des  Acker-  und  Wiesenbaues  und  denen  der  ilau- 
berps Wirtschaft  besteht.  Die  lIochwaldwirtschaiL  erfordert  durchweg 
li^r  im  Winter,  also  zu  einer  Zeit,  wo  (U-r  Hauer  heute  wenig  oder 
trar  nichts  zu  tun  hat,  Arbeit;  im  P'ruiijtihr  und  Herbst  dagegen  be- 
dart  lier  Hochwald  keiner  weiteren  Pflege  als  der  Aufsicht.  Dem 
Bauer  wird  es  dadurch  ernioglicht,  seinen  Feldern  mehr  Arbeit  und 
Pflege  als  bislang  zukommen  zu  lassen,  so  dnß  indirekt  auch  der 
Ackerbau  aus  der  Einführung  der  Hochwaidwirtschaft  Vorteil  zieht. 

Aus  dem  Angeführten  ergibt  sich  für  den  Haubergsbancrn  die 
Au'\:uho,  die  Umwandlung  der  Schähvaldungen  in  Fichteukulturen 
:nit  .lüen  Kräften  ins  Werk  zu  setzen  ;  dem  Staat  erwächst  dabei  die 
Pflicht,  diesen  Umwandlungsprozfl^)  mit  allen  ihm  zu  Gebote  stehendea 
Mitteln  zu  l)egünstigca  und  zu  fonlern. 

Ehe  aber  an  eine  Lösung  dieser  Aufgaben  geschritten  werden 
kann,  müssen  zunächst  einige  Vorbedingungen  erfüllt  werden,  ohne  die 
die  EiiU'uhruiig  der  Fichtenkultur  nicht  denkbar  ist. 

/i;nachst  muß: 

ein  Krs.itz  für  die  Haubergsweide  geschaffen  werden. 
Das  Recht  auf  die  Waldhude  steht  zwar  der  Einfühnmg  der 
i  iclucnkuitur  nicht  direkt  hindernd  entgegeti.  Denn  in  der  Veronlnung, 
die  die  Ausführung  des  Forsti^esctzr^s  von  iSg7  regelt  und  deren 
Wortlaut  von  den  Maubcrgsgenojssenschafteti  und  Forstbezirken  als 
bindend  nngenonnnen  ist,  findet  sich  die  Klausel,  dald  Xadelholz- 
kulturf  ii  so  lange  mit  Weide  zu  verschnnt-n  sind,  bis  sie  dem  Maule 
des  Viehes  entwachsen  und  sonstige  Schädigungen  nicht  zu  erwarteti 
sind.  Hiertlurch  ist  die  Möglichkeit  gegeben,  die  Weide  für  eine 
längere  Reihe  von  Jahren,  als  für  gew<')hnlich  gebräuchlich  ist,  auszu- 
schließen. Etwa  lo  Jahre  nach  dem  Anpflanzen  halben  sich  die 
Xadelholzbestände  aber  so  entwickelt,  dafi  dai>  Kindvieh  überhaupt 
nicht  in  die  Bestände  eindringen  kann,  und  wenn  späterhin  die  Fiehten 
nach  der  Durchforstung  einen  Zutritt  gestatten,  läßt  der  Xadclabfall 
keinen  Graswuclis  zu.  Die  Fichtenkultur  scliaktit  von  selbst  die 
Waldweide  aus.  Dieser  T'mstand  t-rscluvcrt  ilic  I'~infiihruiii:  d-'P 
tichlenkultur,  denn  dio  Änderung  drr  tor^tliidK^n  1 '.rtrielisweise  ist 
an  die  Zustimmung  der  ( renossensrhatts\-ersammlung  gohun<ion,  Di<'se 
wird  in  d^n  ärmlichen  Bezirken  nicht  leichten  Kaulos  zu  i  rlim^en 
sein,  wer.n  nicht  ein  F.rsatz  für  den  Weidealii^ani^  m'liuten  wird.  Für 
den  pr<''r.erfn  ]><sitzer  wird  es  sich  empfehlen,  wenigstens  für  die 
Milchkühe,  sotern  er  nicht  ausgedehnte  ergiebige  Weideflächen  hat» 
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der  Sommerweide  ganz  zu  entsagen  und  zur  Stallfütterung  überzu- 
gehen. Dadurch  kommt  er  von  selbst  zu  einer  rationellen  Fütterung 
4seine8  Viehbesitzes»  gewinnt  eine  größere  und  bessere  Menge  von 
Stalldünger,  der  seinen  Ackerflacicen  zugute  kommt  und  deren  Er- 
träge hebt  So  wirkt  die  Aufhebung  der  WakUiude  doppelt  segens- 
reicfa,  sowohl  für  den  Wald  als  auch  für  den  Ackerbau.  Der  Klein> 
bauer  wird  meistens  fürs  erste  nicht  in  der  Lage  sein»  die  StaUfätte- 
rung  einzuführen.  Denn  seine  geringen  Barmittel  gestatten  ihm  nicht 
dem  Mangel  an  selbst  gewonnenen  Futtermitteln  durch  Zukauf  von 
Kraftfuttermitteln  abzuhelfen,  weshAlb  für  ihn  die  Sommerweide  be- 
stehen bleiben  muß  und  ein  Ersatz  für  die  verloren  gehende  Wald- 
hude zu  schaffen  ist 

Für  die  Weide  in  den  Bergen  bietet  sich  ein  vorzüglicher  Er- 
satz in  der  Umwandlung  der  in  vielen  Gemeinden  oft  in  unmittelbarer 
Nähe  der  Ortschaften  nch  vorfindenden  Brüche  oder  Siepen.  Diese 
liegen  meistens  zwischen  zwei  Hängen  oder  sonstigen  Vertiefungen 
und  sind  Versumpfungen,  die  durch  Quellwasser,  das  keinen  ordent- 
lichen AbfluB  finden  konnte  oder  in  der  Senke  sich  staute,  entstanden. 
Nur  eine  spärliche  Vegetation  von  harten  Sauergräsem,  Heidekraut 
und  Ginster  bedeckt  diese  Flächen,  die,  abgesehen  von  der  Ver- 
wendung des  Heidekrautes  zur  Einstreu,  keinen  Ertrag  abwerfen. 
Diese  Flächen  sind  zur  Anlage  von  Weidekämpen  wie  geschaffen, 
es  bedarf  nur  einer  durchgreifenden  Melioration,  um  sie  in  gutes, 
ertragbringendes  Weideland  umzuwandeln 

Neben  der  Anlage  neuer  Weiden  gilt  es.  den  schon  vorhandenen 
natürlichen  Ghrasfiächen  eine  größere  Aufmericsarokeit  zuzuwenden, 
für  eine  stete  Förderung  und  Vermehrung  der  Be-  und  Entwässerungs- 
anlagen zu  sorgen  und  Wiesengenossenschaften  zu  bilden,  wo  die 
Kraft  des  einzelnen  nicht  ausreicht.  Manches  ist  hierin  schon  ge> 
schehen  und  wo  guter  Wille  vorhanden  ist  wird  steh  die  unrentable 
Haubergsvveide  zum  Nutzen  des  Viehstandes  und  der  Landwirtschaft 
ersetzen  lassen. 

Als  zweite  vorljereitende  Arbeit  orcriht  sich: 

Die  Schaffung  von  genügend  großen  Betriebsf lächon, 

denn  nur  auf  solchen  ist  eine  rentable,  forstgemäße  Wirtschaft  durch- 
führbar. Die  schlechte  Beschaffenheit  der  Waldungen  rührt  zum 
größten  Teile  von  der  Parzellenwirtschaft  her,  so  daß  eine  Fichten- 

11  Die  Anlage  solcher  Weidekämpe  Uchantlelt  eine  Schrift:  Die  An!  ij^  ■  v  .r  Vieh- 
weiden und  die  DUngun;^  von  Wiesen  und  Grasfeldern  im  Sauerknde  von  A.  HeiiieoiAon, 
Siegen,  Selbstverlag  des  Verfassers 
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anpflanzung  ohne  Schaffung  größerer  Betriebsflächeii  nicht  als  ein 
Fortschritt,  sondern  als  ein  Rückfall  in  alte  Verhältnisse  anzusehen 
ist,  der  bedingte,  daß  der  heutige  ungünstige  Zustand  für  immer  fest- 
gelegt würde.  Als  Minimalgroße  der  zur  Fichtenkultur  geeigneten 
Flächen  werden  5  ha  angegeben  und  können  Bestände,  die  diese  Ciröße 
haben,  sofort  aufgeforstet  werden.  Wie  nachfolgende  Tabelle  zeigt, 
ist  diese  Minimalgröße  an  manchen  Orten  nicht  vorhanden,  so  daß 
sie  hier  erst  geschaffen  werden  muß. 

Beiachoang      Größe  der  Es  bilden  einen  zusammenhängenden  Besitz 


d.G«DeiDde 

Holzfilche 
ha 

unter  i  ha 
ha 

1—5  ha 
ha 

5—10  ha 
-  ha 

10—20  ha 
ha 

über  10  ha 

ha 

Stadt  Olpe 
Amt  Olpe 

I>rn!>hagen 
Wenden 

665 

3974 
3603 
4  476 

'9 
*4 
397 
70 

12 

»3 
1030 

38 

19 
939 
7 

56 

692 

10 

634 
3«62 

543 
435« 

gts. 

12  -18 

Holzfläche 

5'o 
4  0 

1093 

Q  " 
7  10 

965 

758 
6  "0 

9292 
73  % 

Nach  dieser  Aufstellung  mQssen  wenigstens  1603  ha  zusammen- 
gelegt werden.  Die  notwendige  Betriebsgröße  der  Flächen  können 
wir  auf  zwei  Wegen  schaffen,  mittels  Zusammenlegung  auf  dorn 
Wege  der  Separation  durch  die  Generalkommission  oder  durch  Bil- 
dung von  Jahnschaften  mit  ideellem  Gesamteigentum. 

Unzweifelhaft  schafft  die  Separation  viele  Vorteile.  Neben  der 
Arrondiening  bewirkt  sie  eine  Aufschließung  der  Bestände  durch 
Wege,  eine  Begradigung  der  Grenzen»  sowie  die  Beseitigfung  von 
Enklaven.  Doch  spricht  manches  gegen  ihre  Anwendung,  vor  allem 
die  Höhe  der  Kosten,  die  jede  Separation  erfordert,  während  doch 
bei  der  finanziellen  Notlage  der  Bauern,  die  durch  die  notwendigen 
Ausgaben  für  die  Fichteiikulturen  nicht  erleichtert  wird»  jede  zu  er- 
sparende Ausgabe  zu  vermeiden  ist.  Gegen  die  Zusammenlegung  der 
Feldfluren«  die  im  Kreise  Olpe  mancherorts  so  notwendig  ist,  herrscht 
durchweg  eine  große  Abneigung,  die  Separation  der  Wälder  gar 
wird  als  ein  Druck  empfunden,  der  in  lautem  Unmute  sich  geltend 
macht,  so  daß  es  nur  im  Laufe  von  Jahrzehnten  möglich  sein  würde, 
die  erforderlichen  Sq[)arationen  durchzuführen.  Die  Separation  ist  aber 
auch  fOr  die  Haubergsbestände  nur  von  geringer  Bedeutung  und  des- 
halb hier  nicht  anzuwenden.  Denn  den  Einzelnen  fallen  Parzellen 
zu,  die  nur  in  wenigen  Fällen  die  erforderliche  Größe  von  5  ha  auf- 
weisen. Und  wenn  auch  wirklich  die  für  Fichtenkultur  notwendige 
Große  erreicht  wird,  so  ist  damit  noch  nicht  dem  Walde  die  Garantie 
des  Fortbestehens  gegeben.  Denn  die  Erfahrung  hat  man  im  Kreise 

»>tandliin>w  d.  vtaUv.  flunliiAn  1.  Jmh,  Bd.  II,  Heft  1.  B 
KlaiataB«,  ltauli«f]giwlrtKliBft. 
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Olpo  durch  alle  Jahrhunderte  j^ft-niacht,  daß  Wald  im  Privateigentum 
von  Kleiiihauern  vor  Mißwirtsf  haft  nicht  zu  bewahren  ist. 

Das  einzige  Mittel  zur  Krzielung  geordneter  Verhältnisse,  das 
auch  alle  Vorteile  der  Separatinn  in  sich  schließt,  dabei  kostenlos 
zu  erreichen  ist,  bietet  die  i'ildunj^f  von  Jahnschaften  mit  ideellen-: 
Eigentnme.  Alle  übrigen  Formen  von  Waldgenosscnschaflen  haben 
so  gut  wie  keine  Krfolge  zu  verzeichnen.  Und  wenn  auch  die  Jahn- 
schaften bislang  den  Wald  nicht  vor  Verwüstung  schützen  konnten, 
so  liegt  der  Fehler  nicht  in  der  Organisation,  sontlcrn  in  der  Nieder- 
waldwirtschaft. Allerdings  ist  es  erforderlich,  daß  die  Regierung 
strenge  ihres  Aufsichtsrechtes  waltet.  Wenn  aber,  wie  wir  wissen, 
in  den  Kreisen  der  [Jauern,  die  ihre  Berge  in  Form  der  Betriebsplan- 
genossenschaften bewirtschaften,  heute  noch  eine  Abneigung  gegen 
Jahnschaften  vorhanden  ist,  so  muß  durch  ununterbrochene  Belehrung 
tür  Aufklärung  gesorgt  werden,  damit  bald  die  Zeit  kommen  möge, 
wo  der  Wald  dem  Olper  Bauern  eine  Erwerbsquelle  wird,  die  die 
aufgewandte  Arbeit  lohnt. 


Driivk  Vun  Aiit.  KKiii|il«',  Jona. 
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,,Es  isl  kaum  zu  viel  gesagt,  wenn  wir  behaupten, 
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Gegenwart  und  ZukunfL** 
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Einleitung. 

Es  mag  unberechtigt  endieinen,  hier  auf  eine  Frage  zurfick- 
zukommen.  die  vor  Jahren  auf  der  Tagesordnung  gestanden  hat  und 
damals  zu  allseitiger  Zufriedenheit  entschieden  worden  ist 

Als  man  an  der  Abfassung  des  Bflrgerlichen  Gesetzbuchs  ar- 
bdtete,  war  es.  da£  die  Frage  lebhaft  erörtert  wurde,  ob  man  bei 
der  privatrecbtlichen  Bdiandlung  des  Arbeitsvertrages  einen  wesent- 
lichen Unterschied  iwischen  höherer  und  niederer  Arbeit  zu 
machen  habe,  ahnlidi  wie  es  das  römische  Recht  mit  den  operae 
liberales  und  illiberales  getan  hatte.  Einzelne  Stimmen  erhoben  sich 
dafür.  Der  Entwurf  dagegen  knüpfte  —  von  zwei  wenig  bedeutungs- 
vollen Sonderfoestimmungen  *)  abgesehen  —  an  die  Art  der  verrichteten 
Arbeit  keine  Unterscheidung.  Es  sollten  also  die  Dienste  des  fürst- 
lich besoldeten  Bankbeamten  zusammen  mit  der  Tätigkeit  des  Erd- 
arbeiters, das  Kunstwerk  des  Lieblings  der  Musen  zusammen  mit  der 
Flickarbeit  der  Näherin  einer  gemeinsamen,  unterschiedslosen  Behand- 
lung unterliegen.  EKe  Motive  (S.  455)  bemerkten  dazu:  in  neuerer 
Zeit  scheine  in  der  gemeinrechtlichen  Theorie  und  Praxis  die  Ansicht 
an  Boden  zu  gewinnen,  daß  im  Hinblick  auf  die  heutigen  sozialen 
Anschauungen  jene  Unterscheidung  des  römischen  Rechts  keine  Be- 
achtung mehr  verdiene.  Und  ahnlich  hoben  bei  der  Beratung  im 
Reichstag  die  Regierungsvertreter  hervor,  „daß  durch  die  Gleich- 
stellung der  körperlichen  und  der  geistigen  Tätigkeit  sich  der  Entwurf 
wesentlidi  von  der  römischen  Dienstmiete  untersdietde  und  daß  mit 
der  Gleichstellung  dem  sozialen  Zuge  der  Zeit  Rechnung  getragen 
worden  sei***).   Die  Gleichstellung  sei  eine  „kulturhistorische  Tat". 

r)  Z.  B.  mit  viel  Wärme  L^wcnfeid:  „Über  dett  Dienst-,  Werk-  und  Auftrags- 
vertrag  nach  dem  Entwurf  etoes  B.G.B.*' 

3)  Sleo.  Ber.  Aber  Verfimdl.  d.  Keidistages,  9.  Leg.,  4.  Sess.  1895— Bd.  IV« 
S.  2797  a 

AUmdhoifen  4.  itMMv.  Sentnut  i.  Jw,  Bd.  II,  Hell  3.  l 
Heit  BnMw  und  iMtoi«  Arbeit. 
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Bei  den  Abgeordneten  fand  dieses  Lob  lebhaftes  Echo.  Von 
allen  Seiten  —  eine  seltene  Einstimmigkeit  —  wurde  bei  den  ver- 
schiedenen Lesungen  der  Neuerung  mit  Anerkennung  gedacht.  Die 
bQrgerhchen  Parteien  mag  dabei  der  Gedanke  bestimmt  haben,  daß 
man  durch  juristische  Gleichbehandlung  aller  Arbeitnehmer  der  wei- 
teren Verschärfung  der  Klassengegensätze  entgegenarbeite.  Und 
daß  dieses  Ignorieren  jedes  Unterschiedes  zwischen  höherer  und  ein- 
fcicher  Arbeit  den  Sozialdemokraten  in  ihr  Programm  paßte,  das  kann 
bei  ihrer  ostentativen  Geringschätzung  der  geistigen  Arbeit  nicht 
wunder  nehmen. 

„Meine  Herren!**  —  sagte  Stadtha^en  —  „ich  muß  dem  Kni- 
wurf gegenüber  anerkennen,  daß  er  nach  einer  Richtuni;  hin 
unserer  Anschauung  gerecht  geworden  ist.  In  dem  kommu- 
nistischen Manifest  heißt  es  wörtlich: 

„D\e  Bourgeoisie  hat  alle  bisher  ehrwürdigen  und  mit  fr(:)mmer 

Scheu  betrachteten  Tätigkeiten  ihres  Heiligenscheines  entkleidet. 

Sie  hat  den  Arzt,  den  Juristen,  den  Pfaffen,  den  Pi>eten.  den 

Mann  der  Wissenschaft  in  ilure  bezahlten  Lohnarbeiter  vcT' 

wandelt" 

..Meine  Herren!  Ich  freue  mich,  daß  dieser  Sai/  aucli  Be- 
slatigunv;  rindet  durch  das  Gesetzbuch,  und  zwar  mit  Recht  den 
wirtischafllichen  Bedürfnissen  entsprechend.  Es  ist  von  vielen 
Seiten  hervnrg-ehoben  worden,  Verträge  mit  Ärzten,  Reclitsan- 
wallen,  (Tcistlichen,  in  denen  diese  ihre  geistige  .Vrbeilskraft  ver- 
dingen, seien  doch  anders  zu  behandeln.  Das  seien  die  höheren, 
liberalen  Berufe,  das  wären  doch  andere  Arheitü\erträge.  Meine 
Herren!  Ich  freue  mich,  daß  na<  h  dieser  Richtung  hin  der  Ent- 
wurf das  Richtige  getroffen  hat').'* 

Der  Entwurf  wurde  also  Gesetz  und  damit  die  legislativ-prak- 
tische Bedeutung  der  Unterscheidung  höherer  und  niederer  Arbeit 
für  die  nächste  Zeit  erledigt.  Als  erledigt  sieht  sie  auch  die  wissen- 
schaftlich-kritische  Literatur  zum  B.G.  B.  an.  .Sie  gedenkt  ihrer  nur 
noch  mit  einer  kurzen  Anerkennung  für  die  Gesetzgebung,  daß  diese 
hier  mit  einem  veralteten  Hausgerät  der  Jurisprudenz  aufgeräumt  habe. 

Nichtsdestoweniger  dürfte  die  Wissenschaft  hier  eine  interessante 
Aufgabe  zu  lösen  haben. 

Der  Ansicht,  daß  die  römische  Unterscheidung  von  „operae 
liberales"  und  „illiberales"  für  unsere  Zeit  unhaltbar  sei,  steht  die  lange 

I  \  Sief).  Ber.  über  die  Vcrhandl.  des  Keidutagt,  9.  Leg.,  4.  Se«.  1895—97.  Bd.  IV, 

S.  279O  B. 
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gemeinrechtliche  Praxis  zur  Seite.  Mögen  auf  Grund  dieser  Erfah- 
ningen  die  vom  Corpus  juris  an  das  Kriterium  geknüpften  Rechts- 
satze immerhin  als  unbrauchbar  angesehen  werden.  Darin  liegt  doch 
aber  noch  Iceine  Begründung  für  das  neue  Prinzip  des  B.(i.B.,  an 
die  Art  der  verrichteten  Arbeit  nun  gar  keine  Unterscheidung  zu 
knüpfen.  Sein  „Hervorgehen  aus  menschlichen  Bedürfnissen,  seine 
Rückwirkung  auf  menschliches  Wohl  und  Wehe"  ist  an  der  Ii  and 
der  wirtschaftlichen  ratsarlien  noch  dar/utun').  Um  so  nn'lir,  als 
das  (losetz  hier  augenscheinlich  mit  der  Auffassung  des  tagliclien 
Lebens  in  Widerspruch  getreten  ist.  Oder  sieht  auch  dieses  in  dem 
Arbeitsverhältnis  des  obersten  BeanUen  einer  großen  Gütcrverwaltung 
etwa  untl  dem  des  letzten  Tagelöhners  so  wesensgleiche  Dinge? 

Die  —  also  noch  durchaus  aktuelle  —  Frag^e  der  Unterschei- 
dung ,.lu)h<  rer"  und  „niederer"  Arbeit  in  erschöpfender  Weise  /u  be- 
antworten, ist  nicht  die  Absicht  der  folgenden  Zeilen.  Die  Aufgabe, 
alle  ihre  ökonomischen,  philosophischen  uiul  psychologischen  Unter- 
schiede darzustellen  und  daraus  die  Forderungen  für  eine  sachgemäße 
juristi.sthe  Ausgestaltung  des  Vertrages  über  die  eine  und  über  die 
andere  abzult  iten,  diese  Aufgabe  muß  einem  umfangrrdcheren  Werke, 
als  die  vurhegende  Arbeit  gedacht  ist,  überlassen  bleiben,  liier  soll 
nur  die  spezifisch  sozialpolitische  Seite  derselben  behandelt  werden. 
Wir  Wüllen  versuchen,  die  soziale  Eigenart  der  beiden  Arten 
von  Arbeitsverträgen  zu  charakterisieren  und  die  Momente 
zu  bestimmen,  die  den  Sozialpolitiker  veranlassen  müssen, 
eine  verschiedene  Behandlung  der  höheren  und  niederen 
Arbeit  zu  verlangen. 

I)  «r.  Rotciier:  Vorwort  lu  Dankwardts  ,.NttioiMlöl(.-«mlistiichea  Studien*'» 
«o  er  diese  Stellung  von  Nuiondfikonomie  und  Juriiprudenc  xu  cimuider  befanndelt. 
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Die  Grondla^n. 


I.  JUpitd. 

Die  GenufigOterbeschaffung  als  System  der  ArbeitsleistungeD. 

„Das,  was  ein  Volk  im  Jalir  erarbeitet,  das  ist  die  Quelle,  wor- 
aus es  das  Nötij^fe  für  die  Lebensbedürfnisse  und  (lenüsse  schöpft, 
die  es  jährlich  zu  befriedigen  hat')."  Rastlose  Arbeit  des  Körpers 
und  Geistes  müssen  wir  aufwenden,  um  der  Natur  all  die  unzählisjfen 
Güter  abzurinijcn,  mit  denen  wir  unsere  mannigfaltigen  Bedürfnisse 
befriedigen.  Wenig"  oder  nichts  bietet  uns  die  Natur  zur  ..sorglosen 
Aneignung";  einen  langen  Weg  hat  das  Saatkorn  zurückzulegen,  bis 
es  als  Brot  auf  unseren  Tisch  kommt,  das  Erz  aus  den  Tiefen  der 
Erde,  bis  es  uns  als  Werkzeug  dient,  die  Pflanzenfaser,  bis  wir  das 
Kleid  haben,  der  Baumstamm,  bis  er  in  unsere  Wohnung  eingefugt 
ist,  und  ihre  Spur  kennzeichnet  ..Arbeit".  Es  ist  der  alte  Fluch:  „Im 
Schweiße  Deines  AuL'^esichtes  sollst  Du  Dein  Brot  essen." 

Freilich,  wer  in  die  Werkstatte  gewaltiger  Dimensionen  hinein- 
blickt, in  der  ein  hochentwickeltes  Kulturvolk  produziert,  und  aus  der 
die  Güter  verteilt  werden,  dem  will  es  nicht  mehr  scheinen,  als  ob 
auch  da  noch  die  Arbeitskette  zwischen  Individuum  und  Natur, 
zwischen  1 'edürfnissen  und  dütern  bestände.  sieht  den  Fabrik- 

arbeiter jahr.uis,  jahrein  dieselbe  ganz  spezielle  Handreichung  leisten, 
den  ( leigenkönig  seine  „br<  >tlus,e*'  Kunst  üben,  den  Reichen  gar  nicins 
„arbeiten",  und  doch  erhalten  auch  sie  Wohnung,  Kleidung  und  .N  ah- 
rung, Srlnu/  geg-en  Krankheit,  denul*  für  den  Geist.  Triazdeni 
müssen  aucii  auf  der  höchsten  Stufe  wirtsi  haftlicht^r  F.ntwicklung  der 
Natur  die  Güter  mit  Arbeit,  schwerer,  wohldurchdachter  Arbeit  al>- 
gerungen  werden,  nur  daß  der  Konsument  die  Arbeit  nicht  oder  nur 
zum  Teil  selbst  zu  leisten  braucht    Andere  verrichten  sie  für  ihn, 

Smitb,  Weatth  of  nations,  Einleitung. 
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und  er  seut  sich  mit  ihnen  in  Verbindung,  statt  wie  bisher  unmittel- 
bar  mit  den  Quellen  der  Güterversorgung.  Neben  der  eigenhändigen 
Produktionsarbeit  des  Konsumenten  bestehen  gfewisse  gesellschaftliche 
Formen,  die  diesen  Anschluß  vermitteln. 

Beide  zusammen  bilden  bei  entwickelter  Kultur:  die  Wege, 
auf  denen  das  Individuum  zu  den  nötigen  genußbereiten 
Gütern  gelangen  kann,  und  fQgen  sich  damit  —  so  inkongruent 
sie  auf  den  ersten  Blick  erscheinen  —  zu  einer  begrifflichen  Einheit 
zusammen.  Denn  immer  bleibt  der  Mensch  —  jeder  einzelne  ler 
vom  Arb(  itsertrag  der  Nation  /ehrt,  -  wirtschaftlich  die  Kraftquelle, 
die  dcis  Räderwerk  der  IVoduktion  in  Grang  setzt  und  erhält  Ist  es 
nicht  die  eigene  Arbeitskraft,  mit  der  er  eingreift,  so  ist  es  seine 
Ökonomische  Machtstellung,  indem  um  dieser  willen  sich  andere  Hände 
für  ihn  in  Bewegung  setzen.  Und  andererseits  muß  jeder,  will  er 
nicht  verderben,  sich  der  Produktionsordnung  in  dieser  oder  jener 
Form  eingliedern:  sich  zu  eigenhändigem  Berdten  der  benötigten  Ge- 
und  VerbrauchsgOter  verstehen  oder  zur  Herstdlung  fester  Beziehungen 
zu  anderen,  die  für  ihn  produzieren.   Tertium  non  datur. 

Einen  Namen  hat  der  Sprachgebrauch  für  die  Wege,  auf  detien 
das  Individuum  zu  den  genußbereiten  Gütern  gelangen  kann,  bisher 
nicht  gepr&gt  Es  l&ge  nahe,  sie  unmittelbar  als  „Arbeitssysteme" 
zu  bezeichnen,  weil  die  Leistung  von  Arbeit  und  der  Erwerb  der 
Frucht  derselben  Wesen  und  Kern  dieser  wirtschaftlichen  Formen 
bildet').  Doch  wäre  die  Wahl  dieses  Ausdrucks  insofern  irre> 
führend,  als  die  Feststellung  der  Formen  vom  Standpunkt  des 
Konsumenten  ausgeht  und  dieser  unter  unsern  Wirtschaftsverhält» 
nisaen  gerade  nur  in  den  seltensten  F&llen  die  Arbeit  zu  leisten 
braucht,  die  arbeitstechnisch  zur  Herstellung  des  benötigten  Produktes 
führt  „System  der  GenußgOterbeschaffung**  dürfte  die  ein- 
schlägigen Vorgänge  besser  bezeichnen. 

Mit  dem  „Erwerb"  deckt  es  sich  nicht').  Denn  soweit  dieser 
auf  Erlangung  von  Tauachmitteln,  insbesondere  von  Geld  abzielt, 
fallt  er  —  selbst  wenn  Arbeitsleistung  das  Mittel  des  Erwerbes  ist  — 
aus  dem  Rahmen  der  Genußgüterbeschaffung  heraus.  Es  betrifft 
lediglich  das  Band,  das  vom  Konsumenten  zurückführt  zu  den  Quellen 
der  Güterversc^fung.  Voraussetzung  ist  also,  daß  es  sich  um  eine 
Form  handelt,  die  dem  Konsumenten  ein  Gut  zuführt,  das  zu  seinem 
persönlichen  Gebrauche  oder  zu  seinem  Verbrauche  dient,  wobei  der 

I)  A.  von  Pbilippovich.  All^.  VuUctwirtscbalulehre  §  ^4. 
»)  Ebcnioweiujg  hat  et  witflriidi  mit  den  fo  oft  beqvodienen  Bexidiuiigen  des  Ar- 
bettenden  m  de»  ProduktUmtmitteln  (EigentiumverlAltniMe!)  etwas  su  tun. 
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Be^rifi  „Gut"  nicht  in  der  —  nationalökonomisch  sonst  üblichen  — 
lieschränkung  auf  die  sachlichen  Befriedij^unj^sni Ittel  zu  verstellen  ist. 
Auch  die  —  nicht  durch  eino  Sache  vermittelten  -  Uienstleistuni^en. 
wip  Musik,  rhetorische  und  nnmische  Darbietungen  etc.  sind  in  diesem 
SintK^  (lUter'j.  Al^o:  fertige  ich  eine  Maschine  an  (oder  Inssc  ich  sie 
anfertigen),  um  sie  zu  verkaufen,  oder  beteilige  ich  niich  mit  Geld  an 
einem  Unternehmen,  so  sind  das  Erwerbsarten,  aber  niclu  Beschaf- 
fung von  (Tcnußgütern.  Als  solche  käme  erst  die  l  orm  in  Betracht, 
in  der  ich  den  Reingewinn  zur  Besorgung  von  Lebensmitteln,  Klei- 
dern etc.  verwende. 

Auf  der  anderen  .Seite,  in  der  Richtung  der  Entstehung  des 
Genußgutes,  i.st  das  Band  bis  zu  den  letzten  Quellen  der  Güterver- 
sorgung, bis  /.u  den  Xaturstoffeii  und  Naturkräften,  bezw.  bei  den 
nicht  durch  Sachen  vermittelten  Dienstleistungen  bis  zu  der  Arbeits- 
kr.ift  zurück  zu  verfolgen.  Stelle  ich  z.  B.  mit  einer  gekauften  Maschine 
Güter  zu  meinem  X'erbrauche  her,  so  besteht  deren  Beschaffung  nicht 
bloß  darin,  daß  ich  die  Maschine  habe  arbeiten  lassen.  Dazu  geh<'''rt 
vielmehr  ebensogut,  daß  ich  die  Maschine  erworben  habe,  daß  das 
Material  zu  dieser  hat  gefördert  und  bearbeitet,  daß  die  einzelnen 
Teile  haben  hergestellt  und  zusammengesetzt  werden  müssen.  Nur 
wenn  man  so  den  Produktionsprozeß  vom  fertigen  Genußgut  bis  zum 
Bergwerk  und  Hochofen  rückwärts  N  erfolgt  und  nach  dieser  Art  die 
verschiedenen  Möglichkeiten  der  Beschaffung  zusammenstellt,  dürfte 
OS  mögUch  sein,  der  unzähligen,  in  einer  Volkswirtschaft  täglich  und 
stündlich  geleisteten  Arbeiten  Herr  zu  werden  und  sie  zu  übersicht- 
lichen Kategorien  zu  ordnen.  Nur  so  wird  man  den  mit  der  Arbeit 
zusammenhängenden  Bezeichnungen,  wie  namentlich  „Arbeitsverhält- 
nis" und  „Arbeiter",  die  mehr  als  Schlagworte  denn  als  feste  Begriffe 
gebraucht  werden,  eine  sichere  Umgrenzung  geben  können. 

\'om  Standpunkt  systematischer  Trennung  ist  bei  der  Produktion 
mit  Hilfe  der  Maschine  allerdings  zu  bedenken,  daß  wir  es  hier  mit 
zwei  selbständigen  Beschaffungsreihen  zu  tun  haben,  die  ineinander 
greifen,  einer  -  zeitlich  früheren  —  auf  Erwerb  eines  Gebrauchs- 
gutes, der  Maschine,  gerichteten  und  einer  späteren  —  auf  Erwerb 
von  (iebrauchsgütern  gerichteten.  Diese  Kombination  ist  eine  selbst- 
verständliche l'olge  tlessen,  daß  die  Maschine  stehendes  Kapital  ist 
und  kehrt  natürlich  überall  da  wieder,  wo  eine  Beschaffungsreihe  auf 
solches  stößt  Im  Interesse  der  llbersichtlichkeit  empfiehlt  es  sich 
daher,  in  diesem  Ausnahmefall  nicht  die  Kette  bis  zu  den  letzten 

ij  Vtrgh  XU  dem  bekaiuitea  Streit«  über  ilen  Begriff  „Gut*'  den  Art.  Gut  von  Wies  er 
im  Handwb.  d.  Staattwinenscliaften. 
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ijuelleii  der  Guter  Versorgung"  zurück  /u  verfolgen,  sondern  he5is<*r  sie 
vom  siehenden  Kapital  ab  in  ihre  beiden  selbständigen  Bestandteile 
aufzulösen. 

a.  K«p«tel. 

Cigenarbeit  Arbeitsverhältnis,  entgeltlicher  Besitzwechselverkehr. 

Man  kann  die  wirtschafliieh»^  Funktion  der  Genul'jsJ-uterhcschaf- 
fung  der  technischen  Bedeutung  der  1  ransniission  im  Masciiinen- 
svstem  ver-^leichen.  Wie  diese  die  Kraft  des  Motnrs  in  der  passen- 
den Weise  nach  der  ge\Mnis(  htcn  Richtung  uberträgt,  so  ist  das  Be- 
schaffung-ssystem  die  Fomi,  in  der  der  Mensch  seine  Kraft  und  Macht 
verwertet,  um  sich  in  den  Besitz  der  benötigten  Uramiiharkeiten  7U 
setzen.  Und  wie  man  Triebwerke  unterscheidet,  die  direkt,  und  soh  he, 
die  indirekt  motorische  Kraft  übertragen,  so  haben  wir  ein  nüinitt«  ]- 
bares  und  mittelbare  Beschaff uniifss\-steme.  Ohne  Mittelglied,  wie  l)eiin 
Zahnradgetriebe,  ist  die  \'erl)in(hin^^  zwischen  dem  Konsumenten  und 
den  Quellen  der  (jüterversorgung,  wenn  der  Wilde  mit  dem  sr-lhst- 
geschnitzten  Jk)gen  das  Wild  schielk.  die  Beute  zerlegt  und  zumdrnul' 
bereitet  wenn  der  Landwirt  zu  seinem  Verbrauche  eigenhftnditf  sät  und 
erntet.  Wir  wollen  diese  Form  der  Arbeit,  daß  der  Konsument  ohne 
jede  Arbeitsteilung  selbsttätig^  sein  Ziel  erreicht,  als  ^^igen- 
arbeit"  bezeichnen*). 

Bei  der  Transmission  wird  zwischen  Motor  und  Arbeits- 
maschine ein  i  reibriemen,  beim  mittelbaren  System  der  Verbrauchs- 
güterbeschaffung zwischen  Subjekt  und  Objekt  der  Arbeit,  zwischen 
denjenigen,  für  den  die  Unterhaltsgüter  hergestellt  werden,  und  die 
Quellen  der  Güterversorgung  eine  gesellschaftliche  Form  eingeschoben. 

Zahlreich  sind  die  Kechtsfiguren  dieser  Art,  die  sich  in  der 
Kuiturentvvicklung  herausgebildet  haben,  um  den  Konsumenten  der 
Notwendigkeit  zu  überheben,  selbst  Hand  anlegcMi  zu  müssen.  Sie 
fügen  sich  aber  in  natürlicher  Weise  zu  zwei  (iruppen  zusammen. 
Die  erste  bilden  V^erei nigu ngen  des  Konsumenten  mit  einer 
anderen  Person  zu  der  sozialen  Form,  dali  jener  Zweck  und 
Inhalt  der  Arbeit  bestimmt  und  den  materiellen  oder  ideellen 
Erfolg  davon  hat,  der  andere  die  Arbeit  entsprechend  ausführt 
Das  ist  die  Form  des  „Arbeitsverhältnisses"'). 

1}  Hierher  gclidrc  die  Robinsonadc  der  klassischen  NationaiökotKmiie  und  BQchcrs 
tfStafe  der  individuellen  Nahrungssuche",    cf.  Enistchiing  der  Volksw.,  S.  32. 

2)  Dir  D<»finition  dieses  Wortes  ist  äußerst  strittig,  vergl.  insbes.  Sch  m  ol  1er  ,  GrundriH  II. 
§  205;  V.  Pbilippovich,  AUg.  VoUuwirtachaftalebre  §  44;  Lolmar,  Arbeitsvertrag,  ä.  58. 
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T,ange  Zeiträume  hindurch  hat  es  die  Wirtschaft  fast  ausschließ- 
lich beherrscht. 

Auf  dem  „Arbeitsverhältni.v  beruht  in  der  Periode  der  Natural- 
wirtschaft die  Produktion  der  patriarchalischen  Famih"e:  Der  Pater- 
familias  ordnet  und  überwacht  sie,  er  erwirbt  alles,  was  g-eschaffen 
wird.  Die  Frauen,  die  vSöhne  und  Tochter,  unter  Umständen  deren 
AbkömmUnge,  unverheiratete  Geschwister  und  entferntere  \'erwandte 
sind  die  ausführenden  Arbeitskräfte.  Der  ihnen  gewährte  I^ebens- 
unterhalt  und  Rechtsschutz  ist  die  Gegenleistung  des  Oberhauptes. 
Um  diesen  Preis  nehmen  auch  Nichtverwandte .  die  keine  Familie 
haben  und  infolgedessen  rechtlos  wären.  Arbeit  bei  ihm.  Sie  treten 
in  die  I'amilie  ein  und  damit  kraft  der  „patria  potestas'*  bezw.  des 
„mundium"  unter  die  Befehlstrewalt  des  Paterfamilias. 

Ein  Arbeitsverhältnis  w  ir  üe  si*  h  alsdann  entwickelnde  Sklaven- 
arbeit. Die  Unfreiheit  ist  der  Rechtsgrund,  vermöge  dessen  der 
Eigentümer  die  Arbeitskraft  zur  Verfügung  hat  unti  wiederum  der 
Lebensunterhalt  seine  (legengabe.  Wie  auf  einem  solchen  Arbeits- 
verhältnis —  ohne  Eigenarbeit  und  oline  l'ausch verkehr!  —  eine 
Produktion  aufgebaut  werden  kann,  die  selbst  raffinierte  Anfr.rde- 
rungen  zu  befriedigen  imstande  ist,  das  haben  die  großen  Sklax  en- 
haushahe  der  Römer  bewiesen.  Scharen  unfreier  .Arbeiter  in  den 
ver.st  hiedensten  Abstufungen  ihrer  Stellung  besorgten  die  produktiven 
Arl)eiten.  und  der  Katalog  der  häuslichen  Dienste,  für  den  je  ein  be- 
sonderer Sklave  gehalten  wurde,  füllt  Seiten. 

W' leuer  anderer  Natur  war  das  Arbeitsverhältnis,  das  dem  Guts- 
herrn des  mittelalterlichen  Deutschlands  für  des  Leibes  und  Lebens 
Notdurft  sorgte.  Hier  waren  es  keine  Sklaven,  die  ihm  diese  Ar- 
beiten verrichteten.  Die  Fronhofsbesitzer  waren  persönlich  frei,  aber 
sie  hatten  vom  Herrn  ihr  Gut,  hatten  außerdem  gegen  ihn  Anspruch 
auf  Schutz  in  Gefahr  und  Hilfe  in  wirtschaftlicher  Not.  Dafür 
mußten  sie  die  Arbeiten  leisten,  die  zur  Versorgung  des  Herrenhofes 
nötig  waren. 

„Man  wird  die  mittelalterliche  Fronhofsverfassung  am  besten 
verstehen,  wenn  man  sich  die  Wirtschaft  eines  ganzen  Dorfes  als 
eine  Finheit  vorstellt,  deren  Mittelpunkt  durch  den  Herrenhof  ge- 
bildet wird.  In  diesem  waltet  d^r  kleine  (irundiierr  persönlich,  der 
große  (hirch  einen  Meier.  Das n mittelbar  zum  Hofe  geh<)rige  Sal- 
land  wird  durch  dauernd  mit  ihm  verbundene  Eigenleute  bewirt- 
schaftet, die  in  den  H^fgr-bäuden  Wohnung  und  Unterhalt  empfangen 
und  in  vielseitiger  landwirtschaftlicher  und  gewerblicher  Arbeitsirlit"- 
derung  für  die  Produktion,  den  Haushalt  und  den  persönlichen  Dienst 
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der  Herrschaft  Verwendung  finden.  Das  SaUand  liegt  im  Gemenge 
mit  den  I^ndstdlen  einer  größeren  oder  geringeren  Zahl  grundhOriger 
Bauern»  von  denen  jeder  seine  Höfe  selbständig  bewirtschaftet,  wäh- 
rend alle  mit  dem  Hole  den  Genuß  von  Weide,  Wald  und  Wasser 
gemein  haben.  Zugleich  aber  verpflichtet  jede  Bauemstelle  ihren  In- 
haber zur  Leistung  gewisser  Dienste  und  Naturalzinsen  an  den  Hof. 
Die  Dienste  sind  anfangs  nach  Bedflrfnis,  später  nach  Zeit  bemessene 
Arbeiten,  sei  es  auf  dem  Felde  zur  Saat-  und  Erntezeit,  auf  der 
Wiese,  im  Weinberg,  im  Garten,  im  Walde,  sei  es  in  den  Werkstätten 
des  Hofes  oder  im  Frauenhause  desselben,  wo  auch  die  unfreien  Mägde 
mit  Spinnen,  Weben,  Nähen,  Backen.  Bierbrauen  u.  dgL  beschäftigt 
werden.  An  den  Frontagen  erhalten  die  Hörigen  die  Kost  auf  dem 
Hofe,  wie  die  Eigenleute.  Auch  sind  sie  verpflichtet,  die  Umzäunung 
des  Hofes  und  seiner  Felder  imstande  zu  halten,  fOr  den  Hof  zu 
wachen,  Botengänge  und  Frachtftihren  fQr  ihn  zu  übernehmen.  Die 
an  den  Hof  abzuliefernden  Naturalzinsen  sind  teils  Landwirtschafts* 
Produkte,  wie  Getreide  aller  Art,  Wolle,  Flachs.  Honig,  Wachs,  Wein, 
Rindvieh,  Schweine,  Hfkhner,  Eier,  teils  zugerichtete  Hölzer,  die  im 
Markwalde  gefällt  werden  (Brennholz,  Bauholz,  Weinbergspfahle» 
Kienspähne,  Schindeln,  Faßdauben,  Reifen),  teils  gewerbliche  Erzeug- 
nisse, wie  Wollen-  und  Leinentuch,  Socken,  Schuhe.  Brot,  Bier,  Ton- 
nen, Teller,  Schttsseln,  Becher,  Eisen,  Kessel,  Messer.  Das  setzt  unter 
den  grundhörigen  Bauern,  wie  unter  den  leibeigenen  Knechten  der 
Höfe  eine  gewisse  gewerbliche  Spezialisierung  voraus,  die  sich  erb- 
lich mit  den  betreffenden  Hufen  verlanden  mußte  und  die  naturgemäß 
nicht  bloß  der  Wirtschaft  des  Herrn,  sondern  auch  der  GOterver- 
sorgung  der  Hüfner  zugute  gekommen  ist  Zwischen  Dienst  und 
Zins  stehen  gemisdite  Leistungen,  wie  das  Liefern  von  Mist  aus  des 
Bauern  Hofe  auf  den  herrschaftlichen  Acker,  die  Durchwinterung 
von  Vieh,  die  Bewirtung  der  Gäste  des  Fronhofes.  Und  umgekehrt 
untersttttzt  der  letztere  die  Wirtschaft  der  Bauern  durch  das  Halten 
des  Faselviehes^  durch  die  Herstellung  von  Fähren,  Mühlen  und  Back- 
öfen für  den  gemdnen  Gebraudi,  durch  den  Schutz,  den  er  allen  ge- 
währt gegen  Gewalttat  und  Rechtsbruch  und  durch  die  Beihilfen, 
die  er  bei  Mißwachs  und  sonstiger  Notlage  aus  seinen  Vorräten  den 
Bauern  zu  rdchen  verpflichtet  ist'**). 

I)  Bücher,  ,, Entstehung  der  VoUltwiMidiaft",  S.  123  fr.  Dieser  3.  Vortrag;  des 
gieichnamigtn  Werkes  ist  zu  dem  Beweise  unternommen,  daU  unserer  heutigen  Volkswirl- 
schaft  taitge  Wirischaftsopochcn  i.hiie  Ausgfhil(!f>ten  Tatischverkehr  vnr.iufpt'g.in'j'.'n  sind.  In 
dioen  Zeiten  hat  die  Froduiction  im  wesentlichen  eben  auf  ausjjiebiger  Verwendung  des  Ar- 
beteirethtianiMS  benibt   Bflehert  Unimudiungen  biet«n  daher  für  die  EntwickelungS' 
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Ein  Arbeitsverhältnis  von  einer  Eigenheit,  die  wohl  in  der  Ge- 
schichte dieser  liiblitutioii  ihresgleichen  nicht  hat.  aber  auch  hier  die 
t\pische  Form:  der  eine,  der  Konsunierit,  bestimmt  die  Arbeiten  und 
erluili  das  Produkt  derselben,  tl^r  andere  hat  sie  auszuführen. 

Vau  Arl»eitsverliältnis  ^in^  ferner  der  Handwerker  der  mittel- 
alterlichen Stadt  ein,  iler  /um  Konsumenten  ins  Haus  ging  und  treten 
Kost,  Wohnung"  und  ein  kleines  Kntgek  dariiber  hinaus  dessen  Roh- 
stoffe kunstgerecht  verarbeitete.  ( )d<  r  der  Handwerker  war  im  Be- 
sitze technisc  her  Anlagen  und  v<Marbfitete  gegen  einen  Abzug  dem 
Konsumenten  dessen  Roh-  und  Hilfsstoffe  zu  Hause  zu  kunstg-erechten 
Produkten.  „Auch  als  der  H.mdwerker  bereits  seinen  .St.md  auf  dem 
Markte  hatte  und  ,\Varen'  feilhielt,  leistete  er  noch  lange  ein  gut 
Jeil  Ari)eit  auf  ßestellung  (!)  dos  Kunden." 

Dann  die  Arbeit  des  (Tcsindes'  In  die  Familie  aufgenommen, 
der  väterlichen  Zucht  unterstellt,  teilte  es  Kost  und  Wohnung  des 
Hausherrn,  erhielt  wohl  auch  darül)er  hinaus  einen  kleinen  Lohn  in 
bar  und  hatte  ihm  dafür  seine  Arbeitskr.ift  zur  Verfügung  zu  stellen. 

Und  schließlich  ist  auch  das  Wirtschaftsleben  unj^erer  Tage  mit 
Arbeitsverhältnissen  in  reichem  Maße  durchsetzt.  Man  denke  an 
unsere  fast  iV»  Millionen  Dienstboten,  an  das  Iandwirtschaftli(  he  Ge- 
sinde, ilas  Heer  von  Beamten.  Ferner  stellen  die  Arzte,  Kerht>ai^- 
wälte,  Künstler  etc.  ein  recht  erhebliches  Kontingent  da/u.  Übernimmt 
der  Künstler  einen  Auftrag,  führt  der  Rechtsanwalt  lur  seinen  Klien- 
ten den  Pm/ef)  und  behandelt  der  Arzt  den  Patienten,  so  leisten  ?.ie 
Arbeiten.  d<  ren  Zweck  und  Inhalt  ihnen  ein  anderer  vorschreibt  und 
deren  \" orteil  dieser  andere  zieht. 

Das  Arbeitsverhältnis  vereinigt  gewissermaßen  zwei  Personen 
zu  dem  einheitlichen  Pfo/eß.  den  bei  der  Eigenarbeit  Psyche  und 
Hand  des  einen  Individuums  leist<"n.  Der  Konsument  faßt  den  Willen, 
daß  die  l)estimmte  Arbeit  ausgeführt  werden  soll,  der  andere  ordnet 
sich  diesem  Willen  unter  und  führt  ihn  aus.  Nicht  braucht  der  Kon- 
sument auch  die  Geistestätigkeit  (Entwurf  des  Arbeitsplanes.  Anstel- 
hmg  und  I  )eauf.siclitigung  des  Arbeitenden  )  /u  leisten,  wie  das  Ar- 
beitsverhältnis der  Kimstier,  Rechi.->.üi walte.  Ar/te  etc.  zeigt.  Er 
kann  den  Arbeilspro/cß  leiten  und  in  der  numerisch  weit  überwiegen- 
den Zalil  der  I'älle  tut  er  es,  aber  wesentlich  is»t  das  u.  E.  dem  Ar- 
beitsverhältnis nieht,  wesentlich  ist  ledigdich  die  Unterordnung  des 
Arbeitenden  unter  lien  Willen  des  Konsumenten,  daß  die  bestimmten 
Arbeiten  zur  Ausführung  kommen  sollen.    Bezeichnet  werden  die 

geschichte  des  ArbeitirerhlltiiisMS  «ine  FUlIe  interesKinten  M«teria!i,  auf  da»  wir  oben  nur 
kura  eingehen  kAnnen, 
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beiden  Parteien  des  Arbeitsverhältnisses  mit  »»Arbeitgeber"  und  „Ar- 
beitnehmer" 

Formen,  insbesondere  gesellschaftliche  Formen,  bleiben  selten  auf 
das  Gebiet  ihrer  ursprün^rii(  hen  Anwendung  beschränkt.  Auch  für 
das  Arbeitsverhältnis  war  die  Funktion  als  selbständiges  System  der 
'lenußßfiiterbeschaffung  nur  der  Boden,  auf  dem  es  erwuchs.  Als 
sich  das  zu  unterscheidende  dritte  System  dieser  Art  herausbildete, 
fand  es  wieder  als  Teil  desselben  V^erwendung,  ja  hier  sogar  erst  das 
Feld  seiner  numerisch  größten  Verbreitung. 

Dies  dritte  System  knüpft  an  an  den  Flintritt  einer  Einrichtung 
in  das  Wirtschaftsleben,  der  nach  allen  inögli<  hen  Richtungen  hin  von 
den  schwerwiegendsten  Folgen  war.  Für  die  (renußgüterbeschaffung 
bedeutete  er  die  Einfüp^uncr  eines  neuen  Mittelgliedes  zwischen  den 
Konsumenten  und  die  Quellen  der  Güterversorgung,  und  vor  allem 
die  Einfügung  einer  neuen  sozialen  Form»  die  der  Transmission  eine 
solche  Dehnbarkeit  zu  geben  vermochte,  daß  in  den  meisten  Fällen 
der  Eindruck  verloren  gegangen  ist,  daß  wir  es  überhaupt  mit  einem 
ununterbrochenen  System  der  Genußyüterbeschaffung  zu  tun  haben, 
daß  derjenige,  der  die  Frucht  der  Arbeit  endgültig  erhält,  überhaupt 
noch  in  Konnex  mit  dem  letzten  steht,  der  die  Hand  gerührt  hat, 
um  dieses  Mittel  der  Bedürfnisbefriedigung  hervorzubringen.  Dies 
Zwischenglied  ist  der  „Unternehmer",  die  neue  soziale  Form  „der 
entgeltliche  Besitzwechsel  verkehr"  2), 

Die  Stelle,  an  der  sich  der  Unternehmer  und  diese  neue  Form 
in  die  vorher  geschilderte  Kette:  Konsument  Arbeitnehmer— Quellen 
der  GOterversorgimg  einschieben,  ist  zwischen  Arbeitgeber  und  Arbeit- 
nehmer. Das  bisherige  Arbeitsverhältnis  zwischen  Konsument  und 
•Arbeitendem  löst  sich  auf,  statt  dessen  tritt  aber  der  Unternehmer  in 
der  Regel  in  ein  solches  mit  Arbeitnehmern.  Damit  gewinnt  diese 
Institution  eine  ungeahnte  Verbreitung:  bereits  der  Unternehmer  des 
Mittelalters,  der  „Handwerksmeister",  beschäftigte  (iesellen  und  Lehr- 
linge mit  seinen  Arbeiten.  Bald  bildete  sich  daneben  ein  breiter 
JLobnarbeiterstand**,  und  heute  zählen  die  Arbeitsverhältnisse  nach 
Tausenden,  die  das  Gewerbe  täglich  schließt  mit:  „Hand"-,  „Fabrik"- 
und  „Tagesarbeitem**,  mit  den  Gesellen,  G^Hen  und  Lehrlingen, 
dem  wissenschaftlich,  technisch  und  kaufmännisch  gebildeten  Ver- 

i>  d.  Loimart  Ainfubruiigen  zu  dicsni  Namen:  Arbdtsvertng  I,  S.  60 ff.  intbei« 
63 1^  D$Si  diese  Namea  auf  die  Parteien  des  Arbeitsvei  träges  besdirinkt  sein  und  nicht  für 

die  Parteien  jedes  Arbciisverhälmisscs  geken  sollten,  dürfte  sich  kaum  beweisen  tasMn.  Sollte 
nan  das  mitte!nltcr!ichr  GLsiiuk ,  das  keinen  ^.Arbeitsvertrag*'  abschloß,  nicht  auch  als 
ArbettDehroer  l»ezeicbnen  dürfen 

2)  Wie  Bücher  Kauf  und  Tau:»cb  zusatnnienfa&send  nennt. 


^  kj  .1^ uy  Google 


waltungs-,  Aufsichts-  und  Bureaupcrsonal  vom  Generaldirektor  bis 
herab  zum  Schreiberlehrling.  Ein  nicht  minder  zahlreiches  Heer  von 
Arbeitnehmern  ist  im  Bergbau  und  Hüttenwesen,  Handel  und  Ver- 
kehr tatig.  Mögen  sie  wissenschaftliche  Hilfsarbeiter  ^  ^^r  Lauf- 
bursche, Beamter  oder  Arbeiter  heißen,  sie  alle  ordnen  sich  dem  Willen 
des  Unternehmers  unter,  führen  ihm  durch  ihre  Arbeit  das  Produkt 
zu,  das  er  auf  den  Markt  bringen  will,  ganz  dieselbe  Form  wie  das 
bisherige  Arbeitsverhältnis,  nur  daß  an  Stelle  des  Konsumenten  der 
Unternehmer  getreten  ist. 

Die  Neuerung,  die  uns  berechtigt,  eine  dritte  Art  von  Güterbe- 
schaifung  zu  unterscheiden,  liegt  nun  in  der  Form,  in  der  sich  der 
Konsument  an  den  von  Unternehmer  und  Arbeitnehmer  bewältigten 
Produktionsprozeß  angliedert  Die  Unternehmer  sind:  ^dic  Klasse 
selbständiger  Produzenten,  die  unter  Einsetzung  eigenen  Kapitalver- 
mögens, in  (kr  Regel  auch  eigener  T  ätigkeit,  ferner  —  soweit  Be- 
dürfnis und  Möglichkeit  gegeben  sind  —  unter  Heranziehung  und 
Verwertung  fremder  Produktionsmittel  oder  Kapitalvermögensteile 
und  fremder  Arbeitskräfte  die  Produktion  wirtschaftlicher  (iütcr  und 
Dienstleistungen  auf  eigene  Rechnung  und  Gefahr  betriebsmäßig 
•  rganiaeren  und  leiten,  um  in  dem  Überschuß  des  in  verkebrsmäßiger 
Verwertun^r  der  produzierten  Sachgüter  und  Dienstleistungen  erzielten 
Erloses  Einkommen  für  sich  zu  erzielen"  (Pierstorff) Von  den 
„IMenstleistungen**  sehen  wir  zunächst  ab.  Die  „verkdirsmäßige  Yer» 
Wertung  der  produzierten  Sacbgüter"  ist  die  neue  soziale  Form 
und  geschieht  im  Wege  des  entgeltlichen  Besitzwechsels:  Tausch 
oder  Kauf,  nicht  mehr  des  Arbeitsverhältnissea;^  Ein  historisches 
Beispiel  wird  den  Unterschied  vielleicht  am  raschesten  verdeutlichen: 
„Die  Hausfrau  der  alten  Zeit  mahlt  das  selbstgewonnene  Getreide  auf 
der  Handmühle  und  bäckt  aus  dem  so  erzeugten  Mehl  das  Bror* 
(Eigenarbeit).  „Nachdem  sich  das  Gewerbe  des  Müllers  und  des 
Bäckers  gebildet  haben,  wird  das  Getreide  dem  Müller  zum  Ver- 
mahlen  hinausgegeben,  und  der  Bäcker  erhält  darauf  das  Mehl,  um 
Brot  daraus  herzustellen**  (Arbeitsverhältnis).  „Vom  Rohmaterial  bis 
zum  fertigen  Ptodukt  wechselt  das  neu  entstehende  Gebrauchsgut 
niemals  seinen  Eigentümer.  Für  ihre  Mühe  werden  Müller  und 
Bäcker  mit  einem  Teile  ihres  Piroduktes  abgefunden,  den  sie  zurück- 
behalten. Das  ist  in  dem  ganzen  arbeitsteiligen  Produktionsprozeß 
der  einzige  tauschähnliche  Vorgang*).**  Handeln  dagegen  Müller  und 
Bäcker  als  Unternehmer,  so  erwirbt  der  Müller  vom  Landwirt  das 

i)  Im  Handwönerb.  d.  $taat$wissenscb«ften,  Art.  „Unteraebmer". 
Ii  Bücber,  Entsteh,  der  Volluw,,  S.  347. 
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Getreide,  veräudert  das  Mehl  an  den  Backer,  und  von  ihm  erwirbt 
die  Hausfrau  das  fertige  Brot  ,3o  lebt  ein  jeder  vom  Tausche  oder 
wird  gewissermaßen  Kaufmann,  und  die  menschliche  Gesellschaft  wird 
zu  einem  Handelsstädte*)." 

^Arbeiten"  für  den  Konsumenten  tut  der  „Unternehmer'  eben- 
sogut, wie  der  ..Arbeitnehmer^.  Wenn  er  nicht  wQßte,  daß  er  die 
Ware  an  diesen  absetzen  könnte^  würde  er  sich  nicht  der  Mühe  unter- 
ziehen»  die  Bedürfnisse  zu  studieren,  die  Bezugsquellen  ausfindig  zu 
machen,  die  Produktionsmittel  daher  zu  beschaffen  und  den  Produk- 
tionsprozeß zu  leiten,  bezw.  die  fertigen  Waren  aus  aller  Herren 
Länder  zu  beziehen  und  sie  zum  Verkauf  zu  stellen.  Aber  er  leistet 
die  Arbeiten  nicht  im  bestimmten  Auftrage  eines  einzelnen  Kon- 
stimenten.  Er  arbeitet  auf  eigenen  Antrieb  und  unter  eigener  Ver- 
antwortung, er  ist  sein  eigener  Arbeitgeber,  wie  es  der  ist,  der 
JEIgenarbdt^  verrichtet,  während  das  Arbeitsverhältnis  gerade  „die 
Vereinigung  zweier  Personen  zu  der  sozialen  Form  ist,  daß  der  dne 
Zweck  und  Inhalt  der  Arbeit  bestimmt,  der  andere  diese  für  ihn  ent- 
sprechend ausführt**^. 

Man  hat  oft  diesen  Unterschied  in  der  Weise  zu  charakterisieren 
^'ersucht,  daß  man  sagt:  Beim  Kauf  wird  das  fertige  Produkt,  beim 
Arfa«tsverbältnis  die  Arbeit  bezahlt  Das  dürfte  das  Wesen  nicht 
treffen.  Was  z.  B.  bezahlt  der  Besteller  dem  Künstler:  das  Porträt 
oder  die  darauf  verwandte  Arbeit?  Ganz  abg^esehen  davon,  daß  die 
Entgeltlichkeit  dem  Arbeitsverhältnis  überhaupt  nicht  wesentlich  ist, 
wie  die  historischen  Beispiele  wohl  ergeben  haben  (Sklavenarbeit!). 
Arbeitsverhältnis  ist  die  Auftragserteilung  an  den  Künstler  um  des- 
willen, weil  er  daraufhin  Arbeiten  leistet,  „die  ihm  der  Besteller  vor* 
geschrieben  hat  und  deren  Ergebnis  dieser  letztere  erhält". 

Andere  haben  auf  die  längere  und  kürzere  Dauer  des  Zusammen- 
treffens der  beiden  Parteien  bei  der  einen  und  anderen  Form  hinge- 
wiesen. Gewiß,  neun  Zehntel  aller  Arbdtsverhältnisse  erstrecken  sich 
Aber  einen  gewissen  Zeitraum,  und  bei  seiner  Beurteilung  darf  der 
Sozialpofitiker  diesen  Umstand  nicht  außer  acht  lassen;  aber  wo  es 
sich  um  begriffliche  Abgrenzung  handelt,  wird  man  bedenken  müssen, 
daß  ein  Kaufgeschäft  durchaus  nicht  immer  so  schnell  abgewickelt 
wird.  Von  den  Kaufverhandlungen  bis  zur  endgültigen  Besitz-  und 
Eigentumübertragimg  können  die  Parteien  oft  und  lange  genug  mit- 
einander in  Berührung  kommen.  Und  andererseits  gibt  es  Arbeits- 
verhältnisse, die  sich  in  kürzester  Zeit  abspielen. 

I»  Sniiib.  VolkswohlftUiod,  Bd.  1.  Ivap.  4. 
2)  S.  oben  S.  13. 
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Es  bleibt  uns  noch  übrig,  einen  Blick  zu  weifen  auf  die  zweite 
Art  Unternehmertätigkeit  Das  bisher  Erörterte  bezog  sich  ja  nur 
auf  die  Produktion  »»wirtschaftlicher  Güter**.  Daneben  „organisiert  und 
leitet**  der  Unternehmer,  wie  wir  sahen,  „unter  Einsetzung  eigenen 
Kapitalvermögens,  in  der  Regel  auch  eigener  Tätigkeit,  femer  — 
soweit  Bedürfnis  und  Möglichkeit  gegeben  sind  —  unter  Heran< 
Ziehung  und  Verwertung  fremder  Produktionsmittel  oder  Kapitalver* 
mögensteile  und  fremder  Arbeitskräfte  Dienstleistungen  auf  eigene 
Rechnung  und  Gefahr  betriebsmäßig**. 

Soweit  es  sich  um  diese^  „Dienstleistungen"  handelt,  tritt  auch 
der  Unternehmer  in  ein  Arbeitsverhältnis,  wie  das  Wort  «.Dienst- 
leistung'* schon  besagt  Insoweit  ordnet  auch  er  seine  Arbeit  dem 
Geheiß  und  Willen  eines  einzelnen  unter. 

Eine  dritte  Verwendung  des  Arbeitsverhältnisses  zu  den  vorher 
besprodienen  beiden. 

Die  Leitung  solcher  „Dienste"  bildet  das  Gewerbe  der  Ver- 
kehrsuntemehmungen:  der  Eisenbahnen,  Posten,  Spediteure,  der  Binnen- 
und  Seeschiffahrt,  die  Personen,  (jüter,  Nachrichten  befördern;  der 
Lagerhäuser,  die  Waren  aufbewahren  etc.  P'erncr  gehört  hierher  die 
Tätigkeit  des  Bankiers  als  Vermögensverwalter,  Depositar  und  Kom- 
missionär, des  Friseurs,  Theaterdirektors  etc.  Ebensogut  aber  gehört 
hierher  schließlich,  was  man  vjewöhnlich  nicht  als  Dienstleistungen 
bezeichnet:  die  Tätigkeit  des  Kaufniaiitis,  wenn  er  dem  Kunden  die 
gewünschten  Waren  „besorgt",  des  Fabrikanten  nnd  Gewerbetreiben- 
den, wenn  er  ,,auf  l^estellung"  arbeitet,  sei  es,  dalj  er  die  bestellten 
Waren  anfertigt,  sei  es,  dal')  er  Rej)araturen  „iibernininU".  Denn  auch 
in  diesem  Falle  wird  der  Unternehmer  Arbeitnehmer  eines  einzelnen 
Konsumenten.  In  dessen  Auftrai^'^e  wird  er  tätig,  lalji  sein  K.ijutal- 
verin<j)^en.  seinen  Kredit  spielen  und  seine  Hilfskräfte  arbeiten.  Was 
er  —  wenn  es  sich  um  fertige  Waren  handelt  —  von  sich  aus  tut, 
ohne  irgend  jemand  Rechnung  und  X'erant wortung  zu  schulden,  tut 
er  hier  in  Unterurdnunii  unter  den  Willen  des  bestimmten  Kunden. 
Kaufe  ich  vom  Pferdeliandlcr  den  Fuchs,  den  er  im  Stalle  hat,  so 
treten  w'ir  lediglich  zum  Zwecke  der  Besitz-  und  Eigentumsül>erirav:ung 
in  Verbindung;  bestelle  ich  mir  bei  ihm  ein  zu  meinem  passendes 
zweites  W.ii^-^enpferd,  so  liegt  mir  zunächst  daran,  daß  er  seine  Fach- 
kenntnisse ausnutzt  und  mir  ein  oder  mehrere  geeignete  Pferde  zur 
Stelle  schafft.  Ob  ich  mich  dann  zum  Figentumserwerb  entschliefje. 
bezw,  nach  Lage  unserer  positiven  Reclitscnlnuntr  dazu  eni.Nchlu  ßen 
muß,  ob  diese  ferner  für  den  l  all  des  Zustanuekommens  lies  de- 
schäftes  die  Eigentumsübertragung  als  das  Wesentlicbe  ansieht  und 


^  kj  .i^u^  uy  Google 


15  — 

es  also  den  Regeln  des  Kaufes  unterstellt  oder  die  Eigentumsfiber- 
tragung  nur  als  Anhängsel  betrachtet  und  das  Geschäft  als  Arbeits- 
Verhältnis  behandelt«  ist  eine  andere  Frage.  Auf  jeden  Fall«  soweit 
der  Untemdimer  auf  meinen  Auftrag  hin  tätig  geworden  ist,  inso- 
weit hat  ein  Arbeitsverhältnis  zwischen  uns  bestanden. 

Fassen  wir  das  Ergebnis  unserer  Betrachtung  kurz  zusammen! 

Die  Arbeit  ist  die  Grundlage  aller  GenußgüterbeschafFung.  Und 
zwar  gibt  es  vom  Standpunkt  des  Konsumenten  drei  verschiedene 
Systeme,  wie  er  zu  den  benötigten  Gc-  und  Verbrauclisgütern  ge- 
langten kann:  die  „Eigenarbeit",  das  «.Arbeitsverhältnis**,  den  „entgelt- 
lichen Besitzwechselverkehr  mit  Unternehmern**. 

««Arbeitsverhältnis**  ist  die  Vereinigutig  zweier  Personen  zu  der 
sozialen  Form«  daA  der  eine  Zweck  und  Inhalt  der  Arbeit  bestimmt 
und  das  Produkt  der  Arbeit  erhält,  der  andere  diese  entsprechend 
ausfahrt**  Abgesehen  davon«  daß  es  in  dem  zweiten  Arbeitssysteme 
Konsument  und  Arbdtnehmer  verknüpft,  dient  es  im  dritten  Arbeits- 
system dazu,  dem  Unternehmer  die  benötigten  fremden  Arbeitskräfte 
zu  versdhaffen ,  und  schließlich  wird  das  „Arbeitsverhältnis*'  häufig 
vom  Unternehmer  benutzt«  um  sein  Können  und  Vermögen  in  den 
Dienst  eines  Konsumenten  zu  stellen. 

Damit  sind  die  Wege,  auf  denen  der  Konsument  zur  Befrie- 
digung seiner  Bedürfnisse  kommen  kann,  erschöpft  Alle  anderen 
sozialen  und  technischen,  auf  unmittelbare  Bedürfnisbefriedigung  ab- 
zielenden Formen  unseres  Wirtschaftslebens  lassen  sich  auf  diese  drei 
Grundformen  zurückfahren').  Und  andererseits  gehört  alle  Arbeitj 
die  in  einer  Volkswirtschaft  geleistet  wird,  zu  diesem  oder  jenem  der 
drei  Systeme. 

V  Kapitel. 

Das  Arbeitsverhältnis  in  seiner  aosialen  BiKenart. 

Fassen  wir  jetzt  das  Arbeitsverhältnis  etwas  näher  ins  Auge. 
In  den  bi^erigen  Darlegungen«  die  das  Vorhandensein  und  die  Ver- 
wendungsart einer  sozialen  Form  mit  dem  Tatbestand  der  obigen 
Definition  als  Inhalt  erweisen  sollten,  ist  die  Frage  beiseite  geblieben, 

I)  Z.  B.  dir-  < ',<s'  llsch.ift  l'tuthizierl  ditse  KonsuimiKnsinittcl,  die  den  üesellschaUern 
zufließen,  so  kann  ühs  nur  in  der  I-unn  i^eschthen,  daJi  die  Gt-scUschafl  Arl>cilskräfie  annimmt, 
abo  da  Arbeitaverkilinia  mit  Dritini  eingebt,  oder  dafS  ein,  mehrere  oder  jeder  Geirlltcbafter 
die  Arbetten  loaten.  In  dieaem  Falle  tritt  der  arbeitende  Geaellsdiafter  in  ein  Arbeitavcr^ 
hlltots  zur  Gesell»d>aft,  denn  die  CfeseUsdi  ift  zeichnet  die  Arbeit  vor,  er  führt  sie  Tür  diese 
aus.  u:  d  (las  I'rrd.ikt  erbllt  die  GetelUchait«  die  ea  ent  ooter  die  Gesellschafter  verteilt; 
vergL  femer  obeu  S.  6. 
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was  es  denn  so  Besonderes  bedeutet,  wenn  nun  jemand  einem  —  ein- 
zelnen —  anderen  die  Arbeiten  leistet,  die  dieser  ausgeführt  haben 
will.  Besitzt  der  Tatbestand  Individualität  genug,  um  ihm  den  Cha- 
rakter als  selbständige  Institution  unseres  Wirtschaftslebens  zusprechen 
zu  können?  Wir  sahen  ja  bereits»  wie  nah  sich  der  Tatbestand  mit 
dem  entgeltlichen  Besitzwechselverkehr  zwischen  Konsument  und 
Unternehmer  berührt,  da  auch  dieser  in  gewisser  Weise  fOr  jenen 
arbeitet.  Und  bekanntlich  gibt  es  auch  in  der  Nationalökonomie 
seit  A.  Smith  eine  Lehre,  die  in  der  Überlassung  der  Arbeitskraft 
des  Arbeitnehmers  an  den  Arbeltgeber  einfach  ein  Kaufgeschäft 
sieht  Zwar  bezieht  sich  diese  Auffassung,  wie  Lotmar*)  dargelegt 
hat,  nur  auf  das  besitzlose  Arbeitsverhältnis^.  ..Erst  wenn  der  Ar- 
beitnehmer der  Produktionsmittel  entblößt,  wenn  ihm  nur  noch  die 
Arbeitskraft  verfflgbar  ist,  wird  die  Arbeitskraft  selbst  etwas,  das  er 
für  fremde  Produktion  hergeben,  somit  ausschlteElich  für  den  Umsatz 
in  Geld  haben  und  erneuern  muß.  Unter  diesen  Umständen  verliert 
seine  Arbeitskraft  für  ihn  den  spezifischen  Gebrauchswert  Nur  noch 
als  Tauschobjekt  verwertbar,  wird  sie  für  ihn  und  für  ihren  Abnehmer 
zur  Ware,  und  daher  muß  sich  ihre  entgeltiicfae  Hinnahme  und  Her- 
gabe als  Kauf  und  Verkauf  der  Arbeit  oder  Arbeitskraft  darstellen.*' 
Immerhin  würde  damit  doch  eine  solche  Lücke  in  das  Arbeitsver- 
hältnis gerissen,  daß  wir  kaum  das  Recht  hätten,  von  einer  einheit- 
lichen Institution  zu  sprechen. 

Und  Lotmar  meint  auch,  daß  wir  es  bei  dieser  Auffassung 
„nicht  bloß  mit  einer  wissenschaftlichen  Metapher  oder  mit  einer  Aus^ 
dehnung  des  Sprachgebrauches  zu  tun  haben,  welcher  die  Termino- 
logie des  Kaufes  zu  der  des  Synallagmas  erweitert,  vom  Umsatz  von 
Sachen  auf  den  Handel  um  Arbeit  oder  Arbeitskraft  überträgt'*.  Der 
Nationalökonomie  komme  es  auf  den  Vergleich  von  Wertgrößen  an. 
Sie  untersuche  das  Verhältnis,  in  dem  die  Leistung  des  Arbeitnehmers 
zu  der  des  Arbeitgebers  stehe.  Sie  betrachte  deshalb  die  Arbeits- 
leistung als  einen  Vermögensaufwand.  Auf  diese  Weise  komme  sie 
zu  einem  gemeinsamen  Nenner  für  die  an  sich  inkommensurabeln 
Größen  ..Geld"  und  «Arbeit**,  und  von  diesem  Standpunkte  aus  er- 
blicke sie  in  dem  Geschäfte  der  Arbeitsüberlassung  einen  Warenaus- 
tausch. Beweist  aber  nicht  gerade  diese  Darlegung,  daß  die  Auf- 
fassung des  Arbeitsverhältnisses  als  Kauf  im  Gegenteil  nichts  weiter 
als  eine  Metapher  ist,  dne  Konstruktion,  um  ungleichartige  Größen 
vergleichen  zu  können? 

1 )  Arbeitsvertrag  I,  S.  43  ff. 

2)  D.  t.  dasjeoitje  Arbeitsverhältnis,  bei  dem  der  Arbeitnehmer  besitzlos  ist. 
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Nun  wollen  wir  freilich  nicht  leugnen,  daß  es  einmal  eine  Zeit 
gegeben  hat,  wo  die  Nationali  »kononiie  in  der  Verwandtschaft  des 
hpsitzlosen  Arbeitsverhältnisses  mit  dem  Kaufe  das  Wesen  des  ersteren 
zu  finden  g'cg'laubt  hat.  Im  (TCt^enteil,  diese  Anschauung  hat  eine 
große  und  recht  verhanj^misvolle  Rolle  gespielt,  Sie  wurde  von  dem 
an  Adam  Smith  sich  anschließenden  Liberalismus  im  Kampfe  gegen 
die  überkommenen,  den  Arbeiter  vor  Ausbeutung  schützenden,  aber 
den  (iroßindustriellen  so  unbequemen  Arbeitsordnungen,  Lehrlings- 
gesetze etc.  auf  den  Schild  erhoben.  Mit  ihr  bewies  man,  wie  es 
auch  Smith  getan  hatte,  daß  sich  die  Gesetzgebung  ebensowenig  in 
das  Arbeitsverhältnis  einmischen  dürfe,  wie  sie  es  beim  Kaufge- 
schält  tue^). 

Aber  jene  manchesterlichen  Anschauungen  sind  längst  nicht 
mehr  die  herrschende  Ansicht  der  Nationalökonomie.  Es  ist  gerade 
das  Verdienst  der  späteren  Schulen,  nachgewiesen  zu  haben,  daß  die 
Betrachtung  des  Arbeitsverhältnisses  als  Kaufgeschäft  lediglich  eine 
symbolische  Bedeutung  hat  „Man  wird  sagen  können",  meint 
Schmoll  er-),  „die  beiden  älteren,  theoretischen  Schulen  hätten  sicdi 
das  Arbeitsverhältnis  durch  entgegengesetzte  allgemeine  Vorstellungen 
klar  20  machen  gesucht.  I^e  Liberalen  sahen  in  ihm  nur  einen 
Marktvorgang  wie  andere  .  .  .  Um  Marktvorgänge  handelt  es  sich 
in  der  Tat;  Angebot  und  Nachfrage  treten  sich  auf  dem  Arbeits- 
markte gegenüber,  ihre  Größen  Verhältnisse  vdrken  ganz  wesentlich 
anf  die  Lohnhöhe  und  die  Machtstellung  der  einen  und  der  anderen 
Seite".  Aber  auf  die  selbständige  Eigenart  des  Arbeitsverhältnisses 
als  soziale  Form  ist  das  ohne  Einflufi»  wie  z.  B.  auch  die  Kreditge- 
schäfte nicht  aufhören»  eigenartige  ökonomische  Vorgänge  darzustellen, 
obwohl  sie  gleichlalls  „Marktvorgänge*"  sind. 

Das  Charakteristische  des  Arbeitsverhältnisses  nun,  insbe- 
sondere gegenüber  dem  Kaufgeschäft,  ist,  daß  es^ein  Herrschafts- 
verhältnis eines  Menschen  Aber  einen  anderen  ist.  Der  Unter- 
nehmer, der  lediglich  sein  fertiges  Produkt  auf  den  Markt  bringt, 
arbeitet,  wie  wir  sahen,  fOr  die  Allgemeinheit,  für  einen  beliebigen 
Kreis  von  Personen.  Deren  Bedürfnissen,  Geschmack,  Wünschen 
muß  auch  er  sich  unterordnen,  aber  das  muß  schließlich  jeder,  der 
auf  Absatz  auf  dem  Markte  rechnet,  und  diese  Unterordnung  unter 
die  Allgemeinheit  bedeutet  kaum  viel  mehr,  als  jedes  Gesellschafts- 
leben vom  einzelnen  als  ^way  noltrtHdy  fordert  Ein  ganz  anderes 
Anaeben  aber  gewinnt  sie,  sobald  sich  der  Arbeitende  dem  Willen 

i)  VefgL  hierzu  Brentano,  ArbeitsvcrhällDis,  iusbos.  Kup.  8  u.  9. 
i)  Grundiiß  II,  §  205,  5.  269. 

AbkuMumg^  4,  »UMtoir.  Scminsn     Jen«,  Bd.  H,  ll«tl  'i.  ^ 
Bei  BaiKbe  und  bfltere  ArMt. 
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eines  bestimmten  einzelnen  unterzuordnen  hat»  worin  wir  das  Wesen 
des  Arbeitsverhältnisses  sehen.  Mag  der  Wille  des  Arbeitgebers  nur 
so  weit  gehen,  daß  er  das  Ziel  der  Arbeit  vorzeichnet,  und  die  Aus* 
führung  dem  Arbeitnehmer  vollständig  Qberlassen  bleiben»  mit  der 
Verpflichtung,  jenem  seine  Arbeit  zu  widmen  und  das  Produkt  abzu- 
liefern, vertiert  der  Arbeitnehmer  doch  immerhin  ein  großes  StQck 
seiner  persönlichen  Freiheit  Mag  sich  die  Machtbefugnis  des  Arbeit- 
gebers so  weit  von  absolutistischer  Herrschaft  entfernt  haben,  wie  das 
Recht  dessen,  der  einem  Künstler  einen  Auftrag  erteilt  hat,  von  den 
Eigentümerrechten  des  Herrn  über  seinen  Sklaven,  wenn  „die  Kunst 
nach  Brot  gehf,  muß  auch  sie  ihren  stolzen  Nacken  beugen.  In 
mehr  denn  einer  Beziehung!  Der  Künstler  muß  innerhalb  angemes- 
sener Frist  das  Werk  anfertigen,  mag  er  dazu  noch  so  wenig  in 
»Stimmung"  s^n,  er  muß  sich  in  seinen  Lebensgewohnheiten  nach 
dem  Auftraggeber  richten,  wenigstens  auf  einer  mittleren  Linie  mit 
ihm  sich  trdTfen,  in  die  Arbeitsstätte  sich  schicken,  die  die  Natur  des 
Auftrages  vorschreibt,  ja  selbst  Anordnungen  in  bezug  auf  die  künst- 
lerische Ausführung  muß  er  —  wenn  ausdrücklich  oder  stillsdiwei- 
gend  vereinbart  —  Folge  leisten.  Das  höchste  Staatsamt  legt  eine 
Fülle  von  Pflichten  nicht  nur  für  den  Dienst,  auch  für  das  Leben 
als  Mensdi  und  Staatsbürger  auf.  Selbst  d^  Arzt  wird  in  gar  ntdit 
unbeträchttichem  Maße  von  dem  Patienten  abhängig:  nicht  nur,  daß 
er  ihm  in  seine  Wohnung  folgt,  unter  Aufgabe  seiner  frden  Zeitbe- 
stimmung sich  dem  Gange  der  Krankheit  unterordnet,  auch  insofern, 
als  er  in  seiner  Arbeit  darauf  angewiesen  ist,  daß  der  Kranke  sich 
nach  seinen  Anordnungen  hält;  bis  zu  einem  gewissen  Grrade  (Ope- 
rationen!) ist  er  ja  sogar  an  die  Vorschriften  des  Patienten  gebunden. 

Aber  das  sind  nur  die  äußersten  Sfutzen  des  Artieitsverbält- 
nisses,  bei  denen  die  Unterordnung  auf  ein  Mindestmaß  herabgesetzt 
erscheint  Die  große  Masse  der  Arbeitnehmer,  neun  Zdmtel  der- 
selben, hat  in  ganz  anderer  Weise  zugunsten  des  Arbeitgebers  auf 
ihre  Freiheit  zu  verzichten;  man  denke  an  den  Familienvater,  der 
zehn  Stunden  des  Tages  oder  mehr  in  der  Fabrik  arbeitet  an  den 
Dienstboten,  der  seine  Arbeit  der  Herrschaft  zu  jeder  Tages-  und 
Nachtzeit  beinahe  zur  Verfügung  zu  halten  hat  Im  Durchschnitt 
heißt  ein  Arbeitsverhältnis  eingehen:  sich  Aufenthaltsort,  Art  der 
Besdiäftigung,  Arbeitszeit  von  einem  andren  vorschreiben  lassen. 
Was  das  in  sanitärer,  sittiicher»  ökonomischer  und  rechtiicher  Be- 
ziehung bedeutet  hat  mit  bewegüdien  Worten  Brentano  im  ,^Vrbeits- 
verhältnis  gemäß  dem  heutigen  Recht"  ausgeführt  >): 

1)     190  fl. 
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Das  Arbeitsverhältnis  „bestimmt  nicht  nur  den  Aufenthalt"  des 
Arbeitnehmers  ,,an  einem  bestimmten  Orte  des  Landes,  sondern  auch 
an  einer  bestimmten  Stätte.  Nötig trifalls  muß  er  daher  in  sclilccht 
ventiiierten,  mit  Kranklu  Itsstoffen  gesättigten  oder  infolge  von  schänd- 
licher (?)  Ökonomie  des  Arbeitgebers,  z.  B.  in  Unterhaltimg-  des  Baues, 
gefahrdrohenden  Räumen,  sein  Leben  aufs  Spiel  setzen.  Mit  der 
Arbeitsstätte  wird  zugleich  über  die  Umgebung  des  Arbeiters  be- 
stimmt. Sie  bestimmt,  an  wessen  Seite  der  Arbeiter  seine  Ware  ver- 
kauft, und  diese  Bi'stimmung  ist  für  ihn  von  der  gruljtcn  Bedeutung-. 
Denn  nicht  nur  kann  die  Ungeschicklichkeit  oder  Nachlässigkeit 
seines  Nachbarn  seine  Arbeit  hemmen  oder  ver(i  r'ij«:  n  und  dadurch 
sein  Verdienst  schmälern,  die  l'nerfahrenheit  desselben  kann  ihm 
auch  Leib  und  Leben  gefährden.  Endlich  führt  diese  BcbLiinmung 
der  Umgebung  des  Arbeiters,  wie  A.  Smith  schon  bemerkte,  ebenso 
Idrht  neben  den  Lasterhaftesten  wie  neben  den  I'esten.  Man  denke 
sich  nur  einen  jungen  Arbeiter  an  der  Seite  eines  in  allen  Lastern 
groß  gewordmen  Schurken." 

„Der  Arbt  iti  r  ist.  solange  er  seine  Ware  verkauft,  leiblich  und 
t[fistig  ge!)under;,  und,  um  nur  überhaupt  zu  verkaufen,  muf^  er  gleich 
für  einen  Zeitraum  von  gewisser  Dauer  vrrkaufen.  Die  Bestimmung 
dieses  Zeitraumes  aber,  die  Bestimmung,  wieviel  Stunden  gearbeitet 
werden  soll,  ob  Überzeit  und  ob  Nachtzeit,  bestimmt  zugleich  auch 
über  die  physische  Erschöpfung  des  Arbeiters;  von  ihr  hängt  ab,  ob 
letzterer  die  Gelegenheiten,  die  ihm  zu  seiner  geistigen  und  sittlichen 
Bildung  geboten  werden,  benutzen  kann,  oder  ob  er  die  ganze  Er- 
holung seines  müden,  überreizten  Körpers  in  wüstem  Schwelgen 
sucht;  sie  bestimmt  ferner  über  das  Familienleben  des  Arbeiters,  über 
die  Überwachung  der  Erziehung  der  Kinder  desselben,  über  die  Er- 
füllung seiner  politischen  Pflichten,  kurz  über  sein  ganzes  Leben." 

Wie  dieser  Einfluß  bei  gewissen  hochstehenden  Arbeitsverhalt- 
nissen oder  in  Anbetracht  sehr  kurzer  Dauer  des  Verhältnisses  außer- 
ordentlich gemildert  sein  kann,  wird  auf  der  anderen  Seite  ebenso- 
oft die  Machtbefugnis  des  Arbeitgebers  noch  wesentlich  erweitert, 
ndem  ihm  die  nähere  Festsetzung  der  zu  verrichtenden  Arbeit  zu- 
steht „Denn  der  Arbeitsbegriff  ist  nicht  so  fest,  daß  nicht,  obwohl 
der  Arbeitsvertrag  über  eine  gewisse  Art  von  Arbeit  geschlossen 
worden  ist,  beim  Vollzug  die  Anordnung  dieser  otler  jener  Unterart 
Platz  fände^  also  daß  selbst  die  Art  der  Arbeit  der  Direktion  unter- 
faUen  kann.  Zur  l*"rläuterung  braucht  man  nicht  weit  zu  greifen. 
Das  sogenannte  Mädchen  für  alles  schuldet  Dienstbotenarbeit,  aber 
die  Herrin  kann  Waschen  oder  Kochen,  Nähen  oder  Frisieren  an- 

2» 
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ordnai,  Arbeiten,  die  in  Anbetracht  ihrer  beruflichen  Separierung 
gewiß  als  von  verschiedener  Art  bezeichnet  werden  können.  Nicht 
vid  weniger  disparat  sind  die  Arbeitsarten,  mit  deren  Vornahme  der 
Arbeitnehmer,  der  zu  landwirtschaftUc^er  Arbeit  gedungen  worden 
ist,  den  Arb«tsvertrag  vollzieht;  man  denke  nur  an  Mdken  und 
Pflügen,  Mähen  und  Dreschen.  Und  der  Mann,  der  heute  den  Papa« 
geno  und  morgen  den  Sekretär  Wurm  zu  spielen  hat,  vollbringt  damit 
heterogene  Arbeiten*).** 

FQr  das  besitzlose  Arbeitsverhältnis  —  im  wesentlichen  nur 
dieses  hat  Brentano,  wie  ja  Oberhaupt  alle  Schriftsteller  bis  auf  Lot- 
mar  (Arbeitsvertrag  nach  den  bürgerlichen  Recht),  Endemann  (Die 
rechtliche  Behandlung  der  Arbeit)  und  wenige  andere,  im  Auge  — 
für  das  besitzlose  Arbeitsverhältnis  hat  Brentano  die  Ursache  der 
tiefen  Eingriffe  in  die  Persöntichkät  des  Arbeitndmiers  darin  gefun- 
den, daß  Mensch  und  Arbeitskraft  identisch  sind.  „Was  ist  die 
Arbeit?  I^e  Nutzung  der  Arbeitskraft  Die  Arbeitskraft  aber  ist 
nichts  anderes  als  der  Mensch  selbst,  insofern  er  Leib,  Verstand  und 
Herz  —  denn  alle  drei  müssen  bei  jeder  Arbeit  mitwirken  —  zum 
Erwerb  wirtschaftlicher  Güter  verwendet;  die  Arbeit  also  ist  nichts 
anderes,  als  die  Nutzung  vom  Menschen  selbst  *).*•  Wer  sie  in  einem 
Arbeitsverhältnis  zu  Markte  trägt,  verkauft  ein  Stück  von  sich  selbst 
Er  verwickelt  seine  Person  in  einer  Weise  in  das  Rechtsverhältnis, 
wie  das  nicht  annähernd  bei  irgend  einer  Form  der  Fall  ist,  bei  der 
es  sich  um  einen  Vermögen  sauf  wand  handelt  Wer  einen  solchen 
schuldet,  ist  nur  für  sein  Vermögen  verpflichtet  Arbeit  dagegen  ist 
nichts,  „was  zur  Habe  einer  Person  gehören  kann;  da  es  vielmehr 
dem  Sein  entspringt^)",  wer  zur  Arbeitsleistung  verpflichtet  ist,  ist 
dew  anderen  mit  seiner  Person  verpflichtet*). 

Zu  dieser  Eigenschaft  der  Arbeit,  ein  Stück  der  Persönlichkeit 
des  Arbeitnehmers  zu  sein,  kommt  beim  besitzlosen  Arbeitsverhält- 
nis die  ökonomische  Zwangslage  des  Arbeitnehmers  hinzu.  Sie 
liefert  ihn  dem  Arbeitgeber  mit  gebundenen  Händen  aus.  Um  über- 
haupt arbeiten  und  sich  seinen  Lebensunterhalt  verdienen  zu  können, 
muß  er  sich  Wünschen  und  Anordnungen  des  Arbeitgebers,  der  sich 
in  der  glücklichen  Lage  befindet,  warten  zu  können,  fügen.  Aber 
das  ist,  wie  auch  Brentano  hervorgehoben  hat,  ein  Accidentaie  negotii, 

1)  Lotinar,  „Axbeitsvertrag",  5.  94. 

2)  Brent.mo,  „Arbeitsverhältnis",  S,  183. 

3)  Lot  mar,  Arbeitsvertrag  I,  S.  7. 

41  i'bcr  den  Unterschied  dieser  Bindung  von  der  jedem  Scbuldverbäitnis  eigncD 
„pcrsüaliclien  Heilung"  vergl.  Lot  mar,  cod.  S.  8. 
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«n  Accidentale  nämlich  des  besitzlosen  Arbeitsverhältnisses.  Dieser 
Vrirzuij  des  Arbeitjrebers  steht  und  fällt  mit  der  jjroßen  Verst  liieden- 
heit  in  der  wirtschaftlichen  Stellung  der  beiden  Parteien.  Und  wir 
(!urfen  eine  weitere  zufällij^e  Eigensdiaft  des  besitzlosen  Arbmtsver- 
hältnisses  hinzufügten,  die  die  Machtbefugnis  des  Arbeitgebers  gegen- 
über dem  Arbeitnehmer  erhobt:  den  Fabrikarbeiter,  den  Knecht,  den 
Dienstboten  trennt  von  seinem  Herrn  ein  großer  Bildungsunterschied, 
sie  verfügen  regelmäßig  nicht  über  die  erforderliche  Sachkunde.  T)it^ 
kommt  vielmehr  nur  dem  Arbeitgeber  zu,  und  das  Verhältnis  zwischen 
ihnen  ist  seiner  innersten  Natur  nach  darauf  angelegt,  daß  dieser  die 
Arbeit  in  eingehender  Weise  leitet,  ihnen  jeden  Schritt  und  jede 
Handreichmig  vorschreibt,  daß  jener  befiehlt  und  diese  gehorchen. 

Der  Arzt,  der  Künstler,  der  Beamte  dagegen  ist  weder  nach  der 
Seite  der  wirtschaftlichen  Lage  noch  der  Sachkunde  in  solcher  Wdse 
im  Rückstände  gegen  seinen  Arbeitgeber.  Aber  audi  er  gerät,  wie  wir 
sahen,  in  rechte  Abhängigkeit  von  diesen.  Hier  zeigt  sich  eben  das 
von  Brentano  gefundene  Prinzip  erst  in  seiner  Reinheit:  Die  Arbeits- 
kraft ist  der  Mensch  selbst,  sie  veräußern  heißt  sich  selbst  veräußern. 

Immerhin  wird  man,  wenn  man  für  das  Arbeitsverhältnis  in 
sdnem  ganzen  Umfang  sprechen  will»  einen  Schritt  weiter  gehen 
müssen,  als  es  Brentano  getan  hat  Er  bezeichnet  die  Arbeitskraft 
als  die  „Nutzung  des  Menschen"  und  sagt*):  „Da  jeder,  der  die 
Nutzung  von  etwas  kauft,  dadurch  notwmdig  die  Herrschaft  über 
das  Nutzung  Gebende  erlangt,  erwirbt  der  Käufer  der  Arbeit  durch 
seinen  Kauf  auch  die  Herrschaft  Über  die  Arbeitskraft,  d.  h.  über 
den  ganzen  Menschen  .  .  .**  Wann  aber  verkauft  der  Arbeitnehmer 
seine  Arbeitskraft  und  wann  nur  das  fertige  Produkt  seiner  Arbeit, 
wie  beim  eigentlichen  Kaufgeschäft?  Wir  versuchten  oben  (S.  13) 
an  dem  Beispide  des  Künstlers,  der  ein  Portrait  auf  Bestellung  her- 
stellt, darzutun,  daß  gerade  die  Frage  nach  dem  Objekt  des  Ober- 
iassungsvertrages  ein  stichhaltiges  Kriterium  zur  Unterscheidung  des 
Arbeitsverhältnisses  vom  Kaufe  nicht  abgibt.  Verkauft  schließlich  nicht 
jeder,  der  ein  Produkt  seines  Fleißes  auf  den  Markt  bringt,  ein  Stück 
von  sich  selbst?  Ein  Tatbestandsmerkmal,  in  dem  steh  zwei  soziale 
Formen  so  nahe  berühren,  kann  unmöglich  die  spezielle  Eigenart  der 
der  einen  von  ihnen  ausmachen. 

Bei  den  obigen  Betrachtungen  (S.  13  f.)  sind  wir  zu  dem  Resultat 
gekommen,  daß  das  Unterscheidungsmerkmal  darin  zu  suchen  ist,  daß 
beim  Arbotsverhältnisse  die  Arbei^ immer  für  einen  bestimmten  einzel- 
nen verrichtet  wird,  und  wir  haben  anfangs  dieses  Kapitels  darauf  hin- 

t)  s.  185. 
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gewiesen,  wie  der  Zwang  zur  Unterordnung,  dem  <in  sich  jedes  Glied 
der  Gesellschaft  und  im  besonderen  jeder,  der  auf  Absatz  auf  dem 
Markte  rechnet,  unterliegt,  wie  der  Zwang  sofort  ganz  andere  Formen 
annimmt,  sobald  es  beißt,  sich  dem  Willen  eines  bestimmten 
einzelnen  zu  unterwerfen.  In  dieser  Unterordnung  unter  den 
Einzelnen  li^t  das  Besondere  des  Arbeitsverhältnisses!  Mit  ihr  ist 
eine  Annäherung  eines  Menschen  an  einen  anderen  von  einer  Intensität 
gegel»en,  die  das  Arbeitsverhältnis  der  Ehe  und  Familie  vergleichbar 
macht,  die  es  mit  diesen  sozialen  Formen  die  große  Zahl  von  Rdbungs- 
flächen  teilen  läßt»  die  jedes  In-nabc^BerOhrung-kommen  der  Menschen 
mit  sich  bringt 

Man  wird  also  die  soziale  Eigenart  des  Arbeitsverhältnisses 
dahin  festzustellen  hab^:  Das  Arbeitsverhältnis  ist  ein  Herr- 
schaftsverhältnis eines  Menschen  Ober  einen  anderen.  Denn 
einem  anderen  Arbeiten  leisten,  heißt  seine  Arbeitskraft, 
d.  i.  sich  selbst,  dem  Willen  des  anderen  unterordnen. 

Für  die  Wahrheit  dieses  Satzes  können  wir  uns  auf  klassische 
Zeugnisse  berufen.  Mit  ihrem  feinen  RechtsgefOhl  hatten  ihn  die 
Römer  längst  erkannt.  Auf  ihn  führt  die  Unterscheidung  der  operae 
illiberales  und  liberales  zurflck.  Die  letzteren  umfassen  die  wissen^ 
schaftlichen,  die  höheren  technischen  und  die  kanstlerisdien  Leistungen. 
Sie  standen  nach  römischer  Auffassung  zu  hoch,  als  daß  sie  sich  mit 
d^  Zwang  und  der  Unterordnung  eines  Arbeitsverhältnisses  ver- 
tragen hätten*).  Deshalb  verweigerte  man  Verträgen  Qber  sie  die 
Klagbarkeit  Die  Arbeit  des  Gelehrten,  des  Künstlers  sollte  frei 
bleiben,  frei  vom  Drucke  des  Arbeitgebers  und  frei  von  der  Sucht 
nach  den  Gütern  dieser  Wdt  Illiberales  autem,  sagt  Cicero  (de 
off.  I,  42),  et  sordidi  quaestus  mercenariorum,  omniumque  quorum 
operae  non  artes  emuntur;  est  enim  illis  ipsa  merces  auctoramentum 
servitutis.  IMesem  selben  Geiste,  dem  Aristoteles  den  Ausdruck  gab: 
„die  Lohnarbeit  macht  den  Geist  unfrei  und  erniedrigt  ihn^  mag 
Piatons  Idee  entsprungen  sein,  daß  die  beiden  Stände,  die  das  Staats- 
leben  zu  leiten  und  zu  ordnen  haben,  die  dQxovtee  und  iniHWQot,  von 
wirtschaftlicher  Arbeit  frei  sein  sollten,  eine  Idee^  die  in  der  Classe 
disponible  der  Fhysiokraten  wiederkehrt  und  schließlich  auch  in  der 
Bestimmung  des  Artikels  32  unserer  Rdcfasverfassung,  daß  die  Mit« 
gWeder  des  Reichstages  als  solche  keine  Besoldung  oder  Entschädi- 
gung beziehen  dürfen,  mnen  schwachen  Abglanz  findet 

1)  Vcrpl.  oV>en  S.  lo. 

2)  V*t^l.  hieuu  J-o wc-nfeld,  ,,übcr  den  Dienst-,  Werk-  und  Aufuagscftriiji  ii.^tb 
dein  Entvvuil  des  B.G.B."    In  „Gutachten  aus  dein  Auwall&stande'',  bes.  S.  889,  890,  892  f. 
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Wenn  seitdem  das  Bewußtsein  von  dem  naturnotwendigen  Zwange 
jedes  Arbeitsverhältnisses  fast  verloren  gegangen  ist,  so  mag  das 
einerseits  dem  Einflüsse  des  Christentums  zuzuschreiben  sein,  das 
fleißige  Arbeit  forderte  und  einst  so  weit  ging^,  daß  es  zu  ihren 
Gunsten  das  Zinsennehmen  untersagte,  andererseits  dem  Umschwünge 
der  ökonomischen  Verhältnisse  zur  Volks-  und  Weltwirtschaft,  der 
unser  Wirtschaftsleben,  bald  wie  mit  dem  Geldverkehr,  mit  „Arbeit 
zu  fremden  Gebrauch**  durchsetzt  hat  Doch  sind  das  £ntwickiungs> 
reihen,  die  uns  von  unserem  Ziele  weit  abtreiben  würden. 

Dies  Ziel  ist:  darzutun,  da0  das  Arbeitsverhältnis  eine  selbstän- 
dige Institution  unseres  Wirtschaftslebens  ist  Wir  verstehen  darunter 
^ne  partielle,  bestimmten  Zwecken  dienende,  zu  einer  selbständigen 
Entwicklung  gelangte  Ordnung  des  Gemeinschaftslebens^  welche  das 
feste  GefäB  für  das  Handeln  von  Generationen,  oft'  von  Jahrhunderten 
abgibt:  das  Eigentum,  die  Sklaverei,  die  Ehe,  die  Vormundschaft, 
das  Marktwesen,  das  Mflnzwesen,  die  Gewerbefreiheit  Das  sind  Bei- 
spiele von  Institutionen^).**  Ihnen  steht  wie  unsere  Betrachtungen 
wohl  ergeben  haben,  das  Arbeiteverhältnis  gleichwertig  zur  Seite. 

Soweit  es  von  „Arbitern**  eingegangen  wird,  ist  das  wissen- 
schaftliche ^ne  —  in  der  Hauptsache  stillschweigend  —  anerkannte 
Tatsache.  Aber  die  ökonomische  Stellung  des  Arbeitsverhält- 
nisses als  selbständiges  S3^em  der  Verbrauchsgüterbescfaaffung  neben 
nEigenarbeit*'  und  „entgeltlichem  Besitzwechselverkehr  mit  Unter* 
oehmem**^,  femer  die  historische  Tatsache,  daß  die  Sklavenarbeit 
dem  Herrn  persönliche  Bedienung  wie  ärztliche  Hülfe"),  die  belehnten 
Kloster  dem  Ritter  geistige  Dienste  leisteten,  wie  die  Fronhöfe  wirt« 
sdiaftliche^),  daB  dfe  moderne  Unternehmung  neben  Handarbeitern 
hochgebildete  Beamte  beschäftigt  die  Tatsache  mit  andern  Worten, 
daß  von  jeher  die  jeweilige  Form  des  Arbeitsverhältnisses  sowohl 
dazu  gedient  hat  dem  Arbei^eber  die  körperlichen  als  auch  die 
geistigen  Kräfte  anderer  nutzlKU*  zu  machen,  und  endlich  die  Tat- 
sache, daß  alle  und  jedes  Arbeitsverhältnis  ein  charakteristisches  Un- 
terordnungsverhältnis  eines  Menschen  unter  einen  andern  bedingt, 
diese  Tatsachen  lassen  jene  bisher  beliebte  Beschränkung  des  Aus- 
druckes , hei ts Verhältnis**  und  die  Beschränkung  seiner  einheit- 
lichen Natur  auf  das  besitzlose  Arbeitsverhältnis  als  will- 
kürlich und  unhaltbar  erscheinen. 

i)  Schmoller,  GrundriÖ,  §  31. 
2;  S.  oben  S.  7 — 15,  s.  bes.  S.  15. 
3)  S.  ohcn  S.  8. 
«)  S.  oben  S.  8—9. 
S)  S.  oben  S.  1 1  f. 
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Für  unser  Thema:  I'^ildcn  Verträge  über  höhere  und  Verträge 
über  niedere  Arbeit  ein  einheitliches  System,  oder  sind  sie  durch  iin- 
ühcrVirückbare  Verschiedenheiten  getrennt?  haben  wir  damit  in  l^r 
hrkenntnis,  daß  das  Arbeitsverhältnis  um  sie  beide  ein  einheit- 
liches Band  schlingt,  und  für  die  Darstellung  ihrer  sozialen  Eigenart 
in  dem  üim  eigentümlichen  ünterordnungsverhältnis  die  erste 
ürundlage  gefunden. 

Formell  fügen  sich  die  in  Arbeitsverhältnissen  geleistete  höhere 
und  niedere  Arbeit  —  im  wesentlichen  wenigstens  —  sogar  zu  einer 
noch  engeren  Gemeinschaft  zusammen.  Nämlich  durch  das  Band 
des  „Arbeitsvertrags." 

4-  Kapital, 

Der  Arbeitsvertrag  als  Generalform   des  modernen  (höheren  und 

niederen)  Arbeitsverhältnisses. 

Wenn  wir  vom  Arbeitsverhältnisse  sprechen  als  der  „Vereini- 
gung zweier  Personen  zu  der  sozialen  Form,  dali  die  eine  Zweck 
imd  Inhalt  der  Arbeit  bestimmt  und  ilir  der  materielle  oder  ideelle 
Erfolg  davon  zukommt,  die  andere  diese  entsprechend  ausführt"  so 
haben  wir  uns  gegenwärtig  zu  halten,  daß  wir  damit  nicht  eine  er- 
schöpfende Definition  einer  konkreten  gesellschaftlichen  Form,  son- 
dern die  eines  konstruierten  Sammelbegriffes  geben.  .Arbeitsver- 
hältnis" bezeichnet  nur  die  „Gattung",  zu  der  sich  die  verwandten 
, Arten"  zusammenstellen  lassen.  Im  einzelnen  weisen  diese  daneben 
nicht  unerhebliche  Unterschiede  auf. 

Zu  allen  Zeiten  aber  hat  es  eine  spezies  gegeben,  die  derartig 
überwog,  daß  man  sie  als  den  Prototyp  des  genus  bezeichnen  konnte. 
Als  in  Rom  auf  6 — 7  Millionen  römischer  liürger  13 — 14  Millionen 
Sklaven  kamen,  als  die  Fronhofswirtschaft  in  Deutschland  blühte, 
gab  (  s  \v(  iiIl;  Raum  für  andere  Arten  von  Arb«teverliakniss< n  als 
dit  Sklaven-  bezw.  die  Fronarbeit  Vorher  war  es  die  Familien- 
•  Wirtschaft  unter  d(  r  T'atria  potestas,  niichher  die  eigenartigen,  auf  den 
(it'sellen-  und  Gesindeordnungen  basierten  AutoritÄtSverhältnisse,  und 
heute  ist  es  der  Arbeitsvertrag,  der  die  fast  ausschließlich  berr* 
sehende  Form  des  Arbeitsverhältnisses  bildet. 

Der  Hegriff  des  Arbeitsvertrags  ist  nicht  minder  strittig  als  der 
des  Arbeitsverhältnisses,  nicht  minder  Zerrbild  in  der  Ausdrucksweise 
der  verschiedenen  politischen  Richtungen,  wie  die  Bezeichnungen 
„Arh<?'^ii^'l"iit!r''  und  „Arbeiter".  Für  ihn  hat  aber  jetzt  Lotmar  durch 
sein  gleichnamiges  Werk  der  Wissenschaft  den  festen  Baugrund  ge- 

1)  S.  oben  S.  15. 
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sichert').  Danach  ist  er  „der  gegenseitij?e  obligatorische  Ver- 
trag, in  welchem  die  Vertragschließenden  die  Leistung  von 
Arbeit  durch  den  einen  und  die  Leistung  von  Entgelt  durch 
den  anderen  vereinbaren"*). 

Also  zunächst  ein  VertragsverhAltnis.  Eine  Geschichte  liegt 
in  (iiesein  Worte!  Eine  Geschichte,  die  von  einer  der  großartigsten 
Veränderungen  im  Geistes-  und  Wirtschaftsleben  der  Menschheit  er- 
zahlt und  wohl  zu  den  interessantesten  Gntwicklungsreihen  des  Kultur- 
fortschrittes  gerechnet  werden  darf.  Denn  erst  in  einem  mehrtausend- 
jährigen, heifien  Kampfe  hat  sich  das  Arbeitsverhältnis  von  den  ein- 
seitigen Autoritätsverhältnissen  zu  solcher  freiheitlichen  Form  durch- 
ringen mflssen.  Wo  einst  allein  der  Paterfamilias  diktatorisch  an- 
ordnete, wo  der  Wille  des  Herrn  der  Sklaven  unumschränkt  und 
später  der  Wille  des  Fronherrn  bald  ebenso  frei  herrschte,  wo  ein- 
seitig von  den  Meistern  gesetzte  Gesellenordnungen  bestimmten,  ent- 
scbeidet  heute  die  gleichberechtigte  Vereinbarung  gleichberechtigter 
Arbeitgeber  und  Arbeitnehmer.  Nur  wenig  Arbeit,  die  Oberhaupt 
über  die  Transmission  des  Arbeitsverhältnisses  läuft,  ist  es  noch,  die 
nicht  in  einer  solchen  ihren  Rechtsgrund  hat  So  greift  die  Pflicht 
der  Ehefrau,  zu  gewissen  Arbeiten  im  Hauswesen  und  unter  Um- 
ständen ihre  und  der  Kinder  Pflicht,  im  Geschäfte  des  Mannes  mit- 
zuhelfen, gewisse,  Arbelt  fordernde  Ehrenämter,  wie  die  der  Schöffen 
und  Geschworenen  etc.,  unmittelbar  auf  das  Gesetz  zurück,  der  mili- 
tärische Dienst  beruht  vollständig  auf  einseitigem  Autoritätsverhältnis 
und  In  der  Stellung  der  öffentlich-rechtlichen  Beamten  sehen  wir  eine 
Mtttelform^.  Im  Qbrigen  aber  hat  kein  Gutsherr  heute  mehr  das 
Recht,  die  Kinder  seines  Gesindes  zu  zwingen,  bei  ihm  in  Arbeit  zu 
treten.  Keine  Gefängnis-  und  Zuchthausstrafen  erzwingen  mehr,  wie 
einst  die  Gesellen-  und  Gesindeordnungen,  die  tatsächliche  Leistung 
fibemommener  Arbeiten  *),  Der  „freie  Arbeitsvertrag"  ist  Rechtsgrund 
und  Maß  der  Arbeiten,  d.  h.  Arbeitgeber  und  Arbeitnehmer  setzen 
durch  rechtlich  freie  Vereinbarung  fest: 

1)  VeiKl.  Bd.  I,  S.  32  ff.,  bes.  S.  53  ff. 
a)  Vts^.  S.  Sa. 

3)  Das  Nähere  »iebe  Lottnar,  S.  33  ff. 

4)  Die  mittelalterlichen  Bestimmungen  unserer  t.icsindeordnimgen  sind  ja  j^liicklicherx^  >  ist 
eine  singiiläre  Aiisnahmp,  vergl,  (htm  Kahler,  (jcsindewtscn  und  (Icsindereclit  in  1><tiisih- 
Und  bes.  S.  2I9(.;  femer  Lot  mar,  Hd.  I,  S.  10;  v,  1<  ranken  bcrg,  Der  Arbcits\t)uaji 
iMdi  dem  B.G.Bv,  Sos,  Pmis,  Bd.  IX,  Nr.  15  etc  Audi  über  die  Auinabmcbntimnuuii:<.-n 
für  Kiicgueilen,  §339  St.G-B.,darfen  wir  hinwegsehen.  Im  allgemeinen  gilt  fflr  die  Fnge 
der  Er/winguiig  von  Arbeiten  C.P.O.,  §  888  Abs.  a,  wonadi  der  Sdiuldncr  tdcht  dwdi 
Geldstrafen  zur  Leistung  geschuldeter  Dienste  angphjüten  werden  kann,  wie  das  bei  Ver- 
pflichtung zu  andero  liandiungen  möglich  isL 
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die  Art  der  zu  leistenden  Arbeiten, 

die  tagliclie  Arbeitszeit. 

die  Dauer  des  Arbeitsverhältnisses, 

die  Kündij^mngsfristen, 

die  l  lAhe  des  Entgeltes, 

den  Zahlungsmodus  desselben, 
und  unter  Kinhaltung  der  Kündigungsfrist  hat  jederzeit: 
der  Arbeitnehmer  das  Kündigungsrecht, 
der  Arbeitgeber  das  Entlassungsrecht 
Diesem  formellen  Inhalt  des  Arbeitsvertrags  tritt  als  wirtschaft- 
licher an  die  Seite:  daß  der  Arbeitnehmer  Arbeiten  irgendwelcher 
Art  zu  leisten  verspricht  und  ihm  dafür  ein  Entgelt  vom  Arbeitgeber 
zugesichert  wird.  Auch  heute;  wird  ja  noch  mancher  Dienst  —  meist 
um  der  Freundschaft  oder  iNächsten liebe  willen  • —  umsonst  geleistet 
(„Auftrag",  „unentgeltlicher  Verwahrungsvertrag"),  öfters  stehen  ja 
auch  Arbeit  und  Vergütung  in  so  entferntem  Verhältnis  zu  einander, 
daß  man  von  einem  „Entgelt"  nicht  mehr  sprechen  kann  (Gesellschaft, 
Volontäre),  Formen  des  Arbeitsverhältnisses,  die  nicht  die  General- 
form des  Arbeitsvertrags  angenommen  haben  <).  Im  allgemeinen  aber 
zwingen  unsere  Kulturverhaltnisse,  von  verschwindend  wenigen  Aus- 
nahmen abgesehen,  jedermann,  seine  Arbeitskraft  wirtschaftlich  zu 
verwerten  und,  wenn  er  dazu  die  Form  das  Arbeitsverhältnisses  wählt, 
gegen  Entgelt  zu  arbeiten.  Loewenfeld  sucht  ja  das  in  seinem 
.Aufsätze  „Über  den  Dienst-,  Werk-  und  Auftragsvertrag  nach  dem 
Entw.  des  BGB.  '^)  zu  widerlegen  und  darzutun,  daß  man  den  höheren 
Berufen  nicht  ihre  Leistungen  bezahle,  sondern  ihnen  nur  eine  „Susten- 
tation*'  zum  standesgemäßen  I^bensunterhalte  gewähre.  Den  Beweis 
fflr  diese  Behauptung,  insbesondere  die  Kennzeichnung  des  Unter- 
schiedes zwischen  beiden  Arten  ist  er  aber,  wie  eine  Reihe  von  Scfarift- 
stellern  hervorgehoben  haben,  schuldig  geblieben.  Einst  hat  es  ja 
beati  pos»dentes  gegeben,  die  ihre  Kunst  und  Wissoisdiaft  aussdhließ* 
lieh  um  ihrer  selbst  willen  üben  konnten.  Der  griechische  Meister, 
der  seine  Schüler  lehrte  oder  in  Marmor  unvergängliche  Werke  aus- 
meißelte, erhielt  keinen  klingenden  Lohn.  Aber  die  Zeiten  haben  ach 
geändert  Jene  Berufe  erfordern  heute  die  volle  Arbdt  eines  Menschen- 
lebens und  gestatten  nicht  mehr  wie  damab,  nebenher  noch  einen 
Broterwerb  zu  betreiben.  Andererseits  ist  der  ausgebildete  Geld> 
verkehr  auch  in  jene  feinsten  Kanäle  eingedrungen  und  bietet  die 
Möglichkeit,  durch  Ausübung  des  Gelehrten-  oder  Künstlerberufs,  wie 

1)  Vergl.  Lofmar.  J:d.  1,  S   57  ff,  118  ff. 

2)  ,,in  GuUchlcii  aus  dem  Anwalusundc",  iuübcä.  b.  fl. 
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durch  den  Betrieb  eines  „produktiven"  Erwerbes  die  Mittel  des  Lebens- 
unterhaltes zu  gewinnen.  Und  von  dieser  Möglichkeit  sollte  nicht 
Gebrauch  gemacht  werden? 

..Einstweilen,  bis  den  Bau  der  Welt 

Philt  isopliic  znsammenhält| 

Krhiilt  sie  ila.s  ("rptriebe 

Durch  Hunger  und  dun  h  Liebe." 

(Schiller,         Wfii weisen.) 

Loowenfold  scheint  (S.  8H6)  l>esonderen  Wert  auf  die  Beziehung 
des  Entgeltes  zur  ..I  .eistuiivj  des  sustentierten  M.itid.tt.irs"  /.u  lej^T-n. 
Tatsächlich  ist  e«;  .iber  für  die  begriff! ichn  \atur  des  I^iityellos  ^mii/. 
gleich,  an  wclclien  möglichen  Zusaniinnihang  zwischen  Arbeit  und 
Vergütung  er  arij^ekiuiiift  wird;  ob  die  einzelne  Leistung'  oder  die  auf 
sie  verwandte  Zeit  (Akkorfl-  rxler  Zeitlohn);  oli  für  d<is  Re<'lit,  die 
Arbeitskraft  eine  bestimmte  Zeit  zur  Verfügung  zu  haben,  oder  oh 
lediglich  für  das  Kri,a?bnis  der  Arbeit  (loeatio  condm  tio  opcraruni  oder 
nperisJ;  ob  mit  barer  Münze  oder  mit  einer  anderen  (legenleistung 
f<  Tcld- oder  Naturallohn)  bezahlt  wird.  Lotmar  hat  das  an  der  Hand 
tier  wirtschaftlichen  Tatsachen  und  der  Cic&ctze  in  überzeugender 
VV^eise  nachgewiesen 

Das  Entgelt  ist  es,  d.is  unter  unsern  Kultur  Verhältnissen  die 
—  nach  Lage  der  Wirtschaftsordnung  —  jinvt  ils  erforderliche  Zahl 
von  Mensciien  veranlaßt,  sieh  unter  flas  Joch  eines  A rbeilsverli.iltnisses 
zu  beui?«'n  Line  [""unktion,  die  zu  andt-ren  Zeiten  rechtlicher  Zwang 
(die  Palria  potestas.  dann  die  Unfreiheit,  spatrr  die  l'olgen  der  Be- 
lehrung und  schließlich  die  p(»lizeilichen  Strafen  tler  '  lesindr«  »rdiiungen) 
leistete.  Das  Entgelt  ist  also  das  Korrelat  zum  treieii  \'(Ttrav»"s Ver- 
hältnis. Dies  hat  den  Zwang  innerhalb  des  Arbeitsx-erhaltnisses  be- 
seitigt und  durch  die  freie  Vereinbarung  der  Parteien  ersetzt;  das 
Entgelt  hat  den  rechtlichen  Zwang  zur  Eingehung  von  Arheits- 
vcrhaltmssen  beseitigt  und  durch  «-in  wirtschaftliehes  Stirnulans  ersetzt, 
l^eides  zusammen,  also  ,,der  gegenseiti^'e  Vertraj^,  in  welchem  Arbeit 
gegen  Entgelt  versjirochen  wird",  bildet  den  ,,Arbeitsvertrag'\  und 
dieser  ist,  abgesehen  \on  jenen  erwähnten,  geringfügigen  Ausnahmen 
(gewisse  Arbeiten  iinieriiaib  der  Familie,  Militär-  und  Zivildienst,  t;e- 
setzhche  Ehrenämter,  Auftrag,  unentgeltlicher  Verwahrunusvertrag, 
Arbeiten  von  Gesellschaftern für  alle  Arbeit,  höhere  sowohl  wie 

1)  Vergl.  insbes.  Arbcitsverlraj»,  Bd.  I,  S.  1 18  —  176;  ferner  S.  76  ff.  u.  S.  Qof. 

2)  Die  weiteren  von  Lotmar,  S.  3'  ff.  .aufgeführten  Brispicl^  für  .\r(>eitsleistung 
außerhalb  von  ArbeitsvertrSgcn,  wie  (ic«chiUUfübrung  ohne  Auftrag,  Au.*>lohung  etc.  sind 
nach  OBieNB  oben  (L  n.  IL  Kap.)  gegebeDcn  Auifflliiiingeii  Bber  das  Arbeit»verlilluii«  nicht 
■b  ein  loldia  uzmfacD,  da  ihneD  dw  durakicristiidie  UntenmlnuiigiverhSltois  fehU. 
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niedere,  sofern  sie  überhaupt  in  einem  Arbeitsverhältnis  geleistet 
Mdrd,  die  einheitliche  Form. 

„Der  Arbeit",  sagft  Lotmar'),  „die  die  Millionen  benutzbarer  und 
verzehrbarer  Güter  zur  Entstehunj^  bringt  und  /um  Genüsse  bereit 
stellt,  tritt  man  gewöhnlich  mit  physiologischem,  mit  technologischem 
oder  mit  ökonomischem  Interesse  gegenüber.  Im  vorliegenden  Zu- 
sammenhang hingegen  ist  die  Erwdgung  unerläßlich,  daß  jener  Ent- 
stehung und  Hereitstellung  Tausende  von  Arbeitsverträgen  zugrunde 
liegen.  Die  Mitch  und  der  Zucker,  der  Rock  und  der  Schuh,  die 
Zigarre  und  die  Zeitung,  mit  denen  etwa  ein  männlicher  Kulturmensch 
täglich  in  Berührung  kommt,  könnten  von  vielen  Arbeitsverträgen 
erzählen,  in  deren  Vollziehung  sie  ins  I^ben  gerufen  und  bis  an  sein 
Gebiet  geführt  worden  sind.  Der  Übergang  von  einer  Produktions- 
stufe zur  anderen  kann  durch  einen  Kaufvertrag  markiert  sein,  und 
jedenfalls  steht  am  Ende  ihrer  Produktionslaufbahn  ein  Kaufvertrag, 
der  jene  Güter  in  den  Konsumtionsbereich  überführt  Jener  Unsumme 
von  Arbeitsverträgen,  die  dem  Konsumenten  mittelbar  zugute  kommen, 
indem  sie  die  Erzeugung  und  Verteilung  rechtlich  einleiten,  tritt  nun 
noch  eine  nicht  geringe  Zahl  von  Arbeitsverträgen  zur  Seite,  durch 
die  der  Konsument  sich  unmittelbar  in  die  Lage  eines  solchen  ver- 
setzt, während  er  in  den  vorigen  Fällen  zu  diesem  Zwecke  einen 
Kaufvertrag  schließen  mußte.  Wir  meinen  die  Arbeissverträge,  die 
er  zur  Bedienung,  Pflege,  Bef<^erung  und  Unterhaltung  seiner  Person 
oder  Sache,  zur  Erlangung  eines  Postens,  zur  Wahrung  oder  Aus- 
besserung seiner  Güter,  z.  B.  mit  einem  Rechtsanwalt,  Stellenvermittler, 
Dienstboten,  Krankenwärter,  mit  einem  Lehrer,  Theater-  oder  Aus* 
wandeningsunternehmer  abschließt. 

Wenn  man  sich  von  der  subjektiven  Veranschlagung,  auf  w^che 
tägliche  Erfahrung  —  etwa  der  Anblick  eines  Hafeiigetriebes,  rauchender 
Fabrikschlöte  oder  großstädtischen  Straßenverkehrs  —  und  kurze  Ober- 
legung  führen,  den  Quellen  zuwendet,  die  objektive,  obzwar  nur  mit- 
telbare statistische  Aufschlüsse  liefern,  so  erstreckt  sich  die  Reihe 
von  Arbeitsverträgen,  die  auch  nur  für  den  Zeitraum  eines  Jahres 
anzunehmen  ist,  ins  Riesenhafte,  Welch  gewaltige  Summen  solcher 
Kontrakte  finden  wir  in  der  Berufsstatistik,  der  Ein*  und  Ausfiihr- 
statistik,  der  Produktionsstatistik  angedeutet  Bei  einer  Statistik  des 
Bergbaues  gedenken  wir  der  Tausende  von  Bergleuten,  welche  die 
dort  angegebenen  Mengen  der  Kohlen  und  Erze  in  Vollziehung  von 
Arbeitsverträgen  der  Erdrinde  entnommen  und  gefördert  haben.  Bei 


1)  Arbcitamtrag,  Bd.  1,  S.  3. 
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der  Erntestatisdk  erinnern  wir  un»  wohl,  daß  sie  Quanta  von  Ge- 
treide enthalt,  die  ohne  Arbeitsvertrag  hergeatdlt  worden  sind,  aber 
die  weit  überwiegende  Masse  rOhrt  von  der  Arbeit  von  Knechten 
und  Mägden,  Gutstagelöhnem  und  Wanderarbeitern  her»  <fie  damit 
ihre  durch  Arbeitsvertrag  begründete  Pflicht  erfüllten.  Die  Ein-  und 
Ausfuhrstadstik  stellt  uns  eine  Legion  von  physischen  und  juristischen 
Personen  vor  Augen,  die  als  Spediteure^  Frachtführer,  Reeder,  Kapi- 
täne, Schiffsmänner,  Lotsen,  Stauer,  Sdiauerleute  usw.  an  den  Trans- 
porten betdiigt  waren  und  damit  Arbeitsverträge  vollzogen  haben. 
Endlich  führt  uns  eine  Berufsstatistik,  wie  die  auf  der  Berufs-  und 
Gewerbesählung  vom  14,  Juni  1895  beruhende,  an  zweihundert  Be- 
rufsarten vor.  manche  mit  Tausenden  von  Inhabern,  deren  Berufsaus- 
übung, juristisch  genommen,  gänzlich  oder  teilweise  in  der  Eingehung 
und  Vollziehung  von  Arbeitsverträgen  besteht." 

Eine  solche  Statistik  des  Arbeitsvertrags  liefert  folgende  Zahlen: 
A — B— C.  Landwirtschaft,  Industrie,  Mandel  und  Verkehr. 

b.  Wissenschaftlich,  technisch  odor  kaufmännisch  ge- 
bildetes Verwaltungs-,  Aufsichts-  und  Bureau- 
personal   521 825 

c.  Sonstige  Geholfen,  Lehrlinge,  Fabrik-,  Lohn-  und 
Tagearbeiter  12  76 1495 

cfr.  Selbständige  Gewerbetreibende,  die  in  der  eigenen 
Wohnung  für  ein  fremdes  Geschäft  (zu  Haus  für 

fremde  Rechnung)  arbeiten   287389 

cfr.  Gehülfen,  Lehrlinge,  Arbeiter  bei  Hausindu- 

slricllen   55057 

D.    Häusliche  Dienste  und  Lohnarbeit  wechselnder  Art  1771807 

£.    Hof,  bürgerlicher  und  kirchlicher  Dienst   789  268 

~T7)  18684T 

Diese  Beruf sstatistik  von  1S95  gibt  jedoch  kein  vollständiges 
Bild,  da  sie  nicht  unter  dem  <  i(  si<  htspunkt  oinor  Feststellung  der 
Arbeitsverhältnisse  angefertigt  ist.  Ks  ist  nämlit  h  bei  den  rmippen 
A,  1^,  C  neben  „Arbeitern**  und  „Angestellten"  1».  r,  cfr.)  eine  be- 
sondere Gruppe  „Selhstänflige"  (:\)  ausgescliieden,  obwohl  der  Beruf 
eines  großen  Teiles  der  dahin  (u  /ahlten  in  Eingehung  VOn  Arbeits- 
verhältnissen besteht.    Und  zwar  sind  das: 

1.  Die  „leitenden  Beamten'*  (Direktoren,  Administratoren).  Sie 
stehen  genau  wie  die  Angestellten  in  länger  dauernden  Arbeits- 
verhältnissen. 

2.  Der  Teil  der  „Unternehmer",  der  „Dienstleistungen  organi- 
siert und  leitet**,  also  die  Spediteure,  Reeder,  Iheaterdirektoren  etc. 
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(s.  a  S.  i4i)f  deren  Beruf  im  beständigen  AbacUuß  —  meist  gleich« 
zeitig  zahlreicher  und  meist  nur  kurzfristiger  —  Arbeitsverträge  besteht 

Die  Zahlen  für  diese  zwei  Kategorien  von  Arbdtnehmem  lassen 
sich  also  nicht  aus  der  Benifsstatistik  von  1895  herausschälen  und 
'  für  die  obige  Statistik  verwerten.  Dagegen  sind  unter  die  „Selbst- 
ständigen"  auch  gerechnet 

3.  „die  Hausgewerbetreibenden,  die  in  der  eigenen  Wohnung 
im  Auftrag  und  für  Rechnung  eines  fremden  Geschäftes  arbeiten** 
(afr.).  ihre  Ziffern  aber  besonders  angeben.  Wir  haben  sie  in  die 
obige  Statistik  mit  aufgenommen. 

Aber  selbst  ohne  die  unter  t  und  2  fallenden  Arbeitnehmer 
leisten  von  den  22,1  Millionen  Erwerbstätigen  nicht  weniger  als  73  Proz. 
ihre  Arbeit  in  Form  von  Arbeitsverträgen 

Mit  solchen  Ziffern  —  dazu  kommt  audi  noch  die  große  Zahl 
der  Angehörigen  dieser  Personen  —  und  mit  der  Wirkung  auf  so 
heterogene  Elemente,  wie  diese  Ziffern  von  der  einfachsten  handwerks* 
mäßigen  Arbeit  bis  zur  höchsten  künstlerischen  Betätigung  umschließen, 
hat  der  Gesetzgeber  bei  jeder  Norm  zu  rechnen,  durdi  die  er  den 
Arbeitsvertrag  regelt,  eine  Rücksicht,  die  nach  dem,  was  wir  über 
den  Grad  sahen,  in  dem  jedes  Arbeitsveriiältnis  die  Persönlichkeit  des 
Arbeitnehmers  in  das  Rechtsgeschäft  verwickelt,  und  nach  dem  mit 
jedem  Arbeitsverhältnisse  notwendigerweise  verbundenen  Unterord- 
nungs Verhältnis  des  Arbeitnehmers  unter  den  Arbeitgeber  doppelt 
geboten  ist. 

i)  V«rsL  V.  PbillppoTieh,  Allg.  Volkiwirtidiaftd.,  S.8811. 114:  feiner  Schmollet, 

Grundriß  II,  §  294,  Nr.  3.  Bemerkt  sei  fibri|^us,  daß  wir  hier  die  Stellung  drr  Beamten 
als  Vcrtrnp;svcrh"ili(u>  behandelt  haben,  wofür  sich  in  neuerer  Zeit  die  herrschende  Ansicht 

2U  entscheiden  scheint. 
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B. 

Die  juristische  Behandlung  des  höheren  und  niederen  Arbeits- 
vertrages. 

5.  Kapitel. 

Der  Arbeitsvertnig  im  deutschen  bttrgerlichen  Recht. 

Mit  diesem  Ergebnis,  daß  die  Wirtschaftsordnung  allerdings 
höhere  und  niedere  Arbeit  durch  das  Mittel  des  Arbeitsvertrages  zu 
einer  engen  Einheit  zusammenschließt,  verlassen  wir  nunmehr  zu- 
nächst das  Gebiet  ökonomischer  Untersuchung  und  wenden  uns  der 
Frage  zu,  ob  diese  Tatsache  auch  eine  juristische  Gleicbbehandlung. 
wie  sie  das  neue  B.G.B.  fflr  das  Deutsche  Reich  vornimmt,  vom 
Standpunkt  sozialer  Gesetzgebung  gerechtfertigt  erscheinen  läßt  So 
unmittelbar  werden  wir  allerdings  nicht  an  die  Prüfung  dieser  Frage 
herantreten  können.  Auf  einem  so  zerklüfteten  und  noch  so  unge- 
bahnten Gebiete,  wie  dem  Arbeitsrechte,  wird  es  nötig  sein,  zunächst 
mit  riner  Diarlegung  vorzuarbeiten,  wie  in  unseren  modernen  Privat- 
recht der  Vertrag  über  höhere  und  wie  deijenige  über  niedere  Arbeit 
juristisdi,  insbesondere  sodalpditiacfa  ausgestaltet  ist. 

Schon  die  verhältnismäßig  einfache  Frage,  wo  der  Arbeitsver- 
trag geregelt  ist,  bereitet  erhebliche  Schwierigkeiten,  und  wer  mit 
dem  Auge,  das  an  das  Bild  des  täglichen  Lebens  gewöhnt  ist,  nach 
diesem  Vertrage,  in  dem  Arbeit  gegen  Entgelt  versprochen  wird, 
wie  er  doch  täglich  und  stündlich  zu  ungezählten  Malen  geschlossen 
Wird,  in  unserer  Privatrecfatigesetzgdbung  sucht,  wird  kaum  die  ein- 
schlägigen Bestimmungen  finden. 

TX.e  Geset^ebung  hat  hier  mit  dnem  historischen  Obdstande 
zu  kämpfen.  Die  in  Deutschland  vor  Erlafi  des  B.G.B.  geltenden 
Privatrechtakodifikationen  krankten  nämlich  an  dem  Mangel  einer  zdt- 
geraäBen  Regelung  des  Arbeitsvertrages,  da  sie  entweder  aus  einer 
Zeit,  in  der  der  Arbeitsvertrag  noch  nicht  entfernt  die  Rolle,  wie 
heute,  in  der  Volkswirtschaft  spielte,  oder  aus  einer  Zeit  stammten, 
in  der  eine  philosophisch-wirtschaftliche  Auffassung  vom  Arbeitsver- 
trage maßgebend  war,  die  sich  mit  der  unsrigen  nicht  mehr  deckt 
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Zu  den  ersteren  gehörte  namentlich  das  gemeine  Recht 
Wie  wir  oben  sahen,  nahm,  als  man  das  Corpus  juris  abfaßte, 
die  Stelle,  die  heute  der  Arbeitsvertrag  ausfüllt,  die  Sklavenarbeit 
ein.  Für  die  paar  Arbeitsverträge,  die  daneben  von  Freien  ge- 
schlossen wurden,  genügte  die  Einfügung  einer  Actio  conducti  gegen 
den  ungehorsamen  Arbeitnehmer  und  einer  Actio  locati  auf  Auszah- 
lung des  verdienten  Lohnes,  zumal  ja  den  Arbeitsverträgen  über 
operae  liberales')  die  Anerkennung  und  Klagl^arkeit  versagt  wurde. 
Neben  dieser  „Locatio  conductio  opcrarum"  war  —  wie  Riezlers 
Untersuchungen  dargetan  haben  —  im  Anschluß  an  die  Verdingung 
öffentlicher  Bauarbeiten  dürch  die  Zensoren  eine  besondere  Locatio 
coniliiciio  operis  entstanden.  Diese  Arbeiten  wurden  nämlich,  seit 
„mit  der  Erweiterung"  des  Staatsgebietes  und  der  Staatsaufgaben  auch 
die  öffentliche  HautcitiL;keit  sich  steigerte  und  tLuniL  für  die  Behörde 
(iit?  Kenntnis  jedes  ein/ehien  Arbeiters  und  die  Anweisung  un<i  Kon- 
irulle jeder  einzelnen  technischen  Verriclitung  zur  Unmöglichkeit 
wurde",  in  der  Weise  vergeben,  dal)  sie  von  dem  Zensor  ausgeschrie- 
ben und  an  den  Mindest  fordernden  übertragen  wurden.  Der  Vertrag, 
der  dabei  ges(  blossen  wurde,  ging  dahin:  Der  Unternehmer  erhält 
den  versprochenen  Entgelt,  dafür  fuhrt  er  das  Werk  selbständig  aus. 
„Kr  stellt  ein  für  den  Erfolg  des  Werkes,  er  ist  verantwortlich  für 
die  vertragsniäljige  Ausfülirung" ,  steht  aber  nicht  wie  der  Locator 
u]u-raruin  /um  Arbeitgeber  im  Verhältnis  persönlicher  Abhängigkeit 
und  darf  sieh  anders  wie  der  I.oeator  uperarum  eines  oder  mehrerer 
Gehilfen  bedienen.  Aus  dem  olfenLlichen  Recht  wurde  diese  Vertrags- 
form als  „Locatio  conductio  operis"  in  das  Corpus  juris  mit  übcr- 
nonnneii  und  die  beiden  Locationes  conductioncs  bildeten  bis  zum 
B.G. B.  den  gem<Mnen  Arbeitsvertrag.  Nur  be/ü^lich  der  operae 
liberales  hatte  m.ui  der  Verkehrsentwicklung  eine  Kon/ession  ge- 
macht. .Sehon  in  Koni  gab  man  in  späteren  Zeiten  einen  —  in  extra- 
ordinaria  eomiitione  klagbaren  iVnspruch  auf  ..Honorar'",  und  ganz 
allmählich  ent.schloli  man  sich  in  der  goTneinrechtlichen  Praxis  .srhließ- 
lich,  jede  Unterscheidimg  höherer  und  niederer  Arbeit  fallen  zu  la«öen. 
Auch  suchte  man  durch  Ausbau  einer  angemessenen  Lehre  nach/n- 
helft  n,  namentli»  h  durch  Ausdehnung  der  Bestimmungen  über  die 
Locatio  ronduetio  rei.  indem  man  die  Lohnarbeit  für  eine  Art  Miet- 
geschäfi  erklärte  (.so  z.  B.  nach  DtH  iibnr^').  im  übrigen  aber  stan- 
den die  paar  Bestimmungen  aus  ganz  anderen  Wirtschattsverbältnissen 


1)  Vergl.  S.  22. 

2)  ,.D«r  Werkvertrag"  nach  ilciii  B.ü.  B.'^  insbcsoiidere  S.  6  (, 
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dem  gewaltigen  Aufschwung  gog-enüber,  den  die  freie  Arbeit  ge- 
nommen hatte,  seit  jene  gewaltige  (icistesbewcgung,  die  man  als  den 
Individualismus  zusaninienzufassen  pflegt,  über  das  AutoritäLspriiizip 
des  Mittelalters  gesiegt  hatte,  seit  die  Zünfte  aufgehoben  und  die 
Bauernbefreiung  durchgeführt  war. 

Auf  der  anderen  Seite  galten  vor  1900  in  Deutschland  Privat- 
rethiäkodifikationen ,  wie  namentlich*)  der  Code  civil,  die  zwar  be- 
reits unter  der  wirtschaftlichen  Herrschaft  des  Arbeitsvertrages,  aber 
unter  von  den  unseren  wesentlich  abweichenden  philosophisch-national- 
ök< mimischen  Anschauungen  entstanden  waren.  Sie  waren  Kinder 
des  extremen  Individualismus,  der  durch  eahlreiche  Gesetzesbestim- 
mungen „die  Freiheit  des  Individuums"  zu  gefährden  fürchtete,  und, 
was  den  Arbeitsvertrag  im  besonderen  anbetrifft,  Kindrr  <U:s  erwähn- 
ten*), auf  Smith  zurückführenden  Kauftheorems.  das  zu  der  politischen 
Forderung  zugespitzt  wurde,  daß  sich  die  GeseL/.^ebung  ebensowenig 
in  die  vertragliche  Ausgestaltung  des  Arl)eitsverhältnisses  einzumischen 
habe,  wie  sie  es  beim  Kaufgeschäft  tue.   Infolgedessen  regelten  auch 

Gesetze  den  ^Arbeitsvertrag  nur  in  der  notdürftigsten  Weise. 

Gegenüber  diesem  Mangel  an  Gesetzesbestimmungen  bei  beiden 
Arten  von  Kodifikationen,  der  der  Vcrtragsfreihcit  fast  vollen  Spiel- 
raum ließ,  hatte  die  Erfaiirung  bald  und  eindringlich  gelehrt,  daß 
„die  Schrankenlosigkeit  im  Wirtschaftsleben  .statt  zur  größeren  Ent- 
wicklung Aller,  lediglich  zur  ungehemmten  Herrschaft  der  ("jkonomisch 
Starken,  der  Reichen"*)  führt.  Und  man  hatte  deshalb  bei  uns  ver- 
sucht, den  unhaltbaren  Zuständen,  wie  sie  namentlich  in  England  die 
Folge  gewesen  waren,  in  der  Weise  vorzubeugen,  daß  man  für  ein 
Arbeitsverhältnis  nach  dem  anderen  S  p  e  z  i  a  1  gesctze  mit  mehr  oder 
minder  ausführlicher  Regelung  aller  einschlägigen  Fragen  erließt). 

1)  FAr  d»  Nlhere  vgl.  die  tdir  intereatante  Arbelt  W.  Endemann«»  Die  redit' 
Sdie  BehudlUDg  der  Arbeit,  iotbes.  S.  653—660,  678^681:  sowie  Brentano,  Das  Ar- 
bdtfverl^tnii. 

2)  Vcrgl.  S.  16  f. 

3)  Brcn  t  an  o,  „Arbeitsverhältnis",  in  dem  di<*spr  TTmschwun{janschanlich  geschikkrt  wird. 

4)  Das  Preub.  Allgem.  i-andrcchl  nahm  von  vornhciem  eine  Miudstellung  ein.  Es 
fcj^ciie  seiner  Itasuiitiidien  Anlage  entsprechend  von  vorniicrcin  einzelne  Arbeitsverhältnisse 
M|wat  (DienstverbUtiiis  der  Lebrltage,  Gcwllen,  des  Gesindes,  der  Sdiiflunannacbsft)  und 
«ksnnte  im  fibrigen  iii  einigen  Bestimmungen  den  Arbeitsvertng  als  besondcTen,  von  der 
Miete  verschiedenen  Vertrag  .111.    Für  österreidiisdie  VerhSltnisK  nach  dem  Gesetzbuch 
von  181 1         Schreiber,  ,.Der  Arheitsvertrrij;".  —  Zu  diesen  Fragen  vgl.  ferner  Blondel, 
l."  crxic  civil  all' nrund  et  les  ouvrien?,  he^onders  S.  88:   ,.Lpi  l^islations  de  rAilcnw^jnp- 
coDime  aoire  l^gislatioD  fran^aise,  ne  s'eiaient  pas  beaucoup  pr^xKCup^es  des  cbsses  labo- 
liema  ......   Notie  Code  dvU  ^lail  insuffisant,  tm  oourant  de  de^mtwne,  qui  rdgoait  en 

i8of  avait,  enteirt  la  plupart  des  proposiiions  gjknhwum  ngr^tes  par  les  ptemüres  sssem« 

Akhaadloiiien  d,  vtMitw.  SemloMS  t.  Jena,  Bd.  tl,  H«f  (  2.  3 
U«l,  Ba&^  md  bBbera  Arbeit. 
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So  hatten  also  die  Gesetzgeber  bei  Abfassung  des  B.G.B.  vor- 
gefunden: ein  ungenügendes  gemeines,  d.  h.  fflr  den  Arbeitsvertrag 
im  allgemeinen  gegebenes  Arbeitsrecht  und  eine  bunte  Musterkarte 
vom  Reich  und  von  den  Bundesstaaten  erlassener  Arbeitsspezialge- 
setze. Und  es  war  die  Frage  entstanden:  sollte  das  B.G.B.  ein  gro8> 
zügiges  Arbeitsrecht  schafien  oder  der  Spezialgesetzgebung  weiterhin 
die  Hauptbedeutung  belassen.  Die  Regierung  hatte  sich  für  einen 
Mittelweg  entschlossen:  Sie  gab  in  den  Titeln:  H^ienstvertrag"  und 
„Werkvertrag"  ein  gemeines  Arbeitsrecht,  beliefi  daneben  aber  die 
Spezialgesetze  mit  einer  geringen  Beschränkung  in  Geltung.  Im 
Reichstage  wurde  diese  Stellungnahme  damit  begründet,  „dafi  solche 
Dienstverhaltnisse,  die  mit  Rücksicht  auf  ihre  soziale  Bedeutung  oder 
andere  Besonderheiten  einer  besonderen  eingehenderen  Regelung  be- 
dürften, der  Spezialgesetzgebung  zu  Oberlassen  seien*"),  daß  es  für 
die  Gegenwart  genüge  und  es  jetzt  allein  erreichbar  sei,  daß  „das 
gemeine  bürgerliche  Verkehrsrecht,  in  dem  kein  Arbeiter  und  kein 
Bauer  als  solcher  zu  unterschdden  ist,  das  gemeine  bürgerliche,  das 
für  den  Staatsbürger  als  solchen  geltende  bürgerliche  Recht,  das 
Recht  der  abstrakten  Privatperson  geregelt  werde**.  Sozialpolitiache 
Gesetze  zu  geben,  sei  eine  weitere  Aufgabe  und  der  Zukunft  zu  über- 
lassen^. 

Gegen  diesen  Vorschlag  erhoben  im  Reichstag  die  Sozialdemo- 
kraten —  anfänglich  auch  das  Zentrum  —  lebhaften  Widerspruch. 
Sie  stellten  schließlich  auch  den  formellen  Antrag,  einen  Arbeitsver- 
trag aufzunehmen,  der  auf  alle  Arbeitsverhältnisse  Anwendung  zu 
finden  hätte  und  in  dem  die  wichtigsten  sozialen  Bestimmungen  der 
Gewerbeordnung  enthalten  zu  sein  hätten").  Der  Reichstag  entschied 
sich  aber  für  den  Regierungsentwurf.  Nur  die  Kommisston  zur  Be- 
ratung des  Entwurfes  des  B.(t.B.  gab  insofern  nadi,  als  sie  folgende 
Resolution  faßte: 

„Es  werde  die  Erwartung  ausgesprochen,  daß  die  Verträge, 
durch  welche  sich  jemand  verpflichtet,  einen  Teil  seiner  gdstigen 
oder  körperlichen  Arbeitskraft  für  die  häusliche  Gemeinschaft, 
ein  wirtschaftliches  oder  gewerbliches  Unternehmen  emes  anderen 
gegen  einen  vereinbarten  Lohn  zu  verwenden,  für  das  Deutsche 

blies  isaa«s  de  b  Rivolatioa  et  sur  ]es  772  artidet  qui  traitent  det  oontrats  et  des  oonv» 

tioiis  une  doiizaine  Ji  pelne  (1134  -1135,  1137.  1156  -1162,  1710,  i7ii)  intensceat  retlK- 

ment  li^^s  cl,iss«'s  «mvri»  r«-?,  s.ms  iour  etrc  toujours  favorablcs« 

1)  l'rutok.,  a.  a.  U.,  Bd.  IV,  S.  179;  Ü. 

2)  l'rolok.  a.  a.  O.,  JBd.  II,  S,  75O  D. 

3)  Protok.,  Bd.  If,  S.  741  B,  742,  791  B  und  Bd.  IV.  S.  2793  D. 
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Reich  baldtunlichst  einheitlich  geregelt  werde.  Die  Kommission 
empfehle  sie,  weil  sie  in  ihrer  großen  Mehrheit  der  Meinung 
wäre,  daß  die  darin  bezeichneten  Rechtsgebiete  sich  zu  einer 
einheithchen  gesetzlichen  Regelung  für  das  ganze  Gebiet  des 
Reichs  eignen"^). 

Unser  recfatUcher  Zustand  ist  demnach  folgender: 

1.  Die  Titel  des  B.G.B.  „Dienstvertrag*'  und  „Werkvertrag** 
finden  Anwendung  <iuf  alle  Arbeitsverhältnisse,  insoweit  diese  nicht 
durch  Spezialgesetze  geregelt  and. 

2.  Durch  Spezialgesetze  des  Reiches  sind  -crtgelt  der  Arbeits- 
vertrag: der  Handlungsgehilfen,  Handlungsagenten,  Handelsmäkler 
und  Schiffer  im  Handelsgesetzbuch,  der  gewerblichen  Arbeiter,  Ge- 
sellen, Gehilfen,  Lehrlinge,  Fabrikarbeiter,  der  Betriebsbeamten,  Werk- 
meister, Techniker  in  der  Gewerbeordnung,  der  Rechtsanwälte  in  der 
Rechtsanwaltsordnung,  der  Seeleute  in  der  Seemannsordnung;  der 
Frachtvertrag  im  Eisenbahnfrachtrecht,  dem  Gesetze  betr.  die  privat- 
rechtlichen Verhältnisse  der  Binnenschiffahrt,  dem  Gesetze  betr.  die 
privatrechtlichen  Verhältnisse  der  Flößerei,  im  Handelsgesetzbuche, 
Postgesetze,  (iesetze  über  das  Auswanderungswesen  etc.  Auch  im 
B.G.B,  sind  zwei  Arbeitsverträge  specialiter  exklusiv  geregelt:  der 

entgeltliche  Verwahrungsvertrag  und  der  Mäklervertrag. 

3.  Die  Landesgesetzgcbung  darf  Spezialgesetze  erlassen  für  das 

Arbeitsverhältnis  des  Gesindes^  der  Bergarbeiter  (und  der  Beamten). 

4.  Als  gar  nicht  in  Spezialgesetzen  behandelt,  nehmen  von  den 
Titeln  Dienstvertrag  bezw.  Werkvertrag  allein  ihre  Regelung  das 
Arbeitsverhältnis:  der  ländlichen  Arbeiterschaft  in  den  Staaten,  wo 
diese  der  Gesindeordnung  nicht  mit  unterstellt  ist,  des  ganzen  Ge- 
sindes in  den  Staaten,  in  denen  es  keine  Gesindeordnung  gibt,  der 
ifietsten  höheren  Berufe  (der  ^rivatbeamten,  Lehrer,  Gesellschafterinnen 
etc.),  der  Heimarbeiter,  auf  die  allerdings  einige  wenige  Bestimmungen 
der  Gewerbeordnung  Anwendung  linden,  des  Personals  der  Rechts- 
anwälte und  Notare,  der  in  der  Fischerei  tätigen  Personen,  der  An- 
gestellten der  Eisenbahnen  und  Straßenbahnen*),  des  Personais  der 
Apotheken,  und 

5.  soweit  die  Spezialgesetze  Lücken  lassen,  sind  die  Bestimmungen 
des  Bürgerlichen  Gesetzbuches  maßgebend.  Diese  Lücken  sind  übrigens 
nicht  unerheblich,  denn  zahlreiche  —  auch  besonders  sozialpolitisch 
interessierende  —  Fragen,  z.  B.  wann  der  Lohn  verdient  ist;  wann 

1)  Stenugr.  Berichte  des  deuuchen  Rdchugi  1 895/97,  III.  ADlageabaad,  S.  2119, 
AklcDStüdi  440  b.  Auuag  §  24  a. 

2)  Vagi  Lotmarf  Arbeiumtrag  1,  S.  12. 

3* 
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er  vorenthalten  werden  kann;  wer  den  Schaden  bei  unglücklidien 
ZufaHen  zu  tragen  hat,  wenn  das  Produkt  der  Arbeit  vernichtet  wird; 
inwieweit  der  Arbeitnehmer  den  Anordnungen  des  Arbeitgebers  Folge 
zu  leisten  hat  und  ähnliches,  sind  zumeist  aus  dem  zu  beant- 

worten. 

Die  Punkte  i  und  5  geben  dem  B.G.Bu  den  Charakter  des  ge- 
meinen Arbeits  vertragsrechtes.  Nur  mit  diesem  haben  wir 
es  hier  zu  tun,  die  Spezialgesetze  bldben  aufler  Betracht 

6.  Kapitel. 

Die  Stellung  des  B.G.B,  zu  der  Unterscheidung  höherer  und  niederer 
Arbeit  (^Dienst"-  und  „Werkvertrag'*). 

Wieso  geben  nun  die  Bestimmungen  des  Titels  VI  und  VII  des 

B.G.B.^},  des  »Dienstvertrages'*  und  „Werkvertrages*',  die  Regelung 

des  ^Arbeitsvertrages*'  im  oben  deßniertem  Sinne  ab?  Auch  diese 

Frage  bereitet  erhebliche  Schwierigkeiten  und  ist  nebenbei  seSa  be- 
stritten. Denn  weder  der  Name  noch  die  Worte  der  Definition  kommen 

vor.    Der  eine  Titel  spricht  von  „Dienstvertrag",  von  „Diensten**, 

„Dienstbereditigten**,  „zur  Dienstleistung  Verpflichteten",  der  andere 

von  „Werkvertrag**,  „Herstellung  des  Werkes",  „Besteller  des  Werkes", 

„Unternehmer  des  Werkes".   Durch  nichts  verraten  sie  äußerlich,  daE 

sie  Stocke  eines  Ganzen  bilden.   Aber  bei  näherem  Zusehen  ergribt 

sich  doch  die  gemeinsame  Abstammung  und  Verwandtschaft.  Denn, 

wie  aus  den  DeHnitionen  in  §  61 1*)  bezw.  §  63  t')  folget,  wie  übrig^ens 

auch  bei  der  Beratung  des  B.G.B.  im  Reichstage  ausfOhrlich  erörtert 

worden  ist,  ist  unter  „Diensten"  und  unter  „Herstellung  des  Werkes' 

nichts  anderes  als  einfach  „Arbeit"  zu  verstehen*).   Beide  Verträge 

1)  Sie  werden  ergänzt  durch  §  675  B.G.B.,  durch  dessen  versteckte  Stellung  und 
unklare  Fiusung  du  VenltndniB  des  so  wichtigen  Arbeiwcdits  nodi  weiter  encbwen  wird; 
cf.  Hachenburg:  „Dienstvertnig  und  Werkvertrag  im  B.G.B.**,  S.  II  ff.;  Lotmar:  Arbcils- 
vertrag,  S.  274! f.;  Lenel:  Die  auf  Geachlftsbesorgung  geriditeten  en^ltlidten  Veitj%«- 

Jherings  Jahrbuch  44,  Hd.  I,  Heft  3. 

2)  §  61 1.  .,]>(irrh  <)f'n  Dicnstvertraj^  wird  clf'tjfnigp  wrlcher  Dienste  rttsagt,  zur 
Leistung  der  versprochenen  Dienste,  der  andere  leil  zur  Gewährung  der  vereinbarten  Ver- 
gütung verpflichtet. 

G^enstand  des  Dteostvertrags  kfinnen  Dienste  jeder  Art  sein^. 

3)  §  631.  „Durch  den  Werkvertrag  wird  der  Unternehmer  zur  Hentdlung  des  ver- 
tprochciicn  Werkes,  der  Besteller  zur  Kntrichtung  der  vereinbarten  Vergütung  verpfli^tet. 

rjfM»»  nstnnd  des  Werkvertrages  kann  sowohl  die  Hf^rsfüuMjj  oder  Veränderung  »ji^ 
Sache  als  ein  anderer  durch  Arbeit  oder  Dienstleistung  herbeizuführender  Erfolg  sein". 

4)  Wir  können  hier  natOrlich  auf  diese  juristischen  DeduktSoneB  nicht  eingehen  und 
verweisen  a»f  Lotmar,  Arbeitsvertxag  I,  S.  265^181,  femer  S.  54  ff.  und  343  f. 
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and  also  ,»Arbeitsverträge'S  und  zwar  ist  ihre  Stellung  zu  dem  Synal- 
lagma .Arbeitsvertrag**  dabin  zu  präzisieren:  der  Titel  ..Dienstvertragf** 
regdt  den  Arbeitsvertrag  in  abstracto,  der  Titel  »Werkvertrag'*  einen 
besonders  gelagerten  Fall  des  Arbeitsvertrages»  nftmlich  den»  daß  es 
sieb  um  „Heratetlung  eines  Werkes**  bandet.  Und  zwar  sind  die 
beiden  Titel  in  ihrer  Geltungskraft  einander  nicht  sub-,  sondern  koor- 
diniert 

Also: 

Ist  zwischen  zwei  Personen  ein  gegenseitiger  Vertrag  dabin  ge- 
schlossen worden,  daß  die  eine  Arbeiten,  die  andere  einen  Entgelt 
leisten  will,  so  richtet  sich  die  rechtliche  Beurteilung  dieses  Vertrages 
a  priori  nach  den  Regeln  des  B.G,b.  Aber  den  pienstvertrag. 

Zeigt  sich  weiter,  daß  die  Kontrahenten  die  Bezahlung  des 
Entgeltes  von  der  Bedingung  abhängig  gemacht  haben,  daß  der 
Arbeitnehmer  ein  bestimmtes,  durch  Vereinbarung  der  Par- 
teien festgelegtes  Resultat  mit  seiner  Tätigkeit  („die  Herstellung 
des  versprochenen  Werkes**)  erzielt,  so  kommen  die  Bestimmungen 
des  B.G.B.  Aber  den  „Werkvertrag**  zum  Zug^). 

Inhaltlich,  d.  h.  den  ihnen  zu  subsumierenden  Tatbeständen 
nach,  verhalten  ^ch  also  «Dienstvertrag**  und  „Werkvertrag**  zu  ein- 
ander, wie  generale  zu  speciale,  juristisch-technisch  dagegen  sind  sie 
einander  koordiniert,  d.  h.  auf  jeden  konkreten  Arbeitsvertrag  kommen 
die  Bestimmungen  nur  eines  Titels^  entweder  des  Titels  ..Dienstver- 
trag*' oder  des  Titels  „Werkvertrag**  zur  Anwendung. 

i)  Die  DefiDition  von  DieiMt-  und  Werkvertrag  bt  Snßentt  strittig.  Die  hier  versuchte 
Erklärung  ihier  Stellung  tu  einander  dürfte  die  dn/ige  sein,  die  sich  den  wirtscluftlidien 
Tatsachen  gegenül>rr  einij;enii  il'- n  halten  l.iHt.  Zwei  koordinierte  Krstlieinungen  von 
Arbeilsverttäjjcn,  wie  sie  Cosack  (Lehrbuch  I,  S.  512  ff.),  Dernburg  (Bürg.  Recht  II, 
§  306  Nr.  I)  u.  A.  zu  konstruieren  versuchen,  gibt  es  eben  cinfacli  im  Wirtschaf (slebeo 
picht  (wie  wir  durch  die  Darlegungen  des  gansen  Abtchnittes  A  nadisuweiseo  versucht 
haben).  Die  obige  Ansicht  vertreten,  wenn  «ndb  aus  anderen  Gtttnden:  Hachenburg. 
DiensLveitrag  und  Werkvertrag  nach  dem  B.G.H.,  S.  41;  Klesch,  Zur  Kritik  des  Arbeits- 
vertrags, S.  2  tind  Cesana-G  icbel ,  Terminologie  und  \V<.ncn  des  Arbeitsvertrags,  bes. 
S.  20  f.;  Creme,  B.G.B.  II,  S.  675  und  Kic^ler,  Werkvertrag,  S.  44  bringen  diese  An- 
sicht dadurdi  tum  Ausdruck,  daU  sie  meinen:  im  Zweifel  müsse  man  jeden  konkreten  Arbeits- 
vertrag fOr  einen  Dienst«  (nicht  fOr  einen  Wcrli<)Vertrig  erkllren.  Ebenso  Lot  mar.  Arbeits- 
vertrag I»  S.  345:  „es  ^bt  keinen  Fall,  in  dem  man  nicht  s^en  kann,  dafi  jemand,  der 
einen  durch  Dienstleistung  herbci/uführcnden  Krfulg'  verspricht,  damit  nicht  eine  Dienst- 
leistung ver^pri-rhe,  wonach  :ils-)  j- dft  W.tkvcrtrag  auch  rin  Dien '-{vertrag  wäre."  Dem 
widerspriclit  natürlich  nicht,  dal',  sich  Lottuar  in  demselben  JUilIi  -  S.  54  f.  gegen  eine 
Identiftxierutig  der  Beseichnung  (.Arbeitsvertrag"  und  „Dienstverirag"  ausNiiriciil.  Denn  das 
beadit  ndt  nur  auf  die  Bezeicbnang,  nicht  auf  die  inhaltlidie  Idcniifizierang  des  Synal- 
lagmas ..ArbeitsvertntI"  mit  dem  „Dienstvertnige"  der  §§  611—630  B.G.B. 
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Man  mht,  das  Arbettsvertragsrecht  des  B.G.B.  hat  In  enger 
Anl^nung  an  das  Corpus  juris  die  Unterschddung  aner  besonderen 
locatio  conducdo  operis  beibehalten,  deren  Entstehung  unter  den 
eigenartigen  römischen  Wirtschaftsverhältnissen  wir  oben'}  skizziert 
haben.  Dagegen  ist  die  Trennung  der  operae  liberales  und  illiberales 
nicht  fibernommen  worden.  Denn  von  der  Bestimmung  des 
§  622: 

Das  Dienstverhältnis  der  mit  festen  Bezügen  zur  Leistung 
von  Diensten  höherer  Art  Angestellten,  deren  Erwerbstätigkeit 
durch  das  Dienstverhältnis  vollständig  oder  hauptsächlich  in  An- 
spruch genommen  wird,  insbesondere  der  Lehrer,  Erzieher,  PHvat- 
beamten,  Gresellschafterinnen,  kann  nur  für  den  Schluß  eines 
Kalendervierteljahres  und  nur  unter  Einhaltung  einer  Kündigungs- 
frist von  sechs  Wochen  gekündigt  werden,  auch  wenn  die  Ver- 
gütung nach  kürzeren  Zeitabschnitten  als  Vierteljahren  be- 
messen ist 
und  des  §  627: 

Hat  der  zur  Dienstleistung  Verpflichtete,  ohne  in  einem  dauern- 
den tMenstverhältnisse  mit  festen  Bezügen  zu  stehen,  Dienste 
höherer  Art  zu  leisten,  die  auf  Grund  besonderen  Vertrauens 
übertragen  zu  werden  pflegen,  so  ist  die  Kündigung  auch  ohne 
die  in  §  626  bezeichnete  Voraussetzung  (d.  i.  wenn  ein  wichtiger 
Grund  vorliegt)  zulässig  etc. 
kann  ihrer  geringen  praktisdien  Bedeutung  wegen  in  diesem  Zusam- 
menhang abgesäien  werden. 

Weder  in  der  Person  des  Arbeitgebers  und  des  Arbatnehmers*). 
noch  in  der  Art  der  betätigten  Arbeit  wird  ein  Unterschied  ge- 
macht Gleidigflltig  ist  es,  ob  der  Arbeitsvertrag  von  ^nem  Ge- 
schäfts- oder  Privatmann  abgeschlossen  wird,  belanglos,  ob  die  hoch- 
stmi  menschlichen  Güter  —  etwa  der  Unterricht  einer  Leudite  der 
Wissensdiaft  —  oder  die  primitivsten  wirtsdiafdidien  Arbdten  —  wie 
etwa  Sandkarren  —  vermittelt  werden,  ob  der  Arbeitnehmer  für  seine 
Tätigkeit  einen  glänzenden  Gehalt  oder  einen  Hungerlohn  erhält^. 

ij  s.  32. 

a)  Durcb  nidits  gereditfert^  iat  die  von  Bernhard  (AJtkordarbeil,  S.  aia)  angedeutete 
Ansiebt,  die  Beielduiuiig  „Uniemebmei''  fflr  den  Aibeibiehmer  dei  Werkvertnget  net  im 

tedinischcn  Sinne  der  Nationalökonomie  gebraucht. 

^)  Kr-inf-n  Unterschied  macht  es  nuch,  ol»  die  Arbeit  in  /Zeitlohn  oder  Akkord  be- 
zahlt wird.  Vergl.  hierzu  Lotniar,  Arbeitsverlrag  I,  S.  und  Kap.  ~.  I)r»ch  vertriit 
dieser  die  iVnsicht  (S.  343).  daß  ein  Zeitlohnvcrtrafi  nie  dem  liiel  „Werkvertrag"  subsumiert 
werden  kSnne.  leb  vermag  das  nidit  einsttsehen.  Wenn  «in  Bfidicrrevisor  ddi  inr  Prsrong 
der  Bfidier  einer  Geselladiaft  vevpfliditet  und  am  Sdilud  sdne  Fordcnmgen  nadi  Stoaikft 
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Die  Arbeit  derselben  Person  ist  bald  Dienstvertrag  (Behandlung  einer 
Krankheit  durch  den  Arzt)'),  bald  Werkvertrarf  (ärztliches  Gutachten), 
^ber  nicht  bloß  die  gleiche  Arbeitsart,  wie  im  eben  erwähnten  Fall, 
sondern  auch  die  identische  Arbeit  kann,  sogar  gleichzeitig,  den  Voll- 
zug  eines  Dienst-  und  eines  Werkvertrages  bilden.  Denn  wenn  das 
Haarschneiden,  das  «ch  der  Kunde  vom  Fnseur  durch  einen  Werk« 
vertrag  ausbedungen  hat,  vom  Friseurgebilfen  auf  Anordnung  des 
Prinzipals  vorgenommen  wird,  so  kann  mit  dies^  einen  Arbeit 
sowohl  die  Werk  Vertragsleistung  des  Friseurs  gegenQber  dem  Kun- 
den  als  eine  Dienstvertragsleistung  des  Gehilfen  g^;enaber  dem  Prin* 
zipal  vollbracht  werden'),** 

Wie  die  einleitungsweise  kurz  erwähnten  Reichstagsdebatten 
gezeigt  haben,  ist  ja  vielmehr  das  Arbeitsrecht  in  bewußtem  und  ab- 
sichtlichem Gegensatz  zu  jener  römisdi- rechtlichen  Differenzierung 
nacb  höherer  und  niederer  Arbeit  geschaffen  worden.  Statt  ilirer  ist 
eben  das  Moment  des  Tatbestandes,  ob  die  Arbeiten  an  sich  oder 
die  Hcr])eiführung  des  bestimmten  Erfolges  versprochen  worden  ist 
und  bezahlt  wird,  zum  ausschließlichen  Kriterium  für  eine  sehr  ver- 
schiedenartige, namentlich  sozialpolitisch  sehr  verschiedene  Ausge- 
staltung gemacht  worden.  Man  hat  also  gewissermaßen  den  wirt- 
schaftlichen Zweck  des  Arbeitsvertrages  in  concreto  zum  Ausgangs- 
punkt genommen.  Denn  die  Unterscheidung  des  Dienst-  und  Werk- 
vertrages läuft  darauf  hinaus,  daß  erstercr  als  vorliegend  angesehen 
wird,  wenn  es  dem  Arbeitsgeber  darauf  ankommt,  eine  bestimmte 
Arbeitskraft  zu  seiner  Verfügung  zu  haben,  Werkvertrag,  wenn  es 
ihm  lediglich  darauf  ankommt,  in  Besitz  eines  fertigen  Werkes  zu 
kommen,  bezw.  einen  bestimmten  wirtschaftlichen  Erfolg  hergestellt 
zu  sdien. 

Von  diesem  Gedanken  sind  auch  die  bezüglichen  Einzelbestim- 
mungen getragen.  Der  Titel  „Dionstvertrag"  enthält  deshalb 
namentlich  Bestimmungen  darüber: 

spezialibiert  eiareicben  toll,  so  dürllc  das  d«xh  cm  /ritirjhn-  und  Werkvciimg  sein!  Vcr^i. 
UrL  d.  O.L.G.  Bnuniehwdg  t.  15.  Febr.  1901.  DcuUche  JuristenzeituDg  8,  228  und  Uri.  d. 
O.L.G.  Kiel  v.  la  V.  04.   Sdiiettr.- Holst.  Anze^fen  04,  259. 

i)  A.  M.  Riexler,  Werkvertrag  S.  46  und  Jacubeskjr,  die  «Uesen  Vertrag  für 
einen  Werkvertrag  halten,  weil  der  Arzt  einen  Flrfolg  verspreche,  nSmIich  den,  „daß  die 
Krankheit  den  Vrrlatif  nimtnl,  welchen  ar/tfiches  Kingreifen  ihr  ycbcn  k.mn".  Diese  ge- 
künstelte Auslegung  verbietet  sich  schon  deswegen,  wed  dann  dt-r  l'atient  nicht  das  Kün- 
digungsrcdlt  tu»  §  62;  B.G.B.  hlUe;  der  Arzt  vielmehr  ein  der  normalen  Dauer  der  Krank- 
heit eot^HVchendea  Honorar  fordern  kflnnle:  vergl.  flbrigent  aadi  PiotokoUe  S.  2140  und 
Eüdettiano«  Bemerkung  dazu  (B.G.B.     174  Ann.  14). 

9)  Lotmar,  Arbeitsvertrag  I,  S.  327. 
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daß  der  Arbeitnehmer  die  Arbeiten  persönlich  zu  leisten 

hat  613); 

daß  er  seinen  I.ohn  schon  verdient  hat,  wenn  er  sich  nur 
zur  Arbeitsleistung-  bereit  gehalten  hat  (§  615); 

daß  und  mit  welchen  Fristen  das  Arbeitsverhältnis  gekOn- 
digt  werden  kann       619 — 630). 
Der  Werkvertrag  dagegen  hauptsächlich  darüber: 

daß  der  Arbeitnehmer  seinen  Lohn  erst  und  nur  dann  verdient 
hat,  wenn  er  das  Werk  in  der  vertragsmäßigen  Weise  hergestellt 
hat,  daß  der  Arbeitgeber  Beseitigimg  eventueller  Mängel  fordern 
kann  und  daß  er,  wenn  diese  nicht  erfolgt,  nur  einen  geringeren 
Preis  zu  bezahlen  braucht  oder  auf  das  ganze  Werk  verzichten, 
eventuell  sogar  Schadensersatz  fordern  kann  (§§  633  —  638,  645); 

daß  der  Arbeitnehmer  nicht  kündigen  kann,  und  daß  auch 
der  Arbeitgeber  kein  eigentliches  Kündigungsrecht  hat;  denn 
wenn  letzterer  auch  kündigt,  so  muß  er  doch  den  vereinbarten 
Preis  bezahlen,  nur  daß  er  das  abziehen  kann,  was  der  Arbeit- 
nehmer „infolge  der  Aufliebung  des  Vertrages  an  Aufwendungen 
erspart  oder  durch  anderweitige  Verwendung  seiner  Arbeitskraft 
erwirbt  oder  zu  erwerben  böswillig  unterläßt"  (§  649). 
Neben  dieser  logisch-konsequenten,  juristischen  Ausgestaltung 
der  beiden  Vertragsarten  geht  nun  weiter  eine  scharfe  Differenzierung 
in  sozialpolitischer  Hinsicht  her,  eine  Differenzierung,  die  den  Be- 
ziehungen zwischen  Arbeitgeber  und  Arbeitnehmer  in  den  beiden 
Rechtsinstituten  ein  sehr  verschiedenartiges  Aussehen  gibt. 

Ihre  Einfügung  in  das  sonst  so  starre  System  einer  Privatroc  hts- 
kodifikation  ist  bekanntlich  eine  großartige  Neuerung.  Da  wir  es 
uns  ferner  zur  Aufgabe  gemacht  haben,  die  Frage  der  höheren  und 
niederen  Arbeit  speziell  vom  sozialpolitischen  Standpunkt  zu  prüfen, 
versuchen  wir  uns  im  fnlsrenden  in  Kürze  ein  Bild  vr»n  dieser  Ge- 
staltung der  Beziehungen  zwischen  Arbeitgeber  und  Arbeitnehmer  zu 
machen. 

7.  Kapitel. 

Die  sozialpolitische  Ausgestaltung  des  Arbeitsvertrages  durch 

das  B.G.B. 

a)  Die  sozialpolitischen  Bestimmungen  Aber  das  Verhältnis 
zwischen  Arbeitge1)er  und  Arbeitnehmerp  wie  sie  Dtenst- 
u»d  Werkvertrag  gemeinsam  sind. 

Der  sozialpolitische  Grrundgedanke,  aus  dem  heraus  die  Einzd« 
bestimmungen  des  Dienst-  und  Werkvertrages  gebildet  worden  sind» 
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ist  die  alte  Forderung  des  vertragsfreudigen  ^Individualismos**,  um 
die  die  Arbeiter  den  heiDen  Kampf  des  i8.  und  19.  Jahrhunderts  ge- 
fochten haben:  die  Idee  des  „freien  Arbeitsvertrages".  Man  hat  die 
Bahn  autoritativer  Normierung  des  Arbeitsverhältnisses  im  Sinne  der 
alten  Zunft-,  Gesellen«  und  Gesindeordnungen  verlassen  und  die  Par- 
teien auf  den  Weg  freier  Vereinbarung  verwiesen.  Gerade  über  die 
nächstliegenden  und  wirtschaftlich  wichtigsten  Punkte  jedes  Arbeits- 
vertrages» aber  die  Art  der  zu  leistenden  Arbeiten,  das  tagliche  Ar- 
beitsqnantum,  die  Dauer  des  Arbeitsverhältnisses,  die  Höhe  und  den 
Zahlungsmodus  des  Lohnes  gibt  deshalb  das  Gesetz  gar  keine  Be- 
stimmungen. Und  die  Normen,  die  es  fOr  die  Qbrigen  Punkte  gibt, 
finden  blofi  Anwendung,  wenn  und  soweit  die  Parteien  keine  Verein- 
barung getroffen  haben.  Nur  einigen  wenigen,  sozialpolitisch  beson- 
ders wichtigen  Regeln  ist  absolute  Geltung  (jus  strictum)  verliehen. 
Im  einzelnen  gilt  folgendes: 

Haben  zwei  Personen  durch  Eingehung  eines  Dienst-  oder  eines 
Werkvertrages  ein  Arbeitsverhältnis  l>egründet.  so  hat  seine  Reali- 
sierung in  der  Weise  zu  beginnen,  daß  der  Arbeitnehmer  seine  Ar- 
beiten tut').  Der  Arbeitnehmer  ist  gesetzlich  zur  Vorleistung  ver- 
pAichtet,  und  zwar  ist  ihm  diese  Kreditierungspflicht  für  die  Dauer 
der  versprochenen  Arbdten  auferlegt;  erst  nach  Absolvierung  der- 
selben kann  er  Bezahlung  verlangen.  Nur  wenn  die  Vergütung  nach 
Zeitabschnitten  oder  nach  Teilen  des  herzustellenden  Werkes  bemessen 
ist,  kann  er  sie  früher  fordern,  nämlich  nach  Verlauf  jedes  solchen 
Zeitabschnittes  bezw.  nach  Herstellung  jedes  solchen  Teiles. 

Gegen  die  Gefahr,  die  dieser  Kreditierungszwang  mit  sich  bringt, 
daß  der  Arbeitnehmer,  nach  getaner  Arbeit  und  nach  den  mit  ihr 
verbundenen  pekuniären  Aufwendungen.  Bezahlung  nicht  erlangen 
kann,  weil  der  Arbeitgeber  zahlungsunfähig  ist  (Bauschwindell),  ge- 
währt das  Recht  folgende  Schutzmittel: 

t.  Tritt  in  den  Vermögensverhältnissen  des  Arbeitgebers  nach- 
weisbar eine  wesentlidie  Versdilecbterung  ein,  durch  die  der  An- 
spruch auf  den  Lohn  gefährdet  wird,  so  kann  der  Arbeitnehmer  die 
ihm  obliegende  Leistung  verweigern,  bis  der  Lohn  bezahlt  oder  Sicher- 
heit für  ihn  geleistet  wird*). 

2.  Ebenso  kann  der  Arbeitnehmer  seine  Leistungen  verweigern, 
wenn  der  Arbeitgeber  mit  Lohn  im  Rückstände  ist  (Zurückbehaltungs- 
recht des  Arbeitnehmers)^. 

I)  B.G.B.  §  614,  641. 
»J  {  311  B.G.B. 

3)  B.G.B.  §  S73;  v«rgl.  dazu  bes.  Lotromr,  „ArbeittTtrUag"  I,  S.  373. 
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Von  groBer  praktischer  Bedeutung  sind  die  beiden  Rechte  für 
den  Schutz  vor  der  Kreditgefahr  natürlich  nicht,  da  bei  dem  meist 
starken  Angebot  von  Arbeitskräften  der  Arbeitgeber  an  der  Fort- 
setzung des  Arbeitsverhältnisses  mit  dem  die  weitere  Vorleistung 
verweigernden  Arbeitnehmer  kaum  ein  wesentliches  Interesse  hat 
Immerhin  sind  die  Rechte  insofern  geeignet,  einen  Druck  auf  den 
Arbeitgeber  auszuflben,  als  sie  den  Arbeitnehmer  auch  berechtigen, 
die  Herausgabe  von  »Werkzeugen,  Fahrzeugen,  Stoffen,  Plänen,  Mustern. 
Modellen,  Kleidungsstücken,  Schlüsseln,  Behältern,  Wohnräumen,  die 
er  wegen  des  Arbeitsverhältnisses  eihalten  hat",  zu  verweigern^). 

3.  Im  Konkurse  des  Arbeitgebers  werden  an  erster  SteUe  die 
Lohnforderungen  der  Arbeitndmier  befriedigt^ 

Neben  der  Vorleistung  trifft  den  Arbeitnehmer  weiter  die  Pflicht, 
sich  an  die  Arbeitsstätte  zu  begeben,  und  zwar  ohne  fOr  diese 
Kraftaufwendung  einen  Anspruch  auf  Bezahlung  erheben  zu  können. 

Ein  in  polltischen  Schriften  und  Reden  viel  gehörter  Vorwurf 
gegen  unsere  Gesetzgebung  ist,  daß  sie  den  Arbeitnehmer  zu  unwür- 
diger Ehrerbietung  gegen  den  Arbeitgeber  verpflichte.  Derartiges 
verlangten  frohere  Gesetze,  z.  T.  enthalten  audi  die  heutigen  Gresinde- 
Ordnungen  noch  Bestimmungen  in  dieser  Richtung;  das  B.G.B.  da- 
gegen ordnet  auch  in  dieser  Beziehung  den  Arbeitsvertrag  als  ein 
«freies**  Vertragsverhältnis  gleichgestellter  Individuen  —  nicht  als  ein 
Autoritätsverhältnis.  Es  verlangt  vom.  Arbeitn^mer  nur,  daß  er  die 
versprochenen  Arbeiten  leistet*),  dagegen  mit  keinem  Wort  ein  be- 
sonderes Verhalten,  Ehrerbietung  oder  Grehorsam  in  oder  außer  Dienst 
Selbstverständlich  ist  damit  das  Benehmen  des  Arbeitnehmers  nidit 
in  sein  Bdieben  gestellt  Es  ist  nur  auf  das  sachlich  nötige  Mafi 
zurückgeführt:  soweit  die  Wahrung  gewisser  Formen  zu  tinem  ge- 
deihlichen Zusammenwirken  auf  den  Arbeitserfolg  lün  unerläßlich 
ist,  ist  der  Arbdtnehmer  zur  Innehaltung  derselben  verpflichtet*). 

Ebenso  steht  es  mit  der  Frage,  inwieweit  der  Arbeitnehmer 
Befehlen  des  Arbeitgebers  in  bezug  auf  die  Verrichtung  der  Arbeit 
Folge  zu  leisten  bat: 

Er  ist  dazu  insoweit  verpflichtet,  als  die  Anordnungen  sachlich 
durch  die  Natur  des  eingegangenen  Arbeitsverhältnisses  gerechtfertigt 

1)  Lotmar,  „Arbdtsvettrag",  S.  379.  Ausgenommea  ist  die  Vonmadilittrkunde 
§  175  B.G.B.   Andevs  Sigel:  G«w.  Arb«i(SYertr.,  S.  101. 

2)  K.O.  §  61  Nr.  I. 

3)  B.G.n.  ^5  61 1,  631. 

4)  B.<;.t'>.  2r)2  ;  vcrgl,  Eatscheiduog  des  Reicbsgericbüi  v.  9.  Juni  (904  tu  HeasiadK 
RecbuprcGbung  5,  58. 
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smd>),  insbesondere  soweit  ihre  Erfüllung  Maß  und  Inhalt  der  ver- 
aprodienen  Arbeiten  nicht  zu  Ungunsten  desArbeitneliniefs  verändert. 
Der  Hauslehrer  kann  nicht  zu  untergeordneten  Schreibarbeiten  ver- 
wendet werden,  wohl  aber  wird  er  unter  Umständen  seinen  Zögling 
auf  einem  Spaziergang  zu  begleiten  haben  statt  ihm  Stunden  zu 
geben,  und  dem  Schneidergehilfen,  der  die  Anfertigung  eines  An- 
nges  in  Akkord  Obemommen  hat,  können  ohne  Entschädigung  nicht 
naditräglich  zeitraubende  Vorschriften  Aber  die  Ausführung  gemacht 
werden. 

Welche  Rechtsmittel  stehen  nun  dem  Arbeitgeber  zur  Verfügung, 
um  den  Arbeitnehmer  zur  Erfüllung  seiner  Pflichten  zu  zwingen  und 
sich  gegen  Schaden  aus  dessen  Lässigkeit  oder  Böswilligkdt  zu 
achern  ? 

1.  Er  kann  den  Arbeitnehmer  entlassen.  Doch  ist  das  Kün- 
dig^un g-sre ch t  im  Dienst-  und  Werkvertrag  verschieden  gestaltet 
{&  deülialb  unten). 

2.  Auf  druiid  der  Vorleistungspflicht  des  Arbeitnehmers  kann 
der  Arbeitgeber  den  Lohn  so  lange  zurückhalten,  bis  ihm  jener 
alle  Ansprüche  aus  dem  Arbeitsverhältnisse  erfüllt  hat ')  „bis  er  die 
erforderlichen  Arbeiten  getan,  Muster,  Stoffe,  Werkzeuge  etc.  heraus- 
gegeben, Rechnung  gelegt,  die  erforderlichen  Mitteilungen  über  seine 
Wahrnehmungen  in  Vollzug  des  Arbeitsverhältnisses  gemacht,  durch 
seine  Schuld  entstandene  Schäden  wieder  gut  gemacht  hat  etc."^). 

Sind  die  rückständi^^en  Leistungen  des  Arbeitnehmers  nur  ge- 
ringfü^^dj^rer  Art,  so  ist  das  Zurückbehaltungsrecht  auch  nur  im  ent- 
sprechenden Umfang  irei^-eben  ' ). 

3.  Ist  der  Arbeitnehmer  aus  irgendwelchem  Grunde  dem  Arbeit- 
geber einen  Geldbetrag  schuldig  geworden,  so  kann  der  Arbeiti^-eber 
mit  seinem  Anspruch  gegen  die  I-ohnforderung  des  Arbeitnehmers 
„aufrechnen"*).  Er  kann  also  durch  seine  Erklärung  <len  Anspruch 
des  Arbeitnehmers  in  der  Höhe  seines  eigenen  Anspruches  zum  Kr- 

1}  B.G3.  §§  611,  631,  675,  665  «.c  und  $  242. 
t]  §  $ao  B.(x.B. 

j)  VergL  Lotin»r,  ,UVibeitBvertrag*'  I,  S.  4*3  ff«»  «»»bes.  S.  426;  ich  vermag  mich 
jedoch  seiner  Meinung,  daß  die  Rpteniion  —  innerhalb  der  Grenzen  di-s  §  394  B  fi  1'  • 
SHch  bei  Ansprflch»'n  des  Arbeilgebers  .nnf  hnrc  Geldleistungen  des  Arhcitnrhmcrs  anwendbar 
*ei,  im  Hinblick  auf  die  „Aufrechnung"  (s.  u.  Z.  3)  nicht  anauschltcß»  n.  Dieser  Streit 
itt  Mufahrltch  bebandelt  bei  Fuld  i.  Bl.  f.  RechUan Wendung,  6.  Jhrg..  S.  J7  und  ebenda 
S,  a89  von  SehmeUle  (Verbot  der  Attfrediiraiv  bei  Lohntoideraagen  und  ZurOdtbehaltniiKi- 
KBoht)  toirie  bd  Sigel,  gew.  Arbdtsvertnig,  S.  ttoff^  s.  dort  auch  die  weitere  Ltientnr. 

4»  §  320  Abs.  2  B.G3. 
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löschen  bringen.  Es  ist  dabei  —  im  Gegensatz  zar  Zurackbehat 
tung  —  nicht  nötig,  daß  seine  Forderung  auf  dem  Boden  des  Arbeits* 
Verhältnisses  erwaclisen  ist.  ,3ie  kann  entstanden  sein  2.  B.  aus  Dar- 
lehen, Kauf,  Mieten  Strafvertrag  (Konventionalstrafe),  Vorschüssen  auf 
Auslagen,  irrtümlicher  Zuvielzahlung  von  I^bn,  oder  aus  Beschädi- 
gung, die  der  Arbeitnehmer  anläßlich  des  Arbeitsverhältnisses  dem 
Arbeitgeber  zufilgt,  sei  es,  daß  er  Werkzeuge  oder  Stoffe  des  Arbeit- 
gebers verdirbt  oder  veruntreut,  sich  schuldhaft  in  die  Unmöglichkeit 
versetzt,  die  ihm  obliegende  Leistung  zu  machen  (§§  325,  635  B.G.B.), 
in  Verzug  gerät  (§§  286,  326),  sei  es^  daß  er  die  Arbeit  rechtswidrig 
verläßt  {§  124  Gew.-0.)  oder  durch  vertragswidriges  Verhalten  dem 
Arbeitgeber  Anlaß  zu  unbefristeter  Kündigung  gibt  und  durch  diese 
Aufhebung  des  Dienstverhältnisses  den  Arbeitgeber  schädiget  {%  628 
Abs.  2  RG.B)."*).  In  dieser  Weise  kann  sich  aber  der  Arbeitgeber 
vor  Verlust  dann  nicht  sdiützen  —  und  das  ist  eine  große  sozial- 
politische Errungenschaft  unseres  neuen  Zi\  ilgesetzbuches  —  wenn 
es  sich  um  ein  Arbeitsverhältnis  handelt,  das  die  Erwerbstätigkeit  des 
Arbeitnehmers  vollständig  oder  hauptsädilich  in  Anspruch  nimmt  und 
die  Vergütung  ihrem  Gesamtbetrage  nach  1500  Mark  für  das  Jahr 
nicht  übersteigt^).  Diese  Beschränkung  der  Aufrechnungsmöglichkeit 
kann  auch  nicht  durch  Vereinbarung  unter  den  Parteien  beseitigt 
werden. 

4.  Schließlich  kann  der  Arbeitgeber  sich  vertragsmäßig  ausbe- 
dingen, daß  er  jeweils  einen  bestimmten  Betrug  vom  fällig  geworde- 
nen Lohn  „ein behalten"  darf.  In  praxi  werden  häufig  derartige 
Vereinbarungen  getroffen,  um  dem  Arbeitgeber  die  Lohnabrechnung 
zu  erleichtern').  Meistens  aber  dienen  sie  dazu,  dein  Arbeitgeber  einen 
größeren  Fond  (Kaution)  zu  schaffen,  an  den  er  sich  halten  kann, 
wenn  ihm  der  Arbeitnehmer  einen  Geldbetrav^  schuldig  wird.  Ge- 
wöhnlich wird  (Icshall)  weiter  austremacht,  daß  der  Arbeiter  für  j^e- 
wisse  Verstöße  gegen  das  Interesse  des  Arbeitgebers  Strafe  zu 
zahlen  hat. 

Oer  Abschluß  derartii^'^er  Einbehaltungsverträgc  ist  nacli  dorn 
B.(t.H.  unl)eschrankt  zulässig,  <>l)Wohl  die  Vorenthaltung  eines  Teiles 
des  Lohnes  unter  Umständen  für  den  Arbeitnehmer  recht  drückend 
ist.    Auch  die  Straf  Verträge  sind  an  sich  reclitsgültig,  doch  kann 

i)  Lotmar,  Arbeitsvertrag  I,  398/99. 
>)  S  394  B.G.B.,  §  850  Z.  I.  C.P.O. 

3)  Z.  B.  Arbeitsvertrag  d<  i  m  ischtn  Werkstatte  von  Oorl  Zeiß  in  Jena  §  la:  „Die 
Lohnwoche  schließt  n!)  mit  Miuwuch.  Die  Auaziihlung  bat  am  aadtttfolgend^  Fnit>ig 
bei  AibeiuschluU  zu  erfolgen." 
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trotzdem  die  Verwirkung»  d.  h.  die  Einädiung  der  Strafe  durch  den 
Arbeitgeber,  da  nicht  ausgesprochen  worden,  wo  die  Aufrechnung 
nicht  zttl&asig  wäre  (s.  oben  «3'*)0-  Denn  der  Grundsatz  des  B.G.B., 
daß  dem  Arbeitnehmer»  der  nur  1500  Mark  jahrlich  verdient,  der 
Lohn  nicht  entzogen  werden  soll,  darf  auch  mit  Zustimmung  des 
Arbdtnehmefs  nicht  umgangen  werden. 

Übrigens  können  unter  Umstanden  auch  die  Strafverträge  selbst 
nichtig  sein*  nämlich  dann,  wenn  ihr  Abschluß  sich  als  Wucher  des 
Arbeitgebers  darstellt^. 

Und  scfalieBlich:  Ist  die  rechtsg^tig  verwirkte  Strafe  unver- 
baltnismäBig  hoch,  so  kann  sie  durch  den  Richter  auf  Antrag  des 
Arbeitnehmers  auf  einen  angemessenen  Betrag  herabgesetzt  werden*). 

b)  Die  sozialen  Beziehungen  zwischen  Arbeitgeber  und 
Arbeitnehmer,  die  im  ^Dienst vertrage**  und  „Werkvertrage" 

verschieden  geregelt  sind. 

Das  ist  die  gemeinsame  Rasis,  von  der  aus  nun  der  Gesetzgeber 
bei  der  sozialpolitischen  Ausg'estaltun^  des  Dienst-  und  des  Werk- 
vertrages verschiedene  Wege  eingeschlagen  hat. 

Beim  Werkvertrag  ist  er  über  sie  nicht  viel  hinausgegangen. 
Es  ist  dieses  Rechtsinstitut  —  wie  oben  schon  gezeigt  worden  ist  — 
juristisch  gedacht  als  die  Rechtsforni  für  die  Arheitsvertrage,  bei 
deren  Abschluß  es  dem  Arbeitgeber  nicht  daran  liegt,  eine  Arl)eits- 
kraft  zu  seiner  Verfügung  zu  haben  (wie  zu  persunhcher  Bedienung 
zum  Beispiel),  wo  es  ihm  vielmehr  —  ausgesprochenermalk^n  oder 
nach  Lage  der  Unist<inde  —  nur  <larauf  ankommt,  einen  bestinunten 
wirtschaftiichen  Erfolg  herbeijij;«  lulirt  /u  sehen,  ohne  daß  er  die  ein- 
zelnen Arbeitsleistungen  leiten  und  beau [sichtigen  möchte.  Wohl  in 
der  Annahme,  daß  derartige  Verträge  nur  solclie  Arbeitnehmer  ein- 
g-ehen,  die  sich  nach  Sachkunde  und  wirtschaftlicher  Stellung  einer 
gewissen  S(  11  >s^l:K)igkeit  erfreuen  und  vor  allem  dem  Arbeitgeber 
ebenbürtig  sind,  h<tL  .sich  der  Gesetzgeber  nicht  für  verpflichtet  ge- 
iialten,  hier  dem  freien  Kampf  um  die  Arbeitsbedingungen  Sciirauken 
zu  setzen. 

Nur  eine,  über  die  sonstige  Rechtsgestal  tu  1  ig  iunausgehende, 
sozialpolitische  Maliuahme  hat  der  Gesetzgeber  im  Werkvertrage  er- 
griffen: Er  hat  dem  Arbeitnehmer 


I)  Sigel,  Gew.  Arbeitsvertrag,  S.  36. 
2}  i  138  B.G.B. 
3)  §  343  I»  G.B. 
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„für  seine  Forderungen  aus  dem  Vertrage  ein  Pfandrecht  an  den 
von  ihm  hergestellten  oder  ausgebesserten  beweglichen  Sachen 
des  Bestellers,  wenn  sie  bei  der  Herstellung  oder  zum  Zweck 
der  Ausbesserung  in  seinen  Bentz  gelangt  sind"^), 
eingeräumt,  und 

„der  Unternehmer  eines  Bauwerkes  oder  eines  einzelnen  Teiles 
eines  Bauwerkes  kann  für  seine  Forderungen  aus  dem  Vertrage 
die  Einräumung  einer  Sicherungshypothek  an  dem  Baugrund- 
stflcke  des  Bestellers  verlangen***) 

Ganz  anders  der  Dienstvertrag!  Ihn  hat  der  Gesetzgeber 
zum  Gegenstand  weitgehender  sozialer  Fürsorge  für  den  Arbeitnehmer 

gemacht. 

Zunächst  zeigt  sich  das  in  der  allgemeinen  MaBnahme,  daß  eine 
Anzahl  Bestimmungen  dieses  Artikels  den  Giarakter  des  jus  stric- 
tum  erhalten  haben.  Damit  wird  das  ökonomische  Übergewicht  der 
Arbeitgeber  einigermaßen  paralysiert,  wird  verhindert,  daß  sie  die 
Arbeitsbedingungen  unter  das  vom  Gesetzgeber  in  den  betreffenden 
Paragraphen  festgestellte  „Minimum  sozialen  Wohlwollens"  herab- 
drücken können. 

Im  einzelnen  gehen  die  sozialpolitischen  Maßnahmen  nach  zwei 
Richtungen: 

1.  Der  Gesetzgeber  läßt  den  Arbettgeb«',  ah  den  ökonomisch 
stärkeren  Teil,  die  zufälligen  Gefahren  tragen,  die  die  regelmäßige 
Vertragserfüllung  stören  können,  sichert  also  dem  Arbeitnehmer  den 
Lohn  auf  olle  Fälle. 

2.  Er  verpflichtet  den  Arbeitgeber,  positiv  für  das  materielle 
und  sittliche  Wohl  des  Arbeitnehmers  zu  sorgen. 

ad  I.  Was  die  Verteilung  der  (lofahr  betrifft,  so  gehört  hierlier 
nicht  die  Tatsache,  daß  beim  „Dienstvertrage**  der  Arbeitnehmer  seinen 
Lohn  aucli  zu  erhalten  hat.  wnin  die  Arlxit  nicht  das  vom  Arbeit- 
sgeber gewiinsi  lilc  Kri^L'bnis  g"c/,cilig"t  hat,  wahrend  beim  Werkver- 
ir.ij^e  die  Ar])eit  nnr  unter  dieser  Vorau.Sbetiiung  /.u  bezahlen  ist. 
Diese  I  ai.s.u  he  ist  zwar  naturgemilß  von  einschneidender  sozialer  Ik^- 
deutunv;  und  keini/eichnet  die  verschiedene  reclitliche  Stellung  der 
beiden  Arien  vnii  A rbeitnelnnern,  aber  sie  ist  nicht  statuiert  \v<»rden 
im  Interesse  sn/i.ilpolitisi  her  l  ürsor^-e,  sondern  legislativ -juristischer 
Technik:  sie  ist  die  selljst wrsLanilliche  i'Olge  der  l'atsache,  daß  ,A\'«'rk- 
vertrag"  eben  der  Arbeitsvertrag  ist,  bei  dem  die  Parteien  stipulieren, 


I)  §  647  li.d.H. 
2j  jj  04»  B.G.B. 
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daß  der  Lohn  nnr  gezahlt  werden  soll,  wenn  der  verabredete  Erfolg 
durch  die  Arbeit  herbei^^eführt  wird'). 

Hier  ist  viclmolir  an  zufällige  Kreigriisse  zu  denkeii,  die  es  un- 
m<)t(li<  h  machen,  daß  die  versprochene  Arbeit  geleistet  wird,  oder  die 
das  Produkt  der  bereits  geleisteten  Arbeiten  vernichten;  z.  B.:  Die 
Fabrik,  in  der  der  Arbeitnehmer  arbeiten  soll,  brennt  ab;  das  Berg- 
werk stürzt  ein,  die  Mühle  wird  durch  eine  Überschwemmung  weg- 
£ferissen;  das  zu  besorgende  Pferd  wird  durcli  einen  vom  Dach 
hilk-mliii  Ziegelstein  g-etfttet;  Regen  oder  Kälte  gestatten  die  Fort- 
tuhnine  des  Bauwesens  nicht;  eine  behördliche  Anordnung,  z.  B. 
wegen  Landestrauer,  untersagt  die  Fortführung  des  lietriebes;  der 
Betrieb  sieht  still,  weil  der  Blitz  in  die  Leitung  der  elektrischen  Kraft 
eingeschlagen  hat-);  Krankheit  des  Arbeitnohmors,  Kontrollversamni- 
lungen;  der  .Arbeitgeber  hat  keine  Arbeit  tur  den  Arbeitnehmer  etc. 
Wen  soll  der  Schaden  solcher  Zufälligkcnten  („die  Gffahr')  treffen? 

Für  den  Werkvertrag  entscheidet  das  Gesetz  —  und  das  ent- 
spricht seiner  grundsätzlichen  Haltung  in  den  anderen  Vertragsver- 
häitiiisscn  (§  323  B.G.B.)^)  —  den  Arbeitnehmer: 

„Der  Unternehmer  trägt  die  Gefahr  bis  zur  Abnahme  des 
Werkes"*)  (§  644  B.G.B.). 

Er  verliert  bei  derartigen  Zufälligkeiten  die  Arbeit  und  für  ge- 
leistete Arbeit  die  Vergütung.  Der  Arbeitgeber  wird  setner  Ver- 
plichtungen  aus  dem  Vertrage  ledig. 

Anders  beim  „Dienst\  ertrage"!  Hier  ist  dem  Arbeitgeber  alle 
Ge&hr  aufgebürdet.  Der  Arbeitnehmer  braucht  sich  nur  zur  Arbeit 
bereit  zu  halten^);  der  Lohn  muß  gezahlt  werden,  auch  wenn  irgend- 


I)  Veigl.  B.G.B.  ^  611  und  631,  614  und  641,  640,  276  uud  633.  Etwas  anderes 
ist  e»  natSrlidi,  veno  der  Mißerfolg  auf  schii]dbalt>sdil«diter  Arbell  beruht.  Audi  beim 
JMeuivertnK  gebt  der  Arbdtnehmer  seines  Lohnes  verlustig,  wenn  er  vorsAtzlidi  oder  fahr- 
lässig adlledll  arl>eitet  —  dazu  gehört  auch,  dafi  er  nidlt  die  behaupteten  Fachkenntnisse 
t>esitzt  —  Tind  Ii.^rtet  ebenso  wie  beim  WerJcvcrtrag  unter  Umständen  auf  SchaJenersats 
(B.G.ß.  §§  276.  320  bezvv.  325,  326). 

Z)  Ans  Sigel:  Gew.  Arbeitsvertrag,  S.  51. 

3)  Nadi  der  Abnahme  und  wenn  der  Arbeitgeber  mit  ihr  in  Verzug  ist,  ebenso  wenn 
der  Untergang  resp.  die  schledite  Ausfbhnii^  des  Werices  auf  einer  Anordnung  de*  Be> 
üdlos  oder  auf  eiiiein  Mai^l  in  dem  von  ihm  gelieferten  Stoffe  beruht,  hat  der  Aibeit- 
gelMr  den  Schaden  zu  tragen. 

4)  Kr  mufi  dem  Arf>eitj^ebcr  dtP  vfrsprochencn  Arbcitf*n  anl>iet»'n  und.  wenn  diese 
Iceinen  Sinn  haben,  wenigstens  ähnliche,  z.  B.  gleichwertige  Arbeit  an  einer  anderen  Masdüne. 

5)  i  6>5  B.G.B.  Der  Arbeitnehmer  „nnUÜ  sich  jedodi  den  Wert  desjenigen  an- 
rechnen  laasen,  was  er  info%e  des  Unterbleibens  der  Dienstldstnng  etspait  oder  durch  ander- 
«eite  VerweQdaog  seiner  Dienste  erwirbt  oder  «1  erwerben  böswillig  unterlaßt'*,  f  6is.  S.  s. 
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welche  Umstände  die  tatsächliche  Verrichtung  der  Arbeiten  verhin- 
dert haben*). 

Durch  ausdrOckliche  Bestimmung  ist  unter  diese  Umstände  auch 
der  Fall  aufgenommen  worden,  daß  der  Arbeitndimer  ohne  sdn  Ver- 
schulden die  Arbdt  versäumen  mufi  (z.  B.  wegen  Krankheit  des  Ar- 
beitnehmers und  seiner  nächsten  Angehörigen,  militärische  ÜbungeDt 
Kontrollversammlungen,  Ausübung  staatsrechtlicher  Pflichten  eta): 
§  6i6  B.G.B.:  Der  zur  Dienstleistung  Verpflichtete  wird  des 
Anspruches  auf  die  Vergütung  nicht  dadurch  verlustig,  daß  er 
für  eine  verhältnismäßig  nicht  erhebliche  Zeit  durch  einen  in 
seiner  Person  liegenden  Grund  dine  sein  Verschulden  an  der 
Dienstleistung  verhindert  wird.   Er  muß  sich  jedoch  den  Betrag 
anrechnen  lassen,  welcher  ihm  f  Qr  die  Z&t  der  Verhinderung  aus 
einer  auf  Grund  gesetzlicfaer  Verpflichtung  bestehenden  Kranken- 
oder  Unfallversicherung  zukommt 

Selbstverständlich:  Hat  der  Arbeitnehmer  die  Unmöglichkeit  der 
Arbdtsleistung  verschuldet,  so  hat  er  keinen  Anspruch  auf  Lohn,  dann 
muß  er  im  Gegenteil  dem  Arbeitgeber  Schadenersatz  leisten 

ad  2.  Darüber  hinaus  gibt  das  Gesetz  dem  Arbeitgeber  auf,  eine 
positive  Fürsorge  fär  den  Arbeitnehmer  zu  betätigen,  eine  Pflicht, 
die  dem  bisherigen  gemeinen  Privatrecht  wohl  aller  europäischer 
Staaten,  mit  Ausnahme  des  neuen  schweizerischen  Obligationsredites, 
unbekannt  war,  die  das  B.G.B.  dem  Kontrahenten  keines  anderen 
Vertrages,  insbesondere  auch  dem  Arbeitgeber  des  Werkvertr^;es 
nicht  auferlegt,  und  von  der  Menger^  mit  Recht  sagt,  daß  erst 
durch  äe  sich  auch  der  gewöhnliche  T^hnarbeiter  aus  einer  bloßen 
Arbeitsmaschine  in  eine  gleidiberechtigte  Individualität  verwanddt, 
die  für  ihre  höchsten  persönlichen  Interessen  Achtung  und  Rücksicht 
beanspruchen  kann. 

a)  „Der  Dienstberechtigte  hat  Räume,  Vorrichtungen  oder 
Gerätschaften,  die  er  zur  Verrichtung  der  Dienste  zu  beschaffen 
hat,  so  einzurichten  und  zu  unterhalten,  und  Dienstleistungen,  die 
unter  seiner  Anordnung  oder  setner  Leitung  vorzunehmen  sind, 
so  zu  regeln,  daß  der  Verpflichtete  gegen  Gefahren  für  I^ben 

i)  „Wird  die  aui  einein  gegenseitigen  Vertrage  den  einen  Teile  obliegende  LdituBg 
infolge  eines  UmeUndes  anmOgiidi,  den  weder  er  noch  der  andere  TeU  lu  vertrelen  htk 

so  vr  tlioit  er  den  Anspnich  auf  die  Gegenleistung;  bei  icilwciser  UamiS^idtkeil  mindert 
sich  die  Gegenleistung  nach  MaHgabe  der       472,  473. 

^)  §  l^.G.B.  „Wird  aus  cinctii  ^r^jcnseiiigen  Vertrage  die  dem  tMneii  Teile  ol>- 
liegende  Lcisluog  infolge  eines  Umütaudcs,  den  zu  vertreten  hat,  unmü^Iich.  icann  der 
andere  Teil  Schndenermu  weg^n  NiditcrfflUung  verlangen  oder  von  dem  Vertrage  zurOdttreteo.** 

3)  Menge  r.  Das  bfligerlicbe  Recht  und  die  besitstoaen  Klassen. 
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und  Gesundheit  soweit  geschützt  ist,  als  die  Natur  der  Dienst- 
leistung es  gestattet."    ?J  6i8  Abs.  i  B.G.B. 

b)  ist  der  Verpflichtete  in  die  häusliche  Gemeinschaft  auf- 
genommen, so  hat  der  Dienstberechtigte  in  Ansehuiig^  des  W'ohn- 
und  des  Schlafraumes,  der  V^erpflegung  sowie  der  Arbeits-  und 
Erholungszeit  diejenigen  Einrichtungen  und  Anordnungen  zu 
treffen,  welche  mit  Rücksicht  auf  die  Gesundheit,  die  Sittlichkeit 
und  die  Religion  des  Verpflichteten  erforderlich  sind.'*  §  618 
Abs.  2  B.G.B. 

Verstößt  der  Arbeitgeber  gegen  diese  Pflichten,  so  kann  der 
Arbeitnehmer  Ersatz  des  ihm  daraus  entstandenen  Schadens  ver- 
langen^). 

c)  Ist  bei  einem  dauernden  Dienstverhältnisse,  welches  die 
Erwerbstätigkeit  des  Verpflichteten  vollständig  oder  hauptsäch- 
lich in  Anspruch  nimmt,  der  Verpflichtete  in  die  häusliche  Ge- 
roeinschaft aufgenommen,  so  hat  der  Dienstberechtigte  ihm  im 
Falle  der  Erkrankimg  cüe  erforderliche  Verpflegung  und  ärzt- 
liche Behandlung  bis  zur  Dauer  von  sechs  Wochen  zu  gewähren, 
falls  das  Dienstverhältnis  nicht  früher  abläuft  und  soweit  nicht 
durch  eine  Versicherung  oder  eine  Einrichtung  der  öffentlichen 
Krankenpflege  \'"orsorg«  getroffen  ist.  Vorsätzliche  und  grob 
fahrlässige  Herbeiführung  der  Krankheit  schließt  diesen  An- 
spruch jedoch  aus.  Behandlung  in  einer  Krankenanstalt  ist  zu- 
lässig. Der  Lohn  kann  um  den  Betrag  der  Kurkosten  gekürzt 
werden  •). 

Diese  Bestimmungen  (a,  b  und  c)  sind  zwingender  Natur. 

d)  Nadi  der  Kündigung  eines  dauernden  Dienstverhältnisses 
hat  der  Dienstberechtigte  dem  Verpflichteten  auf  Verlangen  an- 
gemessene Zeit  zum  Aufsuchen  eines  anderen  Dienstverhältnisses 
zu  gewahren.   §  629. 

e)  Bei  der  Beendigung  eines  dauernden  Dienstverhältnisses 
kann  der  Verpflichtete  von  dem  anderen  Teile  ein  schriftliches 
Zeugnis  über  das  Dienstverhältnis  und  dessen  Dauer  fordern. 
Das  Zeugnis  ist  auf  Verlangen  auf  die  Leistungen  und  auf  die 
Führung  im  Dienste  zu  erstrecken.   §  630. 

Als  einer  weiteren  sozialpolitischen  Maßnahme  ist  hier  schließ- 
lich zweier  Bestimmungen  über  die  Dauer  des  Arbeitsverhältnisses 
zu  gedenken: 

Ij      618  Abs.  3  B.G.B. 

21  §  617  B.G.B.  Durch  »^(ortig«;''  Kündi^mng  kann  »idi  der  Arbeitgeber  dieser 
Pflidit  nidit  enuieben. 

AMmdlnafeB  d.  »tnttv.  Seminani  i.  Jena,  Bd.  II,  Heft  2. 
Het.  BtnJMh«  itiid  IriMier»  ArMt. 
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§  624.   Ist  (las  Dienstverhältnis  für  dir  I.ebonszoit  oiiu-r  Per- 
son oder  für  lan^^ore  Zeit  als  fünf  Jahre  ein^eg-angen,  so  kann 
es  vnn  dem  \' erpflichteten  nach  dem  Ablauf  von  fünf  Jahren 
gckündig-t  werden. 
Lebenslängliche  Anstellung  soll  also  zulassig  sein,  aber  sie  soll 
nicht  wieder,  wie  in  den  Zeiten  der  Leibeig-enschaft,  infolge  der  Un- 
kündbarkeit in  ein  unwürdiges  Abhängrigkeitsverhältnis  ausarten  können. 
Der  Arbeitnehmer  —  nicht  auch  der  Arbeitgeber,  dieser  ist  gebun- 
den —  kann  es  nach  Verlauf  von  fünf  Jahren  ohne  Angabe  von 
Gründen  mit  Einhakung  einer  sechsmonatlichen  Kündigungsfrist  jeder- 
zeit lösen. 

Der  Arbeitnehmer  des  Werkvertrages  muß  das  Arbeitsverhält- 
nis, ebenso  wne  jeder  andere  Kontrahent  sein  Vertragsverhältnis,  für 
di(^  Zeit»  für  die  es  eingegangen  ist»  durchhalten! 
Und 

§  626.    Das  Dienstverhältnis  kann  von  jedem  Teile  ohne 
Einhaltung  einer  Kündigungsfrist  gekündigt  werden,  wenn  eiii 

wichtiger  Grund  vorliegt. 

Stellen  sich  im  Laufe  des  Arbeitsverhältnisses  Umstände  heraus, 
unter  denen  man  dem  betroffenen  Teil  eine  Fortsetzung  des  Zusani' 
menarbeitens  nicht  zumuten  kann  (es  gehört  hierher  namenüich  un- 
gehöriges Benehmen  des  einen  Vertragsteiles),  so  soll  dieser  berech- 
tigt sein,  das  Verhältnis  sofort  zu  lösen. 

Auch  in  solchen  Fällen  muß  der  Werkvertrag  durchgehalten  werden! 
Die  §§  624  und  626  sind  ebenfalls  bindendes  Recht 
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Der  Mißerfolg  der  sozialpolitischen  Bestrebungen  infolge  der  Nicht- 
unter  scheidiiiig  höherer  und  niederer  Arbeit. 

Nach  diesem  Versuche,  uns  ein  Bild  zu  machen  von  der  grund- 
verschiedenen Verteilung  der  sozialpolitischen  Maßnahmen  auf  den 
.JDienst*'-  und  den  ^Werkvertrag**  geben  wir  nunmehr  dazu  Ober,  eine 
praktische  Probe  auf  diese  Sozialpolitik  zu  machen,  zu  untersuchen, 
ob  das  Ziel  einer  solchen:  nur  SchutzbedQrftige,  aber  auch  alle  Schutz- 
bedürftigen zu  treffen,  mit  der  Anknüpfung  der  MaBnahmen  an  die 
Unterscheidung  eines  „Dienst**-  und  „Werkvertrages"  erreicht  ist 

Wir  beginnen  mit  einigen  Beispielen  von  Werkverträgen) 

Nach  den  Verhandlungen  der  Kommission  fhr  Arbeiterstatistik  ^) 
spielt  sich  in  der  Kleiderkonfektion  zwischen  dem  Konfektionär,  dem 
Inhaber  des  Konfektionsgeschäftes,  und  den  Zwischenmeistem  (Heim- 
arbdtern)  folgender  geschäftliche  Verkehr  ab: 

Der  Zwischenmeister  kommt  zum  Konfektionär,  dieser  gibt  ihm 
teils  zugeschnittenen,  teils  blofi  abgemessenen  Stoff  nebst  Zutaten  und 
sagt  ihm:  Fertigen  Sie  mir  daraus  loo  Stück  Knabenanzüge  (Mäntel, 
Hosen  etc.)  in  der  und  der  Ausführung  und  der  und  der  GhroBe,  Sie 
bekommen  von  dem  und  dem  Genre  und  der  und  der  Ausführung 
so  und  so  viel  Arbeitslohn.  Der  Zwischenmeister  nimmt  die  Stoffe 
etc.  mit  nach  Haus,  verteilt  sie  an  seine  Arbeiter  (meist  auch  Heim- 
arbeiter!) und  liefert  dann  die  fertigen  Anzüge  ab. 

Der  Zwischenmeister  ist  nur  in  Ausnahmefällen  gelernter  Schnei- 
der, meistens  hat  er  sich  seine  Kenntnisse  nur  durch  Übung  ange- 
eignet Er  selbst  übernimmt  gewöhnlich  die  Schlußarbeiten  an  den 
Sachen,  wie  Bügeln,  Verknöpfen  etc.,  und,  wenn  nötig,  das  Zuschnei- 
den.   Das  Betriebskapital  ist  meist  ganz  gering. 

t)  Verhandlung  lo,  S.  40,  46. 
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Dieses  Vertrajrs Verhältnis  zwischen  Konfektionär  und  Zwischen- 
meister  ist  ein  Werkvertrag^,  ist  also  von  den  sozialpolitischen  Maß- 
nahmen, zu  deren  Gegenstand  ja  nur  der  Dienstvertrag-  gemacht  ist, 
ausgeschlossen.  Den  Zuischenmeister  trifft  folglich  der  Schaden,  wenn 
die  fertige  Arbeit  bei  ihm  oder  einem  seiner  Arbeiter  vernichtet 
oder  vorher  durch  einen  Zufall  unmöglich  wird^),  ebenso,  wenn 
durch  irgend  ein  Versehen  —  und  wenn  es  auch  entschuldbar  ist  — 
die  Arbeit  nicht  ganz  fehlerfrei  ausgefallen  ist.  denn  das  ist  ja  das 
gute  Recht  des  Konfektionärs,  entsprechende  Abzüge  am  Lohn  zu 
machen')  usw. 

Man  fragt  sidi  v^geblich,  welche  sozialpolitis^en  Erwägungen 
es  rechtfertigen  könnten,  daß  man  in  dieser  Weise  dem  mittdlosen 
Zwischenmeister  (und  mit  ihm  seinen  Arbeitnehmern;  denn,  erhält  er 
selbst  keine  Bezahlung,  so  kann  er  auch  diese  nicht  bezahlen)  die 
Gefahr  aufbürdet,  den  Besitzer  des  Konfektionsgeschäftes  dagegen 
vor  Verlusten  bewahrt,  während  man  bei  den  Arbeitnehmern  des 
'Dienstvertrages  die  entgegengesetzte  Politik  für  am  Platze  hält 

Schon  das  gesunde  Rechtsgeftthl  der  beteiligten  Kreise  reagiert 
anders,  wie  das  aus  den  Feststellungen  in  den  Verhandlungen  her- 
vorgeht: 

S.  42-  (Vorsitzender):  „Haben  Sie  mit  den  Zwischenmeistem 
auch  Vereinbarungen  getroffen,  wonach  Sie  unter  Umständen  wegen 
nicht  genügender  Arbeit  Abzüge  machen  können? 

Auskunftsperson,  Konfektionär:  Nein.  —  V.:  Sie  verfahren  in 
einem  sedchen  Fall  immer  in  der  Weise,  daß  Sie  die  Stücke,  die 
nicht  genügen,  zurückgeben?  —  Jawohl!  —  V.:  Es  kann  aber  vor- 
kommen, daß  ein  Stück  ganz  unbrauchbar  ist?  —  Das  sehen  schon 
die  Leute,  ob  der  Fehler  an  dem  betreffenden  Stücke  abzuändern  ist 
oder  nicht.  Ist  er  nicht  abzuändern,  gibt  man  das  Stück  nicht  zurück. 
V.:  Wer  trägt  den  Schaden?  —  Das  Geschäft.  Dann  sage  ich  dem 
Arbeiter  einfach,  wenn  es  zum  zweiten  oder  dritten  Mal  passiert:  Ich 
kann  Dich  nicht  beschäftigen,  Du  hörst  auf.  V.:  Aber  den  Lohn 
bekommt  er  doch?  —  Jawohl,  es  müßte  denn  gerade  sein,  daß  er 
beim  Bügeln  ein  Stück  verbrannt  hat,  so  daß  es  vollständig  unbrauch- 
bar ist«). 

S.  46.  (Kommissar)  Dr.  Wilhelm!:  Kommt  es  häufig  vor,  daß 
Stücke  vom  Konfektionär  zurückgewiesen  werden?  —  (Zwischen* 

1 )  T>"n  gelicferton  und  zufUlHf,'  ii!«»»*r<;f^:u)};enen  od'  r  /nnüli^^  versclilccbterten  Stoff 
braucht  der  Zwischcnmcisler  übrigens  inciu  /u  ersetzen !    §  044  .s.  2  B.G.B. 

2)  Läßt  sich  dem  Mangel  abhelfen,  so  kann  der  Konfektionär  auch  diesen  Weg  wählen. 

3)  AIm>  Dttr  im  F«]]«  offeabkren,  gjnbvn  Vczacbuldensl 
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meister):  Ich  kann  nicht  darüber  klagen,  aber  es  geschieht  vielfach, 
und  zwar  in  solchen  Geschäften»  die  am  wenigsten  kulant  sind. 
Diese  weisen  die  Arbeit  oft  zurflck,  um  billigere  Arbeitspreise  2u  er- 
zielen; sie  chikanieren.  um  die  Arbeit  billiger  zu  haben,  und  erklären 
den  Meistern:  Deine  Arbeit  taugt  nichts,  aber  wenn  Du  sie  etwas 
büliger  machst,  so  kann  ich  sie  doch  noch  gebrauchen.  —  K.  Dr. 
Wilhelmi:  Wer  hat  in  diesen  Fällen  den  5>chaden  zu  tragen?  —  Der 
Zwischenmdster  und  auch  der  Arbeiter.  —  K.  Dr.  Wilhelmi:  Der 
Konfektionär  nicht?  —  Nein! 

Und  zusammenfassend  sagt  der  Bericht  an  den  Reichskanzler 
aber  diese  Frage  (Verhandlungen  13,  S.  5):  „Insbesondere  sind  Lohn- 
abzQge  wegen  fehlerhafter  Arbeit  im  allgemeinen  nicht  üblich." 

Das  Beispiel  des  Rechtsverhältnisses  zwischen  Konfektionär  und 
Zwischenmeister  ist  juristisch  typisch  fQr  die  Hausindustrie.  Der  größte 
Teil  derselben  ist  ja  heute  auf  diesem  System  der  Zwischen-  oder 
Stückmeister  aufgebaut  die  als  selbständige  Kontrahenten  von  den 
Verlegern  die  Aufträge  zur  Herstellung  der  Waren  aus  den  von 
diesen  gelieferten  Stoffen  übernehmen  und  sie  durch  ihre  Arbeiter 
bei  sich  in  der  Werkstatt  oder  in  deren  Wohnungen  ausführen 
lassen*). 

Auch  der  Arbeitsvertrag,  den  in  manchen  Branchen  der  Haus^ 
industrie  der  Verleger  unmittelbar  mit  dem  Heimarbeiter  abschliefit, 
ist  —  wohl  durchgdiends  —  ein  Werkvertrag,  ein  Vertrag  auf  „Her- 
stellung von  Sachen*'.  Ebenso  wiederum  der  Vertrag  zwischen  Heim- 
arbeiter und  Zwischenmeister. 

Auch  außerhalb  der  Hausindustrie  kommen  Zwischenmeister 

« 

vor,  d.  h.  Personen,  die  sich  zwischen  den  eigentlichen  Unternehmer 
und  die  ausführenden  Arbeitnehmer  schieben,  indem  sie  die  Ar- 
beitsgelegenheit  und  die  entspredienden  Arbeitskräfte  sidiem  und 
eine  in  sich  abgeschlossene  Teilarbeit  des  Unternehmers  für  diesen 
selbständig  herstellen,  selbst  aber  keine  „Unternehmer'*  sind«  viel- 
mdir  sich  nach  ihrer  wirtschaftlichen  Stellung  und  ihrer  Fachbildung 
als  einfache  Arbeitnehmer  qualifizieren.  Sie  kommen  heute  bereits 
auf  zablrddien  Getreten  des  Wirtschaftslebens  vor,  und  es  scheint 
fast  eine  Tendenz  zu  dieser  Art  der  Dezentralisation  des  Betriebes 
zu  bestehen. 

Als  Beispiele  seien  hier  die  ,.Putzmeister'*  und  die  „Scharwerker" 
angeführt 

1)  Verpl.  Somhart,  Art.  Hausindustn«:  iiu  Hdw.  d.  Staats u. 

2)  Vci};i.  Sitiiogrupli.  Bcriclil  des  Keicbstags  189b,  iii,  Sit/un^,  S.  2800. 
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»Putz»  nennt  man  die  Bekleidung  von  Gebäuden  mit  einer  Kalk- 
schicht Man  unterscheidet  Innen-  und  Fassaden  putz.  Zu  dieser  Ar- 
beit gehört  auch  die  Aufstellung  der  not^vendii^cn  Stangenrüstungen 
und  das  Beseitigen  der  Rüstung  nach  Fertigstellung  der  Arbeit. 
Ferner  gehört  hierzu  die  Bereitung  des  Mörtels»  also  alle  Vorberei- 
tungsarbeiten, die  zur  Ausführung  des  Putzes  erforderlich  sind  V*  In 
gröfSeren  Städten  fibergibt  der  Baumdster  den  Fassaden-  oder  Innen- 
patz des  Neubaues  bezw.  an  dem  zu  renovierenden  Hause  einem 
Putzmdster^  im  ganzen  gegen  einen  festen  Akkordpreis»  und  dieser 
f&hrt  ihn  mit  seinen  Putzern,  die  er  meist  schon  zur  Hand  hat,  sdb- 
stftndig  aus'). 

„Die  >Scharwerkerc«)  sind  »Gesellen  c,  die  ohne  die  regelrechte  Vor- 
bildung zum  Mebtertum  zu  besitzen,  entweder  nur  gelegentlich  selb- 
ständig arbeiten  oder  auf  dem  beschränkten  Gebiete^  dessen  Fertig- 
keiten sie  sich  zutrauen,  gewerbsmäBig  die  Konkurrenz  ihrer  besser 
qualifizierten  Kollegen  unterbieten.  Die  zumeist  allein  tätigen  Schar- 
werksmaurer  (Putzmaurer),  mehr  oder  weniger  notdfirftig  mit  dem 
Geschirrbestande  eines  Maurergesellen  ausgerüstet,  übernehmen  Maurer- 
ausbesserungsarbetten aller  Art,  Stubenweißen.  Ofen-,  Herd-,  Kessel-, 
Maschinensetzen  und  ähnliche  Flick-  und  Kleinarbeit  und  ergänzen 
ihren  oft  spärlichen  Verdienst  wohl  durch  Übernahme  eines  Haus- 
mannspostens. Die  teilweise  allein  tätigen,  gewöhnlich  aber  mit 
einigen  Gesellen  arbeitenden  Scharwerkszimmerer  besitzen  eine 
kleine  Hofwerkstatt  und  aufler  dem  Werkzeuge  eines  Zimmergeaellen 
mindestens  dne  Hobelbank,  meistens  aber  vollkommeneres  Arbeits- 
gerät; auch  halten  sie  einen  bescheidenen  Vorrat  leichter  billiger  Holz- 
arten: Fichte,  Tanne  und  Kiefer.  Ihr  Arbeitsgebiet  besteht  in  der 
Herstellung  von  Kisten,  worauf  sich  einige  von  ihnen  fast  ausschließ- 
lich beschränken,  I^eneinrichtungen,  Gartenmöbeln,  Fußböden,  Bett- 
stellen u.  dgl  m. 

Diese  Kletnmeister  sind  zwar  von  größeren  Neubauten  fast  ganz 
ausgeschieden,  dagegen  sind  sie  bei  kleineren  Bauten,  Umbauten  und 
Reparaturen  u.  dgl.  mit  den  größeren  Betrieben  völlig  konkurrenz- 
fähig»).'* 


i>  Berabsrd,  Altkardar1>dt  i.  D.,  S.  83. 
3)  Oder  einer  „Gruppe**  rem  Pützen». 

3)  Dat  Nlhere  siebe  bei  Bernbard,  Akkordarbeit,  S.  83  ff. 

4)  Des  Baugewerbes. 

5)  Kreuzkam,  Das  Baugewerl)«  mit  bes.  Rücksicht  auf  Ltiptig,    Sehr.  d.  V.  t. 
Socialp.:  Lage  des  Hsndw.,  Bd.  IX,  S.  57$,  S'^f* 
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AUe  diese  Zwischentneister  verpflichten  sich  zur  „Herstellung 
einer  Sache  oder  zu  einem  anderen  durch  Arbeit  oder  Dienstleistung 
herbeizuführenden  Erfolg***).  Ihr  Arbeitsvertrag  ist  also  Werkver- 
trag, genau  so  wie  der  analoge  Vertrag  des  kapitalkräftigen  und 
sachkundigen  „Unternehmers**. 

Häufig  bemüht  sich  auch  eine  Mehrheit  von  einfachen  Arbeit- 
nehmern.  eine  sogenannte  „Gruppe**,  unmittelbar  —  ohne  die  Ver- 
mittelung  des  Zwischenmeisters  —  um  die  Erlangung  solcher  selb- 
ständiger Aufträge.  TL  B.  bestehen  neben  den  Putzmeistem  auch 
Gruppen  von  Putzern,  di3  in  ganz  derselben  Weise  wie  jener  ar- 
beiten^).   Auch  ihr  Vertrag  mit  dem  Arbeitgeber  ist  Werkvertrag'). 

Dies  Beispiel  der  Zwischenmeister  und  Gruppen  beweist  wohl 
hinlänglich,  daß  Werkverträge  nicht  nur  Arbeitnehmer  sclüießen,  die 
sich  einer  besonders  günstigen  wirtschaftlichen  Stellung  erfreuen,  wie 
man  nach  der  Ausgestaltung  dieses  Vertragstypua  annehmen  müßte^ 
daß  man  vielmehr  ein  Risiko  auch  auf  Schultern  gebürdet  hat,  die 
durchaus  nicht  die  Kraft  haben,  es  zu  tragen,  daß  damit,  daß  man  die 
Fiirvo-i^-ebestimmungen  auf  den  Dienstvertrag  beschränkt  hat,  ver- 
sehentlich gliederreiche  Kategorien  von  Arbeitnehmern  von  dem 
Schutz  ausgeschlossen  worden  sind,  den  man  in  freig^iebiger  Weise 
ihren  zum  mindesten  nicht  besser  gestellten  Kollegen  im  Dienstver- 
trage zuerkannt  hat. 

Oder,  womit  will  man  es  begründen,  daß  der  Heimarbeiter,  der 
von  einem  Verleger  ständig  beschäftigt  wird,  den  Anspruch  des 
§  616  (oben  S.  20)  auf  Fortzahlung  des  Lohnes  bei  kurzen  Zeitver- 
säumnissen (Krankheit,  Kontroll  Versammlungen  etc.)  nicht  hat?  daß 
Putzmeister  und  Scharwerker  keinen  Lohn  bekommen,  wenn  nach 
fast  vollendeter  Arbeit  das  Haus,  an  dem  gearbeitet  wird,  einstürzt, 
während  die  auf  demselben  Baue  beschäftigten  Poliere  voll  ausbe- 
zahlt werden?  Einen  lebenslänglichen  Dienstvertrag  hält  man  für 
eine  sozialgefährliche  Bindung  des  Arbeitnehmers,  dagegen  läßt  man 
die  Verpflichtung^  zur  Herstellung  eines  Werkes,  die  die  Lebenszeit 
eines  Menschen  ausfüllt,  in  unverminderter  Schärfe  für  alle  Arbeit- 
nehmer gelten.  Seinen  Knechten  und  Mäifden  muli  der  l^ndwirt 
ordentliche  Nahrung  und  Wohnung'  geben ;  wenn  er  dagegen  eine 
geschlossene  Arbeiterkolonne,  etwa  zum  selbständigen  Aufbau  einer 

U  §  631  Abs.  2  B.ü.b. 

s>  S.  Bernhard.  Akkorditbctt,  S.  84 ff. 

3)  >r«tflrlidi  bedingt  «ber  nidit  jeder  „Graiipenakkofd**  {rttf/i»  Bernhard,  Akkord« 
arbeit,  S.  19^  "  l^n  Abschluß  von  Werkverträgen.  Die  Gruppen,  die  sich  verpAicbteii, 
ÜBr  den  „jeweUigen  Bedarf"  de»  Arbeilgebers  «1  arbeiten,  sdilieflen  DienstvertrSge. 
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Trockenmauer,  angenommen  hat,  so  liegt  ihm  diese  Pflicht  des  §  öi8 
Abs.  2^)  nicht  ob,  und  die  Herleitun^  eines  Schadenersatzanspruches 

wäre  diesen  Arbeitnehmern  erheblich  erschwert*). 

Aber  der  Ausschluß  zahlreicher  schütz  bedürftiger  Arbeitnehmer 
ist  nicht  die  einziire  ungünstige  Folge  der  Beschränkung  der  sonal- 
politischen  Maßnahmen  auf  den  Dienstvertrag. 

So  steht  zu  befürchten,  daß  der  Umstand,  daß  bei  Abschluß 
von  Werkverträgen  den  Arbeitgeber  nicht  diese  schwerwiegenden 
Verpflichtungen  treffen»  eine  Bevorzugung  solcher  \'orträge  herbei- 
geführt wird,  was  —  außer  dem  weiteren  Ausschluß  von  Arbeit- 
nehmern —  eine  Ausdehnung  oder  künstliche  Konservierung  der 
Hausindustrie  bedeuten  würde,  ähnlich  wie  sie  die  sogenannten  sozial" 
politischen  (Versicherungs-)Gesetze  zur  Folge  gehabt  haben 

Ferner  liegt  in  der  jetzigen  sozialpolitischen  Behandlung  des 
„Werkvertrages",  in  der  Tatsache,  daß  Werkverträge  auch  solche 
Personen  schließen  können,  die,  weder  was  ihre  Fachbildung,  noch 
was  ihr  Betriebskapital  betrifft,  die  Befähigung  zum  „Unternehmer" 
haben,  eine  Förderung  der  sogenannten  Pfuscharbeit*),  d.  h.  der  Über- 
nahme selbständiger  Arbeitsleistungen  durch  solche  Arbeitnehmer, 
denen  eben  diese  Eigenschaften  und  damit  die  Voraussetz unicf  selb- 
ständiifer  Arbeit  fehlen.  Diese  Pfuscher  bilden  eine  unsolide  Kon- 
kurrenz fiir  den  reellen  Geschäftsbetrieb,  Denn  um  unter  jeder  Be- 
din^nniLT  Arbeit  /.u  bekonunen,  nehmen  sie  solche  zu  Preisen  an.  zu 
denen  sie  ein  solider  (leschaftsmann  nicht  ausführen  kann.  Natürlich 
leisten  sie  auch  ent.sprechend  schlechte  Arbeit.  Aber  sie  zwing'en 
doch  erfahrungsgemäß  auch  die  Soliden,  zu  bilUtrer  und  schlechter 
Arbeit  zu  jrreifen,  und  Handwerk  und  Publikum  wird  j^'^cschfldtt^^). 
Dem  würde  man  erheblich  ent^eL;en wirken,  wenn  man  diejenigen, 
die  solche  Pfuscher  beschäftigen,  auch  die  (jefahr  ihres  Verfahrens 
tragen  liel'e.  intlem  man  sie  zwänge,  zu  zahlen,  wie  immer  die  Arbeit 
ausgefallen  ist.  indem  man  ihnen  das  Risiko  aufbürdete,  mit  anderen 
Worten,  indeu)  man  die  Arl)oits\  ertrage  dieser  wirtschaftlich  durch- 
aus schlecht  gestellten  Arbeitnehmer  als  „Dienstverträge"  qualifizierte. 


1)  Vergl.  o.  S.  49  c. 

2)  Ist  abhängig  von  drn  Vnrau<;<r?7!ingen  de»  §  823  B.Q.B.»  insbcS.  »Iso  TOD  dflb 
N'atliweis  fiius  Verschuldens  des  Arbeitjjebors. 

3)  Vcf);].  Sombart»  Art.  Hainindustrie,  Hdw.  d.  Staatswiaiciitdiafiea.  Bd.  IV. 
S.  1139  Z.  I  und  S.  1158  Z.  3. 

4)  Über  diesen  B^ff  vergl.  Conrad,  VolkiwittSCbaflKpolidk,  S.  148  u.  165. 

5)  Vergl.  z.  B.,  was  Mcnde  vom  Ubnnacbergewerbe  in  BresJfttt  enlhlt.    Sehr,  d 
V.  /.  Sozialpolitik,  Lage  d««  Hdw.  12,  S.  44. 
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ScbliefiHch  seien  einige  Beispiele  dafür  gegeben,  zu  welchen 
Konsequenzen  es  geführt  hat,  daß  man  die  sozialpolitischen  Schutz- 
bestimmungen  auf  alle  (also  auch  auf  die  wirtschaftlich  besser  ge- 
stellten), in  einem  Dienstvertn^e  stehenden  Arbeitnehmer  ausgedehnt 
hat-  Die  §§  617,  61g  verbieten  dem  Hauslehrer,  dem  Privatbeamten, 
die  die  häusliche  Gemeinschaft  ilirt  s  Arbeitgebers  teilen,  auszumachen, 
daß  sie  für  den  Fall  ihrer  Erkrankung  selbst  die  erforderliche  Ver- 
pflegung und  ärztliche  Behandlung  bestreiten  wollen.  Nach  §$618, 
619  B.G.B,  kann  man  mit  einem  Manne  wie  einem  Ingenieur,  wenn 
der  Vertrag  über  die  zu  leistenden  Arbeiten  sich  zufällig  als  Dienst- 
veitrag  quali6ziert,  nicht  vereinbaren,  daß  Schädigungen,  die  ihm  in- 
folge eventueller,  schlechter  Herrichtung  des  gestellten  Arbeitsraumes, 
der  Gerätschaften  oder  der  Sicherheitsvorrichtungen  zustellen,  nicht 
ersetzt  werden.  Jeder  lebenslänglich  angestellte  Privatbeamte  kann 
seine  Stellung  nach  fünf  Jahren  kündigen. 

Es  muß  schon  dahingestellt  bleiben,  ob  eine  solche  Regelung 
derartiger  Arbeitsverträge  dem  gemeinen  Rechtsgefühl  entspricht  und 
ob  nicht  Parteien,  die  einen  solchen  Vertrag  geschlossen  haben,  im 
Falle  eines  Streites  niit  Erstaunen  von  diesen  Bestimmungen  hören 
werden.  Jedenfalls  aber  dürfte  sich  kein  stichhaltiger  Grund  dafür 
finden  lassen,  daß  man  den  Nonnen  auch  für  den  Abschluß  solcher 
Verträge  absolute  Geltung  verliehen  hat.  Die  erwähnten  Arbeitnehmer 
dürften  ihren  Arbeitgebern  kaum  derartig  an  (leschäftsgewandtheit 
oder  wirtschaftlicher  Sicherheit  ihrer  Stellung  nachstehen,  daß  sich 
daraus  diese  Fesselung  des  Wirtschaftsverkehrs  rechtfertigen  ließe. 
5>ollten  Privatbeamte,  Lehrer,  Ingenieure  etc.  nicht  Mannes  genug 
sein,  selbst  ihren  Vorteil  zu  wahren.  Und  andererseits,  welche  so/.ial- 
pohtischen  Bedenken  sollten  dem  entgegenstehen,  daß  ausnahmsweise 
—  kraft  besonderer  Parteiabrede  —  der  Ingenieur  es  übernimmt,  sich 
selbst  gegen  Gefahren  bei  der  Verrichtung  seiner  Arbeiten  zu  s<  hiitzen. 
oder  daß  eiTi  lebenslänglicher  An.stellungsvertrag  um  tlen  Preis  zu- 
stande kommt,  dal^»  der  I*»tMmte  auf  sein  Kündigungsrecht  verzichtet  M*^ 

Auch  die  /weite  Aiit^Mbe  richtiger  Sozialpolitik  dürfte  nicht 
erfüllt  sein.  Die  Schut/b(\stimmun]Lren  treffen  nicht  nur  alle,  die  ihrer 
bedurftii;  sind,  sie  treffen  außerdem  auch  solche,  die  keinen  Anspruch 
auf  sie  haben. 

Kehren  wir  nunmehr  zu  dem  verschmähten  Kriterium  der  ein- 
fachen und  h()heren  .\rl3eit  zurück  und  untersuchen  wir,  ob  «^s  nicht 
vielleicht  einen  geeigneteren  Maßstab  abgibt,  als  die  Anknüpfung  an 
die  Unterscheidung  eines  „Dienst-"  und  „Werkvertrages"! 

I)  Dm  Rec&l,  sot  «rkhlieen  Grfliiden  su  kflndiiren,  wOrde  ihm  ja  troudem  verbleiben. 
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Einfache  und  höhere  Arbeit  als  sozialpolitisehes  Kri- 
terium für  den  Arbeitsyertrag. 

9.  Kapitel. 

Die  «onolpolitischen  Gesichtspunkte  flkr  die  gesetzliche  Normienuig 

des  Arbeitsvertrages. 

Ehe  wir  das  trennende  Kriterium  aul  seine  sozialpolitische  Brauch- 
barkeit untersuchen,  dürfte  ein  Wort  über  die  Sozialpolitik  zum  Ar- 
beitsvertrag nötig  sein. 

Wie  schon  angedeutet,  ist  ja  das  Arbeitsverhältnis  nicht  minder 
politischer  als  juristischer  Begriff.  Wir  suhcn  heule  noch  so  mitten 
in  seiner  Entwicklung,  daß  man  die  Anschauungen  über  dasselbe  nichts 
weniger  als  geklärt  bezeichnen  k  ann.  Sieht  man  \on  den  einzelnen 
Parteischattierungen  ab,  so  stehen  sich  zwei  Richtungen  gegenüber: 
eine  konservative  und  eine  fortschrittliche.  Der  ersteren  schweben 
die  patriarchalischen  Beziehungen  vor,  wie  sie  zwischen  Zunftmeister 
und  Gesellen  oder  Lehrling  bestanden  haben.  Auch  weiterhin  möchte 
sie  das  Arbeitsverhältnis  auf  der  väterlichen  Autorität  aufgebaut  sehen, 
da  «e  der  Ansicht  ist,  daß  ohne  solche,  ohne  das  Recht  zu  weit- 
gehender —  auch  außerdienstlicher  —  Einwirkung  auf  den  Arbeit- 
nehmer ein  zweckdienliches  Zusammenarbeiten  nicht  möglich  sei. 

Die  fortschrittliche  Richtung  geht  im  Gegenteil  vom  „freien 
Arbeitsvertrag**  aus,  wünscht,  die  Abhängigkeit  auf  das  technisch  un- 
umgängliche Mindestmaß  beschränkt,  das  Vertragsverhältnis  unter 
„Absage  an  die  Idee  des  »Brotherrn«  entlastet  zu  sehen",  „von  allem 
Beipack  an  Gefolgschaftspflichten  und  Vasallcndienst,  den  der  Rechts- 
grundsatz der  Starken:  »denn  ich  bin  groß  und  Du  bist  klein i^,  dem 
schwächeren  Teil  fast  überall  noch  aufgebürdet"  halte»). 

1)  Abbe,  Motive  und  ErUhueraogen  cum  Entwarf  eine»  Sutnts  der  Cvi-Zetfi-Stif- 

tung,  S.  2. 
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Um  sich  ein  Bild  davon  machen  zu  können,  wie  diese  Richtung 
sich  die  Ausgestaltung  des  industriellen  Arbeitsvertrages  z.  B.  denkt, 
seien  in  Kürze  die  Bestimmungen  wiedergegeben,  durch  die  der  kürz- 
lich verstorbene  Prof.  Abbe  das  Pflichtverhältnis  der  Arbeiterschaft') 
der  —  ursprünglich  ihm  eigentümlich  gehörigen,  dann  von  ihm  in 
eine  Stiftung  mit  juristischer  Persönlichkeit  unter  staatlicher  Aufsicht 
verwandelten  —  Fabrik,  „Optische  Werkstätte  von  Carl  Zeiß"  in  Jena, 
umgrenzt  hat^  .*weil  das  gemeine  Recht  Normen  hierfar  noch  nicht 
gibt^ 

(TitclVdcs  Statutes  der  Carl-ZciB-Stiftung  vom  —  1806. 

10.  August 

Rechtsverhältnis  der  Angestellten  und  Arbeiter  in  den  Stiftuugs- 
betrieben.  Pers(Vnliche  Rechte.  §  57). 

„Das  in  den  Stiftun^shftriehen  durfli  den  Dienstvertrag  begründete 
Pflichtverhüitnis  der  Beamlen,  (/eschiifisgelulfcn  und  Arbeiter  zur  Stiftung,  zu 
ihrer  Firma  und  zu  allen  Vurgcsetzten  erstreckt  sich  lediglich  auf  die  ver- 
tn^;sniAfiige  ArbeitsleistuDg  und  die  sonstigen  DieDStgeachafte,  und  zwar  in 
Hinsicht  auf  folgeiui*  Punkte: 

Art  und  Maß  der  Arbeitsleistung  und  der  siinstigen  Obliegenheiten; 
Leitung  und  Beaufsichtigung  der  dienstlichen  Tätigkeit  durch  die 
dazu  bestellten  Organe; 

Obhut  Uber  Eigentum  der  Firma  und  Eigentum  Fremder,  weiches 
einzelnen  oder  mehreren  veraK^e  ihrer  dienstlichen  Tätigkeit  anvertraut 
oder  aigflngUch  ist  und  Wahrung  sonstiger  ihnen  darin  anvertrauter  Inter- 
essen der  Firma  und  Fremder; 

Wahmn'^  von  Sii:herhe?it  und  nrdtmiif;  in  Bctrirh  und  Verwaltung; 
Verkehr  der  einzelnen  mit  Vorgesetzten,  Mitarbeitern  und  Unter- 
geboien  innerhalb  des  Dienstes; 

Schutz  von  Eigentum  und  sonstigen  Interessen  der  Betriebsange- 
hörigen, insoweit  solches  Eigentum  den  Angestellten  und  Arbeitern  ver- 
möge de>  Di(  ti>tAerhaItnisses  zuganglich  ist  oder  solche  Interessen  ihnen 
darin  anvertraut  sind; 

Wahrung  solcher  Rücksic  hien,  welche  den  in  Vertrag  stehenden  aus 
Treu  und  Glauben  gegenseitig,  also  je  in  gleicher  Art  auch  der  Firma 
und  ihren  Vertretern  dem  einzelnen  Angestellten  und  Arbiter  gegen- 
Ober  iibh'cgcn. 

^'erpfiit  litunpcn,  weli  hc  in  keinem  von  dicseri  Pmiklcii  auf  die  dienst- 
liche latigkcit  Bezug  haben,  können  niemand  aufci!cp;l  werden.  H.itid- 
lungen  und  Unterlassungen,  wclciic  in  keinem  von  diesen  Punkten  die 
dienstliche  Tätigkeit  berühren,  begründen  unbeschadet  Ihrer  sonst^en 
Beurteilung  keine  Verietzung  des  Dienstvertrages  oder  vertragsmäfi^er 
Pflichten. 

I)  Gegenwärtig  etwa  1400  Bttmte  und  Art>dt«r. 

j)  Abgoelien  davoo,  daB  er  Ihm  bcnmenMtigen  Charakter  mit  PentioQMnsprQdieD 
gegeben  hat;  cf.  Kiien,  Minimalbhn  und  Arb«iterbeamteatuin. 
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Anordnungen,  welche  leliufs  Beaufsichtigung  der  in  Lelir\ e rtrac: 
siehenden  Lehrliii<;c  und  der  uiii<  r  iS  lahre  alten  Belriebs;ingeh>  riLreu 
getroffen  werden,  fallen  nkiit  utUer  die  Beschränkungen  dieses  Pura- 
graplien,** 

Abbe  sidit  clarin,  wie  er  in  den  Motiven*)  dazu  ausfahrt  eine  „er> 
schöpfende  Bestimmung  deijenigen  Bezidiungen,  unter  welchen  nach  dem 

Wesen  des  industriellen  Diensiverhriltnisses  die  Leistung  der  vertrags- 
mäßigen Tfitigkrit  seitens  des  einen  Teils  Gegenstand  einer  Verpflirhtini:^  des- 
selberf  gegen  den  an(i(  ich  Teil  sein  kann".  Auch  dürften  die  allgemeinen 
ßcstinunungcn  über  Ticu  und  Glauben  bei  der  Vertragserfüllung  nicht  heran- 
geholt werden»  um  beliebigen  Beipack  zu  Lasten  des  einen  Teiles  wieder  Tür 
und  Tor  zu  Offnen,  denn  alle  Pflichten  müßten  entweder  mit  dem  Spezifttchea 
des  industriellen  Dienstverhrdtnisscs  in  erkennbarer  Beziehung,  wie  die  in  §  57 
aufgezählten,  stehen  oder,  was  er  nanirndicli  auf  die  sojTer.aimtefi  siitlielien 
Beziehungen  zwischen  Arbeiigei)er  und  Arbeitnehmer  be/.iehi,  durch  völlige 
Gegenseitigkeit  bedingt  sein.  „Denn  die  Übernahme  von  Pflichten  dieser  Art 
seitens  des  einen  Kontrahenten  kann  kein  Äquivalent  mehr  flnden  in  der 
vertragsmäBigei\  Gegenleistung  des  anderen  an  Lohn,  Gehalt,  Gerechtsamen 
etc.,  weil  es  unsinnig  wäre,  irgend  eine  Quote  dessen  auf  Verpflichtungen  an- 
rechnen zu  wollen,  die  das  Vcrtragsverliältnis  als  solches  mit  sich  bringt. 
Folglich  muß,  wenn  sie  dem  einen  Teil  nicht  ohne  alles  Äquivalent,  bloß 
kraft  „denn  ich  bin  groß  und  du  bist  klein"  obliegen  sollen,  der  andere  Teil 
oder  dessen  jeweiliger  Repräsentant  und  Vertreter  befähigt  und  bereit  sein, 
je  die  gleidic  Verj)flichtung  auch  dem  crsteren  gegenüber  zu  tnigen.** 

Ganz  besonders  .sollen  dem  Arbeitnehmer  aus  dem  Arbeitsvertrag  für 
sein  außerdienstli<hes  Verhalten  keine  Pflichten  erwachsen,  selbst  soweit  es 
sich  um  Kik  ksichien  auf  das  Interesse  der  Firma  handelt.  Wenigstens  inso- 
fern, „daß  jene  Rücksichten  erstens  unbedingt  Halt  zu  machen  haben  vor 
dem  Recht  des  freien  Bürgers,  und  zweitens,  daß  sie  keinerlei  Überordnung 
beanspruchen  dürfen  über  die  vielleicht  ebenso  berechtigten  Interessen  des 
anderen  Teiles-)-'.  §  .58  des  Stiftungsstatutes  bestimmt  daher: 

„In  der  freien  Ausübung  aller  persrinlichen  und  bürgerlichen  Rechte 
außerhalb  des  nimstes  darf,  abgesehen  von  der  Reaufsirhti^^unij  von 
Lehrlingen  und  unter  16  Jahre  allen  Personen,  niemand  unmittelbar  oder 
mittelbar  behindert  werden« 

In  der  Vertretung  ihrer  Interessen,  einzeln  oder  gemeinsam,  inner- 
halb der  GrenzeT5  tlcs  gesetzlich  Erlaubten  und  ohne  Verletzung  der  im 
Ansieütn.L^-  'licr  Arbeitsvertrag  übcniommcncn  Pflichten,  dürfen  die  An- 
gehririgen  der  Betriebe  in  keiner  Art  beschr.'inkt  werden." 

S(!tI:eR!ich  soll  dieser  freiheitlirlu"  G(>ist,  der  im  Arbeitnehmer  in  allen 
Punkten  eine  gleichstehende  Individualität  sieht,  nach  Abbes  Ansicht  nicht 
nur  für  die  Abmessung  der  Pflichten  innerhalb  des  Arbeitsverhältnisses  mai^ 
gebend  sein,  sondern  auch  für  die  Stellung  des  Arbei^bers  zum  Arbeitsver- 
hältnis im  allgemeinen,  d.  h.  für  die  Motive  bei  Annahme  und  Entlassung 
von  Arbeitnehmern. 


I )  Moiivo  utiil  Krlftutcrungcn  xtun  Entwurf  eines  Statuts  der  Carl  Zeiß-Stiftui^,  S.  1. 
2ji  Motive,  S.  6. 
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§  56. 

„Bei  AnstelluMs  der  Beamten  dei  Stiftung;  und  der  Stiftunpsbetriebc. 
der  (iC^rhäflsgebiifen  und  Arbeiu  r  muß  jederzeii  ohne  Ansei len  der  Ab- 
stammung, des  Bekenntnisses  und  der  Parteistellung  vcrialiren  werden. 

Die  Fortsetzung  der  eingegangenen  Anstellungs-  und  Arbeitsverträge, 
sofuie  die  Beförderung  der  Angestellten  und  Arbeiter  in  Hinsicht  auf 
Funktion  und  Entlohnung  darf  nur  von  Ilitxik  Fähigkeiten  ttnd  Leistungen, 
der  Pflichtmäßigkeit  ihr»'<  dirnstli<hen  V'erhahens  und  von  Rürksichten 
auf  andere  wesentli«  ht-  lni(  re:i.sen  des  Betriel)es  abhängig  gemacht  wer- 
den, vom  außerdienstlichen  Verhalten  aber  nur  msoweit,  als  dasselbe  die 
ErfQtlung  ihrer  Dienstpflichten  oder  flir  persTtnliches  Ansehen  in  Rack> 
sieht  auf  bOigertiche  Ehre  und  gute  Sitte  berQhrt" 

Abbe  bemerkt  in  den  Motiven  S.  1  und  1 1  dazu:  „Diejenigen»  welche 
in  spriterer  Zeit  die  Fonlitionen  wahrzunehmen  haben,  die  jetzt  mir  und  meinen 

Mitarb(  itcrti  obüeiien,  mAj^en  nur  auch  immer  lernen,  was  wir  halten  lernen 
müssen:  sieh  hinw ei;/^u->eizcn  über  Sympailue  und  Antipalhie,  Wohlgefallen 
und  MiÜfallcn  und  alles,  auch  wenn  es  die  eigene  Person  noch  so  nahe  be- 
rOhftf  betrachten  zu  können  rein  als  Sache,  wie  unbeteiligte  Zuschauer;  und 
«ie  mOgen,  um  das  fert^  zu  bringeUt  auch  zu  vo-lemen  suchen,  was  wir  zu 
vcrtemen  suchen  mußten:  durch  irgend  etwas,  was  l)ci  Ausübung  der  Berufs- 
pflichlen  an  sie  heranknmmt.  nocli  persrinlieh  verletzt,  gckrflnkt,  beleidigt  sich 
fühlen  zu  konneu.  Das  bringt  der  Beruf  einmal  so  mit  sich,  just  wie  der 
des  Schiffskapitäns  oder  des  Lotsen  es  mit  sicli  bringt,  daß  er  verlenien  muß, 
im  Augenblick  der  Gefahr  an  sich  selbst  oder  an  Weib  und  Kind  zu  d^ken. 
Auch  mögen  jene  imr  immer  überzeugt  sein,  daß  es  in  ihrem  Beruf  gar 
keine  andere  wahre  Autorität  gibt,  als  diejenige,  die  auf  dem  Boden  solchen 
Gelernt-  und  Veriemthabens  ihnen  erwachsen  kann." 

Motive  und  Erlauterungen  etc.,  S.  11. 

„Aus  allem  V\>rhergeheiKlen  ergibt  sich,  daß  die  in  diesem  Statut  an- 
gestrebte ( )rdnung  des  Rechtsverhältnisses  zwischen  Viitemehiner  und  Arbeiter 
oder  Angestellten  si<  h  völlig  frei  halten  muß  einer.seiis  von  jeder  morali- 
sierenden Tendenz  und  andererseits  von  jedem  Strafanimus.  Und 
das  ist  für  alle  Betmligten  eine  Wohltat.  Der  Unternehmer  als  solcher  hat 
keinerlei  ßcfu;;nis,  aus  dem  Arbeitsvertrag  heraus  seinen  Kontrahenten 
gegenüber  die  Funktionen  eines  Organs  zur  Wahrung  allgemeiner 
Interessen  der  Gesellschaft  der  des  Staates  sidi  anzumaßen, 
weder  präventiv  noch  rejiressiv.  Dafür  sind  Polizei  oder  Staatsanwalt 
und  Strafrichtcr  da,  —  Der  moraJii^ierende  Fabrikherr  oder  Betriebsleiter, 
der  sich  fOr  berufen  hält,  Elirbarkeit  und  Staatswohl  —  und  was  er  von 
seinem  besonderen  Stand[iuukt  aus  just  dazu  zu  rechnen  für  gut  findet  — 
zu  bef<')rdem  nii  Iii  nur  durc  h  das  eigene  tiute  Beisj)iel  und  dun  li  den  V»e- 
rechtigten  Einfluß,  den  pers^'tih'  lifs  .\n'^f  h'>n.  wenn  er  solc  hes  Ii.!?,  in  seinem 
Kreise  ihm  gewallten  mag,  sondern  auc  h  mit  der  Peitsche  angedroluer  Wirt- 
schaftsnachteile,  ist  in  meinen  Augen  eine  soziaUgemeinschädliche  Figur.  Es 
gereicht  mir  zu  einher  Genugtuung,  zu  bemerken.  daB  die  folgerichtige  Durch- 
führung der  in  §  57  zum  Ausdruck  kommenden  Rechtsidee  schon  für  sich 
allein,  ohne  alles  weitere  Zutun,  geeignet  ist,  dieser  Figur  auch  in  Zukunft 
den  Eintritt  in  den  Wirkungskreis  der  Carl  Zeiß-SUftung  versperrt  zu  halten. 
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Was  aber  das  landesübliche  H  e r e i n  p f  u s  c h  c n  dei  Arbeitgeber  in  die 
Geschäfte  de»  Strafrichters  .'mlangt,  so  ist  das  ubtrall,  w<-  es  ge:»chiehu 
handgreiflicher  Hohn  auf  alle  Gerechtigkeit.  Denn  gesihiehi  es  dem  Richter 
voigreifend,  so  setzt  es  sich  hinweg  über  die  erste  Voraussetzung  Jeder  otdcnt» 
liehen  Rechtspfl^e:  die  M^iglichkeit  sicherer  und  erschOpfwder  Beweiser- 
hebung, und  verfallt  zudem  noch  gewöhnlich  grobem  Mißverhältnis  zwischen 
Delikt  und  Strafmaß:  Vergehen,  für  u  eK  he  der  Richter  nur  auf  geringe  Geld- 
strafe oder  kurze  Freiheitsentziehung:  erkennen  darf,  maßt  der  Arbeit_'ei  er. 
der  Dienstentlassung  als  Strafmitiel  haiulhabi,  sich  an,  mit  beliebig  huhera 
materiellen  Schaden  belegen  zu  können.  Geschieht  aber  jenes  Herein- 
pfuschen  dem  Richter  nachhinkend,  also  im  Sinne  von  Strafver* 
schärfung,  so  verletzt  es  die  unbestrittene  Forderung  jeder  gerechte  Stnf- 
Justiz:  ne  bis  in  idcm." 

Übrigens  ist  in  dem  Arbeitsvertrag  wie  in  der  ganzen  Organisation  der 
Carl  Zeiß-Stiftung  mit  dieser  freiheitlichen  Ausgestaltung  auf  der  anderen  Seite 
dne  äußerst  straffe  Organisation  verbunden,  getreu  dem  Grundsätze,  daß 
Freiheit  auch  Pflichten  bringt:  die  der  Verantwortlichkeit. 

Selbstverständlich  wird  man  für  die  Regelung  der  Beziehungen 
zwisdien  Arbeitgeber  und  Arbeitnehmer  sehr  verschiedene  Forde- 
rungen aufstellen»  je  nachdem  man  mehr  jenen  konservativen  oder 
diesen  fortschrittlichen  Ansichten  zuneigt.  Doch  hängt  die  Stellung- 
nahme zu  ihnen  zu  sehr  von  allgemeinen  politischen  Anschauungen 
ab,  als  daß  sie  hier  wissenschaftlich  zu  erörtern  wäre. 

Darüber  hinaus  aber  findet  der  Sozialpolitiker  gewisse  Fragen, 
die  unabhängig  von  den  Grundprinzipen  zu  beantworten  sind.  Und 
außerdem  haben  beide.  Richtungen  —  von  Extremen  abgesehen  — 
eine  unbestrittene  Basis. 

So  besteht  auf  keiner  Seite  ein  Zweifel  darüber,  daß  die  Gesetz» 
gebung  die  Aufrechterhaltung  des  Arbeitsvertrages  sicher  zu  stellen 
hat.  Die  bekannten  Zustände  in  England  nach  Aufhebung  des  Lehr- 
lingsgesetzes haben  gezeigt,  daß  der  Arbeitnehmer  nidit  immer  aus 
eigener  Kraft  dazu  imstande  ist  Was  in  New-Lanark  die  Arbeiter 
schlössen,  das  war  kdn  Vertrag  mehr,  die  mächtigen  Fabrikberm 
verfügten  über  sie  wie  über  Arbeitsmascfainen.  Daß  derartige  Zu- 
stände sich  wiederholen,  daß  der  Arbeitnehmer  jede  unwürdige,  ihm 
vom  Arbeitgeber  vorgeschlagene  Arbeitsbedingung  annehmen  muft 
kann  und  hat  die  Gesetzgebung  dadurch  zu  verhindern,  daB  sie 
dem  Arbeitsvertrag  durch  zwingende  Vorschrift  einen  Mindest- 
Inhalt  gibt. 


II  Auch  auf  die  Leitung  der  Fabrik  sowie  die  Anstellung  und  Ettdassuag  von  Arbei^ 
nehmeni  hat  die  Arbeitencbaft  nicht  den  geringsten  Einfluß.  Dagegen  ist  sie  am  Gcwins 
in  einer  gewissen  tnittetbarcn  Welse  beteiligt.  Vcigl.  über  das  Nihere;  .Fierstorff.  Emst 
Abbe  als  Sozial{)oIitikcr. 
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Was  dann  die  spezifisch-sozialpolitischen  Forderungen  anbetrifft, 
so  folgen  sie  aus  der  oben*)  ausführlich  dargelegten  Eigenart  des 
Arbeitsverhältnisses:  daß  es  ein  Herrschaftsverhältnis  eines  Menschen 
über  einen  anderen  bedingt,  daß  es  ohne  lic  T'nter Ordnung  des  einen 
unter  den  Willen  des  anderen  wirtschaftlich  schlechterdings  nicht 
denkbar  ist.  Darin  liegt  begründet,  daß  es  die  Person  des  Arbeit- 
nehmers in  einem  Grade  in  die  Verpflichtung  verwickelt,  wie  das  bei 
keinem  der  anderen  Schuldverhältnisse  vorkommt. 

Diese  richten  sich  sämtlich  nur  gegen  das  Vermögen  des  Schuld- 
ners, und  wo  der  Gesetzgeber  bei  dimm  einen  schützenden  Einfluß 
ausflbt,  hat  er  den  Schuldner  nur  vor  einer  übermäßigen  Schädigung 
seioes  Vermögens  durch  allzu  harte  Bedingungen  des  Gläubigers  zu 
acbfitzen,  z.  B.  B.GJB.  §  138  Abs.  2. 

Nichtig  ist  insbesondere  ein  Rechtsgeschäfk,  durch  das  jemand 
unter  Ausbeutung  der  Notlage,  des  Leichtsinns  oder  der  Uner- 
fahrenheit  eines  anderen  sich  oder  einem  Dritten  für  eine  Leistung 
Vermögensvorteile  versprechen  oder  gewähren  läßt,  welche  den 
Wert  der  Leistung  dergestalt  übersteigen,  daß  den  Umständen 
nach  die  Vermögensvorteile  in  auffälligem  Mißverhältnisse  zu  der 
Leistung  stehen." 

Auch  beim  Arbeitsverhältnis  kommt  ein  solcher  Schutz  in  Frage, 
obwohl  ja  die  gesetzliche  Regelung  die  Lohnfestsetzung  nicht  einbe- 
zieht,  insofern  nämlich,  als  häufig  dem  Arbritnehmer  die  Tragung 
von  Gefahren  aufgebürdet  wird,  für  die  seine  Schultern  zu  schwach 
sind,  oder  Lohnabzüge  ausbedungen  werden,  die  man  sozialpolitisch 
für  gefäUirlich  halten  muß. 

Aber  darüber  hinaus  bringt  die  Erfüllung  der  Pflichten  aus  dem 
Arbeitsvertrag  dem  Arbeitnehmer,  wie  oben  ausführlich  dargelegt 
worden  ist*),  auf  der  Arbeitsstätte,  im  Verkehr  mit  anderen  Arbeit- 
nehmern und  aus  dem  nahen  Verkehr  mit  dem  Arbeitgeber  Gefahren 
für  seine  Person,  die  den  anderen  Schuldverhältnissen  regelmäßig  un- 
bekannt sind.  Gegen  sie  Leib  und  Leben,  Gesundheit  und 
Sittlichkeit  des  Arbeitnehmers  zu  schützen,  ist  die  besondere 
Aufgabe  der  Sozialpolitik  zum  Arbeitsvertrag. 

In  den  Bedingungen  des  konkreten  Arbeitsverhältnisses  über  die 
möglichen  Lohnkürzungen  und  den  persönlichen  Schutt  realisiert  sich 
das  Unterordnungsverhältnis.  Denn,  wie  wir  oben  betont  haben  und 
wie  wir  hier  ausdrücklich  wiederholen  wollen,  bei  dem  Unterordnungs- 
Verhältnis  bandelt  es  sich  nicht  um  die  Frage,  ob  das  Arbeitsverhält- 

I  >  s.  o.  s.  17  ff. 
2}  S.  o.  S.  i^fT. 


j        y  Google 


-    64  - 


nis  im  Einzelfalle  dem  Arbeitnehmer  mehr  oder  minder  groL4e  Selb- 
ständigkeit bei  der  Ausführung  der  Arbeiten  beläßt,  ob  er  also  vom 
Arbeitgeber  spezialisiert  angeleitet  wird  oder  nicht.  Denn  wenn  z.  B. 
irgend  ein  hochgestellter  Herr  einen  Herrn  als  seinen  Privatsekretär 
engagiert  und  dieser  beständig  in  seiner  Gesellschaft  zu  sein  hat,  um 
seine  jeweiligen  Wünsche  zur  Ausführung  zu  bringen,  so  wird  nie- 
mand darin  ein  Abhängigkeitsverhältnis  sehen,  das  dn  sozialpolitisches 
Eingreifen  nötig  macht.  Das  Unterordnungs-  bezw.  Herrschaftsver- 
haltnis  besteht  vielmehr  darin,  daß  jedes  Arbeitsverhältnis  seiner  Natur 
nach  den  Arbeitnehmer  zwingt,  sich  dem  Willen  dea  Arbeitgebeis 
unterzuordnen.  Und  zwar  hat  der  Arbeitgeber  um  so  mehr  vom 
Arbeitsverhältnis  je  mehr  er  die  fremde  Arbeitskraft  ausnutzen  kann. 
£s  besteht  deshalb  —  auch  die  Geschichte  des  Arbeitsverhältnisses  lehrt 
das  zur  Genüge  deutlich  —  eine  natürliche  Tendenz,  den  Arbeitnehmer 
seinem  Willen  in  immer  ausgedehnterem  Maße  unterzuordnen.  Dazu 
kommen  schließlich  bei  gewissen  Arbeitsverhältnissen  —  diese  fest- 
zustellen ist  gerade  die  Aufgabe  unserer  Untersuchung  —  wirtschaft- 
liche Umstände»  die  dem  Arbeitgeber  die  Macht  geben,  dieses  Be- 
streben auf  Kosten  des  Arbeitnehmers  durchzusetzen,  d.  Ii.  ohne  ihm 
ein  entsprechendes  Äquivalent  zu  bieten.  Und  der  Erfolg  dieser  Be- 
strebungen erscheint  für  das  Auge  des  Privatrechts  in  den  mehr 
oder  minder  günstigen  Bedingungen  des  Arbeitsvertrages  über 
Lohnkürzungen  durch  Strafen  und  Aufbürdung  der  Gefahr 
und  über  Fürsorge  für  die  Person  des  Arbeitnehmers  gegen 
schädliche  und  unwürdige  Einflüsse,  denen  er  in  Ausfüh- 
rung der  Arbeit  ausgesetzt  wird. 

Diese  Vertragsbedingungen  stellen  gewissermaßen  die  Diagonale 
im  Parallelogramm  der  Kräfte  des  Arbeitsverhältnisses  dar.  Auf 
ihr  Spiel  hat  daher  der  Gesetzgeber  sein  Augenmerk  zu  richten,  im 
Einzelfalle  zu  prüfen,  ob  hier  die  eine  Seite  ,  zu  schwacb  ist,  als  daß 
eine  sozialpolitisch  brauchbare  Diagonale  herauskonmien  könnte,  und 
wo  er  dazu  kommt,  diese  Frage  zu  verneinen,  da,  nach  der  Eigenart 
der  Gesetzgebungstecbnik ,  der  Diagonale  kraft  eigener  Macht  die 
Größe  zu  geben,  die  einem  volkswirtschaftlidh  gesunden  Verbältois 
entsprechen  würde. 

Wir  glauben,  daß  sich  nachweisen  läßt,  daß  dieses  Kräftever» 
hältnis  einigermaßen  angemessen  nur  da  ist,  wo  dem  Arbeitgeber 
ein  Arbeitnehmer-,  der  höhere  Arbeit  leistet,  nicht  dagegen  da,  wo 
ihm  ein  Arbeitnehmer  entgegentritt  der  niedere  Arbeit  leistet 
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la  Kapitel. 
Höhere  und  niedere  Arbeit. 

Zunächst  was  ist  JioIkto"  und  was  ist  „niedere"  Arbeit? 

Daß  das  Wirtschaftsleben  eine  derartige  Unterscheidung-  macht, 
ist  wohl  ohne  weiteres  klar.  Oder  sieht  man  etwa  im  Arbeitsvertrag- 
des  Arztes  und  des  Barbiergehülfen.  des  Generaldirektors  uiul  des 
Laufburschen  derselbon  Fabrik,  des  Künstlers  uiul  des  Stratjenkelirers 
ganz  gleichartige  I>iiigc',  wie  etwa  in  den  \erschiedenon  Kaufverträgen, 
in  denen  ein  großes  Warenhaus  seine  Artiki  l,  vom  Dutzend  Steck- 
oadeln  bis  zur  eleganten  Wohnungseinrichtung,  absetzt? 

Xur  dürfte  die  Wissenschaft  diese  Unterscheidung  noch  nicht 
f-  Ntg(  l(  gt  haben.  Man  hat  ja  bereits  verschiedentlich  zwei  Kate- 
gorien von  Arbeitsverträgen  zu  trennen  versucht,  aVx  r  diese  Kri- 
terien decken  sich  weder  mit  dem  von  höherer  und  niederer  Arbeit, 
noch  haben  sie  der  Kritik  stand  zu  halten  vermocht.  So  z.  B.  die 
Differenzierung  nach  ..körperlicher  *  und  „geistiger",  ..materieller"  und 
Jmmateri''lltT'*.  ..produktiver""  und  ,, unproduktiver  Arbeit". 

Di«'seii  Kriterien  ist  oft  nachgewiesen  worden,  daß  sie  eine  klare 
Scheidung  nicht  zulasscfi.  Kme  gewisse  l'erechLigung-  haben  sie  ja 
natürlich,  denn  man  kann  den  Urn^  rschied  „nicht  dadurch  wegleugnen, 
daß  man  auf  da.s  Flü.ssig^e  der  ürenze  verweist,  so  wenig  man  den 
I  nterschied  von  Hocligebirge,  Hügelland  utul  Kbeni'  dadurch  auf- 
tieben  kann,  daß  man  feststellt,  daß  niemand  imstande  ist.  den  Punkt 
anzugel)en,  wo  das  eine  Gebiet  aufhört,  das  andere  anfängt"').  Für 
unsere  Zwecke  aber  kommt  es  gerade  auf  eine  klare,  restlose  Schei- 
dung an. 

Die  heute  sehr  beliebte  Trennung  nach  gelernter  und  unge- 
lernter Arbeit-)  ist  für  uns  deshalb  unbrauchbar,  weil  sie  sich  aner- 
kanntermaßen überhaupt  nur  auf  einen  Teil  der  Arbeitnehmer,  die 
gewerbUchen  nämlich,  bezieht. 

Dann  die  tendenziöse  Ausscheidung  der  besitzlosen"  Arbeit- 
nehmer» der  „Proletarier*',  „die  nur  solange  leben  als  sie  Arbeit 

V.  PhilippoTich,  GnindriB  I,  S.  113. 
3)  DicL  of  politieal  «soanooiy  bf  InsUi  Palgiwre,  II,  p.  $36:  wSkilled  labovr,  theo. 
«uf  be  takcn  m  laboar  differentfeted,  by  tiaining  and  nperience,  fc»  sncb  an  extent  tbat 
it»  tnnsference  to  other  <KCU|>ations  wtmid  luTolve,  ceteris  partbus.  an  appreciablc  industrial 
tos»,  as  contrndistinghuished  from  ihe  gcncra!  mas?  of  nide  or  unskilletl  labonr,  the  trans- 
feren«  of  wbicb  from  one  occupation  to  anotber  would,  in  ihi«  respecc,  involve  no  great 
sacrifice  of  Ubour  power. 

AbkMidlim«Mi  d.  Htttaw.  8«aitiii«»  •.  J«m.  Bd.  II,  Hflt»  2.  S 
H*l,  ElnftKlie  «id  biHwm  AiWt. 
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finden,  und  die  nur  solange  Arbeit  finden,  als  ihre  Arbeit  das  Kapital 
vermehrt"*).  Welche  Arbeitnehmer  gehören  denn  heute  zu  den  beati 
possidentes?  welche  werden  denn  beschäftigt,  wenn  kein  Kapital  vor- 
handen ist.  ihre  Arbeit  vorteilhaft  zu  verwerten?  Etwa  die  Beamten 
in  der  Industrie  oder  die  Künstler;  hat  es  etwa  auf  die  Tätigkeit  des 
Arztes  und  des  Rechtsanwaltes  keinen  Einfluß,  wenn  die  Bevölkerung 
verarmt,  und  wie  lange  können  sie  sich  dann  über  Wasser  halten, 
wenn  ihre  Praxis  zusammenbricht?  Selbstverständlich  sprechen  wir 
hier  nur  vom  Arbeitnehmer  in  abstracto.  Daß  hie  und  da  ein  Ar- 
beitnehmer Frivatvermögen  hat,  ist  etwiis  rein  Zufälliges  und,  wie  wir 
oben  schon  andeuteten,  in  unserer  Zeit  des  ausgebildeten  Geldver- 
kehrs  durchaus  eine  Ausnahme,  die  übrij^ens  ebensogut  in  den  Krdsen, 
die  man  gern  die  „besitzlosen  Arbeitnehmer"  nennt,  häufig  vorkommt^. 
Auch  das  ist  natürlich  etwas  wesenthch  andt  ros,  daß  gewisse  Arbdt- 
nebmer  so  bezahlt  werden,  daß  ihnen  die  Kapitalbildung  und  damit 
die  Bildung  eines  Reservefonds  für  Arbeitslosigkeit  ermöglicht  wird. 
Das  ist  gewiß  eine  sozialpolitisch  höchst  bedeutsame  Tatsache.  Aber 
hier  ist  der  Besitz  ja  erst  die  Folge,  nicht  die  Voraussetzung 
dieser  bestimmten  Arbeitsverhältnisse,  an  die  doch  die  Unterscheidung 
in  abstracto  nur  anknüpfen  kann.  Und  diese  Voraussetzungen  sind 
es  ja  eben  erst,  die  wir  suchen.  Ebenso  steht  es,  wenn  etwa  dieser 
oder  jener  Arbeitnehmer  lebendänglich  angestellt  ist,  so  daß  er  nicht 
ohne  weiteres  an  die  Luft  gesetzt  werden  kann,  wenn  die  Konjunk- 
turen ungünstig  sind.  Auch  das  ist  Folge  dieser  gesuchten  Um- 
stände, hängt  mit  dem  „Besitz**  des  Arbeitnehmers  nicht  zusammen. 
Oder  schlieflen  etwa  unsere  großen  Aktiengesellschaften  mit  einem 
Direktor,  wenn  er  Frivatvermögen  bat,  einen  lebenslänglichen  Ver* 
trag,  und  wenn  er  keins  hat,  einen  jederzeit  kündbaren? 

Einen  braudibaren  Anhalt  dagegen  ftkr  das,  was  „niedere'^'Arbeit 
ist,  bietet  der  Sprachgebrauch  des  täglichen  Lebens  in  einem  Worte, 
das  wir  bisher  vermieden  haben,  eben  weil  es  nur  eine  bestimmte  Art 
von  Arbeitnehmern  bezdchnet,  im  „Arbeiter^.  Denn  es  ist  zweifel<- 
los  ein  unrichtiger  Gebrauch  dieses  Ausdruckes,  wenn  fast  sämtliche 
Schriftsteller")  damit  die  eine  Partei  des  Arbeitsvertrages  bezeichnen. 
Hat  der  Sprachgebrauch  für  diese  überhaupt  bereits  ein  Wort  festgelegt, 
so  kommt  nur  „Arbeitnehmer**  in  Frage;  Jedenfalls  fällt  es  niemandem 
ein,  den  Minister,  den  Arzt,  den  Spediteur  als  Arbeiter  zu  bezeichnen*). 

ij  Kommunistisches  Manifest,  S.  ii. 

2)  cf.  X.  B.  Schmoll  er,  Grondrifl  II,  S.  265. 

3)  Wohl  nur  Lotmar  nicht,  dessen  Beispiel  wir  hier  folgen;  cf.  Aiheitsvertisf, 

Bd.  I,  S.  60  ff. 

4)  Vetgl.  oben  S.  11. 
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Fflr  die  Erkenntnis  des  Kreises  von  Personen,  die  man  unter 
den  ^Arbeitern**  begreift,  finden  wir  in  der  BerufszShlung  von  1895, 
insbesondere  in  der  Zahn 'sehen  Bearbeitung  derselben  (im  III.  Bd. 
der  Statistik  des  Deutschen  Reichs)  eine  wertvolle  Grundlage,  da  hier 
die  Berufstätigen  in  f^^lbständige**  (a),  in  „Angestellte**  (b),  und  „Ar- 
beiter** (c)  geschieden  sind. 

Ein  bestimmtes  Kriterium  fOr  diese  Unterscheidung  hat  man 
zwar  nicht  gehabt,  sondern  man  hat  von  Fall  zu  Fall  entschieden. 
Wenn  man  aber  die  verschiedenen  Kategorien  von  Arbeitnehm<»'n, 
die  als  „Arbeiter*  bezeichnet  werden,  denen  gegenüberstellt,  die  nicht 
darunter  gerechnet  werden,  so  ergibt  sich  ohne  Zwang,  daB  doch  für 
alle  einzelnen  Unterscheidungen  ein  einheitliches  Kriterium  durchgreift: 

(SM»  Tkbelle  Sdt«  68.) 

Das  Krit^um,  das  oifen«chtIid}  diese  Kategorien  trennt,  das  ist 
das  größere  oder  geringere  Maß  von  Fachbildung  der  Beteiligten. 

In  dieser  Aufstellung  haben  wir  auf  der  Seite  der  Angestellten 
auch  die  ,^lbstandigen  Geschäftsleiter**  den  „Arbeitern**  gleich  mit 
gegen  abergestellt,  was,  wie  wir  oben  sahen,  die  1895er  Statistik  nur 
in  der  Weise  tut»  daß  sie  neben  Angestellten  und  Arbeitern  als  eigene 
dritte  Gruppe  „die  Selbständigen*'  unterschddet. 

Zu  den  Selbständigen  rechnet  nun  die  Statistik  auch  noch  die 
Unternehmer,  die,  wie  oben  dargelegt'),  soweit  sie  „Dienstleistungen 
organi«eren  und  leiten**,  ja  ebenfolls  Arbeitnehmer  ^nd,  Sie  unter* 
scheidet  von  den  „Arbeitern**  nicht  die  höhere  Fachbildung.  Wenig- 
stens  begrifflich  nicht  Meistens  werden  sie  ja  über  eine  solche  ver- 
fügen, aber  unser  Wirtschaftsleben  setzt  solche  zur  Betätigung  als 
Unternehmer  nicht  voraus,  wie  z.  B.  die  Bauspekulation  zeigrt  Das 
Charakteristikum  am  Unternehmer  ist  vielmehr,  wie  die  oben  ange- 
zogene Pierstorffsche  Definition  ergibt,  dafi  er  „unter  Einsetzung 
eigenen  Kapitalvermögens*'  arbeitet. 

Beide  Arten  dürften  zusammen  die  „höhere  Arbeit"  unserer  Tage 
ausmachen.  Wir  definieren  de  demnach  als  „diejenige  Arbeit,  die 
größere  Fachkenntnisse  voraussetzt  oder  unter  Einsetzung 
eigenen  Kapitalvermögens  zu  leisten  ist". 

Den  Gegensatz  dazu  möchten  wir  aber  nicht  als  „niedere"  Arbeit 
bezeichnen,  um  nicht  der  Annahme  Vorschub  zu  leisten,  daß  bei  der 
Unterscheidung  eine  verschiedene  Wertschätzung  der  Arbeitsarten 
zum  Ausdruck  kommen  sollte.  Damit  hat  sie  selbstverständlich  nicht 
das  geringste  zu  tun.  Wir  werden  sie  deshalb  „einiache  Arbeit" 
nennen. 

I)  Su  oben  S.  14. 

5* 
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Berufe 

Angestellte 
(telbMIadiff»  «1.  niditsidNMIiid^e) 

Arbeiter 

A,  B  und  C. 

Landtrirtschtift,  G&rt 
ntrei      und  Viehsttcfat, 

Fischerei. 

Bergbau  und  HfiUcn- 
weaen»  Industrie  und  Bau- 
wesen. 

Handel  und  Verkehr. 

a)  Leitende  Besntte  und  son* 

st  i^jeüeschiiftsleiter(  Direktoren). 

b>  Nicht  ieiteade  Besmte, 
flberbaupt  das  kaufminnisdi, 

ii-chnisch  oder  wissenschaftlich 
gebildete  Verwaltungs-  tind  Auf- 
stchts-,  sowie  das  Redinungs- 
und  Bureau]>crsonal  (Gutsver- 
walter, Inspektoren  etc.,  auch 
Volontäre  und  Lehrlinge;  Guts- 
aufseher,  Hofmeister,  Vöjjte  etc. 
—  Prokuristen,  Disponenten, 
Justitiare,    Buchhalter,  Rech- 

II UIIKBIUUW  1  ^Jvv^U«!  La*  U.  l^«allU' 

lungsreisendc,  sowie  die  im  Be- 
triebe beschäftigten  Rechner  u. 
Schreiber  —  Betriebst  nspek- 
toren,  Ingenieure,  Chemiker; 
Aufseher,  Werkmeister,  Ober- 
Steiger  ufid  Steiger). 

c)  Alle  nicht  in  den  bei  a 

und  b  bezeichneten  Stellungen 
beschiftigt«!  Erwerbatitigen  de» 
betr.  Beiufszweigf-s,  wie  Gehilfen. 
Lehrlinge,  Fabrik-,  Lohn-  und 
Tagearbeiier,  einschließlich  der 
in  der  Landwirtschaft  oder  dem 
Gewerbe  des  Farailienhauptes 
tätigen  Familienangehörigen  und 
Dienenden  (Knechte,  Mägde, 
T:^eiöhner,  Schäfer,  Hirten  — 
Gesteins-,Kohlenhauer  etc., Hand- 
arbeiter,   Handlanger,  MoM^bi- 

?"uhrleute,  Hausdiener  —  Hand- 
lungsgehülfen  und  Kommis  in  La- 
dengeschäften, Verk.lufer,  Ijiden- 
diener.  1-Tiienni3drhen  —  Ober- 
kellner, Kellner,  Kellnerinnen!. 

Forstwiruchaft  u.  Jagd. 

a)  Selbständige  und  ttonstige 

\J^BbUBII9l^«VTf          f  USWCvWf  NÄVI  V 

1 'nt-^t-  und  Japdhnimte  bb  ein» 
schließlich  Oberförster. 

b)  HAheres  VerwallungS'und 
Aufsich  ts-  ,so  w  ie  das  Rech  nungs- 
und  Bureaupersonal,  insbe&un- 
deieauch  RevierfSrster,FOrster). 

Sonstige  Gehülfen  u.  Arbeiter, 

iitftKjiMjtMiflnTiti    AiH^li     Tsttfl*  null 

Waldhüter,  Hdshauer. 

Eisenbalinbetrieb. 

personal  (DhektOrcR,  Inspek- 
toren und  Verwaltungsbeamte, 

Vorsteher). 

b)  Sonstiges  Venraltungs-, 
Aufsic-hts-  und  Bureaupersonal, 
außer  dem  bei  c  bezeidioeten. 

^1   Rnfsf.   11    "T*»!  ■  m  11  ■■■     1  ■  Miui i 

Postschaffner  u.  Postboten ,  Eisen- 

bahnschaffner,  beim  Fahr-,  Bahn- 
hof'i-  ti.  Rangierdienst  Beschlf* 
li^tc,  Bahnwirter  und  andere 
cntsprecbend  Beadilflt^ttt  vad 
Diener. 

E. 

Hofstaat.  Diploinalic. 
AffenÜiche  Verwaltung,  so- 
wie Rechtspflege. 

a)  Hjtfiet«  Beamte,  Anwilte, 

Notare  etc. 

b)  Sonstiges  Verwaitungs-, 
Aufsicht«-  und  Bureaupersonal, 
einschlieltl.  Rechner  ti.  Schrf  f!><?r 
(auller  den  bereits  bezeichneten). 

c)  Dienstpersonal  (KasteOane, 
Portiers,  Boten.  Bureatidiener. 
I^kaieu. 

D. 

Hriuslicli'.-  Dienste  fein- 
schlieülich  persönliche  Be- 
dienung). 

Die  ganze  Gtuppe  einsclilir?il- 
lich  der  Lohnari>eit  wechselnder 
Art. 

Kirche.    Bildung  und 
Unlerricht,  Gesundluus- 
pflege  und  KrankendiotiM, 
Musik,    Theater,  Schau- 
stellungen aller  Art 

a)  Geistliche ,  Missionare, 
Kirchen-  und  Anslaltsbeamte. 
—  Direktions-.  Lehr-  undärzt' 
liches  Personal. 

b)  Ver^%-altungspenonal(Kaa* 
sierer,  Buchhalter). 

DienstpersonaUKirchendiener. 
Warte*  und  HOUtpcfMiial. 
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1 1 .  Kapitel. 

Der  Besitz  von  höheren  Fachkenntnissen  bezüglich  von  Kapital 
auf  Seiten  des  Arbeitnehmers  als  Maßstab  für  die  Anknüpfung  der 
aosialpolitiscben  Maßnahmen  des  Arbeitsvertrags. 

Wir  kehren  nunmehr  zu  der  am  Schlüsse  des  vorlet/ten  Kapitels 
au t\r,' stellten  Beliaupturii;  zurück ,  dal'j  ein  Übergewicht  des  Arbeit- 
g-ebers.  das  ein  sozialpolitisches  Kingreifen  der  üesetzgebung  init 
zwingenden  Vorschriften  nötig  macht,  nur  da  vorliegt,  wo  ihm  ein 
Arbeitnehmer  gegenüber  tritt,  der  einfache  Arbeit  leistet.  Es  ver- 
schwindet, wenn  der  Arbeitnehmer  selbst  über  höhere  Fachkenntnisse 
oder  über  den  Kapitalbesitz  des  Unternehmers  verfügt.  Folgende 
drei  wirtschaftliche  Tatsachen  dürften  das  rechtfertigen: 

1.  Der  wesentlichste  Grund  für  das  Übergewicht  des  Arbeit- 
gebers im  einfachen  Arbeitsverhältnisse  ist  das  notorisch  starke 
Angebot  solcher  Arbeitskräfte  in  einer  Nation  mit  zunehmender 
Bevölkerung.  Durch  ihre  Konkurrenz  drücken  sie  die  Arbeitsbe- 
dingungen und  ermöglichen  dem  Arbeitgeber  seinen  Vorteil  im  wei- 
testen Umfang  zu  wahren.  Dagegen  wird  „die  Abhängigkeit  immer 
geringer,  je  mehr  das  geistige  Element  in  der  Arbeit  hervortritt,  je 
geschulter  der  Arbeiter  sein  muß,  um  seine  Stellung  ausfüllen  zu 
können,  da  in  demselben  Maße  die  Zahl  derer  sinkt,  welche  gleiches 
zu  leisten  imstande  sind  und  daher  auch  auf  seilen  des  die  Arbeits- 
gelegenheit Bietenden  eine  Abhätigigkeit  von  jenen  eintritt,  welche 
die  geforderte  Arbeit  leisten  können"*). 

Bei  Verwertung  der  oben  S.  79  gefundenen  Zahlen  und  der  S.  68 
gegebenen  Scheidung  betrug  nach  der  Zählung  der  Arbeitslosen  im 
JDeutschen  Reiche  von  i8ys  tUe  Arbeitslosigkeit  bei  den  „einfachen" 
Arbeitnehmern  in  unserm  Sinne  1,59  Proz.,  bei  den  „höheren**  da- 
gegen nur  0,72  Proz.! 

2.  Ein  weiteres,  das  Obergewidit  des  Arbeitgebers  im  einfachen 
Arbeltsverhältnisse  forderndes  Moment  liegt  im  Üntersdiied  der  Par- 
teien an  rechtskundiger  und  geschäftlicher  Bildung.  Mit 
höheren  Fachkenntnissen  und  mit  Kapitalbesitz  dagegen  pflegt  sich 
nach  Lage  unserer  wirtschaftlichen  Verhältnisse  auch  ein  höherer 
Greid  von  Gesdiäftsgewandtheit  zu  verbinden»  so  daß  der  »höhere** 
Arbeitnehmer  seinem  Arbeitgeber  in  dieser  Beziehung  —  zum  min- 
desten —  nicht  nachsteht 


i)  «.  Pbiltppovich,  Grandrifl  I,  Sw  114. 
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Und 

3.  verschiebt  sich  die  Stellting  des  Arbeitgebers  zu  seinem  Ar- 
beitnehmer beim  .^löheren"*  Arbeitsvertrage  durch  gewisse  Impon- 
derabilien, die  darin  begründet  liegen,  daß  sich  luer  die  Parteien 
sozial  um  so  vieles  näher  st^en.  Man  übt  solchen  Arbeitnehmern 
gegenüber  gewisse  Pflichten  schon  aus  dem  Gefühl  heraus,  es  mit 
Gleichgestellten  zu  tun  zu  haben  i> 

Daraus  ergibt  sich  die  legislativ-politische  Forderung: 

für  den  höheren  Arbeitsvertrag  dispositive  Regelung, 
um  den  Spiel  der  Kräfte  freien  Raum  zu  lassen; 

für  den  einfachen  Arbeitsvertrag  zwingende  Vorschrift 
ten,  um  den  „freien  Arbeitsvertrag'*  sicher  zu  stellen. 

Welche  Ausdehnung  dem  Jus  strictum  im  Privairecht  zu  geben 
ist,  ist  bekanntlich  sehr  bestritten.  Ist  es  doch  einst  von  Jherins 
ids  die  Religion  des  Egoismus  bezeichnet  worden,  während  heute 
Menger*)  nachzuweisen   versucht,  daß  es  nur  der  Egoismus  der 


1)  Cf.  Menger,  Das  bUrgerl.  Recht  und  die  bcsiczlosen  Klassen,  S.  172;  ferner 
vogU  vx  di«wn  3  Punkten  Lotmar,  Arbeitsveruag  I,  S.  12:  „Denn  wo  du  wütacliafdiclK 
Übogewidit  des  Atbci^^ieben  lusamineotiif ft  mit  penOnlicher  Webrloiigkcit  des  Atbebnehacn, 

die  von  seinem  Kindesatter,  seiner  KOrperschvache,  von  Fr«IU^lIaclllichkeit  oder  BOdm^ 
losigkeit  herrührt  und  wo  gar  solche  Arbeitsverhältnisse  sich  an  weltentl^enen  Orten  ab- 
spielen, da  empfängt  man  oft  nicht  den  Eindntck.  daß  hier  Rechtsverhältnisse  bestehen,  in 
denen  Mein  und  Doin  auch  für  die  letzten,  kümmerlichsten  Glieder  der  Gesellschaft  von 
GeseUsdiafts  w^en  geschieden  sind  Von  einem  RedüsbewoBtscni«  dem  Bewnßtiein  «nefw 
•eits,  daB  dem  Arbeitgeber  nldit  grensenlose  Antprflcbe  sukomroen  und  daß  der  Atbeit« 
nehmer  jenem  nicht  völlig  Untertan,  nidit  jede  Zumutung  zu  erfüllen,  nicht  jede  Nieder* 
tretung  oder  Einpferchung  schweigend  zu  dulden  verpflichtet  sei,  und  anderseits  dt-m  Bevt-\ißt- 
sein,  daH  der  Arbeitnehmer  den  einmal  eingegangenen  Vertrag,  falls  dicsLf  gültig'  ist.  auch 
vollziehen  und  halten  müsse,  sind  in  den  Sphären,  die  wir  im  Auge  haben,  nur  schwache 
Spuren  wahnunehmen.   Hier  herrsdtt  der  Absoltttismua,  gemüdert  dvidi  Koninittbmdi. 

a)  Das  bOiserl.  Recht  und  die  besitdoeen  Klassen,  S.  443  f.  „Der  wahre  Grund  der 
Vertrapfreiheit  ist  ohne  Zweifel,  dafi  vonQ^ch  auf  dL-in  Gebiet  der  Sdraldverhäknisse  der 
Zusammenstoß  der  wirtschaftlichen  Interessen  zwischen  den  besitzenden  und  den  besitzlosen 
Klasspi  erfolgt  und  daf'.dcn  erstercn  durch  jr-nen  Grundsatz  bei  der  Erhebung  des  arbeits- 
losen Kiniioniniens  freie  Hand  gelassen  werden  soll.  —  Zwar  müssen  die  Schuldverhältnis&c. 
solange  die  Oigsnisation  der  Arbeit  ihren  heut^cn  privatrechilichen  Charakter  festhilt,  re^i- 
mlßig  dutch  Vereinbarung  der  Parteien  gegrflndct  werden;  allein  die  Gesetsgebung  hat  auch 
iÜr  die  wichtigeren  VertragtvcrfaUtnissc  (gerade  so  wie  im  Sachen  —  und  Familienreditl 
einen  typischen  Inhalt  fr^lrusct^f n,  iiiiu-rh.ilh  dessen  ^,ich  ilie  freie  Willkür  der  Keteiligten 
7\\  b?wt^"Ti  hat.  Die  Bestirnnnin^'  cine^  fe^t<•u  und  unaiUastli.ii en  BesUtuies,  gleichsam  eines 
Miiiimutns  von  Wohlwollen  und  Menschlichkeit  m  den  Verkehrsbeziehungen  der  Staatsbürger, 
ist  namentUdi  bd  jenen  Vertn^veridücntsscn  unerUsslichf  welche,  wie  der  Lohnvertrag.  reg«:i 
mftßig  zwisdien  wirtschaftlich  sehr  stsrken  und  sehr  schwachen  PecMnen  abgeaddosMn 
werden.  —  Die  Verkelinbedarfnisw  haben  in  unserer  Zeit  der  Massenptoduktioa  und  der 


Digitized  by  Google 


—    7«  — 


wirtschaftlich  Starken  sei,  der  die  Gesetz ir^^^^^mg  von  einer  wetteren 
zwingenden  Festlegung-  von  Normen  abhielte.  Auch  nach  dieser 
Richtung  gewährt  die  nterscheidung  «.höherer**  und  „niederer"  Ar* 
beit  einen  gewissen  Anhalt. 

Wie  wir  oben  sahen,  hat  der  Gesetzgeber  beim  Arbeitsverhältnis 
im  Gegensatz  zu  anderen  Verträgen  sein  Augenmerk  nach  zwei 
Seiten  zu  richten:  einmal  auf  die  Bedingungen  des  Arbeitsvertrags 
über  Lohnkürzungen  durch  Strafen  und  Aufbürdung  der  Gefahr, 
dann  auf  die  Füraorge  für  die  Person  des  Arbeitnehmers  gegen 
schädliche  und  unwürdige  Einflüsse,  denen  er  in  Ausführung  der 
Arbeit  ausgesetzt  wird.  In  beiden  Beziehungen  steht  der  höhere 
Arbeitnehmer  wesentlich  anders  da,  als  der  einfache,  gibt  das  Krite- 
rium kraft  gewisser  mit  ihm  zusammenhängender  wirtschaftlicher  Folgen 
sehr  verschiedene  Direktiven  für  die  Ausstattung  mit  zwingenden  Vor- 
schriften an  die  Hand. 

L  Der  vermögensrechtliche  Schutz. 

a)  Wahrend  sich  mit  ^höheren**  Leistungen  im  ungünstigsten 
Fall  doch  immerhin  ein  auskömmlicher  Entgelt  zu  verbinden  pflegt» 
beschränkt  er  sich,  wie  wir  wohl  ohne  einen  ausfOhrlicheren  Beweis 
behaupten  dflrfen,  beim  einfachen  Arbeitsverhältnisselm  Durchschnitt 
auf  das  zum  Leben  gerade  Nötige,  nur  eine  verhältnismäßig  geringe 
Zahl  von  «Arbeitern**  wird  besser  bezahlt;  anderseits  erhält  aber  auch 
ein  recht  erheblicher  T&l  nur  genau  das.  was  man  volkswirtschaft- 
lich das  iJExistenzminimum**  nennt  Jede  Schmälerung  desselben» 
jede  Verzögerung  der  Lohnauszahlung  muß  deshalb  die  ungQnstigsten 
wirtschaftlichen  Folgen  für  den  Arbeiter  und  seine  Familie  haben, 
während  das  Einkommen  aus  Untemehmerarbeit  oder  der  Arbeit  des 
Fachmannes  schon  eher  etwas  Derartiges  verträgt  Es  muß  daher 
sozialpolitisch  wünschenswert  erscheinen: 

I.  in  den  Vertrag  Ober  einfache  Arbeiten  zwingende  Vorschriften 
darüber  aufzunehmen,  daß  der  Lohn  pünktlich  und  ohne  Abzüge 
auszuzahlen  ist  Es  ist  also  insbesondere  zu  verhindern,  daß  er  audi 
nur  teilwmae  wegen  Sdiadenersatzansprüchen  des  Arbeitgebers,  wegen 

Nivellierung  aller  Lebea>verbältnis»e  einen  nodi  sdublonenhafteren  Charakter,  ah  die  indi- 
vida^en  Lebennwcdce,  wckben  dM  SMchen*  und  das  Fatnilieomht  lu  dieneo  bestimmt  iit 
WeDii  nmk  diew  Reditsgebiete  «tos  m»  dudinddeode  Beiditlnlniiic  des  Fttnsips  der 

Veriragsfreihcit  vertragen,  so  kann  uns  die  Anwendung  die>».s  Grundsatz«  auch  innerhalb 
des  Obli^tionenredits  nidit  als  ein  untbweubares  Bedürfnis  der  RechUordDung  enchetnen.'* 
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Straffitllijrkeit  des  Arbeitnehmers  cxier  zu  Kautionszwecken  für  ver- 
wirkt erklart,  bezüglich  vorenthalten  wird,  und  positiv  ist  zu  be- 
stimmen: wann  (innerhalb  der  Arbeitszeit!),  wo  und  wie  (Trucksystem) 
die  Entrichtung-  des  Lohnes')  stattzufinden  hat. 

3.  Auch  insofern  ist  den  „Arbeitern**  der  Lohn  zu  siehern.  als 
nicht  ihnen,  sondern  dem  Arbc-itgeber  die  (iefahr  auf/uburden  ist. 
Dafür  ist  ihre  Bezahlung  zu  gering,  als  daß  sie  ein  solches  Risilco 
auf  sich  nehmen  könnten.  Und  dazu  kommt:  Legt  man  dieses  den 
„höheren**  Arbeitnehmern  zur  La.st.  so  ist  das  durch  die  An  der  ver- 
sprochenen Arbeit  q-erechtfertigt.  Denn  entweder  ist  der  Arbeit- 
nehmer Fachmann,  besitzt  also  die  nötigen  Kenntnisse,  um  die  Ge- 
fahren fein  zu  iialten,  oder  er  ist  ,, Unternehmer**  und  besitzt  als^  an 
seinem  Kapital  den  erforderlichen  Rückhalt,  um  einen  solchen  Aus- 
fall tr.iv^en  zu  kennen.  Wer  dagei^en  einen  Xichtfachmaim  oiier  einen 
vermögenslosen  Arbeiter,  der  ihm  als  solcher  bekannt  ist.  beschäftigt, 
hat  keinen  Anspruch  darauf,  daß  er  die  \rl)cit  zurückweisen  oder 
die  liezalilung  teilweise  verweigern  darf,  wenn  die  Arbeit  nnbranrh- 
bar  oder  schlecht  ausi^efallen  ist,  mag  versprochen  sein,  Wcis  da  w  ilL 
Wir  muchten  dabei  an  die  obit,fen  Ausführungen  über  die  „Pfusch- 
arbeit" erinnern.  Dieser  unsoliden  Konkurrenz  würde  man  damit 
entgej^eii  arbeiten,  würde  solche  Zustande  unmöglich  machen .  wie 
sie  heute  z.  B.  der  Bauschwindel  zeiligt.  Denn  dann  würde  sich  der 
Spekulant,  der  einen  vermugenslostn  ..Pjauunternehmer**  zum  Hau 
eines  Hause.«,  engagiert,  den  Forderungen  der  Lieferanten  und  .-Xr- 
beiter  nicht  entziehen  können.  Wenn  dieser  verkracht,  beruft  sich 
heute  der  Spekulant  darauf,  d.i\'>  niclit  für  ihn,  .sondern  für  den  Baii- 
uiUernehnier  geliefert  imd  gearbeitet  worden  sei.  Diese  Ausrede 
würde  ihm  abgeschnitten  und  er  selbst  für  den  Piestcller  gelten. 

3.  Einen  gewissen  Einfluß  übt  die  geringe  Bezahlung  auch 
insofern  aus,  als  sie  einem  Zwantrsmittel .  das  sonst  immerhin  von 
Einfluß  auf  die  pünktHche  Lohnzahlung  sein  mag,  die  Kraft  be- 
nimmt: Der  Arbeitgeber  ist  verpflichtet,  den  rückständigen  Entgelt 
zu  verzinsen.  Bei  den  paar  Mark,  dit  der  ..Arbeiter**  meist  zu  fur- 
dern  hat,  wird  das  auf  den  Arbeitgel ur  Kaum  Eindruck  machen, 
wenig.stens  nicht  ein  g< •^clzlicher  Zinsfuß  von  4  Pro/.  Eine  wesent- 
liche Erhöhung  desselben  für  das  I'ereich  der  einfachen  A rl)ei*u>vcr- 
träge  nach  der  Analogie  des  Handelsgesetzbuches  würde  vielleicht 
schon  eher  geeignet  sein-). 

1)  Das  B.G.B.  enthilt  bieraber  keine  BcstimmuBgen;  vos).  Gew.O.  §  it$U.^  sowie 

Lotmar.  .Arbeitsvertrag  I,  S.  II,  356  und  494. 

2)  Vielfach  ist  auch  gefordert  worden,  daß  die  Zeit,  die  der  Arbeiter  warten  maä. 
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b)  Hine  veitere,  heute  mmdst  mit  den  einfachen  Arbeitsver- 
trägen verbundene  Eigenart  —  im  Gegensatz  zu  den  hdheren  Ar- 
beitsverträgen —  ist,  daß  sie  auf  kurze  Zeit  abgeschlossen  werden 
becw.  mit  kürzesten  Fristen  oder  täglich  kündbar  sind.  Zwar 
,^Qd  noch  heute  in  der  Landwirtscbaft  im  Gesindewesen  einjährige 
Verträge  und  Kündigungsfristen  tdiweise  üblich.  In  der  Industrie  in 
der  Grofistadt  aber  hat  die  Dauer  der  Verträge  sich  sukzessive  ge- 
kürzt, wie  die  der  Kündigungstermine;  es  besteht  da  jetzt  vielfach 
die  Übung,  daß  jeden  Abend  beide  Teile  sich  für  den  folgenden 
Morgen  aufsagen  können,  auch  die  Unternehmer  sind  vielfach  damit 
zuhieden,  sie  können  sofort  das  räudige  Schaf  ausmerzen,  die  über- 
flüssige Kraft  entlassen"  Ja  gerade  ihr  Vorteil  dürften  die  kurzen 
Kündigungsfristen  sein,  ihr  Übergewicht  ganz  wesentlich  durch  sie 
gehoben  werden.  ,  Jch  bedauere  den  Kontraktbruch  deshalb  so  sehr,** 
sagte  Handelsminister  Möller  anläßlich  des  Bergarbdterstreiks  im 
Reichstage,  „weil  ich  befürchte,  daß,  wenn  die  Bestimmungen  über 
die  Einhaltung  einer  Kündigungsfrist  in  der  Arbeitsordnung  sich  als 
zwecklos  erweisen,  die  Arbeitgeber  in  großer  Masse  davon  Gebrauch 
machen  werden,  gar  keine  Kündigungsfrist  einzuführen,  wie  es  ja 
Herr  Bebel  1890  gegen  meinen  Widerspruch  gewünscht  hat  Niemand 
bat  die  Kündigungsfrist  nötiger  als  der  Arbeiter  selbst  Der  Arbeiter 
ist  der  sdiwächere  Teil,  und  ein  Arbeiter,  der  von  heute  auf  morgen 
auf  die  Straße  gesetzt  werden  kann,  ist  schutzlos.**  Mehr  aber  kommt 
für  uns  hier  die  andere  Folge  der  kurzen  Kündigungsfristen  in  Frage, 
die  nämlich,  daß  wieder  eine  Reihe  von  Zwangsmitteln  für  den  ein- 
stehen Arbeitnehmer  wertlos  werden.  Denn  neben  der  obener- 
wähnten Verpflichtung  zur  Zinsleistung  gibt  das  FHvatrecht  in  der 
Hauptsache  nur  noch  die  folgenden: 

A.  Die  Klage  auf  Erfüllung  und  die  Klage  auf  Schadenersatz. 

Die  erstere  ist  em  Strohhalm  in  der  Hand  des  einfachen  Arbeit- 
nehmers. Denn  klagt  er  auf  Erfüllung  —  was  doch  immer  voraus- 
setzt, daß  der  Arbeitgeber  renitent  ist  —  so  setzt  ihn  dieser  kraft 
der  kurzen  Kündigungsfrist  einfach  vor  die  Tür  und  entzieht  sich 
so  der  Wirkung  eines  eventuellen  Urteils.  Eine  wirkliche  Bedeutung 
hat  die  Klage  nur  da,  wo  erst  für  den  Schluß  des  nächsten  Kalender- 


alt  Arbdlueit  (ytrgL  Lotm*r,  Arbdtsvertniig  1,  S.  357  f.)  cn  rechnen  seL  Docii  beoelit 
sidi  das  mehr  auf  die  pflnktlidie  Lohuuiazahlung  (s.  o.  Ziff.  la,  1)  ab  auf  den  eigent- 
lichen Vcrzuj».     Vergl.  hier  übrigens  auch,   was  Menger,  Das  büi]gerl.  Recht  and  die 

be$ii2lotfn   Kl.is^on ,   S.   IQ  ülx-r  i]<-n   furin.ilistischen  Sundpunkt  unserer  Gesetzgebung, 

die  für  Arm  unii  Roicii  diesi-Ibrn  RcclUsir^«.ln  aufstclie,  tagU 
J;  isthmoiler,  Grundriß  II,  S.  737  a. 
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viertel-t  halb-  oder  ganzen  Jahres,  wo  vielleicht  erst  nach  Jahreo 
oder  gar  nicht  ^^ckündigt  werden  kann,  wie  es  fOr  die  höheren 
Arbeitsverträge  übh'ch  ist. 

Nun  hat  ja  der  „Arbeiter"  auch  die  Klage  auf  Schadenersatz, 
aber  das  ist  doch  ein  recht  schwacher  Trost,  klagen  zu  können,  nach- 
dem man  Schaden  genommen  hat. 

B.  Das  Recht  sofortiger  Kündigung^),  d.  h.  das  Recht,  die 
Arbeit  ohne  Kündigung  zu  verlassen»  wenn  der  Arbeitgeber  sich 
hartnäckig  weigert,  seine  Pflichten  zu  erfüllen.  Damit  verWndet  sich 
ein  Anspruch  auf  Ersatz  des  Schadensi  den  der  Arbeitnehmer  durch 
diese  Auflösung  des  Arbeitsverhältnisses  erleidet. 

Wer  so  wie  so  jeden  Tag  gehen  kann,  für  den  bedeutet  diese 
sofortige  Kündigung  kein  besonderes  Pressionsmittel,  auch  der  Schaden- 
ersatzanspruch nicht,  denn  ihm  würde  wohl  kaum  mehr  zugebilligt 
werden,  als  der  Lohn  für  den  einen  Tag.  Erst  bei  den  grOfieren 
Kündigungsfristen  der  höheren  Arbeitsverträge  wird  dieser  Anspruch 
zugkräfdg.  Soll  er  also  auch  für  dn£acfae  Arbeitsverträge  wirksam 
sein,  so  müßte  im  Falle  der  »sofortigen  Kündigung**^  filr  die  Be- 
rechnung des  Schadens  eine  längere  —  etwa  zwei  wöchentliche  ~ 
Frist  gesetzlich  zugrunde  gelegt  werden. 

Übrigens  pflegen  auch  die  Arbeitsverträge  der  Unternehmer 
auf  kürzeste  Fristen  abgeschlossen  zu  werden;  man  denke  z.  B.  an 
die  Frachtverträge  mit  der  Eisenbahn  etc.  Für  sie  gilt  dann  be* 
zügUch  der  Kraft  der  Zwangsmittel  natürlich  dasselbe,  aber  der 
wesentliche  Unterschied  ist  hier  eben  der,  daß  der  Untemdimer  dank 
seiner  Kapitalmacht  nicht  in  die  Gefahr  kommt,  sich  beim  AbacfalaH 
des  Arbeitsvertrags  unterdrücken  zu  lassen,  vielmehr  selbst  filr  gflnsdge 
Klauseln  sorgt  Recht  häufig  ist  er  ja  sogar  der  erbebltdi  stärkere 
TeÜ,  z.  B.  gerade  die  Eisenbahn  in  ihrer  monopolistisdien  Stdlung. 

II.  Der  persönliche  Schutz. 
Die  Frage,  welche  Bedeutung  die  Unterscheidung  der  höheren 
und  dnfochen  Arbeit  bezüglich  der  Fürsorgfe  für  die  Person  des 
Arbeitnehmers  hat,  beantwortet  sich  von  selbst,  ohne  daß  es  vieler 
Worte  bedarf.  Denn  es  ist  wohl  ohne  weiteres  klar,  daß  man  keine 
Veranlassung  hat,  dem,  der  die  I-^stungen  eines  Arztes,  eines  Ingenieurs 
in  Anspruch  nimmt,  die  Pflicht  aufbürden,  daß  er  sie  vor  den  be- 
sonderen Gefahren  ihres  Berufes  zu  schützen  habe.   Deren  Kenntnis 


I  i  Den  Arbeiuiehmern  de»  Werkvertrags  gar  nicht  gegeben. 
2)  Also  im  Falle  de*  §  628  Abs.  2  B.G.B. 
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gehölt  ja  gerade  mit  zu  der  Fachbildung,  über  die  der  höhere  Arbelt- 
nehmer  verfügt^)  und  um  derentwillen  der  Arbeitgeber  sich  seiner 
bedient  Wer  dagegen  einen  HArbater"  annimmt«  hat  kein  Recht, 
solche  Kenntnisse  vorauszusetzen  und  muß  also,  wie  die  Vermögens^ 
rechtliche  Gefahr,  auch  den  Schutz  fQr  die  Person  auf  sich  nehmen. 

1)  Handdt  es  sich  um  einen  Unternehmer,  der  nidtt  Fachmann  ist,  so  ist  man  ZU 
'  Amu!itiH  berechtigt,  daß  er  seinerseits  «  inen  s' Irhen  zusieht  und  hat  keine  Vennluiapg, 
<küi  Arbcii^ebcr  den  penönlichen  Schutz  aufzubürden. 
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Schluil 

Ergebnis. 


Fassen  wir  zum  Schluß  das  Ergebnis  unserer  Betradituiigen  in 
Kürze  zusammen. 

Das  B.G.B.  hat  sich  bei  Regelung  des  gemeinen  Ar* 
beitsvertrages,  die  es  im  Dienst-  und  Werkvertrag  gegeben 
hat,  mit  den  wirtschaftlichen  Tatsachen  in  Widerspruch  ge- 
setzt, indem  es  dem  Unterschiede  zwischen  höherer  und 
niederer  Arbeit  die  Anerkennungf  versagft  hat  Um  beide 
Arten  von  Arbeitsverhältnissen  schlingt  allerdings  das 
Wirtschaftsleben  in  der  Form  des  Arbeitsvertrags  ein  weit- 
hin reichendes  gemeinsames  Band;  höhere  und  niedere 
Arbeit  aber  trennen  so  tiefgreifende  Unterschiede,  daß  es 
zum  mindesten  nöii^  ist.  j^ie  f  ii  r  die  so?. ial pnlitischen  Maß- 
nahmen, niil  denen  man  den  Ar beiLb vertrag  des  l'rival- 
rechts  austrestattei  hat,  zu  heni cksichtigen. 

Geschieht  <la.s.  so  wird  man  siehedich  nicht  zu  der  befürchteten 
Verschärtung  der  Klassengegensätze  kommen.  Vielmehr  wird  man. 
wie  die  kurzen  Darlegungen  des  letzten  Ka|)itels  wohl  ge/uiv^t  haben, 
erst  auf  dem  Wege  getrennter  Bt-handlung  der  einfachen  und  höheren 
Arbeit  die  rechUichc  Ausgestaltung  erreichen,  die  jeder  von  beiden 
Arten  angemessen  erscheint.  Und  darin  dürfte  doch  die  wichtigste 
Aufgabe  einer  sozialen  Geset/gebun;;  zu  sehen  sein. 

()])  es  angezeigt  ist,  dieses  Kiterium  überhaupt  an  die  Stelle 
treten  /u  kissun,  die  jet/t  die  Unterscheidung  von  Dienst-  und  Werk- 
vertragen einnimmt,  ob  also  am  h  die  ganze  juristisch-technische  Be- 
handlung des  Arbeitsvertrags  l)esser  von  ihr  auszugehen  habe,  ist  eine 
andere  I^Vage,  die  im  Rahmeii  unserer  Betrachtungen  nicht  mit  zur 
Erörterung  stand.  Ebensowenig  war  Stellung  zu  nehmen  zu  anderen 
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vorgeschlagenen  Kriterien,  die  den  „Dienst-"  und  „Werlcvertragf'  ver- 
drängen wollen,  wie  Lotmars  Unterscheidung  nach  „Akkord"-  und 
„Zeitlohn vertragen"  oder  Thalbergs')  Unterscheidung  von  länger 
währenden  „Arbeitsverhältnissen"  und  „Arbeitsverträi^cn". 

Ui  ser  „Arbeitsrecht"  ist  noch  in  der  Entwicklung  begriffen. 
Große  Schwierigkeiten  und  Probleme  sind  noch  zu  lösen,  bis  wir  zu 
einem  solchen  kommen  werden,  das  unseren  modernen  wirtschaftlichen 
Verhältnissen  vnrklich  angemessen  ist.  Heute  steht  dem  namentlich 
die  Zersplitterung  seiner  Quellen,  d.  h.  der  (iesetze  und  der  Gesetz- 
gebungsstellen, aus  denen  es  zu  schöpfen  ist,  entgegen.  Erschwerend 
kommt  die  Zersplitterung  seiner  Rechtsprechung  hinzu.  Denn  man 
wird  es  kaum  als  seiner  Erkenntnis  und  w  eiteren  Ausbildunt»^  förder- 
lich ansehen  können,  wenn  beute  ein  Arbeitsverhältnis  nach  dem 
anderen  dem  ordentlichen  Richter  entzogen  wird,  zumal  seiner  Recht- 
sprechung ja  auch  die  gemeinsame  Spitze  fehlt,  da  die  in  Arbeits- 
vrrtrfitjen  streitigen  Objekte  nur  selten  die  Höhe  erreichen»  die  er- 
iorderlich  ist,  um  an  das  Reichsgericht  zu  gelangen. 

Aber  der  Reichstag  hat  sich  ja  bereits  in  der  f^ben  S.  34  zitierten 
Resolution  für  die  Schaffung  eines  wirklich  erschöpfenden  und  mo* 
dernen  gemeinen  Arbeitsrechtes  ausgesprochen.  Es  steht  also  zu 
hoffen,  daß  es,  unabhängig  vnm  B.G.B.,  noch  ausführlich  geregelt 
wird,  daß  uns  vielleicht  die  Zukunft  nach  der  Analogie  des  Handels- 
gesetzbuchs ein  einheitliches  Arbeitsgesetzbuch  bringt,  dessen  allge- 
meiner Teil  die  jetzigen  Titel  des  B.G.B.,  Dienstvertrag  und  Werk- 
vertrag zu  vertreten  und  die  sozialpolitische  Quintessenz  aus  den  jetzt 
so  ungleichwertigen  Spezialarbeitsgesetzen  zu  enthalten  hätte. 

Möchten  unsere  Betrachtungen  zu  diesen  Bestrebungen  einen 
Baustein  liefern! 

I)  Tbalberg,  „Der  Dtenstverirag  nach  Schweiz.  Ubiigaüoncnrecbt''. 


DnMk  von  An«.  Kämpfe,  Jen«. 
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VEBUIQ  VON  GUSTAV  FISCHER  IN  JENA. 


6nindriss  zum  Studium  der  poiitis(t)en  Oekonomie. 

Vm  Frof.  Dr.  J.  ConfMl  in  Halle  a.  8. 
Er«ter  Teil :  Nationalökonomie.   Fünfte  ergamte  Auflage.  1906.  Fid«: 

bnMcb.  8  Mari[«  geb.  9  Mark. 
Zireiier  Teil:  VollllwIfttdMltlSpoHtllu    Vierte  verbesserte  Anllage. 

inoi.   Preis:  htvnch.  t1  Mark  50  Pf.,  geb.  13  Hark. 
PriturTcil:  f inanzwissenschaft«    Dritte  vermehrte  nnd  verbesserte 

AiiflRee.    190H.    Preis:  5  Mark,  pch.  n  Mark. 

Vicripr  i  eil:  Statistik.  Erster  Ttih  Die  Geschichte  nnd  Theorie  der  Statistik. 

Die  Bevölkern ii^sstatistik.    Zweite  ergänzte  Auflage.    Preiä:  4  Mark, 
gel),  n  Mark.  —  Zweiter  Teil:  Die  Statistik  der  wirtitchaftlichen  Kultur. 
1.  Hallte:  Be  r  Q  f  es  tat  i  a  t  i  k,  Agrarstatistik,  Forst-  und  HoilUn« 
»tstistlk.  Preis:  5  Ifark,  geb.  6  Mark. 

Die  JTusieguna  der  Ked)tsaesd)äfte.  f.^^i'.tlV'.^b^';.! 

in  ^na.  ^mi:  6  maxi 

Soziaircformer  und  üntemebmer.  ?„C":sS'e»- 

Chrenberg,  Prot,  der  biaawwissciiHchafteii.    lÜOi.   Preis:  1  Mark. 

Zur  Kritik  des  Jlrbeitsoertraßs. 

Htm  Rt4t  3oAialr«d)thd]e  I£ri»i1crtmi)cn  wn  i>r.  jur.  IUrI  1901.  fSitift: 

1  IXott 

(im  luoitMtcfenter  tnobcmer  fo^ta(pü(iii)i1)er  iMH  itmUet  in  ber  Qeiuen  <S(4nft,  intb 
fu  DCfbicnt  bcel)(iib  eniftc  unb  entgegen)»  ^Beaditun^. 

tiiRlpMikiigUiit  kcc  OcMMilaMirifPwibcr  «kMilfi^tcn  SmitMM«  (4.  Vabt.  1901): 
Tic  ?Sinidiuiiif  i'ctbiwwiinni Hufmciffamlcit  iidc?en  .yi  lucibcn  wn  nflcn,  bic  t^cotctifct» 
pa«  |>rofKKli  nn  bei  f'Vüiti'Hiii'iifluiu^  bco  ^Jlrbcitiicviia  vMctl'S  mitoibciton. 

Dr.  Aleid)  n>iib  ffif-r  chvluljcii  'Jlunoii'H'i^  ^^i-'^  ?hl>fii%^ucUrart4rcd)t3  Oon 

^^.j.  ,-.,-|,.,„yartii]cn  C^^tulUä>^lIi^;\^Il  iitt»^i'  «1-5  äri^ftoi  llmitürilcr  oni^cpi^bcU  locrben. 

fjfm^my  i^ct)o  Horn  :U).  ^itni  1901  (am  idilufic  riitov  loiuicn  ^Hivvciliuiiq»: 

.  .  .  „ein  uuidniiiC'?  '?3ucl)"  .  .  .  bti»?  ii'ii  (.uitivi'i^'ll  aiij  beiii  tk^bm  bt^  .«laiien= 
faiiipifj  flebi'u,  biu\  une  Idnvn  iJlUi^enlUirf  luu&cui.  .HusmuiIhiku  iu  ben<2ctHivcn  bc#  !öürflcr= 
tmni  von  bcr  9lrt  eine«  Jlcfd)  wüt  «(^tunii  imb  «itcifeiiniuuj  ju  jolle«. 

WmOtna  noktftt  9)a#ril|lai  oom  37.  9tpiif  1901  (l>ettortifel|: 

«4£inf  Sdirift,  bie  für  bin  So.vfl(j)oli*»tcr  omi  groiiom  o»ii««ff<  >»*  •  •  •  1>«  3Jpr* 
ftiao.  ctnca  SdiHl^  ber  Urbcitewiaiscn  ocgen  bie  i»inmrftd>r  «udübung  bc«  fianbipiifi»« 
Kd)t«  Wtfu«  bf«  ttntemcöinerS  ju  pfieven,  ucrbieut  Ictihaito  <)lncvfcnnui;g.  ^slcid)  luagt 
cineit  rütjncn  Serfud).  mit  ber  „irtjabtonenbafien  <4Jlcid)bcil-,  bic  buit^  bctt  ijcuJigen  9ttbcitö« 
ontma  feflgefc^t  mitb,  <«  fncdiCK. 
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Die  üolksu)irtsd)aftlid)en  Grundlacien  fürdieBattung 

A^^  /"mt»k'»1fAi»ff'  Bürgerlidxn  6csclzbud).  Von  Dr.  j.hil.  H:in.«i 
UC5    UCrOallCrS    Kluge.    Prds:  l  Mark. 

Das  Aufsteigen  des  JTrbeiterstandes  in  england. 

Ein  licitra;/  zur  sDzialfii  ( iochiditc  der  (ieueiiwiiri.    Von  Haus  v<m        '  ■ 
lycaiioiiHrat  im  Ki)iiii;l.  .Süch».  Miniatoriuin  der  aunwiirtijjcn  AngeU>giM;, 
IIM.K).    PnU:  IS  Mark. 

DtMitsohiT  R(McliHunz(Mg4>r  und  Kgl.  PrenU.  Stants-Aiizri^ftT  IIKK),  Nr.  229 
vom  2().  »Scptonihor: 

Zu  den  grün«llich  sien  neuesten  Werken  über  diesen  Gegen« tand  ge- 
hört «las  anjjczeime  Buch.  Der  Verf.  desscllicn  hat  mit  tiefer  Sachlidikeit  und  frei 
von  .Standcsvorurtoilen  dt-n  rtichhaltigt  n  .Stoff  zu  einer  lichivollen  I>.ir$teUung  verarbeitet, 
welche  auch  denen .  die  nicht  iitiernll  auf  seinem  Slandqunkt  stehen ,  Anerkennung  ab- 
nöligen  wird. 

ernst  flbbe  als  Sozialpolitikcr.  ,^ri'>;:;r'Srrit 

K'haftfn  Uli  dor  Tnivcr^^ität  Jona.    [U>>.k    Prcij«:  75  Pf. 

Der  lücttkampf  der  üölker  i;'.Utr,"„f.7'':n!l'dl^"?l:r:'i„"! 

tt>n  Stauten  von  Amerika.  V<in  Emil  Schiilk  in  New  York.  (Natur  uod 
StuHt.  Hand  VII.)    PreiB:  brost-h.  4  Mark,  frei).  Mark. 

fllkobolgenuß  und  u)irtscbaftlicbe  Arbeit.  Alh.  H.'^Stehr. 

.\rzt  in  Ma«'<lrl»urü;,  Dr.  «h-r  Si;iul.«*vviss»  n»chaflt  n     i'rei.-*:  4  Mark  isU  Pf. 


Cbünen-flrd)iu,  Organ  für  exakte  lüirtscbaftsforscbung,  ho 

gegcl)cn  von  Proftssor  Dr.  Richard  Ehrenberg  in  Ri)!*tock.    Bislier  rrschien  Bd.  I 
Hcrt  1—3. 

Es  ist  damit  ein  Orj;an  ins  Lehen  pernfen  norden,  welche«  dazu  beetimmt 
ist,  die  \Virt»chaft>*wiKsen:^iliaften  weiterzubilden  durch  g'enane  P^nuittelung  und 
Vergleich n  II f;  von  Erfahmzi^en  der  Fnuda. 

In  difHer  ErkcnntnlH  frreift  l*rof.  Ehren berg  auf  den  (großen  deuiM^eo 
Volkswirt  .Toliaiin  Heinricli  v(»ii  Th,ünen  zurück,  der  l)ereit«  vor  80  Jahreo  in 
neinem  Werke  ..Der  i.«olinrte  Staat"  den  Weg  gezeigt  hat,  auf  dem  allein  e*  müf- 
lich  i^t,  die  Fragen  de»  wirtschaftlichen  Lebens  exakter  lU'hundlung  entg^enzoftlhrai. 

Dioer  Weg  besteht  darin: 

1.  die  wirtschaftlichen  Erfahrungen  dort  festzustellen,  wo  sie  «ich  gpntii 
bi'obachtcn  lai^en:  in  den  wirtschaftlichen  l;  n  teruehin ungcn  und  den  soiu-iigwi 
klein.sten  Einheiten,  au.-i  denen  das  wirtschaftliche  Leben  sich  zu8ainraeii.setzt ; 

2.  die  so  festgestellten  Tat.s.tclien  unter  Anwendung  tnöglichst  strenger  ver- 
gleichender Methoden  in  Wi-ssenschaft  zu  verwamieln. 

Das  Thfinen- Archiv  wird  zunächst  vorzugHwei«;  daa  Studium  solcher 
Probleme  in  Angriff  nehmen,  welche  für  Gegenwart  und  naeiute  Zukunft  berfeul- 
eain  sin<l. 

Daa  Archiv  erscheint  in  zwanglo.-ien  Heften,  deren  Umfang  sich  jo  nach  dem 
vorhandenen  Stoff  richtet.  DieHsellien  werden  in  Jahresbänden  im  ITmfange  von 
etwa  'lO  Druckbogen  vereinigt,  die  20  Mark  kosten. 
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Einleitung. 


Das  Herzogtum  Sachsen-Gotha  ist  seit  1826  mit  dem  Herzogtum 
Sachsen-Koburg  zu  einem  Doppelstaatsgebilde  vereinigt,  das  zwar  in 
seinen  Beziehungen  zum  Reich  als  Einheitsstaat  auftritt,  dessen  innere 
Organisation  aber  Iceineswegs  die  eines  Einheitsstaates  ist^).  Schon 
der  offizielle  Name  „Herzogtümer  S.-Koburg  und  Gotha"*)  deutet 
darauf  hin,  daß  hier  keine  vollkommene  Realunion  vorliegt,  und  doch 
sind  beide  Staaten  durch  stärkere  Bande  als  nur  durch  Personalunion 
verbunden,  indem  einige  Staats.imter  und  einige  Angelegenheiten  als 
gemoitisame  behandelt  werden,  hinsiehtlich  atiderer  dagegen  jedes 
HerzoLrtum  seine  volle  Selbständigkeit  bcwalirt  hat.  Als  gemeinsam 
bezeichnet  das  für  die  jetzige  staatsrechtliche  Gestaltung  der  Herzog- 
tümer gruiullegende  Staatsgrundgesetz  v.  3.  Mai  1852":  i.  das  Ver- 
hältnis der  Herzogtümer  /.um  Herzog  mit  Ausschluß  der  Bezüge  des 
Herzogs  und  des  Herzog].  1  lautes  aus  Staats-  und  Domänenmitteln. 
.^  alle  i>e/iehungen  zum  deutschon  Reichsorganismus  und  zu  aus- 
wärtigen Staaten,  3.  das  vStaatsgrrundgesetz,  4.  den  gemeinschaftlichen 
J-andtag.  5.  das  Staatsministi  rium.  6.  den  Staatsgerichtshof,  7.  das 
Militarwesen,  8.  das  Oherapix  llationsgericht  und  den  Appelliiof  nebst 
den  damit  in  Verbindung  stehenden  Einrichtungen,  9.  die  Postsachen. 
10.  die  Zollsachen,  11.  die  Staatsarchive. 

Von  diesen  gemeinsiimen  A tigclf  genheiten  sind  einstweilen  ver- 
schiedene bedeutungslos  geworden:  die  Militär-,  Post-  und  Zftllsachen 
und  in  der  Hauptsache  auch  die  Be/iehuugen  zu  auswärtigen  Sta.iten 
sind  an  rlas  Reich  übergegangen:  das  Oberappellationsgf 'rieht  und  der 
Appellhfjf  sind  durch  die  neue  Justi;^organisation  \  <>ni  Jahre  1873  be- 
seitigt, dagegen  gleichzeitig  das  -gesamte  J usti/wesen  besoTirlers  im 
Hinblick  auf  die  wachsende  Ausdehnung  der  Reichsgesetzgebung  auf 

1)  Genaueres  Aber  du  Stifttsredit  der  Henogtflmer  S.*Kobttis  und  Gotha  s.  in  der 
Abhandlung  v.  Fork«!  a.  a.  O. 

2)  In  der  Verfaiaung  des  deutsdien  Reiches  »t  der  Name  onriditig  „S.<Kobu^« 
Ootba"  ang/teehm, 

AhhaBdliingrii  d.  stMtow.  Serainan  x.  Jena,  Rd.  II,  Ifcft  3.  ^ 
Treseher,  BntwidiluiiK  d.  SMurnnacii«  im  HrnoKt.  i<.>f >oiha. 
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diesem  Gebiete  als  gemeinsam  erklärt  worden.  Hin  besonderer  Staats^ 
gerichtshof  hat  nie  bestanden. 

Die  nicht  gemeinsamen  Angelegenheiten  sind  hauptsächlich  die 
innere  Verwaltung,  die  Schule  und  Kirche,  die  Verwaltung  der  Domänen 
und  besonders  auch  das  Finanzwesen. 

Es  ist  eine  Folge  der  partikulären  Behandlung  des  Finanzwesens, 
daß  es  jetzt  in  den  Herzogtümern  S.>Koburg  und  Godia  vier  selb- 
ständige Kassen«  und  nicht  weniger  als  fflnf  Etats  gibt:  für  jeden 
der  bdden  Teile  je  einen  Staatskasse-  und  Domänenkasseetat  und  für 
die  gemeinsamen  Einnahmen  und  Ausgaben  einen  gemeinscfaafdicheo 
Etat,  der  sich  zusammensetzt  aus:  ' 


EinnahmcQ: 

I.  Zinft»  und  Tilguiigmtiteii  auf  den  Anf- 
WBiid  f  Ar  HcisMitiing  |*eiiieinsaiiifir  Stimf- 

ansulten. 

II.  Grunderträge. 

III.  Kosten»  Wertabgabeo  und  Straleo  der 
gemeuttdiafdidien  Behfitden  u.  Ahd. 

IV.  Überweisangfen  aus  d.  RdduibauptkuMe. 
V.  bidirektc  Steuern  und  Vergütungen  Mr 

deren  Verwaltung  im«!  Erhebong. 
VL  Vcnnischle  Eiaoabmeo. 


Auagaben: 

I.  Beziehungen   des  Henogtums  tun 
Deuiadien  Reich  und 

Staaten. 

I  U.  GememacbaftÜcher  Landtag  und  dewen 
AusschuU. 

in.  AUgemeine  Staaiivet^altnng. 

IV.  Fttr  Verwaltung.  Erhebung  und  Über- 
wachung der  in  die  RetdubanpdtaHe 
J  flii  Bemlen  Zölle  undVerbraucbssteueni. 

I  V.  Kür  das  Justicwcien  und  dk  ^ni- 
\  ansialten. 

VI.  MiliOrweMA. 

VII.  Einnahmeabfall. 

VIII.  Siaatscusdittfi  tat  den  WitwenpeiuloPi* 

k.isscn  für  die  grmfinsch.iftl.  Beamten. 
IX.  Sonstige  aufierordeoUicbe  Anagaboi. 


Der  meist  sehr  erhebliche  Betrag,  um  den  die  gemeinschaftlichen 
Ausgaben  die  Einnahmen  übersteii^cn,  muß  von  den  beiden  Staats- 
kassen im  Verhältnis  von  ^/,g  für  Koburg  und  "yj^  fiir  Gotha  über- 
nommen werden. 

Aus  nllem  diesen  geht  hervor,  dal'),  wenn  im  folgenden  die  Ent- 
wicklung des  Steuerwesens  in  S.-Gotha  dargelegt  wird,  damit  nicht 
auch  zugleich  diejenige  in  S.- Koburg  gegeben  ist,  daß  vielmehr  das 
Steuerwesen  jedes  Herzogtums  eine  besondere  Entwicklung  durcb- 
gemachi  hat. 

Das.selbe  gilt  für  di>  bis  1S25  vereinigt  gewesenen  Herzogtümer 
S.-Gotha  und  S.-Altenburg,  wnbei  freilich  nicht  ausgeschlossen  werden 
soll,  daß  vielleicht  dieses  oder  jenes  .Steuermandat  oder  Steuerausschreiben 
in  beiden  Herzogtümern  wörtlich  gleichlautend  publiziert  worden  ist. 
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Auch  die  Angaben  über  die  Steuererträge  beziehen  sich  seit  der 
Teilung  der  ernestinischen  Lande  (1640)  immer  nur  auf  das  Herzog- 
tum bezw.  FQrstentum  Gotha  i.  e.  S.  Nur  die  Erwerbung  und  Al> 
tretung  einzelner  Gebietstdie  (Ämter^  die  voDständig  mit  ihm  ver- 
einigt wurden  oder  waren,  haben  auf  diese  Zahlen  einen  £influ6  aus- 
geübt. 

Bevor  wir  in  die  GescUchte  des  Steuerwesens  eintreten,  schdnt 
es  geboten,  hier  die  territoriale  Entwickelun^  des  Herzogtums  und 
die  Geschichte  seiner  politischen  Stellung  mit  gröbsten  Stridien  zu 
zeichnen 

Als  ein  Teil  der  ^emaligen  Landgrafsctiaft  Thüringen  kam  das 
Gebiet  des  jetzigen  Herzogtums  Gotha  1248  mit  jener  an  die  Markgraf- 
sdiaft  Meißen  und  somit  an  das  Haus  Wettin.  142.^  kamen  zu  den 
meißnisch- thüringischen  Landen  die  kursächsischen  durch  Belehnung 
hinzu,  und  Sachsen  bildete  in  der  Folgezeit  den  Hauptbestandteil  der 
D)nastie  Wettin. 

Ik'i  drr  1  eiluiig  zu  Leipzig  im  jahro  1485  kam  Gotha  /um 
ernestinischen  Anteil  und  blieb  auch  unter  der  Flerrschaft  tler  Ernestiiier, 
als  diese  nach  der  Wittenberger  Kapitulation  \1547j  den  größeren 
Teil  ihrer  Lande  verloren. 

Uncflücklicherweise  war  im  sarhsen-ernestinischen  Hause  das 
ivrsl^M'burtsrecht  nicht  eingeführt,  so  daß  (las  ohnehin  an  Umfang 
schon  sf'hr  reduzierte  Land  im  und  17.  Jahrhundert  durch  mehrere 
ErbteiluDgen  noch  in  eine  Menge  einzelner  Gebiete  zerrissen  wurde. 
13ie  erste  fand  im  Jalire  1572  statt,  bei  der  Herzog  Johann  Wilhelm 
seinen  Besitz  mit  Johann  Kasimir  un<l  Johann  Ernst,  den  beiden 
Sjhnen  des  unglücklichen  Herzogs  Johann  l'riedrich  II.,  des  Mittleren, 
teilen  muüte.  Johann  Wilhelm  bekam  den  weiniarisrhen  Teil,  der  in 
der  Hauptsache  Weimar  und  Altonburg  umfaßte,  Johann  Kasimir 
erhielt  (lOtha  und  Kohurijf.  Johann  Krnst  Eisenarh. 

Die  beiden  letzten  starben  kinderlos.  .Xach  dem  lode  Johann 
Emsts  im  Jahre  1637  —  Johann  Kasimir  war  bereits  1632  gestorben, 
und  s<'in  Anteil  seinem  Bruder  zugefallen  —  waren  nun  fünf  Erben, 
die  hnkei  Johann  Wilhenis,  vor  die  schwierige  Aufgabe  gestellt,  die 
gesamten  ernestinischen  Lande  unter  sich  zu  teilen.  1O40  kam  der 
Krhteilunv;^\  ertrai^-  endgültig  zustande,  dürr  h  den  die  fünf  Fürsten- 
tümer Alten  bürg.  Koburj,,»^.  Weimar.  ( lothauiid  Eisenarh  gebildet  wurden. 

Von  1640  au  also  datiert,  wenn  man  von  der  niebt  von  dauern- 
dem Erfulge  ;,,'ewesenen  Teilung  von  1572  ab.sieht,  ein  .selbständiges 
Fürstentum  S.-Gotha,  das  die  Ämter  Gotlia,  Tenneberg,  Reinhards- 

0  Genauer  1.  Beck,  Gacbidite  de«  goU».  Landet. 
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brunn»  Georgendial,  Schwarzwald«  Ichterahausen,  WadbseDburg,  Tonn- 
dorf  und  Salzungen;  außerdem  17  adHge  und  vier  Erbgerichte,  die 
aufzuzählen  hier  zu  weit  fahren  würde,  umfaßte. 

Noch  unter  der  Regierung  seines  ersten  großen  Fürsten«  Emst 
des  Frommen,  erhielt  das  Fürstentum  Grotha  bedeutenden  Gebiets^ 
Zuwachs:  durch  einen  Teilungsvertrag  von  1660  einige  Ämter  der 
Grafschaft  Henneberg,  durch  Kauf  die  Herrschaft  Kranichfeld  und 
besonders  nach  Aussterben  der  Altenburger  Linie  das  Fürstentum 
Altenbufg  mit  Ausnahme  einiger  Ämter  und  das  gesamte  Fürsten- 
tum Koburg. 

Nach  Emst  des  Frommen  Tode  wurde  nun  das  zu  ansehnlicher 
Größe  angewachsene  Fürstentum  in  nicht  weniger  als  sieben  Tdle 
zersprengt.  Der  älteste  Sohn  bekam  den  Löwenanteil  Gotha  und 
Altenburg,  von  denen  freilich  mehrere  Ämter  abgezweigt  wurden: 
in  sie  und  den  übrigen  Teil  des  von  Emst  dem  Frommeu  hinter- 
lassenen  Gebietes  teilten  sich  die  anderen  sechs  Söhne,  und  es  ent- 
standen die  Fürstentümer  Koburg,  Meiningen,  Hildburghausen.  Röm* 
hild,  Eisenberg  und  Saalfeld,  von  denen  die  drei  letzteren  nach  dem 
Aussterben  der  Fürstenhäuser  wieder  unter  die  anderen  geteilt  wurden. 
Von  ihnen  erhielt  Gotha*Altenburg  durch  den  Teilungsvertrag  von 
172 1  Eisenberg  und  einen  Teil  des  Amtes  Themar.  Von  diesem 
Jahre  an  sind  die  Besttzverhältnisse,  nachdem  durch  Friedrich  L  das 
Erstgeburtsredit  Angeführt  worden  war,  bis  1825  unverändert  ge- 
blieben. 

1825  starb  die  Linie  Gotha-Altenburg  aus,  und  in  dem  Vertrage 
zu  Hildburghaiisen  wurde  die  Erbteilung  folgendermaßen  geregdt: 
d^  Herzog  von  Hildburghausen  trat  sein  seitheriges  Fürstentum  ab 
und  erhielt  Altenburg;  Hildburghausen  und  das  von  Koburg  abge* 
tretene  Saalfeld  kamen  an  Meiningen,  und  der  Herzog  von  Koburg 
erhielt  Gotha,  womit,  von  unbedeutenden  Gebietsaustauschen  abge- 
sehen, die  territoriale  Entwicklung  des  Herzogtums  Gotha  abge- 
schlossen war. 

Wenn  also  bei  der  Darlegung  der  Geschichte  des  Steuerwesens 
im  Herzogtum  S.-Gotha  nur  die  Zeit  von  1640  an  in  Betracht  käme, 
so  möge  der  erste  Abschnitt  dieser  Arbeit  doch  einer  noch  früheren 
Zeit  gewidmet  sein  und  die  Geschichte  der  Steuern  in  Sachsen»  be- 
sonders im  eruestinischen  Sachsen  behandeln,  soweit  dies  nach  den 
nur  sporadisch  vorkommenden  Nachrichten  möglich  ist 
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I.  Abschnitt 


Die  Steuern  im  ernestinischen  Sachsen  bis  zum  Regierungs- 
antritt Herzog  Emst  des  Frommen. 

Zur  Gewinnung-  der  Mittel,  deren  der  St  iai  bedarf,  um  seine 
Aufg^aben  zu  ^fallen,  st^en  ihm  mamhorlc;  Kinnahmequollen  zur 
Verfügung,  von  denen  dgene  wirtschaftliche  Tätigkeit,  Dienstleistungen 
für  andere  und  Vermögensnutzung  diejenigen  sind,  deren  sich  auch 
die  Privatwirtschaft  zur  Erzielung  ihrer  Einnahmen  bedient.  Da- 
gegen sind  die  finanzielle  Verwertung  von  Hoheitsrec  htm  und  die 
zwangsweise  Entnahme  von  Beiträgen  aus  den  Hinkünften  der  Privat- 
wirtschaften, die  Steuern,  der  öffentlichen  Wirtschaft  eigentümlich. 

Im  mittelalterlichen  Staate  war  der  eigene  (irundbesitz  die  Ijei 
weitem  ausBchlaggel)ende  Einnahmequelle  der  Fürsten,  deren  Privat- 
wirtschaft ursprünglich  nicht  von  der  Wirtschaft  des  Staates  getrennt 
war;  auch  die  finanzielle  Ausbeutung  der  Regalien  spielte  eine  wesent- 
liche Rolle  im  Staatshaushalte.  In  den  sächsischen  Landen  kamen 
von  den  letzteren  besonders  die  Geleitsabgaben  in  lietrachtt  die 
dann  auch  im  Fürstentum  Gotha  von  wesentlicher  Bedeutung  waren. 
Zunächst  waren  sie  Gebühren,  die  für  das  militärische  (leleit  bis  zu 
einem  bestimmten  Ort,  meist  bis  zur  Landesgrenze  erhoben  wurden. 
Als  aber  durch  anderweite  Sicherung  des  Landes  die  mihtärische  Be> 
gleitung  jedes  einzelnen  Warentransportes  überflüssig  geworden  war, 
entfiel  ihnen  der  Charakter  der  Gebühr,  vielmehr  nahmen  sie  den- 
jenigen eines  Grenzzolles  an,  wenn  ihnen  auch  der  Name  „Geleits- 
abgaben"  belassen  wurde.  Als  Grenzzölle  sind  sie  mehrere  Jahr- 
hunderte hindurch  erhoben  worden,  bis  sie,  ehemals  ein  Scliiit/  dann 
aber  ein  Hemmnis  des  Verkehrs,  am  i.  Januar  1854  durch  die  Grün- 
dung des  deutschen  Zoll-  und  Handelsvereins  beseitigt  wurden. 

So  selbstverständlich  uns  die  Beiträge  der  Privatwirtschaften 
ZU  den  Aufwendungen  des  öffentlichen  Gemeinwesens  durch  die  Ge- 
wohnheit geworden  sind,  so  gelten  sie  doch  seit  verhältnismäßig  erst 
kurzer  Zeit  als  ordentliche  un<l  dauernde  Einnahmen  des  Staates, 
während  ihre  Erhebung  früher  wie  fast  überall  in  Deutschland  so  auch 
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in  Sachsen  immer  nur  auf  begrenzte  Zeit  von  den  Ständen  bewilligt 
wurde.  Nur  in  Henneberg  und  in  den  zu  dem  emeslinischen  Ge- 
Inete  gehörenden  fränkischen  Ämtern  war  sie  von  der  Bewilligung 
der  Stände  unabhängig,  die  Steuern  zählten  dort  vielmehr  zu  den 
beständigen,  ordentlichen  Einkünften  der  fürstlichen  Kassen  >). 

Nach  einigen  Rechnungen  des  t6.  und  17.  Jahrhunderts  betrugen 
nun  zwar  die  Steuereinnahmen  auch  dann,  als  sie  dauernde  Einkünfte 
geworden  waren,  ein  Viertel  bis  ein  Drittel  der  Gesamtetnnahme  der  fürst- 
lichen Kassen,  doch  dürfen  diese  Angaben  nicht  überschätzt  werden,  da 
die  Einnahmen  stets  abzüglich  aller  Sach-  und  Personalausgaben  zu  ver* 
stehen  sind,  diese  aber  bei  den  Einkünften  durch  eigene  wirtschaftliche 
Tätigkeit  des  Staates  bei  weitem  größer  sind»  als  bei  denen  aus  Steuern. 
Nur  dadurch  scheint  es  verständlich,  daß  dem  Steuerertrag  ein  so  grofier 
Anteil  der  Gesamteinnahme  in  jenen  Rechnungen  zufällt 

Die  Tabelle  I  des  Anhangs  zeigt,  in  welchem  Verhältnis  die 
Einkünfte  aus  den  versdiiedenen  Einnahmequellen  in  den  deutschen 
Bundesstaaten  stehen.  Man  sieht,  daß  der  Steuerertrag  im  Durch- 
schnitt 14,5  Proz.  der  Gesamteinnahme  ausmacht;  nur  in  Preußen, 
das  sich  besonders  seiner  Staatselsenbahnen  wegen  durch  außerordent- 
lich hohe  Erwerbseinkünfte  auszeichnet,  beträgt  er  weniger  als  10  Prot., 
während  begreiflicherweise  die  Reichslande  Elsaß  und  Lothringen 
mit  45,9  Proz.  den  höchsten  Prozentsatz  erreichen. 

In  den  sächsischen  Landen  wurden  besonders  die  „Landsteuem'* 
und  „Tranksteuem"  als  „Bdhülfe  für  die  fürstliche  Kasse'*  bewilligt 
wenn  zur  Bestreitung  außerordentlicher  Ausgaben,  wie  für  die  äußerst 
kostspieligen  Reichstage  oder  in  Kriegszeiten  oder  auch  zur  Tilgung 
von  Sdiulden  größere  Mittel  flüssig  g^adit  werden  mußten,  als 
durch  die  gewöhnlichen  Finanzquellen,  die  Domänen,  Regalien  und 
Gebühren  möglich  war.  Nur  ganz  vorübergehend  sind  neben  ihnen 
auch  Verkehrssteuem  in  Betracht  gekommen. 

Eine  solche  war  die  allgemeine  „Ziese^  oder  „Accise",  die 
zum  erstenmal  im  Jahre  143S  auf  dem  Landtage  zu  Leipzig  bewilligt 
wurde  Sie  wurde  auf  den  städtischen  Märkten  bei  Kaufgeschäften 
mit  allen  möglichen  Artikeln  —  Getränken,  Feld-  und  Gartenfrüchten. 
Vieh,  Rohstoffen,  Produkten  des  Handwerks  usw.  —  erhoben  und 
betrug  20  Pf.  für  jedes  Kaufgeschäft  mit  ausländischen  Waren,  10  Pf. 
bei  solchen  mit  inländischen.  Nur  Geschäfte  mit  tinigen  wenigen 
Lebensmitteln,  mit  Brennmaterialien,  und  alle  die,  bei  denen  privi- 

11  Rudolphi,  a.  :i.  O.,  I.  Teil,  p.  2u^. 

2(  Beck,  Geächichic  d«;»  goih.  Landen  I,  p.  zio  und  H.  W.  B.  „Accise". 
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iegierte  Personen  —  Adel  und  Geistlichkeit  —  beteiligt  waren,  blieben 

von  der  Abcfab»-  frei. 

Diese  allt,renuMne  /.it  se  ist  in  den  sachsen-ernfstinischen  (iebids- 
teilon  auf  RfH-hnung  der  hirstlichen  Kassen  nicbt  wieflnr  erhnhci) 
wonien  Sie  wurde  vielmehr  in  der  Foltfezeit  den  St.idien  über- 
las$»<-u.  (iie  als  Äquivalent  dafür  eine  feste  jährliehe  Ahj^.ibe,  die  so- 
g-enannt«^  ..Jahrrente"  .  an  die  Kammerkassen  zu  entrichten  hatten. 
Hitiv'^etien  sind  ni>rh  eiuij^e  Male  einzelne  Artikel  einer  direkt  in 
die  K  iinmerkasse  Gießenden  Abgabe  unterworfen  worden,  so  1470 
Getreide  und  I  leisch,  und  1533  Vieh. 

I>ies>er  .. Viehzc '11'* '),  auf  dem  Landtag'  7ii  Jena  auf  fünf  Jahre 
bewilHift.  wurde  \(>n  allem  zu  Markte  j^etriebenen  Vieh  und  zwar 
mit  t<  .Ivididen  iV'travren  erhoben  -):  '/j  fl.^)  für  einen  Ochsen,  s  t?r 
für  eine  Kuh;  für  inn^'es  Rindvieh  2—3  gr.,  Schafe  und  .SchwiMiu- 
6  Pf.  bis  !  gr. .  Zielen  4  Pf.  bis  i  gr..  Mastschweine  3  t^r.:  Pferde 
blieben  frei.  Kam  der  X'erkauf  des  an^-'etriebenen  Viehes  nicht  zu- 
stande, so  wurde  die  Al)jj;ahe  tüf  inländisches  Vieh  zurückgezahlt, 
für  ausländisches  daei-ijen  nicht. 

Der  Frtra^  >V:>  srr  Steuer  war  im  Jahre  153«;  für  das  g«>amte 
ernestinische  (ieljiet;  11  412  fl.  16  ^t.  7  Pf.  =  3 1  498,2c)  Mk. 

Die  Tranksteuer  ist  zum  erstenmal  i.^^q  auf  dem  l^andtage 
zu  I.eip/i'^f  unter  dem  Xarnen  ,,Uierzelinte"  txler  auch  „Ungeld  vom 
Biere"  auf  sechs  Jahre  bewilligt  worden*);  sie  betrug  für  i  Fali  Bier 
(s=  ca.  75  1).  das  auf  einen  Wert  von  46—50  gr.  geschätzt  wurde. 
5  gr.  Nachdem  sich  im  Laufe  des  1^.  Jahrhunderts  der  Eimer 
(=08,701)  als  allgemein  üblirhes  liohhnai»  einv^ebüri^-ert  hatte,  wurde 
die  Tranksteuer  seit  1546  mit  4  gr.  vom  Eimer  erlioben ''). 

Einige  wenige  Unterbrechungen  .iusi^ronoinmen  ist  die  Trank- 
steuer seit  jenem  Jahre  1469  immer  wieder  bewilligt  und  als  Fabrikat- 
Steuer  erhoben  wrnden.  issH*)  aber  wurde  sie,  ohne  dabei  die  Höhe 
der  .\bgabe  zu  verändern,  ,,zur  besseren  Unterdrückung  des  l^nter- 
schleits  in  eine  Knhstoffsteiier  verwandelt,  und  der  Steuers^it/  auf 
48  gr.  für  einen  Erfurter  Makt  r  (u  rste.  auf  \o  gr.  für  <'ber»so- 
viel  Malz  festgesetzt.  Ob  freilich  diese  Veränderung  wirklich  den 
jrew  ünschten  Erfolg  gehabt  hat,  muß  unter  den  gegebenen  Um- 

M  Müllers  Atimtlen  p.  87;  Kius,  a.  a,  O.  p.  34. 

2»  H»tti-  nnd  St»taarchiv  K.  K.  I,  t6. 

3)  1  meidn.  Gulden  a.r6  Mk.;  i  fi.  >  ■  21  gr.  &  12  Pf.  Also  i  gr.  —  ca. 0,15  Mk. 
41  MOllet«  Aon»l«n  p.  39. 

>       D.TS,     p  lOf) 

*jt  Haiu-  und  Suaiutaichiv  W  I  ^,  1. 
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ständen  höchst  zweifelhaft  erscheinen.  Denn  einmal  wurde  durch 
das  Reglement  eine  Beaufsichti^untr  durch  Heanite  überhaupt  nicht 
vorgesehen,  sondern  die  Erhebung  geschah  nur  nach  der  Selbstangabe 
der  Steuerpflich Ligen.  BcriH  ksichtigt  man  weiter,  daß  damals  das 
Brauen  im  eii^enen  Hause  /.u  eigenem  Bedarf  in  größtem  Maße  be- 
trieben, dadurch  aber  die  steuerliche  Erfassung  ungemein  erschwert 
wurde,  so  kann  man  wohl  annehmen,  daß  trotz  der  Andrchunu  hoher 
Strafen  bei  falsclier  Selbstangabe  auch  dieses  Reglement  den  schwung- 
voll betriebenen  Unterschleif  nicht  verhüten  konnte. 

Es  ist  noch  erwähnenswert,  daß  das  Reglement  eine  Preiser- 
höhung von  einem  Heller  pro  Maß  f=  1.145  1)  festsetzt,  sndal>  von 
den  auf  einen  Eimer  entfallenden  4  gr..  die  bisher  der  Produzent  zu 
tragen  hatte,  3  gr.  nunmehr  auf  die  Konsumenten  abgewälzt  wurden. 

Kurz  vor  der  endgültigen  Teilung  der  ernestinischen  Lande 
wurde  im  Jahre  103s  auf  dem  Landtag  /u  Weimar')  die  Tranksteuer 
um  ein  beträchtliches  erhöht,  nämlich  auf  Taler  für  einen  Erfurter 
Malter  Gerste  bezw.  auf  2  Taler  gr.  für  Mal/,  diesmal  aber  unter 
ausdrücklichem  Verbot  einer  Erhöhung  des  Bierpreises. 

Neben  der  Biersteuer  bestand  auch  eine  Abgabe  für  Wein  und 
Branntwein.  Jene  betrug  den  zehnten  Teil  des  jeweiligen  Verkaufs- 
preises, diese  war  eine  Blasensteuer  in  Höhe  von  i  Taler  für  jede 
Branntweinblase  und  bei  jeder  Benutzung.  Es  läßt  sich  nicht  mehr 
angeben,  ob  diese  Abgaben  gleichzeitig  mit  der  Trankstener  von  Bier 
eingeführt  worden  sind;  Mitte  des  16.  Jahrhunderts  sind  beide  vorhanden. 

Der  Ertrag  der  Tranksteuer*)  war  keineswegs  unbeträchtlich;  im 
Jahre  1541:  43727  fl.  Nach  dem  für  die  Ernestiner  so  unglücklichen 
Jahre  1547  belief  er  sich  nur  noch  auf  18628  fl.  (1548),  stieg  aber  in 
der  Folgezeit  wieder  und  betrug  £nde  des  lö.  und  Anfang  des 
17,  Jahrhunderts  rund  40000  fl.  (=  110400  M.). 

Älteren  DatumsalsdieTranksteuer  sind  direkte  Abgaben.  Schon 
137Q  wird  eine  „Landsteuer'  erwähnt^),  allein  es  entzieht  sich  unserer 
Kenntnis,  ob  sie  schon  damals  den  Cliarakter  der  nachmaligen  Land- 
Steuer,  oder  ob  sie  nicht  vielmehr  den  einer  Kopfsteuer  gehabt  hat. 

Nach  einem  Steuerausschreiben  Johanns  des  Beständigen  ')  Ist  sie 
im  Jahre  1531  —  wahrscheinlich  aber  auch  schon  früher  —  teils  Ver- 
mögens-, teils  Einkommenstell'  r  Die  Bürger  und  Bauern  wurden 
nach  dem  Wert  ihrer  unbeweglichen  und  beweglichen  Güter  mit  1  gr. 

1 )  Haus-  und  .Maals.irtiiiv  U  I,  H. 

2)  Klus,  a.  a.  O.  p.  37. 

3)  Radolphi,  a.  a.  O.  I,  32$. 

4)  Haus-  und  StaaciaTchiv  W  I  a  I4<'* 
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für  je  I  Schock  (=60  gr.j  veranlasst;  bei  Vorhandensein  von  Schulder» 
sollte  die  Steuer  am  Zins  gekürzt  werden.  Nach  demselben  Steuer- 
ful^.  nach  dem  hier  das  Vernioiifeii  ani,'clegt  war,  wurd<'n  Dienstboten 
mit  ihrem  Lohn  zur  Landstciier  herangc/oj^aMi.  Prälaten.  Stifter  und 
Kloster  hatten  den  vierten  Teil,  die  Rittersehaft  den  sechsten  Teil 
des  jährlichen  Einkommens  /u  entrichten.  Beamte  und  alle  die  Per- 
sonen, die  weder  Vemir)g'en  i)es.d:ien,  noch  i^ecj-en  Lohn  arbeiteten, 
scheinen  von  der  .'Steuer  verscliDUt  geblieben  zu  sein.  Für  die  Be- 
amten ist  dies  um  so  wahrscheinlicher,  als  sie  auch  in  späterer  Zeit 
stets  von  Steuern  befreit  waren,  soweit  sie  nicht  ausdrücklich  in  den 
Steuerausschreiben  aufgeführt  wurden.  —  Die  außerordentliche  Hohe 
der  Steuer  ist  nur  dadurch  begreiflich,  daß  die  Abgabe  nur  ein 
einziges  Mal  an  zwei  Terminen  je  zur  Hälfte  entrichtet  werden  sollte. 

Von  der  Höhe  der  Steuer  abgesehen,  die  1546  auf  i^i^  Proz. 
vom  Werte  aller  Güter,  für  Dienstboten  auf  1  gr.  an  jedem  Termin 
fes^esetzt  wurde,  änderte  die  folgende  Zeit ')  nichts  Wesentliches  an 
diesen  Bestimmungen.  Erst  auf  dem  Landtage  zu  Koburg  (1.594) 
wurde  die  Landsteuer  etwas  anders  gestaltet;  das  daraufhin  von  Johann 
Kasimir  erlassene  Steufermandat  das  die  Landsteuer  auf  sechs  Jahre 
ausschrieb,  ist  für  das  Ausschreiben  Herzog  Ernst  des  Frommen 
vorbildlich  gewesen.    Sein  Inhalt  ist  in  der  Hauptsache  dieser: 

Bei  der  gnindbesitzenden  Bevölkerung  diente  wie  vorher  das 
gesamte  \%'rmöjTen,  bewegliches  und  unbeweglicheSf  werbendes  und 
nichtwerbendes  Gut,  als  Grundlage  der  Besteuerung;  für  je  60  gr. 
Vermögen  waren  3  Pf.  zu  entrichten.  Die  Personen  aber,  die  nicht 
über  (irundbesitz  verfugten,  wurden  nicht  mehr  schlechtweg  mit  einem 
l''ruchteil  ihres  Einkommens  belastet,  sondern  sie  sollten  „nach  Ge- 
iegenheit  ihres  Vermögens.  Nahrung,  Grewerb,  Handwerk  und  Hand> 
Innsfe  durch  die  Obrigkeit  jedes  Orts  angelegt  und  versteuert  werden.*' 
Wer  kein  ^Handwerk.  Nahrung.  Gewerbe  oder  Geschäft"  betrieb, 
hatte  an  jedem  Termin  einen  Groschen  zu  entrichten.  Beamten* 
besoldungen  aber,  nicht  erbliche  Güter,  sowie,  den  Anschauungen  der 
Zeit  ents[Hrechend,  eine  Anzahl  privilegierter  Personen  waren  von  der 
Steuer  befreit 

Bezüglich  der  Passivkapitalien  ist  wie  schon  früher  die  Bestim- 
mung getroffen,  daß  die  Steuer  am  Zins  gekürzt  werden  soll,  jedoch 
nur  dann,  wenn  es  sich  um  solche  auf  Immobilien  lastende  Schulden 
handelt;  für  andere  Fälle  sind  eine  lange  Reihe  sepezieller  Bestim- 

I)  Ausschreiben  von  «34b,  1567;   Haus-  und  Siaalsarchlv  W  I  a  14«  und  Kius, 
a.  O.  p.  133. 

z)  Hnu-  und  StaatMudiW  W  T  /?  i. 
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mungeii  getroffen,  die  aber  nicht  immer  geeipivt  waren,  eine  Doppei- 
bnsteucrung'  zu  verhindern,  und  die  offenbar  ^uni  g^roßon  Teile  ihrer 
Urspninv^-  jnner  Anschauuncf  vordankten,  die  das  Zinsnehmen  tur 
vcnU'rblicli  und  unchristlich  erklärte»  und  zeitweise  in  einigen  Staaten 
die  Zitis\»'rbii-c  h cid)*'! führte. 

Der  lirtravi  d«'r  Landsteuer  iji  dem  Gi  biete  Her/og-  Johann 
Kasimirs  war  ruti  !  j  ^  ooo  fl.  jährlich,  d.  h.  ungefähr  der  vierte  Teil 
des  (iesatiiteiiikniDiiii  :is  der  landesherrlichen  Kasse;  dieses  bestand 
nänili(  h  nach  einer  Rechnung  aus  dem  Jahre  1599^)  aus  folgenden 
Posten : 

OrdiiMreiiikoiminen  fDamlneiif  Regilicn,  GebQhren)   41  949  fl.  8  gr.   4  Pf. 

ExtraordinnreinkoiniiK  n  : 

I^nd<;teuer  in  1  hiiringen     ......      8  ooo  ,. 

Landsteuer  in  Kranken  loooo  ,, 

Tranküieucr  14000  ,, 

bA.  n  949  Ii.    6  gr.    4  Pf. 

Nach  anderen  Angaben')  haben  die  Einnahmen  aus  den  Land- 
steuern auch  zu  den  Zeiten,  in  denen  g^roßere  Gebiete  des  emesti- 
nischen  Sachsen  unter  einem  Szepter  vereinigt  waren,  ein  Viertel 
bis  ein  Drittel  der  Gesamteinnahme  der  fürstlichen  Kammerkasaeo 
betragen. 


II.  Abschnitt. 

Dia  Steuern  von  1640  bis  zum  dritten  Jahrzelint 
des  19.  Jahrtiunderte. 

I.  Die  Landsteaer. 

Der  !')reiPtigjährige  Krieg  hatte  in  die  Finanzwirtschaft  der 
deutschen  hursteti  tiefe  l^rosche  gelegt.  Die  Schulden,  die  in  seiriem 
Verlaufe  hatten  aufgenommen  werden  müssen,  zu  tilgen,  und  wieder 
herzustcll'-n  was  der  Krieg  zt^rstArt  hatte,  das  waren  Aufgaben,  dif 
weit  mehr  Mittel  erforderten,  als  den  Fürsten  an  Ordinareinkünfteti 

1 )  Haus-  und  Sla.n.sarc)iiv  W  l  n  5. 

2)  Z.  B.  Ktu»,  a.  a.  O.  p.  33. 
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zu  Gebote  standen.  Brauchte  nun  aber  das  Gemeinwesen  jetzt  mehr 
Geldmittel  als  früher,  so  waren  anderseits  gerade  zu  diesf^m  Zeitpunkte 
die  Privatwirtschaften  weniger  denn  je  befähigt,  gro&e  Lasten  zu 
übernehmen;  um  so  notwendiger  also  war  es,  die  unvermeidlichen 
wenijcrstens  möglichst  gleichmaßig  zu  verteilen.  Das  war  das  Ziel 
des  Steuerausscbreibens  Herzog  Ernst  des  Frommen  vom  12.  April 

..Und  soll  demnach,  was  anfänglich  die  Landsteuer  anlanget, 
dieselbe  von  Gutli,  Nahrung  und  Qewerb,  so  hiernach  ausdrücklich 

benei;net,  aller  r)rten  unserer  Lande,  von  jedem  Werth  eines  neuen 
Schröcks,  oder  60  Silbergrosrhen,  3  Pf.  oder  von  einem  alten  Schock, 
zu  20  Silbergroschen.  1  Pf.  jedes  Termines  entrichtet,  und  in  unsere 
Obereinnahme  nacher  Gotha  geliefert  werden.  Als  nemlich,  und  zum 
I)  von  allen  unbeweglichen  F!rl)ifüthern,  die  in  eines  jeden  eigenthüm- 
lichen  (ienuli  und  Gewähr  sind,  ob  sie  ihm  gleich  sonst  noch  nicht 
aufgelassen,  noch  in  Lohn  gegeben,  oder  zugeschrieben  sind.  Zum  2) 
von  Riitergüthern,  Mann-  und  Erblehen,  auch  der  Witwen  niedlichen 
Leibzuchten.  Zum  3)  von  Ritter-,  Mann-  und  Erblehen,  auch  geist- 
lichen f  Tuthern,  I,eibzucht  und  Allodiahen,  welche  die  Grafen,  Herren 
und  Riuensduift  ihnen  incorporirt,  zu  denselben  erhandelt,  erlanget  oder 
gebracht  haben;  also  daß  es  vor  diesem  etwa  Aemter,  Klöster  oder 
denen  \on  Adel  oder  anderer  linterthanen  Güther  gewesen.  Zum  4) 
von  Erb-  und  Wiederkauflichen ,  auch  der  Geistlichen  Katholischen 
Zinsen,  sie  fallen  an  Geld,  Getreyde,  Oehl,  Federviehe.  Mästung,  oder 
anderen  zinsbaren  Stücken.  Zum  5)  von  werbender  Barschaft  und 
ausgeliehenen  Kapitalien.  Zum  6)  von  Handlung  und  allem  (iewcrbe. 
Zum  7  von  Handwerken.  Zum  8)  von  (lüthern,  Zinsen,  Viehc  und 
Einkommen,  welche  die  in  unserem  Eürstenthum  nicht  gesessene  in 
demselben  haben  oder  genießen.  Zum  9)  von  allerhand  Rind-  Schaaf* 
und  andorom  Viehe". 

Der  .Steuersatz  von  3  Pf.  für  je  60  .Silbergroschen  sollte  aber, 
wie  aus  dem  weiteren  Inhalt  des  Ausschreibens  hervorgeht,  nicht 
durchweg  für  alle  angeführten  Fülle  in  Anwendung  komjiien;  vor- 
nehmlich galt  er  für  die  grundbesitzende  Bevölkerung.  I  landol-  und 
gewf  rbetrribende  Personen  dagegen  solUen  besondi-rs  durch  die  Ort.s- 
odcr  Krbgerichtsobrigkeit  eingeschätzt  werden,  wobei  dor  verglei- 
chende Maßstab  eben  die  grundbesitzende  Bevölkerung  war. 

Auch  ausgeliehene  Kapitalien  wurden  nicht  mit  jenem  .Steuer- 
satz belegt,  sondern  für  sie  wsu*  in  dem  Ausschreibeii  die  besondere 

I  i  Abgedruckt  in  ¥.  B.  p.  670. 
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Pkcstitnniunijf  cnilialten,  dali  von  ihren  Zinsen  der  sechste  Teii  als 
Steuer  erhoben  werden  solllte.  Schulden  konnlcn  von  den  gegen 
Zins  ausgeliehenen  Kapitalien  in  Abzug  gebracht  wenleri. 

Wenn  die  Grafen,  Herren  und  die  Ritterschaft  für  dieses  Mal 
auch  zur  Steuer  herangezogen  wurden  —  es  wurde  ihnen  freilich 
auch  jetzt  noch  manche  Vergünstigung  gewährt  —  so  würde  es  doch 
ein  Fehlschluß  sein,  daraus  folgern  zu  wollen,  daß  sie  sich  damit 
ihrer  Steuerfreiheit  begeben  hätten;  sie  hatten  sich  freiwillig  erboten, 
auch  einen  Teil  mit  beizusteuern.  Im  Jahre  1663  wurde  durch  e\nen 
I  .andtagsabschied  M  noch  ganz  ausdrücklich  hervorgehoben,  daß  die 
Lehen-  und  Rittergüter  mit  „würcklicher  Belegung**  verschont  sein 
sollten,  indessen  protestierten  die  Städte  sehr  bald  gegen  diesen 
Schluß,  wie  sie  es  auch  schon  früher,  besonders  auf  dem  I^ndtage 
zu  Saalfeld  1552  getan  hatten.  1670  kam  es  deswegen  zu  einer 
förmlichen  Klage,  die  freilich,  ohne  eine  Entscheidung  herbeizuführen» 
im  Sande  verlief  Erst  Herzog  Friedrich  entschied  1712*)  die  An- 
gelegenheit dahin,  daß  die  Rittergüter  den  dritten  Teil  der  Extra- 
ordinarsteuern  und  jede  dritte  ürdinarsteuer  entrichten  sollten;  in 
Wirklichkeit  haben  <iber  vor  wie  nach  diesem  Herzoglichen  Reskript 
die  RittergQter  freiwillig  nieist  mehr  zu  den  öffentlichen  Lasten  bei- 
getragen. Von  1795  an  wurden  die  Rittergüter  zu  "av  i  Terminen 
Extraordinarsteuern  verpflichtet^),  zu  denen  in  demselben  Jahre  no^h 
dne  „außerordentliche  Kriegsanlage"  (ein  Termin  Landsteuer)  für  alle 
irgendwie  privilegierten  Güter  hinzutrat.  Jene  zwei  Extraordinar- 
termine  wurden  mit  dem  besonderen  Namen  „Rittersteuer**  bezeichneL 
Erst  1B41  sind  alle  Steuerlreiheiten  gegen  Entschädigung  aufge- 
hoben worden^),  wovon  später  die  Rede  sein  wird. 

Ursprünglich  war  die  Landsteuer  auf  sechs  Jahre  mit  jährlich  zwd 
Terminen  bewilligt  worden,  d.h.  sie  sollte  zweimal,  zu  Trinitatis  und  An- 
dreae.  entrichtet  werden.  Allein  die  jedesmal  durch  die  Ständeversamm- 
lang  erneuerte  Bewilligung  sank  mehr  und  mehr  zu  einer  Formalität 
herab;  es  ist  nicht  vorgekommen,  daß  die  beiden  „Ordinar'*-5teuertennine 
zu  Trinitatis  und  Andreae  nidit  bewilligt  worden  wären.  Es  kamen 
vielmehr  sehr  bald  noch  .,£xtraordinar*'-Termine  hinzu,  zunächst  un- 
regelmäßig und  je  nach  dem  augenblicklichen  Bedarf  in  schwankender 
Zahl«  doch  noch  im  Laufe  des  17.  Jahrhunderts  hab^  auch  sie  ihren 
außerordentlichen  Charakter  verloren.    Der  immer  wachsende  Auf- 

1)  Rudolphi,  a.  :\.        I,  p.  2<}U 

2)  Haus-  uiiil  Staatsarchiv  W  I  u  14«^- 
5)  Min.>Arcb.  Loc.  89,  6. 

4)  Verofdn.  v.  31.  Män  1842.   G.  S.  IV  327. 
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wand  für  stehende  Truppen,  die  erheblichen  Kosten  fOr  die  Teil- 
nahme an  Kriegen  ließen  sie  unentbehrlich  und  darum  zu  ständigen 
Einnahmen  werden. 

Es  ist  zur  Gewohnheit  g^eworden,  die  Zahl  der  außerordentlichen 
Stenertermine  auf  acht  festzusetzen,  nänilicli  auf  die  Monate  Januar, 
i-ebruar,  Marz,  April,  Mai.  Juli,  Oktober  und  Xo\  cmbor.  Im  Jahre  1013 
trat  wessen  des  außergewöhnlich  hohen  Kriegsaufwandes  noch  ein 
neunter  Tennin,  September,  hinzu,  an  dem  auch  die  von  den  übrii,ren 
acht  Extraordinarsteuerterminen  ganz  oder  zum  Teil  befreiten  diit«  ; 
Steuern  zu  entrichten  verpflichtet  waren.  Diese  „Septembersteuer'* 
sollte  zunächst  nur  zwei  Jahre  lang  erhoben  werden,  ist  jedoch 
immer  wieder  bewilligt  worden,  uad  erst  1Ö29  wieder  in  Wegfall  ge- 
kommen 

Da  die  Extraordinarsteuern  ursprOnglich  immer  nur  zu  einem 
ganz  bestimmten  Zweck  bewilligt  wurden,  so  schien  es,  um  ihre  aus> 
«jüießliche  Verwendung  zu  diesem  Zwecke  zu  »ehern,  nicht  ratsam, 
daß  ihre  Ertrage  zugleich  mit  den  anderen  Einkünften  in  die  Herzogl. 
Kammerkasse  flössen.  Aus  diesem  Grrunde  wurde  wahrscheinlich 
noch  während  der  Regierungszeit  Ernst  des  Frommen  aus  der  Mitte 
der  Ritterschaft  und  aus  der  Mitte  der  städtischen  Deputierten  je  ein 
Steuerobereinnehmer  gewählt,  zu  denen  später  noch  ein  dritter  vom 
Fürsten  ernannter  hinzutrat  Aus  diesen  Anfangen  heraus  entwickelte 
sich  die  „Obersteuer-  und  Landschaftskasse*'»  deren  Aufgabe  eben  war, 
die  außerordentlichen  Steuern  einzunehmen  und  zu  verwalten.  —  Von 
ihren  sonstigen  Obliegenhdten  und  von  ihrer  Verschmelzung  mit  der 
Herzogl.  Kammerkasse  zur  „Staatskasse'*  wird  später  in  anderem  Zu- 
sammenhange zu  sprechen  sein. 

Am  Ende  des  17.  und  anfangs  des  18.  Jahrhunderts  machte  nun 
die  allgemeine  Landsteuer  einen  allmählichen  Ditferen/ierungsi)ro/.eß 
durch,  sie  spaltete  sich  in  ihre  einzelnen  Teile:  <  trundsleuer  uder 
Landsteuer  schlechthin,  Gewerbe-  und  Hinniietliugsteuer.  deren  j^de 
nun  eine  besondere  Entwicklung  durchmachte.  —  Neben  diesen  dreien 
ist  auch  manchmal  die  Viehsteuer  noch  besonders  erwähnt.  Sie 
h**trug  terminlich  ..für  eine  Kuhe.  vier  Schaafe.  zwo  Schweinsnnater 
uad  zwo  Ziegen,  einander  gleich  3  Pfg."*),  und  ist  in  dieser  Höhe 
bis  1Ö40  erhoben  worden. 

II  Min.-Arch.  Loc.  Hn,  Ii. 

21  Auüsdireiben  Emst  des  Frommen. 
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Die  Grundsteuer  hat  unter  ihren  Schwestern  stets  den  ersten 
Platz  eingenommen;  der  Ertrag  der  übrigen  Zweige  tritt  hinter  dem 
ihren  bei  weitem  zurück. 

Sie  ist  öfters  Im  17.  und  am  Anfang  des  iB.  Jahrhunderts  Gej^en- 
stand  von  Steuerrevi^onen gewesen,  deren  umfassendste  von  1-2- 
bls  1736  stattfand.  Diese  hatte  zum  Ziele,  die  Besteuerunt;^  nicht 
mehr  nach  dem  Verkaufswerte  der  Grundstücke,  sondern  nach  der 
Bodenflftche  und  -güte  vorzun^men,  und  doch  bat  diese  Revision 
nichts  grundlegend  Neues  geschaffen»  indem  sie  nicht  viel  mehr  als 
eine  Verrechnung  der  bisher  gezahlten  Steuerbeträge  auf  die  Flächen- 
einheit gewesen  ist 

\Ian  ist  dabei  allem  Ans(-h<Mn  nach  ungefähr  foli^reiulermal »on 
vori^e^antrcn :  In  jeder  Gemeinde  wurden  für  jede  Kulturart  mitt*-l- 
wcrti^'^c  (Truiidstücke  ausgewählt,  für  sie  der  bisher  ge/.ahlto  St'-uor- 
betrag  für  die  I*  iM'  lxMieinheit  berechnet.  V.r  wurde  der  mittlere  Steuer- 
satz in  der  betrelienden  Gemeinde.  Nun  wurden  in  tlen  meisten 
Orten  nicht  in  allen  —  vier  Bonitätsklasscti  gebildet,  die  einzelnen 
Grund-slückf  eingereiht,  und  der  Steuersatz  nach  dem  gp>lieren 
oder  geringeren  ürtrage  im  Verhältnis  zum  mittleren  Steuersatz  be- 
rechnet 

Es  ist  selbstverständlich,  daß  diese  Art  der  Anlage  nur  ein  sehr 
ungenügendes  Resultat  haben  konnte.  Denn  wenn  auch  die  Revision 
in  jeder  einzelnen  Gemeinde  eine  einigermaßen  billige  Steuerverteilung 
schaffen  konnte,  so  war  sie  doch  vollkommen  außerstande,  im  ge- 
samten Fürstentum  die  Besteuerung  einheitlich  zu  gestalten*).  Die 
Mannigfaltigkeit  der  Steuersätze  ist  besonders  da  noch  ^nzelne  er> 
schwerendo  Umstände  hinzukamen  —  Zinsland  mußte  anders  behandelt 
werden  als  Erbland;  die  Steuereinheit  der  Acker,  war  in  den  verschiedenen 
Gemeinden  keineswegs  eine  feststehende, sondern  schwankende  Größe  — , 
eine  unendliche.  Nach  einem  allerdings  erst  Mitte  des  19.  Jahr« 
hunderts  aufgestellten,  in  den  70er  Jahren  des  iq.  Jahrhunderts  in 
Hektar  und  in  Markwährung  umgerechneten  Ver/eichnis  lassen  sich 
folgende  Höchst- .  Mittel-  und  Mindestsätze  mit  Beschränkung  auf 
die  drei  Hauptkulturarten  angeben: 


ij  Hau»-  und  Staatsarchiv  W  I  20—55. 

Ein  Hensogl.  Patent  aus  dem  Jabre  1736,  das  wakfscfaeinlidi  Angaben  Uber  die 
Ergebnlcse  der  Steuerrevision  entbalten  hat,  i«t  io  den  Archiven  nicht  mehr  «uffindiiar. 
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i/i 

Höchstsatz 

Mittel- 
satt 

Mindersatz 

Knknnrt 

in  Mark  pro 

Hektar 

Mk. 

in  den  Ortschaften 

Mk. 

Mk. 

in  den  Ortschaften 

Ackerland 
und 

A. 
B. 

c. 

r\ 

U. 

0.-5 
0-53 

O.Z2 

Gotha. 

Gotha,  Remstiuli.  Wech- 
mar, Großcobehringen. 
Gotha. 

Wemii^llhaiiscn. 

0,37 

0,27 

0,1: 
0,0a 

o,iä 

0.09 

0.04 
0,0» 

Iiichen.  T.ittelsiadt.  Schö- 
nau a.  d.  H.  u.a.  ni. 
Fnnkcnbain,  Tftttelstedt. 

dieselben  u.  Obermehler, 
dieselben  u.  Lauterbndi. 

Gnirnrnet- 

A. 
B. 
C. 

D. 

t.94 
.,23 
0.88 

Alt-  und  Neudietendotf. 
dieaelben. 

»♦ 

0,70 
0.52 

0,36 

0.24 
0.1 8 

0,06 

Sondra. 

Sondra  u.  Schwarzhausen- 
Sondra  und  Frankenroda 

a.  d.  W. 
Sondra. 

Einschürige 
Wiesen 

A. 
B. 

C. 
D. 

1 ,06 
0.79 

0.53 
0.26 

Lalna. 

Wanfcnhieimer  Beairk. 

0.43 

0.32 

0,21 

0,1  S 

0.09 
0,06 

0,03 

mehrere  Waldorte. 

Deubach. 
Sondra. 
»» 

Für  bebautes  Ar^  mit  zugehörigem  Hofraum  betrug  die  Steuer 
an  jedem  Termine  und  pro  Quadratnite  16.2  qm)  in  Gotha  2  Pf., 
in  Ohrdruf  2^4  Pf»  in  Zella  i^/^  Pf.»  in  Kleinschmalkalden  „wegen 
der  den  den  Vermdgensverhälbilsse  dasieger  Einwohner*'  Vs 
allen  übrigen  Orten  durchweg  i  Pf.  —  Außer  dieser  GebAudeareal- 
Steuer  wurde  fQr  jedes  bewohnte  Haus  eine  Abgabe  von  durchweg 
I  gr..  der  „Mausgroschen"  oder  die  .»Herdsteuer**,  erhoben. 

Ob  durch  die  Grundsteuerrevision  ein  finanzieller  Erfolg  beab- 
sichtigt war,  oder  ob  er  nur  eine  unbeabsichtigte  ßc'gleiterscheinung 
gewesen  ist,  läßt  sich  nicht  entscheiden.  Jedenfalls  ist  er  nicht  un- 
beträchtlich gewesen,  denn  bis  1731  betrug  der  Zugang  zum  Steuer- 
stock terminlich  ungefähr  870  fl.');  es  ist  aber  zu  beröcksichttgeh,  daß 
1731  die  Reviäon  noch  lange  nicht  beendet  war. 

Mit  1736  ist  die  Grundsteuer  in  einen  Zustand  der  Stagnation 
eingetreten.  An  eine  allgemeine  Reform  oder  wenigstens  Revision 
ist  man  nicht  wieder  herangetreten.  Wenn  hie  und  da  Veränderungen 
in  den  Katastern  vorgenommen  worden  sind,  so  sind  diese  mehr  zu- 
fällig gewesen,  wenn  ein  Grundstück  einmal  eine  wesentliche  Ver- 
änderung erlitt,  vielleicht  von  unbel^tutem  in  bebauten  Zustand  über- 
ging.  Den  sich  nach  und  nach  aber  so  wesentlich  ändernden  Be- 

1)  Min.-Ardi.  Loc  97,  14, 

2)  Haus-  und  Staatsarchiv  W  I  a,  34. 
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wirtschaftungs-  und  Eitragsveriiältnissen  sind  die  Kataster  nicht  gefolgt 
Es  ist  selbstverständlidi»  daß  auf  diese  Weise  die  Grundsteuer,  ohndun 
nicht  nach  gleichförmigen  Grundsätzen  angelegt,  im  Laufe  der  Zeit 
immer  weniger  den  PHnzipien  einer  gerechten  Besteuerung  entsprach. 

Ein  anderer  sich  von  der  allgemeinen  Landsteuer  loslösender 
Teil  war  die  Gewerbesteuer. 

In  den  frühesten  Anfängen  der  direkten  Besteuerung  waren 
Handel-  und  Gewerbetreibende  in  recht  schonender  Weise  zu  den 
Steuern  herangezogen  worden  z.  B.  hatten  sie  und  die  „Müßiggänger* 
1523^)  terminlich  nur  t  gr.  zu  entrichten.  Seit  1532  aber  wurden 
die  Handwerker  und  Handelsleute  nach  ihrem  mutmaßlichen  Geschäfts- 
gewinn und  im  Verhältnis  zu  der  grundbesitzenden  Bevölkerung 
«tnzeln  eingeschätzt. 

Dieses  Verfahren  hat,  wie  bereits  hervorgehoben  wurde»  auch 
Emst  der  Fromme  beibehalten.  „So  sollen  auch  alle  Commerda 
Handlungen,  Gewerbe,  Gastungen,  Höckereyen  und  Faktoreyen,  die 
geschehen  mit  was  Materialien  und  Waren  sie  wollen,  ingleichen  alle  Hand- 
wercke,  Kfinstlereyen  und  Gewinste  (weiln  man  davon  jetziger  Zeit 
einen  täglichen  Zugang,  und  mehr  Einkommen,  dann  von  Gttthem 
zu  gewarten)  jedoch  nach  eines  jeden  Zustande,  Nahrung  und  Ab- 
tragnis  auf  jedes  Pflicht  angeschlagen  und  versteuret  werden"^.  — 
Länger  als  ein  Jahrhundert  ist  man  davon  nidit  abgewichen,  nur 
wurden  die  einschätzenden  Behörden  des  öfteren  so  besonders  1764') 
angewiesen,  Handel  und  Gewerbetreibende  in  schärferer  Weise,  als 
es  bisher  geschehen  war,  zur  Steuer  heranzuziehen. 

Erst  durch  ein  Regulativ  vom  15.  Oktober  1789^)  wurden  all- 
gemeine Steuersätze  für  die  einzelnen  Gewerbe  in  der  Weise  aufge- 
stellt, daß  willkürlich  für  einige  ein  Höchst-  und  Mindestsatz,  für 
andere  ein  Mittetsatz  angegeben  wurde;  da  eine  Begründung  zu  dieser 
•differentieHen  Behandlung  nicht  angegeben  ist,  ein  System  aber  stcb 
nicht  erkennen  läßt,  so  ist  es  nicht  möglich,  anzuführen,  welches  der 
Anlaß  dazu  gewesen  sein  mag.   Mit  diesem  Tarif  war  nun  den  ein- 
schätzenden Behörden  eine  allgemeine  Richtschnur  gegeben,  und 
doch  ihnen  noch  Spielraum  genug  gelassen,  die  einzelnen  Betriebs- 
Inhaber  nach  besonderer  Leistungsfähigkeit  einzuschätzen.    Die  an- 
gegebenen Steuersätze  bewegten  sich  für  2 1 2  Gewerbe  zwischen  6  Ff. 
und  I  Taler  terminlich. 

1  I  Haus-  und  Sl.iatsarchiv  W  1  «  14''- 

2)  Ausücbreiix;!!  von  1041. 

31  Hai»,  und  Staatsarcbiv  W  1  34. 

4)  Min.-Arcb.  Loc  96,  9. 
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Eine  Verordnung  von  1817*)  hatte  kein  anderes  Ziel,  als  die 
1789  aufgestellten  Normalsätze  zu  erhöhen.  Zu  diesem  Zweck  wurden 
die  212  Gewerbe  in  fönf  Klassen  eingereiht,  und  die  Steuer  folgender» 
mafien  festgesetzt: 


Terminlicher  Steuersatz 

Zahl  der 

1789— 1817 

nach  1817 

Betriebe 

1. 

Kleinere  Kandwerlabctriebe 

6  Pf. 

9  Pf. 

«073 

3. 

GröScn 

I  gr. 

1  gr.  6  Pf. 

38S4 

Kleinere  Hfikenkrimer  .    .  . 

6  Pf. 

9  Pf. 

74 

Gr'iiiere                          .  . 

1-3  r. 

je  6  Pf.  mehr 

408 

« 

>• 

4  gr.  —  1  T«l«r 

je  1—3  gr.  mebr 

181 

Xach  näheren  Angaben  freilich,  was  denn  als  „kleinere"  was 
als  „größere"  Betriebe  gelten  sollte,  sudit  man  vergebens.  Die  Unter- 
scheidung war  vollkommen  den  Einschätzungsbehörden  anheimgestetlt. 

Der  Ertrag  der  Handels-  und  Gewerbesteuer  ist  stets  höchst 
unbedeutend  gewesen.  Vor  1817  war  er  terminlich  250  Taler,  nach 
der  Erhöhung  rund  375  Taler,  also  jährlich  an  11  Terminen  rund 
4000  Taler.  —  Im  Finanzjahr  1840  41,  in  dem  nur  noch  neun  Ter- 
mine erhoben  wurden,  betrug  er  3341  Taler. 

Über  die  EinmietUngsteuer  ist  nicht  viel  zu  sagen.  Weniger 
noch  als  die  Gewerbesteuer  war  sie  nach  allgemeinen  bestimmten 
Grundsätzen  geordnet;  es  ist  Oberhaupt  nie  ein  Versuch  gemacht 
worden,  solche  aufzustellen.  Die  Einmietlinge.  d.  h.  Personen,  die 
kein  eigenes  Wohnhaus  besaßen,  mochten  sie  auch  andere  Gebäude 
oder  Grundstücke  besitzen,  ein  Umstand,  der  aber  wohl  kaum  eintrat, 
da  es  sich  hier  besonders  um  Handwerksgeselten,  Tagelöhner  und 
ähnliche  Personen  handelte,  wurden  von  den  Ortsb^örden  bezw. 
Erbgerichtsobrigk^ten  nach  ihren  wirtschaftlichen  Verhältnissen  ein- 
geschätzt, wobei,  wie  ja  anfangs  auch  bei  der  Gewerbesteuer,  die 
grundbesitzende  Bevölkerung  der  vergleichende  Maßstab  war.  Wie 
dt  die  Einschätzungen  vorgenommen  wurden,  läßt  sich  nicht  genau 
angeben;  wahrscheinlich  begnügte  man  sich  damit,  am  Anfang  jeder 
Periode,  auf  die  die  Steuern  bewilligt  wurden  —  meist  sechs  Jalire  — 
die  Verändfrunvren  gegen  die  vorhergehende  Periode  festzustellen. 

Ks  ist  l)er<'its  im  vorigen  Abschnitt  erwähnt  worden,  daß  es 
von  fruhcbtcr  Zeit  lier  Gewr.hnliL'il  war.  Beamte  von  der  Steuer  frei 
zu  lassen.  Auch  das  Sicuerausschreiben  Ernst  des  Frommen  zählt 
sie  und  ähnliche  Personen  mit  fester  Besoldung  nicht  besonders  auf; 
so  blieben  sie  denn  auch  in  der  Folgezeit  verschont.  Xach  und  nach 
gesellten  si(  h  ihnen  noch  einige  andere  Berufsklassen  hinzu,  so  daß 
anfangs  des  19.  Jahrhunderts  als  von  der  FuunieUiugsieuer  befreit 

II  Min.-Arch.  Loc.  89.  14. 
Ahbandluiiip'ti  «1.  staatuw.  Scuuiiar»  f.  Jona,  M.  U,  U«»fl  ,j  2 
Trfitli«r,  LatwicklunKd.  SUnicrw(!4ent»  ioi  Hcnogt.  S.-iiuiba. 
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aufgezählt  werden  i):  alle  Staats-  und  Herzog!.  Diener,  Geistliche, 
K  anstier,  Offizianten  und  Fabrikanten  —  diese  letzteren  wohl  des- 
halb, weit  sie  der  Gewerbesteuer  unterworfen  waren. 

In  Anbetracht  dieser  ausgedehnten  Befreiungen  ist  es  nicht  er- 
staunlich, daß  die  Erträge  der  Einmietlingsteuer  ganz  unbedeutend 
gewesen  sind:  sie  haben  nie  mehr  als  einige  Hundert  Taler  jährlich 
betragen.  Gerade  diese  schmalen  Einkünfte  aus  der  Steuer  mög^ 
wohl  die  Veranlassung  gewesen  sein,  daß  sie  nie  nach  festen  Grund- 
sätzen geregelt  wurde,  daß  sie  im  Jahre  1841  bei  der  Steuerreform 
überhaubt  nicht  erwähnt  wird:  man  verzichtete  schweigend  auf  sie, 
ohne  daß  irgend  jemand  daran  Anstoß  genommen  hätte. 

An  dieser  Stelle  mag  erwähnt  werden,  daß  auf  ein  Herzogl. 
Reskript')  hin  tm  Jahre  1719  eine  besondere  Gesindesteuer  JVar 
iaules  Gesinde,  welches  zu  dienen  keine  Lust  har%  eingeführt  wurde: 
aber  weder  geht  aus  dem  Reskript  hervor,  noch  deutet  sonst  irgend 
etwas  darauf  hin,  wie  hoch  die  Steuer  sein  sollte,  noch  wie  die  Aus^ 
fOhrung  gedacht  war.  Außerdem  wurde  1730*),  um  „die  Einsdileichung 
fremden  Gesindes  zu  erschweren*',  auch  dieses  mit  einer  besonderen 
Steuer  von  6  Pfg.  terminlich  belegt  Beide  Gesindesteuem  werden 
in  und  nach  der  zweiten  Hälfte  des  18.  Jahrhunderts  nicht  mehr  er- 
wähnt und  scheinen  in  Vergessenheit  geraten  2u  sein. 

Der  Ertrag  der  Landsteuern  war  im  Jahre  1641  *}  an  einem 
Termin  9654  fL  18  gr.  9  Pf.  24  847,46  M.),  am  Ende  der  Re- 
gierungszeit Emst  des  Frommen  im  Durchschnitt  der  Jahre  1673/70^) 
XI  176  fl,  17  gr.  9'  4  Pf.  (rT=  30 848,05  M.)  ausschließlich  der  Ein- 
nahmegebühren. Im  Laufe  des  18.  Jahrhunderts  ist  der  Ertrag  durch 
den  finanziellen  Erfolg  der  Grundsteuerrevision,  die  schärfere  Ein- 
schätzung der  Gewerbesteuerpflichtigen,  wohl  auch  dadurch,  daß  früher 
unbenutzt  liegende  Grundstücke  in  Bewirtschaftung  genommen  und 
dadurdh  steuerpflichtig  wurden,  beträchdich  gestiegen,  blieb  aber  doch» 
wie  aus  einer  Rechnung  aus  dem  Jahre  1731  hervorgeht*),  in  diesem 
Jahre  um  terminlich  187  fl.  hinter  dem  Ertrage  zurück,  den  das 
gleiche  Gebiet  im  Jahre  1595  geliefert  hatte.  Als  Grund  für  diesen 
Minderbetrag  des  I-andsteuerstockes  wird  in  jener  Rechnung  ange- 
führt, dfiß  infolge  des  30jährigen  Krieges  viele  früher  bebaute  Land- 

1)  Min.'Arch.  Loc.  88, 
z)  F.B.  p.  68s. 

3)  Haus-  und  Staatsarchiv  W  I|  «42. 

4)  Beck,  Kriist  d.  Fromme  ].  22  {. 

5)  Haus-  und  StaatMrchiv  \V  I  «   14  t'. 
t>)  Haius-  und  StaaLs.irchiv  W  I  u  33. 
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strecken  wQste  lagen  und  demnach  nidit  zur  Grundsteuer  herange- 
zogen werden  konnten. 

Gegen  Ende  der  hier  betrachteten  Periode  war  der  terminliche 
Ertrag  der  Landsteuer  rund  8500  Taler. 

2.  Die  Tranksteuer. 

^Die  Tranksteuer  soll  limfort  von  Zeit  an  solcher  neuen  Be- 
willigung, und  dem  auf>^erichteten  I^ndtagsabschiede  nach,  auf  dem 
I^nde  von  den  Grafen,  Herren  und  Ritterschafft  Unterthanen.  und  in 
Städten,  unerachtet  sie  solche  hieb^vor  entrichtet  oder  nicht  (jedoch 
wie  es  jedes  Orths»  entweder  nach  der  Gersten,  oder  nach  dem  Maitz 
den  Anfang  zu  machen  herkommen)  von 

einem  jeden  Erffurther  Malter  Geraten  3  rthl. 

einem  jeden  Erffurtfaer  Malter  Maitz    2  „     ^  gr< 

einem  Gother  Malter  Gersten             —  18  gr. 

einem  Gother  Malter  Maitz                —  13  gr.  6  Pf. 

ge^^«  licn,  und  im  übt  i^(Mi  die  Bier-  *)  und  Branndeweinsteuer  nach 
dem  Zehenden  entrichtet  werden." 

Mit  diesen  Worten  bejjinntdas  schon  erwähnte  Steuerausschreil)en 
Ernst  des  Frommen  vom  12.  April  1641  die  Bestimmungen  iil)er  die 
Tranksteuer,  die  also  in  derselben  Höhe  beibehalten  wurde,  wie  sie 
bereits  auf  dem  I^indtag  zu  Weimar  im  Jahre  1635')  festgesetzt  war. 
Sie  mußte  an  den  drei  Terminen  Quasimodog-eniti,  Crucis  und  Luciae 
abgeliefert  werden.  Auch  im  Fürstentum  „nicht  gesessene"  Personen 
wurden  zur  Entrichtung  der  Tranksteuer  verpflichtet,  wenn  sie  Wein- 
berge, Brauhöfe  oder  Branntweinbrennereien  im  Fürstentum  besaßen. 

Die  Branntweinblasensteuer  von  i  Taler  pro  Blase  bestand  neben 
dem  Zehnten  unverändert  fort. 

Wie  schon  früher,  so  wurde  auch  jetzt  ein  „freier  Tischtrunk" 
einer  großen  Zahl  von  Personen,  den  Grafen,  Herren.  Rittern  und 
allen  möglichen  in  Staats-  und  Herzogl.  Diensten  Angestellten  zuge- 
standen. 

I-änger  als  ein  Jahrhundert  ist  die  Besteuerung  der  Getränke 
nicht  geändert  worden,  bis  sie  1752  durch  ein  neues  Tranksteuer- 

I)  Hier  idicint  eio  Fehler  im  Drude  det  AuMdirdbens  untetgeUufeit  su  sein.  Es 
toli  wabradhetiilicfa  hcilien:  „Wein-  und  Branntweinsteuer**,  denn  wie  oben  gezeigt  wurde, 

ift  der  Zthriic  vom  Bier  im  Jahre  i^S^  durch  die  Rohstoffsieuei  ersoi/i  und  seitdem  auch 
'\kht  wt<  der  eingefahrt  worden.   Der  Wein  würde  audi,  wSre  diese  Fassung  richtig,  gar 

nicht  erwähnt  sein. 

2i  HauA'  und  Staatsarchiv  ü  I  8. 
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reglement^)  in  anderer  Weise  geregelt  wurde:  für  die  Besteuerung 
des  Bieres  lieft  man  in  diesem  Jahre  die  Rohstoffeteuer  wieder  fallen 
und  ersetzte  sie  durch  den  Zehnten,  während  die  Branntweinsteuer 
umgekehrt  aus  einer  Fabrikatsteuer  in  eine  Rohstoffsteuer  verwandelt 
wurde.  Beides  war  nichts  anderes,  als  ein  Versuch,  den  schvninghaft 
betriebenen  Unterschleif  besser  zu  unterdrücken.  Man  tat  also  jetzt 
das  gerade  Gegenteil  von  dem,  was  1558  versudit  worden  war,  um 
denselben  Erfolg  zu  erzielen.  Wie  damals  war  es  eben  auch  jetzt 
nur  ein  Versuch,  der  möglicherweise  durch  seine  Neuheit  auf  einige 
Zeit  eine  Wirkung  ausüben  konnte.  Da  aus  den  Jahren  kurz  vor 
und  kurz  nach  dieser  Reform  Angaben  über  den  Ertrag  der  Trank- 
steuer nicht  vorliegen,  so  muß  es  dahingestellt  bleiben,  ob  die  Ver- 
änderungen einen  Erfolg  gehabt  haben  oder  nicht 

Die  bisherige  Branntweinblasensteuer  von  i  Taler  wurde  dem- 
gemäß umgewandelt  in  eine  Steuer  von  1  gr.  6  Pf.  pro  Scheffel 
ca.  30  1)  Schrot,  der  Branntweinzdinte  (12  gr.  pro  Eimer)  in  1 2  gr. 
pro  Scheffel  Schrot,  in  der  Annahme,  daß  es  dieses  Quantums 
zum  Brennen  eines  Eimers  Branntwein  bedürfe.  —  Ausländischer 
Branntwein  wurde  gleichzeitig  mit  2  Talern  pro  Eimer  besteuert,  um 
die  inländische  Fabrikation  zu  schützen. 

Der  in  die  Kammerkasse  fließende  Ertrag  der  Tranksteuer  ist 
nur  selten  besonders,  sondern  meist  zusammen  mit  d^  zweier  Termine 
Landsteuer  unter  dem  Kollektivnamen  „Ordinarsteuem**  angegeben. 
Die  spärlich  vorliegenden  Zahlen  lassen  aber  doch  erkennen,  daß 
sich  ihr  Ertrag  stetig  vermehrt  hat.  Er  war  im  Jahre  1679.  ho  >) 
rund  14000  Taler,  der  Durchschnitt  der  Jahre  1805 — 1830^  war: 
23836  Taler  9  gr.  9V4  Pf, 

In  demselben  Jahre  1679/80  betruj^en  die  Ordinarsteuern  (zwei 
Termine  I^^dsteuern  und  Tranksteuern)  43816  fl  16  gr.  9  Pf.,  d.  h 
nur  ein  geringem  weniger  als  alle  übrigen  Einnahmen  der  HerzogL 
Kammerkasse,  die  zusammen  54967  fl.  12  gr.  10'  ^  Pf.  betrugen.  In 
den  ersten  Dezennien  des  19.  Jahrhunderts  war  der  Ertrag  der  Or- 
dinarsteuern 1 6  bis  17  000  Taler,  während  die  Tranksteuer  der  Herzogl. 
Kammerkasse  rund  20000  Taler  einbrachte. 

3.  Andere  Abgaben. 

Zwei  Termine  Laiidsteuer  und  die  IVanksteuer  waren  zwar  nicht 
de  jure,  doch  aber  de  fakto  dauernde  Einkünfte  der  lleri^ogl.  Kammer- 

1  )  Haus-  w.<\  St.»-Us.irthiv  K  K  I*).  5  Und  <>. 

2  1  Hvck,  i;:nsi  d.  Fromme  1,  203. 
3)  Min.-Aich.  W  II  id. 
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kasse  geworden;  man  hatte  ihnen  das  Prädikat  „Ordinarsteuern"  zu- 
erkannt. Außergewöhnlichen  TUdarf  zu  decken  waren  die  „Extra- 
ordinarsteuern"  bestimmt.  Jedoch  auch  sie  reichten  häufig  nicht  hin, 
hohe  Kriegskosten,  oder  was  sonst  an  besonders  liohem  Aufwand 
m^r  war  zu  bestreiten,  wollte  man  die  Zahl  der  Termine  in  ver- 
nOnftigen  Grenzen  ha1t>ni.  Sie  zu  vermehren,  verzichtete  man  um  so 
mehr,  als  es  durch  Auflegung  anderer  Steuern  möglich  war,  auch  die 
von  der  bestehenden  Landsteuer  nicht  getroffenen,  z.  T.  aber  sehr 
leistungsfähigen  Personen  zu  erfassen:  sowohl  fiskalisch  als  auch 
steuertheoretisch  von  nicht  zu  unterschätzendem  Werte. 

Die  Vereinnahmung  und  Verwaltiiiivr  dieser  besonderen  Steuern 
war  wie  die  der  Extraordinarsteuern  Aufgabe  der  Obersteuer-  und 
Landschaftskasse. 

a)  Die  Kopfsteuern. 

1703.    1/^.    1807.    18  10,    TS' 13. 

Kopfsteuern  waren  das  nächste,  oft  witnlerholte  Mittel,  der 
Geldnot  abzulielfen,  das  bequemste  und  billigste,  freiUch  auch  das 
ungerechteste. 

Zum  erstenmal  wurde  1703')  eine  Kopfsteuer  in  primitivster 
Gestalt  ausgeschrieben.  Jeder,  der  das  M.  Lebensjahr  überschritten, 
das  70.  ab(  r  noch  nicht  erreicht  hatte,  mußte  ohne  Unterschied  des 
Geschlechtes,  des  Standes  oder  Berufes  jeden  Monat  des  Jahres  1703 
I  gr.  entrichten,  nur  auf  off  enthebe  Armenpflege  angewiesene  Personen 
waren  von  der  Steuer  befreit. 

Nicht  ganz  so  einfach,  darum  auch  nicht  ganz  so  ungerecht  war 
die  Kopfsteuer  von  1764»),  die  der  Krif^gsaufwand  während  des  dritten 
»chlesischen  Krifgrs  nötig  machte.  .Sie  wurde  zweimal  —  Frühjahr 
1764  und  Lichtmeß  1765  —  erhoben. 

Im  Jahre  1703  hatte  man  die  Frage,  ob  der  Wohnsitz  oder  die 
StaiitsangchOrigkeit  oder  ein  andores  Merkmal  für  die  Steuorpflicht 
maßgebend  sein  sollte,  offen  gelassen;  schweigend  ist  wohl  der  Aufent- 
halt als  bestimmend  angenonmien  worden,  Jet/t  aber  stellte  man  be- 
stimmte Normen  für  die  Sieuerpflicht  auf.  Die  (irenzen  sind,  da  das 
ßnanzielle  Interesse  im  X'ordergrund  stand.  m<>glichst  weit  gezogen: 
Wohn.sitz  und  Staatsangehörigkeit  \crpfli<hieto  in  gleicher  Weise; 
außerdem  wurden  auch  die  außerhalb  wohnenden  Angehörigen  fremder 
Staaten  zur  Steuer  herangezogen,  die  irgendwie  durch  Grundbesitz, 

I)  Flaus-  und  Slaatwrchiv  W  II  r  A. 
«)  Das.  W  1  32. 
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durch  Handel-  oder  Gewerbebetrieb  wirtschaftlich  an  das  Farstentum 
Gotha  gekettet  waren. 

Befreiungen  waren  zugelassen  Ihr:  Unteroffiziere  und  gemeine 
Soldaten,  es  sei  denn,  daß  sie  eigenes  Vermögen  besaßen;  Kinder 
unter  14  Jahren;  durchreisende  und  nach  Erlaß  des  Ausschreibens 
zuziehende  Angehörige  fremder  Staaten;  fremde  Gymnasiasten;  Unter- 
stützungsbedürftige und  schließlich  solche,  deren  Anwesen  innerhalb 
der  drei  letzten  Jahre  abgebrannt  war. 

Der  Steuerbetrag  wurde  festgesetzt  nach  Stand,  Gewerbe  und 
Vermögen.  Für  jeden  Beruf  wurden  Normalsatze  aufgestellt,  von 
denen  die  einschätzenden  Behörden  nach  unten  oder  oben  abweichen 
konnten  je  nach  der  besonderen  Leistungsfähigkeit,  jedoch  ohne  dabei 
die  Grenzen  von  4  gfr.  nach  unten  und  15  Talern  nach  oben  zu  über- 
schreiten. Mit  dem  Höchstsatz  von  15  Tatern  waren  die  obersten 
Hofbeamten  und  Geheimen  Räte,  mit  dem  Mindestsatz  Jägerburschen, 
Tagelöhnerinnen,  Pferdejungen  und  ähnliche  Personen  veranlagt. 

£s  wäre  also  nach  diesem  dem  Prinzipe  „Besteuerung  nach  der 
Steuerkraft**  einigermaßen  Rechnung  getragen,  wenn  nun  die  Steuer 
nur  nicht  den  Charakter  einer  Kopfoteuer  angenommen  hätte.  Nicht 
nur  jeder  wirtschaftlich  Selbständige  nämlich  war  steuerpflichtig,  sondern 
auch  seine  unselbständigen  Angehörigen,  und  zwar  in  folgender  Weise: 
für  Ehefrauen  war  die  Hälfte,  für  Söhne  über  14  Jahren  der  vierte, 
für  solche  Töchter  der  achte  Teil  von  dem  Steuerbetrage  des  Familien* 
Oberhauptes  zu  entrKfaten,  mit  der  Einschränkung,  daß  nie  mehr  als 
vier  Kinder  steuerpflichtig  waren.  Bei  einem  kinderlosen  Ehepaar 
wurde  die  Frau  mit  dem  gleichen  Betrage  wie  der  Mann.  Jung- 
gesellen und  kinderlose  Witwen  wurden  mit  dem  anderthalbfachen. 
Juden  für  sich  und  ihre  Familie  mit  dem  doppelten  des  ihnen  unter 
gewöhnlichen  Umständen  zukommenden  Betrages  veranlagt. 

Von  den  übrigen  Bestimmungen  können  wir  hier  absehen,  sie 
sind  nebensächlicher  Natur.  Nur  eine  sei  ihrer  Merkwürdigkeit  halber 
erwähnt,  wobei  vorauszuschicken  ist,  daß  die  Steuer  bereits  im  Herbst 
1763  von  den  Ständen  bewilligt,  das  Ausschreiben  aber  erst  Früh- 
jahr i-t).}  publiziert  worden  war.  Jeder,  für  den  seit  Herbst  1763 
irj^end  eine  der  liedingungen  der  Steuerpflicht  zugetroffen  hatte,  war 
zur  /aliluuj;  der  Steuer  an  beiden  ICniiiiien  verbunden,  selbst  wenn  er 
seinen  Wohn^ii/  bereits  in  ganz  andt  ri«  (iebiete  verlegt  hatte.  Es 
machte  sogar  keinen  l'nterschied.  ob  er  zur  Zeit  der  Ausschreibung 
noch  unter  den  Lebenden  wandelte  <xlcr  nicht.  Selbst  der  Tod 
schützte  also  nicht  vor  der  Kopfsteuer, 

Ihr  Krirag  belief  sich  an  beiden  lerminen  zusammen  aul  runu 
40000  Taler. 


Digitized  by  Google 


—     23  — 


Als  infolge  der  napi ileonischoii  Kri(?v,'-e  das  deldbedürfnis  be- 
s^nflers  groß  war.  kam  man  i8oy  /um  erstenmal  auf  den  Gedanken, 
eine  Steuer  vom  Einkommen  zu  erheben  nach  dem  Muster  der  be- 
r.itv  170^  in  Eisenach  und  Jena  eini^eführten  „Revenüensteuer".  Allein 
tlcr  »nldoedarf  war  viel  zu  drin^-end.  als  daß  man  sich  mit  den 
unifassend'-n  V'orbt-reitunj^en,  die  eine  so  neue  Steuerart  erforderte, 
hätte  aufhalu'n  können.  Man  entsrhied  sich  daher  abermals  für  die 
K<»ptsteuer  oder  vielmehr  „l'ersonenstf^uer",  wie  sie  jel/i  genannt 
vvtinlc.  „um  den  gehässig  klingenden  Ausdruck  Kopfsteuer  ixx  ver- 
meiden". 

Das  Ausschreibf^n  für  diese  Personensteuer*),  je  zur  Hälfte  zahl- 
bar am  I.  Juli  1ÖÜ7  und  am  i.Jan.  iSo.s.  stimmt  mit  demjenigen  von 
17Ö4  in  den  meisten  Punkten  wortlich  üherein.  Eine  Änderung  trat 
indessen  insofern  ein.  als  bei  der  Hesleuerunjj;  der  Kinder  die  Unter- 
scheidung nach  dem  (jeschlecht  fallen  gelassen,  zugleich  aber  eine 
Differenzierung  nach  der  Kinderzahl  in  der  Weise  eingeführt  wurde, 
daß  bei  höchstens  zwei  Kindern  vom  .Steuersat/  des  Viftcrs  je  '/j, 
bei  drei  und  mehr  Kindern  für  die  ersten  vier  je  '/41  vom  fünften  an 
nichts  zu  steuern  war. 

Da  der  Ertrag  der  Steuer  sich  auf  mindestens  70  —  80000  l  aler 
belaufen  sollte,  war  man  genötigt,  die  Normalsteuersätze  betrachtlich 
zu  erhöhen.  Es  geschah  in  der  Weise,  daß  die  niedrigsten  Klassen 
(4  gr.  bis  r  Taler)  nicht,  oder  doch  nur  ganz  wenig,  die  wohl- 
habenderen dafür  um  so  mehr  gesteigert  wurden.  Der  Maximalsatz 
betrug  jetzt  30  Taler  gegen  15  Taler  im  Jahre  1764,  und  wurde  für 
dieselben  Porsonen  vvie  schon  1764  festgesetzt. 

Tn  welchem  Verhältnis  die  Steuer  ungefähr  zum  Einkommen 
stand,  darüber  kann  man  sich  ein  Urteil  aus  dem  ITmstande  bilden, 
daß  besoldete  Beamte  durchweg  mit  3  Proz.  ihres  Gehaltes  besteuert 
wurden;  der  Steuerfuß  erhöhte  sich  durch  Besteuerung  der  Familien- 
angehörigen in  den  meisten  Fällen  auf  5—6  Proz.,  und  konnte  sogar 
6  Pn</  sehr  leicht  überteigen;  in  den  ungünstigsten  Fällen  war  er 
7\r5  Proz.  Wie  aber  besonders  hervorgehoben  wird,  sind  Beamte 
schonend  behandelt,  ,,denn  es  ist  billig,  daß  von  dem  Gelde,  das  erst 
aus  der  Obersteuerkasse  fließt,  ein  geringeres  zurückverlangt  wird**. 
Das  ist  fürwahr  ein  Grund,  der  in  unserer  /  '<  ^•■Itsam  anmutet,  in 
der  die  Prinzipien  der  Besttmerung  nach  der  Leistungsfähigkeit  und 
der  Gleichmäßigkeit  allgemein  anerkannt  und  durch  die  allgemeine 
Einkommensteuer  zur  vollen  Geltung  gekommen  sind. 


I)  Miii.'Atcb.  w  I  3. 


Digiti^cu  by  Google 


Der  Ertrai»-  der  Persouciiölcuer  uhersiiejf  den  l)t-:iljsirhni:ten 
Mindestertrag  gan/,  bedeutend;  er  war  an  beiden  lerminen  zusmmen 
115340  Taler  o  gr.  2*  .,  Pf. 

1810  wurde  die  Person» -usteuer  unter  abermaliger  Erhöhuni;  der 
obersten  Steuersätze  noch  einmal  von  den  1-andständen  bewilligt  und 
in  gleicher  Weise  wie  1807  erhoben'). 

Hätte  man  den  Plan  einer  Bostonerim^  nach  dem  Einkommen, 
nachdem  man  1807  seine  Zuflucht  zur  l'ersonensteuer  genommen 
hatte,  nicht  wieder  falli-n  lassen,  sondern  einstweilen  allLTemeine  Er- 
hebungen angestellt  und  einen  Entwurf  verfertigt,  um  für  kunliige 
Eälle  t;ewappnet  zu  sein,  so  hätte  jener  Plan  verwirklicht  werden 
können,  als  1813  die  bedeutenden  Kriegskosten  wiederum  außer- 
ordentliche Steuern  nötig  machten. 

Die  Landstände  hatten  nämlich  2.50  bis  höchstens  300000  Taler 
bewilligt,  die  durch  eine  Einkommensteuer  aufgebracht  werden  sollten '|. 
Um  aber  die  Beschaffung  der  nötigsten  Mittel  nicht  bis  zur  Fertig- 
stellung eines  Entwurfs  und  der  Veranlagung  verschieben  zu  müssen, 
beschloß  man,  nach  Art  der  Personensteuer  von  18 10  eine  sog.  ..pro 
visorische  Kriegssteuer*'  zu  erheben,  die  als  eine  Abschlagszahlung 
auf  die  künftige  Einkommensteuer  angesehen  werden  sollte.  Da 
diese  Steuer  nur  als  Abschlagszahlung  gedacht  war,  so  nahm  man 
sich  nicht  einmal  die  Mflhe,  die  Steuerpflichtigen  ihren  veränderten 
Verhältnissen  gemäß  von  neuem  zu  veranlagen.  Es  zahlte  eb«i  jeder 
soviel»  wie  er  1810  gezahlt  hatte. 

Allein  die  Kasse  leerte  sich  viel  schneller  wieder,  als  die  Vor- 
bereitungen för  die  Einkommensteuer  gefördert  werden  konnten.  Der 
ersten  provisorischen  Kriegssteuer  folgte ')  im  Dezember  1 8 1 3  eine  zweite, 
1814  eine  dritte  und  1815  eine  vierte;  damit  war  die  bewilligte  Summe 
von  höchstens  300000  Taler  aufgebracht  Die  Abschlagszahlungen  waren 
definitive  Zahlungen  geworden,  und  bezüglich  der  Besteuerung  nach  dem 
Einkommen  war  es  bei  der  guten  Absicht  verblieben.  Jedoch  vorsieb- 
tiger  als  1807  fuhr  man  dieses  Mal  in  den  Vorbereitungen  fort,  und 
als  sich  1818  eine  neue  Steuer,  eine  „Kriegs8chuldentilgllngsanlage^ 
nötig  machte,  konnte  man  den  früheren  Plan  endlich  verwirklichen. 

b)  Die  Einkommen»  und  Klassensteuer  i8t8'). 

Die  Einkommen-  und  Klassensteuer  wurde  —  das  ist  ihr  großer 
Vorzuf?  vor  der  Kopf-  bezw.  Personensteuer  —  nach  Haushattoni^en 

i)  Min.«Arcb.  W  I  ß  b. 
2>  Mii)..Ardi.  \V  I  ß  7. 
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erhoben.  Für  die  Sieuerpflicht,  die  auch  auf  .»moralische  Personen** 
—  Gemeinden  und  Stiftungen  —  erstreckt  wurde,  blieben  im  tibrigen 
dieselben  Gesichtspunkte  maßgebend,  die  bisher  bei  der  Personensteuer 
gegolten  hatten. 

Wenn  auch  im  allgemeinen  das  reine  Einkommen  den  Maßstab 
für  die  Besteuerung  bilden  sollte,  so  wich  man  doch  in  mancherlei 
Hinsicht  von  diesem  Grundsatz  ab  und  suchte  die  Leistungsfähigkeit 
nach  anderen  Merkmalen  zu  beurteilen;  z.  H.  wurden  Pächter  ge- 
schlossener Güter  mit  i  Proz.  des  Pachtzinses  veranlagt.  Auch  sonst 
verzichtete  man  darauf,  das  Einkommen  aus  Grundbesitz  in  jedem 
Falle  genau  festzustellen,  weil  es  zu  schwierig  erschien.  Man  ging 
vielmehr  von  der  allj^emeinen  Annahme  aus,  daß  sich  Häuserbesitz 
mit  2  Proz..  anderer  Grundbesitz  mit  3  Proz.  \nm  jeweili^i-en  Verkaufs- 
werte verzinste;  nur  Rittergfüter  sollten  nach  üu'em  wirklichen  Kein» 
ertrage  angelegt  werden. 

Für  die  Personen  mit  weniger  als  ca.  ,500  Taler  Einkommen 
war  cli»'  Steuer  eine  Klassensteuer,  die  sich  von  der  Persom^isleuer 
luir  darin  wesentlich  unterseiiied.  dalj  sie  in  jeder  llaushaltun^''  nur 
eiimiai  erhoben  wurde  Die  Normalsät/c  für  die  ein/ein  aufgeführten 
Stände  waren  von  der  Personensteucr  übernommen  und  betrugen  4  gr. 
bis  6  'l  aier. 

Bei  der  eiv^entlidien  l\inkommenst(  uer.  die.  wie  erwähnt,  bei 
oinem  anv;rnoinmenen  Einkommen  \  '>n  rund  5«h^ 'j'aler  einsetzte,  wurde 
nach  (Ifti  l!r\\ crbsarten  unterschiLtien.  bür  Einkommen  aus  Handel 
und  (  tcw  erbe  stellte  man  «-ine  Skala  auf.  die  freilirh  den  xcranlam-nden 
Behörden  nur  ganz  allgemeine  Anhaltepunkte  bieten  sollte  und  konnte; 
die  Steuer  sollte  nämlich  betragen: 

8—14  Taler  bei  einem  Einkfimmen  von  c».  500  Taler 


70—100  ., 
95—130 

«^'5  M 


,.  1000 

2000 
3500 

3«» 


160  -200    „  ,,  „  «,     n  4000     „     und  inrhr. 

Für  Einkommen  aus  Grundbesitz  waren  dieser  .Sätze  zu  ent- 
richten; bei  Besoldungen  und  Pensif>nen  betrug  der  Steuerfuß  bis  zu 
200  Taler  '  ^  Proz.,  von  200 — 800  'i'aler  i  Proz.,  über  Hoo  Taler 
lY»  Proz.  Aurli  diesmal  wurden  sonach  Beamte  im  Verhältnis  zu 
den  anderen  Berufsklassen  ebenso  wie  bei  der  Personensteuer  und 
aus  dem  dort  angegebenen  Grunde  sehr  s<  li  niend  behandelt.  —  Für 
das  Einkommen  aus  Grundbesitz  gegenüber  demjenigen  aus  Handel 
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und  Gewerbe  die  Steuersätze  etwaü  üu  ermäßigen,  ist  anscheinend 
die  Erweisung  nial'igehend  gewesen,  daß  der  Grundbesitie  von  den 
übrigen  Steuern  bei  w  ei  Lein  am  stärksten  lyetroffen  w  urde. 

Dem  (irundsatz.  der  Steuer  das  reine  Einkommen  als  Maßstab 
zugrunde  zu  legen,  entsprach  es.  daß  Schuldzinseii  für  abzugsfähig 
erklärt  wurden.  Jener  Grundsatz  wurde  jedoch  insofern  nur  unvoll- 
kommen durchgeführt,  als  der  Abzug  nur  beim  Einkommen  aus  Grund- 
besitz und  aus  Handels-  und  Gewerbebetrieb,  nicht  aber  auch  bei 
Einkommen,  das  aus.schließlich  au&  Arbeit  —  Besoldungen,  Lohn  etc. 
—  herrührte,  gestattet  wurde. 

Diese  Kriegsschuldentilgungsanlage,  ursprünglich  nur  für  wenige 
Jahre  bestimmt,  wurde  von  den  Ständen  mehrere  Nfale  wiederbewilligt 
und  verschwand  erst  1829  wieder  Im  Laufe  ihres  ti  jährigen  Be- 
stehens wurden  einige  kleinere  Änderungen  vorgenommen.  So  waren 
von  1821  an  die  Steuersätze  auf  den  Höchstbetrag  von  200  Taler 
nicht  mehr  beschränkt,  sondern  bei  Einkommen  von  mehr  als  4000 
Taler  stieg  auch  die  Steuer  in  demselben  Verhältnis  zu  200  Tal  er.  in 
dem  das  Einkommen  zu  4000  Taler  stand  Weiter  wurde  für  Ärzte, 
Rechtsanwälte,  Schriftsteller,  kurz  für  alle  Berufsarten,  die  eine  wissen- 
schaftliche Bildung  voraussetzten,  um  sie  mehr  den  Beamten  als  den 
Gewerbetreibenden  gleich  zu  stellen  —  ihr  Einkommen  gleicht  ja  in 
der  Tat  weit  eher  dem  unfundierten  Einkommen  des  Beamten  als 
dem  wenigstens  zum  Teil  fundierten  des  Gewerbetreibenden  —  eine 
besondere  Skala  aufgestellt;  für  sie  betrug  nämlich  die  Steuer  bei 
einem  Einkommen 

von  ttmd   500  Tiler     5 — 10  Takr   '    von  rvnd  sooo  Taler   36—56  Taler 


«    1000  IS*-«»  « 

„         1500         „  25^40  M 


S500  „  50—76 
3000    „  70-<-ioo 


Bei  Einkommen  von  mehr  als  jooo  i  aler  stieg  sie  proj>orüonal 
zu  100  Taler. 

Durch  die  Kriegsschuldentilgungsanlage  hatte  man  eine  Ein- 
nahme von  nind  40000  Taler  zu  erzielen  gehofft.  Diesi  n  Krwartungen 
entsprach  auch  der  Erfolg  ziemlich  genau,  insofern  2.  B.  im  Jahre  1823 
der  Ertrag  sich  auf  46258  Tal-r  Ixli.  f  Seit  1824  verringerte  ersieh 
beträchtlich,  weil  srit  diesem  Jahre  allen  dnicii,  die  F.xtraordinar- 
latulstcuern  zu  zahlen  hatten,  gestattet  wurd* ,  den  doppelten  Betrag 
eines  Extraordinarlermines  an  der  Kxiegsschuidentilgungsanlage  zu 
kürzen  In  der  Folgezeit  wurden  (lern  immer  geringer  werdenden 
Bedürfnisse  eiits{jrechend  noch  weitere  JCrleichterungen  gewährt,  bis, 
wie  erwähnt,  die  Steuer  1829  ganz  in  Wegfall  kam. 
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c;  Die  Kapitaliensieuer  1757  und  die  auiierordentüche 

Einmietlingftteuer  1795. 

Der  siebenjährige  Krieg  hatte  sdion  von  der  oben  besprochenen 
Kopfsteuer  (1764)  eine  „Kapitaliensteuer"  im  Jahre  1757  erforderlich 
gemacht»  die  alle  In  barem  (ielde  oder  in  Forderungen  bestehenden, 
einschließlich  der  in  Gewerbe  und  Handel  angd^en  Vermögensbe- 
standteile traf,  während  das  immobile  Kapital  absichtlich  verschont 
wurde,  da  es  durch  Einquartierung  und  andere  Kriegsbeschwerden 
ohnehin  genug  belastet  war.  Der  Steuerfuß  betrug  durchweg  1% 
des  Kapitalwertes.  Dieser  außerordentlich  hohe  Steuerfuß  erscheint 
nur  dadurch  verständlich,  daß  die  Steuer  nur  ein  einziges  Mal  erhoben 
werden  sollte. 

Der  Umstand,  daß  eine  solche  Kapitaliensteuer  später  nie  wieder- 
holt worden  ist,  läßt  vermuten,  daß  sie  sich  nidit  bewährt  hat»  daß 
ihr  fiskalischer  Erfolg  nur  sehr  unbedeutend  gewesen  ist,  wofQr  mög- 
licherweise dem  hohen  Steuerfuß  ein  nicht  geringer  Teil  der  Schuld 
beizumessen  ist. 

Im  Jahre  1795  bestand  ebenso  wie  schon  1757  die  Absicht,  die 
grundbesitzende  Bevölkerung  mit  einer  notwendig  gewordenen  be- 
sonderen Steuer  zu  verschonen,  und  man  entschied  sich  deshalb  für 
eine  »außerordentliche  Einmietlingsteuer''*),  zu  der  alle  Personen  heran- 
gezogen wurden,  die  sich  nicht  im  Besitze  eines  bewohnbaren  Ge- 
bäudes befanden.  Der  Wohnsitz  war  for  die  Steuerpflichi  maßgebend: 
Fremde,  die  sich  nur  vorübergehend  im  Fürstentum  aufhielten,  wurden 
vom  vierten  Monat  ihres  Aufenthaltes  an  mit  1 7«  ^  von  ihnen  ge- 
zahlten Mitpreises  zur  Abgabe  verpflichtet 

Die  Veranlagung  zur  a.  o.  Einmietlingsteuer  war  keineswegs 
geeignet»  eine  dem  Prinzipe  der  Verteilung  nach  der  Leistungsfähigkeit 
gerecht  werdende  Steuer  zu  schaffen.  Alle  überhaupt  vorkommenden 
Berufe  wurden  nämlich  in  ein  Verzeichnis  gebracht  und  in  neun 
Klassen  eingereiht  Für  jede  dieser  Klassen  wurde  ein  ganz  fester 
Steuersatz  von  i  Taler,  20,  16,  12,  10,  8.  6.  4  und  2  ^^r.  festK-^osetzt, 
so  daß  also  jeder  Berücksichtigung  individueller  Verhältnisse  der  Weg 
vollkommen  abgeschnitten  war. 

Die  a.o.  Einmietlingsteuer  war  an  jedem  der  acht  außt^ror^entiichen 
Steuertermine  zu  entrichten.  —  Anfangs  zwar  nur  für  das  Jahr  1796 
geplant,  nahm  sie  d<x>h  den  Charakter  einer  dauernden  Abgabe  an, 
und  erst  am  ersten  Juli  1634  ist  sie  zum  letztenmal  erhoben  worden. 

Ii  Hans-  und  StaatH:irchiv  W  i /i^  51  und  U  7  p.  95/ 
2)  Das.  K  K  III  il. 
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Ihr  Ertrag  war: 


1796 

I.  Juli  18 16,  17 
I.  JuJi  1Ö33/34 


1880  Taler 
1 604 
1669 


d)  Bier-  und  Fleischpfonnii^^  i-'^i-  und  Wein  und 
Branntweinimpost  1795. 

Die  Kopfsteuer  von  1764  war  ihrem  ganzen  Wesen  nach  nicht 
geeignet,  auf  längere  Zeit  ausgedehnt  zu  werden.  Man  mußte  also, 
um  weitere  Geldmittel  zu  beschaffen,  auf  andere  Wege  «nnen,  und 
griff  1867  zu  einer  indirekten  Abgabe,  dem  Bier-  und  Fleisch- 
pfennig den  man  schon  1647  einmal  in  Erwägung  gezogen,  aber 
schließlich  verworfen  hatte. 

Die  seit  September  1767  erhobene  Abgabe  betrug,  wie  der 
Name  sagt,  i  Pf.  far  jede  Kanne  ca.  i  1)  Bier  und  für  jedes 
Pfund  ausgeschlachteten  Fleisches,  einerlei  ob  es  verkauft  werden 
oder  dem  Selbst  verbrauche  dienen  sollte.  1815')  wurde  die  Fleisch- 
steuer auf  2  Pf.  pro  Pfund  erhöht 

Der  Bier-  und  Fleischpfennig,  der  zunädist  nur  bis  1771  erhoben 
werden  sollte,  wurde  erst  zwar  unregelmäßig,  seit  den  8oer  Jahren 
des  18.  Jahrhunderts  aber  ohne  Unterbrechung  von  den  Ständen 
wiederbewilligt.  Erst  mit  der  Gründung  des  Zollvereins,  also  mit 
Ablauf  des  Jahres  1833,  ist  die  Abgabe  vom  Fleisdi,  diejenige  vom 
Bier  mit  EinfiQhrung  der  Braumalzsteuer  am  i.  Januar  1837  wieder 
in  Wegfall  gekommen. 

Der  Ertrag  des  Bier-  und  Fleischpfennigs  war  ziemlich  be- 
deutend; anfangs  je  ca.  locoo  Taler  betragend,  steigerte  er  steh  im 
Laufe  der  Zeit  durch  erhöhten  Konsum  und  verschärfte  Kontrolle; 
derjenige  der  Fleischsteuer  nicht  zum  mindesten  durch  die  1778  an 
Stelle  der  Schätzung  getretene  Gewichtsbestimmung  mittels  "W^'age. 
Er  betrug  im  letzten  Jahre  der  Erhebung  des  Fleisdipfennigs 
23316  Taler. 

Der  „Wein-  und  Branntweinimpost**  war  nicht  eigentlich 
eine  Steuer  als  vielmehr  ein  Eingangs/oll,  soll  aber  dodi  hier  auch  er- 
wähnt werden,  weil  er  in  den  Rechnungen  der  Landsdiaftskasse  stets 
zusammen  mit  den  Steuern  aufgeführt  wurde. 

Die  Zollsätze  wurden  durch  ein  Mandat  vom  23,  März  i7Q5^) 
wie  feilet  festgesetzt: 

11  Mandat  V.  2.  St'pt.  »7<'7.    Haus-  und  Siaatsarcfaiv  W  1  ß  35, 

2)  Min, -Aich.  Loc.  8y,  13. 

3)  Haus«  und  Siaaturchiv  K  K  III  30. 
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Rhein-  und  Frankenwein  

Ijuidwein  (woruntfr  fifr  hei  [cna  und  4ut  «Jen  UnsUulbergen 


pro  Eimer    i  Taler  i8  gr. 


BffMiBtwein  

Alle  ftbr^ea  Weine  nnd  LikSie 


6 


Tom  Preise  5  Prot. 


Für  inländischen  Branntwein  wurde  gleichzeiti£f  ein  Ausfuhrzoll 
von  12  ^r.  für  den  Eimer  festgesetzt.  Ob  damit  dem  fiskalischen 
Interesse,  aus  dem  allein  der  Ausfuhrzoll  zu  erklären  ist»  auch  nur  in 
etwas  gecßent  war,  ist  freilich  mehr  denn  zweif^aft,  denn  daß  unter 
diesen  Umständen  nodi  ein  Export  stattfinden  konnte,  ist  hodist  un- 
wahrscheinlich. 

Die  Einnahme  aus  dem  Wein>  und  Branntweinini post,  der  eben« 
falb  mit  Gründung  des  Zollvereins  wieder  in  Weg&ll  kam,  hat  un- 
gefähr 1200—1400  Taler  jahrlich  betragen. 

Es  mag  hier  schlieHlich  noch  kurz  erwähnt  werden,  daß  auf 
Veranlassung  der  franzO^dien  Regierung  als  eine  die  Kontinental- 
sperre  ergänzende  Maßregel  im  Jahre  1809  ein  Impost  auf  Kolonial- 
waren*)  eingeführt,  aber  nach  nur  kurzem  Bestehen  wieder  fallen  ge- 
lassen wurde.  Im  ganzen  hat  er  der  Oberateuerkasse  während  seines 
ungefähr  zweijährigen  Bestehens  13000  Taler  eingebradit 

0 

6)  Medizinal  m'Itier  und  Postirningssteuer. 

Es  erübrigt  noch,  mit  wenig  Worten  einiger  Repartitionssteuem 

zu  gedenken. 

Ernst  der  Fromme  hatte,  um  den  umherziehenden  Ärzten  zwei- 
felhafter Herkunft  das  Handwerk  zu  legen,  an  mehreren  Orten 
des  Landes  Arzte  und  geprüfte  Wundarzte  mit  fester  {i<'soldung 
angestellt').  Zur  Bestreitung  der  dadurch  entstandenen  Ausgaben 
wurden  später  —  es  steht  nicht  fest,  in  welchem  ].\hro  die  Steuer 
zum  erstenmal  umgelegt  wurde;  wahrscheinlich  l.ndc  des  17.  oder 
spätestens  in  den  ersten  Jahren  des  18.  Jahrhunderts  —  die  sog. 
„Medizinalgelder**  erhoben,  die  dann  im  Jahre  1728  einer  Revision') 
unterzogen  wurden.  Die  Steuer  wurde  nach  dem  Landsteuerstock 
auf  diejenigen  Gemeinden  repartiert,  die  nicht  selbst  einen  Arzt  ange- 
stellt hatten.  Zunächst  kamen  auf  je  i  fl.  Landsteuer  r  gr.  3  Pf. 
Medizinalgelder;  mit  den  V^eränderungen  des  Steuerstocks  hat  sich 

1  j  Hvta-  uad  SoatnidiiT  U  I  113  und  117. 

2)  Beif.  z.  L.O.  p.  437. 

3)  Haus-  und  Suialsarchiv  \V  I  a  19a.  —  Die  im  Ver/cichtiis  des  M  ;  -  ArtL.  utMor 
Loc.  H,  I  «ii|ge(Qlme  Urliuade,  die  wahrsdieinlicb  genaueres  enthielt,  ist  leider  nicht  »uf- 
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aber  dieses  Verhältnis  verschoben,  da  die  ursprfln^licb  für  jede  Ge* 
meinde  festgesetzte  Repartitionsquote  immer  dieselbe  blieb. 

Bis  zum  Schlüsse  der  in  diesem  Abschnitte  betrachteten  Periode, 
also  bis  1640,  änderte  sich  nichts  an  dem  Wesen  der  Medizinal^dder. 
Allein  es  scheint  angezeigt,  sie  gleich  hier  vollständig  zu  erledigen: 

Seit  1860  war  es  den  Gemeinden  gestattet,  die  Medizinalgelder 
durch  Kapitalzablung  abzulösen;  wenn  auch  die  meisten  sofort  von 
diesem  Rechte  Gebrauch  machten,  war  die  Ablösung  doch  erst  iHq^ 
vollständig  bewirkt  ^  Die  Repartitionssumme  vor  der  Ablösung  he* 
trug  1140  Mark. 

In  ähnlicher  Weise  wurde  seit  1745  die  „Postierungssteuer'*') 
auf  die  Gemeinden  umgelegt,  um  die  Kosten  fQr  die  an  verschiedenen 
Orten  der  öffentlichen  Sicherheit  wegen  postierten  Dragoner  aufzu- 
bringen.  1807  wurde  zwar  das  Dragonerregiment  aufgelöst»  und  die 
dadurch  weggefallene  Sicherheitspolizei  erst  181t  durch  eine  neu 
organisierte  Polizeimiliz  ersetzt,  die  Posüerungssteuer  aber  ist  mit  rund 
6000  l'aler  jährlich  ohne  Unterbrechung  erhoben  worden,  bis  ae  1841 
bei  der  Steuerreform  wegfiel. 

•  * 

Indem  eine  ganze  Reihe  dieser  mannigfachen  Steuern,  wenn 
auch  entgegen  der  ursprQnglichen  Absicht,  dauernde  Abgaben  ge- 
worden waren,  war  allmählich  ein  WMrrsal  verschiedenartigster  Steuern 
entstanden.  Am  Schlüsse  der  hier  besprochenen  zweihundertjährigeo 
Periode  können  wir,  die  vorigen  Kapitel  r^Qmierend,  folgende  auf- 
zählen: 

1.  I^ndsteuer;  unterschieden  einerseits  in  a)  Ordinär-,  b)  Extra* 
ordinär-  und  c)  von  1813—  1829  Septembersteuern;  anderseits  in 
a)  Grund-,  ß}  Gewerbe-,  y)  Einmietling-  und  d)  Viehsteuem. 

2.  Rittersteuer  (seit  1795);  zwei  Termine  Landsteuer,  zahlbar 
von  den  von  I^ndsteuern  schlechthin  befreiten  RiltergQtern; 

3.  a.o.  Kricgsanlage  (seit  1796);  ein  Termin  Landsteuer,  zahlbar 
von  allen  den  Ritter^  und  anderen  Gütern,  die  entweder  von  Ordinär- 
oder  von  Extraordinarsteuem  ganz  oder  teilweise  befreit  waren; 

4.  a.  o.  Einmietlingsteuer  (seit  1795);  zahlbar  an  den  acht  Extra- 
ordinarterminen  von  allen,  die  kein  eigenes  Wohnhaus  hatten,  ohne 
Ausnahme; 

5.  Medizinalgolder,  Postierungssteuer  und  Polizeisteuer');  auf  die 
Gemeinden  repartiert; 

1 1  N.  H.  532. 

2)  Die  Holixvistciier,  vorher  unter  dem  Nunen  „Landlieutcnants*  und  'ExmiergMa", 
findet  sich  seit  iSai  in  den  Verwilligungsschriften  der  Deputotionitag^  (Hans*  und  StMU- 
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6.  Kriegsschuldentilgungsanlage  (seit  1818);  eine  Einkomnien* 
und  Klassensteuer; 

7.  Hundesteuer  1)  (seit  1796);  fOar  nützliche  Hunde  jährlich  16  gr.» 
fOr  aberflOssige  1  Taler  8  gr.; 

8.  Tranksteuer  (zuletzt  1752  geregelt);  von  Bier  und  Wein  der 
2dinte  Teil  des  Preises,  von  Branntwein:  Rohstoffsteuer,  und  zwar 
pro  Scheffel  Malzschrot  4  gr.  11  Pf; 

9.  Bierpfennig  (seit  1767):  von  jeder  Kanne  Bier  i  Pf. 

10.  Fleischpfennig  (seit  1767);  seit  1815  von  jedem  Pfund  aus^ 
geschlachteten  Fleisches  2  Pf.; 

11.  Wein*  und  Branntweinimpost  (seit  1795);  Rhein-  und  Franken- 
wein I  Taler  18  gr.  pro  Eimer,  Landwein  i  Taler  8  gr.,  Branntwein» 
dnfohrzoll  6  gr.,  Branntweinausfuhrzoll  12  gr.  Sonstige  Weine  und 
Iik<Vre  5  Proz.  des  Preises. 

Die  Einnahmen  der  Obersteuerkasse  aus  diesen  Steuern  waren 
in  den  Jahren: 


1821 

ExtnuM'diiMntevern    .   .  . 

63671 

Taler 

72  $ih  Taler 

1  997 

«. 

3  4^5  " 

Polizeisteuer      .    .    .    .  . 

2  182 

.* 

2  046  „ 

Postirruii{i|*i{OMcr  .... 

6  ot»o 

5  904 

Fleischsteucr  

27  Ö15 

24  838 

»2955 

«» 

10  499  „ 

Wcia>  und  BnuiDtw.-Inip.  . 

2  022 

»♦  ■ 

2  189 

Außerord.  Einmietlmgstctter 

1608 

■« 

1 633  „ 

998 

** 

<  »♦ 

Hundesteuer  ... 

i  or  r 

1  202 

K  riegsscb  ulden  tt  Igu  ngsan  i  itgc 

^nbschlägl.) 

Sa. 

»5«  5«9 

Taler 

125  61 7  laier 

Die  Einnahmen  der  Herzog].  Kammerkasse  an  Steuern  waren 
in  denselben  Jahren: 

1821  1831 

Or<!inar«;tf nern  17  266  Taler  16876  Taler 

Tranksteuern  211,401     ..  19010 

Sa.  40  667  Taler  35  88b  Taler 

v^v  U  y  t22)  und  in  den  Stcnerredimingen,  ohiie  daß  aonsl  ibr  Charakter  nadixuwe»« 
»Ire.    Ohne  Zweifel  aber  ist  sie  ebenfalls  auf  die  Gemeinden  repartiert  worden. 

I )  Die  seit  1 796  bestehende  Hundesteuer  wird  sp&ter  in  anderem  Zusammenhange 
t>«procben  werden. 
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in.  Abschnitt 


Die  Herzogliche  Kammerkasee,  die  Otiersteuer-  und  Landschafls- 
kaese  und  der  Steuerorganiemus  im  19.  Jahrhundert 

In  älteren  Zeiten  war  eine  andere  Kasse  als  die  des  Fürsten, 
die  so^.  TTerzogliche  Kammerkasse,  überhaupt  nicht  vorhanden.  Sie 
bezog  alle  Einkünfte  aus  Domänen,  Kegalien  und  Gebühren,  sie  allein 
hatte  allen  Aufwand  für  Fürst  und  Fürstentum  zu  bestreiten;  so  die 
Ausgaben  für  Reif  Iis-  und  handtage,  für  Kriege  und  für  die  Ver- 
waltung, so  die  Besoldungen  für  Hofbeamte  und  -Diener  u.  a.  m. 

Als  nun  die  Ausgaben  die  ordentlichen  Einnahmen  überstiegen« 
so  wurden  diese  durcli  außerordentliche  Mittel,  die  Steuern,  erst  ge- 
legentlich, dann  dauernd  ergänzt 

Es  ist  bereits  oben  an  anderer  Stelle  gezeigt  worden,  wann  und 
aus  welchem  Anlaß  die  Obersteuer-  und  I^ndschaftskasse  entstanden 
war^i.  Ihre  Einnahmen  haben  von  jeher  bis  i^;^,  \  aus  den  Erträgnissen 
sowohl  der  Exiraordinarlandsteuer  als  auch  der  übrigen  außergewöhn- 
lichen Steuern  bestanden.  Vom  i.  Juli  1834  an-)  wurden  ihr  auch  die 
Einnahmen  aus  den  Ordinarlandsteuern  und  der  Tranksteuer  über- 
wiesen, wofür  sie  an  die  Herzogl.  Kammerkasso  eine  feste  Zahlung 
von  jährlich  36880  Taler  zu  leisten  hatte,  einer  Summe,  die  dem  durch- 
schnittlichen Ertrage  der  betreffenden  Steuern  während  der  letzten 
Jahre  entsprach. 

Die  durch  die  Steuern  aufgebrachten  Mittel  hatte  nun  die  Ober- 
steuerkasse ursprünglich  zu  dem  Zweck,  tur  den  die  I  andständc  die 
Steuern  howilliirt  hatten,  d.  h.  in  den  meisten  l  allen  /ur  \'t'r/insuni{ 
und  Tilgung  der  S(  liulilen  /11  verwenden.  Die  Regelunt,'^  des  Schulden- 
we.scns  ist  auch  ihr  hauptsächliclistes  aktives  (icschätt  geblieben.  Nach 
und  nach  aber  Helen  ihr  noch  eine  ^an/e  Reihe  von  Leisti!n^«  n  7« 
sie  muf*te  die  von  den  Landtitron  bew  illiiiien  Zuschüsse  zur  Kanimer- 
kasse  irisn  ii:  seir  1732  hatte  sie  iVu-  Kosten  für  Land-  und  Depu- 
tationstagc  zu  bestreiten;  sie  muüte  für  die  Ivandcsherrscliaft  an  das 

I)  s.  o.  p,  13. 

2t  Min.-Arch.  W  II  10. 
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Mini^eriuiti  ständige  Beiträge  zahlen,  mußte  die  Kriegskasse  unter- 
stützen« öffentliche  Anstalten  unterhalten  helfen  u.  a.  m. 

Im  Jahre  1827  gestalteten  sich  ihre  Ausgaben  folgendermaßen:*) 

Für  die  Landesberrscbaft   6500  Taler 

Für  das  HcnogL  Ministeriutn   487  „ 

Fflr  die  Steumenvaltung   6  33^  «« 

Lmdla^  und  Deputatioaikosieo   i6ia„ 

Zinsen  fiir  Passivk.ijiitalicn  38  28 1  „ 

beilrag  /nr  Her/.oyl.  K^iegskas^e  jo  OOO  ,, 

Für  öffeinl.  Anstalten  ^Gymnasium,  Polizei,  ArmeDweseii  u.  ahiil./  16007  •< 

Beitrag  zur  HcnogL  Kammcrliaate   600  «, 

Pensionen   a  150  „ 

Agio   3*95  .» 

Vcncbicdenes   4  ia4  ,» 

Sa.    119  394  Taler 

Ergab  sich  ein  Überschuß  der  Einnahmen  Aber  die  Ausgaben» 
so  wurde  dieser  regelmäßig  zur  Schuldentilgung  verwandt. 

Mit  der  Überweisung  der  Ordinär-  und  Tranksteuern  war  ein 
erster  Schritt  zur  Beseitigung  der  alten  umständlichen  und  kost- 
spieligen Trennung  der  Kammerkasse  von  der  Obersteuerkasse  getan. 
Anfangs  der  40er  Jahre  vorigen  Jahrhunderts  machte  nun  Herzog 
Emst  I.  (1826-  1^^441  den  wohlgemeinten  Vorschlag,  beide  Kassen 
vollständig  zu  vereinigen,  fand  aber  bei  den  Landständen  damit  keinen 
Anklang.  Sie  trugen  Bedenken,  einen  Schritt  zu  tun,  der  Altüber- 
kommenens so  plötzlich  und  vollständig  umwälzte.  Nach  dem  Sturm- 
jahr 184H  war  man  nicht  mehr  so  konservativ:  mit  der  Verfassung, 
die  am  i.  Mai  184Q  in  Kraft  trat,  wurde  auch  das  dualistische  Kassen- 
system beseitigt.    Beide  Kassen  gingen  in  der  „Staatskasse"  auf. 

infolge  des  Domänenabkonuuens  vom  i.  Alärz  1855'}  war  nun 
aber,  wie  in  der  Einleitung  bereits  erwähnt  wurde,  wiederum  eine 
selbständige  Kasse,  die  Domänenkasse,  neben  die  Staatskasse  getreten, 
die  jedoch  am  1.  April  1906  mit  dem  Vollzuge  des  neuen  Domänen- 
abkommens vom  19.  Juli  1905")  wieder  einerseits  in  der  Staatskasse» 
anderseite  in  der  Herzogl.  Privatkasse  aufgehen  wird. 

Während  nämlich  jenes  Domänenabkommen  das  frühere  Kammer- 
vermögen mit  Ausnahme  einiger  weniger  Grundstücke  und  Gebäude, 
der  Einkünfte  aus  Uoheitsrecbten  und  Einrichtungen  für  Landeszwecke, 

iTMWi-Aidi.  W  U  4. 

2(  G.S.  IX  269. 
i)  G.S.  1905  81. 

Ahbaiidluntn.'n  d.  »Uwtsw.  .St-tninan»      Jena,  Bd.  II,  Hefi 
Irc*eh«r,  Entviokelung  d.  Hiauerwe^en» im  Uentogt.  S.-4ro{ba. 
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der  lefansherrlichen  Bezüge  und  einiger  Kunststraßen  als  Privateigentum 
des  Herzogl«  Gothaischen  Gesamtiiauses  anerkannte  und  dem  Staate 
nur  Tdlnabme  an  der  Verwaltung  und  NutznieBung  einräumte,  ist 
durch  das  neuerliche  Dom&nenabkommen  das  gesamte  Doniftnenver> 
mögen  nach  Maßgabe  der  im  Vertrage  von  1855  festgesetzten  Lei- 
stungen aus  den  Domänenrevenfien  und  unter  Zugrundelegung  der 
Durcbscbnittseinkünfte  und  -leistungen  der  Jahre  1895 — 1900  zwischen 
dem  Herzogl.  Gothaischen  Gesamthause  und  dem  Staate  aufgeteilt 
worden.  In  jenem  Vertrage  war  man  dahin  Übereingekommen»  daß 
aus  dem  Reinertrage  der  Domänen,  der  im  Grundetat  auf  142500 
Taler  veranschlagt  war,  zunächst  der  regierende  Herzog  1 00  000  Taler 
zur  Bestreitung  der  Kosten  für  die  Hofhaltung  beziehen  sollte,  daß 
weiter  gegebenenfalls  das  Wittum  für  verwitwete  Herzoginnen  —  je 
booo  Taler  —  und  das  Xatlelgeld  für  die  regierende  Herzogin  — 
3000  Taler  —  aus  den  J )t)inaiiLiicinkünfton  zu  bestreiten  war.  So- 
dann \v<ir  der  Staatskasse  der  Betrag  von  36000  i  aler  zu  uberweisen, 
und  d(  r  Rest  schließlich  sollto  /wisciien  dem  Herzoge  und  dem  Staate 
zu  gleichen  Teilen  geteilt  wcKion. 

Dieser  Uborschull  iil)er  di«-  tesieii  Li  i^tuiitifen  hinaus  ist  beträcht- 
lichen Sch\\aiik  un^cn  unterworfen  ^^ewesiMi;  im  Durchschnitt  der  Jahre 
1855 — 1808  hat  aulk-r  tlen  festen  loSooo  Mk.  tler  Anteil  der  Staiitsk.Lsse 
182857  Mk.  1  »(-tragen '),  und  im  Voranschlag  zum  Staatshaushalt  für 
das  Finanzjahr  1.  Juli  IQ03  bis  30.  Juni  1904  ist  er  mit  173400  Mk. 
in  Rechnuui.;  gesetzt  worden. 

Nach  fl<-m  neuen  1  )< mianenabkomnien  werden  nun  dem  Herzoge 
sowohl  als  (lern  Staate  i^enial>  ihren  festen  Anteilen  und  besonderen 
von  ihnen  übernoninRMien  X'erpHichLungen  (Trundstucke  mit  einem 
entsprorhenden  Reinert r.ij^-^e  im  X'oraus  überwiesen,  der  Rest  cbenialls 
nacli  dem  Reinertrage  zu  glei*  hen  'IVilon  geteilt,  und  jeder  J  eil  wird 
vom  1  April  1906  an  in  gesonderte  X'erw.iliuny  genommen  werden. 
Durch  diese  Trennung-  der  beiderseitigen  Interessen  werden  viele 
Mii^tando  beseitii^'t  wenK  n.  die  zuniei.st  (Kirch  die  (  )r!L;anisation  der 
Domänen vervvahuu',^'  inui  eben  in  drr  X'erknüpfuny  des  hskalisehen 
lnteress,es  mit  der  liew  irtseliaftunif  li«'rzn;^lichen  Kitjentunjes  bej^Tündet 
waren,  auf  die  einzuv,'ehen  jid'ieh  aulV-r  dem  liereiclie  dieser  Arbeit 
lieift.  W'irhtiL^ci"  aber  wird  der  tin.mzielle  J'^rfclt;  des  Domänen- 
abkornnicns  sfin.  Ks  ist  sicher,  daH  aus  der  \'eremfachung  der  X'er- 
wakun«^.  liesnnders  aus  der  Beseitii^unj^'^  einer  besonderen  Donianen- 
ka&se  der  Staatskasse  ein  wenn  auch  nur  geringer  V^orteil  erwachsen 

I)  cf.  Ldtverh.  iht); — 1900  344. 
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wird;  die  Beantwortung  der  Frage  aber,  wie  weit  es  möglich  sein 
wird,  durch  gesteigerte  Intensität  der  Bewirtschaftung  auch  den  Ertrag 
der  Domänen  zu  steigern,  muß  der  Zukunft  überlassen  bldben. 

m  * 

♦ 

Nach  der  (.iründunj^'-  des  Zollvereins  hatte  man  im  Jahre 
unternommen,  dem  ganzen  Steueroriji^anismus  eine  zweckmäßige  Ge- 
staltung  zu  geben.  Gemäß  dem  l Unterschiede  zwischen  den  Steuern 
unter  Landeskontrolle  und  denen  unter  VereinskontroUe  wurde  vom 
1.  Juli  1836  an  neben  der  bestehenden  Obersteuerkasse  die  sog. 
„Hauptsteueramtska^e"  eingerichtet:  ihr  fiel  die  Verwaltung  der 
Steuern  unter  Vereinskontrolle  zu,  und  ihre  Überschüsse  führte  sie 
an  die  Obersteuerkasse  als  der  Zentralkasse  ab. 

Einschätzung  der  Steuerpflichtigen  und  Einziehung  der  Steuern 
lagen  bis  1836  zum  Teil  recht  im  Aigen.  Hier  waren  Ortsbehörden, 
dort  Justizämter,  dort  wieder  Patrimonialgerichte  zuständig,  kurz, 
die  ganze  Einrichtung  war  ziemlich  systemlos.  Das  angeführte  Gesetz 
suchte  auch  hierin  Wandel  zu  schaffen,  freilich  wurde  dabei  der  Or- 
ganismus in  Anbetracht  der  Kleinheit  des  Staates  in  bei  weitem  zu 
viele  (ilieder  zerrissen.  Nicht  weniger  als  11  Steuerrezepturen  wurden 
eingerichtet,  nämlich  je  eine  Amtssteuerrezeptur  für  die  neun  Bezirke: 
I.  Gotha,  2.  Tenneberg,  3.  Ichtershausen,  4.  Georgenthal,  5.  Tonna, 
6.  Liebenstein,  7.  Zella,  8.  Volkenroda  und  9.  Ohrdruf,  und  je  eine 
Stadtsteuerrezeptur  für  die  beiden  Städte  Gotha  und  Waltenshausen. 
Die  Amtssteuerrezeptur  Ohrdruf  besorgte  zugleich  die  Geschäfte  einer 
Stadtsteuerrezeptur. 

Mit  Ausnahme  des  Bezirkes  Ohrdruf  wurden  die  Amtssteuer- 
rezepturen  den  Rentämtern  angegliedert,  so  daß  die  erste  Beamten- 
steile  der  Rezepturen  vom  Oberbeamten  des  Rentamts  mit  bekleidet 
wurde.  Neben  ihm  war  dann,  abgesehen  von  Dienern  und  Boten, 
noch  ein  zweiter  Beamter  erforderlidi.  Die  Geschälte  beider  BdiOrden 
aber  bli^n  getrennt.  « 

Die  Stadtsteuerrezepturen  waren  nur  für  die  Steuern  unter  Landes- 
kontrolle zuständig  und  besorgten  die  Individualeinnahme,*  d.  h.  die 
Einziehung  der  Steuern  von  den  einzelnen  Steuerpflichtigen.  Für 
einzelne  Steuern  —  Ritter-,  Polizeisteuer,  Branntwein-  und  Weinimpost 
—  besorgten  auch  die  Amtssteuerrezepturen  die  Individualeinnahme; 
für  andere  dagegen  —  Landsteuer,  Kriegsanlage,  Hunde-  und  Trank- 
steuer —  bedienten  sie  sich  der  Unter-  oder  Gemeindesteuereinnehmer» 
für  die  Salzsteuer  endlich  der  Salzschenken  und  Salznicderlagen. 

ij  Verordn.  v.  23.  Mai  1836  G.S.  III  205. 

3* 
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Das  Amt  der  Unter-  oder  Genieindesteuereinnehmer  zu  ver- 
walten, waren  in  der  Regel  die  Ortsschultheißen  verpflichtet.  Das 
Entgelt  für  ihre  Mühewaltiinjr  bestand  im  allgemeinen  in  Einnahme- 
gebühren, I)  Pf.  pro  Taler  betragend,  oder  auch  in  besonderen  Fällen 
in  Liefergebühren,  die  nach  der  Ciruße  des  Steiierstocks.  der  Zahl  der 
Kontribuenten  und  der  Entfernung  des  betr.  Ortes  vom  Sitze  der 
Steuerrezept  11  r  bemessen  wurden. 

Nachdem  bereits  am  i.  Juli  i>^5o'j  die  Stadtsteuerrczcpturen 
aufgehoben  und  durch  Gemeindesleuereinnehmer  erset/t,  die  .Vmts- 
steuerrezepturen  außer  in  Ohrdruf  mit  den  Kentämtern  unter  der  Be- 
zeichnung „Rent-  und  Steuerämter*'  vollständig  verschmolzen  waren, 
wurden  1865')  die  neun  Rent-  und  Steuerämter  auf  drei  reduziert: 
I.  in  Gotha,  umfassend  die  Justizämter  Gotha  (inkl.  Stadt).  Ichters- 
hausen, Tonna  luid  V  Ikenroda,  2.  in  Ohrdruf  für  die  Ämter  Ohrdruf, 
(ieorgenthal,  l.iebenstein  und  Zella,  und  3.  auf  Tenneberg  für  Tenne- 
berg, Wangenheim,  Thal  und  Nazza.  —  Mit  dem  i.  Januar  1883') 
endlich  wurde  auch  das  Rent-  und  Steueramt  Gotha  aufgehoben  und 
seine  Geschäfte  der  Staats-  bezw.  Domänenkasse  Verwaltung  übertrafen. 

In  dieser  vereinfachten,  der  Eorderung,  die  Krhebungskt>sien 
nach  Möglichkeit  zu  vermindern,  weitgehend  Rechnung  tragenden 
Form  ist  der  Steuerapparat  jetzt  noch  organisiert.  Es  wäre  höchsten^ 
noch  zu  erwähnen,  daß  das  Hauptsteueramt  zu  Gotha  seit  dem  i.  Juli 
i88s  den  Titel  „Steueramt"  führt,  und  in  sich  etwas  vereinfacht  worden 
ist.    Seine  Geschäfte  sind  dieselben  geblieben. 


IV.  Abschnitt*). 

Die  Verbrauchsabgaben  seit  der  Gründung  des  ZoUvereins 

bis  zu  ihrem  Übergang  an  den  Norddeutschen  Bund  bezw.  das 

Deutsche  Reich. 


X.  Allgemeine& 

Vom   .Süden    Deutschlands    waren    die    I  lestreijungen    zu  einer 
handelspoütischen  Einigung  des  zerrissenen  deutschen  Gebietes  aus- 

1)  Ges.  V.  ^o.  Juni  185,0,  G.-S.  VI  517. 

2)  Ges.  V.  (1.  juni  iS<>3,  G,S.  XU  'Mi. 

3)  Ges.  V.  10  Juli  1K82  G.S.  ibbs  >)9. 

4)  la  den  folgenden  Absdinitten  sind  die  Mflni-,  M«ß-  und  GrewichtSMig»b«B  mciK  in 
die  jetzt  gehenden  Einheiten  umgerechnet  worden. 
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gegangen,  aber  nur  sehr  sdiwer  und  attmäblidi  vermochten  sidi  die 
Bemühungen  Bahn  zu  brechen.  Einige  Partikularvereinigungen  waren 
der  erste  Erfolg.  Im  Jahre  1^33  endlich  gelang  es  dem  zielbewußten 
Hifer  des  preußischen  Ministers  Motz  eine  größere  handelspolitische 
Verdnigung  zwisdien  dem  Norden  und  Süden  Deutschlands  herzu- 
stellen, in  der  die  tiiOringiscben  Staaten  ein  notwendiges  Mittelglied 
bildeten.  Am  22.  März  1833  war  der  Zoll-  und  Handelsvertrag 
zwisdien  Preußen-  Hessen^  Bayern-  Württemberg  unterzeichnet  worden, 
am  3a  März  hatte  sich  Sachsen  angeschlossen,  am  10.  Mai  desselben 
Jahres  taten  sJdi  die  thüringischen  Staaten  unter  sich  zu  dn«n  ZoU- 
und  Handelsverein  zusammen,  der  sich  gk-ich  am  folgenden  Tage 
mit  dem  schon  bestehenden  zu  dem  „Gesamt-ZolU  und  Handelsverein** 
vereinigte. 

Freiheit  für  Handel  und  Verkehr,  also  Beseitij^ui.g  möglichst 
aller  Eingangs-,  Ausgangs-  und  Durchgangsabgaben  war  der  leitende 
Grundsatz  in  diesen  Verträgen,  ein  Grundsat/,  der  freilich  nicht  sofort 
in  vollem  Umfange  durchgeführt  wurde.  Wasscrzöllc,  Straßen-  und 
Brückengelder  wurden  von  den  liestimmunj^en  der  Verträge  nicht 
berührt;  außerdem  aber  muliiten  noch  solche  Artikel  von  der  Ver- 
kehrsfrc'iheit  ausgeschlossen  bleiben.  (3ie  entweder  zu  den  Staatsmono- 
polen gehörten,  oder  die  ohne  Verletzung  der  von  den  Regierniiijcn 
erteilten  Eriiiulungspatente  für  deren  Dauer  nicht  eingeführt  werden 
konnten,  und  endlich  solche,  die  in  den  verschiedenen  Staaten  mit 
einer  vfrschieden  hohen  Steuer  belastet  waren  und  deshalb  einer 
Ausgleichungsabgabe  unterworfen  werden  mußten,  sollte  die  inländische 
Produktion  nicht  gefälirdet  werden. 

Diesen  trotz  des  Zollvereins  fortbestehenden  Übelständen  wenig- 
stens zum  Teil  abzuhelfen,  war  der  neben  dem  Zollverein  bestehende 
»Steuerverein'*  berufen,  ebenfalls  am  11.  Mai  1833*)  zwischen  Preußen, 
Sachsen  und  dein  thüringischen  Zoll-  und  Handelsverein  ^geschlossen. 
Durch  diesen  Vertrag  verpflichteten  sich  die  Regierungen  der  kontra- 
hierenden Staaten,  die  Besteuerung  des  Branntweins,  Weins  und  Tabaks, 
zu  denen  sich  später  der  Rübenzucker  noch  hin/ugesellte.  vollkommen 
einheitlich  und  zwar  nach  preußischem  Muster  durchzuführen,  so  daß 
dadurch  die  den  Verkehr  hemmenden  AusiL^leichungsabgaben  für  diese 
Artikel  überflüssig  wurden.  Auch  das  Bier  sr>llte  nach  den  Vertrags- 
bestimmungen einer  Ubergangsabgabe  niclu  mehr  imterworfen  sein 
unter  der  Voraussetzung,  daß  in  keinem  Staate  die  liiersteuer  niedriger 
als  die  preußische  wäre. 

I)  G.S.  U  297 
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Es  ist  selbstverständlich,  daß  diese  Verträge  in  ^ast  allen  be- 
teiligten Staaten  durchgreifende  Änderungen  im  Steuerwesen  nOtig 
machten. 

Im  Herzogtum  Gotha  fiden  mit  dem  i.  Januar  1834^)  alle  Ge> 
leitsabgaben  weg,  und  die  altefarwQrdige  Tranksteuer  von  Wein. 
Branntwein  und  von  auHerbalb  des  Hensogtums  gebrautem  Bier, 
deren  Erträge  nun  länger  als  350  Jahre  in  die  Herzog].  Kammer* 
kasse  geflossen  waren,  mußte  neuen  Steuern  weichen.  Die  sonstigen 
Verbrauchssteuern  Fleischpfennig  und  Impost  auf  Wein  und  Brannt- 
wein —  fielen  ebenfalls  weg;  die  Tranksteuer  von  im  Inland  erzeugtem 
Bier  wurde  noch  einige  Zeit  beibehalten,  bis  sie  am  1.  Januar  1837  <| 
ebenfalls  einer  besseren  Besteuerung  des  Bieres  das  Feld  räumen 
muBte.  Alle  früheren  Befreiungen  wurden  mit  Einführung  der  neuen 
Steuern  aufgehoben  jedoch  wurden  die  Inhaber  von  Steuerfreiheiten 
in  angemessener  Weise  entschädigt'). 

In  den  folgenden  Kapiteln  mdgen  die  Verbrauchsabgaben  einzeln 
besprochen  werden  Ich  kann  mir  dabei  meist  grO0te  Beschränkung 
auferlegen,  da  sie  ja  fast  alle  nicht  der  Gesetzgebung  Gothas  allein.  ' 
sondern  der  aller  am  Steuerverein  beteiligten  Staaten  eigentfiroltch 
sind  und  mit  diesem  in  der  Litteratur.  bereite  genugsam  erörtert 
wurden.  Es  ist  auch  nicht  Sache  dieser  Arbeit,  die  Entwicklung 
bis  auf  die  Gegenwart  fortzuführen.  Mit  der  Grflndung  des  Nord- 
deutschen Bundes  ging  Gesetzgebung  und  Nutzung  der  Steuern  von 
Zucker,  Branntwein,  Bier,  Salz  und  Tabak  an  diesen  und  dann  an 
das  Deutsche  Reich  über.  Wir  können  sie  demnach  mit  dem  Jahre 
1867  verlassen. 

a.  Die  Branntweinsteuer^. 

Die  Besteuerung  des  Branntweins  wurde  in  zweierlä  Form 
durchgeführt  Einmal  als  Fabrikationssteuer,  wenn  der  Branntwein 
aus  mehligen  Stoffen,  Getreide,  Kartoffeln,  Mehl  u.  a.,  hergestellt 
wurde.  Diese  ..Maischbottichsteuer"  wurde  erhoben  nach  dem  Raum- 
inhalt der  Maischbottiche  und  betrug  19  Pf.  für  je  20  preußi  Quart 

n  Tatcnt  V.  ij.  Dez.  1833.  G.S.  II  265. 
21  Verordn.  v.  20.  Sept.   i*<;(,  G  S.  HI  34O 
31  Verortln.  v.  ti.  M.u  i"^;;.  O.S.  III,  401. 

41  Die  tiu  Slcuervoremo  gelu'nden  Gesetze  über  die  Besteuerung  des  Wem-  und  Tibik- 
baiiei  haben  eine  Bcdeutui^  ffkr  Gotha  nidil  gdiabt.  Die  Weinbausteuer  hat  ftbeAanpi 
keinen,  die  Tabaicstener  nur  einen  geringen  Ertrag  von  h<idiMiens  6  Idarfc  gelieferL  —  Sie 
können  demnach  hier  l^eide  übt-rcangen  werden. 

5)  Ges.  V.  13.  Des.  1833,  G.S.  II  397- 
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i  Unart  =  i.i  1).  In  landwirtsrluiftlichen  Brennereien  aber,  die  nur 
wahrend  der  serhs  WiniernK »nate  November  bis  April  in  Betrieb 
waren  und  an  keim  in  BetriebsUge  mehr  als  goo  Quart  Bottichraum 
beniaischicn.  waren  tur  denselben  Rauminhalt  nur  17  Pf.  zu  ent- 
richten. —  /.vveitens  wurde  die  Abi^abe  erhobeti  aln  Rohstoffsteuer, 
sog.  j.BrannLweinin.iierialsteuer,  im  Falle  nichtnu-hlii^e  Stf^ffe  wie  Wein- 
treber,  Obst,  Oli.slu  t'in  etc.  verarbeitet  wurden.  1  )er.Sieuer.salz  l)elru^ 
hier  für  jeiien  Eimer  {etwas  mehr  als  60  1)  Weintreber  und  Kernobst 
51  Pf.,  für  jeden  Eiroer  Trauben,  Weinhefe,  Obstwein  und  Steinobst 
das  doppelte. 

Es  zeigte  sich  bald,  daß  das  bei  Feststellung  dieser  Steuersätze 
aiii^enommene  Ausbeuteverhältnis  .si(  h  mehr  und  mehr  /um  Nachteile 
des  i-ibkus  verschob,  indem  sich  die  Technik,  nicht  /um  muidesten 
durch  dieses  hesteuerungs\  erfaliren  angetrieben,  vervollkommnete. 
Um  also  dem  ursprünglich  an^-^enommenen  Normalsat/  von  20  Pf. 
pro  Quart  Branntwein  wieder  nahe  /u  kommen,  sah  man  sich  ge- 
nötigt, die  Maischbottichsleuer  öfters  /u  erhöhen;  sie  betrug  pro  20 
Quart  Meischraum: 

fflr  landwirtidi.      für  andere 
Brrnn'Tricn.  Brennereien. 

I.  Jan.   t834  bis  I.  Au^ni?*t                         0,17  .\ik.  0,19  Mk. 

I.  August  1838  bis  I.  Atigusi  1854          0,21    „  0,26  „  ') 

I.  Abgott  i8s4  U>  >•  Aufnt  1855        0,29   „  0,31  n  *) 

I.  Anptit  185s  an                      0.32  0,39  „  ') 


Die  Hohe  der  ]*)rannt weituiiaterialsteuer  ist  dieselbe  ^■el)liehtMi. 

Die  Krhebung  der  hr.mntweinsteuer  geschah  auf  gemeiiiscliafl- 
liche  Rechnuni^  der  im  Steufrx'erein  vereinigten  Staaten;  die  Kin- 
nahmen wurden  dann  nach  Verhältnis  der  Bevölkerungsziffer  unter 
die  einzelnen  Staaten  verteilt^).  Seit  1842  war  je<loch  dieses  Ver- 
teilungsverhältnis/u  gunsten  Preußens  etwas  geanilert  worden  *V  indem 
n.imlirh  \<<n  den  Anteilen  .Sachsens  und  Thüringens  iS*/*  Proz.  ab- 
gezogen und  dem  preut')i.s(  hen  Anteil  zugeschlagen  wurden.  Diese 
ungleichmal'ige  Verteilung  war  iladurrh  veranlaik  und  gerechtfertigt 
daß  die  l'ranntweinbrennerei  in  Thüringen  und  Sarh.sen  hinter  der 
in  Preul'ten  weit  zurückstand;  es  erhellt  dies  einigermaijen  daraus, 
daß  ich  anführe:  im  Herzogtum  (lotlia  wurden  z.  B.  1841  an  Brannt- 
weinsteuer erhoben:  46212  Mk.,  sein  Anteil  an  den  gemeinschaft- 

K  G.s.  III  685. 

2)  G.S.  IX  1  IQ. 

3>  VeigL  §3  des  Vertrages  über  den  Sleuerverein  G.S.  II  299. 
4)  cf.  Guiacbtea  der  FlnaoMbteilung  de*  Landiagi  üb«'  guih.  Sieoerweten  pag.  12 
in  Ldt.-Vcrh.  1848-49  pag.  $76. 
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liehen  lütinahmen  alx-r  betrug  11554J  Mk.,  also  69330  Mk.  mehr. 
Es  mußte  demnach  für  Preußen  bei  vollkommen  tfleicliuiaßiijer  Ver- 
teilung" ein  Mißverhalmis  zu  isclien  den  Reineinnahmen  und  den  Un- 
kosten flu  Kontrolle.  Einnahme  und  Yer\valtunj,j^  entsLehen,  das  aus- 
7ui;^leichen  jener  Verleilunj^smodus  gewählt  wurde.  Trotz  der  Ab- 
änderung des  Verteilungsverfahrens  zu  gunsten  Preußens  haben  auch 
in  den  folgenden  Jahren  in  Gotha  die  Überweisungen  aus  der  Vereins- 
kasse die  eignen  Branntweinsteuereinnahmen  reichlich  überwogen.  Im 
Jahre  Juli  1866/67  betrug  sein  Anteil  132189  Mk. 

3.  Die  Rubenzuckersteuer. 

« 

Durch  die  Zackerfabrikation  aus  inländischen  Rflben,  die  in  den 
ersten  Dezennien  des  19.  Jahriiunderts  einen  bedeutenden  Aufecbwuog 
nahm,  wurde  der  Rohrzucker  mehr  und  mehr  vom  inländischen  Markte 
verdrängt  Da  nun  aber  durch  den  Vereinszolltarif  vom  12.  Oktober 
18330  Einfuhr  raffinierten  Zuckers  mit  einem  Zoll  von  11  Talern, 
die  von  Rohrzucker  mit  einem  Zoll  von  5  Talern  für  den  Zentner 
bdegt  war,  so  bedeutete  die  Verdrängung  des  ausländisdien  Zuckers 
für  die  im  Zollvereine  vereinigten  Staaten  einen  ganz  erheblichen 
Verlust  an  Zollen.  Diesen  zu  ersetzen,  wurde  bd  Erneuerung  des 
Zollvereinsvertrages  im  Jahre  184  t*)  ein  Übereinkommen  getroffen, 
nadi  dem  der  inländische  Rübenzucker  in  allen  beteiligten  Staaten 
gleichmäßig  mit  zunächst  1  Mk.  fbr  den  Zentner  Rohzucker  vom 
I.  September  1841  an  besteuert  werden  sollte.  Dieser  Normalsatz 
sollte  drei  Jahre  lang  unverändert  bleiben,  vorausgesetzt,  daß  die  im 
Inland  erzeugte  Menge  Zuckers  nicht  mehr  als  20  pjroz.  der  ge- 
samten Verbrauchsmenge  ausmachte;  überstieg  ^e  20  Froz^  so  sollte 
die  Steuer  auf  2  Mk.,  überstieg  sie  25  Proz.  auf  3  Mk^  erhöbt  werden. 
—  Die  Art  der  Besteuerung  wurde  vorläufig  noch  freigegeben,  um 
erst  Erfahrung  zu  gewinnen;  vom  i.  5>eptember  1845  ab  sollte  sie 
in  allen  Staaten  gleidimäfiig  sein. 

Man  entschied  sdch  im  Herzogtum  Grotha  für  die  Rohstoffsteuer*) 
und  erhob  fOr  je  20  Zentner  roher,  gereinigter  Rüben  t  Mk. 

Wohl  niemals  hat  eine  Steuer  in  solchem  MaBe  vorteilhaft  auf 
die  technische  Vervollkommnung  einer  Industrie  eingewirkt,  als  diese 


1)  G.S.  II  349;  abgeändert  durch  Zolltarif  v.  34.  Okt.  18.^9  (G.S.  IV  73).  durch 
den  der  Zuckerznil  (estj^(  set/t  wurde  auf  10  Taler  für  Hut-,  Kanilis-,  Hnich-  und  gCStoScBCn 
Zucker,  auf  9  Taler  für  Kohrzucker  und  Kann  und  auf  5  laler  für  Rohzucker. 

2)  G.S.  IV  351. 

3}  Veroida.  v.  tt.  Aug.  1S41  G.$.  IV  371. 
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Rüben  zuck ersteuor.  Ihr  ist  es  /.um  i,nitcn  Teile  zu  verdanken,  daß 
unsere  Zuckerindustrie  einen  so  großartij^''en  Aufschwung  g'enommen 
hat.  Man  wetteiferte  darin,  die  Ausbeute  aus  den  Rüben  j^j^ünstiger 
zu  gestalten,  die  Apparate  leistungsfähiger  zu  niachi^n;  man  wetteiferte 
auch  in  der  Landwirtschaft,  durch  Auswahl  der  Rübensorten,  durch 
geeignete  Behandlung  des  Bodens,  den  Zuckergehalt  der  Rüben  nach 
Möglichkeit  zu  steigern.  Die  Folge  davon  war,  daß  das  angenominene 
Ausbeuteverhältnis  hinter  dem  wirklichen  immer  mehr  zurückblieb, 
und  daß  öfters  der  Steuersatz  für  rohe  Rüben  erhöht  werden  mußte, 
damit  der  Xormalsteuersatz  erhalten  blieb.  Die  folgende  Übersicht 
gibt  über  die  flöhe  der  Steuer  für  den  Zentner  roher  Rüben  von 
1841 — 1869  Aufschluß: 

vom  I.  SepL  1841  an  betrag  der  Stenerwu:   0,05  Mk, 

»»  ««       '^44    »I       1«         ♦»  n  ®i'5  »' 

..    t-  1848  ,,        „  .,  0,30  „ 

M         'f  ^853       „  „  >,  0,60 

I»      1858    ff       (t         n  ♦»  **»75  »» 

II  1869    *•       n         vf  n  0,80  tt 

Der  auf  das  Herzogtum  (jotha  entfallende  Anteil  an  den  Ein- 
nahmen des  Zollvereins  aus  der  Rübenzuckersteuer  betrug  1866/67: 
93438  Mk. 

4.  Die  Braunudssteuer. 

In  dem  Staatsvertra^'e  zwischen  Preußen,  Sachsen  und  Thüringen 
wegen  gleichmäßiger  J3esteuernng  innerer  Erzeugnisse  war  die  Be- 
dingung aufgenommen,  daß  die  Steuern  vom  Biere  nicht  unter  den 
Betrag  der  damals  in  Preußen  bestehenden,  durch  Gesetz  vom 
8.  Februar  18 ig  festgesetzten  Steuer  herabsinken  dürften.  Im  übrigen 
hatten  die  kontrahierenden  Regierungen  in  bezug  auf  die  Besteuerung 
des  Bieres  freie  Hand. 

Die  zur  Zeit  dieses  V^ertrages  im  Herzoirtutn  Gotha  bestehenden 
beidt'u  Abgaben  vom  Biere,  die  Tranksteuer  und  der  Bierpfennig, 
blieben  noch  einige  Zeh  bestehen  und  wurden  erst  am  i.  Januar  1S37  ') 
durch  eine  Rohstoffsteuer  nach  preußischem  Muster  abgelöst.  Der 
Steuersatz  betrug  nunmehr  2,06  Mk.  (16  gr.  in  Konventionsgeld)  für 
den  Zentner  Malzschrot,  einerlei  ob  es  zur  Bier-  oder  zur  Essig- 
bereitung verwendet  wurde.  Im  Jahre  1844*)  wurde  der  Steuersatz 
auf  2,20  Mk.  bezw.  2,50  Mk.  erhöht,  letzterer  für  solches  Malzschrot. 
.,das  auf  Hand-  oder  anderen  für  die  trockene  Schrotbereitung  ge- 
il VcfordD.  V.  20.  Sept.  1836,  G.S.  III,  349. 
tj  G.S.  V,  157. 
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«gneten  Mflfalen  gewonnen  wurde";  um  jedodi  den  gothaiadien 
Brauoi^en  die  Konkurrenz  mit  denen  der  Nachbarstaaten  nicht  zu 
erschweren»  wurde  die  Steuer  1849  M  auf  Wunsch  des  Landtages 
wieder  auf  den  einheitlichen  Sats  von  2  Mk.  herabgesetzt  Schon 
1850^)  wurde  abermals  eine  Änderung  dahin  getroffen,  dafi  der  tus- 
heiige  Steuersatz  nur  beim  Brauen  von  einfadiem  Bier  beibehalten, 
der  beim  Brauen  von  anderem  Bier  aber  auf  2,50  Mk.  erhöht  wurde. 

Neben  der  Braumalzsteuer  lasteten  nun  aber  auf  dem  Brauerei* 
und  Gastwirtsgewerbe  eine  Unmenge  kleinerer  Abgaben,  die  an 
einzelne  Personen,  an  Ritter-  und  andere  Güter,  an  Gemeinden,  zum 
Teil  wohl  auch  an  den  Staat  unter  den  verschiedensten  Namen  zu 
entrichten  waren,  und  die  sich  aus  alter  Zeit  erhalten  hatten.  Ein 
Gesetz  vom  17.  Juni  1B59')  verfügte»  soweit  es  nicht  die  Abgaben 
ohne  jede  Entschädigung  überhaupt  aufhob,  ihre  ausnahmslose  Ab- 
l6sbarkeit,  die  von  beiden  Seiten  beantragt  werden  konnte.  Das  Ge- 
setz übte  audi  einen  indirekten  Zwang  zur  Ablösung  aus^  indem  e» 
verfügte,  daß  alle  Lasten  und  Ansprüche  dieser  Art,  die  bis  zum 
I.  Januar  1S64  nicht  abgelöst  sein  würden,  als  erloschen  zu  betrachten 
seien.  Hinfort  durfte  nun  von  dem  im  Herzogtum  Gotha  gebrauten 
JKer  außer  der  Braumalzsteuer  und  den  noch  besonders  zu  regelnden 
Kommunalsteuern  nur  noch  ein  Zuschlag  zur  Staatssteuer  von  0,50  Mk. 
für  den  Zentner  Braumalz  zur  Verzinsung  und  Tilgung  der  von  der 
1853  gegründeten  Ablösungskasse  aufgenommenen  Kapitalien  er* 
hoben  werden. 

Mit  der  Gründung  des  Norddeutschen  Bundes  ging  nun  zwar 
laut  Art  35  der  Bundesverfassung  die  Gesetzgebung  und  Nutzung 
der  Besteuerung  des  Bieres  an  den  Bund  über,  nichtsdestoweniger 
wurde  in  Gotha  der  Betrag,  um  den  der  bisherige  Steuersatz  (3  Mk. 
InkL  0.30  Mk.  Zuschlag)  den  vom  Bund  festgesetzten  (2  Mk.)  über- 
stieg, auf  Rechnung  der  Staatskasse  forterhoben.  1872*)  wurde  dieses 
Recht  der  Sonderbesteuming  außer  Sachsen-Meiningen  und  Reuß  ä.  L 
auch  S.-Koburg  und  Gotha  vom  Reich  auch  weiterhin  zugestanden. 

Der  Ertrag  der  Malzschrotsteuer  war  folgender: 

(in  Abständen  voo  fOnf  »t  fünf  Jahren): 
•«37  3«       77619  Mk.  1857/58       83355  Mk. 
1X42  4?       0;  50t)    ,.  1862/63")    89529  .. 
1847  4»      7S3«9   "                   1866/67»)    «»985  .» 
  »«52/53      70095  „ 

n  G.S.  VI,  337. 

2)  G.S.  VI,  655. 

3)  G.S.  X,  647. 

4)  Reichs  Gbl.  1872,  133  §  44. 

5)  AuHcblieBlich  des  Zusdilags  Ittr  die  AblteangskasM  ^  ein  Fflnftel  de»  fck«  «n- 
{•c^beocn  Ertnges. 
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Nach  1Ö67  hat  der  noch  zur  gothaischen  Staats-  bezw.  Ab- 
lösungskasse fließende  Teil  der  Malzschrotsteuer  zwischen  35376  Mk. 
(1S70/71)  und  59457  Mk.  (1878/79)  geschwankt,  ausschließlich  der 
aus  der  Reicbskasse  gezahlten  Vergütung  für  Erhebung  und  Ver- 
waliunpr. 

Im  Jahre  1879  wurde  das  Recht  der  gothaischen  Regierung, 
jenen  Zuschlag  zur  Braumalzsteuer  zu  erheben,  hinfällig;  als  Einnahme 
aus  der  Malzschrotsteuer  sind  demnach  die  Erhebungs-  und  Verwal- 
tungsvergütungen in  Höhe  von  15  Proz.  der  Gesamteinnahme  allein 
Abrig  geblieben.  Die  \'('rgütung  betrug  im  letzten  Finanzjahr  1903/04 
ii:q3  Mk.,  was  auf  eine  Bruttoeinnahme  von  rund  75000  Mk. 
schließen  läßt 

5.  Die  Besteuerung  des  Sahees. 

In  den  Staatsverträgen,  den  deutschen  ZoUver^n  betreffend,  hat 
das  Salz  eine  von  anderen  Artikeln  gesonderte  Stellung  eingenommen: 
der  Salzhandel  war  in  dem  Gebiete  des  Zollvereins  von  jedem  Staate 
(außer  in  den  1855  beigetretenen  Staaten  Hannover  und  Oldenburg) 
monopolisiert.  Den  Anstoß  zu  diesem  System  hatte  das  sdion  seit 
längerer  Zeit  in  Preußen  bestehende  Monopol  gegeben,  wie  denn 
Oberhaupt  die  preußischen  Einrichtungen,  die  preußischen  Steuersätze 
aittschlaggebend  für  den  Zollverein  waren. 

Im  Herzogtum  Gotha,  in  dem  das  Salz  nie  vorher  Objekt  der 
Besteuerung  gewesen  war,  wurde  das  Salzhandelsmonopol  durch  das 
Gesetz  vom  20.  Februar  iS^^')  mit  Wirkung  vom  i.  März  1834  an 
eiiigetuhri.  Das  von  der  Saline  Krnsthallc  zu  i^uflcben  bezogene  Salz 
wurde  nur  aus  unter  staatlicher  I.eilunir  stehenden  Xiederlagen  und 
Verkaufisstellen  in  größeren  Mengen  an  die  (7eni'.'inden  abgegeben. 
Durch  deren  Verniittclung  hatte  dann  iler  Detailverkauf  zu  erfolgen, 
und  zwar  ohne  dai»  hierbei  der  Preis  des  Salzes  erhöht  werden  durfte. 
In  der  Regel  wurden  nur  Mengen  von  200  und  100  kg.  abgegeben; 
nur  ausnahmsweise  an  kleine  Gemeinden  und  einzeln  gelegene  Güter 
auch  geringere  Mengen  von  50  und  2.=)  kg. 

Xicht  für  die  einzelnen  Haushaltungen,  wohl  aber  für  die  Ge- 
meinden bestand  die  Salzkonskription,  d.  h.  der  Salzbedarf  jeder  Ge- 
meinde wurde  nach  der  Einwohnorzahl  in  der  Weise  festgestellt,  daß 
auf  jeden  Kopf  der  Bevölkerung  einschlieliilieh  des  für  Vieh  und  (üe- 
Werbe  gewöhnlicher  Art  gebrauchte  Salz  ein  Norn)albedarf  von  jährlich 
7  kg.  angenommen  wurde,  und  jede  Gemeinde  war  verpflichtet,  das 

I)  G.S.  n,  4;;. 
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so  berechnete  ihr  zukommende  Quantum  abzunehmen;  für  Gewerbe, 
die  einer  außergewöhnlich  großen  Salzmenge  bedurften,  mußte  diese 
besonders  angegeben  werden.  Will  man  versuchen.  Gründe  für  eine 
so  lästige  Einrichtung  wie  die  Salzkonsknption»  die  in  früheren  Zeiten 
öfters  als  eine  Begleiterin  des  Salzmonopols  anzutreffen  ist.  anzuführen, 
so  lassen  sich  nur  solche  auffinden,  die  im  Interesse  des  Fiskus  liegen. 
Einmal  nämlich  soll  durch  die  Salzkonskription  erreicht  werden,  daß 
die  in  den  einzelnen  Niederlagen  benötigte  Menge  im  \''oraus  be- 
kannt ist,  sodann  soll  sie  dazu  beitragen,  einen  Export  nach  anderen 
Ländern  mit  Salzmonopol  uimiöglich  zu  machen.  Vom  Standpunkte 
des  Konsumenten  aus  aber  läßt  sieb  die  Salzkonskription  in  keiner 
Weise  begründen. 

Der  Preis  des  Salzes  im  Herzogtum  Gotha  war  ursprünglich 
der  in  den  Zollvereinsverträgen  als  Mindestpreis  festgesetzte  von 
25,79  Taler  S  gr.  in   Konventionsgeld)  für  200  kg-.:  wer 

46,25  Mk.  (75  Taler)  für  200  kg,  auszugeben  geneigt  war,  konnte 
Salz  in  utibeschränkter  Menge  aus  den  Niederlagen  beziehen,  während 
sonst  im  alliremeineii  kein  T,ot  ül)er  die  vorher  berechnete  bezw. 
deklarierte  Men;^^e  abgegeben  wurde,  um  einen  Schieichhandel  nach 
den  benachbarten  Zollvereinsstaatcn  zu  verhindern.  Der  Bezugspreis 
aus  der  Salinf»  betrug  anfangs')  i  i,8_'  Mk.  (3  Taler  20  gr.i  pro  200kg., 
so  daß  der  i-iskus  (»inen  Bruttogewinn  von  13,97  -M^- 
hatte,  d.  h.  von  mehr  als  118  Pro/,.  Der  Preis  ist  mehrere  Male  ge- 
ändert worden  und  betrug  pro  200  kg.: 

Bezugspreis        Verkaufspreis  Bruttogewinn 
I.  März  1834  bis  i.  Juli  1841       11,82  Mk.  2>79  Mk.  »3,79  Mk.  —  Il8", 

I.Juli  1841  bis  I.  jan.  1842^)      12, 20    „  28,00  *Sfio    ,.    —  i29>S% 

I.  Ja»  184a  W»  1867*)  12,20   „  3».oo  „  19,80  „  =f6f% 

Für  das  zu  landwirtschafthchen  und  industriellen  Zwecken  ge- 
brauchte Salz  wurde  sehr  bald  eine  Exemtion  vom  Handelsmonopol 
gewährt:  seit  1835*)  konnte  denaturiertes  Viehsalz  direkt  von  der 
Saline  zum  Preise  von  10,60  Mk.  für  200  kg.  bezogen  werden;  vom 
I.  Januar  1842  an')  wurde  die  Ausnahme  auf  denaturiertes  Salz  für 
gewerbliche  Zwecke  ausgedehnt  und  die  Preise  wie  folgt  festgesetzt 
pro  200  kg.: 

Vieh-  u.  Düngekalk     Salz  für  gewerbl.  Zwecke 
1841—1864  8.50  Mk.  11,00  Mk. 

1864—1867  8,00   „  10,00  „ 

I)  Goih.  LandidtaflBaktw  No.  40. 
3)  G.S.  IV,  337. 

3)  G.S.  IV.  411, 

4)  G.S.  III,  85. 
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Daß  die  Besteuerung  des  Salzes  in  Form  des  Handelsmonopols 
keincswf»^  vorteilhaft  ist,  daß  dabei  der  Forderung  der  Steuertheorie 
«WohJfeilheit  der  Erbebung"  sehr  wenig  Genüge  geschieht,  erhellt 
daraus»  daß  die  Utile osten  im  Herzogtum  Gotha  ig — 24  Proz.  des 
Bruttogewinnes  verschlangen');  in  der  Tat  ein  erhebUches  Mißverhält- 
nis. —  Die  Rein  Überschüsse  der  Staatskasse  aus  dem  Salzmonopol 
waren  in  Abständen  von  fünf  zu  fünf  Jahren: 

1834/35      1687S  Mit.  ^H^fSS      S7  030Mk. 

1839/40     33082  „  185960     67080  „ 

»844  4s       54756    *•  1864  65  43S 

1849/50  ?  1866,67       69012  „ 

Bei  Cbergang  der  Salzsteuer  von  den  Einxelstaaten  auf  den 
Norddeutschen  Bund  ist  das  Monopol  wieder  aufgehoben  und  durch 
eine  Salzsteuer  nach  dem  Gewicht  ersetzt  worden. 


V.  Abschnitt. 

Stempelabgaben,  Verkehrs-  und  Luxuseteuem. 

I.  Der  SpidkartenatempeL 

Eine  Stempelabgabe  auf  Spielkarten  ist  schon  seit  Mitte  des 
18.  Jahrhunderts  erhoben  worden;  des  Zusammenhangs  wegen  wurde 
die  Besprechung  Iiis  hierher  verschoben. 

„Um  das  schädliche  Spielen  einzuschränken",  wurde  die  Steuer 
1752*)  eingeführt  und  betrug  für  ein  Spiel 


Fraozösuicher  Karten  2  gr. 

Lx'Hyüget  Piquet- Karten  i  gr.  1>  l'f. 

DeutMher  Kjut«ii:  guie  i  gr. 

mittlere  6  Pf. 

gerillte  3  Pf. 

Tarakkuteii  3  gr. 


Die  Einfuhr  von  Spielkarten  wurde  gleichzeitig  gänzlich  verboten. 
Im  Jahre  1839^  wurde  die  Spielkartenfabrikation  monopolisiert  und 
der  Kartenfabrik  zu  Grotha  allein  abertragen,  ohne  daß  dadurch  die 


I)  cf.  TabeU«  in  erwihotem  Steueigutaditen  p.  i$. 

21  N.B.  68r. 
3>  G.S.  iV, 
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Stempelsteuer  in  irgend  etwas  geändert  worden  wäre»  und  1869^) 
wurde  das  Monopol  wieder  aufgehoben. 

Die  Abgabe  wurde  zweimal  erhdht  und  betrug: 


Im  Jahr  1879  wurde  die  Stempelsteuer  für  Spielkarten  durch 
Reichsgesetz  vom  3.  Juli  1878^)  der  Nutzung  der  Einzelstaaten  entzogen 
und  ging  an  das  Reich  über;  sie  beträgt  jetzt: 


2.  Das  Stempelsteuergesetz  vom  x.  Juli  1868,  die  Novellen  dazu 

und  das  vom  27.  Juni  1889. 

Durch  den  Anschluß  des  Herzogstums  Gotha  an  den  Norö> 
deutschen  Bund  waren  dem  Staatsfiskus  sehr  erträgliche  Einnahme- 
quellen verloren  gegangen.  Zwar  waren  dagegen  auch  Leistungen 
auf  die  Bundeskasse  übernommen  worden,  allein  sie  waren  kein  ge> 
nügendes  Äquivalent  für  den  Einnahmeausfall;  der  Voranschlag  zuo) 
Staatshaushalt  für  das  Jahr  1868—69  schloß  mit  einem  Defizit  von 
214050  Mk.^)  ab. 

Man  sah  sich  also  vor  die  Alternative  gestellt,  entweder  die  be- 
stehenden  Steuern  zu  erhöhen,  oder  abe/  neue  einzuführen.  Jenen 
Weg  zu  besciureiten»  war  deshalb  nicht  wohl  atigätigig,  weil  dann  die 
Einkommen-  und  Klassensteuem  diejenigen  der  umliegenden  Staaten 
besonders  Preußens  um  ein  Bedeutendes  überschritten  hätten;  die 
Grundsteuer  aber  wies  viel  zu  große  Mängel  auf,  als  daß  man  an 
eine  Erhöhung  und  also  Vergrößerung  der  Ungerednigkeiten  hätte 
denken  können.   So  blieb  nur  der  zweite  Ausweg  übrig. 

Die  Regierung  hatte  zwei  Entwürfe,  einen  zu  einer  Gewerbe- 
steuer, einen  anderen  zu  einer  Stempelsteuer  vorgelegt,  allein  der 
erstere  vermochte  sich  nicht  die  Billigung  des  Landtages  zu  erringen. 
Es  konnte  nun  zwar  für  die  Gewerbesteuer  ins  Feld  geführt  werden, 
daß,  wie  die  Grundsteuer  das  fundierte  Einkommen  aus  Grundbesitz. 

1)  G.S.  1869,  29. 

2)  G.S.  IV,  659. 

3)  G  S.  XIV,  739. 

4)  R.-r7bl.  i8;H.  133. 

5J  cf.  Herzogl.  Erlai)  in  Ldt..Verh.  ib65^68,  304. 


Tarok-  od.  fnnt.  Karten  cu  52  Btfttteni 
Dentsdie  od.  fnu».  Karlen  au  40  od.  %»  Bl. 
Geringe  dealiebe  Karten 


»eil  1842*)     seil  1868* 

3  gr.         9  Igt. 


0,30  Mk.  für  ein  Spiel  nni  höchsu-ns  Biätlcm 
0,50  Mk.  fttr  ein  Spiel  mit  mehr  ah  30  Blittem. 
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80  die  Gewerbesteuer  da^enige  aus  Gewerbebetrieb  starker  belasten 
sollte,  als  sonst  das  Einkommen  von  der  Einkommen^  und  Klassen- 
steuer getroffen  wurde,  allein  es  wäre  doch  nur  eine  unvollkommene 
Ertragsbesteuerung  geblieben,  denn  es  hatte  immer  noch  die  dritte 
im  Bunde,  die  Kapitalrentensteuer,  gefehlt  Nicht  zum  mindesten 
war  es  die  Furcht  davor,  daß  auch  diese  noch  zur  VervoUstandigung 
des  Systems  herangezogen  würde,  die  die  Gewerbesteuer  zu  Fall  brachte» 
Wohl  oder  übel  wählte  man  seine  Zuflucht  zu  der  Stempel- 
steuer, die  doch  wenigstens  den  anen  Vorzug  hatte,  nicht  einen  be- 
sonderen Stand  ausschließlich  zu  belasten.  Das  ist  freilich  wohl  auch 
ihr  einziger.  Indem  sie  als  Gebühr  für  gerichtliche  und  administrative 
Akte«  als  Abgabe  bei  allen  möglichen  Fallen  des  Güterwechsels,  als 
Sportel  im  Verkehr  mit  Behörden,  mit  Versicherungsp  und  anderen 
Anstalten  taglich  in  allen  nur  denkbaren  Verhaltnissen  auftrat«  wurde 
sie  von  allen  5>cfaichten  der  Bevölkerung  außerordentlich  lastig  emp- 
funden. 

Dem  Stempelsteuergesetz  vom  i.  Juli  i868>)  hat  das  preußische 
Gesetz  vom  7.  März  1822  mit  seinen  zahlreichen  Ergänzungen  zum 
Vorbild  gedient.  Die  wenigen  Abweichungen  von  ihm  beziehen  ach 
einmal  auf  die  Hohe  der  Abgaben;  außerdem  wurden  im  Gegensatze 
zu  Ptaußen  Zeitungen  frdgelassen,  hingegen  Jagdscheine  der  Steuer» 
pflicht  unterworfen. 

Es  kann  nun  nicht  wohl  erwartet  werden,  daß  das  Stempel- 
steuergesetz hier  in  allen  seinen  Einzelheiten  dargelegt  wird,  zumal 
da  eine  große  Anzahl  der  in  ihm  festgesetzten  Abgaben  als  Gerichts- 
sporteln  und  Gebobren  zu  betrachten  sind  und  als  solche  aus  dem 
Rahmen  dieser  Arbeit  herausfallen.  Nur  das  Wichtigste  sei  erwähnt. 

Bei  denjenigen  stempelpflichtigen  Akten,  bei  denen  eine  gericht- 
liche Behörde  in  Anspruch  genommen  werden  mußte,  erfolgte  die 
Erhebung  der  Abgabe  durch  diese;  in  anderen  Fällen  mußte  je  nach 
der  Zweckmäßigkeit  Stempelpapier  (z.  B.  bei  Gesuchen,  Beschwerden) 
oder  Stempelmarken  (bei  Wechseln,  Aktien  etc.)  verwandt  werden; 
oder  die  Eriiebung  erfolgte  durch  und  bei  Aufdrücken  eines  Stempels 
durch  die  Steuerbehörden  (z.  &  bei  Spielkarten,  Kalendern). 

Objektive  Befreiungen  waren  besonders  vorgeselien  für  solche 
Akte,  die  auf  Befehl  oder  im  Interesse  des  Staates  oder  auch  der 
Allgemeinheit  geschahen;  außerdem  für  alle  die  Fälle,  deren  Wert  in 
Geld  ausgedrückt  werden  konnte  und  150  Mk.  nicht  erreichte.  Sub- 
jektive Steuerfreiheit  genoß  der  Fiskus,  die  Mitglieder  des  regierenden 
Herzog'l.  Hauses,  müde  Stiftungen.  Schulen,  Arme  u.  a.  m. 

I)  G.S.  XIV,  739. 
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In  denjenigen  Fällen,  in  denen  der  Wert  des  stempdpfiichtigen 
Aktes  in  Geld  gemessen  werden  konnte,  war  fast  durchweg  ein  pro- 
zentualer Gradationsstempel,  sonst  ein  Fixstempel,  und  nur  in  sehr 
wenig  Fällen  ein  Klassenstempel  vorgesehen. 

Die  wichtigsten  Stempelabgaben  waren  außer  dem  schon  er- 
wähnten Spielkartenstempel  und  der  in  einem  späteren  Kapitel  ai 
erwähnenden  Erbschafts-  und  Schenkungsabgabe  die  folgenden: 

Aktien   V     Pro/,  vom  NfntiwtfrL 

Pacht-  und  Mictverttiig«  (auch  Aflcrpaclil  lUid  -luicicj  '    Prcw.  des  Fadil- «>d.  Mietpreiiö. 

SdMldTtnchreibungen   Vit         ^  Kupiub. 

Veraicheningspolioen ')  Pftts.  der  Prlmic 

Erbpadltverträge   l  Pro/,  des  verpachteten  Oljeklii 

Quittuuf^n  ini  \\  rkebr  mit  einer  öffentlichen  fiehArde  Vit  Praz.  des  ifttittiercen  Bctrafn. 
Kauf*  und  lausch  Verträge  ') : 

über  inlilndiMzbe  Giundstücke  Proz.  des  Kaufpreises. 

Idicr  «ualindiidie  Grundstock«  ......  i,$o  Uk. 

aber  «Ue  «nderca  Gcfenstlnd«  bei  tduifdicfacr 

Abfinnng   Vs  ^v^*  ^  KanfpreiMi. 

Jsodann:  Lehrkontrakte.  Auktionsprotokolle.X  ollinarhten. Taxen,  Kirchen- 
zeiiK''n''vSf',  Cn\suche.  Fieschwerdo-  und  Bittschrift«Mi.  die  bei  Staats-  oder 
Gemeiiidebehordeii  eintrcreicht  wurden,  Testamente,  Eheverträge, 
Wechsel,  Kalender  und  \ieles  andere  mehr. 

Ks  ist  kaum    verwunderlich,   daß  sich  die  He\ölkerung 

diesen  höchst  lästigen  Abgaben  auf  alle  nur  mögliche  Weise  zu  ent- 
ziehen suchte.  Gibt  es  doch  so  häutiic  Hintertürchen,  durch  die  sich 
der  schlaue  Praktiker  in  nicht  strafbarer  Weise  dem  Gesetze  m  ent- 
zieheti  vermag.  Doch  wurden  auch  unerlaubte  Mittel  nicht  ver- 
schmäht, so  daß  die  Strafverfolgungen  kein  Ende  nahmen,  und  die 
Kontrolle .  sollte  sie  nur  in  etwas  von  Erfolg  begleitet  sein ,  sehr 
scharf  uncl  daher  leicht  peinlich  sein  mußte.  Indem  man  weiterhin 
darauf  verzichtete,  Kaufverträge  schrift!i(  h  abzuschließen,  häuften  sich 
die  Prozesse  wegen  der  dadurch  entstehenden  Mißverständnisse,  kurz, 
es  waren  sehr  wenige  erfreuliche  Erscheinungen^  die  die  Stempelsteuer 
mit  sich  brachte. 

So  ging  man  1874  tlaran*),  wenigstens  die  Abgaben  wieder 
fallen  zu  lassen»  die  den  größten  Anlaß  zu  Klagen  cr^^creben  hatten, 
nämlich  von  Kalendern,  Quittungen.  Gesuchen,  Beschwerde-  und 

I  (  Vtrhich<?runjjsvcrlrÄ|;e  mit  einer  off'.iulidwn  FeuerscKietät  w.aren  stempclfrei. 

2)  B'i     1  .i'i«i:li\'i-r[iaj4Lrr    \vnr   flie  A!if;,ilje  nnr   von   einem  der  beiden  TaUiCbobjekW! 

und  zwar  von  dem,  das  den  höheren  Wen  ii  ittt-,  /u  entrichten, 

j)  Novelle  V.  29.  Mai  1874,  G.b.  1^74,  45. 
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Bittschriften,  amtlichen  Attesten  und  einigem  anderen^).  Besonders 
ist  noch  zu  erwähnen,  da6  von  1874  an  alle  Spareinlagen  auch  bei 
den  als  Genossenschaften  eingetragenen  Gewerbebanken.  Spar-  und 
Vorschudvereinen  von  der  Abgabe  befreit  wurden,  während  vorher 
nur  cUe  bei  Sparkassen  hinterlegten  diesen  Vorzug  genossen.  Die 
Gewerbebanken  etc.  hatten  freilich  die  Steuerpflicht  wohl  zu  um- 
gehen gewußt,  indem  sie  die  Spareinlagen  unter  irgend  welcher  fin- 
gierten Bezeichnung  entgegengenommen  hatten,  für  die  eine  Steuer- 
pflicht nicht  vorgesehen  war. 

Der  durch  diese  höchst  wünschenswerten  Befreiungen  entstandene 
£innahmeausfal1  mußte  auf  andere  stempelpflichtige  Akte  abgewälzt 
werden.  Deshalb  wurde  die  Steuer  bei  Kauf-  und  Tauschverträg^en 
über  bewegliche  GQter  von  auf  */io  ^oz.  erhöht  und  also  der- 
jenigen für  Immobilien  gleichgestellt;  die  Stempelpflicht  der  Schuld- 
verschreibungen wurde  ausgedehnt  auf  „Bescheinigungen,  daß  Geld 
oder  nach  Geld  schätzbare  Sachen  auf  Grund  eines  Überdnkommmis 
zum  Gebrauch,  zur  Verwahrung  oder  als  Pfand  übernommen  worden 
sind/'  Neben  dieser  Belastung  und  dah^  Erschwerung  des  Geld- 
verkehrs unter  Privaten  sowohl  als  mit  Bankinstituten  wurden  auch 
die  Versicherungspolicen  in  erhöhtem  Maße  herangezfjgen.  Die  untere 
Pramiengrenze  für  die  Steuerpflicht,  die  bis  dahin  150  Mk.  gewesen 
war,  wurde  auf  30  Mk.  heral>^<  setzt,  Verträge  mit  öffentlichen  An- 
stalten wurden  ebenfalls  der  Stempelpflicht  unterworfen.  Die  Abgabe 
wurde  bei  Versicherungen,  die  auf  ein  Jahr  abgeschlossen  wurden, 
festgesetzt  bei  einer  Prämie  von: 

.>o  bis  ausschl.  <)ü  ,\Ik.  auf    0,50  Mk. 
90    „        ,.      150     .      „       I.OÜ  „ 

tso  „      „    300   ,.    „     1.50  „ 
300  und  mehr         ^     „     '/«  Vro^-i 

bei  Lebensversicherungen  l^etru^  sie  V  Proz,  der  Versichei  utij^^s- 
summe.  Wurde  die  V'ersi«  hcrung  auf  langer  als  ein  Jahr  abge- 
schlossen, aber  auf  liestiniiute  Zeit,  dann  uurili«  die  Steuer  von  der 
Gesamtpräniie,  wenn  auf  unbestimmte  Zeit,  dann  votn  l-  unffai  lien  der 
Jaliresprämie  berechnet. 

Die  Abgaben  bei  Eigentunisübertragung  von  Immobilien  wurden 
tjertits  1877  durch  ein  selbständiges  (ichct/ -j  vuii  neuem  ijeretiolt, 
und  zwar  beträgt  seitdem  die  Steuer  bei  freiwilliger  \'eräußerung  von 

I  i  Der  Wechselstetapd  war  bereiu  1870  an  den  Norddeutacben  Bund  übergegangen. 

2i  lies,  V.  I.  Mau  1877  G.S.  1877,  55. 
Abkudtaingvn  d.  •taata«.  Senlnan  s.  Jena,  Bd.  II,  Hdt  3. 
Tttifhvr,  Eniwtelwlunsd.  ttteuermven»  im  Henoft.  S.-Uotha. 
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Grundstücken,  Bergwerken  oder  Bergwerksanteilen  und  selbständigen 
Gerechtigkeiten  bei  einem  Wert  des  veräußerten  Gegenstandes  von: 

ISO—  sooo  Mk    Vi«  Pras. 
3001—30000  ..  •/„ 

mehr  als  30  000 

Im  Falle  der  Erwerber  ein  Deszendent  des  Abtretenden  ist,  so 
kommen  bei  Berechnung  der  Wertabgabe,  zu  der  der  Erwerber  ver- 
pflichtet ist»  etwaige  mit  übernommene  Schulden,  vorbehaltene  Nutzungen 
und  Leibrenten,  Abfindungen  an  Geschwister,  derjenige  Teil,  der  dem 
Erwerber  als  künftiges  Erbteil  zukommt  und  Ahnliches  vom  Werte  des 
Objektes  in  Abzug.  In  allen  anderen  Fällen  ist  der  Wert  anzunehmen 
als  der  Kaufpreis  unter  Hinzurechnung  aller  ausbedungenen  Nutzungen 
und  Leistungen. 

Auch  die  Eintragung  einer  Hypothek  im  Grundbucbe,  die  Ab- 
tretung oder  Verpfändung  einer  Hypothek  und  die  Löschung  dner 
Post  ist  durch  dieses  Gesetz  einer  Wertabgabe  von  7t«  Proz.  unter- 
worfen, vorausgesetzt,  daß  der  Wert  150  Mk.  erreicht  Die  Abgabe 
hat  der  Antragsteller  zu  tragen. 

Von  diesen  Steuern  sind  der  Herzog,  die  Herzogin  und  Her- 
zogin^Witwen.  der  Fiskus,  Kirchen,  OfTentliche  Schulen  und  milde 
Stiftungen  befreit 

Durch  die  verschiedenen  Reichsstempelgesetze*)  sind  einstweilen 
einzelne  Stempelabgabcn,  deren  Erträge  zum  Teil  der  Nutzung  des 
Reichsfiskus  überlassen  sind,  zum  Teil  nach  Verhältnis  der  Bevölkerungs- 
ziffer unter  die  Bundesstaaten  verteilt  werden,  der  Gesetzgebung  der 
Einzelstaaten  entrückt.  Zunächst  war  es  der  Wechselstempel.  der 
1869  an  den  Norddeutschen  Bund  und  1871  an  das  Reich  überging. 
1881  traten  zu  diesem  hinzu  die  Stempelabgaben  von  I.  Aktien,  Renten- 
und  Schuldverschreibungen,  IL  Kauf-  und  sonstigen  Anscbaffungs- 
ge$chäften>  und  III.  Lotterielosen,  und  1900  diejenigen  von  Schiff- 
frachturkunden. 

Die  Finanzverhältnisse  im  Herzogtum  Gotha  hatten  ^ch  inzwischen 
soweit  gebessert,  daß  man  während  der  Finanzperiode  1885 — 89  auf 
die  Erhebung  der  Stempelabgaben  mit  Ausnahme  der  bei  den  Ge- 
richten als  Sportein  erhobenen  und  der  von  Versicherungspolicen  zu 
entrichtenden  verzichten  konnte^,  wenn  auch  das  Stempelsteuergesetz 
einstweilen  noch  Gesetzeskraft  behielt  Nach  Ablauf  dieser  Periode 
1885— drängte  sich  nun  die  Frage  auf,  was  denn  aus  dem  Stempd- 

II  Buiiilcsßcs.  V.  10  Juni  iii69.  Keichs-G.G.  v.  i.  Juli  1881;  26.  Mai  188$;  ij.Afoü 
1^94 ;  14.  Juni  1900. 

i)  <T,S,  1885,  36. 
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Steuergesetz  werden  sollte.  Am  liebsten  hätte  man  es  ganz  preiS' 
gegeben,  allein  das  war  aus  besonderen  Gründen  nicht  wohl  angängig. 
Nachdem  nämlich  mit  dem  Herzogtum  S.-Koburg  eine  Justizunion 
gf^<;rb1ossen  worden  war,  galten  die  ( n  richtssporteln  als  gemeinschaft- 
liche Hinnahmen,  über  die  mm  nirht  mohr  einseitig  verfügt  werden 
konnte,  immerhin  war  man  froh,  viele  d^  Stempelabgaben  entbehren 
zu  können. 

In  dem  (resetz  vom  27.  Juni  i88q').  das  die  Stempelsteuer  aufs 
neue  regelte,  sind  nur  noch  wenige  Akte  zu  einer  Steuer  herange- 
zogen, wenn  man  von  den  Abgaben  absieht,  die  den  Charakter  der 
(jerichts-  bezw.  Verwaltungsgebühr  tragen.  Neben  der  Erbschafts- 
und Schenkunvfsabgabe  die  Abgabe  bei  Kauf-  und  Tauschgeschäften 
von  InimobiHcn  war,  wie  wir  sahen,  bereits  anderweit  qforogelt,  und 
wurde  nunmehr  von  den  Stempelsteuergesetzen  nicht  mehr  berührt; 
ist  also  auch  1885 -8()  erhoben  worden;  die  Abgabe  bei  solchen  Ver- 
trägen ul)er  Mobilien  fiel  1880  mit  fort  ist  als  wichtigere  Stempel- 
steiirr  mir  unrh  die  von  Vprsicherungspolirpn  7u  nennen:  sie  ist 
niciiL  geändert  worden.  <]nch  w  urde  den  Versichern  11  ijfsv^'^esellsi  haften 
gestattet,  die  Stempelfreiheit  ihrer  Policen  durch  Zahlung;  eines  jahr- 
lichen Fixums  /u  erkaufen.  1  )iese  lie.stimmung  ist  wohl  mit  Rück- 
sicht auf  die  liedcuteinien  \'ersi(  herungsinstitute  in  (lotha  getroifen 
wordf'n  Da  diese  ihre  <  Tes(  haftsausdchnung  im  Herzogtum  Gotha 
besser  schat/<  n  kruiueti.  als  (Ues  ein  auswärtiges  Veri^iciierungsinstitiit 
verma'^.  so  sind  sie  eher  in  der  1-age,  si(~h  mit  der  Regierung  auf 
ein  I'ixnni  /u  einigen  und  dadurch  die  Stempelfreilieit  ihrer  Policen 
zu  erkaufen,  wodurch  sie  ihreu  auswärtigen  Konkurrenten  gegen- 
über im  ]  Icr/'.vriinTj  einen  X'nrteil  erringen. 

Das  ( icbuhrenwesen  hat  inzwischen  fiurth  das  Gesetz  vr>m 
4.  Mär/  1002  .,<^T»*bülu'en< irchiunv^'  in  Verwalt  inii4ssa(  hen" -1  eine  ein- 
gehendr-  Kt.-^rhni^  erfahren.  W"dureh  auch  die  n*>he  einiger  1889 
mit  autgefuhrler  t lelnihn-ns  it/»'  al)ernials  geäT>dert  worden  ist. 

Über  die  finan/ielie  Wirknnv:  des  Slenipelsteuergesetzes  eine 
genaue  Angabe  zu  machon.  ist  darum  nicht  m  .i^'i'  h.  weil  die  Kin- 
nahmen nur  eines  1  eils  gesondert  aufgeführt  sind,  der  andere  I  eil 
mit  ujiter  den  Gerichts-sporteln  verr»  (  hnet  worden  ist.  Reclmet  man 
die  Mehreinnalime  an  Siiorteln  gitj^^en  diu»  Jahr  1 6f>  «lern  ge- 
j»<nidert  aufgeführten  Betrage  hinzu,  so  war  der  Krtrai^  im  ersten  Jahre 
iBt''i-  70  rund  174000  Mk,  wobei  der  Krbsiliafts-  und  .Schenkungs- 
stem{>el  mit  einbegriffen  ist,  nicht  aber  die  W atfenscheinabgabe,  die 

r  )  (>.S.  1889.  38 
2)  G.S.  1902,  65. 
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im  selben  Jahre  8331  Mk.  ergab.  Die  Erträge  sind  ganz  aufler* 
ordentlich  schwankend  gewesen,  und  waren  im  Rechnungsjahr  1903 — 04 
(außer  den  bei  den  Gerichten  als  Sportdn  erhobenen)  32  863  Mk.;  die 
Waffenscheinabgabe  hatte  außerdem  einen  Ertrag  von  1 1  935  Mk. 

3.  Die  Erbschafks-  und  Scheokungssteuem. 

Zu  Beginn  dieses  Kapitels  ist  es  nutig.  auf  eine  weit  zurück- 
liegende Zeil  /uruck/ugTeilen,  denn  die  Erbschaftssteuer  i.st  eine  der 
ältesten  AhLr:d>ca  im  Herzogtum  doilia,  wenn  sio  auch  als  l-'inanz- 
quello  des  ^^uiatsfiskus  erst  im  verflossenen  Jaiirhuuderl  Hedeutung 
erlangt  hat. 

Die  Erhebung  von  scij.  K o  11  a ter al geld ern  und  Gottes- 
Pfennigen  wurde  bereits  durch  die  Kasimirianische  Kirchenord- 
nung vom  Jahre  1595  V)  vorgeschrieben;  es  ist  jetluch  li..vili«^h.  sie 
hierdurch  erst  eingeführt  (der  ob  sie  nicht  schon  früher,  vielleicht 
bedeutend  früher  erhoben  worden  sind,  jene  bei  Gütcrübertraguiig 
durch  lirbschaft,  diese  bei  Besiizu  echsel  von  ImmobiHen  durch  Kauf 
und  Tausch.  Zunuehst  waren  beide  Kirchen-,  vereinzelt  wohl  auch 
Gemeindeabgaben,  die  in  allen  Städten  und  Dörfern  des  Landes  er» 
hoben  wurden,  freilich  in  den  einzelnen  Gemeinden  in  verschiedener 
Höhe  und  nach  verschiedenen  Grundsätzen  je  nac^  dem  Herkommen; 
tHe  Kasimirioranische  Kirchenordnung  hat  eine  bestimmte  Höhe  nidit 
festgesetzt. 

1702  war  in  (lotha  ein  Zucht»  und  Waisenhaus  gegründet 
worden.  Um  nun  für  diese  Anstalt  Mittel  zu  beschaffen,  lenkte  man 
sein  Augenmerk  auf  die  KoUateralgetder  und  Gottespfennige und 
regelte  sie  1709  für  das  gattze  Fürstentum  einheitlich*),  l^e  Gottesr 
Pfennige  wurden  festgesetzt  auf  4  gr.  für  je  loo  fl.  des  Preises  bei 
aOen  Kauf-  und  Tauschgeschäften  über  „liegende  Gründe,  Häuser  und 
Güter,  auch  Erbzinsen  und  dergl.  sowohl  von  anderen  wichtigen 
Kauf-  und  Tauschgeschäften**;  die  Kollateralgelder  auf  5  Proz.  vom 
Werte  der  ererbten  Güter,  der  Immobilien  sowohl  als  der  Mobilien. 
Die  Hälfte  der  durch  diese  Abgaben  erzielten  Einkünfte  sollte  wie 

i;  pa;^,  308.  —  Es  sciieint  Schan/.  bei  seiner  Abhandlung*'  „Zur  Geschichte  urni 
Theorie  dt-r  Lrbschaflstcuci"'  K.  A.  XVlli  500  ur.A  ^»24  nirhi  hrkntint  fjewoen  zu  s<nn.  di«j 
Ute  Kolkletalgcld«;r  und  üoltesjifenDigc  früher  :ih  Kirchtn-  bcw.  < jciiieindtabgabcn  vorbaDde» 
waren;  »ie  sind  1709  nickt  eiogeführt,  sondern  ntu  einheitlich  geregelt  worden. 

2)  Eine  »ndere  Abgabe,  die  in  die  Kasse  des  Ziidit-  und  Waisenhiuna  floß,  «v 
der  1705  eingeführte  Zoll  auf  ausländ,   labak  und  Branntwein,  ersterer  mit  2  Taler  t2  p 
pro  2Ientner,  1<  i/icicr  mit  I2  j^r.  pro  Mimer.    (Haus-  und  Staatsarchiv  K.  K.  1  18  No.  18  u.  l"' 

3J  Mandat  v.  i.  Nov.  1711  J?.  B.  91  und  R<^lvraent  v.  9.  April  1733  F.  ß.  9*- 
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bisher  an  die  Kirchkassen  des  Wohnorts  des  Erblassers  bezw.  an  die- 
jpntgen  dos  Ortes,  in  dessen  Gemarkung  di»'  \erkaufte  Sache  lag, 
fallet.,  die  andere  Hälfte  in  die  Zucht'  und  Waisenhauskasse  fließen. 
Man  kann  wohl  nach  diesem  annehmen,  daß  die  bis  dahin  (hinh- 
schnittlich  entrichteten  Kollateralgelder  und  Gottespfennige  die  Hälfte 
der  in  diesem  Mandat  vom  171 1  ftet^^csetzten  Abji^aben  betraj^en  haben. 

Durch  ein  Mandat  vom  17.  April  1750')  wurde  für  überlebende 
Ehegatten  insofern  eine  Erleichterung  geschaffen,  als  sie  nur  für  den 
über  ihre  statutarische  Portion  hinausgehenden  Teil  der  Erbschaft  die 
Kollateralsteuer  m  entrirliten  hatten«  eine  Witwe  aber  überhaupt  mit 
der  Steuer  verschont  blieb,  wenn  sie  den  Nachlaß  des  Gatten  nicht 
eigentümlich  erwarb,  sondern  nur  den  Nießbrauch  davon  auf  Lebens- 
zeit hatte. 

Diese  Bestimmungen  wurden  1801 ')  durch  fdlj^ende  ersetzt: 

1.  Im  Ealle  eine  Witwe  nur  bewegliche  (lüter  erbt,  ist  sie  von 
der  Entrichtung  der  KoUateral^elder  entbunden. 

2.  Eine  Witwe  erbt  bewegliche  und  unbewejjliche  (iüter:  als> 
dann  steht  es  ihr  frei,  die  Kollateralgelder  nur  von  den  gesamten 
unbeweglichen  (iütern  ohne  irj^end welchen  Abzug  zu  entrichten,  oder 
aber  von  der  gesamten  Erbschaft  jedoch  nach  Abzug  a)  der  Schulden, 
b)  ihres  eingebrachten  N'ermögens,  oder  an&tatt  b:  c)  ihrer  von  rechts- 
wegen  zustehenden  Portion. 

3.  Eine  Witwe  erbt  nur  unbewegliches  Vermögen:  dann  ist  sie 
tur  rlir>  gesamte  Masse  steuerptlichtig  nach  denselben  Abzügen  wie 
unter  2. 

Die  Aufj^al)e  einer  Verordnung  vom  3.  Mai  l>^36  *)  war  neben 
iler  Kinführunv,'  einiijer  Neuerungen  besonders,  für  di«»  bis  dahin  in 
den  X'erordnuni^a-n  uncrArterte  Fraf^e  der  Steuerpflicht  das  i>esetz!ich 
fe.st/ul<'e«'n.  was  bisli^-r  nur  i^rw  ohnh*'itHrechtlich  jj^t-übt  worden  war. 
Ks  hah  wie  fol^^t:  l  ur  (ii<-  Steuerpflicht  waren  (Vv  lV'/i*'!iun^en 
des  I*-rl>lassiT.s  /um  Siaale,  in\d  zwar  itn  alljxeint'ini'n  der  Wohnsitz 
maß^'^t  lx-nci;  zum  I  '-il  alx  r  auch  die  wirtsehaftliche  /ugehririgkeii,  intlem 
im  lier/iicftimi  i^eh-genes  Immobiliarvermögen  in  jedem  Talle  der 
Ahv"<>'*''  nnterworfen  war.  .XuRerhalh  treletiern'S  Iniinnl>iliar\  <'i  ini  >i^.-n 
w.ir  siet.s  frei,  scjrlies  .M' ihiliar\"errnoj4en  nur  dann,  w  i-rm  l•^  s(  hnu  in 
dem  .mdepMi  .Staate  \  -  n  <  iner  gleichartig«-!»  >>teu*  r  ;.^etr<  ■tf«  [i  wurde. 

1- lif  Liatten  wurden  jetzt  in  ilfeti  Fallen  von  (l.-r  !<■ 'UaLeralj^'eld- 
abgabe  entbunden,  und  außerdem  wurde  die  Iktreiung  ausgedehnt 

1 1  N.  a  56;. 

21  f'.it'-nt  V  n  Jan.  jHoi,    ZuA.  zo  N.B.  No. 
3)  G.S.  III.  249. 
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auf  Deszendenten  und  Aszendenten,  es  sei  denn»  daB  das  verwandt- 
schafdiche  Verhältnis  auf  Adoption  beruhte,  sowie  auf  milde  Stif« 
tungen. 

Nachdem  im  Jahre  1858*)  die  Verwaltung  des  Zucht-  und 
Waisenhauses  anderweit  geregelt  war,  mußte  die  nunmehrige  ».Waisen- 
Versorgungsanstalt"  auf  die  ihr  zustehende  Hälfte  der  Kollateralgeld^ 
und  Gottespfennige  zu  gunsten  der  Staatskasse  verzichten»  erhielt  aber 
von  dieser  als  Entschädigung  eine  feste  jährliche  Rente  von  18000  Mk^ 
wie  ungefähr  dem  Durchschnitt  des  Ertrages  der  letzten  Jahre  ent' 
sprai  h. 

Die  (iottespfennige»  die  1836  auf  5  gr.  für  je  100  Taler  Kauf- 
summe festgesetzt  worden  waren  {=  annähernd  -  ,,,  Prc/.',  wurden 
bei  Einführung  des  im  vorigen  Kapitel  behandeltet)  Sieinpelsteuer- 
gesetzes  als  St.iatssteuer  aufgehoben;  die  an  die  Kirchkassen  zu 
/ahlende  Hälfte  der  Gottespfennige  aber  wurde  in  Höhe  von  '/,„  Proz. 
beibehalten  2)  und  ist  auch  jetzt  noch  zu  entrichten.  Die  Koll  t  ^al- 
geld».T  aber  blieben  trotz  der  neu  eingefiihrten  Stempelpfli!  ht  bei 
Erbschaften  auch  als  Staatssteuer  bestehen  und  sind  bis  zu  der  Steuer- 
reform im  Jaliro  1902  erheben  worden.  Erst  bei  dieser  (ielegenheit 
wurden  sie  vollkommen  beseitigt,  also  auch  die  an  die  Kirclikassen 
zu  zahlende  Hälfte,  die  dafür  durch  eine  aus  der  Staatskasse  zu 
zahlende  jährliche  Rente  entschädigt  wurden,  deren  Ablösung  von 
beiden  Seiten  beantragt  werden  kann. 

Wir  wenden  uns  nunmehr  zu  der  jüngeren  der  beiden  Erb- 
schaftssteuern")» die  von  1868 — 1902  nebeneinander  bestanden. 
Diese  Abgabe  betrug: 

I.  Für  Erbschaften  und  Schenkungen  von  Todes  wegen: 

1  Proz.»  wenn  sie  an  den  überlebenden  Ehegatten  gelangen,  und  weDii 
es  sich  um  Pensionen  und  Renten  für  Dienstboten  des  Erb- 
lassers handelt;  in  diesem  Falte  berechnet  nach  dem  Kapital- 
wert. 

3  Proz.»  wenn  sie  an  Verwandte  in  fernerem  als  sechsten  Grade  und 
an  Nichtverwandte  gelangen. 

n  G.s.  X.  463. 

2)  Wegen  dieser  Abgabe  wurde  die  Stempelsteuer  auf  nur       Pn».  festgfeKUi. 

den  in  Preufion  htsithcnd' n  Sit/  von  i  Proz.  nicht  zu  übendutiten. 

3)  eingeftthrt  durch  das  mehrerwSbnte  StempelMeueiees.  von  i&bS, 
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In  allen  übrij^en  Fällen  sind  sie  stempelfrei,  da  sie  ja  eben  alle 
mit  Ausnahme  der  oben  dargelegten  Befreiungen  der  KoUateralabgabe 
von  5  Proz.  unterworfen  waren. 

II.  hür  Lehns-  und  Fideikommisanfalle: 

oProz>,  wenn  sie  gelangen  an  Deszendenten. 

5    „     an  Verwandte  bis  einschließlich  zum  sechsten  Grade. 

8         in  anderen  Fällen. 

III.  Für  Schenkungen  unter  Lebenden: 

oftx»z..  wenn  ae  gelangen:  an  Deszendenten  aus  gültiger  Ehe,  Aszen- 
denten, Kirchen,  Schuten,  milde  Stiftungen  und  ähnliches. 

1  .,     an  Ehegatten. 

2  „     an  natürliche,  anerkannte  Kinder.  Adoptivkinder,  Geschwister 

und  Geschwisterkinder. 
4    „     an  andere  Verwandte  i)i.s  cinschiii'lMich  zum  sechsten  Grade, 

an  Stief-  und  Schwiegereltern  und  -kinder. 
8         in  anderen  Fällen. 

Die  Schenkungen  unter  Lebenden  sind  um  deswillen  meist  höher 
besteuert  als  diejenigen  von  Todeswegen,  weil  sie  von  den  Kollateral- 
geldern nicht  getroffen  wurden. 

Bei  der  Herf*  luiuiig  des  abgabepflichtigen  Betrages  wtin^r  bei 
Lehns-  und  1* idciknnnnisanfallen  das  :»ofa(  he  r|f>r  ('iniahrii^''eii  Nutzung, 
bei  Prnsioiipn  und  Renten  \  on  iMiMi»  r\\  .ilir<  i\(l<  r  Dauer  ebenfalls  das 
2ofat  li<',  bei  solf'h'^n  v^mi  unbcstinuiucr  Daun'  (i.i.s  1 2  '  ,  fa^ho  ange- 
ncmiTii'-n;  an  Xiil/iini;'-!;  \  '.n  bf'stiniint<T  l>anfT  h.it  man  «»tft-tibar  nicht 
gedacht,  wenigstens  sind  keine  Bestimmungen  für  diesen  Fall  ge- 
troffen. 

Ilin^i'  htlirh  d^r  Strucrpflicht  wtMß  dieses  Siempclsii  ucrgi'si  tz 
von  einer  IV-zicliung  des  Krblassprs  zum  Staate  nichts,  vielmehr  kennt 
es  nur  ein»-  solche  des  Frben  bezw.  des  Beschenkleii ' e  und  zw  ar 
muß  an-enoinmen  werden.  daH  fler  Wohnsitz  des  Krben  da.s  ent- 
sHif  itieude  Moment  war,  wenn  es  i  irh  nieht  klar  ausgesprochen  ist. 
Be/ii;,rlich  der  Steuerpflieht  bei  ^^■I•e^l•ung  oder  Schenkung  von  un- 
b«*wej^<Hchen  unrl  außerhalb  d*  s  iler/ngtums  befindlichen  beweglichen 
Verrn«  ijonsl^estandteilen  galten  dieselben  Bestimmungen,  die  oben  bei 
den  K'-llaicralgeidern  angeführt  wurden. 

Das  notiere  Stemyielsteuergesetz  von  i88g  traf  liinsiclillich  der 
Hrbschaftsabi*abe    folgende  Änderungen:    Erbanfälle  an  Ehegatten 

I»  cf.  Scbanx,  Zur  Frage  der  Sieuerpflicht,  F.  A.  IX,  420. 
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wurden  voUkoniinen  steuerfrei,  und  i '(•nsu)neri  und  Renten  der  Dienst- 
boten unterlagen  der  Abi/abe  «lur  mit  dem  Betrage,  um  den  der 
Kapitahvert  loon  Mk.  iil>»'r.s<^britt  In  dieser  Gestalt,  di»-  ilir  das 
(Te-s<'t/  von  issu  gab,  ist  die  Erbschaftssteuer  /usainmen  mit  den 
Kollateralgeldern  bis  zum  24.  März  1902  erhoben  worden,  mit  welchem 
Tage  beide  der  durch  die  jüngste  Steuerreform  geschaffenen  Erb- 
schaf Is-  und  Schenkungsabgabe  weichen  mußten. 

4.  Die  Hundesteuer. 

„Um  die  Zahl  der  Hunde  wegen  der  stärkeren  Fruditkonsumtion 
sowie  wegen  der  Gefahr  der  Tollwut  einzuschränken",  war  im  Jahre 
1796  eine  Hundesteuer  eingeführt  und  der  Steuersat2  auf  2  gr.  an 
jedem  Extraordinarsteuertermin  festgesetzt  worden,  jährlich  also  auf 
16  gr.;  für  Fleischerhunde  war  nur  die  Hälfte  dieses  Betrages.  fCkr 
die  Hunde  der  Einnehmer  öffentlicher  Gelder  und  solcher  Personen, 
deren  Wohnung  mindestens  500  Schritt  von  änderen  Wohnungen 
entfernt  war«  nichts  zu  entrichten. 

Im  Jahre  1822  sah  man  sich,  um  die  Zahl  der  Luxushunde  noch 
weiter  einzuschränken,  veranlaßt,  die  Besteuerung  anders  zu  gestalten. 
Nach  dem  Patent  vom  3.  Mai  1S22*)  wurden  die  Hunde  in  drei 
Klassen:  in  überflüssige,  nützliche  und  unentbehrliche  eingeteilt  Die 
unentbehrlichen  waren  steuerfrei,  für  die  nützlichen  wurde  der  bis> 
berige  Steuersatz  von  16  gr.  beibehalten,  während  er  fikr  die  über> 
flüssigen  auf  das  Doppelte,  i  Taler  8  gr.,  erhöht  wurde. 

Als  am  I.  April  1841  gemäß  den  Beschlüssen  der  allgemeinen 
Münzkonvention  der  im  Zoll-  und  Handelsverein  verbundenen  Staaten, 
geschlossen  zu  Dresden  am  yo,  Juli  1838*)  der  Vierzehntalerfiiß  als 
I^ndesmOnzfuß  eingeführt  wurde  —  so  genannt,  weil  aus  einer  Köl- 
nischen Mark  (=  233,85  gr.)  feinen  Silbers  14  Taler  geprägt  wurden 
—  und  demnach  die  Steuersätze  umgerechnet  werden  mußten,  wurden 
diejenigen  der  Hundesteuer  abgerundet  auf  20  gr.  bezw.  t  Taler  logr. 
festgesetzt^),  während  sie  genau  19,3  gr.  bezw.  1  Taler  8,6  gr.  be- 
tragen hätten. 

Wenn  auch  in  dem  erwähnten  Patent  Merkmale  für  die  drei- 
klassige  Unterscheidung  gegeben  worden  waren,  so  ist  doch  anzu- 
nehmen, daß  sich  der  Ausführung  in  vielen  Fällen  Schwierigk^teo 

I  I  Haii>,-  iirul  .Slaal>.ircl).,  K.  K.  I,  49. 
2)  Abyeilnickl  in  G.S.  VII,  89, 

<..s.  IV.  ,':<). 

4)  G.S.  IV  335. 
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enttrcijfenstellten ;  denn  wie  will  man  eine  wirklich  scharfe  Grenze 
zwischen  unentbehrlichen  und  nützlichen  Hunden,  zuischtn  nützlichen 
und  überflOssigen  ziehen?  So  hob  man  1854')  das  Dreiklassensystem 
auf  und  unterschied  nur  noch  von  den  „Hunden  im  allgemeineiv  solche, 
die  .augenscheinlich  zum  Vergnügen  gehalten"  wurden;  für  diese 
letzteren  war  der  doppelte  Betrag  zu  zahlen.  1864  '-)  gab  man  auch 
diese  Unterscheidung  auf,  hingegen  wurden  nunmehr  Hunde  in  den 
Städten  Gotha.  Ohrdruf  und  Waltershausen  und  diejenigen  in  den 
übrigen  Gemeinden  dtfferentiell  behandelt.  Die  Steuersätze  haben 
si€h  seit  dem  Jahre  1852,  in  dem  die  1822  festgesetzten  aufgehoben 
wurden,  folgendermaßen  gestaltet;  es  war  zu  entrichten: 


in  Gotb«,  WalteisluHisen  and  Ohrdnif 

18:^2  64  '   1864/74  ]  1874  02*) 

in  den 

1852/64 

Übr^en  Gei 

1864  74 

neinden 
1874/oa») 

ffir  ciDcii  Hnnd 
Mr  dne  HfiDdin 

2,50  Mt 

9  Mk. 

j  « 

9Mk. 

2,so  Mk. 
2,00  M 

6  Mk. 

3  M 

6  Mk. 
6  „ 

Bei  der  Steuerreform  im  Jahre  1Q02*)  suchte  man  auch  die 
Hundesteuer  für  die  Staatskasse  etwas  ergiebiger  zu  gestalten,  jedoch 
dieses  Mal  auf  andere  Weise  als  durch  Erhöhung  der  Steuersätze; 
.  die  Steuer  wurde  im  Gegenteil  in  den  drei  angeführten  Städten  sogar 
erniedrigt,  und  beträgt  seitdem  in  allen  Gemeinden  durchweg  6  Mk, 
Das  Ziel  wurde  trotz  dieser  Krniedrigung  folgendermaßen  erreicht: 

Seit  1838*)  war  der  Ertrag  der  Hundesteuer  der  Oberst euer- 
kasse  entzogen  worden;  in  den  Städten  Gotha,  Ohrdruf  und  Walters» 
bausen  floft  er  in  die  städtischen  Armenkassen,  in  den  anderen  Ge- 
meinden in  die  Kasse  des  Landarmenhauses  zu  Langenhain.  Diese 
Bestimmung  wurde  nun  zwar  1852*)  wieder  aufgehoben,  allein  auf 
ein  KompromiB  zwischen  Regierung  und  Landtag  hin  wurde  es 
zur  Gewohnheit,  den  Hundesteuerertrag  aus  jenen  drei  Städten  auch 
fernerhin  aus  der  Staatskasse  an  die  städtischen  Armenkassen  zu- 
rückzuverweisen, ohne  daß  wirklich  ein  Gesetz  hierüber  zustande  ge- 
kommen wäre.  Mit  dieser  Gepflogenheit  wurde  nun  1902  gebrochen. 
Wenn  der  Staatskasse  also  auch  durch  die  teilweise  Erniedrigung  der 
Steuer  zunächst  ein  Einnahmeausfall  von  ca.  6000  Mk.  entstand,  so 

II  G.S.  IX  iq:  59. 
21  G.S.  XII  491.' 
31  G.S.  \^7\.  41. 
;i  G.S.  H)02.  3 
S)  Ü.S.  IJI  (>8i>. 
hj  G.S.  VII  8S. 
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lag  ihr  Vorteil  eben  darin,  daß  sie  nun  der  Pflicht  überhoben  wurde, 
rund  I2  000  Mk.  zurückzuvermuen. 

Um  nun  aber  die  drei  siddüschtMi  Gemeuuleii  .s(:h<'ifll<'^s  /u  halten, 
ist  den  Koniniiui.ilbeliörden  seit  igü2  gestattet,  einen  Zuschlag  zur 
Hundesteuer  bis  zur  Höhe  von  9  Mk.  zu  erheben. 

\'»>r  der  Überweisung-  an  die  Armeuka-sseii  war  der  F.rtratr  der 
Hundesteuer  annaliernd  4000  Mk  ;  nachdem  er  seit  den  soer  Jahren 
wieder  in  die  Staatskasse  riießi.  gestaltete  er  sich  in  Abstanden  vou 
fünf  zu  fünf  Jahren  wie  tol^t'): 

1855  56:         9  264  Mk.  i88n  8j:       32  598  Mk. 

i8bQ6i:        10077    ,.  i88$;öt):       33  132  „ 

1865/66:       21003  \Jk.  1890  91:       37  44<>  M 

1870,71:       19328    ..  1895/96:  40638 


»875/7t>i       33  834  Mk- 


1900/01:  47105 


1902  03       41  462  Mk. 

1903  04       41  972 

Man  si<'ht  d<-utHcli,  wie  jedesmal  nach  einer  Steuererhöhiinjjf  im 
ersten  Jcdire  dt-r  l'.rtratT  in  «lie  Hohe  schnellt,  in  den  nächsten  Jahren 
aber  infolge  \ crminderter  Hundehaltung  sinkt,  um  später  alhnahüch 
wieder  /u  steigen,  —  Auch  Her  Ausfall  nach  IQ02  ist  wohl  nicht  s» 
sehr  auf  di<'  FrniedrigunL;  des  staatlichen  Steuersatzes,  cds  vielmehr 
darauf  /urück/utühren ,  <hil)  cinzfhie  (lenieinden  von  dem  ihnen  ein- 
geraunilen  i'csieuerun^srecht  (Tel)rauch  machten,  imd  die  l)ierdurch 
bewirkte  Krhohimg  (irr  Sicuersai/e  zu  tiner  Verminderung  derHunde- 
haltung  Veranlassung  gegeben  hat. 


VI.  Abschnitt 

Di0  direkten  Steuern  ven  1840—1902. 

I.  Allgemeines. 

In  den  Ausführungen  über  die  Gestaltung  der  Landsteuer  ist 
oben  die  Entwicklung  eines  inneren  und  eines  äußeren  Differenzierungs- 
Prozesses  nachgewiesen  worden.    Jener  offenbarte  sich  in  der  Aus- 

I )  Die  Perioden,  in  denen  die  Slcuersäue  unverändert  blieben,  sind  duicb  Soncb« 
eingeschlossen. 
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sdieiduag  der  Grund-.  Gewerbe»,  EtnmtetHng-  und  Viehsteuem,  dieser 
filhrte  zu  Ordinär-.  Extraordinarsteuem,  Rittersteuer  und  Kriegs- 
anlage»  deren  unterschiedliches  Moment  in  den  mannigfachen  Aus- 
nahmen und  Befreiungen  lag.  Es  waren  in  der  Tat  nacdigerade  un- 
haltbare Zustände  geworden,  und  so  bedeutete  es  einen  ganz  ge- 
waltigen Fortschritt  auf  dem  Gebtete  des  gothaischen  Steuerwesens, 
als  Herzog  Emst  I.  durch  eine  Verordnung  vom  31.  März  1841') 
sämdiche  Steuerprivilegien  aufliob. 

Soweit  die  IVivilegien  auf  rechtskräftigen  Bestimmungen  be- 
ruhten, wie  die  teilweise  Befreiung  der  Rittergüter,  konnte  freilich 
ihre  Aufhebung  nicht  ohne  weiteres  dekretiert  werden.  Wie  es  schon 
bei  Neugestaltung  der  indirekten  Steuern  geschehen  war«  so  wurden 
auch  jetzt  die  im  Genufl  der  Steuerfreiheit  Stehenden  für  den  Verlust 
ihrer  bisherigen  Immunitäten  mit  dem  Zwanzigfachen  des  künftigen 
Mehrbetrages  ihrer  Steuern  entschädigt*).  Die  Entschädigung  er- 
folgte durch  Schuldscheine  verzinslich  mit  3  Proz.;  zu  ihrer  Ver- 
zinsung und  Hlgfung  mit  2  Proz.  reichten  also  die  gewonnenen  Zu- 
S^nge  zum  Steuerstock  gerade  hin«  die  ja  einen  fün^rozentigen  Zins 
der  Entschädigungssumme  darstellten.  Die  aus  der  Tilgung  erwach- 
sende Zinsersparnis  wurde  der  Tilgungssumme  zugeschlagen,  so  daß 
das  Verfahren  sowohl  für  den  Fiskus  als  für  die  Entschädigten  auf 
dasselbe  hinauslief,  als  wenn  man  die  Aufhebung  der  Befreiungen 
ohne  Entschädigung  zwar  verfügt,  aber  noch  einige  Zeit  supendiert 
hätte,  nämlilch  genau  bis  zu  dem  Zeitpunkte,  an  dem  die  Schuld  ge- 
tilgt war,  d.  h.  in  diesem  Falle  nidit  ganz  31  Jahre.  —  Die  Ent- 
schädigung betrug  267090  Mk. 

Nach  dem  Wegfall  der  Steuerfreiheiten  war  eine  Unterscheidung 
in  Ordinär-,  Extraordinär-,  Rittersteuern  und  Kriegsanlage  überflüssig 
geworden;  man  kannte  nur  noch  eine  einheitliche  .J^andessteuer^ 
mit  ihren  beiden  Teilen  „Grundsteuer"  und  „Gewerbesteuer".  Wie 
früher  schon  erwähnt,  wurde  die  unergiebige  Einmietlingi» teuer 
scfawdgend  Ober  gangen,  während  die  Viehsteuer,  die  kaum  anders 
als  in  Verbindung  mit  der  Grundsteuer  vorkam,  in  dieser  verrechnet 
worden  zu  sein  scheint;  in  den  wenigen  Fällen,  in  denen  dies  nicht 
zutraf,  verzichtete  man  auch  auf  sie. 

2.  Die  Grundsteuer. 

„Als  terminlicher  Betrag  der  allg-emeinen  Landessteuer  von 
allen  Gnindstücken  und  Berechtigungen,  auf  denen  bis  zum  1.  Juli 

1 1  G  S   IV'  ^  r<-, 

2»  Verordn.  v.  31.  März  1841,  G.S.  iV  32;. 
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1H42  Ordinär-  und  Kxtraordinarsteuern  zu&anmieng'enomnien  ruhten, 
wird  von  da  an  die  im  letzten  Jahr  zu  leisten  gewesene  Tenuin- 
zahlung  anj^^enommen.  Von  denjenigen  (irundstücken  und  Bererhti- 
gungen,  die  bis  zum  1.  Juli  1842  nur  mit  Ordinarsteuer,  oder  nur 
mit  Kriegsanlage;  oder  mit  beiden  /iisammen  belastet  waren,  ist  die 
I^ndsteuer  zu  jedem  Termine  mit  der  entsprechenden  Quote  (des- 
jenigen I Betrages  zu  erlegen,  der  in  den  bisher  davon  entrichteten 
Steuergattungen  im  letzten  Jahre  zusammengenommen  zu  be- 
zahlen war.*'   So  die  Verordnung  vom  31.  März  1S41. 

Bis  zu  der  gleichzeitig  in  Aussicht  gestellten  grOndlichen  Re^ 
formierung  der  Grundsteuer  war  das  freilich  nur  ein  Notbehelf,  der 
die  alte  und  veraltete  Steuerveranlagung  von  1736»  die  ja  nur  g^e- 
legentliche,  mehr  zufallige  Veränderungen  erfahren  hatte,  aufs  neue 
sanktionierte,  obgleich  doch  die  Verhältnisse  so  ganz  andere  geworden 
waren:  die  Kulturarten  der  einzelnen  Grundstöcke  hatten  gewechselt. 
Besitz  und  Bewirtschaftung  und  damit  zusammenhängend  die  Ertrags- 
fähigkeit waren  anders  geworden  imd  vieles  andere  mehr. 

Jeuer  Modus  der  Veranlagung,  den  die  Verordnimg  vorsah, 
war  seinem  Wesen  nach  nur  anvven(il>ar.  wenn  bereits  \orbe:-  irv»  'id 
eine  Steuer  von  tlen  ( Tritnilsuicken  eiitriehtet  worden  war.  "i'T 
Hf-st»*uerung  soklu  r  (tüter  und  Grundstiu  ke  nun  aber,  die  l)i>her 
überhaupt  steuerfrei  v>ewesen  waren,  geriet  man  eijiigermaijeii  in 
Verlegenh(Mt.  aus  der  man  sich  so  heraushalf,  daß  man  für  alle  in 
Zukunft  neu  /u  veranlagenden  CTrundstücke  zwar  kein  neues  drund- 
steuers^eset/ .  dot  h  aber  eine  Tabelle  scliuf.  die  die  in  den  ein- 
zelnen (lenu'inden  bestehenden  Durchsehiiittssätze  enthielt,  und  aus 
der  schon  früher  die  Höchst-,  Mittel-  und  Mindestsätze  mitgeteilt 
worden  sind  Ks  geniij^l  darauf  zu  verweisen,  deini  nach  allem, 
was  bisher  über  die  Entwicklung  der  (irundsteuer  gesagt  wurde, 
wäre  es  müßig,  noch  durch"  Beispiele,  deren  sich  eine  Menge  bei- 
bringen Heß,  ihre  Unzulänglichkeit  darzutun. 

Und  fragen  wir  nun,  wann  denn  die  angekündigte  Reform  ge> 
kommen  ist,  so  lautet  die  Antwort:  niemals.  Der  Grund  für  das 
Ausbleiben  der  Reform  liegt  in  dem  Umstände,  daß  man  sich  nun 
schon  seit  einem  halben  Jahrhundert  mit  dem  Gedanken  trägt,  die 
Grundsteuer  überhaupt  abzuschaffen,  die  Finanzlage  des  Staates  aber 
bisher  eine  gänzliche  Abschaffung  noch  nicht  gestattet  hat  Immer» 
hin  ist  man  seit  Hinführung  der  Einkommen-  und  Klassensteuer 

1 1  cf.  psig.  15. 
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(1849  bezw.  185t)  bemfiht  gewesen,  die  bestehenden  Ungleichmäßig- 
keiten  wenigstens  dadurch  etwas  zu  vermindern,  daß  die  Zahl  der  zu 
entrichtenden  Grundsteuertermine,  soweit  es  die  Finanzlage  eben  zuHeß, 
herabgesetzt  wurde  und  gegenwärtig  nur  noch  drei  beträgt  Es 
wurden  jährlich  erhoben: 

vom  j.  Juli  1842  hih  i.  Januar  1851:  9  Termine 

„    I.  Januar  tSsi  bb  1.  Juli  1859:  7 

M    I.  Juli  i8s9  bb  I.  Juli  1902:  9  t, 

„    1.  Juli  1902  b»  I.  April  1905:  4 

Mit  1.  April  1905:  3  «• 

Ein  Versuch,  die  Grundsteuer  neu  zu  gestalten,  ist  durch  ein 
Gesetz  vom  22.  JuU  1869^)  gemacht  worden»  das  durch  eine  Novelle 
vom  13.  Juni  1872^  abgeändert  wurde,  das  aber,  obgleich  es  bereits 
Gesetzeskraft  erlangt  hatte,  niemals  zur  Ausführung  gekommen  ist. 
Nach  ihm  sollten  der  Grundsteuer  alle  Grundstücke  unterliegen 
mit  Ausnahme  von  i.  bebauten  Flächen,  den  zu  den  Gebäuden  ge- 
hörigen Hofräumen  und  den  Hausgärten  von  h(k^tens  30  ar  Flächen- 
gebalt;  für  diese  Grundstücke  sollte  eine  besondere  Gebäudesteuer 
eingeführt  werden ;  2.  dem  Staats-  und  Domänengut.  solange  die  in 
den  Verträgen  vom  i.  März  1855*)  festgesetzten  Beiträge  an  die 
Staatskasse  aus  den  Domäneneinkünften  geleistet  wurden^);  3.  den 
den  Gemeinden  gehörenden  Grundstücken,  die  zu  öffentlichem  Dienst 
oder  Gebrauch  bestimmt  waren;  4.  Grundstücken  milder  Stiftungen 
und  5.  Grundstücken,  die  dauernd  ertragsunfähig  waren,  dem  sog. 
«Unland**. 

Für  die  Veranlagung  war  das  MEinschätzungsver fahren**  in  Aus- 
sicht genommen,  nämlich  folgendermaßen:  das  ganze  Herzogtum  sollte 
in  Klassifikationsdistrikte  eingeteilt  werden,  deren  jeder  die  Grund- 
stücke mit  ähnlichen  klimatischen  und  Bodenverhältnissen  umfaßte. 
In  jedem  sollten  Musterstücke  ausgewählt  und  im  Vergleich  mit  ihnen 
die  anderen  Grundstücke  in  die  aufgestellten  zahlreichen  Ertragsklassen 
eingereiht  weiden.  Maßgebend  sollte  bei  der  Vergleichung  der  durch- 
schnittliche Reinertrag^)  der  letzten  Jahre  sein.  —  Nach  Kulturarten 

n  (5.S.  iH()0,  101. 

2}  (t,S.    1872,  57. 

3/  G.S.  IX  213. 

4t  Dorcb  das  DomSueoabkummen  v.  19.  Juli  1905  (cf.  pag.  33  f.)  ht  auch  das  Do- 
■piBMnrerm^JBen  fär  at«uerpfliditig  erklärt  worden.  Jedoch  rabt  die  VerpBichiaiig  zur  Ent- 
richtuni,'       Staaissteucm  sobi^e  als  ein  Mitglied  des  Herzogl.  Gotbaiscben  Gesammthauses 

die  Kcgicmng  führt. 

ci  l'nUT  RiitiLTUag  nur  tu  verst«'hen:  Rnh-  rira^  ali/iij^lich  der  Hotrif-l<siiiik<><sten, 
lucüt  auch  abzüglich  etwaiger  aui  dem  (Trundstuck  haftender  hahulcUiiibcu  und  K<:<i!laälen. 
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wurde  unterschieden:  Ackerland,  Gdrten.  Wiesen,  Weiden,  Holzungen, 
Wasserstücke  und  Ödland,  letzteres  alle  die  Grundstücke  umfassend, 
deren  Ertrag  in  nichtlandwirtschaftlichen  Produkten,  in  Kalk,  Sand, 
Torf  usw.  bestand. 

War  also  die  Regulierung  der  Grundsteuer  auch  eigentlich  eine 
beschlossene  Sache,  so  hatte  die  Regierung  doch  berechtigte  Bedenken, 
ob  die  beträchtliche  Summe,  die  eine  neue  Katastriening  des  Grund» 
besitzes  notwendig  erheischt,  aufgewandt  werden  sollte,  da  ja  nicht 
vorauszusehen  war,  ob  nicht  in  kürzester  Zeit  der  Landtag,  sobald 
eine  agrarische  Mehrheit  vorhanden  war,  die  Grundsteuern  voll* 
kommen  beseitigen  würde.  Um  die  Entwicklung  der  Dinge  abzu> 
warten,  wurde  die  Ausführung  immer  hinausgeschoben,  und  schließlich 
geriet  die  ganze  Angelegenheit,  die  ein  altes  Übet  hatte  beseitigen 
sollen,  gänzlich  in  Vergessenheit 

Nicht  besser  erging  es  im  Jahre  1892  dem  Plane,  eine  von  der 
Grundsteuer  getrennte  Gebäudrsteuer  einzuführen.  Nach  der  Um- 
rechnung in  unser  jetziges  MaJV  und  Münzsysteni  beträgt  die  be- 
stehende (lebäudearealsteuer  pro  Ar  bebauter  Fläche.  Hoh'aumes  und 
kleiner  Hausgärten  in  der  Stadt  Gotha  15  Pf„  in  Waitershausen  und 
Kindleben  12  Pf.,  in  allen  übrigen  Orten  6  Pf.  Neben  der  Areal- 
steuer wird  von  jedem  Wohnhaus  eine  Herdsteuer  von  durchweg 
12  Pf.,  der  frühere  „Hausgroschen**,  erhoben. 

Es  ist  augenscheinlich,  daB  trotz  der  höheren  Belastung  in  Gotha 
und  Waltershausen  diese  Abgaben  den  ländlichen  Hausbesitzer  ganz 
bedeutend  stärker  treffen  als  den  städtischen;  denn  die  Wohngebäude 
auf  dem  I^nde  pflegen  »nen  viel  breiteren  Raum  einzunehmen  als 
die  der  Stadt,  und  sie  liefern  doch  bei  weitem  nicht  den  gleicfa«n 
Ertrag.  Das  Mißverständnis  verschärft  sich  noch  dadurch  sehr,  dafl 
Nebengebäude  und  Hofräume,  die  in  der  Stadt  kaum  nennenswert 
sind,  auf  dem  Dorfe  eine  große  Fläche  einnehmen,  die  diejenige  des 
Wohngebäudes  meist  um  ein  vielfaches  übersteiget  Es  muß  zvrar 
zugegeben  werden,  daß  das  Anlagekapital  für  Gebäude  in  der  Stadt 
zumeist  beträchtlich  höher  ist,  jedoch  vermag  diese  Tatsache  das  Miß- 
verhältnis nur  sehr  wenig  zu  lindem. 

Die  Regierungsvorlage,  die  Gebäudesteuer  betreffend,  vom  Jahre 
1 892  *)  wollte  die  Steuer  nach  dem  jährlichen  Nutzungswert  bemessen 
der  in  den  Orten,  in  denen  Vermietungen  üblich  oder  doch  häufig 
waren,  aus  den  ortsüblichen  Mietpreisen  ermittelt  werden  sollte  In 
den  Orten,  in  denen  dieses  Charakteristikum  fehlte,  sollte  nach  anderen 

i)  Ldi.-Verb.  1889 '92,  297. 
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Merkmalen  (Bauart.  Größe,  Anzahl  der  Stockwerke)  tarifiert,  bei 
Fabriken  und  ähnlichen  industriellen  Anlagen  der  Nutzungswert  als 

4  Proz.  des  Bau  wertes  an^enomiiKn  worden. 

Der  Tarif  begann  mit  einem  jährlichen  Nutzunjyrswrert  von  36  Mk.; 
in  immer  größer  werdenden  Sprüngen  stieg  er  bis  zu  einem  Nutzungs- 
wert von  525  Mk..  von  da  an  waren  die  Stufen  gleichmäßig  150  Mk. 
Der  Steuerful^  betrug  durchweg  4  Proz.,  berechnet  nach  der  unteren 
Grenze  jeder  Stufe. 

Mit  Stimmengleichheit  wurde  der  Gesetzentwurf  am  iH.  März 
189;;^  ^'^"1  Landtage  abgol<  lit  t  hauptsächlich  deswegen,  weil  ein  Ab- 
zug der  Unterhai tungs-  und  Abnutzungskosten»  der  Schuldzinsen  usw. 
nicht  gestattet  werden  sollte. 

Ob  bei  den  Ertmgsteuern  die  Schuldzinsen  vom  Rohertrage 
abzu/ir-])«  t)  sind,  diese  Frage  ist  in  Theorie  und  Praxis  sehr  ver- 
schieden beantwortet  worden. 

Die  Ertragsteuern  können  zweierlei  Funktion  erfüllen.  Werden 
sie  neben  einer  allK'''Tieinen  Finkommensteuer  erhoben,  so  fallt  ihnen 
die  Aufgabe  zu,  das  fundierte  Einkommen  stärker  zu  besteuern,  als 
das  unfundierte  durch  die  Einkommensteuer  j^etroffen  wird.  In  diesem 
Falle  unterliejrt  es  wohl  keinem  Zw«dfel,  daß  Pas&ivkapitalien  von  den 
Vermögensbestandteiien  abgezogen  werden  müssen,  wie  ja  auch  jetzt 
bei  den  allgemeinen  Vermögensteuern  durchwegf  geschieht.  Atuler- 
seits  aber  köruien  die  Ertragsteuem  ein  selbständiges  System  bilden. 
Für  diesen  Fall  ist  häufig  Sf>  argunn'Utiert  worden:  die  spezielle  Er- 
tragsbesteuerung ist  vom  Subjekt  losgelöst;  sie  knüpft  an  die  ein- 
zelnen Erwerbsquellen  an.  deren  gesamten  Ertrag  sie  erfassen  soll; 
wenn  aber  ein  Abzug  von  Schulden  gestattet  wird,  so  erfaßt  sie  eben 
nicht  den  gesamten  Erlrag  und  verliert  dadurch  ihr  Wesen  und  ihre 
Bestimmung:  sie  knüpft  d.igogen  nicht  an  die  (iesamtvemiögensver- 
haltnisse  an,  auf  denen  die  i*a.ssivkapilali('n  (wenigstens  in  den  meisten 
Pällen)  haften.  T>iese  .Schlul'folg^crungen  sind  eine  X'erkennung"  der 
tatsächlichen  Verhältnisse.  Die  Ertragsteuem  sind  nur  zutri  SilM-in 
vom  Subjekt  losgelöst;  die  letzte  Ouelle,  aus  der  die  Steuer  für  di«- 
Dauer  geschöpft  werden  muß.  ist  und  bleibt  das  reine  Einkommen 
des  Nutznießers  der  Erwerbsquelle.  Ist  das  zugegeben,  .so  ist  aber 
auch  ohne  weiteres  kl.ir,  dal'»  der  Abzug  der  Passivkapitaljpn .  die 
einen  .s<^>  eminenten  Einfluß  auf  dic^  Hohe  des  reinen  Eink<  iiiiii»  ns 
ausüben,  auch  bei  der  speziellen  Ertragsbesteuerung  gestattet  werden 
muß.') 

I)  J,dl.-  Virh-   l88c,  if2,  34 J. 

-  i>  cf  Hoifmanns  Auf'ini/  «.  o.,  ,1er  übrigens  miiiche  anrieht^  und  maltcie 
Afläcbauung  enthält,  aber  zu  dem  gleichen  bchluU  komitit. 
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So  wünschenswert  eine  Regulierunj^  der  Grund-  und  Gebäude- 
steuer gewesen  wäre,  sie  ist  unterblif  ben;  die  Steuer  ist  beute  noch 
ebenso  mangelhaft  wie  vor  mehr  als  i^u  Jahren. 

Seit  der  Steuerreform  von  igo2  spielt  sie  eine  noch  eigenium- 
lichere  Rolle  als  zuvor.  Früher  war  sie  da/u  aiiufetati,  das  fundierte 
Einkommen  aus  (irundbesit/  stärker  heranzuzirlK  ii ,  wenn  dies  auch 
eine  sehr  einseitige  P>elastunij  dos  fundierti  n  lünk«miin*'ns  darstellt, 
insofern  es  für  andt  rcii  \'crnir)i^ciishrsit/  kfiiu*  Ertragsstoiu-rii  gab. 
Durch  die  F inführiiiii^f  t  iii<T  alli^cnieinen  V'crniOgen.steuer  wurde  in- 
dessen der  ( inuKistcu'  r  inic  Autt^.ibe  abgenommen,  so  daß  ihr  jeLZl 
nur  noch  der  Charakter  eiiu-r  Pra/.ipu.illast  für  den  <  n-uiuibi-sii/  zu- 
knmmt.  -  Ob  man  in  Zukunft  wird  auf  sie  \  erzichten  können,  han>;t 
natürlicherweise  von  der  finaiizii-llen  Lage  des  Staates  ab  bezw,  davon, 
ob  es  gelingt,  ein  m  eignetes  Mittel  finden,  die  entstehenden  Eiu- 
nalimeausfälle  zu  ersetzen. 

Es  ist  häutig  l>chauplet  worden,  die  drundsteuer  habe  zuar  reicht 
rechtlich,  doch  aber  faktisch  den  (  liurakter  einer  Reallast  angenomnimen: 
ihre  Beseitigung  bedeute  ein  um  erdientt  s  (icschenk  für  die  Grund- 
besitzer. Mag  .sie  auch  im  Laufe  der  Jahrhunderte  zur  „gewohnheits- 
mäßigen Abgabe  gew<irtlen  sein,  so  kann  doch  nicht  zugeg«.bt*;i 
werden,  daß  sie  darum  eine  Ke.dlast  t^eworden  wäre,  denn  es  fehlt 
ihr  die  Eigt  nsi  haft  der  Un Veränderlichkeit;  auch  mußte  sie  dann 
nach  dem  Gesetz  über  dit*  Ablösung  der  (irundlasten  abl..sl)tr  sein. 
Dieser  Einwand  isi  also  kein  Grund  dafür,  sie  Ijeizubehakcn,  wenn 
ihr  die  Existenzberechtigung  abgesfin'when  werden  muß.  Diese  hat 
sie  aber  seit  Einführung  der  X'ernio^eusteuer  verloren. 

Bei  der  Debatte  ül)i"r  die  Aufliei)ung  der  Grundsteuer  ist  wieder- 
holtauf die  ( irundstücke,  für  deren  Besteuerung  1H41  eine  EntsrhadiguPir 
gezahlt  \\t>rd»'n  war.  luiigcu  iestui  und  die  Frage  aufgeworfen  worden, 
ob  es  denn  hillig  w  äre.  \  011  den  Besitzern  solcher  Grundstücke 
—  wenigstens  sv>weit  sich  die  Grundstücke  noch  im  IVsit/.j  <icr 
l'aniilie  des  Empfängers  jener  Liu.schadiguugssumme  belinden  — 
diese  zurückzufi>rdern.  Diese  b'rage  ist  mit  „nein"  zu  beantworten. 
Denn  es  wurde  oben  gezeigt,  bei  Tx/re«  hnung  der  Eiuscluidigungs- 
summe  t  iu  lunlpr<  ./tMUiger  Zinsfuß  /ugruiide  gelegt.  daß>  aber  die  in 
.Schuldbriefen  gezahlte  Entschädigung  nur  mit  0  Li''»-'-  verzin>t  und 
mit  2  Proz.  getilgt  wurde.  Es  wurde  ferner  bereits  gcs.agi,  dal^ 
dieses  V<  rt  iln-en  mu-  <  iiie  lonnelie  Entschädigung'^  war  und  auf  das- 
selbe hin.tusli.  t.  als  w  vim  die  Aufhellung  der  Steuerfreiheiten  ohne 
Entschädigung  dekretiert,  aber  noch  31  Jahre  sistiert  worden  wäre. 
Es  ist  nun  evident,  daß  nach  Ablauf  dieser  3  i  Jahre  bei  einer  eventuellen 
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Aufhebung  der  Grundsteuern  eine  Zurückzahlung  der  £ntschädtgung5- 
svmme  nicht  wohl  gefordert  werden  kann.  Wäre  die  Grundsteuer 
innerhalb  jener  31  Jahre  in  Wegfall  gekommen  (oder  auch  nur  ver- 
fmgert  worden,  wie  am  1.  Juli  1851  bis  30.  Juni  1859  tatsächlich 
geschah),  so  hätte  allerdings  die  Zurückzahlung  eines  Teiles  gefordert 
werden  können,  denn  dann  wären  ja  die  Leistungen  des  Staates  größer 
gewesen  als  die  Gegenleistungen  der  GnindstÜckseigentOroer.  Dann 
aber  hätten  nicht  nur  die  wirklichen  Empfänger  der  Entschädigung 
bezw.  deren  Erben  zur  Zurückzahlung  herangezogen  werden  müssen, 
sondern  auch  diejenigen  Besitzer,  die  die  Grundstücke  durch  Kauf 
erworben  hatten.  Denn  notwendigerweise  mußte  die  nach  184  t  zu 
zahlende  Grundsteuer  einen  ^nfluß  auf  den  Kaufpreis  eines  solchen 
Grundstückes  ausüben:  er  mußte,  wenn  auch  nicht  genau,  so  doch  an- 
nähernd um  jenen  kaptalisierten  Betrag  der  Steuer  niedriger  sein, 
als  wenn  das  Grundstück  noch  steuerfrei  gewesen  wäre.  Also  hätte 
auch  der  Käufer  wenn  auch  nur  in  verschleierter  Form  einen  Genuß 
von  der  Entschädigungssumme  gehabt,  so  daß  auch  er  billigerweise 
zur  Zurückzahlung  bei  Aufhebung  der  Grundsteuern  hätte  verpflichtet 
werden  können. 

Der  terminliche  Ertr.ig  der  Grundsteuer  ist  in  den  Jahren  vom 
I.  Jiih  1842/43  bis  1902/03  in  Abständen  von  fünf  zu  fünf  Jaliren 
folgender  gewesen: 


1842  43 

26  130 

Mk. 

'87-2.73 

27  497  Mk. 

184;  48 

2(i  540 

»> 

1877.78 

28  080  „ 

»852/53 

«6805 

>» 

1882/83 

284a«  » 

IS57/5« 

«7  754 

n 

1887/88 

»8637  „ 

1863/61 

37  33$ 

f 

1892/9J 

«9051  „ 

1867/68 

37  015 

»' 

•89-98 

»9338  ,» 

und 

1902/03 

50824  Mk. 

Der  Gesamtertrag  der  vier  Termine  im  Jahre  i.  Juli  1903/04 
belief  sich  auf:  123557  Mk. 

Mit  wenig  Worten  sei  hier  auch  der  Käsern enbausteuer 
gedacht,  die  zur  Verzinsung  und  Tilgung  des  zum  Bau  einer  Kaserne 
aufgenommenen  Kapitals  durch  eine  Verordnung  vom  6.  Okt.  1 843 
angeführt  worden  war.  Sie  wurde  nach  Verhältnis  des  Grundsteuer- 
stocks auf  die  Gemeinden  mit  Ausnahme  der  Stadt  Gotha,  da  diese 
bereits  von  Etnquartierungslasten  getroffen  wurde,  zunächst  in  Höhe 
von  9000  Mk.  repartiert;  im  Finanzjahr  1851/52  wurde  aber  die  Re> 
partitionssumme  auf  13063  Mk.  erhöht  Im  Jahre  1874/75  ist  die 
Steuer  zum  letztenmal  umgelegt  worden. 

I)  im  Regbl.  1843  p.  795. 
Abband] unicea  d.  staaUw.  Setninam  z.  Jen«.  Bd.  II,  Ih-tt  3.  5 
Treschcr,  fiolwiduiimgcl.  Stctienreaen«  im  Henogi.  8.-OoiJuu 
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3.  Die  Gewerbesteuer. 
Allgemeine  Gewerbesteuer. 

Wie  die  Grundsteuer,  so  wurde  auch  der  andere  Bestandteil 
der  Landsteuer,  die  Gewerbesteuer,  nach  184  t  mit  den  „bisherigen 
terminlichen  Betragen**  erhoben. 

Mit  der  Einführung  einer  allgemeinen  Einkommensteuer  im 
Jahre  1849  bezw.  1850  fiel  die  Gewerbesteuer  wegM*  jedoch  mit  Aus- 
nahme einiger  besondere  gewerblidier  Abgaben  wie  der  Lotterie- 
konzes«onsgelder,  mit  Ausnahme  auch  der  sog.  „Komplacsteuer", 
deren  hier  kurz  gedacht  werden  mag'). 

Die  Komptexsteuer  war  eine  eigentümliche  Verschmelzung  der 
Grundsteuer  mit  einer  Gewerbeberechtigungssteuer,  die  nicht  sowohl 
an  einer  Person,  als  vielmehr  auf  einem  Grundstück  haftete,  also  einer 
sog.  Realberechtigungsabgabe.  —  Es  lä^t  ach  nicht  mehr  feststellen, 
wann  zuerst  diese  Gewerbebereditigungssteuer  in  Ferra  von  Zu- 
sdilägen  zur  Grundsteuer  erhoben  worden  ist.  Die  allgemeine  Gre- 
werbesteuer  hat  sie  also  um  einige  Jahre  überdauert  und  ist  erst  mit 
der  Einführung  der  Gewerbefreiheit  durch  die  Gewerbeordnung  vom 
21.  März  1863*)  gefallen. 

Dafi  man  bei  der  Einführung  der  Einkommensteuer  so  leichten 
Herzens  auf  die  Gewerbesteuer  verzichtete,  erklärt  sich  aus  ihrer 
gnringen  fiskalischen  Bedeutung;  1848/49  ergab  sie  nur  10827  Mk. 

Es  ist  bereits  bei  der  Stempelsteuer  erwälmt  worden,  daß  aus 
finanziellen  Gründen  die  Regierung  im  Jahre  1868  einen  Gesetzentwurf, 
die  Wiedereinführung  einer  Gewerbesteuer  betreffend*),  ausgearbeitet 
und  dem  Landtag  vorgdegt  hatte,  der  sich  eng  an  das  preußische 
Gewerbesteuergesetz  vom  19.  Juli  1861  anlehnte;  nur  einige  Steuer- 
sätze waren,  um  den  besonda-en  Verhältnissen  im  Herzogtum  Gotha 
Rechnung  zu  tragen,  um  ein  Beträchtliches  niedriger  bemessen  worden 
als  in  Pteußen.  —  Der  I^ndtag  lehnte  indessen  den  Entwurf  ab. 

Wenn  also  nun  auch  eine  Gewerbesteuer  schon  seit  länger  als 
einem  halben  Jahrhundert  nicht  mehr  besteht  so  sind  doch  einige 
Spezialgewerbesteuem  vorhanden,  die  im  folgenden  erwähnt  werden 
mögen. 

b)  Die  Eisenbahnsteuer. 

Die  Eisenbahnsteuer  ist  keine  spezifisch  gotfaaische,  vielmehr 
eine  von  P^ußen  übernommene  Steuer.  In  dem  preußischen  Gesetze 

I  ;  Ges.  V.  7.  Juni  1849  An.  31.  ü.S.  VI,  349. 
3)  Ldt-Verh.  1853/56  p.  395  u.  G.S.  VIII,  657 

3)  G.S.  xn  73  cf.  §  41. 

4)  LdL-Verh.  1865/68,  320 
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Ober  Eisenbahnuntemehmungen  vom  3.  Nov.  1838  war  im  Art.  38 
dne  besondere  Eisenbahnabgabe  vorgesehen,  die  „im  Verhältnis  des 
auf  das  gesamte  Aktienkapital»  nadi  Abzug  aller  Unterhattungs-  und 
Betriebskosten  und  des  jährlich  inne  zu  behaltenden  Beitrags  zum 
Reservefond,  treffenden  Ertrags  sich  abstuft**.  Zugleich  wurde  be- 
stimmt, daß  Eisenbahngesellschaften  (es  handelte  ^ch  zunächst  nur  um 
Aktiengesellschaften;  das  Gesetz  ist  aber  später  auf  alle  privaten  Eisen- 
bahnuntemehmungen ausgedehnt  worden)  zu  einer  anderen  als  dieser 
Gewerbesteuer  nicht  heranzuziehen  waren.  Diese  Bestimmungen  wurden 
durch  die  Gesetze  vom  30.  Mai  1853  und  16.  März  1867  ausgeführt 
Die  Steuersätze  sind  degressiv  und  betragen  bet  dnem  Reiner- 
trag von: 

bis  4  Pros,  dcft  Anlagekapitals        2,S  ^f**^  vom-  Reinertrag. 

4'"*  5     »•  5        "       »»  n 

5 — 6    ,.      ,,  .,  10  .< 

mehr  als  6     ..       .,  „  20  „ 

In  ileni  Vertrau  zwischen  i'reußen.  Weimar  und  Goüia  wegen 
Ausfiihrunvr  der  Thiirin'^cr  Bahn  vom  lo.  Juli  1844')  waren  die 
kruitrahierenüon  R'-gieruiii^en  übereiiijjj^ekommen,  daß  auch  im  (rroß- 
her/(ivi;tuni  Weimar  uiul  itii  Her/oi)Uim  Gotha  keine  andere  als  (h'ose 
Abi;al)t'  von  der  Thüriiiij;er  Hahii-Aktiens^cscUsfiiaft  erhol hmi  wünie, 
und  später  wurde  diese  jireul^ische  Steuer  unverändert  auch  auf  st>k^he 
Eisenbahnnnternehnuintjen  übertragen,  deren  Betrieb  ausschließlich  im 
Herzogtum  Gotlia  liegt;  so  wurde  aus  der  ursprünglich  preußischen 
Steuer  eine  gothaische. 

In  den  ersten  Betriebsjahren  der  Thüringer  Bahn  wurde  der 
Ertrag  der  Kisenbahnsteuer  nur  dazu  verwandt,  die  nicht  im  Besitze 
der  beteiligten  Regierungen  behndliclien  Aktien  aufzukaufen;  erst 
1862/63  erscheint  sie  zum  erstenmal  in  den  Hinnahmen  der  Staats- 
käLis^Q  mit  ^9451  M.;  die  Erträge  sind  naturgemäß  sehr  schwankend 
gewesen. 

Nachdem  1887  die  Thüringer  Bahn  in  den  Besitz  des  preußischen 
Staates  ubergegangen  war,  ist  die  finan/i«  lle  Bedeutung  der  Kisen- 
bahnsteuer für  die  gothaische  Staatskasse  fast  gänzlich  geschwunden; 
(ien  höchsten  Ertrag  erzielte  sie  seitdem  188S  89  mit  37^5  M.  1889 
ist  auch  die  1*  rottslädt-Friedrichrodaer  Bahn  vom  preußischen  Eisen- 
bahntiskus  erworben  worden,  und  nur  die  Ruhkier.  Mühlhausen- 
Kbelebt-r  und  Arnstadt-Ichler.sliauser  Kisenbahngesellschaft  wird  noch 
von  der  Steuer  getroffen.  Seit  1889  ist  der  Ertrag  über  einige 
Hundert  Mark  nicht  hinausgegangen  (1902/03:  328  M.). 

I)  G.S.  V,  169. 

5* 
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c)  Hausiergewerbe-  und  Wanderlagersteuer. 


Weniger  aus  fiiianz-  denn  aus  gewerbepolitischeu  tirimdcn  ist 
i8f)u')  fine  Hausicrj^owcrbesteuer  in  Höhe  von  1,20  M  bis  15  M. 
jäiirlich  je  nach  dem  mutmaßlichen  Umfang  und  der  iiintraglichkeit 
des  (iewerbes  eingeführt  wonlen;  iSj*^^)  wurde  sie  auf  3  M.  bis 
60  M.  erhöht.  Der  Steuer  sind  alle  A?igehi  »rivren  fremder  Staaten 
unterworfen,  die,  ohne  der  gothaischen  Einkommensteuer  zu  unter- 
liegen, im  lier/o^tum  das  Hausiergewerbe  betreiben. 

Ks  mag  bemerkt  werden,  daß  aul^x  rdi^m  der  GewerbeLietrieb  im 
Umherziehen  der  Konzession  bedarf,  und  daß  bis  1902  *^inf^  Knnzessioiis- 
gebOhr  von  3  M.  zu  entrichten  war.  Durch  die  schon  erwähnte  (tc- 
bührenordnung  von  1902  ist  die  (iebühr  je  nach  der  Art  und  (Kr 
Einträglichkeit  des  betreffenden  Gewerbes  verscbieden  bemessen 
worden;  sie  schwankt  zwischen  0,50  M.  und  20  M. 

Nach  dem  Vorbilfie  anderer  Staaten  und  ebenfalls  aus  gewerbe- 
politischen (iriinden  ist  (Kirch  das  Gesetz  v.  17.  Okt.  1878  ^j,  das 
1895*)  abgeändert  und  ergänzt  wurde,  eine  Spe/ialgewerbesteuer  für 
Wanderlager  cingefiihrt  worden.  Steuerpflichtig  sind  diej«'nigen  Per- 
sonen, die  im  Herzogtum  ein  Wanderlager  aufschlagen  und  der 
goüiaischen  Einkotnmen.steuer  nicht  unterliegen.  Die  Steuer  beträgt 
für  jede  angefangene  Woche  oder  für  jeden  neu  aufgeschlagenen 
Verkaufsstand: 


Diese  Sätze  sind  um  die  Hälfte  zu  erhöhen,  sobald  der  Inhaber  mdu" 
als  zwei  Geholfen  beschäftigt  —  Die  Gemeinden  sind  berechtigt  Zu- 
schläge zu  dieser  Steuer  bis  zu  100  Proz.  zu  erheben;  für  sie  konnnt 
es  nicht  in  Betracht,  ob  der  Unternehmer  der  gothaischen  Einkommoi- 
Steuer  unterliegt  oder  nicht 

Wanderauktionen,  die  vor  1895  ebenso  behandelt  wurden  wie 
Wanderlager,  haben  s^t  dieser  Zeit  dieselben  Steuersätze  pro  Tag 
2u  entrichten. 

Der  bisher  höchste  Ertrag  der  Hausiergewerbesteuer  war:  7  705  M-, 
der  der  Wanderlagersteuer  245  M.  (Finanzjahr  1902/03). 

I)  G.S.  V.  26.  DcE.  1869,  G.S.  1869,  ti$. 
9)  Ges.  V.  10.  Joli  l873t  G.S.  1873»  67* 

3)  G.S.  1878.  53. 

4)  lies.  V.  22.  Juni  1895,  G,S*  1895,  69^ 


in  der  Stadt  Gotlm  

in  Ohrdruf,  WaltcrshauMO,  Zell«,  Friedrichroda,  Mehlii  ttnd  RybU 
ia  allen  anderen  Orten    


1878/1895  seit  1S9S 
30  Mk.      40  Mk. 
so  „  30 

10      M  10  w 


U 


4*  Die  Einkommenbesfeetterufig. 

Schon  in  den  ersten  Jahrzehnten  des  iq.  Jahrhunderts  zeij^  sich 
in  fast  allen  deutschen  Staaten  ein  unverkennbares  Bestreben,  von 
der  Objekt-  zur  Subjektbesteuening  überzugehen,  ein  Bestreben,  das 
wir  auch  an  den  Kriegssteuern  der  napoleonischen  und  nachnapoleo- 
nisrhen  Zeit  zu  beobachten  Gelegenheit  hatten.  Indem  im  zweiten 
Jahrzehnt  einige  Staaten  versuchten,  ihr  Ertragsteuersystem  diu'ch 
Personalbesteuerung  zwar  nicht  zu  ersetzen,  wohl  aber  zu  ergänzen  — 
so  Preußen  durch  Gesetz  vom  30.  Mai  1820  — ,  war  ein  wichtiger 
Schritt  in  der  Entwickolun^  der  Siibjektbesteuerung  getan,  und  das 
Sturmjahr  1848  ließ  sie  zu  weiterer  Reife  gfedeihen.  Es  ist  selbstver- 
ständlich, dal^  auch  die  gesetzj^ebenden  Faklfireii  im  Herzoirtum  Gotha 
sich  dem  Einflulj  dieser  Strotiuinj^'-  nicht  etu/iehcn  konnten. 

Der  Voranschlat;  /um  Staatshaushalt  für  die  am  1.  Juli  i8;g 
beginnende  Einanzperiode  wies  j^eirr-n  früher  einen  jährlichen  Mehr- 
bedarf von  150000  Mk.  auf,  den  anders  al.s  durrh  Steiu  rn  zu  docken 
unmöglich  erschien.  Nun  aber  lagen,  wie  wir  gesehen  haben,  die 
Krtrag^steuern  gar  sehr  im  Argen.  Auch  damals  konnte  man  sich 
(Heser  Einsicht  nicht  verschHeljen  und  \  er/ichtete  diirauf,  durch  Erhöhen 
der  Termin/ahl  die  bestehenden  l '  nv^erer  lit-'j-kriten  noch  größer  und 
fühlbarer  /u  machen.  S(i  war  denn  auch  m  Gotiia  der  Anlaß  zum 
Ubergang  von  der  Objekt-  zur  Subjektbe.stcuerung  gegeben. 

Die  Finanzkommissinn  des  Landtags  vnn  hatte  zur  Losung 

des  PrnV)](»ms  einen  eigenartigen  Weg  vorgeschlagen.  In  richtiger 
Erkenntnis,  daß  fundiertes  Einkommen  eine  stärkere  Belastung  er'rngen 
könnte  als  unfundiertes,  hatte  sie  lieide  getrennt  behandelt  und  eine 
Vermögensteuer  imd  eine  ArbeitseinkommenstcHR'r  in  zwei  (iesetz- 
entwürfen')  ausgearbeitet,  fand  ab«'r  mit  diesem  ihren  Vorschlag  bei 
der  Abe'-ördnetenversamnilung  wenii.,'  Anklang.  Wenn  ja  auch  der 
zugrunde  liegende  Gedanke  zu  lolien  w.ir,  so  waretr  doch  die  beiden 
Entwürfe  vollkommen  unbrauchl)ar;  sie  enthielten  grolie  Mängel.  TTm 
nur  einen  von  ihnen  zu  erwähnen:  für  die  Arbeitseinkonnii  n-ituer 
war  eine  Progressivskala  vorgesehen,  für  die  Vermögensteuer  da- 
gegen nicht 

Es  ist  bemerkenswert,  dal'  d.im  «Is  die  allgemeine  Meimmg  die 
Progessivskala  als  die  ungen  ( htesie  Ataßnahme  v(Ttiammtc;  man 
witterte  hier  auch  etwas  von  Kommunismus.  Ja  selbst  <lie  I  inanz- 
kommission  hatte  die  Progression  wider  ihr  Gewissen  eingefiihrt,  denn 


1)  Beil.  x.  Protokoll  Na  88  der  Ldu-Verb.  1848^49. 
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sie  g^estand  später  rückhaltlos  ein^),  da&  sie  sich  nur  deshalb  dazu 
verstanficii  hatte,  weil  es  in  anderen  Staaten  auch  so  war,  daß  aber 
.jedwede  Steigerung  der  Prozente  im  Sinne  der  Gerechtigkeit  nicht 
zu  rechtfertigen  sei".  Inzwischen  haben  sich  die  Meinungen  geändert, 
und  es  gibt  keinen  Staat,  der  nicht  eine  Progressiv-  bezw.  Degressiv- 
skala  eingeführt  hätte.  Die  meisten  haben  der  letzteren  den  Vorzug' 
gcg^ebpn,  und  doch  ist  die  Degressivskala  nur  in  beschränktem  Maße 
imstande,  die  T.eistungsfähigkeit  zu  berücksichtigen.  Denn  wie  soll 
OS  mit  dorn  Prin/ipe,  die  Besteuerung  der  Leistungsfähigkeit  anzu- 
]>assen.  zu  vereinbaren  sein,  daß  bei  einer  gewissen  flöhe  des  P.in- 
kommens  plötzlich  die  Progression  aufhört,  daß  alle  darüber  hinaus 
gehenden  Einkommen  niit  einem  unveränderlichen  Steuerfuß  in 
Preußen  4  Proz.  bei  Kink'>mmen  von  lonooo  Mk.  an  —  besteuert 
werden?  Die  größere  Leistungsfähigkeit  der  höheren  Einkommen 
kann  nicht  bestritten  werden;  daß  man  aber  was  meist  für  die  De- 
gressivskala  ins  Feld  geführt  wird,  l)ei  der  progressiven  Besteuerung 
notwendigerweise  zu  jecles  vernunliige  Mal'  überschreitenden  Steuer- 
füßen  gelangen  müsse,  tlas  wird  sowohl  durch  die  frühere  als  besonderi. 
auch  die  jetzige  Einkomnienbesteuerung  im  Herzogtum  Gotha  wider- 
legt. —  Ich  komme  darauf  bei  cuiderer  (lelegenhcit  /nnuk. 

Wenn  ich  mich  nun  /u  dem  ersten  Linkommensteiu  rgeset/e  \"in 
J.Juni  1849-)  wende,  so  werde  ich  mich  auf  die  wesentin  listen  Punkte 
beschränken,  da  es  nur  sehr  g(^ringe  Bedeutung  gehabt  hat  Schon 
nach  kürzester  Zeit  wurde  es  durch  ein  anderes  abgelöst,  weil  jener 
erste  Versuch  zur  Einführung  einer  allgemeinen  Einkommensteuer 
vollkommen  mil*)lanLr.     I'"s  ist  dies  nicht  verwunderlich,  wenn  man 
bedenkt,  daß  er  ohne  jede  statistische  Unterlage  unternommen  wurde, 
ein  Rückscklult  von  den  Resultaten  der  l'  inkommenljesteuerung  anderer 
Staaten  eiinnal  der  im  Herzogtum  Gotha  anders  liegenden  Verhältnisse 
halber,  dann  auch  deswegen  nicht  wohl  angängig  war.  weil  die  Ein-  '. 
konnnenbesteut  rung  in  den  anderen  Staaten  meist  anderer  Art  war 
als  die   geplante   g<nhaische.     In   Preulieti   z.  B.  war  die  Personal-  ' 
besteuerung  laut  (resetz  v.  .n)  30.  Mai  1H20  nur  für  die  kleineren  Städte 
und  das  Land  durchgeführt,  während  in  den  größeren  Städten  die  j 
Malil-  und  Schlacht^jteuer  erhoben  wurde.  • 

In  vollständiger  Unkenntnis  darüber,  welchen  Ertrag  die  Steuer  j 
auch  nur  annähernd  ergeben  würde,  setzte  irwai  aiit  '^ut  Idück  den  : 
Steuersatz  auf    i   Pf,   vom    1  aler  reinen  Einkommens  an  jedem  der 
jährlich  zu  entrichtenden  neun  fermine  fest.  Ealls  der  Ertrag  erheblich 

0  Ittil.  z.  Prot.  No.  141  der  Ldt.-Verb.  1848/49,  (p.  6j. 
2}  0.  S.  VI,  54t. 
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hinter  dem  erwarteten  zurQckbliebe,  sollte  nach  Absicht  des  Gesetzes 

der  Steuersatz  vervielfältij?t  werden. 

Von  der  allgemeinen  Einkommensteuer  wurde  das  reine  Ein- 
kommen getroffen,  aus  welcher  Erwerbsquelle  es  auch  sei.  wenn  es 
a)  bei  eiiizelsiebenden  Personen  150  Mk.,  b)  bei  Familien  mit  höchstens 
drei  Kiiidem  22$  Mk.  und  c)  bei  Familien  mit  mehr  als  drei  Kindern 
300  Mk.  erreichte. 

Eine  Maßnalime,  deren  Recht-  und  Zweckmäßigkeit  erst  in 
jüngster  2Ieit  wieder  anerkannt  worden  ist  war  schon  durch  jenes 
Gesetz  eingeführt:  der  Deklarationszwang  und  zwar  für  alle  Steuer- 
pflichtigen ohne  Ausnahme.  Die  Fassionen  wurden  von  der  „Prüfungs^ 
bebörde",  die  sich  aus  ein  oder  mehreren  Beamten  und  dem  „Prüfungs- 
autechuß*  zusammcnsotzto.  i:^oprüft.  Der  Prüfungsausschuß  wieder 
wurde  für  jede  Gemeinde  besonders  je  nach  der  Größe  des  Ortes  aus 
drei  bis  sieben  Steuerpflichtigen  aller  Stände  gebildet 

Mit  Einführung  dieser  .Steuer  kam.  wie  schon  erwähnt,  die  (ie- 
werbesteuer  in  Wegfall.  Die  Grundsteuer  wurde  zwar  formell  bei- 
behalten, doch  sollte  ihr  Betrag  von  dem  der  Einkommensteuer  des 
Grundsteuerpflichtigen  abgezogen,  falls  aber  die  (irundsteuer  die  Ein- 
kommensteuer überstieg,  jene  allein  ernt  i<  htet  werden. 

Es  mag  genügen,  dieses  Wenige  über  die  Einkommenbesteuerung 
nach  dem  Gesetze  von  1849  sagen.  Abgesehen  von  manchen 
kleineren  Mängeln,  abgesehen  auch  von  Unklarheiten  und  Unzweck- 
mäßigkeiten  litt  sie  an  drei  großen  Fehlern:  1.  sit«  besteuerte  alles 
Einkommen,  fundiertes  und  unfundierti  s  gleichmäßig;  2.  sie  setzte 
eine  Prozentual-,  keine  Progressivskala  fest;  und  3.  das  steuerfreie 
Existenzminimum  war  viel  zu  niedrig  bemessen. 

Es  war  eine  sehr  optimistische  Annahme  der  Regierung  und 
der  Abgeordnetcnversammlung,  daß  in  einer  Zeit  von  nicht  ganz  einem 
Monat  die  \''orbereitungen  zu  f1<T  neuen  Besteuerung  soweit  gediehen 
sein  würden,  daß  bereits  am  i.  juü  1849  d;us  betreffende  (iesetz  hätte 
in  Kraft  treten  können.  Allein  diis  Jahr  184g  und  die  erste  Hälfte 
des  folgenden  verging,  ohne  daß  der  Steuerbote  irgend  einen  lun- 
kommensteuerpflichtigen  belästigt  hätte.  Frst  nach  Jahrfrist,  im  Juni 
1850,  wurden  zwei  Termine  nach  der  nunmehr  ziemlich  fertig  i;ostp11ten 
Veranlagung  erhoben,  jedoch  mit  der  Modifikation,  daß  Einkommen 
unter  300  Mk.  überhaupt  frei  blieben. 

Inzwischen  hatte  die  \'*  ranlagung  dargetan,  daß  der  wirkliche 
Ertrag  erheblich  hinter  dem  erwarteten  zurückVilieb.  Der  drund  für 
diesen  finanziellen  Mißerfolg  ist  teils  in  der  ünfähi'^keit.  teils  aber 
auch  in  dem  Mangel  an  gutem  Willen,  eine  der  Wahrheit  entsprechende 
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Deklaration  abzugeben,  zu  suchen.  Ks  kamen  Fälle  vor,  in  denen  nicht 
der  dritte  und  vierte  Teil  des  wirklichen  Einkommens  deklariert  war. 
Die  Prüfungskommissionen  aber«  deren  Aufgabe  nur  darin  bestand, 
die  abgegebenen  I''assionen  zu  prüfen»  waren  sowohl  ihrer  beschränkten 
Befugnisse  als  auch  ihrer  Zusammensetzung  nach  nicht  geeignet  das 
Reineinkommen  der  Steuerpflichtigen  auch  nur  annähernd  richtig  fest- 
zustellen. Hätte  man  aber  durch  Erhöhung  der  Terminzabl  die  Steuer 
ergiebiger  gestalten  wollen,  so  würden  diejcnig-en  Personen,  die  ein 
festes  Einkommen  bezogen  und  dieses  also  der  Besteuerung  nicht 
wohl  entziehen  k<innti»n,  yu  hart  getroffen  worden  sein.  Zudem 
hatten  sich  noch  andere  zahlreiche  Mängel  bemerkbar  gemacht; 
z.  B.  hatte  sich  das  System  der  progressiven  Besteuerung  einst- 
weilen Anerkennung  verschafft,  und  die  Begünstigung  der  Grund- 
besitzer durch  Abzug  der  Grundsteuer  war  mißliebig  geworden.  Aus 
diesen  (iründen  beschloß  man,  nach  dem  alten  Gesetz  nur  noch  fünf 
Termine  bis  /.um  i.  Januar  18,51  zu  erheben,  von  da  an  aber  ein 
neues  Einkommensteuergesetz  in  Kraft  treten  zu  lassen. 

Das  Gesetz  vom  31.  August  i^s*'').  durch  das  die  allgemeine 

Einkommensteuer  durch  eine  Kinkninmen-  luid  Klassensteiier  ersetzt 
wurde,  war  eine  Xachbildunp  des  preul)ischen  Gesetzentwurfes,  der 
zwar  von  der  zweiten  Kammer  angenommen,  von  der  ersten  alier 
abgelehnt  worden  war,  und  unterschied  sich  von  diesem  nur  darin, 
daß  der  anders  liegenden  l Tcnieindevertretungsverhältnisse  halber  die 
Einschätzungskommissionen,  fiie  zur  Kinsrhätzung  der  Einkommen- 
und  der  KlassensteuerpfHchtigen  im  ( regensatze  zu  Preußen  dieselben 
waren,  sich  etwas  anders  zusammensetzten.  Außerdem  waren  für  die 
Klassensteuer,  die  bis  zu  einem  Einkommen  von  J400  Mk.  reichte 
(in  Preußen  ,>ooo  Mk.),  elf  Abstufungen  vorgesehen,  wodurch  die 
Wohlhabenderen  etwas  stärker  belastet  werden  konnten,  als  dies  in 
Preußen  der  Eall  war. 

I.  Die  Einkommensteuer:  Bei  l'e.stsetzung  der  Steuerpflicht 
ging  das  Gesetz  von  1850  in  der  Hauj^tsache  vom  Prinzipe  der  wirt- 
schaftliehen Zugeliörigkeit  aus,  indem  (>s  unt(>r  der  Voraussetzung, 
daß  das  Einkommen  2400  Mk.  erreichte  für  einkommensteuerpfliditig 
erklärte:  1.  alle  im  Herzogtum  Gotha  wohnenden  Staatsangehurigen: 
2.  alle  im  Auslande  wohnenden  Staatsangehörigen,  soweit  sie  Ein- 
kommen aus  dem  Herzogtum  bezogen:  ,v  Ausländer  hinsichtli;  Ii  ihres 
Einkommens  aus  inländischem  Grundbesitz,  Handel-  oder  Gewerbe- 


I)  G.s.  VI.  635. 
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betheb.  —  Dagegen  blieben  sowohl  im  Inland  wohnende  Staats- 
angehörige als  auch  soldie  Ausländer  für  ihr  Einkommen,  das  sie 
aus  dem  Auslande  bezogen,  frei,  vorausgesetzt  jedoch,  daß  es  bereits 
im  Auslande  einer  gleichartigen  Besteuerung  unto'lag.  Eine  subjek- 
tive  Befreiung  bestand  nur  für  den  Herzog,  dessen  Gemahlin  und 
verwit\\'ete  Herzoginnen. 

Im  Gegensatz  zu  früher  war  Hno  Pmi^ressivskala  eingeführt 
worden  und  zwar  in  folgender  Weise:  der  Steuerfuft  beträgt  bei  einem, 
nach  Haushaltungen  berechneten  Einkommen  von: 

3600  -4770  „    rsr  die  cnten  3600  Uk.  3  Pros.;   fttr  das  Mehr  3  */•  P"»*« 

4800-5970    „      „     „       „       JtK»    ..     3      „  «      „      „      3'/,  „ 

0000-7170   3600    ..     3    3',  ., 

7^00-^8370    •»      •»     »f       t«       3ÖOO    „     3  i  ^/ %  »♦ 

S400  MV.  tt.  mehr       „      „     3600  „   3     „  „    4  „ 

Diesr  Skala,  nach  der  alsu  der  Steuerfuß  von  4  Proz.  niemals  voll- 
ständig erreicht  wird,  ist  bis  in  die  jüngste  Zeit  bis  zur  Steuer- 
reform vom  Jahre  iiy02  angewandt  worden;  sie  ist  pros^^cssiv,  denn  je 
höher  das  Einkotntnen  ist,  um  so  mehr  n.ihert  sich  der  SiuuerfuB  .j  Pmz. 
Diese  asymptotische  Skala,  die  im  lle^z^'^tum  Gotha  zum  ersiciunai 
angewandt  wunlr.  ist  in  der  Literatur  lange  Zeit  hindurcli  kurz  als 
die  „gothaische  Skala'"  b« 'zeichnet  vvt)rden. 

Nach  den  Quellen  wurde  das  ?-inkommen  unterschieden  als 
I.  aus  (irutuh  erm«  .j^ren,  2.  aus  Kapitalvermögen  und  aus  Rechten 
auf  periodische  Hebungen,  7,.  aus  dem  Ertrage  eines  Gewerbes  oder 
ir^^ond  einer  Art  gewinnbringender  Be&chafli^^unL;.  Waren  (irund- 
stücke,  worunter  alle  Immobilien  zu  verstehen  waren,  verpachtet  oder 
vermietet,  so  wurde  der  Steuer  der  jewi  ilivr^  Pacht-  oder  Miets/.ins 
zugrunde  gelegt,  bei  selbslbewirlsehaftetem  be/w.  st  lbstbenutztem  Grund- 
besitz dagegen  wurde  der  Ertrag  mit  3  Pro/,,  tics  mittleren  Kaufwertes 
angenommen.  Das  war  natürlicherweise  eine  ^^u\/.  rohe  Schätzung, 
die  offenbar  eine  I^günstigung  der  selbstbewirtschaftenden  Grund- 
besitzer enthielt.  Ist  nämlich  ein  Grundstück  verpachtet,  so  kann  an- 
genommen werden,  daß  der  Pacht/ins  in  jetziger  Zeit  im  Durchschnitt 
annähernd  ,\  Proz.  vom  Kaufwerte  beträgt,  daß  er  aber  damals  3  Proz. 
und  mehr  betrug.  Das  Einkommen  eines  Selbstbewirtschafters  aber, 
das  das  Arbeitseinkommen  neben  dem  Grundertrag  mit  enthält,  über- 
steigt naturgemäß  3  Proz.  das  Grundstückwertes.  Dieses  Mehrein- 
kommen blieb  also  nach  den  angeführten  B^timmungen  steuerfrei. 

I)  Kinkomaieo,  daB  nidit  durch  30  (lo  Taler)  leilbtf  war,  wurde  auf  den  nid»! 
dincb  30  tdUMten  Betnif  abgerundet. 
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Diese  Begünstigung  war  nicht  sowohl  eine  unbeabsichtigte  als 
vielmehr  eine  gewollte.  War  n&mlich  früher  die  Grundsteuer')  von 
der  Einkommensteuer  abgezogen  worden.  Sf3  wurde  sie  von  jetzt  ab 
neben  der  Einkommensteuer  erhoben.  Jene  Begünstigung  nun  sollte 
ein  Äquivalent  für  die  durch  die  (irundsteuer  höher  belasteten  Grund- 
besitzer sein;  sie  verfehlte  aber  ihren  Zweck  insofern,  als  sie  eben 
nur  einem  Teil  der  Grundbesitzer,  den  selbstbewirtsdiaftenden,  zugute 
kam,  nicht  aber  auch  denen,  die  ihn-  I^ositziing  verpachtet  hatten. 

Einkommen  aus  Kapital  und  Arbeit  war  mit  seinem  feststehenden 
Betrage,  oder  wenn  schwankend,  mit  dem  Betrage  des  vorherg^enden 
Jahres  zu  veranlagen. 

Rücksichtlich  der  Abzugspü.stcn  verfuhr  man  insofern  ziemlich 
unpraktisch,  als  das  Gesetz  vorschrieb,  daß  .Schulden  und  Leistungen 
nicht  in  cumulo  vom  Gesamteinkommen,  sondern  je  nach  ihrer  Art  von 
den  einzelnen  Finkomincnsarten  abgezoi^en  werden  sollten.  So  Zinsen 
hypothekari.seher  Schulden,  Grundsteuern  und  -lasten,  schließlich  auch 
Prämien  für  Feuer-  und  Hagelversicherung  vom  Kink^mmen  aus 
Grundbesitz,  Zinsen  für  passive  Privatforderungen  von  dem  aus  Kapital- 
besitz, endlirli  Zinsen  fiir  I*assiva,  die  im  k.iufmannisciien  Verkehr 
entstanden.  Beitrav^e  zur  Witwetisorietatskasse  und  /u  den  Alinosen- 
kassen,  Dienstaufw  .tnd  etc.  vom  Kitikommen  aus  dewerhe  und  Arbeit 
P'ine  snl(*he  I ' nterscheitlnn^^r  treffen  zu  wollen,  ist  /um  mindest'T, 
unnütz.  —  Prämien  für  J.ebens-  und  ähnliche  \'ersicherungen  waren 
ausdrüf  kli(  h  von  den  Abzugsposten  ausgeschlossen-). 

Mit  der  Selbsteinschätznng  hatte  man  /u  trübe  Krtalirimgen 
gemacht,  als  daB  man  sich  hätte  entschiiel'jeii  können,  sie  bei/ u behalten. 
Man  wandelte  die  obligatorische  1  )(  klaration  in  eine  fakultative  um.  — 
Die  Kinschat/uui^  und  Veranlav;uni.;  erfolgte  durch  eine  Kinschat/unqfs- 
kommission,  bestehend  für  jeden  i  )rt  aus  einem  .Steuerbeaniten.  dem 
OrtsschultheiJ  len  be/w.  dem  Burgermeister,  ein  bis  drei  Mitgliedern 
der  Gemeindeverlretuni'"  und  zwei  bis  drei  von  dieser  zu  wählenden 
Steuerpflichtigen.  Diese  Zusammenset/utig  war  sehr  wenig  glücklich: 
sie  ist  da  1t  er.  wie  wir  sehen  werden,  sehr  bald  durch  eine  andere 
ersetzt  worden. 

Als  Berufimi^sinst.in/  für  dit^  .Sieuerpthchtigen  wie  für  den  Steuer- 
fiskus, gegen  deren  Entscheidung  nur  wegen  formeller  Verstoß  a« 

1)  Die  Zahl  der  GnuKtoteuertennine  wurde  jeut  von  9  luf  7  her»bggietet  ef.  oben  p.  61. 
3)  Rfldaichdich  der  Frage:  „aoU  man  Lebensvenichening»|iribn!en  vom  steocrpfliditifeD 

Einkommen  abziehen  lassen?",  einer  Fra^je,  über  die  auch  heute  ncx:h  in  der  Legislative  der 
detuschen  St.iateii  krinr  f'li'  ti  instunmun(;  herrscht,  verweise  ich  auf  Scbanx'  10  betiteltes 
AuImu  a.  8u  O.    Die  Frage  ist  mit  „aein"  zu  beaatworteo. 
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die  Landesregierung  —  Finanzabteilung  — »  in  zweiter  Linie  an  das 
Staatsministerium  appelliert  worden  konnte,  wurde  für  jeden  Justiz- 
und  Gerichtsamtsbezirk  eine  Kekurskommission  gebildet,  die  sich  zu- 
sammensetzte aus  I.  d^  Oberbeamten  des  zuständigen  Steueramts. 
2.  den  Bürgermeistern  der  zum  Bezirk  gehörenden  Städte.  3.  drei 
Schultheilten  des  Amtsbe  zirks,  gewählt  vom  Justiz-  und  vom  Rent- 
beamten. 4.  drei  SteuerpHic  hiiiien.  7:11  wählen  von  den  Bürgermeistern 
und  Schultheißen.  Für  die  Stadt  Gotha  bestand  eine  besondere  Rekurs- 
kommission mit  etwas  anderer  Zusammensetzung.  Diese  Berufungs- 
behi)rde  war.  konnte  sie  ach  nicht  anders  Klarheit  verschaffen,  dazu 
ennä(  hiigt,  Selbstangabc  ev.  unter  eidlicher  Erhärtung  zu  fordern. 
Der  Hauptmangel  dieses  Systems  war  die  wcitg<  lu  iido  Dezentrali- 
sation, wodurch  eine  einheitliche  Behandlung  steuerlicher  Fragen  un- 
möglich wurde. 

2.  D i e  K 1  ass ensteuer.  Die  Klassensteuerpflichtigen  wurden  in 
drei  Hauptklassen«  deren  erste  und  zweite  je  vier,  deren  dritte  drei 
Unterstufen  umfaßte,  nach  allgemeinen  Unterscheidungsmerkmalen  ein- 
gereibt,  die  in  kurzem  folgende  sind:  Der  dritten,  niedrigsten  Haupt- 
klasse gehörten  Grundbesitzer  und  Gewerbetreibende  an,  die  noch  auf 
Nebenverdienst  angewiesen  waren,  Lohnarbeiter,  Handwerksgesellen, 
I^enstboten  etc.  Zur  zweiten  Klasse  gehörten  Grundbesitzer  und  (icwerbe- 
treibende,  die  von  diesem  Besitz  bezw.  diesem  Gewerbe  ausreichend 
bestehen  konnten,  und  solche  andere  Personen,  die  sich  in  ungef^r 
gleicher  Lage  befanden.  Zur  ersten  Klasse  endlich  die  nWohlhabenderen** 
der  Klassensteuerpflichtigen.  Je  nach  ihrer  besonderen  Leistungs- 
fähigkeit wurden  sie  dann  in  die  Unterstufen  eingeschätzt. 

Die  Steuersätze  betrugen  monadtch: 


I.  H.iuptlcla*^'^- : 
I.  Smfc        5,00  Mk 


2. 

3-  M 

4-  « 

»,50  ,* 

II.  Hauptkla*'<<-: 
5,  Slule       2,00  Mk 

7-    «  '.05  ., 

«t  0,75  „ 


III.  Haiiptkl.-\s5c : 

9.  Stufe      0.50  Mk 

10.  „  0,25  ., 

11.  „  0,10 


Was  oben  über  die  Stonerpflicht  b<  i  der  Kinkoinnicnsteuer  ^^•'v;'^ 
wurde,  war  auch  für  die  KlassensteuerpHicht  maßv^(  l>cnd,  do<  Ii  M'lzt 
das  Gesetz  hier  einige  Befreiungen  besonders  fest:  1.  für  solc  he  I'it- 
sonen,  dir  zur  untorstcn  Stufe  der  dritten  1 1.niptklasse  irrhAroii  \viin]»Mi 
und  ihr  17.  Jahr  noc  h  nicht  erreicht  bo/'w.  das  bt>reits  uberschritKMi 
haben,  2.  Arme,  die  fortlaufende  Unterstützungen  erhalten,  3  aktive 
Unteroffiziere  und  Mannschaften  in  bezug  auf  ihre  Iwöhnungea  und 


bigiiized  by  Google 


-    76  - 


sonstigen  Dienstbezüge.  Ich  erwähne  gleich  jetzt,  daß  die  Steuo*- 
freiheit  des  Einkommens  von  Militärpersonen  später  einige  Male  er- 
weitert wurde:  1859')  wurde  die  Steuerfreiheit  auch  auf  Unteroffiziere 
und  Gemeine  des  Beurlaubtenstandes  für  die  Monate,  in  denen  sie 
zur  Fahne  einberufen  waren,  ausgedehnt  und  zwar  für  ihr  klassen« 
stcuerpHichtiiTcs  Einkommen  überhaupt;  waren  sie  einkommensteuer- 
pflichti^^.  dann  in  bezug  auf  ihre  Dienstbe/üg'o.  Dio  Befreiung  von 
der  Klassenstc-uer  wurde  187  1  -)  auch  auf  klassensteuerptiichtige Offiziere 
für  den  Fall  und  die  Dauer  der  Mohilmachungf  ausj^cdehnt. 

Die  Einschalzun)^^  erfolgte  unter  Ausschluß  freiwilliger  Fassion 
durch  die  b(T<Mt.s  l)ei  der  Kink(»mmenstcucr  erwähnten  ( )rg-ane. 

Bedeutete  min  auch  dieses  Gesetz  viei^fn  das  frühere  besonders 
insofern  einen  ^rolk'n  Fortschritt,  als  es  durch  Berücksirhtii^ung  der 
individuellen  Leisen n*>''='fahigkeit  in  der  Klassensteuer,  durch  die  Pro- 
gression in  der  Fjukommcnsteuer  die  Steuerlast  ein  wenig  von  dem 
schwächeren  l  eil  der  Bevölkerung  auf  die  stärkeren  Schultern  wälzte, 
so  litt  es  dorh  noch  «iii  erheblichen  Mängeln.  Da  nach  diesem  Gesetze, 
wie  in  der  Sitzung  d»'r  Fandtagsabgeordneten  vom  i  Mai  1852') 
hervnrgehoben  wurde,  „nicht  mir  Personen,  deren  Feistungsunfähigkeit 
keinem  Zweifel  unterliegt,  besteuert  werden  müssen,  sondern  auch 
eine  der  Leistungsfähigkeit  und  den  sonstigen  Verhältnissen  der  Steuer- 
pflichtigen angemessene  Besteuerung  in  vielen  Fällen  unmöglich  ist. 
überdies  auch  der  Inhalt  jenes  Gesetzes  in  tnehrfacher  Beziehung  (hmkel 
und  zweifelhafi  «erscheint  .  war  auch  diesem  Einkommensteuer- 
gesetze eine  nur  kurze  Lebensdauer  beschieden. 

Gestatzt  auf  die  eigene  Erfahrung  und  die  anderer  Staaten, 
deren  sich  inzwischen  mehrere  ebenfalls  mit  größerem  oder  geringerem 
Erfolge  in  der  Subjektbesteuerung  versucht  hatten  —  z.  B.  Preußen 
1851  —  wurde  das  Gesetz  am  10.  Januar  1854  durch  ein  neues  ersetzt'). 
Es  lehnt  sich  eng  an  das  von  1850  an;  es  genügt  daher,  die  wichtigen 
Änderungen  anzuführen: 

Ausländer,  die,  ohne  im  HerzQgtum  zu  wohnen,  Einkommen  von 
mindestens  30  Mk.  aus  inlandischem  Grundbesitz,  oder  irgend  welches 
Einkommen  aus  inUndischem  Handel*  oder  Gewerbebetriebe  bezogen; 

1)  Ges.  V.  24.  Juni  1859,  G.S.  X,  67  t. 

2)  Go.  V.  22  Juü  iK;t.  G.S  1871,  59  I  7. 

3)  Verhandl.  d«s  Landtags      1852  p.  39. 
4J  ti.S.  VIU  637, 
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sodann  außerhalb  wohnende  Staatsangehörige  in  bezug  auf  ihr  ge- 
samtes Einkommen,  das  sie  aus  dem  Herzogtum  bezogen,  unterUitfen 
der  Einkommensteuer  mit  3  Proz,  einerlei,  ob  dies  Einkommen  2400  Alk 
erreichte  oder  nicht  —  Diese  Bestimmung  ist  auch  bei  der  jüngsten 
Steuerreform  wieder  mit  aufgenommen  worden,  bei  deren  Behandlung 
sich  Gelegenheit  bieten  wird,  (jründe  für  und  wider  eine  solche  Be- 
steuerung der  auswärts  wohnenden  Steuerpflichtigen  anzuführen. 

Die  subjektive  Steuerfreiheit  wurde  auf  sämtliche  Mit^dieder  des 
Herzoi,dichen  Jlauses  ausgedehnt.  —  Mai*^  immerhin  dem  Herrscher, 
wie  es  in  den  meisten  Staaten  ]tTes<  liieht,  Steuerfreiheit  auch  hin- 
sichtlich des  Einkommens  aus  l'rivatvermögen  zu^j^esianden  werden, 
für  die  Steuerfreiheit  aller  Mitjiflied«  r  eines  regierenden  Hauses  dürften 
wohl  '^rhwerlich  stichhaltige  Gründe  heivjebracht  werden  können.  Das 
Prinzip  der  Allgemeinheit  wird  dur(  h  rinn  solche  Ucstimmung  nicht 
gewahrt:  dieser  oberste  (irundsatz  der  inoderncn  Steuertheorie  Sollte 
aber  ohne  zwingende  dründe  nicht  aufj^^n'j^rt.b^.n  werden'). 

Ol  irktive  Freiheit  sowohl  von  der  Einkommen-  als  von  der 
Klassensteuer  wurde  allen  aus  der  Witwensozietätskasse  .ui  Witwen 
uriii  Waisen  gezahlten  Pensionen  zugestanden;  i!^70*)  wurde  diese 
Bestimmung  auf  alle  Witwen-  und  WaispnjK-nsiunen  ausgedehnt.  — 
Auch  hierfür  kann  wohl  ein  über/eu^encier  (»rund  nicht  geltend  ge- 
macht werden.  Wenn  der  ein/eine  Fall  Steuerfreiheit  oder  doch 
Schonung  erheischt,  nun  wohl,  so  ist  eine  sulijektive  Berücksichtigung 
^rerechtfertigt ;  aber  eine  so  generellt^  Befreiung  ist  eljenlalls  mit  dem 
( ir  :n<!s,tt/e  der  Allgemeinheil  nicht  zu  vereinbaren.  Sie  ist  auch  bei 
der  Steuerreform  von  IQ02  mit  Recht  wieder  gefallen. 

Der  Kreis  der  steuerfreitn  Personen,  die  der  untersten  Stufe 
der  KUissensteuer  angehören  würden,  wurde  durch  Erhöhung  der 
unteren  Altersgrenze  von  17  auf  18  JaJire  erweitert. 

Bei  der  Bestimmung  des  Ertrages  selbslbevvirtschafteter  Grund- 
stücke wurden  nicht  mehr  3  Proz.  des  Kauf  wertes,  sondeni  der  Durch- 
schnitt des  Ertrages  der  letzten  drei  Jahre  /ugrunde  gelegt,  und 
damit  die  ol)en  beanstandete  Begünstigung  eines  Teils  der  Urund- 
besitzer  beseitigt. 

Bisher  w.iren  Prämien  für  l-"euer-  und  Nagel  Versicherung  ab/.ugs- 
fahig  gewesen.  Das  neue  (jeset/  jedo(  h  gestaltete  nur,  die  für  Ver- 
sicherung bei  der  Laiidesbrandversii  herungsanst alt  /u /ahlenden  Prämien 
in  Abzug  zu  bringen.  —  Diese  iVIaÜnahme  wurde  tlamit  begründet, 

1)  cf.  Schmitt,  a.  a.  O.  p.  7q. 

2)  Ges.  V.  4.  I>ez.  1870,  (i.S.  iüjv,  v;. 
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daß  die  Versi(  herunir  der  (lehfiude  bei  dieser  Anstak  in  Krmangelung 
andcrweilcr  Versicheruiii;  olili^'-.itorisrh ,  tmd  daher  ein  Abzuji^  der 
Prämien  vom  steuerpflichtigen  Einkummen  gerech ttortipft.  daß  dagegen 
ein  Abzug  von  Prämien  für  Versicherunij  bei  sclhst^euälilifn  An- 
stalten nicht  angebr.icht  wäre.  Die  dllv^einoiiie  Pratre.  oh  Prämien 
für  Srhadenversicherungcn  für  abzugsfähig  /u  erklären  sind  oder  nicht, 
inul^)  dahin  cntschied(»n  werden,  d.il»  sie  als  Kesten  zur  Erhaltung  und 
.Sii  herung  des  Einkommens  zu  betru^liten  und  also  vom  Rohein- 
kommen abzuziehen  sind,  um  das  Kenieinkonimen  zu  erhalten;  sie 
gehören  zu  den  laufenden  Betriebsausgaben  und  müssen  also  auch 
wie  alle  anderen  Aufwendungen  dieser  Art  vom  sieuerptiichtigcn  Fin- 
kommen  ahge/ogen  werihm  können,  und  zwar  gleichgültig,  ob  die 
Versicherung  eine  fn-iwillige  oder  eine  Zw.ingsversiehcrung  ist.  gleich- 
gültig auch,  ob  eine  Zwangskasse  besteht  oder  nicht  Hamit  aber 
fällt  die  .mgegeliene  Hegrundung  in  sich  zusammen.  I'.s  dart  at)er 
wohl  vermutet  werden,  daß  die  IWgründung  nur  eine  formelle  war, 
dal)  der  eigentliche  (irund  zu  jener  steuerlichen  Mal'tnahmt-  der 
war,  die  1  .andesbrandversichorungsanstalt  vor  anderen  Anstalten 
zu  begünstigen,  un(i  somit  einen  indirekten  Zwang  zur  Versicherung 
bei  dieser  Anstalt  auszuüben.  Es  kann  natürlicherweise  nicht  gut 
geheißen  werden,  daß  die  Steuertechnik  dazu  verwandt  wird,  die 
Konkurrenz  |>rivater  Unternehmungen  zu  gunsten  staatlicher  zu  er- 
schweren e-der  gar  zu  verhindern,  es  sei  denn,  daß  die  private  Unter- 
nehmung dem  (»ffentUchen  Interesse-  zuwider  liefe.  Erst  1895  ist  jenes 
Privilegium  der  Landesbrandversicherungsanstalt  dur<  h  das  (iesetz 
vom  22.  Juni  i8q5')  wieder  aufj^ehoben  worden,  und  seit  dieser  Zeil 
sind  folgende  Prämienabzüge  gestattet:  Prämien  für  Versicherung 
von  (iebauden  gegeti  Treuer  und  andere  Schäden,  ilie  fiir  die  eigene 
Person  zu  entrichtenden  Beiträge  zu  Kranken-,  Unfall-,  Alters-  und 
Invaliditätsversicherungen.  Waisen-,  Witwen-  und  Pensionskassen. 

Die  Erfahrung  hatte  gelehrt,  daß  die  Einschätzungen  .sehr  wemg 
der  Wirklichkeit  entsjtraehen.  Man  giautne,  sich  dem  Ziele  der 
gerechten  Verteilung  d(^r  Steuerlast  durch  andere  Organisation  der 
Einst  hatzungskommissioiien  nahern  zu  koimen,  und  ersetzte  daher  die 
früher  zu  wahleivh-n  Mitv^liederdes  Orts\  i>rstandes durch  Steuerpflichtige, 
zog  außerdem  noch  den  Steuereiniu.'hmer  zur  Kommission  hinzu,  so  daJi 
nun  neben  dem  ()beri.teuerl)(^amten  als  Vorsitzenden  in  der  Konnnission 
vertreten  waren:  der  Ortssehultheifj  bezw.  Bürgermeister,  der  .Steuer- 
einnehmer, 2  —  t)  Steuerpflichtige,  die  zur  Hälfte  je  den  Einkommen- 
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Steuer-  und  Klassensieuerptlichti>,n'n  angehören  mußton.  Aufl^eschluß 
der  Kinnniission  hin  koniiieii  zur  Beurteilung^  einzelner  Fälle  noch 
SachversiandijLi-e  liiii/uyrvuvion  werden. 

Die  Erniiltelunj^  des  >tt;uerpfHchtij<^en  Roin<Mnkommpns  ist  zu  allen 
Zeiten  und  in  allen  Staaten  das  schwierigste  Pmhlein  in  der  Ein- 
konmiensteuergesetzgebun^i  gewesen.  Wie  die  PiMxis  lehrte,  kam 
man  auch  durch  dio  nuntnohrij.je  Zusammenset/un^  der  I^inschat/ungs- 
komniis4>iunen  dein  vi(n\  uns(  hteii  Ziele  st»  weni^;  nahe,  <ial'  mi  hi  '-rnstlich 
mit  der  Absicht  umt;inij-  '  ''^t  kiir/eui  .sc  miihselii^'  >rfl)or(Mie  Ktn- 
kom niensteuer  w  iede-r  tallen  /u  ias&en  und  durt  h  die  spezielle  Ertrai;s- 
besteueruni^  /u  erset/en.  hei  rleu  F.rörtPrun^iMi  über  die  schwierige 
Frage  waren  hauptsachlirh  I  )ekIarationsz  wang  und  Öffentlich- 
keit der  Sti-uerlisten  dir  Punkte,  um  die  oft  und  heftig*  ^.jestritteii 
wurde.  Von  der  (  )ffeiuli(  hkeit  der  .Sleuerüsti  ii  vers])raclien  sich  die 
einen  keinen  Nutzen,  da  schweriicli  jemand  die  RolK-  des  Denunzianten  > 
würde  bpielen  wollen,  die  anderen  sahen  in  ihr  den  Anlali  maßloser 
Gehässiirkeit.  Der  Deklarationszwang  aber,  drr  ohnehin  noch  in  üblem 
Andenken  stand,  wurde  vor  allem  tlesu  »  gen  verwurlen,  weil  er  da, 
wo  ein  festes  Einkonnnen  deh.di,  i.ohn  vorhanden  war,  über- 
flussij;»^  schien;  in  den  meisten  anderen  Fällen  aber,  u^einte  man,  wäre 
dem  Steuerpflichtigen  .selbst  sein  Einkommen  ^nr  nicht  genau  bekannt, 
und  der  Kredit  koiuite  ülx  rdies  durcli  offene  Darlegung  der  Ein- 
kommens- und  Verniogens\ crhaltnisse  leiden. 

Daß  sich  der  Dt-klaratinns/wang  ehemals  nicht  bewahrt  hatte,  mag 
wohl  seitu*  l'rsache  darin  gehabt  haben,  dal'i  die  Hevtjlkerutig  noch 
nicht  reif  gernii4  war.  um  die  Vorteile  der  Subjektbesteuerung  zu  er- 
kennen. Erinnert  man  sich  daran,  dal'»  bis  /um  fahre  184Q  im  Herzog- 
tum (lotha  an  direkten  Stenern  nur  Grund-  und  ( revvcrbesteuern  er- 
hoben wurden,  d.d'j  aber  ein  sehr  großer  Teil  der  Bevölkerung  überhaupt 
steuerfrei  war,  so  wird  man  den  Widerstand  begreifen,  der  der  Kin- 
fuhrung  der  Finkonnuensteuer  enttret'-engfi'setzt  wurde.  Koinite  man 
da  erwarten,  daß  die  Bevölkerung  selbst  der  Regierung  mit  gutem 
Willen  die  Mittel  an  tiie  iland  geben  würde,  das  Eink«jnnnen  voll 
zu  erfassen?  Aus  dem  Fehlschlagen  des  ersten  Versuches  im  Jahre 
184g  durfte  nicht  geschlossen  werden,  daß  sich  der  1  )eklaratiniis- 
zwang  auch  in  Zukunft  nicht  bewähren  wünie.  Und  was  <lie  ubrivjen 
angeführten  Argumente  betrifft,  so  können  auch  sie  einer  Kritik  nicht 
standhalten.  Denn  kann  auch  in  \  ielen  ballen  ein  .Steuerptliclitiger  sein 
bdnkummen  nicht  i^an/  genau  .mgebcn,  besser  kann  er  es  sicherlich, 
ali.  eine  Finschätzungskonnnission  es  je  vermag.  Wird  aber  wirklich 
einem  Steuerpflichtigen  der  Kredit  durch  die  Deklaration  untergraben, 
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nun,  dann  ist  es  eberi  unverdienter,  ungesunder  Kredit,  dessen  er 
sich  erfreute,  den  zu  erhalten  nicht  im  Interesse  der  Allgemeinheit 
liegt.    Ihr  Wohl  aber  steht  oben  an. 

Was  nun  die  Öffentlichkeit  der  Steuerlisten  anlantiit.  so  ist  sie 
sicherlich  ein  p^eeiijnetes  Hilfsmittel,  dfn  Drklarationszwang  /n  er- 
gänzen, sogar  ohne  daß  sich  der  verh.d'te  „Denunziant"  überhaupt 
einfindet.  Denn  wenn  der  Steuer j)flichtiy.'e  sich  bei  seiner  Fassion 
vergej^^enwärtigt,  daß  jeder,  der  es  nur  /u  wissen  wünscht,  sich  über 
den  \on  ihm  zu  zahlenden  Sleuerbetrag  unterrichten  kann,  so  wird 
sieh  auch  derjenige,  der  nicht  auf  dem  Staiuipunkl  steht  „gebet  dem 
Kaiser,  was  des  Kai&irs  ist",  sicherlich  scheuen,  weit  von  der  "W^ahr- 
heit  abzuweichen.  Ein  AlUieilmittel  freilich  wird  in  der  Öftk  iiilichkeit 
der  Steuerlisten  hei  weitem  nicht  zu  erl)licken  sein;  in  Anbetracht  der 
Schwierigkeit,  das  reine  Einkommen  festzüslellen,  sollte  man  aber 
nicht  verfehlen,  nach  jedem  sich  bietenden  Mittel  /u  greifen.  Für 
Handel-  uml  Gewerbetreibende  mag  freilich  die  Uftentliclikeit  der 
Steuerlisten  auch  manches  ['>edenken  luilit  n;  ob  die  Nachteile  aber  in 
der  Tat  so  sind,  daß  die  \'orteile  gegen  sie  nur  gering  erscheinen, 
ist  eine  noch  offene  Frage. 

Der  Deklarationszwang  iiai  einstweilen  in  den  meisten  Staaten 
Eingang  gefunden.  In  (TOtha  wurde  ihm  zunächst  im  Jahre  iS;!*! 
eine  Konzession  ^er.iatht,  indem  Einkommen  aus  Kapitalvermögen, 
soweit  dieses  in  Darlehen,  Papieren  und  Ahnlichem  bestand,  deklariert 
werden  mußte.  In  Krw  cij^^  viny  nämlich,  daß  der  Pfliclititre  diese  Ein- 
kommensart sehr  wohl  genau  testzustellen  und  anzuheben  vermöchte, 
fiel  ein  Haupteinwand  ^»^egen  den  Deklarationszwang.  Einkommen 
aus  solchem  Jvapitalverniögen  aber,  das  in  Grund-  oder  Gebäude- 
besitz bestand  oder  im  Geschäftsbetriebe  verwandt  wurde,  war  aus- 
drücklich von  der  Fassion  ausgeschlossen. 

Erst  nachdem  der  Deklarationszwang  in  den  meisten  anderen 
deutschen  Staaten  eingeführt  war,  verschloß  man  sich  auch  in  Gotha 
nicht  mehr  der  Ansicht,  daß  er  ein  zweckmäßiges  Hilfsmittel  zu 
gerechter  Steuerveranlagung  sei.  ein  Hilfsmittel,  dessen  Vorteile  die 
Nachteile  überwögen.  Durch  ein  Gesetz  vom  9.  August  1894')  wurde 
er  für  alle  Steuerpflichtigen  mit  einem  Mindesteinkommen  von  1 500  Mk., 
d.  h.  von  der  siebenten  Stufe  der  Klassensteuerpflichtigen  an,  ein- 
geführt Personen,  deren  Einkommen  1500  Mk.  nicht  errreicht.  sind 
auf  besondere  Aufforderung  hin  ebenfalls  zur  Fassion  verpflichtet: 
anderenfalls  ist  sie  ihnen  gestattet. 

1)  Ges.  V.  22.  Juli  1871,  (i.S.  1871,  59, 

2)  G..S.  1S94,  69. 
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Für  die  Öffentlichkeit  der  Steuurrollen  hat  sich  der  gothaische 
Gesetz jjeber  bisher  noch  nicht  entscheiden  kfuinen. 

I^io  ( )rganisati()n  der  Einschät/.ungskommissiunen  erfuhr  bereits 
1858')  eine  abermalige  Änderung.  Dem  Vorsitzenden  sollte  freie 
Wahl  unter  mehreren  Steuerpflichtigen  ijelassen  werden,  von  denen 
er  diejenigen  in  die  Kommission  beordern  konnte,  die  ihm  je  nach 
dem  vorliegenden  Zweck  am  geeignetsten  schienen.  Es  geschah  so, 
daß  von  den  Stadträten  bezw.  den  Ortsausschüssen  in  Gotha  i8,  in 
Olirdruf  und  Waltershausen  je  1 2,  in  den  übrigen  Orten  8  bis  2  Steuer- 
pflichtige vorgeschlagen  wurden,  unter  denen  nun  der  \'orsitzende 
auswählen  konnte.  Diese  Methode  .scheint  sich  etwas  mehr  bewährt 
/u  haben  als  die  früheren,  sie  ist  wenigstens  bis  \()02  nicht  wieder 
geändert  worden;  doch  darf  nicht  außer  acht  gelassen  werden,  daß 
die  Feststellung  des  steuerpflichtigen  Einkommens  im  Anfange  der 
Subjektbesteuerung  auf  bedeutend  größere  Schwierigkeiten  stoßen 
muBte,  als  diese  Kommissionen  nach  achtjährigem  Bestehen  der  Ein- 
kommensteuer vorfanden. 

Bei  der  Umbildung  der  Einschätzungskommissionen  wurde  auch 
hinsichtlii  h  der  i  ><  rutungsinstan/.  eine  wesentliche  Änderung  vorge- 
nommen, intlem  die  für  jeden  Justizbezirk  bestehenden  Rekurskommis- 
«(»nen  in  einer  einzigen  Zentralkommission  aufgingen,  die  aus  einem 
jedesmal  vom  Staatsministerium  zu  ernennenden  Beamten  und  aus  vier 
von  ihm  aus  der  Zahl  der  vorgeschlagenen  Steuerpflichtigen  m  wählen- 
den Mitgliedern  bestand.  War  diese  Zentralisation  auch  ein  Fortschritt, 
so  war  es  doch  immerhin  noch  ein  großer  Mangel,  daß  sich  die 
Kommission  für  jeden  einzelnen  Fall  von  neuem  zusammensetzte. 
Um  für  das  ganze  Land  einheitUcfae  Entscbddungen  treffen  zu  können, 
ist  als  Berufunganstanz  eine  einzige  Kommission  notwendig,  in  der 
ach  einige  ständige  Mitglieder  befinden,  oder  deren  Mitglieder  wenigstens 
nicht  alle  gleidizeitig  ausscheiden. 

Eine  der  widitigsten  Änderungen,  die  das  Gesetz  von  1854 
l>rachte,  war  die  Vermehrung  der  Stufen  in  der  Klassensteuer  von 
elf  auf  achtzehn,  je  sechs  fflr  die  drei  Hauptklassen  mit  folgenden 
monatlichen  Steuersätzen: 


I.  IboptlilMte:  n.  Haiiptklaaae:  III.  HauptklAsse: 


1.  Stufe 

5^  Mk. 

7. 

Stufe 

»,00  MIc. 

«3. 

Stufe 

0,50  Mk. 

<. 

4.50  H 

8, 

»1 

1.75  •> 

14- 

o»40  » 

3-  » 

4.00  ., 

it 

1.50  » 

«5- 

« 

o..?o  „ 

4. 

3.30 

(O. 

,» 

1,25  ,. 

16. 

0,20  .. 

5-  »t 

3,00  „ 

II. 

1 .00  „ 

>;■ 

0,15  .. 

«,50  « 

12. 

»» 

0,75 

18. 

1» 

0.10  „ 

ij  Ges.  V.  15,  Juli  1858,  G.S.  X,  419. 
Abhaadlniiim  4.  naaum.  SMtlnan  *.  Jnw,  Bd.  II,  Heft  A.  6 
Tr«srbtr,  Oitiilcinlianf  4.  Stcuenraeni  Im  Hmsogt«  8.-(h»tlNU 
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Schließlich  erscheint  in  dem  Gesetze  noch  eine  früher  nicht  vor- 
handene Bestimmung:  Dienstherren,  Geschäftsvorsteher  etc.  haben  fOr 
die  Steuerrttckstände  abziehender  Dienstboten  oder  Gehülfen  zu  haften. 

Beinahe  ein  halbes  Jahrhundert  hindurch  (1854— 1902)  hat  das 
Gesetz  von  1854,  das  in  seinen  wesentlichen  Teilen  hier  vorgeführt 
wurde,  Gesetzeskraft  gehabt  Auch  einiger  Novellen,  deren  im  Laufe 
der  Zeit  eine  ganze  Anzahl  erschienen,  wurde  bereits  gelegentlich 
gedacht,  wahrend  die  wichtigeren  besonderer  Besprechung  vorbehalten 
geblieben  sind. 

Am  13.  Mai  1870*)  war  das  Bundesgesetz  des  Norddeutschen 
Bundes  zur  Beseitigung  der  Doppelbesteuerung  erlassen  worden  im 
wesentlichen  des  Inhalts,  daß  i.  Angehörige  des  Norddeutschen  Bundes 
in  dem  Bundesstaat  zu  den  direkten  Staatssteuern  herangezogen 
werden  sollten,  in  dem  sie  ihren  Wohnsitz  hatten;  2.  Einkommen  aus 
Grundbesitz  und  Gewerbe  der  Einkommensteuer  in  dem  Staate  unter- 
liegen sollte,  in  dem  sich  der  Grundbesitz  befand  bezw.  das  Gewerbe 
betrieben  wurde;  3.  Gehalt,  Pension  etc.  von  Militärpersonen  und 
Zivilbeamten  in  dem  Staate  zur  Steuer  heranzuziehen  war,  der  die 
Zahlung  zu  leisten  hatte.  —  Diese  bundesgesetztichen  Bestimmungen 
zur  Ausführung  zu  bringen,  soweit  sie  nicht  schon  Geltung  hatten, 
war  der  Zweck  der  Novelle  vom  4.  Dezember  iBjo^, 

Die  Zinsen  aller  Pasuvkapitalien  vom  Roheinkommen  abzuadien, 
war  ein  Recht,  das  nach  dem  Wortlaut  des  Gesetzes  allen  Steuer* 
Pflichtigen  zustand  Wenn  nun  aber  dn  Nichtbewohner  des  Herzog- 
tums die  Zinsen  aller  seiner  Schulden  gerade  auf  den  Teil  seines 
Einkommens  in  Anrechnung  brachte,  mit  dem  er  der  gothaischen 
Steuer  unterlag;  so  konnte  er  sich  leicht  der  Steuer  entziehen.  War 
ihm  das  Abzugsrecht  auch  im  Staate  seines  Wohnsitzes  eingeräumt  — 
das  war  gewöhnlich  der  Fall  —  so  konnte  er  dieselben  Zinsen  zwei- 
mal abziehen. 

Dieser  Doppell^efreiung  suchte  das  Gesetz  vom  10.  Dezember 
1877')  zu  steuern:  es  verbot  den  Abzug  der  Schuldzinsen  „vom  Er- 

tra>rc  des  Grundbesitzes"  den  auswärtigen  Steuerpflichtigen,  die  mit 
Einkommen  aus  inländischem  Grundbesitz,  Gewerbebetrieb  oder  in 
Gestalt  von  Besoldunij:<  ii.  Pensionen  etc.  der  gothaischen  Einkommen- 
steuer unterlagen.  Jedoch  mit  einer  Ausnahme:  der  Abzug  war  den 
Be\v<ihnern  anderer  Staaten  dann  gestattet,  wenn  dieser  Staat  die 
Bewohner  des  Herzogtums  Ciotha  in  gleichem  Sinne  behandelte. 

1)  Bundevgbl.  1870,  119. 

2)  G.S.  1870,  97. 

3)  G.S.  1877.  165. 
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Das  Gesetz  verfehlte  seinen  Zweck  in  mehrfacher  Hinsicht. 
Weshalb  soll  der  Abzug  nur  gerade  „vom  Ertrage  des  Grundbesitzes** 
verboten  sein,  weshalb  nicht  auch  von  irgendwelchem  anderen  Ein- 
kommen? Ein  Grund  dafür  ist  nicht  einzusehen.  Zweitens:  wenn 
Schulden  und  Lasten  nachweislich  auf  den  inländischen  Einkommens- 
quellen hafteOi  so  ist  es  nur  redit  und  billig,  den  Abzug  der  Zinsen 
auch  zuzulassen;  diesen  Fall  sah  aber  das  Gesetz  nicht  vor.  —  Die 
Ausnahmeklausel  erscheint  ab«:  mehr  als  bedenklich.  Die  voraus- 
gesetzte gleichartige  Behandlung  eigner  Staatsangehöriger  bezw.  Be- 
wohner seitens  anderer  Staaten  ist  doch  kein  (irund,  einzelne  Steuer- 
pflichtige vor  anderen,  die  nicht  in  der  glücklichen  Lage  sind,  einem 
solchen  Staate  anzugehören,  zu  bevorzugen.  Wenn  ja  auch  (iewährung 
von  Gegenseitigkeit  durch  die  Staaten  nur  zu  wünschen  ist,  so  muß 
dif^r  Wunsch  in  diesem  Falle  hinter  dem  anderen  hriheron,  g"erecht 
zu  &»;'in.  zurücktreten.  Und  ijcsetzt.  von  allen  Staaten  wäre  die  Gegen- 
seitigkeit gewährt,  so  hätte  man  sich  d.is  desetz  überhaupt  sparen 
können.  Das  Vorhandensein  der  Ausnahmeklansel  war  also  nur  zu  be- 
dauern; zu  bedauern  ist  es  auch,  daß  das  Gesetz  fast  unverändert  in 
das  neue  Einkommensteuergesetz  von  ir,<,2  ülxTnonmicn  worden  ist. 

Die  einzig  richtige  T.r)siing  dieser  steuerlichen  lYagc  ist  meines 
Erachtens  die:  Schuldznisen  und  Lasten  kommen  in  demselben  Ver- 
hältnis in  Abzug,  in  dem  das  (TCsaniteinkommen  der  Einkommensteuer 
unterliegt,  wie  in  Baden  g'eschieht.  Vom  theoretischen  Standpunkte 
aus  könnte  sicherlich  auch  die  Lösung  der  Frage  nicht  beanstandet 
werden,  die  die  Schulden  nur  insoweit  bcrücksiclitigen  will,  als  sie 
auf  Einkommensquellen  haften,  deren  Ertrag  au(  Ii  der  Einkommen- 
steuer unterliegt;  doch  wird  es  sich  in  der  Praxis  kaum  durchführen 
lassen,  mit  Bestimmtheit  diese  oder  jene  Einkommensquelle  als  die 
mit  den  Schulden  belastete  zu  bezeichnen.  Hingegen  treten  auch  der 
praktischen  Ausführung  der  oben  angegebenen  Lösung  prinzipielle 
Schwierigkeiten  nicht  entgeg-en.  Die  Losung  würde  freilich  nur  dann 
eine  ideale  sein,  wenn  sie  von  allen  in  Betracht  kommenden  Staaten 
gleichmäßig  gehandhabt  würde.  Ein  dahingehendes  Ubereinkommen 
der  deutschen  Bundesstaaten  wäre  daher  mit  Freude  zu  begrüßen. 

Die  meisten  der  deutschen  Staaten  hatten  zum  Teil  schon  in  den 
6oer  und  yoer  Jahren  des  vergangenen  Jahrhunderts  die  Steuerpflicht 
auch  auf  nichtphvsische  pri vatrcchtlichc  Personen  ausgedehnt.  Auch 
Preußen  hatte  bei  seiner  Steuerreform  \  «'n  1891  gewisse  nichtphysische 
Personen  zur  Einkommensteuer  herangezogen;  durch  die  Novelle  vom 
16.  Dezember  1 899  M  folgte  auch  Gotha  nai  h. 

l)  G.S.  1899,  429.   In  Kmlt  getreten  am  I.  Jan.  19OU. 
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Narli  ihr  sind  seiun-m  steucrpllichtig:  Aktiengesellschaften.  Kom- 
mandiigcist  lls<  haht  ii  aiif  Aktien.  GcsHIsrhaften  m.  b.  H.  iinil  I^ere- 
gewerksehatien ;  aui H-i  iicTn  ( ii'nossenschafteii,  deren  (leschäftsbetriob 
über  den  Kreis.  il»rer  Mitglieder  liinaustreht.  und  Privatsparkassen, 
sowe  it  sie  ihren  Gewinn  nicht  zu  gemrinnützigen  Zwecken  verwenden, 
einschließhch  der  Sparkiisse  für  diu»  Uer/ogtum  (iolha'». 

Als  steuer])flichtiges  Einkommen  der  Erwerbsgesellsc  liaften  und 
Genossenschaften  gehen  alle  l^^berschussc,  dir  als  Zins  oder  I  )i\idende 
unter  die  Teilhaber  be/\v.  Mitglietler  \  (  rteiii,  die  /ur  l  ilgung  der 
Schulden  oder  des  Cirundk  ij litals,  /iir  l.it_s>chatiserweiienitig.  zur  Bil- 
dung von  Reservefonds  \  t  r\\  indt  u  i  rden,  .sf>Nveit  diese  letüteren  nicht 
bei  Versiclit  rnngsgeselischaticn  ^ur  Rik  kla^c  für  die  V ersieh eruntjs- 
summe  bestimmt  sind,  nach  Abzug  mjii  v'  ,  Proz.  des  ein^t  / ihlu-n 
AkUeii-  oder  StammkapiLals,  b»:  /\v.  bei  (  it  ii. 'ssensehafien  «Kt  einge- 
zahlten (Teschitlitjanlcile  der  Mitglieder.  Bei  den  Sparkassen  ist  das 
zu  versteuernde  Einkommen  der  ReinüberschuR  abzüglich  der  für 
gemeinnützige  Zwecke  verwendeten  Betrage.  Man  W)Ike  hiertlunh 
verhindern,  daß  größere  als  die  gesetzlich  vorgeschriobi  nen  ßi  tragt 
den>  Reservefonds  der  Sparkassen  überwiesen  werden.  Kiukumnien 
aber,  das  außerhalb  des  deutschen  Reiches  befindhchem  Geschäfts- 
betriebe entspringt,  soll  unter  der  V'oraussetzung,  daß  es  bereits  im 
Ausland  einer  gleichartigen  Steuer  unterliegt,  nur  mit  dem  zehnten 
Teil  zur  Steuer  herangezogen  werden,  um  zu  vermeiden,  daß  Institute, 
deren  Geschäftsbereich  zum  Teil  das  Ausland  ist,  ihren  Sit/  aus  dem 
Herzogtum  verlegen. 

Feitelberg  versucht  in  seiner  Abhandlung^  die  Rechtmäßtgkdt 
der  Hesteuerung  nichtphysischer  privatrechtlicher  Personen-  Qberliaupt 
zn  leugnen.  Juristische  Personen,  so  führt  er  ungefähr  aus.  sind  Ver- 
legenheit^gebildc  der  praktischen  Jurisprudenz,  die  nach  einem  Sab- 
jekt  sucht,  an  das  sie  sich  gegebenen  Falles  halten  kann;  so  schafft 
sie  den  Begriff  der  juristischen  Person.  Diese  ist  aber  kein  wirk- 
liches, sondern  nur  ein  begriffliches  Subjekt,  kann  als  solches  auch 
kein  selbständiges  Einkommen  besitzen.  „  •  '  *  verleiht  der  Staat 
Personen  vereinen  und  Vermögensmassen  in  Anerkennung  d^  Not- 
wendigkeit ihrer  wirtschaftlichen  Wirksamkeit  den  Charakter  willens- 
fähiger  Personen,  so  folgt  daraus  keineswegs,  daß  sie  nunmehr  in 

I)  Dits»t  Zii>i!z  zur  V'fniK'ulunj;  von  Mißverst.indnissen,  da  det  Aiudnick  „Priwi* 
•^l-ir!.  i-ist  n'"  vcrsdiicdeii  aufj^i  f.nlU  worden  kann.  Es  si.id  hier  darunter  gemeint:  Sparkassen 
die  von  einer  rnvaipcrson  fKlir  vuti  einer  privatrech llichcn  Vereinigung  mehrerer  Peisoo«a 
unternommen  sind  und  gclührt  werden.    (I-dl.-Veih.  1897  IQOO,  403  ff). 

3)  a.  a.  O.  I  Abscbn. 
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allen  Stücken  wie  natürliche  Personen  behandelt  werden  müssen'*,  d.h. 
f&r  den  vorliegenden  Fall:  so  folgt  daraus  für  den  Staat  keineswegs 
das  Recht,  sie  zum  Tragen  der  Staatslasten  mit  heranzuziehen.  — 
Soweit  Feitelberg. 

Besteuert  nun  aber  der  Staat  bei  den  Akttonären  bezw.  Teil- 
habern die  —  unter  welchem  Namen  es  auch  sei  —  verteilten  Ge- 
winne, so  wird  damit  noch  lange  nicht  das  Gesamteinkommen  des 
Aktionärs  getroffen.  Ein  Teil  des  ihm  zustehenden  Reinüberschusses 
der  Gesellschaft  gelangt  ja  gar  nicht  zur  Verteilung,  sondern  wird 
zur  Bildung  von  Reservefonds,  zur  Schuldentilgung,  zur  Geschäfts- 
erweiterung zurückbehalten;  gleichwohl  bilden  auch  diese  Summen 
Bestandteile  des  Einkommens  der  dnzelnen  Aktionäre.  Wie  nun  soll 
der  Staat  bei  der  Besteuerung  das  Gesamteinkommen  der  beteiligten 
„physischen"  Personen  anders  treffen,  als  daß  er  es  bei  der  .juristischen** 
Person  erfaßt?  Die  Frage  nach  der  Rechtmäßigkeit  der  Besteuerung 
nichtf^ysisdier  Personen  ist  darum  meines  Erachtens  eitel.  Im  Grunde 
genommen  werden  immer  nur  die  physischen  PersoiuMi  l)esteiiert;  aus 
steuertechnischen  Gründen  wird  die  Steuer  nur  bei  der  juristischen 
Person  erhoben.  Wie  freilich  bei  der  Ausführung  vorgegangcMi  werden 
muß,  um  eine  Doppelbesteuerung  /u  vermeiden,  das  ist  eine  Frage, 
die  nicht  so  leicht  enschieden  werden  kann. 

Der  Ausführung  bei  der  Besteuerung  des  Einkommens  von  Ge- 
sellschaften stehen  zwei  Schwierigkeiten  ganz  verschiedener  Art  ent» 
gegen.  Einmal  eine  innere,  die  in  der  Progressi\  ität  des  Steuersatzes 
begründet  ist.  Hätten  wir  eine  prozentuale  Einkommensteuer,  so 
könnte  der  Staat  in  einfacher  Weise  die  (iesellschaft  mit  ihrem  Ge- 
sa mtreinübet^huß  zur  Steuer  heranziehen  und  ihr  überlassen,  den 
Steuerbetrag  auf  die  Gesellschafter  ihren  Anteilen  gemäß  zu  verteilen. 
Die  Progressiv! tat  aber  steht  dem  entgegen.  Denn  ihretwegen  nuil'i 
auf  die  wirtscliaftUche  Lage  jedes  einzelnen  Gesellschafters  Rücksicht 
genommen  werden,  um  den  für  ihn  angemessenen  Steuerfuß  zur  An- 
wendung zu  bringen,  und  deshalb  wird  ein  Erfassen  des  (iesaintein- 
kommens  der  Gesellschaft  mit  einem  einheitlichen  Steuerfuß  unmöglich. 

Die  zweite,  äußere  Schwierigkeit  hat  ihren  (irund  dariji.  daß  in 
Deutschland  kein  einheitliches  Staalsgebilde,  sondern  ein  iUiiniesstaat 
in  Betracht  kommt,  und  besonders  in  den  kleinereu  Staaten  nur  selten 
damit  gerechnet  werden  kann,  <laß  der  Sitz  der  Ge.sellschaft  und  der 
Wohnort  des  Teilhabers  einem  und  demselbrn  Staate  angehören. 
Dadurch  entsteht  nun  noch  die  Frage:  welcher  Staat  hat  Anspruch 
auf  die  Steuer,  derjenige,  in  dem  sich  der  i^f^wnrblirlie  i'.etrieb  befindet, 
oder  derjenige  in  dem  der  Gesellschafter  wohnt,  in  dem  also  das  Ein- 
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kommen  verbraucht  wird?  Mag  man  auch  von  einem  PHnzipe  der 
Steuerpflicht  ausgehen»  von  welchem  man  will,  für  beides  lassen  sich 
gewichtige  Gründe  beibringfen.  Sicherlich  wird  jedem  der  beiden  Staaten 
ein  Teil  der  Steuer  zuerkannt  werden  müssen,  und  die  Praxis  bat  sich 
auch,  firdlich  in  sehr  verschiedener  Weise  dabin  entschieden. 

Die  Art,  in  der  1699  der  gothaiache  Gesetzgeber  nach  dem  Vor- 
bild des  preufiiscfaen  Einkommensteuergesetzes  die  Besteuerung  der 
Erwerbsgesellschaften  durchgeführt  hat,  und  die  auch  bei  der  Steuer- 
reform im  Jahre  1902  ungeändert  geblieben  ist,  kann  in  gewissen 
Fällen  einerseits  den  Gesamtreinfiberschuß  nicht  erfassen,  anderseits  die 
Doppelbesteuerung  nicht  vermeiden.  Wenn  nämlich  —  ich  beschränke 
midi  auf  das  Beispiel  einer  Aktiengesellsdiaft  —  der  Reingewinn 
3%  Proz.  des  Aktienkapitals  nicht  übersteigt,  so  wird  von  der  Steuer 
nur  bei  den  Aktionären  getroffen,  was  wirklich  an  Dividende  verteilt 
wird;  alles  übrige  bleibt  verschont,  und  der  gothaiache  Fiskus  be* 
kommt  nichts,  wenn  alle  Aktionäre  auswärts  wohnen.  Beträgt  da- 
gegen die  Dividende  mehr  als  5V4  Pi'oz,,  so  unterliegt  dieser  Über- 
schuft einer  Doppelbesteuerung,  einmal  bei  der  Aktiengesellschaft,  das 
andere  Mal  beim  Aktionär. 

Schanz  1)  hat  vom  Prinzipe  der  wirtschaftlichen  Zugehörigkeit 
ausgehend  eine  andere  Methode  vorgeschlagen:  in  der  Annahme,  dafl 
dem  Staate,  in  dem  sich  der  Gewerbebetrieb  befindet,  der  größere 
Anteil  der  Steuer  gebühre,  als  dem  des  Wohnsitzes  des  Aktionärs, 
glaubt  er,  das  Problem  so  lösen  zu  können,  daß  jener  die  GeseUscfaaft 
mit  «Z«  des  Gesamtreinüberschusses^  dieser  den  Aktionär  mit  V«  seiner 
Dividende  zur  Steuer  heranzieht  Hierdurch  bleibt  ja  nun  zwar  auch 
ein  kleiner  Teil  des  Reinertrages  unbesteuert,  nämlich  der  vierte  Teil 
des  nicht  zur  Verteilung  kommenden  Überschusses,  doch  gleicht  sich 
das  dadurch  aus,  daß  bei  einem  progressiven  Steuerfuß  die  Gesell- 
schaft im  allgemeinen  mit  höherem  Steuerfufl  belastet  wird,  als  den 
Dividendenbe/.agen  jedes  einzelnen  Aktionärs  zukäme. 

Diese  Methode  würde  den  Anforderungen  der  Steuertheorie  weit 
dier  genügen,  als  die  von  Preußen,  Gotha  und  einigen  anderen  Staaten 
eingeschlagene.  Nur  das  Teilungsverhältnis  V«*V4  entbehrt  natür- 
licherweise der  Begründung,  und  man  könnte  wohl  darüber  streiten, 
ob  nicht  ein  anderes  angebrachter  wäre;  '/a  •  Vs  scheint  mir  näher  zu 
liegen  als  jenes.  Eine  willkürliche  Annahme  wird  ps  freilich  immer 
bleiben. 


t)  Zar  Frage  der  Sieuetpflicht,  F.A.  IX,  417. 
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Es  verdient  schließlich  noch  hervorgehoben  zu  werden,  daß  die 
Besteuerungshöhe  variabel  gestaltet  wurde  und  also  dem  mutmaß- 
lichen Bedarfe  angepaßt  werden  Iconnte,  indem  die  Erhebung  in 
„Terminen**,  die  wird  bereits  früher  bei  der  l^nd-  und  Tranicsteuer 
und  später  bei  der  Grundsteuer  kennen  zu  lernen  Gelegenheit  hatten, 
auch  bei  der  Einicommenbesteuerung  beibehalten  wurde.  Die  durch 
die  Erhebung  in  Terminen  geschaffene  leichte  Beweglichkeit  der 
Steuerböhe  war  ein  Moment;  durch  das  sich  die  gothaisdie  Personal- 
besteuerung  vor  der  roandien  anderen  Staates  auszeichnete.  Leider 
ist  bei  der  jüngsten  Steuerreform  dieser  Erhebungsmodus  fallen  ge- 
lassen worden,  wodurch  die  Einkommensteuer  ohne  Zweifel  an  Be- 
weglichkeit verloren  bat 

Aus  der  folgenden  Obersicht  geht  die  Zahl  der  erhobenen  Termine 
hervor,  wobei  unter  einem  terminlichen  Betrage  der  zwölfte  Teil  des 
normalen  Jahresbetrages  zu  verstehen  ist;  es  geht  aus  ihr  hervor,  daß 
die  Einkommen-  und  Klassensteuer  nicht  immer  in  vollem,  zeitweise 
abo-auch  in  höherem  als  dem  normalen  Jahresbetrage  erhoben  worden  ist. 

betrug  die  /.alil  ti'-r  Fertnine 

In  der  Zeit  .    .    •  • 
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Außerdem  blieben  vom  1,  Juli  1885  an  die  drei  untersten  Stufen 
der  Kleissensteuer  uncrhobcn,  eine  Bestimmung,  die  1897  mit  Rück- 
sicht auf  das  Wahlrecht^)  wieder  aufgehoben  und  1900  nur  für  weib- 
liche Steuerpflichtige  wieder  eingeführt  wurde. 


VII.  Abschnitt 

Die  Steuerreform  im  Jahre  1902. 


Die  allgemeine  Einkommensteuer  war  seit  der  preußischen  Re- 
formepoche (1891  — 1893)  die  herrschende  Steuerform  in  Deutschland 

I)  V|^,  faietflber  ttDt«n  p.  90. 
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geworden.  Ende  der  1890er  Jahre  legte  auch  die  Herzoglich  grotfaalsche 
Regierung  einen  Gesetzentwurf  Ober  eine  allgemeine  Eiokommen- 
Steuer  vor,  doch  konnte  sich  der  damalige  Landtag  nicht  mit  ihm 
befreunden;  er  lehnte  ihn  ab. 

1902  war  es  die  seit  einigen  Jahren  sehr  wenig  erfreuliche  Finanz- 
lage, die  Regierung  und  l^ndtag  bestimmte,  dem  Plane  wieder  nahe 
zu  treten,  und  diesmal  war  das  Unternehmen  von  Erfolg  begleitet 
Am  12.  März  1902  wurden  mehrere  sich  erg&nzende  Gesetze  verab- 
schiedet Ober  I.  eine  allgemdne  Einkommensteuer,  2.  eine  Vermögen- 
Steuer,  3.  eine  Erbscbafts-  und  Schenkungsabgabe  und  4.  dne  Ge- 
bührenordnung. Daß  auch  die  Hundesteuer  etwas  ergiebiger  gestaltet 
wurde,  ist  bereits  früher  erwähnt  worden. 

Durch  die  letzte  Steuerreform  erst  ist  im  Herzogtum  Gotha  ein 
eigentliches  System  geschaffen  worden,  ein  System,  in  dem  die  eine 
Steuer  die  andere  ergänzt,  ein  System,  das  die  Forderungen  der 
Steuertheorie  möglichst  zu  verwirklichen  sucht.  Die  Erfahrung,  die 
die  nunmehr  ein  halbes  Jahrhundert  alte  Einkommen-  und  Klassen- 
Steuer  gezeitigt  hatte,  die  Steuergesetzgebung  anderer  deutsdiorStaaten, 
von  denen  besonders  die  Preußens  (1891),  Sadisens  (1878  und  1894), 
Metningens  (i8go)  und  Schwarzburg-Sondershausens  (1894)  als  Vortrild 
dienten,  schließlich  die  eingehende  Behandlung  der  steuertheoretischen 
Fragen  in  der  Litteratur  ermöglichten  es,  ein  Steuersystem  zu  schaffen, 
das  sich  dem  besten  bisher  geleisteten  an  die  Seite  zu  stellen  vermag^. 

I.  Die  allgemeine  Einkommensteuer'). 

Bezüglich  der  Steuerpflicht  ist  das  Prinzip  der  Staatsangehörig- 
keit mit  dem  des  Wohnsitzes  und  auch  dem  der  Wirtschaft li(  hon  Zu- 
gehörigkeit vermengt.  Die  Staatsangehörigkeit  ist  insofern  maßgebend, 
als  Staatsangehörige,  die  als  Reichs-  oder  Staatsbeamte  ihren  Wohn- 
sitz im  Ausland  '»  h.ihen,  steuerpflichtig  sind,  ebenso  alle  Staatsan- 
gch^^riiren,  die  im  Ausland  wohnen,  es  sei  denn,  daß  sie  dort  zu  einer 
gleichartigen  Steuer  lierangezogen  werden,  oder  daß  der  ausländische 
Aufenthalt  ununterbrochen  zwei  Jahre  gewährt  hat.  —  Im  allgemeinen 
ist  für  die  Steuerpflicht  der  Wohnsitz  das  ausschlaggebende  Merkmal; 
die  wirtschaftliche  Zugehörigkeit  aber  ftuii^ert  sich  insofern,  säs  wie 

I  )  G.S.  1902,  5.  Ks  efubngt  hier  häufig,  auf  früher  Gesagtes  hinzuweisen.  Immer- 
bin  ticlicn  sich  des  Zusammenhangs  wegen  Wiederholungen  nicht  ganz  vermeiden. 

2)  Unter  Ausland  ut  hier  auflenlentsdies  Gebiet  m  ventcben.  Sdiut^gebiei«  (dtea 
als  deutsches  Gebiet.  ~-  Wir  wollen  im  folgenden  untencheideo:  Aiisland,  Reidugebwt  nad 
Inland;  und  im  gleldien  Sinne:  AuslinderT  ReiduMgebfirife  tuid  StMttnngdiSrig^ 
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seitber  ohne  Rflckalcht  auf  Staatsangehörigkeit  and  Wohnsitz  £in- 
kfinfte  aus  inländischem  Grundbesitz,  inländischem  Handels-  oder  Ge- 
werbebetrieb, soweit  sie  60  Mk.  erreichen,  sodann  an  Besoldungen, 
Pensionen,  Wartegeklem  aus  der  gothaischen  Staats-  und  Domänen- 
kasse  stets  der  Steuer  unterliegen;  umgekehrt  sind  solche  Einkünfte 
aus  dem  Reichsgebiet  steuerfrei;  die  Steuerfreiheit  des  Einkommens 
aus  dem  Ausland  ist  an  einige  besondere  Bedingungen  geknüpft 

Zu  den  früher  angeführten  steuerpflichtigen  nichtphysischen  Per- 
sonen treten  nodi  hinzu:  das  Domänengut  im  Herzogtum  Gotha,  das 
Emst-Albert-Fideikommiß'),  und  sdbständige  Vermögensmassen,  für 
die  im  Herzogtum  eine  Pflegschaft  besteht,  hinsichtlich  ihres  ge- 
samten Abwürfe.  Jedoch  ruht  die  Steuerpflicbt  des  Domänengutes 
solange,  als  ein  Mitglied  des  S.-Gotfaaischen  Gesamthauses  die  Re- 
gierung im  Herzogtum  führt,  und  die  durch  Vertrag  vom  t.  März 
i855>)  festgesetzten  oder  andere  an  ihre  Stelle  tretende  Leistungen 
gewährt  werden.  Nach  dem  jüngsten  Domänenabkommen  ^  ist  natür- 
licherweise die  letztere  Bestimmung  hinfällig  geworden;  nunmehr 
kommt  fUr  die  Besteuerung  nur  noch  der  dem  Herzoglichen  Hause 
zugefallene  Teil  in  Betracht,  doch  ist  auch  jetzt  die  Entrichtung  von 
Staatssteuem  solange  sistiert,  als  das  Herzogliche  Haus  die  Regierung 
im  Herzogtum  führt  —  Unter  den  gleichen  Bedingungen  ruht  auch 
die  Steuerpflicht  des  Emst-Albert-Fideikommisses,  abgesehen  von  dem 
Einkommen,  das  aus  Gewerbe-  oder  Handelsanlagen,  Bergw^ken 
und  sonstigen  gewerblichen 'Betrieben  fließt 

Die  Steuerfreiheit  der  Mitglieder  des  Herzoglichen  Hauses  ist 
eing^eschränkt,  die  der  Witwen-  und  Waisenpensionen  gänzlich  auf- 
gehoben worden,  wodurch  zwei  oben  vom  Standpunkte  des  Prinzipes 
der  Allgemeinheit  aus  gemifibilligte  Mängel  beseitigt  wurden.  Nun- 
mehr genieflen  nur  noch  a)  subjektive  Steuerfreiheit:  t.  der  Herzog, 
die  Herzogin.  Herzogin -Witwen,  der  Regierungsverweser  und  die 
Abkömmlinge  des  regierenden  Herzoga  2*  Vertreter  fremder  Mächte 
und  andere  Personen,  denen  nach  völkerrechtlichen  Grundsätzen  An- 
spruch auf  Steuerfreiheit  zusteht  3.  Unteroffiziere  und  Mannschaften 

1)  Du  Eratt>Albert>Ftdeikomiiit0  besiebt  ans  dem  sur  Ablfining  der  ehemal*  dem 
HefMiB  Enwt  IL  und  dem  Priiun  Albert  zittttndigeii  Haimllodialrente  flberwieaeoen  Gntnd- 
bentt«  nimlkfa  ni»  der  Damlne  und  dem  Font  ni  Tonne,  dem  Tabiner  und  Winttrsteiner 

Forst  nebst  den  dum  gehörigen  Forstbäusem  und  DepiiUtgnindMücken.  Das  Ernst-AIbert- 
FiclrikDramiß,  das  mit  <\>m  nnm'nungijt  zusammen  hewirt<(rh.ift<'f  wird,  ist,  solanj;e  das 
Herzog! .  Gothaische  Spezulhaiis  die  Regierung  im  Herzogtum  führt,  mit  der  Erbfolge  in 
der  Kegicmitg  untrennbar  verbunden  (cf.  Famiiienstatut  v.  ai.  u.  32.  Jan.  1S40  §  6,  Ver- 
tng  *i-  Jen.  1854;  Heuiceseu  v.  1.  März  t^ss,  K»p.  IV). 
•)  «f-  p.  33  f- 


uiyiii^Cü  Ly  Google 


—    90  — 


des  Beurlaubtenstandes  wahrend  der  Monate,  in  denen  sie  steh  in 
aktivem  I^enst  befinden,  soweit  ihr  Einkommen  nicht  mehr  als  1800  Mlc 
beträgt,  ß]  objektive  Steuerfreiheit:  4.  Militäreinkommen  der  Unter» 
Offiziere  und  Mannschaften;  im  Mobilmachungafalle  das  aller  Ange- 
hörigen des  aktiven  Heeres  und  der  Marine.  5.  Pensionserhöhungen. 
VerstQmmelungszttlagen ,  Ehrensolde  der  -Kriegaanvaliden  und  6.  alles 
Einkommen,  das  den  Betrag  von  300  Mk.  jährlich  nicht  erreidit 

Es  ist  gewiß,  da£  300  Mk.  in  Rücksicht  auf  das  Prinzip  der 
Steuerfreiheit  eines  angemessenen  Existenzminimums  ein  viel  zu  niedrig 
bemessener  Betrag  ist  Man  hat  sich  jedoch  aus  besonderem  Grunde 
zu  dieser  Festsetzung  veranlaßt  gesehen:  §  146  des  Staatsgrundgesetzes 
lautet  nämlich:  „Wahlberechtigt  ist  jeder,  der  ....  seit  Anfang  des 
dem  Ausschreiben  der  Wahl  vorausgegangenen  Jahres  eine  direkte 
Staatssteuer  zu  entrichten  gehabt  hat."  Um  als()  niemand  das  Wahl» 
recht  zu  rauben,  mußte  die  Grenze  des  steuerpflichtigeii  Einkommens 
so  niedrivi  bemessen  werden,  nachdem  ein  Vorschlag  der  Regierung» 
für  Einkommen  unter  500  Mk.  eine  freiwillige  Steuer  zur  Erlangung 
des  Wahlrechts  /u  gestatten,  gefallen  war. 

Zwecks  Berechnung  des  steuerpflichtigen  Einkommens  sind  die 
.\bzugsposten  möglichst  spezialisiert  worden.  Neben  den  Prämien 
für  Feuerversicherungen  sind  nun  wieder  mit  Recht  auch  solche  für 
Versichenmgen  gegen  Hagel-  und  Vichschäden  abzugsfähig.  Im 
allgemeinen  ist  es  bei  den  früheren  Bestimmungen  geblieben,  aufier 
daß  der  überflüssige  Unterschied  zwischen  persönlichen,  dinglichen 
und  gewerblichen  Schulden  nicht  mehr  gemacht  wird. 

Wenn  im  Gesetz  als  steuerpflichtiges  Einkommen  aus  Kapitalver» 
mögen  u.  a.  aufgeführt  wird:  Zinsen  aus  An  leben  und  sonstigen  ver- 
zinslichen Kapitalforderungen,  so  ist  aus  dem  Deklarationsformular  zu 
ersehen,  daß  darunter  auch  Zinsen  zu  3'/,  Proz.  auf  Ansprüche  aus 
Kobens-,  Kapital-  und  Renten  Versicherungspolicen  nach  dem  jeweiliirfn 
Rückkaufswerte  einbegriffen  sind.  Ist  der  Rückkanfswert  nicht  bekannt, 
so  knmnicü  zwei  Drittel  der  Summe  der  eingezahlten  Prämien  hozw. 
der  eingezahlten  KapitalbetrSge  in  Anrechnung.  Es  ist  ja  nun  zwar 
unbestreitbar,  daT»  die  von  solchen  noch  nicht  fälligen  Kapitalien 
abgeworfenen  Zinsen  wenigstens  /um  leil  Keitn  ermogenszuwachs  also 
Einkommen  ist,  das  sich  vom  vrewöhnlichen  Rinkommen  nur  dadurch 
unterscheidet,  daß  es  der  augenblicklichen  \'erfügungsgewalt  des  Ver- 
sicherten ent/ngen  ist,  jedoch  scheint  der  Prozentsatz  3V2  reichlich 
hoch  gegriffen  zu  sein  'j.    Dieser  Teil  des  Einkommens  sollte  schon 

1 1  Wenn  auch  bisher  die  Lebciisversicherungsansulten  durchschnittlich  einen  ZioB 
voa  jV«  ^ro<.  und  mehr  ea.  enielen  vermochtea,  so  beiweifelt  Emmiaghaas  (cf.  H.W.B. 
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besonders  deshalb  nicht  hodi  angeschlagen  werden,  weil  in  anderen 
Staaten  diese  Zinsen  überhaupt  nicht  zum  steuei|rfliditigen  Einkommen 
gerechnet  werden,  weil  im  Gegenteil  anderswo  Prämien  fQr  I^bens- 
Versicherungen  bis  zu  einer  gewissen  Höhe  vom  steuerpiUchtigen  Ein- 
kommen abgezogen  werden  dürfen,  wie  in  Preufien  bis  zum  Betrage 
von  600  Mk.  Doch  abgesehen  davon,  da£  durch  die  steuerliche  Er- 
fassung dieses  Zinsabwurfes  der  gotbaische  Steuerpfliditige  schlechter 
gestellt  tat  als  der  preuflisdie  Nachbar,  w&re  es  im  Interesse  der  Aus- 
breitung der  Lebensversicherung  wünschenswert,  da£  der  Zinsabwurf 
gerade  dieses  Kapitalvermögens  lieber  etwas  zu  niedrig  als  audi  nur 
etwas  zu  hoch  eingeschAtzt  würde. 

Bezüglich  des  steuerpflichtigen  Einkommens  ist  noch  der  auBer- 
ordentlichen  Einnahmen  zu  gedenken.  Der  Art  1 1  des  Einkommen- 
steuergesetzes lautet:  „Außerordentliche  Einnalimen  aus  Erbschaften, 
Schenkungen,  Lebensversicherungen  und  ähnlichen  Erwerbungen  gellen 
nicht  als  steuerpflichtiges  Einkommen,  sondern  als  VermOgensver- 
mehrung,  und  kommen  ebenso  wie  Verminderung  des  Vermögens  nur 
insofern  in  Betracht,  als  die  Erträge  desselben  dadurch  vermehrt  oder 
vermindert  werden." 

Gestützt  auf  den  Herrmannschen  Einkommensbegriff:  „Der 
Einkommensbegriff  erweist  sich  als  ReinvermOgensiugang  eines  be- 
stimmten Zdtabschnitts  inkl.  der  Nutzungen  und  geldwerten  I^dstungen 
Dritter"*  verwirft  Schmitt*)  die  Freilassung  solcher  außerordentlichen 
Einnahmen  vollkommen;  sie  sind,  sagt  er,  ebenfalls  ReinvermOgens- 
zugänge,  sie  sind  demnach  Einkommen  und  also  steuerpflichtig.  — 
Man  kann  ihm  hier  nur  bis  zu  einem  gewissen  Grade  beipflichten. 
Erbschaften  z.  B.  bedeuten  nicht  in  jedem  Falle  eine  Verbesserung 
der  wirtschaftlichen  Lage,  die  mit  jedem  Reinvcrmögenazugang  not- 
wendigerw^se  verbunden  ist;  der  AnlaB,  der  die  Erbschaft  herbeiführt, 
kann  sogar  trotz  der  Erbschaft  eine  erhebliche  Verschlechterung  der 
wirtKhaftlichen  Lage  des  Erben  im  Gefolge  haben,  z.  B.  wenn  die 
Erbschaft  an  Deszendenten  oder  Ehefrauen  fällt,  deren  Ernährer 
gestorben  ist 

Die  innere  Bereditigung  für  die  Freilassung  der  Erbschaften  und 
Schenkungen  von  der  Einkommensteuer  ist  darin  zu  finden,  daß  solcher 
Erwerb  je  nach  den  näheren  oder  entfernteren  Beziehungen  des  Erben 
(Beschenkten)  zum  Erblasser  (Schenker)  eine  difFerentielle  Behandlung 

der  Stw.,  Aru  Lebetuverticherung,  II.  Aufl.,  1900,  B<i.  V,  p.  50 1)  wühl  mit  Recht,  ob  in 
Zvkmft  Dil  tinnn  loldiieB  Zinsfuß  ta  rechnen  sein  wird.   Schon  jetzt  bedienen  licb  einige 
Lebww"— bei  Berediining  der  Prtmie  eines  ZinsfuSes  von  nur  3  Proe. 
I)  a.  a.  O.  ]!.  9  ff. 
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erfordert.  Dazu  ist  die  Einkommensteuer  nicht  geeignet,  es  kann 
nur  durch  dne  besondere  Erbscfaaftsteuer  durchgeführt  werden. 

Lebensversicherungskapitalicn  fallen  entweder  bei  Versicherung 
auf  den  Todesfall  an  die  Erben,  oder  bei  der  abgekürzten  Versichening 
an  den  Versicherten  selbst.  In  jenem  Falle  stehen  sie  in  steuerlicher 
Hinsicht  den  Erbsdiaften  gleich.  Daß  auch  in  letzterem  Falle  das 
Gesetz  sie  als  nicht  steuerpflichtiges  Einkommen  erklärt,  ist  in  dem 
Umstände  begründet,  dafl,  wie  wir  gesehen  haben,  die  Zinsen  der 
noch  nicht  fälligen  Forderungen  steuerlich  als  Einkommen  betrachtet 
und  diese  selbst  auch  zur  Vermögensteuer  herangezogen  werden.  Sie 
gelten  demnadi  bereits  als  wirklich  vorhandenes  Vermögen,  und  die 
Freilassung  bei  wirklich  eintretetendem  Anfall  ist  dann  selbstver- 
ständlich. 

Anders  jedoch  liegt  die  Sache  mit  den  in  der  Generalklausel 
„und  ähnliche  Erwerbungen"  zusammengefaßten  aufierordentHcfaen 
Einkünften,  für  die  keine  die  Einkommensteuer  ersetzende  Abgabe 
besteht  Es  kommen  hier  besonders  Lotterie-  und  Konjunkturen- 
gewinne in  Betracht  Sollen  «e  ganz  frei  ausgehen,  während  doch 
Erbschaften  und  Schenkungen  zu  der  Erbschaftsabgabe,  die  zum  Teil 
außerordentlich  viel  höher  als  die  Einkommensteuer  ist,  herangezogen 
werden  ?  Ohne  den  langen  Zwang  anzutun,  wird  man*  im  Gegentdl 
behaupten  können,  daß  solche  „unverdienten**  Reinvermögenszugänge 
eine  wesentlich  stärkere  Belastung  ertragen  können,  als  regelmäßig 
erworbenes  Einkommen,  aus  welcher  Erwerbsquelle  es  auch  sei.  Es  ist 
eine  Forderung  der  G^^htigkeit,  solche  Einkünfte  zur  Einkommensteuer 
heranzuziehen,  oder  noch  besser  de  in  das  Erbschafts-  und  Schenkungs- 
abgabegesetz  etnzubeziehen,  und  sie  mit  dem  höchsten  dort  zulässigen 
Steuerfuß  zu  belegen.  Daß  Über  solche  außerordentliche  Einnahmen 
die  gothaische  Steuergesetzgebung  keine  besonderen  Bestimmungen 
getroffen  hat,  ist  eine  Lücke,  die  auszufüllen  höchst  wünschenswert 
erscheint. 

Der  Tarif  ist  ein  Klassentarif  und  setzt  folgende  Steuersätze  fest: 
bei  einem  Einkommen  von  mehr  als: 
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Mk, 

jährlich  l,00 

Mk. 

400 

Soo 
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Bei  Eiokomiiieii  von 

I  100 —  I  soo  Mk. 

I  soo—  f  400  „ 

2400—  «600  „ 

2600 —  4  200  ., 

4  »00—    5  ODO  ,, 

5000  10200  „ 

10  300  —  44  400  „ 

44  400—70  MO 

70  MO -90000  „ 

mehr  al$  90  000  „ 


ichreiten  die  Kiatten 
fort  in  Stufen  tu  je 
100  Mk. 
■00  „ 
100 
200 
200  „ 
200  ,. 

300  » 

300  „ 
300 

500  » 


nimmt  der  Steueruu 
pro  Stufe  SU  um 

3,00  Mk. 
4»<m  „ 

5.00  M 

8,00  .. 

7,00  ., 
8,00 

i3«oo  „ 

14,00  « 
*S,oo  „ 


In  der  folgenden  Tabelle  sind  die  Steuersätze  in  Prozente  um- 
gerechnet und  zugldch  mit  dem  früheren  Steuerfuß»  demjenigen 
Preußens  und  demjenigen  Meiningens  verglichen. 


Kmkuninieti 
von  Mk. 
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3964 

3,96 

3900 

1  3.9 

4000 

4.0 

Setzt  man  die  Berechnung  fort,  was  freilich  wohl  keine  praktisdie 
Bedeutung  fQr  Gotha  hat»  so  bekommt  man  folgende  Steuerfüße:  bei 
dnem  Einkommen  von  500000  Mk.:  4*86  Proz.;  von  1000000  Mk.: 
4*93  P^oz.;  und  bei  einem  solchen  von  10000000  Mk.  würde  er 
4,95  Proz.  betragen.  —  Die  Skala  ist  also  eine  progressive,  nicht  wie 
V.  Heckel*)  behauptet  eine  degressive;  gerade  durch  diesen  Umstand 
zei^net  äe  sidi  vor  der  preußischen  und  meiningenschen  Skala  sowie 
vor  der  der  meisten  übrigen  deutschen  Staaten  aus.  Sie  sowohl  wie 
die  frühere  „gotiiaisdie"  Skala  ist  ein  Beispiel,  daß.  wie  schon  früher 
einmal  erwähnt  wurde,  die  Progression  wohl  durchfiUirbar  ist,  ohne 
zu  allzu  hohem  Steuerfuße  zu  gelangen.   Man  wird  hier  entgegen- 

IJ  Berecbnct  nach  den»  .Miltelwerle  35t»  Mk. 
2J  a.  a.  O.  p.  255. 
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halten  können,  daß  sich  eine  Pro^j^ssion,  die  wie  die  frühere  ^otha- 
ische  einen  gewissot)  Pro/rntsaiz  4  l'roz.)  niemals  erreicht  doch  kaum 
von  (1er  Degressioii  utiterscheidct ;  denn  wenn  die  Proirression,  wie  es 
bei  der  asymptotischen  Skala  der  Fall  war,  bei  hohtp.  I^inkommen 
nur  noch  hunderlstel  Prozente  betrai^l,  dann  wäre  sie  praktisch  ohne 
Bedeutung.  -  Wenn  dieser  Einwand  nun  auch  für  die  frühere  Be- 
steuerung in  Gotha  Geltung-  haben  mag,  so  betrifft  er  doch  die  jetzige 
nicht  mehr.  Denn  einerseits  ist  bei  der  jetzigen  Progressivskala  eine 
unüberschreitbare  Grenze  nicht  mehr  gegeben,  und  dann  ist  durch  sie 
eine  Besteuerung  geschaffen,  die  fOar  die  Fälle*  die  überhaupt  vor- 
kommen oder  doch  vorkommen  können,  sehr  wohl  merklich  progressiv 
fortschreitet  (der  $teuerfu6  beträgt  für  1 00000  Mk.:  4,28  Proz.,  für 
200000  Mk.:  4.64  Proz.,  für  500000  Mk.:  4^6  Proz.).  Daß  die  Pro- 
gression he\  Einkommen,  die  praktisch  bedeutungslos  sind,  nidit  mehr 
merklidi  fortschreitet,  raubt  ihr  abw  weder  ihren  Charakter  noch 
ihren  Vorzug  vor  der  Degression. 

Weiter  zeichnet  sich  die  gothaische  Einkommenbesteuerung  da- 
durch aus,  daß  die  niedrigeren  Einkommen  bis  zu  5000  Mk.,  soweit  es 
das  fiskalische  Interesse  zuließ,  möglichst  wenig  bdastet  sind,  weniger 
beiastet  sind,  als  dies  z.  B.  in  Meiningen  der  Fall  ist  In  Preußen 
wiederum  sind  die  Klassensprünge  viel  zu  weit  gewählt  (von  9500  Mk. 
an:  1000 Mk.;  von  100000  Mk.  an  sogar  5000  Mk.),  wodurch  diejenigen, 
die  der  oberen  Grenze  näher  liegen  gegenüber  denen  zu  sehr  bevor- 
zugt werden,  deren  Einkommen  der  unteren  Grenze  näher  kommt, 
während  durch  die  kleinen  Klassensprünge  in  Gotha  eine  sehr  gleich« 
mäßige  Progresrion  ermöglicht  wird. 

Der  Vergleich  mit  den  früheren  Steuersätzen  zeigt,  daß  die 
niedrigen  Einkommen  entlastet  wurden,  daß  jedoch  die  höheren  Stufen 
der  früheren  Klassensteuer  sich  eine  Erhöhung  gefallen  lassen  mußten 
(cf.  Portionen  für  1500  und  2000  Mk.).  Von  der  Grenze  der  früheren 
Einkommensteuer  und  Klassensteuer,  2400  Mk.,  an  ermäßigt  sich  der 
Steuerfuß  bis  3200  Mk.,  erhöht  sich  von  da  ab  fast  stetig;  bei  10000  Mk. 
stimmt  er  mit  dem  früheren  überein.  Während  nach  der  früheren 
asymptotischen  Skala  4  Proz.  nie  ganz  erreicht  wurden,  beträgt  jetzt 
der  Steuerfuß  bei  ca.  53  000  Mk.  4  Proz.  —  Eine  Durchbrechung  des 
Prinzips  der  Progressivität  liegt  insofern  in  dem  Tarif,  als  zwischen 
Stufen,  die  für  je  200  Mk.  um  8  Mk.  steigen,  vier  ebensolche  ein- 
.  geschaltet  sind  (4200 — 5000  Mk.),  die  um  je  7  Mk.  steigen.  Wahr- 
scheinlich ist  dies  nur  aus  dem  Grunde  geschehen,  um  die  Progression 
des  Steuerfußes  ein  wenig  zu  hemmen. 
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In  bestimmten  Fällen  findet  nun  freilich  eine  Abweichung  vom  Tarife 
statt.  Uiejeniireii  physischen  und  nichtphvsischeii  Personen,  die,  ohne 
im  Herzogtum  Gotha  zu  wohnen  oder  ihren  Sitz  /u  haben.  Einkommen 
von  dort  bej^iehen,  sei  es  aus  Gruiulbesit/.  Handel  oder  Gewerbe,  sei 
es  als  Be.Mjkiun^'^en.  Pensionen  unil  Wartegeldern  aus  der  Staats-  und 
Domänenkasse,  werden  bei  solchem  Einkommen  von  60 — 3200  Mk. 
durchweg  mit  3  Pro/.,  erst  bei  höherem  Einkommen  nach  dem  iarif 
besteuert').  Diese  Bestimnintig-.  die.  wie  schon  i)ben  dartfelegt durch 
das  Gesetz  vom  lo.  Januar  1854  eingeführt  wurde  und  aus  diesem 
Gesetz  übernommen  worden  ist,  ist  geeignet,  die  von  ihr  betroffenen 
Personen  gegenüber  den  Bewohnern  des  llerzcjgtums  bedeutend  /u 
benachteiligen,  und  zwar  wird  die  Benachteiligung  immer  größer,  je 
geringer  das  Gesamteinkommen  des  Pflichtigen  ist. 

Mag  immerhin  die  Annahme,  daß  Grundbesitzer  und  Gewerbe- 
treibende, die  anderswo  als  am  Orte  des  Grundbesitzes  bezw.  des 
Gewerbebetriebes  wohnen,  auch  anderswo  noch  weitere  Einkünfte 
besäum  oder  aber  so  wie  so  Ober  ein  hshea  Einkommen  verfügen, 
hAufig  —  bei  weitem  nicht  immer  —  zutreffen,  so  daA  die  angeführte 
Bestimmung  für  sie  ohne  Belang  ist,  so  ist  sie  doch  fQr  Personen, 
deren  Einkommen  in  Besoldungen,  Pensionen  etc.  besteht,  eine  sehr 
fühlbare  und  ungerechtfertigte  Mehrbelastung.  Eine  außerhalb  des 
Herzogtums  wohnende  Witwe  z.  R.  die  eine  Pension  von  1000  Mk. 
bezieht  —  Pensionen  aus  der  Witwensozietätskasse  fallen  ebenfalls 
unter  die  Bestimmung  —  hat  30  Mk.  Steuer  d.  h.  das  27i-fache  des 
normalen  Steuersatzes  zu  zahlen  1  —  Will  man  die  MaBnahme  etwa 
damit  begründen*),  daß  dadurch  gothaische  Pensionäre  gehalten  werden 
sollen,  ihren  Wohnsitz  auch  im  Herzogtum  zu  nehmen?  Diese  Ab* 
siebt  wäre  nicht  zu  billigen,  denn  wie  viele  wohlberechttgte  Gründe 
gibt  es  nicht,  die  einen  pensionierten  Beamten,  eine  Witwe  veranlassen 
können,  ihren  Wohnsitz  anderswo  aufzuschlagen!  idi  erinnere  nur  an 
die  Neigung  der  Eltern,  dorthin  zu  ziehen,  wo  eines  der  Kinder  wohnt 
Ich  sprach  bisher  vorzugsweise  von  den  Besoldungen  und  Pensionen. 
Für  Grundbesitzer  und  Gewerbetreibende  ist  aber  die  Bestimmung 
prinzipiell  ebenso  ungerechtfertigt.  In  den  Fällen  aber,  in  denen  das 
Einkommen  aus  inl&ndischem  Grundbesitz  und  Gewerbebetrieb  nur 
einen  Teil  des  Gesamteinkommens  ausmacht,  ist  die  Bestimmung  des-' 

1)  Die  Steuer  ist  nicht   wie  v.  Meckel  a.  a.  O.  p.  225  m  Unrecht  l>ehauptet,  in 
diesen  Fällen  uin  3  Proz.  höher  «is  die  des  Tarifs,  sondern  betrügt  überhaupt  3  Froz. 

2)  cf.  p.  76  f. 

3)  Die  B^prüiidiiiig  mm  Geteuentwnrf  (Ldt.«Verb.  1901  04)        eine  Begrilnduiis 
dieser  BeMinuDttOg  voHkomnieii  venniiMa. 
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halb  überflüssig,  weil  noch  eine  andere  besteht,  die  der  Gereclnij^keit 
weit  mehr  enlsprichl '):  ,.Steuerpflichti>re.  deren  Einkommen  .  .  nur 
teilweise  der  Besteuerung  unterliegt,  werden  mit  Be/ui^  auf  diesen 
Teil  vei  iialuiisinaiiig  nach  dein  Maßstabe  desjeniy-en  rarifsatzes-i  ver- 
anlagt, der  auf  ihr  (resamteinkommen  Anwendung  zu  finden  hatte".  — 
Xaeh  allem  wäre  im  Sinne  der  Gereclitigkeit  /u  wünschen.  datJ  die 
angeführte  Ausnahme  vom  lanfe  aufgehoben  würde. 

Der  Organismus  der  Einschätzung  und  Vcranhigung  hat  wesent- 
liche Veränderungen  erfahren.  Um  zu  verhindern,  daß  die  Interessen 
einer  Gemeinde  einseitig  zum  Schaden  des  Staates  wahrgenommen 
werden,  erstreckt  .sich  die  Tätigkeit  je  einer  Kommission  nicht  mehr 
auf  eine  einzelne  (iemeinde,  .sondern  auf  einen  größeren,  mehrere 
Gemeinden  umfassenden  Bezirk.  Nur  die  Städte  Gotha,  Ohrdruf  und 
Waltershausen  bilden  je  einen  Bezirk  für  sich. 

Zur  Veranlagung  der  Steuerpflichtigen  mit  bis  zu  2000  Mk.  Ein- 
kommen wird  für  jeden  Bezirk  eine  Voreinschätzung.skommission  ge- 
bildet, die  sich  nur  aus  Steuerpflichtigen,  gewählt  von  den  in  Betracht 
kommenden  Gemeindevertretungen,  zusammensetzt.  Die  Nachprüfung 
ihrer  Resultate,  die  Prüfung  der  Fassionen  und  Veranlagung^  der 
Steuerpflichtigen  mit  mehr  als  jogg  Mk.  Einkommen  sind  die  Auf- 
gaben der  £inschat2ungskommissionen.  Deren  Mitglieder  werden 
tdls  vom  Staatsministertum  ernannt,  teils  gewählt  und  zwar  in  den 
Städten  Godia,  Ohrdruf  und  Waltershausen  von  der  Stadtverordneten- 
versammlung, in  den  übrigen  Einschätzungsbezirkoi  von  den  Mit- 
gliedern der  betr.  Voreinsch&tzungskommisdon.  Die  Zahl  der  er- 
nannten Mitglieder  darf  die  Hälfte  der  Zahl  der  gewählten  Mitglieder 
nicht  abersdiretten;  die  absolute  Mitgiiederzahl  flDr  jeden  Bezirk  setzt 
das  Staatsministerium  fest  Während  soweit  die  gotbatsche  Gesetz- 
gebung vollständig  dem  preuföschen  Veranlagungsmodus  gefolgt  ist, 
enthält  sie  nun  noch  die  bemerkenswerte  Bestimmung,  dafi  sich  die 
Veranlagungskommission  nicht  alle  sechs  Jahre  (Preußen)  voUkommen 
neu  zusammensetzt,  sondern  daß  alle  zwei  Jahre  nur  die  Hälfte  der 
ernannten  wie  der  gewählten  Mitglieder  ausscheidet 

Der  Deklarationszwang  fQr  Pflichtige  mit  Einkommen  von  1 500  Kfk. 
an  ist  bestehen  geblieben. 

Ab  Berufungsinstanz,  die  in  Preußen  genau  so  zusammengesetzt 
wird  wie  die  Veranlagungskommissionen,  besteht  für  das  ganze  Herzog- 
tum eine  einzige  Kommission,  die  aus  einem  vom  Staatsministerium 
ernannten  Vorsitzenden  und  sechs  vom  Landtag  auf  vier  Jahre  „unter 

1 )  cf.  An.  3  ieuici  Abs. 

2)  liitte  wohl  besser  gchciiicn :  „. . .  in  BcxHgaiif  diesen  Teil  mit  dem  StemtftUI»  .  .  .** 
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möglichster  Berücksichtig:ung-  der  verschiedenen  Arten  des  Einkommens'* 
zu  wählenden  Steuerpflichtigen  gebildet  wird.  —  Wenn  man  auch 
durch  die  Wiederwahl  der  Mitglieder  die  Möglichkeit  einer  fortlaufend 
gleichartij^en  Behandlung'  von  Beruf ungsfällen  irosrebcn  ist,  so  wäre 
es  doch  wünbchenswert,  um  sie  zu  garantieren,  daß  wie  bei  den  Ein- 
schätzungskommissionen auch  hier  immer  nur  die  Hälfte  der  Mit- 
glieder gleichzeitig  ausscheiden  dürfte. 

Es  erübrigt  nun  noch,  auf  einige  bisher  unerwähnt  gebliebene 
Punkte  hinzuweisen,  in  denen  das  jetzige  Steuergesetz  von  dem  früheren 
abweicht: 

t.  Bei  Einkommen  bis  einschließlich  5000  Mk.  können  fOr  jedes 
Familienmitglied  unter  14  Jahren  50  Mk.  in  Abzug  gebracht  werden. 

2.  Bei  Einkommen  bis  ausschließlich  4000  Mk.  kcinaen  „besondere 
die  Leistung^fähitrkeit  wesentlich  vermindernde  wirtschaftliche  V'er- 
hahnissp"  berücksichtigt  werden,  derart  dalS  die  betr.  Steuerpflichtigen 
in  eine  der  nächst  niederen  Stufen,  höchstens  aber  um  drei  Stufen 
niedrii,fer  eingescliätzt  werden,  als  ihnen  eigentHeh  zukäme.  —  Die 
Regierunjj  hat  in  der  Begründung  zum  (TeseUeuuvurf  von  solchen 
Verhaluuskscti,  jedoch  ohne  sie  in  das  Gesetz  aufzunehmen.  gespro(-hen 
als  von  „Unterhalt  und  Erziehung  der  Kinder,  \'erpflichtung  zur 
Unterhaltung  mittelloser  Angehöriger,  andauernder  Krankheit,  ge- 
minderte Ervverbsf.ihigkeit  infolge  hohen  Alters,  Verschuldung  und 
besonderen  Unglücksfallen."  Eine  gewisse  Willkur  wird  freilich  bei 
der  Beurteilung  solcher  \'erhaltnissc  niemals  ganz  ausgeschaltet  werden 
können.  Um  aber  für  das  ganze  Land  eine  einheitliche  Beurteilung 
zu  ermöglichen,  niülke  die  Prüfvnig  der  ( iesuche  einer  Zentralkf)inmission, 
als  welche  die  Rekurskommission  fungieren  konnte,  übertragen  werden. 

Der  Ertrag  der  Einkommenbesteuerung  war  von  fünf  zu  fünf 
Jahren  folgender  (vergk  auch  Anhang): 

iSso/Si  174300  Mk.  t880;8i  601 410  Mk. 

11855/56  «07603  188586  5^3637  •« 

1860  6  (  261306  1890  9  t  419444 

{1863  66  271200    „  180; 'oA  704188  „ 

»870  7'  3:4283    ,.  1900  Ol  8679:4 

'875'r<^  537  >J5    -  1901,02  9«5^4>  » 

Nach  der  Einführung  der  allgemeinen  Einkommensteuer  war 
der  Ertrag: 

1902  03  I  079000  Mk. 

««»03,04  I  083  78b  „ 

AkhndltiB(Mi  d.  atMto«.  S^miiMm  g.  Jen«,  Bd.  n,  Heft  ü.  ' 
Trcfteber,  Batwickclungd.  St««enwMinlm  tl«nagt.  S  »(totha. 
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2,  Die  VertnOgensteuer. 

Die  Forderung  der  modernen  Steuertheorie  „stärkere  Herart- 
zidhung  des  fundierten  Einkommms  zu  den  öffentlichen  Insten  als 
des  unfundierten"  zu  erfüllen,  ist  die  allgemeine  Einkommensteuer 
weder  geeignet  noch  bestimmt.  tMese  erg-änzende  Funktion  fällt  der 
Vermögensteuer  zu.  um  ihre  sekundäre  Stellung  anzudeuten»  als  „£r- 
gänzungssteuer"  bezeichnet. 

Das  gothaische  Gesetz,  betrcffetid  die  Ergänzutjgssteuer.  vom 
12.  März  1902')  ist  in  der  Hauptsache  dem  preußischen  fvom  14.  Juli 
1893)  nachgebildet;  doch  weicht  es  auch  in  wesentlichen  Punkten  von 
diesem  ab.  Während  in  Preußen  nur  physische  Personen  zur  Ent- 
richtung der  Vermögensteuer  verbunden  sind,  zieht  Gotha  auch  die 
nichtjjhvsischen  Personen  heran,  die  oben  bei  der  Einkorninenstcucr 
bereits  genannt  worden  sind.  —  Der  Staat  will  durch  dit*  h.ink'  'imnen- 
besteuerung  der  juristischen  privatrechtlichen  Personen  das  volle  Ein- 
kommen der  Gesamtheit  der  Aktionäre  bezw,  der  Mitglieder  treffen. 
Da  nun  nicht  i^<  leugnet  werden  kann,  dal»  dieses  Einkommen  zum 
leil  funiliertes  i.st.  so  ist  auch  kein  Grund  abzu.selien,  weshalb  diese 
juristischen  Pers'men  nicht  auch  zur  VcrmDgeiisteuer  herangezogen 
werden  sollen.  deni  Vermögen  der  Aktiengesellschaften  bezw. 

( iffirtssenschatteu  sind  natürlicher  Weise  das  Aktien kapiUil  Ijezw.  die 
Summe  der  Geschäftsanteile  abzuziehen,  da  dieses  Vermögen  ja  bei 
den  Aktionären  und  Teilhabern  erfaTtt  wird. 

Ein  anderer  Punkt,  in  dem  sich  die  gothaische  Gesetzgebung 
erheblich  von  der  Preußens  unterscheidet  'st  der,  dal'  diese  nur  eine 
fakultati\e  X'^erniMyensdeklaration  kennt,  jene  hingegen  den  l>eklara* 
tionszwang  ohne  iri^cnd welche  Re.schränkung  eingefülirt  hat. 

Rücksichtlich  der  Sieuerpflicht  und  der  subjektiven  Befreiungen 
auch  belrefls  des  Domänengutes  und  des  Ernst- Albert-Fideikonnnis&e^s 
gelten  dieselben  Bestimmungen  wie  bei  der  Einkonimensieuer,  cum 
grano  salis  auf  die  Vermögensteuer  übertragen.  Außerdem  sind  \  e.n 
der  X'ermogensteuer  befreit;  1.  Personen,  deren  Vermögen  ^oe». ,  Mk, 
nicht  rrreirht;  2.  weibliche  Personen,  die  minderjährige  Faniilien- 
angeln)riL:e  /u  unterhalten  haben,  vaterlose  minderjährige  Waisen  imd 
Frwerbsuntahiue.  soweit  das  Vermr>gen  loooo  Mk.  nicht  ubersteigt, 
uuil  3.  ehtMifalls  soweit  das  Vermögen  h'">chstens  10 000  Mk.  betragt, 
allf  Personen,  deren  Einkommen  500  Mk.  nicht  übersteigt  und  das 
Einkonnnen  lediglich  aus  dem  Abwurf  des  Vermögens  bc^tehL 

I)  G.S.  1902,  29. 
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Der  Besteuerung  unterliegt  bewegliches  und  unbewegliches  Ver- 
mögen, wie  Grundstöcke,  Eisenbahnen,  Bergwerkseigentuin ;  Anlage- 
und  Betriebskapital  in  land*  nnd  forstwirtschaftlichen  und  gewerblichen 
Untemefamungen ;  scfaliefilidi  alles  Vermögen,  bestehend  in  Greld  oder 
Forderungen,  dem  auch  der  Kapitalwert  der  Rechte  auf  Renten,  noch 
nicht  fällige  Forderungen  und  ähnliches  hlnsnizuredinen  ist  Selbst- 
verständlich »nd  hier  wieder  Renten  und  Pensionen*  die  auf  einem 
früheren  Dienstverhältnis  beruhen,  Witwen*  und  Watsenpensionen, 
Cnfall-  und  Invaliditätsrenten  von  der  Besteuerung  ausgeschlossen. 

Es  ist  far  die  Steuerpflicht  vollkommen  gleichgültig,  ob  ein 
Vermögensobjekt  jeut  oder  in  Zukunft  Ertrag  abzuwerfen  bestimmt 
oder  geeignet  ist;  demnach  sind  Parkanlagen,  zeitweilig  ertragslose 
Grundstücke.  Landhäuser  etc.  ebenfalls  der  Verniugt-nsteuer  unter- 
worfen. Eine  Ausnahme  jedoch  macht  alles  nicht  produktive  Mobiliar- 
venn ögen  —  Möbel,  Hausrat  — *,  soweit  es  nicht  als  Zubehör  dnes 
Grundstückes  oder  als  Bestandteil  eines  Anlage-  oder  Betriebskapitals 
anzusehen  ist 

Persönliche  und  dingliche  Kapitalschulden  einschlieBlich  des 
Kapitalwertes  von  etwa  zu  entrichtenden  Renten  oder  anderen  perio- 
dischen Leistungen,  sowie  Rücklagen  von  Versicherungsgesellschaften 
für  Verpflichtungen  aus  Versicherungsverträgen  (Prämienreserven) 
kommen  bei  Feststellung  des  steuerpflichtigen  Vermögens  in  Abzug. 

Für  die  Berechnung  des  Vermögens  ist  bei  Grundstücken  und , 
ähnlichen  Vermögensbestandteilen  der  Verkaufswert,  bei  barem  Gelde 
deutscher  Währung,  Reichskassenscheinen  und  Banknoten  der  Nenn- 
wert, bei  fremdem  Gelde,  bei  Aktien  und  anderen  Wertpapieren,  die 
einen  Börsenkurs  haben,  der  Kurswert,  bei  Renten  und  Apanagen  der 
Kapitalwert  schließlich  bei  Anlage-  und  Betriebskapital  die  Schätzung 
zugrunde  zu  legen.  Und  zwar  wird  bei  periodischen  Nutzungen  und 
Leistungen  von  unbegrenzter  Dauer  der  Kapital  wert  als  das  2  5  fache, 
bei  solchen  von  unbestimmter  Dauer  als  das  fache  des  einjährigen 
Betrages  angenommen.  Ist  jedoch  die  Dauer  der  Nutzung  vom 
Leben  einer  Person  abhängig,  so  ist  der  Kapitalwert  anzunehmen 
bei  einem  I^ebensalter 

biv  ^\i  einschl.  15  Jahren  als  dus  18  fach« 

von  15  —  25    17  ». 

25  —  35      „       .,    .,     16  „ 

«f   35~"45  •»     ■•   •»  '4  •• 

45    55           «1  "  't 

•  55-<^5   

65  —  75  ,,          ,.  5 

»»   75~"^®     «•     •*         3  " 
mehr  alt  80  „  » 


des  einjährigen  Betrages. 
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Der  Kapitalweit  von  Nutzungen  von  bestimmter  Dauer  wird 
unter  Annahme  eines  4  prozentigen  Zinsfußes  berechnet.  Vom  Kapital« 
wert  unverzinslicher  befristete  Forderungen  und  Schulden  werden 
fQr  die  Zeit  bis  zur  Fälligkeit  4  Proz.  Jahreszinsen  in  Abzug  ge- 
bracht. —  Diese  Berechnung  ist  offenbar  nicht  richtig,  da  ja  nicht 
einfache,  sondern  Zinseszinsen  berechnet  werden  müssen;  auch  in 
solchen  Fall«Mi  müßte  der  „bare  Wert"  zugrunde  gelegt  werden.  — 
Noch  nicht  fällige  Ansprüche  aus  Lebens-,  Kapital-  und  Rentenver- 
sicherungen kommen  mit  dem  Rückkaufswerte  der  Police  oder  aber, 
w(Tin  dieser  nicht  bekannt,  mit  '/«  der  Summe  der  eingezahlten 
Prämien  oder  Kapitalbeträge  in  Ansatz. 

Der  Steuerfuß  beträgt  wie  in  Preulien  Vt*/«©*  100000  Mk. 

werden  durch  1000  unteilbare  Vermögensbeträge  auf  die  nächst  untere 
durch  1000  teilbare  Zahl  abgerundet.  Von  100000  Mk.  an  dagegen 
werden  jede  angefangenen  10000  Mk.,  von  200000  Mk.  an  jede  an- 
gefangenen 20000  Mk,  voll  gerechnet 

Die  Veranlagung  zur  Ergänzungssteuer  geschieht  durch  dieselben 
Organe  wie  die  zur  Einkommensteuer  und  gleichzeitig  mit  dieser. 

Der  Ertrag  der  VermOgensteuer  war:  im  Jahre 

1902/03       194  30s  Mk. 

1903/04  1958*3  M 

3.  Die  Erbschafts-  und  Schenkungsabgabe. 

Ktner  Erbschafts-  und  Schetikungsabgabe  können  zweierlei  Auf- 
gaben zufallen:  einmal  kann  sie  berufen  sein,  einen  notwendig"en  Er- 
satz zu  bilden  für  die  Freilassuu)^'^  der  außerordentlichen,  d.  h.  uiciii 
regelmäßig  wiederkehrenden  Einnnhmeii  durch  Krbschaft  und  Schenkung 
von  der  Einkommenlx  steuerung;  zweitens,  entweder  auätail  oder  auch 
neben  einer  X'erinügensieucr  das  fundierte  Einkommen  stärker  zum 
Tragen  der  Staatslastcn  heranzuziehen.  Diese  letztere  Funktion  kaiui 
der  vorliegenden  gothaischen  Erbschaftssteuer  nicht  wohl  zugesprochen 
werden.  Um  sie  ausreichend  zu  erfüllen,  wäre  es  nötig,  daß  alle 
Erbschaften  ohne  Ausnahme  von  ihr  erfaßt  würden.  Die  gothaische 
I'>bschaftsstcuer  aber  läßt  ilen  weitaus  größten  Teil  aller  Erbfälle 
frei,  nämlich  alle  Erbschaften  an  Deszendenten  und  Ehegatten.  Ihr 
kann  also  nur  die  zuerst  genannte  Aufgabe  zufallen. 

Das  neueGesetz.dieErbschafts- und  Schenkungsabgabe  betreffend  *), 
entstanden  aus  dem  Bedürfnis  die  veraltete  zwiefache  Erbschaftssteuer 

I )  Ges.  V.  12.  Min  1903  G.S.  190«.  45,  «bgeftndert  diirdi  Novelle  v.  17.  Mai  190z 
Ci.S.  1902,  95. 
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mit  all  ihren  Unklarheiten  durch  eine  neue,  den  Anfordenin^^'^en  der 
modernen  Sieuenheorie  entsprechende  zu  ersetzen,  unterwirft  der 
Abgabe  Frbschaften.  Schenkun>*-en  von  Todes  wej^fen  oder  unter 
1  »  bend.  n.  Lrhns-  und  Fideikommißan fälle  und  alle  Erwerbungen,  die 
denselben  Charakter  wie  die  genannten  haben,  unter  welchem  Namen 
sie  auch  erworben  werden. 

Die  Steuerpflicht  wurde,  indem  man  den  bisher  bei  ilen  Kollateral- 
geldem  geltenden  Grundsätzen  folgte,  diejenigen  der  Erbschaftsstempel- 
steuer hingegen  fallen  ließ,  nach  dem  Prinzipc  der  beletr*ni<n  Sache 
einerseits,  anderseits  nach  dem  des  letzten  Wohnsitzes  des  Krbiassers 
geregelt  Jenes  ist  bei  Vererbunj^  (und  natürlicherweise  auch  Schenkung) 
von  Immobilien,  dieses  bei  \''ererbunJ^r  v^n  bewejj;^lichen  düiern  aus- 
S(  hlajji^gebend ;  d.  h.  von  Immobilien  ist  die  Krbschafts-(Schenkungs-)- 
abgrabe  stets  und  nur  dann  zu  entrichten,  wenn  sie  sich  im  Herzog- 
tum Gotha  befinde  n  von  Mobilien  dageg^en,  wenn  der  Erblasser 
seinen  letzten  Wohnsitz,  in  (iotha  hatte.  Vom  Steuerbetrage  für  außer- 
halb dos  Herzogtums  befindliche  bewegliche  Güter  winl  die  im  .Aus- 
lände etwa  zu  entrichtende  Abgabe  in  Abzug  gebracht.  Nach  Ermessen 
des  Staatsministeriums  kann  aber,  um  Doppelbesteuerung  oder  auch 
ungerechtfertigte  Befreiung  zu  vermeiden,  wenn  noch  Staaten  in 
Hetracht  kommen,  bei  dfrun  die  Erb.schaftsst(nier  nach  anderen  (irund- 
sätzen  erhoben  wird,  das  Prinzip  des  Wohnsitzes  durch  das  der  Staats- 
angehörigkeit oder  auch  das  der  belegenen  Sache  im  einzelnen  halle 
ersetzt  werden. 

Hezüglich  der  Eeststellung  der  abgabepflichtigen  Masse  i  Kapital- 
wert von  Ijibrrnten  etc.)  sind  dieselben  Bestimmungen  wie  bei  der 
Vermögeuslein  r  maßgebend.  Auch  bei  Lelms-  unfl  Fidoikomtniß- 
anfällen  wini  der  steuerpflichtige  Betrag  narh  der  einjalirivren  Xnt/iing 
lind  nach  dem  Lei )eiis.ili(  r  des  ErwerJ)enden  unter  /iigrundi  l>  -.^  ing 
desselben  Schemas  befei  linet  wie  der  Kajjitalwert  vnn  I  fnl)rt  iiten.  — 
^Als  Unterscliied   vou  der  fnilieren  Erbsrh.iftsbesteuerung  ist  außer- 

hervnr/uliel>en,  daß  dem  veräiulerK-ti  (niilniurkt  entsprechend 
cinstatt  des  5  jir«  »zentigen  Zinsfu(?es  ein  4  prozentii^er  aiii^'  ii' nnmeTi  wird. 

Auch  bei  dieser  Al)^abe  ist  der  Deklarationszvv.uiL;  dun  li'.^ -  fniirt. 

Außer  der   Befr''iuiiu  I-iskiis.   milder  Stiftinii^fti    und  der 

sonsttifen  auch  bei  .uideren  Steuerarten  üblichen  Befreiungen  sind 
L>c»<>tulers  zu  erwähnen: 

a|  vttn  der  L^rbse'ha  f  ts.i  l)e  sind  ht  fr«*it:  Krbsi  li.dteii.  die  ilen 
Wert  von  50«->  Mk.  nicht  erreichen,  und  suUdic,  tlie  gclaui;en  an: 
Verwandte  der  autsteigeiulcn  Liin'c  l)is  zur  fl<»he  des  FHiclttteils; 
Jähegatten;  legitime  oder  legitimierte  Abkömmlinge  st>wie  außerehe- 
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liehe  Kinder  in  bezug  auf  den  Nachlaß  der  Mutter  und  deren  Vor- 
fahren;  an  Bedienstete  des  Erblassers  bis  zum  Werte  von  looo  Mk. 

ß)  von  der  Schenkuni>-sabjj;abe  sind  befreit:  Schenkun^'^en  von 
weni,t,'"er  als  500  Mk.  Wert;  an  \'er\vandte  in  auf-  und  absteigender 
Linie,  an  Verlobte  und  von  \^ erlobten  unter  sich  und  Schenkungen 
an  Bedürftige  als  Beihülfe  zum  Lebensunterhalt  oder  zur  Ausbildung. 

Der  Steuerfuß  steigt  mit  der  Entfernung  des  Grades  der  Ver- 
wandtschaft in  der  Erblasser  und  Erbe  stehen,  dagegen  nicht  auch 
mit  der  Höhe  des  Anfalles.  Erst  hierdurch  würde  die  Leistungs- 
fähigkeit voll  berücksichtigt  werden  können.  Folgende  Zusammen- 
stellung ')  gibt  einen  Vergleich  der  froheren  und  der  jetzigen  Steuerfüße: 

KollatenlKeld 

-f-  Stempels  teuer 
vor  1902 

Bedienstete  de*  Erblauen  für  den  Aofatt  von  Renteo« 

Pensioacn  und  fthnliche   6  Proz. 

(Für  den  Anfall  von  Kapit.il  werden  sif  wir*  «sonstige 
Nichtverwandte  behandelt,  aulkr  daU  nur  die  über 
1000  Mk.  hiiiMttjgeheiule  Samnie  tn  verateuern  bt). 

AaMndcDten  —  2  ^ 

ZuwenduDgien  zu  wobldidgen,  geoieinnfitsigeii  und  Unter- 
riditsxweken     .    .   ,   5     „  4  „ 

iZn  milden  Stifttinjjcn,  an  offentliclit-  Schulen,  Kirchen 
etc.,  abo  soweit  üie  der  Allgeineinheil  zu  gute  kommen, 
liiid  loldie  Zuwendungen  frei). 

Voll-  und  balbbQitig^  Gctchwister,  AdnptiYkinder  und  deveu 

NadtkommeD   S  »              S  >• 

Uneheliche   Kindt-r  für  Anfälle  aus  dem  Vermögen  des 

Vaters,  sofem  die  Vaterschaft  urkundlich  anerkannt  ist.  9  5 

Kinder  voll-  und  halbbürtiger  Geschwister   5  «»                 ^  « 

Sonstige  Verwandte  bis  einschl.  zum  IV.  Grad  ....  S  8  « 

,.           .,            V.  und  VI.  Grades     ....  5  «t              10  .. 

In  allen  übrigen  Fällen   «    .    •  8  „  lo 


Schenkungen  und  Ldins-  und  Fideikomini0anfälle  werden  jetzt 
nach  demselben  Tarif  besteuert  wie  die  Erbschaften. 

Der  Ertrag  der  Erbscbafts-  und  Scfaenkungsabgabe  war: 

1902/03        66002  Mk. 
190304       1*1831  „ 


I  I  cf  Finanz. -Arch.  XXI,  2,  235  -  D«r  dOTt  von  Schanz  «tt^pttcUten  Übeisidit 
konnte  alier  nitiit  )ii  lUcti  Punkten  beigepflichtet  werden.  Die  Bi-steurrung  der  Stt'.f-  "r<l 
Schwicjjcrvcrwandteti  ist  in  den  früheren  Gestrigen  nicht  ausdrücklich  geregelt;  sie  sind  wohl 
unter  den  von  der  Stempelsteuer  befreiten  Verwandten  bis  einschl.  zum  VI.  Grade  mit  cisllfr 
griffen.  —  Außerdem  ist  die  Besteuening  der  Bediensteten  anders,  ab  von  Schans  apg(fdw>- 
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Die  Entvvickelun^  des  Stuuerwesens  im  Herzogtum  (jutha.  die 
wir  nunmehr  von  ihren  ersten  Anfänji^en  bis  zur  Geg"en\vart  verfoljjft 
haljen.  ist  typisch  für  die  Steuerentu ickuhmi^  m  den  meisten  deutschen 
Staaten.  Am  Anfange  finden  wir  Vermöpensteuern.  die  bei  der 
Bedeutungslosigkeit  des  beweghchen  X'ernioi^ens  in  der  I  lauyitsache 
als  (irundsteuern  angeschen  werden  können  und  später  (Kirch  andere 
Ertragssteuern,  insbesondere  Gewerbesteuern,  ergänzt  werden.  Da- 
neben werden  einige  Verbrauchsabgaben  erhoben. 

Im  i8.  und  im  Anfang  des  iq.  Jahrunderts  ist  ein  allmählicher 
Ubergang  zur  Subjektbestruerung  bemerkbar,  indem  häufig  wenn 
auch  zunächst  auf  beslinnmi-  Zeit  besrhrfinktc  Personalsteuern  er- 
hoben werden,  zuerst  in  der  primitiven  Form  der  Kopfsteuern,  die 
sich  aber  mehr  und  mehr  dr-r  })ers<)nlichen  Leistungsfähigk<-it  anzu- 
passen suchen.  In  der  Mitt<-  dos  kj.  Jalirhunderts  fiidhch  gtnvinnt 
die  Subjektbesteuerunn  ilie  Oberhand  und  drangt  die  (  )bjektb»\steue- 
rung  in  <^\v.*'  sekundäre,  ergänzend»'  SteUung  zurück.  Am  Sciihisse 
der  betracliteten  l'^ntuickrhuig  endlich  finden  wir  in  Gotha  ein  eut 
durchgebildetes  Steuersystem,  das  sich  dem  besten  bisher  Geleisteten 
an  die  Seite  zu  stellen  vermag. 

Das  Schwcrg^e wicht  dieses  Systems  liegt  in  der  allgemeinen 
Einkommensteuer,  die  durch  die  Vermögensteuer  und  die  Erbschafts- 
und Schenkungsabgabe  ergänzt  wird.  Während  die  daneben  be- 
stehende Grundsteuer  nicht  mehr  in  das  System  hineinpaßt,  kann 
einigen  speziellen  Gewerbesteuern,  der  Hausiergewerbe-,  Wanderlager- 
und EisenbahnsteueTi  aus  gewerbepolitischen  Gründen  die  Berechtigung 
nicht  abgesprochen  werden.  Die  wenigen  noch  bestehenden  Stempel- 
abgaben, von  denen  in  der  Hauptsache  nur  diejenigen  von  Ver- 
sicherungspolicen reinen  Steuercharakter  bewahrt,  die  meisten  anderen 
aber  den  Charakter  von  Gebühren  angenommen  haben,  sowie  die 
Luxussteuem,  mit  der  die  Haltung  von  Hunden  und  der  Jagdsport 
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belegt  &itid,  sind  im  fiskalischen  Interesse  notwendig  und  auch  durch- 
aus gerech  ttertijjt. 

Trotz  der  relati\<n  Vollkommenheit  des  jet/iv:<'ti  yj"othaisrhf n 
Steuersystems  war  im  dani^e  der  Betrachtunj^  immerhin  noch  '  tc- 
lepfenlu'it  genu;^  xorliaiidcn.  mancherlei  herv'or/v.heben.  das  det;  An- 
f< )rd('rimvrf'n,  die  di»^  moderne  Steuerlehre  an  ein  Steuerhysti'iTi  steiit. 
noch  nicht  j^anz  eiitsjincht.  Es  ist  freili«  Ii  nicht  wohl  zu  erwarten, 
daß  die  pniktische  I  )ur<  hfühnm|Lr  einer  Lk'sieuerung  jemals  einer 
strengen  Theorie  gererhi  werden  k;inn.  Allein  das  praktisch  Ern^irh 
bare  zu  verwirklichen,  ist  ein<^  der  ersten  und  vornehmsten  Aufgaben 
der  Gesetzgebung  im  modernen  Staate. 


Dig'itized  by  Googl( 


Anhang* 


Einem  exakten  Verv^lcic  h  der  Finanzen  des  Merzoijtiims  S.-Gotha 
mit  denen  der  anderen  deutschen  Bundesstaaten  stehen  zwei  Hinder- 
nisse entgegen.  Das  eine  ist  die  Gemeinschaftlichkeit  der  Einnahmen 
und  Ausg-aben  mit  dem  Ih  r/.oglum  S.-Koburj4  anf  einigen  Gebieten 
des  Staatswesens.  Wenn  einerseits  die  in  der  Arbeit  Zaliiis  über 
die  Finanzen  der  lieutsch«  n  Bundesstaaten')  filr  „S. -  Koburg"- Gotha** 
/. u.samiiieilirefaßten  Zahlon  kein  getreuem  Bild  ergeben,  d.i  ja,  wie  jre- 
zeigt  wurde,  das  I"iiianzw(\sen  für  beide  Herzogtümer  t^etrennt  ist,  so 
darf  anderseits  auch  für  die  in  Tabelle  I  und  11  getrennt  wieder- 
gegebenen ein  solcher  Anspruch  niclit  erhoben  werden.  Die  Zahlen 
müßten  vielmehr  für  einzelne  Gebiete  getrennt,  für  andere  zusammen- 
gefaüt  werden,  wodurch  freilich  ein  Vergleich  mit  den  anderen  Staaten 
erschwert  würde. 

Das  zweite  Hindernis  ist  in  der  Coexistenz  der  Staatskasse  und 
der  Domänenkasse  begründet.  Obgleich  diese  in  erster  Linie  als 
eine  Herzogliche  Privatkasae  aufzufassen  ist«  deren  Verwaltung  nur 
in  den  Hftnden  von  Staatsb^örden  liegt,  so  mußten  doch  ihre  ge- 
samten Bruttoeinnahmen  und  -ausgaben  mit  aufgeführt  werden,  damit 
den  Zahlen  der  anderen  Staaten  gleiches  gegenübergestdlt  werden 
kcmnte.  Hierdurch  wird  aber  in  den  Spalten  „Erwerbseinkünfte**  und 
„Ausgaben  auf  die  Erwerbseinkünfte"  und  ,^r  Staatsschulden"  mit 
Zahlen  operiert,  die  mit  dem  Staatshaushalte  in.  gar  keinem  oder 
doch  nur  in  sehr  losem  Zusammenhange  stehen.  Indem  überdies 
durch  das  Übergreifen  des  gemeinschaftlichen,  des  Staatskasse*  und 
des  Domänenkasseetats  ineinander  mancherlei  Abschreibungen  not- 
wendig werden,  haftet  den  Zahlen  unvermeidlich  ein  Moment  der 
Unsicherheit  an. 

Ein  Teil  der  Schwierigkeiten  wird  erst  behoben »  und  damit 
ein  genauerer  Vergleich  mit  den  Finanzen  anderer  Staaten  möglich 

I)  Vieiteljahnhefte  zur  Sutittik  des  Deuuchen  Reichs,  1904,  III. 


Digitized  by  Go 


io6  — 


werden,  wenn  das  neue  Doniänenabkommen  in  Kraft  getreten  sein 
wird,  und  sein  finanzielles  Ergebnis  vorliegt. 

Sieht  man  aber  von  diesen  Mängeln  der  Zahlen  in  Tabelle  I 
und  II  einmal  ab,  so  ergibt  die  Finanzwirtschaft  in  S.-Gotha  im 
Vergleich  mit  den  anderen  Staaten  ein  durchaus  normales  Bild.  Im 
besonderen  ist  der  Anteil  der  Steuern  an  der  Gesamteinnahme 
{25,5%)  z.  T.  erheblich  niedriger,  als  bei  den  anderen  kleineren 
Staaton.  Mit  den  größeren  liiindesstaaten  ist  ein  X'erj^leich  deshalb 
unzulässig,  weil  bei  ihnen  die  Einnahmen  aus  den  Staatseisenbahiien 
einen  zu  großen  Einfluli  auf  das  Budjret  ausüben.  Wären  nur  die 
Nettoer werbscinkünfte  in  Rechnung'  j^-^estellt  worden,  aldann  würde 
auch  in  manchen  der  y^rößeren  Staaten  der  Steueranteil  an  der  irc- 
samteinnahme  den  g<  itiiaischen  nicht  unerheblich  übertreffen.  .\uch 
eine  Berechnung  der  Steuerlast  auf  den  Kopf  der  Bevölkern ni,'. 
labelle  TV.  /eipt.  dali  die  an  die  Bevölkerung  des  Herzogtums  G  uhi 
gestellten  Anforderungen  sich  auf  einem  Mittelweg  in  der  Finanz- 
wirtschaft der  deutschen  Bundesstaaten  bewegen. 
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Tabolle  IL 

Ausgaben  des  Reichs  und  der  Bundesstaaten. 


Ge- 
samt' 

st:i.iis- 

bedarf 


Ordentlicbe  Ait«eaben 


Mill. 
Mk. 


Au^aben 

.Ulf  di'' 

cinnahmeti 


MUI. 


A  1  Ij;'.'!)!'.- JKT 

Staats- 
aufwand 


Leiitun- 
g«n  an  da' 
Reich 


Mill. 
Mk. 


Mill. 
Mk. 


7. 


Anagaben 

für  die 

■cfauki 


MitL 
Mk. 


AnRer- 

ordent- 

licliv  Aus- 
gaben 


Mm. 

Mk. 


7, 


Staat»- 
betiigt 


ML 


Pieufien  .    .    .  . 

Bayrn  .  ,  .  . 
Würucinbfij; 

Baden     .   .    .  . 

H'-'S^tii  .  .  .  , 
Mtcklt-;il).-Sclnv'  t  m 
S.U'ejinar  . 
Mtrcklenb.-StreUu 
Oldenburg    .  . 

$.-Mcinjngen 
S.-Altenburg 
S.-Gotha  .  . 

S..i\(tl)urg    .  , 

AnhoJt     .    .  . 

SchwarKb.-Sondersh 
Schwarzb.-  Rudolst. 

K.-iili  .i.   I..  .  , 
kcuU  j.         .  , 
Schaumbur^-Liiiji' 
Uppe  .... 

I.-:thrck  I.  .  . 
Bit-tucii  .  .  , 
Hamburg  .  .  . 
Elsaß-Lothringen 


Bundesstaaten  Sa. 


2<.Ü8.^,   1300.5  48,4 
4tji>.<>     t      "  -p 
^~8,S     iSo.i  47.* 


»4.-  , 
4.7 -i 

29,7  iofi 


68,3 
0,9  19.2 

35.r 


i  u,4 
6,1 

»5i9 

3.3! 

3.4  ?i 
1.6 


0,2  I 
0.8 
0,2 
a.6 


•3,8 

II -.4 


0.7 


0,4 
0,0 


t  I  .s 


I,t  — 


3.» 
7''3, 


0,0 

.v^  I 
S.8 


4462,0 


•3.' 
8,1 


1890,3  42,4, 


;;i.4  71.3 
755»3  |i8,i 

534  25 

11.;  :!>•'■. 2 

2,6 


yy,i  4,0 


530 


346,9  I  o 

74-' 


20. t; 

'4.4 
0,1  14/) 


7t7  \2S.9 

1  ,  1  4  1 .4 
4.^  4(.,i 


4»2 


285.6 


10,6  — 


4'^.0  10,7 


^7,7 


104 


»4,2 


S7.4^ 
S3-4 
65.0 

37,2 
57,6 


3-5 
3.« 
«,9 
9,1 

»,9 

O.'j  ^t>,.' 

.vv> 
|S4ö 
2.4  163.2 

<""5;4  34'i 


4.7  K'.l 

:5,o 

«.93'.' 
»,627,6 

0,7  2  ]  l 
3.2  2'J.l 


0,7 
1,0 

(>A> 


rt(,4 
.1 7  ö 
^•■7'4^>.7 
i.4'4<'.7 


39.3 


1534."  r'h'J 


l^-'-J  '  iJ>4'"  I 


0,5 
i,4 


1 .0  10. 1 
4.1 


1  I.;  14-^ 

5-7  '4-<^ 

ü,I  0.7 
0,1!  2,1 

2.3  7.7 


.((  lo.n 


0.1 
0,2 
0,1 

0,4 

0,0 


12: 


5.1 


32.1 

I7.i|  9,- 

38,1  18.J 
9,7  ^-M 

3  5 


4,9116, 

o,<>  2.0 


4-9 

1,6  0.4 
0.1 


34 
34 
2.5 


5»9| 

0,1  t>,3 

0.0  — 
o,o'  — 
0,0  — 


2-3 

'«.5 


3**''.';'.'3,'2 


* .  / 1  i  y .  — 

h.d  I  1.7 

'S,7|i3.5 
2.21  3,1 


6,6 
1,8 

0.0 
0,0  3.8 

0.0 

0.0 


O.ü 


26.5 
33.' 
5ö 


46.9 
23-9 


70. '6.7 

'4^0.5 


♦15.» 

.;3-T 

131. s 

»4 
$^9 

574 

34 
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Tabelle  III. 

Spezioltor  Steuemachweis  nach  dem  Voranschlaga 

I.  April  1905/06 

(in  looo  Mk.  und  Prozenten  der  GesanitsU'uereinnahme). 


aba. 

\ 

GcMmtsieuerdnnahine  . 

100,0 

Grundsteuer     .    .  . 

<»4.5 

EtakonmeMceuer  ,  . 

II0O.O 

Husdcttener    .   .  . 

39.0 

».5 

197,0 

«»,« 

VVarfcnicbeiinbetbe  . 

i«.7 

0,8 

Eitodufts-  und 

EiMmbahmteoer    .  . 

04 

0,0 

SchenkuiifpAliipibc 

100,0 

^5 

0,1 

Tabcllp  IV. 

Kopf  batrag  ilar  Steuern  im  Vergleich  mit  aniiereii  Staaten 

(in  Mark). 


Z 

C 

Im  Kgr. 
Sachsen 

2 
E 

initt 

In  S.*Gotba 

ß 

-»»■ 

c  'o 
<^ 

Durchsei 
aller 

1850 

•875 

«903 

«9<>3 

1903 

1903 

I9«3 

1903 

Direkte  Steuern  .... 

1 

3.8s  ! 

6,20 

8,s8 

6,17 

11,40 

8/>7 

7.«4 

IiMbes.  Einkommeiwteucr 

«,011 

Aufwaui-.  Verkehn-,  Erb- 

1 

schafii-  u.  Ihnt,  Steuern  , 

1,70 

1.04 

•».53 

1,3» 

0,69 

»,99 

».73  1 

7,90 

9,6* 

»«.53 

749 

13.68 

«,76 

10^83 

t)  Die  Zahlen  lind  mit  Auanakme  deijeni|*en  für  5.-Gotb«  den  Vierteljahralieftcn 
zur  Statistik  des  deutidien  Reichs  1904  III  entnomohen. 
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Die  terminlichen  Steueranfälle  und  die  Zahl  der  steuerpflichtigen 
Personen  in  der  Einkommenbesteuerung  1851—1904. 


:  terminlicher  Steueranfall  (in  Mk.) 
^-"-•^  :  Zahl  der  Pflichtigen  Personen  (seit  1873) 


moo 

Jim 
:mm 
v>im 
•iimi 

16000 


TT 


TT 


-U- 


:::rn 


^  ■ 


■+-4 


44h 


i-r 


±tt 


fJMT 
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VERLAG  VON  GUSTAV  FISCHER  IN  JENA. 


JJufflaben  der  ßcmeindcpolltlk. 

bc«  ^untc«  brr  S^eutfdicn  ^obennfotner,  Erlitt,   f^finftf ,  wefentHdi  ctweitecte 

^uflai^c.    la.  MI  20.  ^»fnib.    1903.   %xm:  1  m<itt  fjO  %\. 

aie  3dt  (»crltiD,  t>om  31.  Cflobcr  IWI,  9?r.  5  jagt  libcr  bic  4.  «tiifr.ic\p: 

3^icH  9ud)  t{t  ein  IXaifftcin  in  ;in)cifn(tKr  93e.vcl)unq :  innevbolb  btx  Sobrnrefonns 
6fioe!iuii(;  bebeutet  c9  bie  enbßülttiic  9lbftvdfuna  aUee>  Unflaren,  Ulopiid>eii  .  .  .  9<amU 
<)cn>iinu  >  >  ^^ui)  aisdi  Kinc  (^rimblciicu^o  ''iv^altult^l  für  bie  neuen  Ströinunqeii  in  im 
(v^cmemben.  ift  ein  Standar<t- Work  ber  ^Hieteibciuegimg  ...  i\t  eine 
^rrube .  (tendtiNMdtttt  in  itiod)cn ,  lona  ntini  aflrS  ÜRoterial  io  *übciftd)tii(^  utd  Mlh 

Die  Steueruerbältnisse  Bulgariens.  ''S^^'l 

iBoign-iea}.  Frei«:  3  Mark. 

Die  €lni{ommenbesteuerung  nid)tpby$i$d)er  Ourl- 
säsd)er)  Personen,  voa  ot.  a  reutoms.  PNh:  4  unk. 

lUober  beziebt  die  Stadt  f)alle  a.  S.  ibre  widjtigsten 

t*Al%Aty^vr%iHi%l'^  M.itisti^ch- volkÄwirt.sehafiliche  BUMlie  von  Dr. 

UDVII^IIIIU^I  /  Karl  Qmbeiwtedt  Preis:  5  Mark. 

r|^^  Cn««*i«n  W&«en  und  »eine  volkKwirtMrliaftliohe  Wirkinig.    Von  Dr. 

Um  vPdren«  Sari  Frlir.     Kmitaiiffcl,  gen.  Sxflie.    1900.  Pr«is:  3  Mark. 

Die  Ginkommensteuergesetzgebung  in  den  uersd)ie- 

denen  £anderm  Vm  Dr.  OH»  mihr.  1902.  Fniii:  2  Mark  SO  Pf. 

einkommen  und  Uermögen  in  Preussen  r:„t'«f eLIi;^ 

rung  der  neuen  8t«uem  mit  Nutzanwendung  auf  die  Theorie  der  Einkommaui* 
«Miiwlclclung.    Von  Dr.  Kurt  Nitflchke.    11>02.    Preis:  2  Mark  50  Pf. 

Preaü.  VerHaltnngsbUttt  N'r.  L'S.  vom  12  .^prtl  HHX»; 

.  .  .  Die  Schätze,  die  «us  ihr  gehoben  werden  kiuiiien,  versucht  ubige  .Sclirlft  allge- 
mein zngSnglidi  zu  machen,  und  das  bt  ihr  in  vollem  Maße  gelungen.  Vor  allem  bieten 
die  klar  hervorgeholwnen  Ergebnisse  der  tieun  ers'.m  (j.-Iuit  '^';j.-t!irc  unseres  Einkommen- 
steuergesetzes (das  erst  während  des  Drucks  )>ekiit)nt  gewordene  zehnte,  1901.  i.st  in  einem 
NaohwtK^t  kurz  behandelt)  dan  VolkawirLscIiaftler  ein  reiche»  Matcrid  xu  dem  heiß  om- 
atrittcBen  Gebiet  der  Güterferteilung  in  ihrer  Wandlung.  .  . 

Grundzüge  der  Staatssteuem  im  Königreid)  $ad)sen. 

Eine  Sltidie  von  Uau»  von  N<Mti/«    Hi03.    Vrd»i  i  Mark,  gel>.  i  Mask. 

Cbeorie  und  Praxis  in  der€ntu)i*eluna  der  franzö- 
sisd)en  Staatssd)uld  seit  den  3abren  1870.  V::,.,'« 

Sydow.  Mit  einem  Vorwort  von  Prüf.  i>r.  Adt>lf  Wagucr  Mil  2  Icxi 
figun  i).    1903.   Prdü:  ä  Mark. 
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Seinem  hochverehrten  Lehrer  und  wohlwollenden  Förderer 


Herrn  Geh.  Regierungsrat  Dr.  E.  Ramm 

Vortragender  Rat  iin  Koni^licl)  l'reuHischen  Ministerium  für  Landwirtschaft, 

Domänen  und  horsten, 


zum  Zeichen  dankbarer  Ergebenheit 
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Vorwort 


Nicht  mit  Unrecht  nennt  L e o n  c e  de  1.  a  v  e  r ^ n  e  in  seiner 
,^conomie  rurale  de  la  France"  Frankreich  einen  „abrege  de  rEurnpe", 
einen  Ausschnitt  aus  Europa,  Dir  natürlichen  und  wirtsrhaftlichen 
Verhältnisse  dieses  in  seiner  Gesamtheit  mn  der  Xatur  so  reich  ge- 
sej^neten  Landes  bieten  in  der  lat  die  v^röj^ten  Verschiedenheiten, 
wie  sie  sich  in  solclier  Manni^rfaltiiLrkeit  \vt>hl  kaum  in  einem  andern 
europäischen  Staate  w  iedertinden  durften.  Auch  in  den  pohtischcn  und 
sozialen  Zustanden  zeis^t  sich  dieselbe  Erscheinung  einer  bunten  V^iel- 
gestahi^keit.  Jede  der  alten  IVovin/en  hat  ihre  besondere  deschichtc 
unii  « 'kouoniische  Fntwirkhmi^,  ihre  eigentümlichen  Traditionen  und 
als  Produkt  dieser  l  aktoren  ihre  typische  wirtschaftliche  vmd  soziale 
Struktur  in  der  (reirenwart.  Von  dieser  reichen  M ainiiet^dtigkeit 
bietet  die  landwirtsciiaftliche  lYoduktion  ein  getreues  Spiegelbild. 
Zu  iselien  dem  lu»elist  intensiven  Ackerl)an  in  den  reic  ht/n  nördlichen 
Departements  und  der  ausgedehnten  blühenden  Weidewirtschaft  in 
der  Nonnandie  einerseits  und  dem  weitverbreiteten  Betrieb  der  Spezial- 
kulturen.  dem  Wein-,  Oliven-  und  Seidenbau  im  Süden  treten  die 
mannigfachsten  Mittelformen  des  landwirtschaftlichen  Produktions- 
prozesses in  die  Erscheinung,  und  dieser  Vielartig keit  der  Kulturen 
entspricht  auch  die  Ciliederung  der  in  der  I ,andwirts<'haft  üblichen 
]  iewirischaftungsfornien.  In  buntem  Wi  chsei  kuninien  Eigenvcrvv  akung, 
Pacht  und  leilbau,  bald  unter  \'(  trherrschaft  des  einen  oder  andern 
wSvstems.  bald  unter  Nebencinamlerbestehen  der  vers<  hiedem  n  Be- 
wirtschaftungsmodi in  ziemlich  eng  begrenzten  i)e/irkt  n.  vor.  (  li.trak- 
teristisch  ist  insbesondere  die  noch  große  Verlireiumg  des  reill)au- 
systems.  Während  dasselbe  in  Deutschland  als  lunstorbeiidcs  (  h  Itilde 
verklungener  Zeiten  nur  ein  hödist  kümmerliches  Dasein  fristet  und 
eigentlich  nur  nocli  als  historische  Rcminiszeii/  cmmutet,  hat  es  sich 
in  unsenn  XachbarLiii  ir  1  rankreich  gegendweise  mit  seltener  Zähig- 
keit behauptet  und  ist  nach  einer  langen   Periode  rapiden  Rück- 
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VIII 


Vorwon. 


ganges  in  der  Gegenwart  wieder  zu  erhöhter  Ausbreitung  und  Be- 
deutung gelangt. 

Eine  im  Auftrage  Sr.  Exzellenz  des  preußischen  Herrn  Ministers 

für  Landwirtschaft.  Domänen  und  Forsten  unternommene  Studienreise 
nach  Frankreich  gab  mir  Gelegenheit,  den  französischen  Teilbau  aus 
eigener  Anschauung  kennen  zu  lernen,  und  die  vorliegende  Arbeit 
bildet  den  über  diese  Studienreise  an  Se.  Exzellenz  den  Herrn  Minister 
erstatteten  Bericht.  Ich  tr<^nüge  einer  freudigen  Pflicht,  wenn  ich 
Sr.  Exzellenz  dem  Herrn  Minister  auch  an  dieser  Stelle  für  die  gütige 
Verleihung  des  Studienauftrages  und  der  Königlich  landwirtschaft- 
lichen Akademie  Bonn- Poppelsdorf,  insbesondere  meinem  hochverehrten 
J. ehrer  Herrn  Professor  Dr.  J.  Hansen,  für  die  Befürwortung  dieses 
Auftrages  meinen  tiefempfundenen  Dank  ausspreche.  Desgleichen 
danke  ich  vielmals  der  grotien  Zahl  von  Herren,  die  mich  auf  meiner 
Studienreise  in  I-rankreich  mit  Rat  und  Tat  in  so  entgegenkommender 
Weise  unterstützt  haben,  (ranz  Vx-sonders  ist  es  mir  auch  ein  Be- 
dürfnis, meinem  hochv^erehrten  Lehrer  Herrn  Geh.  Hofrat.  Professor 
Dr.  y.  Pier.storff.  dessen  staatswissenschaftlichem  Seminar  drei  Semester 
lang  anzugehören  ich  die  Ehre  hatte,  für  (He  mir  mit  stetem  Wohl- 
wollen erteilten  wertvollen  Ratschläge  von  ganzem  Herzen  zu  danken. 

A»  Hermes. 
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I.  Abschnitt. 

Zur  gesdiiditttdieii  EntwteMung  des  Teilliaues  In  Frankreich. 


Die  Entwicklung  bis  zur  französischen  Revolution. 

Wir  betrachten  es  nicht  als  unsere  Aufgabe,  in  diesem  Ab- 
schnitt eine  genaue  und  ersch<^pfende  Darstellung  der  historischen 
Entwicklung  des  Teilbaues  in  Frankreich  zu  geben;  dazu  bedürfte  es 
einer  Spezialforschung,  die  über  den  I^ahmen  unserer  Arbeit  hinaus- 
greifen würde.  Wir  müssen  uns  vielmehr  damit  begnügen,  an  der  Hand 
der  uns  zur  Verfügung  stehenden  Quellen  die  wichtigsten  Erscheinungen 
in  der  Geschichte  des  französischen  Teilbaues  zu  skizzieren.  *) 

Inwieweit  das  System  des  französischen  Teilbaues  geschichtlich 
mit  dem  römischen  Kolonat  zusammenhängt,  das  ist  eine  brage,  die 
mit  Sicherheit  noch  nicht  entschieden  worden  ist.  Jedenfalls  steht 
fest,  daß  seit  jeher  der  Teilbau  in  Mittel-  und  Südfrankreich,  in  der 
Einflußsphäre  der  Römer,  dem  Gebiet  des  römischen,  geschriebenen 
Rechts  (droit  mmain  oder  droit  ecrit)  vcrhroitet  gewesen  ist.  währetid  er 
im  NWden,  deni  Gebiet  der  Gewohnheitsrechte  'r<.uuini<  s  .  der  ört- 
lichen, hincisrhafüichen  oder  städtischen  Rechte,  auch  nie  annähernd 
die  gleiche  Rolle  gespielt  hat.    Unleugbar  ist  der  Teilbau  eine  sehr 

t)  Bis  heute  i»t  der  Gcsdiidite  des  Teilbaues  in  Fronkreidi  noch  kdne  besondere 

F*>rschunj;  gewidmet  worden.  Die  yosanue  Ober  ilen  fiaii/nsiMTlK'n  TLiH)ai!  vorhandene 
Litemtur  —  sowohl  die  ältere,  als  di'-  imicrc  —  1  -c!i:ifii;;t  sich  überwirj^cr.d  mit  den 
juri:»tuacben  Fragen  imd  gebt  auf  die  hisiuriüclic  Entwicklung  ^»owic  die  wiiD>ciia(tiiche  Seile, 
abgesehen  von  wenigen  Ausnahmen,  nicht  sehr  ausfttbriidi  ein.  Audi  die  Arbeit  von 
Th.  Spicker  mann.  Der  Teilbau  in  Theorie  und  Praxis  (Heft  6  der  Stiedasehen 
Sammlung  v<)Ik>>wiriichafllicher  und  wirtschafl^^^eschichtlichor  Abhandlun^'cn.  Leipzig  lun:). 
d'>"*n  tuf  Krankreich  Iit /u^Iii h'  i  Teil  sich  wesentlich  auf  das  Werk  von  Roger  Merlin, 
Le  .\leuy:igc  et  la  parlici|j.UHin  aux  Ix-nefices,  Paris  1898,  stützt,  spricht  von  der  jjeschicht- 
licbcD  Enlwicklung  des  iranzüäiscbcu  Tcilbauch  nur  kui»oti:>ch.  Vergleiche  auch  Duuiol, 
Cartulftire  de  Brioude,  Kotes  S.  24,  und  Lamprecht,  BeitiSge  aar  Geschichte  des 
ffattaewschcn  "Wirtsdiaftslebens  im  11.  Jahrhundert  in  „Staats*  imd  Socialwissensdiartlidie 
Fofschungen"  von  Schmolkr,  1.  Bd.,  3.  Heft,  Leipzig  1878.  Lamprecht  meint,  daß' 
eine  Spe/ial|»r«<chichte  di  >  ft  ir  /.",sis<:hi  n  T'^ilbnii.»«  am  elusten  unerwartete  AufscblUsSC  tWt 
WirlMiialis^e^üchic  des  Leindes  uiierliaupt  titcten  würde. 

A))han<llunf{eii  <l.  it(Mtt*w.  S<>tiiinar»  s.  Jen«,  Bd.  II,  llt*U  4.  ^ 
Ii«rmes,  iH't  Tviibau  iu  Froxikn-icb. 
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alte  Institution.  Die  ersten  ausführlicberen,  aber  immerhin  ncx^ 
spärlichen  Dokumente  über  ihn  besitzen  wir  aus  der  karolingischen 
Periode,  Als  eine  der  ältesten  Urkunden  gilt  allgemein  die  des 
Domherrn  Haganon,  worin  derselbe  der  Abtei  St.  Martin  de  Tours 
seinen  herrschaftlichen  Betrieb  als  Schenkung  überweist.  In  dieser 
aus  dem  Jahre  8 ig  stammenden  Urkunde  heißt  es:  „Wir  übergeben 
unser  herrschaftliches  Gebiet  dem  Abt  Friedei^ns  mit  den  Leuten, 
die  darauf  wohnen  und  die  wir  dort  angesiedelt  haben,  damit  sie 
als  Kolonen  leben,  und  wir  verordnen,  daß  diese  Leute  das  Feld, 
die  Weinberge  und  alles  andere  bestellen  für  die  Hälfte  des  Er- 
trages (a  mi-fruits)  und  daß  man  nichts  mehr  von  ihnen  fordert 
und  sie  nach  uns  keinerlei  Elend  zu  erdulden  haben  ". '  i  Es  handelt 
sich  also  hier  nicht  um  vollfreie  Männer,  sondern  um  Hörige,  um 
glebac  adsrriy^ti.  die  zwar  persönlich  frei  wr'ron.  aber  ohne  Erlaubnis 
ihres  Herrn  den  Grund  und  Hoden  nicht  verlassen  konnten.  Frag- 
lich ist  es,  ob  derartige  i  eilbau  Verhältnisse  zwischen  den  Hörigen 
und  ihren  Herren  in  jener  Periode  häufiger  vorkamen.  Doniol  nimmt 
dies  allerdings  nn.'')  Nach  ihm  bestand  zuweilen  eine  ganze  (Ge- 
meinde aus  solchen  hörigen  Teilbauern  iserfs-metayers),  die  einem 
gemeinsamen  Herrn  gegenüber  solidarisch  hafteten.'')  Hie  Lage  der- 
selben war  manchmal  In  »olT^t  traurig,  so  dal^  die  Kirche  nicht  selten 
zu  ihren  (iunsten  einschreiten  mußte.  So  geschah  es  z.  B.  seitens  des 
Kapitels  der  Kirche  von  St.  Etienne  und  Dijon  für  die  Teilbauem  in 
den  Weinbaugebieten,  von  denen  ihre  Herren  ein  „niuid  de  vendange  * 
über  das  pflichtiue  Quantum  hinaus  verlangt  hatten. 

Weitere  Angaben  finden  sich  dann  in  den  Aufzeichnungen 
der  Abteien  und  den  gesetzlichen  Vorschriften  für  die  Bewirt- 
schaftung der  Kirchengüter,  die  für  das  .Studium  der  Wirtschafts- 
geschichte vom  7.  bis  15.  Jaiirhundert  überhaupt  die  wertvollste  Aus- 
beute gewähren.  Das  wichtigste  Dokument  aus  dem  frühen  Mittel- 
alter ist  das  vielgenannte,  in  den  letzten  Jahren  der  Regierungszeit 
Karls  des  Großen  von  dem  Abt  Irminon  redigierte  I'olyptxehon  von 
Saint-(iermain-des-Pres ,  das  die  detailliertesten  Angaben  über  die 
damalige  Art  der  Bewirtschaftung  enthält;*)  ihm  schließt  sich  das 

1)  Guizot,  Hi»toire  de  la  Civili&ation  cn  France,  Bd.  IV,  S. 

2)  Doniol,.  Histoire  d«  Claues  luratcs  cn  France,  Paris  iS$7,  S.  185.  Verglddie 
auch  Bonnem^re,  Histoiie  des  Paysani,  Paria  1856,  2.  Bd.,  S.  5. 

3)  Doniol.  .s.  14.    Ver]gleicbe  auch  Kariiew,  Les  Fkytant  et  la  qnestion  fM^rttone 

en  France,  V.-it'is  1890,  S.  136. 

4)  Das  I'olyplydioii  ilcr  Abiii  \oi\  Saiiit-Gcrmain-dcs-i'iei»  ist  von  Guerard  1834 
bis  1836  in  2  Bänden  veröffentlicht  worden.    Die  Anmerkungen  (Proligumcnes)  zu  dem- 
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ein  halbes  Jahrhundert  jOngere  Pol}rptychoii  von  Saint- Remi -de- 
Reims an. 

Die  Abtei  vonSaint^Germain'des-Pres  besaß  im  nördlichen  Frank- 
reich groBe  Ländereien,  die  eingeteilt  waren  in  terres  seigneuriales 
und  terres  tributaires.  Die  ersteren  wurden  von  den  MOnchen  oder 
ihren  Beamten  (officiers)  administriert;  die  letzteren  waren  im  Besitz 
von  Kolonen,  Liten,  Sklaven  und  zuweilen  sogar  von  freien  Männern. 
Der  größte  Teil  der  terres  tributaires  war  in  kleine  landwirtschaft- 
liche Betriebe,  die  manses,  eingeteilt,  deren  jeder  gewöhnlich  von 
einer  Familie  bewirtschaftet  wurde.  Außer  den  ihnen  zur  Bewirt- 
schaftung überlassenen  Ländereien  hatten  diese  Familien  auch  noch 
die  Felder  der  manses  seigneuriaux  zu  bestellen.  In  der  Abtei 
Saint'Germain-des-P^  nun  gab  es  nicht  weniger  als  1646  landwirt- 
schaftUche  Betriebe,  und  von  diesen  befanden  sich  10  in  den  Händen 
von  Bebauern  k  part  de  fruits.') 

Wir  entnehmen  der  Aufzahlung  der  einzelnen  Untertanen  der 
Abtei  nach  R  er  olle  die  folgenden  Angaben:*) 

6. —  ,  .  .  .  Tetiet  eum  Gfr« 'Ulus,  servus  sancti  Germani,  rt  uxor 
ejus.  iK»inine  Kainboida,  de  beneücio  Cierradi,  quorum  filius  est 
Rainmarus  " 

9.—  .  .  .  Qu"S  nunc  retinent  A^uiinis,  (dIoiuis  sancti  Germani. 
et  Adalbertus  munboratus,  quoruin  uxor  et  infantes  omnes  sunt 
sancti  Germani  " 

10  —   Et  tenet  eum  R.iiiihildis,  ancilla  sancti  Germani. 

cujus  intantes  isti  sunt:  Wineradus,  Rainmarus,  Winerildis.  Omnes 
isti  laborant  ad  medi<  tai«m  " 

19,—  Tenet  eam  Wiiieradus;  aut  arat  eam  ad  medietatem 

aut  donarios  XII." 


«etben  datieren  von  1844.  Der  Text  des  Polyptycbon  itt  t886  von  Longooa  neo  bermyt- 
ge|»eben  vorden. 

Ein  Polyptychon  ist  die  Sumrtip  der  Auf/tichnunj^en  (genau*  sein-  l  uii^  usw.)  ubci 
du-  vcrecbicdcnen  Güter  dtreelben  Bcsitziinji,  einer  Abtei  z.  B.  In  den  ersten  Jahren  des 
0.  Jahrhunderts  ordnete  Kateer  Karl  der  GroOe  an,  daß  für  die  Gftter  des  Fiakua,  der 
MOndie  nnd  Ersbiscbafe  solche  Beschreibungen  mit  Angabe  der  GuUgrAß«  und  der  eioadnen 
Knltniarten  sowie  ferner  der  sozi-alen  Kanyordnunj;  jedes  .luf  dem  Gute  AVt>hncnden  aufgestellt 
wurden,  und  zur  Erfüllung  dieser  Vorsclirirten  wurde  vom  Abt  Iiminon  das  oben  erwftbote 
Polypt\'chf)n  für  Saint-Germain-f!f*5-Prf5  ingeferligt. 

I )  Diese  geringe  Zahl  erklärt  sich  au»  der  Lage  der  Abtei  —  Region  THiemois  im  nörd- 
lichen Ftankretcb  —  wo  ja,  wie  oben  schon  kurz  erwAhnt,  der  Teilban  nie  eine  beaonden 
groSe  Ausdehnung  gewonnen  hat. 

Rerolte,  Du  colonage  partiaire  et  sp^ciaiement  du  mitayage,  Paris  t888,  S.  165. 

1» 
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23-*—  »»  •  •  •  Tonet  eum  nunc  Amadaicus  colonus  et  uxor  ejus 
colona,  nomine  Winerada,  h  n  iros  sancti  German i  .  ,  .  Arat 
ipBam  terram  ad  medietatem.  Donat  quatuor  denarios  de  capite 
5UO»  pullos  et  ova  .  . 

26—  Tenet  eum  Adalgardis  Ubera.   Arat  illum  ad 

medietatem. 

27.—  Tenet  eum  Rotveus  , .  .  aut  arat  illum  ad  medie- 

tatem,  aut  solvit  solides  II. 

31.  et  32.—  „  .  .  .  Has  duas  donationes  tenet  Airulfus»  lidus 
sancti  Germani.    Arat  m  ad  medietatem. 

33. —  „  .  .  .  Tenet  nunc  eum  Rainboldus,  servus  sancti  Ger- 
mani, et  uxor  ejus  ancilla,  nomine  Framberta.  Arat  ipsam  ad 
medietatem,  solvit  denarios  HI.  pullos  et  o\a." 

43.—  „Et  tenet  eam  nunc  Adlevertus,  colonus  sancti  Germani, 
de  beneficio  Gerradi.    Arat  ipsam  terram  ad  medietatem." 

Auch  hier  handelt  es  sich  um  persönlidi  unfreie  Leute,  die  in 
einem  Teilbauverhaltnis  stehen,  und  zwar  nicht  nur  um  Kolonen. 
sondern  auch  um  Leibeigene  und  Liten.  Indes  findet  sich  eine  Person 
in  der  Aufzählung,  deren  persönliche  Frdheit  unzweifelhaft  ist  „Tenet 
eum  Adalgardis  libera.  Arat  illum  ad  medietatem".  Diese  Stellung 
der  freien  Frau  Adalgardis  wird  vielfach  als  das  erste  Teilbauverhältnis 
einer  freien  Person  zu  einem  größeren  Bodeneigentümer  angesehen. 

Über  die  Dauer  des  Teilbauverbältnisses  gibt  das  Pol3rptychon 
keinerlei  Aufschluß,  indes  scheint  dasselbe  dauernd  gewesen  zu  sein, 
worauf  insbesondere  die  genaue  genealogisdie  Aufzählung  bei  den 
einzelnen  Bebauem  hindeutet. 

In  dem  Polvptychon  der  Abtei  Saint*Remi-de-Reims,  das  unter 
dem  Apostolat  des  Erzbischofs  Hinkmar  von  Reims  (806—882)  ge- 
schrieben worden  ist,  geschieht  der  Kolonen  a  part  de  frults  häufiger 
Erwähnung.  In  der  Hauptsache  handelt  es  sich  hier  um  die  Bewirt- 
schaftung von  Weinbergen,  für  welche  die  Kolonen  Ys  Ernte  er- 
halten. 

Die  folgenden  Stellen  aus  dem  Polyptycbon  von  Saint-Remi 
deuten  auf  Teilbauverhältnisse  hin.^) 

III,  3.  liunuldus  ingenuus  tciu  i  mansum  1  servilem  .  .  .  lacit 
vineam  dominicam  ad  teriiuni.  Donat  pullos  III,  ova  XV  et 
facit  omne  ser\'itium  sibi  injunctum. 

III,  4.    Leudoinus  tenet  similiter. 


I)  Reroll«.  S.  172. 


Digitized  by  Googl 


—     5  — 


IV.  2.  Cristianinuis  iii^^'^enuus  tonet  de  terra  arabili  inappas 
III:  vineam  iibi  pt  .s.svnu  collit«i  de  vino  modii  XX:  dabitiirque 
ei  de  foono  ilimidiuni  carrum.  Donat  de  vin<>  modium  I.  Facit 
vineaiii  de  suo  dominicam  ad  tertium  et  deducit  ipsum  ad 
monasterium. 

IV,  3.    HilditTus  habet  similiter  et  facit  similiter. 

VIT,  5.  Habetur  Wn  vinea  doinitiica.  qnae  facit  ad  tertium,  ubi 
jM  ssunt  colHjtri  in  duas  partes,  tle  vino  modii  XVI.  Mansum 
ini^a  nuilem  tenet  Ermenerus  inijenuus.  Sclvit  in  censum  de  vino 
mudios  II,  facit  vineam  ad  tertium,  ubi  pussimt  coUigi,  in  duas 
partes,  de  vino  modii  X. 

IX,  i(K  In  M"nr(  Iii), habet  accolam  I.  Tenet  Adelherus ingenuus. 
Snlvit  in<le  snüdos  II.  Facit  vineam  ad  tertium,  ubi  possunt 
colli  tri  de  modii  XX. 

XXIII,  2.  Hildebertus  tem  t  ir(  olam  I.  Arat  annis  sin^ulis 
diuriiale  I.  Donat  pullos  II,  ova  X.  Facit  vineam  doniinicam 
ad  tertium.  Donat  exinde  in  circadiu  diniidiiun  inotlium :  facitque 
niaiiopera  in  prato,  in  mrsse.  vel  ubicumque  necessitas  fuerit. 

XXVI,  41.  Habet  ideni  in  eadem  villa  vineam  I,  ubi  possunt 
colligi  modii  XVIll  absque  tertio. 

Die  Prüfung  anderer  Kartularien  ^)  zeigt  ebenfalls«  daß  der  Teil- 
bau wohl  bekannt  war.>)  Erwähnenswert  ist,  daß  bis  zum  it.  Jahr- 
hundert keine  besondere  Bezeichnung  für  die  Partiarkolonen  existiert. 
Man  wendet  nicht  das  Wort  partiarius  an«  sondern  bedient  sich  be- 
sonderer Umschreibungen»  wie  «,arat  ad  medietatem**  oder  „facit 
vineam  ad  tertium".  Zum  erstenmal  finden  wir  einen  Namen  in 
der  Gründungsakte  der  Abtei  von  Orbestier  aus  dem  Jahre  1007: 
Sive  sint  praedictis  Fulcherio  et  successoribus  suis  propria  animalia, 
sive  medietariis  suis  partionaria. ^)  Lamprecht  nimmt  an,  daß  der 
Teilbau  schon  von  den  ersten  Jahrhunderten  des  Mittelalters  an  immer 
mehr  den  wirtschaftlichen  Charakter  F>ankreichs  bestimmt  hat^). 

1)  Ein  Verzcichn»  der  wichtigsten  Kartularien  geben  wir  nach  Lamprecht  im 
Anhang. 

2)  Iruks  h'  T^^i  l-.tc  ,iuf  manchen  Kli>st<  rj^iitcrn  cin>-  tiein  'I  cilbau  .ibhoMi.-  T<'n(lcnz, 
Uit  beim  Pramonsü.stcnscruiiltn  hu^ar  so  weil  ging,  li.M  die  Kcgtln  desselben  den  Mit- 
{Niedern  alc  gleich  schimpflich  verboten,  Handel  zu  treiben  und  Teilbaiicm  zu  halten. 

3)  Dueange,  Glossarium  modiae  et  inflmae  latinitatis.  Ausgabe  Henschel.  Neue 
Auflage  von  L.  Favre.  Niort  1885,  Bd.  V.  S.  323  iKim  Wort  „Mcdietatuis**. 

4)  In  diet' r  Ami  »hnie  ^'flu  I.a ni  pr („-cli  l  iloch  McIIt  Klit  <.:\v  is  /u  weil.  Sifho  uich 
l'n |> pa (:i va.  Stiuite  ut>cr  den  Xeilbau  in  der  L<«iidwinschafl,  bescijuicfs  in  Dalmaiion,  Inns« 
bnitk   I  ^f>4,  S.  10  ff. 
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Noch  im  II.  T  ilirhundert  sind  nach  ihm  zwei  besondere  Formen  dieses 
Systems  zu  unterscheiden,  eine  ältere,  uiu ollkonimeiiere,  der  Champart, 
—  campi  pars,  aj^itwium,  terragium.  terrage.  aj^ner,  tirrage  — ,  die  im 
ganzen  Lande  vorbreitet  war.  und  eine  jüngere,  der  Complant, 
deren  Verbreitungsgebiet  hauptsächlich  den  Südosten  und  dann  auch 
den  Südwesten  umfsißte. ')  Die  ältere  Form  des  Teilbaues  fand,  wie 
schon  der  Name  andeutet,  vornehmlich  Anwendung  auf  das  Ackerland. 
Der  Teilbauer  mußte  von  den  ihm  zur  Bewirtschaftung  überlassenen 
Landereien  eine  feste  Quote  des  Ertrages,  welche  oft  die  Hälfte  aus- 
machte« abgeben  und  war  außerdem  noch  zu  gewisam  anderen,  nadi 
den  ^nzelnen  Gegeiklen  staxk  variierenden  Abgaben  gehalten.  Der 
Herr  blieb  Eigentümer  des  Grund  und  Bodens  und  stellte  in  der  Regel 
auch  das  gesamte  Inventar.  Die  Wirtschaftsgebäude  gehörten  indes 
bisweilen  dem  Teilbauern,  was  Lamprecht  auf  den  Anbau  von  jung- 
fräulichem Boden  zurQckfOhrt.  Der  Champart  bedeutete  also  nicht 
Verleihung  des  Hofes  zu  bäuerlichem  Besitz  gegen  Zins,  sondern 
Vergebung  in  Pacht  oder  Erbpacht  auf  gemeinsdiaftlichen  Gewinn. 
Von  der  Censive  unterscheidet  sich  der  Champart  in  folgenden  Punkten: 
Erstere  ist  ein  Beweis  des  dominti  directi  des  Berechtigten,  was.  wie 
erwähnt,  beim  Champart  nicht  der  Fall  ist  Femer  mußte  der  Cens 
gebracht,  der  Champart  dagegen  gdiolt  werden,  daher  die  Regel: 
Le  cens  est  rendable  et  portable,  le  champart  requerable.  Ein  be- 
sonderer Beamter  des  Grundherrn,  Terragiator,  Terratiarius  oder  Nume- 
rator  genannt,  war  mit  der  Erhebung  der  Quote  für  den  Herrn  be- 
traut; er  mußte  die  Garben  zählen  und  die  dem  Grundherrn  zu- 
fallenden entnehmen.  Der  Champart  wurde  nur  von  bebautem  Lande 
bezahlt,  der  Census  dagegen  auch  von  unbebautem;  schließlich  ist  die 
Quotität  des  letzteren  jährlich  dieselbe,  die  des  ersteren  dagegen  ver- 
änderlich, je  nach  dem  Ertrage  des  Landes. 

Von  viel  größerer  Bedeutung  und  Ausdehnung  tritt  zu  Beginn 
des  lt.  Jahrhunderts  die  jüngere  Form  des  Teilbaues  auf,  der  Com- 

11  I.anijirccht,  .t  >.  O.,  S.  62.  Nach  Bernhardi  kumnu  der  Chnmprirt  foimpi 
parsj  nachweisbar  seit  dem  Anlang  des  zwölften  Jahrhuudetu  uiciu  allgemein,  sondern  als 
besondere  örtliche  Gewohnheit  unter  den  Lcbtungcn  der  Bauern  vur  (Thcudor  Bern- 
hardi,  Vemicii  daer  Kritik  der  Gründe,  die  fOr  groBea  und  kleines  Gnmdeigentnm  inge- 
rtthrt  werden,  St  Petetvbuig  1849,  S.  529).  Dies  ist  jedodi  nidit  lutreffend,  vidmdir 
müssen  wir  uns  den  Lamprcchfichcn  Auslührunyen  ansdiiießen.  Das  Wort  Champart 
kommt  zuerst  in  den  Cartulaircs  de  sl  I'frf  ,  Kapitel  VIII  (De  terra  data  in  villa.  qua-* 
dicitur  Pinus),  S.  119  vor  und  wird  hier  vor  dem  Jahre  1034  gebraucht.  Siehe  auch 
W»rnkoenig  und  Stein«  Fnuizösisdie  Steats»  und  Reditiigeidiidite,  Bd.  II,  S.  401,  und 
Dttcaoge,  Glostarinm,  Wörter:  Campipars  (Bd.  II,  S.  66).  Numeratores  (Bd.  V,  S.  631), 
Agrarlum  {Bd.  T,  S.  146),  Temgium  (Bd.  VIII,  S.  71). 
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plant,  der  sich  auf  die  Weinkultur  bezog.  Seinen  Hauptsitz  hatte  der 
Complant  im  Rhone-  und  Saonetal,  sowie  in  der  Auvergne,  was  aus 
einer  großen  Zahl  von  Urkunden  der  Cartulare  Macon-Ainay-Savigny- 
S.  Andre-Domene-Romans-Brioude  hervorgeht ')  Die  Anlegung  eines 
Weinberges  bezeichnete  man  als  plantare,  auch  aedificare  et  plantare 
oder  com  plantare,  und  der  neue  Weinberg  erbtet  den  Namen  plantus 
oder  plantada.  An  diese  Ausdrücke  schließt  sich  die  Tenninologie 
für  den  Teilbau  in  der  Weinbergswirtschaft  an.  Als  altgemeinste 
Bezeichnung  dem  Begriff  nach  galt  Complantus»  im  Südwesten  von 
Poitou  durch  die  Marche  bis  zum  Süden  der  Auvergne  herrschend. 
Charakteristischer  aber  ist  der  im  ganzen  SOdofiten  vorkommende 
Ausdruck  medius  plantus.  In  der  Gregend  von  Vienne  war  die  Be- 
zeichnung medium  vinum  üblich,  und  dann  fand  sich  noch  allent- 
halben das  Wort  medietas.  Alle  diese  Ausdrücke  zeigen,  dafl  es  sich 
bei  dem  Teilbau  des  Weinberges  gewöhnlich  um  Hälftnerwirtschaft 
handelte;  indes  kam  auch  nicht  selten  ein  Drittel  des  Ertrages  als 
Quote  vor.  Überall  fand  dann  noch  neben  der  Ertragsquote  die 
Erhebung  eines  besonderen  Zinses  in  mannigfachen  Formen  statt. 
Wahrscheiiilich  hat  der  Cömplant  die  Form  gebildet,  in  der  im  Süd- 
osten des  Landes  die  Besiedlung  vor  sich  ging,  d.  h.  er  ist  anfangs 
weniger  Pachtform,  als  Erwerbsart  von  Nutzbesitz  gewesen.*)  Den 
Teilbauem  wird  gewöhnlidi  jungfrAuUcher  Boden  Überwiesen,  auf 
dem  sie  dann  innerhalb  5—7  Jahre  Weinberge  anzulegen  haben. 

In  folgendem  geben  wir  zwei  Vertragsurkunden  ^  auf  Complant 
aus  dem  Südosten  nach  Lamprecht  wieder. 

1.  Gart.  Macon  p.  3^.  43.  ca.  1012.  Diiecto  R.  et  filio  suo, 
quem  Dens  illi  primo  ciuicediTet.  et  matri  sue  E.  ego  L.  epi- 
scopus  daiio  vobis  de  ratione  Sancii  X'iiic'Mitü  uiumi  ( am|nim 
ad  medium  plantum  .  .  .  ut  ad  quinquo  anims  vinea  edihcata 
Sit.  et  pi>st  quinque  annos  vinea  editicata  fuerit,  unusquisque 
inrdirtatcTn  suani  rccipiat;  ea  vero  meilietas.  que  ad  vos  per- 
vcnire  (lebet,  quamdiu  vixeritis,  vos  prescripli  teiicatis  et  possi- 
deaüs,  sed  post  vestrorum  decessum  ad  Sanctum  X'incentiuai 
revertatur.    Si  quis  contradixerit,  auri  libras  X  compouat. 

2.  Cart  S.  Andre  nr.  169,  looi — 8  V.  abba  et  cuncta  con- 
grej^'^atio  Sancti  Andree  monasth»  rii  Viennensis  cedinius  cuidam 
homini  nomine  B.  de  haerediiate  predicte  ecclesie  ad  construen- 


I)  Lamprecht,  a.  a.  O.,  S.  O4. 

i)  Derselbe,  S.  66  und  Ragui,  Cartulaire  de  Saint- Vincent  de  Maoon,  S.  87  ff. 
3)  Denelbe,  S,  64. 
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dam  vineam  . , .  quantum  . . .  R  infra  V  annos  aedificare  potuerit, 
totum  ei  donamus,  tali  scilicet  ratione  ut  quamdiu  vixerit  unam 
medietatem  teneat  pro  su  planto,  alterain  vero  medietatem  teneat 
in  beneficio  ex  parte  Sancti  Andree  ....  post  suum  vero  di- 
scessum  ambe  partes  ad  pcedictam  ecclesiam  revertantur. 

Nach  Beendigung  der  Aiibaufrist  teilte  der  Herr  den  Weinberg- 
in  zwei  H.llften  und  bestimmte  den  jährlichen  Ertrag  der  einen  Hälfte 
für  sich  als  Pachtpreis.  Während  der  Herr  den  gfanzen  Complant  ver- 
äußern k(>nnte  und  vun  diesem  Rechte  auch  wohl  zuweilen  einen  teil- 
weisen  Gebrauch  machte,  hatte  der  Teilbauer  dagegen  nur  hoclist 
selten  vollige  Verfügungsfrciln-it  über  den  Weinberg,  Indes  stand  t  s 
ihm  manchmal  frei,  das  Gut,  nachdem  <r  es  dem  Herrn  dreimal 
oder  gar  nur  einmal  vergebens  zum  Kauf  oder  Pfand  angeboten 
hatte,  mit  der  Unterstüt/.ung  und  Bewilligung  des  Herrn  zu  ver- 
äußern. Mit  dem  Kaufe  war  die  volle  Übernahme  der  Beding^ungen 
des  VerkäuftTs,  namentlich  die  Unterwerfung  unter  die  Abmachungen 
über  die  Beendij^img  iles  Teilbauvertrages  verbunden.  Es  scheint 
indes,  daß  allmählich  das  1  eilbauverhältnis  des  Complant  eine  Um- 
wandlung erfahren  hat.  W^ährend  ursprünglich  als  Regel  galt,  daß 
der  V^ertrag  mit  dem  Ableben  des  ersten  Teilbauern  erlosch  und  das 
I^nd  mit  seinen  Meliorationen  an  den  Herrn  zurückfiel,  war  am  Ende 
des  II.  Jahrhunderts  nur  noch  nach  gewissen  Konzessionen  eine 
Rückgabe  zu  erlangen,  und  schließlich  bildete  sich  der  Teilbauvertrag 
zur  Manusfirma  auSi  deren  Betrieb  meist  Eigenwirtschaft  auf  Grund 
von  Erbpacht  darstellte. 

Über  die  weitere  Entwicklung  des  Tdlbaues  nach  dem  1 1.  Jahr- 
hundert fließen  die  Quellen  nur  äufSerst  ^lAilidi;  namentlich  ist  der 
Einfluß  der  mit  Beginn  des  12.  Jahrhunderts  in  Frankreich  einsetzen- 
den Befreiung  der  Bauern  aus  Hörigkeits-  und  Leibeigenschaftsver- 
hältnts  auf  den  Teilbau  noch  nicht  oberall  klargestellt  Im  allge- 
meinen hat  sich  jedoch  die  Entwicklung  nicht  in  derselben  Weise 
vollzogen  wie  in  Italien.  Dort  verfuhren  die  in  die  Städte  Ober- 
italiens gezogenen  Signori  derart,  daß  sie  die  Hörigen  endteßen  und 
Teilbauern  ansetzten,  wdche  die  Hälfte  des  Ertrages  abgeben  mußten. 
Die  Folge  dieser  von  den  Kommunen  begünstigten  Entwicklung  in 
Italien  war,  daß  aus  den  ehemaligen  Schutzhörigen  eine  freie,  aber 
besitzlose  Bevölkerung  entstand;  überall  schied  sich,  nach  dem  Aus- 
spruche Leos,  die  Nation  in  Herren  und  Lumpen.  ^)   In  Frankreich 


1)  Leo,  G«schichie  Italiens,  XI,  l  iS  ff. 
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dagegen  war  der  Gang  der  Entwicklung  ein  anderer.  Wohl  zeigen 
»eh  in  den  westlichen  Provinzen  und  in  Flandern  ähnliche  Erschein 
nungeil  wie  in  Italien;  hier  ließ  man  die  Hodgm  schon  frOh  frei 
und  ersetzte  sie  namentlich  in  der  Normandie  durch  Zeitpäditer.  Im 
allgemeinen  wurden  aber  in  Frankreich  bei  der  Befreiung  der  Hörigen 
die  Besitzverfaältnisse  nicht  verschoben.  Die  Bauern  Uieben  auf  ihren 
Hofen  dtzen  wte  zuvor,  und  die  seigneurialen  Abgaben  wurden  nidit 
verändert.^)  Damit  entspringt  in  den  meisten  Teilen  Frankrdchs  aus 
der  Befreiungsaktion  zunächst  nicht  nur  kein  AnstoB  für  die  weitere 
Entwicklung  des  Teilbau^  sondern  sogar  &n  Hemmnis  für  sie,  indem 
die  kleinen  Crrundeigentümer  vielfach  an  die  Stelle  der  Teilbauem 
treten.*^  Wohl  mag  indes  vereinzelt  auch  die  Lösung  des  Horig- 
keitsverhaltnisses  der  unmitteltKure  Anstoß  zur  Einführung  des  Teil- 
baues gewesen  sein;  denn  nicht  alle  Hörigen  besaßen  gleiche  Rechte. 
Unter  dem  scheinbar  nivellierenden  Zuge  der  Feudalzeit  verbarg  sich 
die  bunteste  Mannigfaltigkeit  privatrechtlidier  Beziehungen,  und  das 
Recht  mancher  Hörigen  an  ihrer  Hufe  mag  ein  recht  loses  ge- 
wesen sein.  Nicht  imstande,  sich  zu  freien  Eigentümern  ihres  Gutes 
emporzuschwingen,  können  di^  letzt^en  nach  Erlangung  ihrer  per- 
sönlichen Freiheit  sehr  wohl  in  ein  Teilbauverhältnis  zu  ihrem  Herrn- 
getreten  sein;  vielleicht  auch  ist  der  Einführung  des  letzteren  eine 
Wanderung  der  früheren  Hörigen  voraufgegangen,  so  daß  die  Frei- 
gelassenen mit  neuen  Herren  einen  Teilbauvertrag  schlössen.  Ob  die 
Entwicklung  vereinzelt  so  verlaufen  ist,  das  indes  bleibt  noch  zu 
erforschen.^  Wir  müssen  uns  hier  mit  der  Andeutung  dieser  Mög- 
lichkeit begnügen. 

Das  Fortbestehen  des  Teilbaues  um  diese  Zeit  geht  aus  folgenden 
Texten  hervor,  die  wir  Ducange  entnehmen: 

Jahr  1193:  „Et  duas  merliaterrias  apud  Vall^s  sciliret  cl.iusum 
suum  de  hortis  et  vineam  Ht  ^eoliae  ot  pressoragium  earumdem 
mediaterriarutn  qimd  sjirctat  ad  CaiT mios." 

Jahr  IJ2I.  ..( ■(  iK  cssiimis  ,  .  herbagium  propriis  pecudibus 
....  et  suarum  medieiariarum." 


[  I  I 'armstädter.  Die  Befrciiirif:  der  Ltilx-i;;onen  ( Mainmon.ihlesi  in  Siivoycn,  d«r 
Schweiz  und  f  j>(hrinyen,  Str.iBinirj;  1897.  S.  Zl(>.  Stehe  auch  J.  Piogey,  Du  morcellC' 
tuent  du  sol  en  l'ranct.  Fan?  1K75,  S.  10. 

2)  Henri  Baudriilnrt,  Le  iiicuyaye  cn  France  ci  son  awair  in  dei  Revue  des 
Dtax  IkfoitdM,  Bd.  LXXI,  Heft  vom  t.  Oktober  1885,      564  ff. 

51  Kariiew,  a.  a.  O.,  S.  136,  nimint  die»  an,  Rerolle,  S,  186,  ist  eoigegvo- 
getetcter  An^liti 
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Jahr  1240.    HConcessi  inonachis  Pontis  Otranni  quamdam 
medietariam  mtam  in  feodo  meo  in  parochia  de  Arnez.** 

Dacange  teilt  noch  mehrere  Urkunden  mit,  in  denen  es  heißt: 
„Tcnere  ad  medietariam",  „ad  medietariam  committere",  ..excolere  ad 
medietariam";  in  eSner  derselben  aus  dem  Jalire  12 19  liest  man: 
„Quam  qutdem  vineam  ego  et  praedecessores  mei  de  Ecclesia  Fisea- 
nensi  ad  medietariam  tenaeramas.** 

In  einer  anderen  Urkunde  aus  dem  Jahre  1218  hei6t  es:  ,.Ego 
Gaufridus  vicecomes  Castridunensis  .  .  .  cum  . .  .  dedissem  et  contu- 
lissem  unum  hibernagii  modium  in  mediatoria  mea  de  Memberolles.*' 

In  einem  Dolcument  aus  dem  Jahre  1285  wird  der  Ausdruck 
„tenir  k  motoierie"  gebraucht:  weiter  kommen  folgende  Bezeich- 
nungen vor: 

1301:  „l^a  Mesteerie  de  Pauleon  au  jour  de  toz  sainz,  dix 
livres." 

1317:  „Avons  l>aiU^  k  Ricart  Heket  de  Vaucheles  a  moitai, 
quarente-deux  journeux  de  terre." 

132 1:  .JLesquelles  (Länderden)  pour  ce  que  nous  ne  les 
poiens  cultiver»  nous  aviens  donn^  k  mdturie/* 

1335:  M^^ous  avons  ottroie  et  ottroions  aux  freres  Prescheurs 
du  couvent  du  Mans  la  moitaiere,  appelee  le  Pi^eia»  asdse  en 
la  parroisse  de  Cepoy/' 

1366:  „Une  mestarie  assise  audit  lieu  de  Buri.** 

Eine  I'rkiiiide  aus  dem  Jahre  1374  enthält  die  Ausdrücke 
„nioitoiün"  und  „limitier**,  eine  solche  von  1425  die  Bezeichnung^ 
„mettoier".  Der  Artikel  48,  Titel  9  der  Coutume  von  l^our^es  spricht 
vom  „ni»'.staicr"  und  der  Artikel  113  der  Coutume  von  Tours  vom 
„metaier  pari ia irr". 

Der  Eriravr  'l^r  im  Teilbau  bewirtschafteten  Ländereien  wird 
zuweilen  als  „m(  »ictt-nrie"  oder  „moiturie"  bezeichnet. 

Mit  Betfiiiii  tle.s  15.  J  ulirhunderts  werden  die  Dokumente 
u\)i-v  den  Teilliau  wieder  zahlreicher  urul  genauer.  Ein  neues  Element 
im  J'eilbausy.stcm  triu  uns  in  (iic^ser  Zeit  enti^eg'en,  nämlich  der 
\'iehbestandsvertray  oder  die  X'iehpacht,  der  bail  ii  cheptel.*^ 

I)  Die  Autoren  sind  üb  r  die  Etymologie  des  Wortes  .,clieptel'*  nicht  einig:  di> 
finen  'rnjuipt  de  Siiiitrrc,  l..iuretil,  Duverjjicr,  Dem  a  r. '.  <;  i  leiten  es  her  von  dem 
keiti>diLii  cli.ual  «nicr  ciiaiiei,  das  eine  Herde  Vieh  bedeutet.  Andere  iGutliouatd, 
Troplong.  Aubry  und  Raa)  »ind  der  Ansicht,  daß  es  «hstammt  voa  apitafe,  captale, 
eaualum.  im  AUfraiueAslisdieii  Cactel,  «ine  Beedchnung,  die  in  der  neueicn  LatinitSt  des  Mitlel- 
alters  insbesondere  auf  Herden  von  groliein  und  kleinem  Vieh  angewandt  wurde.  Wrtdie 
Ansicht  auch  die  richtige  sein  mag,  jedenfalls  bedeut«t  der  Ausdrodt  „cheptel**  eine  größere 
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der  von  nun  au  durch  die  Jahrhunderte  hindurch  bis  in  die  Gegen- 
wart einen  fast  nie  fehlenden  Bestandteil  des  Teilbauvertrages  aus- 
macht Während  dieser  Viehpacht  in  den  älteren  Dokumenten  keinerlei 
Krwähnung  geschieht,  sprechen  auffallenderweise  die  Dokumente  aus 
der  neuen,  uns  jetzt  beschäftigenden  Epoche-  fast  nur  von  ihr  So 
liegen  z.  B.  ffir  den  Limousin  aus  dem  15.  Jahrhundert  nur  Vieh- 
pachtverträge  vor,  und  die  Coutume  von  Berry«  die  zum  erstenmal 
unter  Franz  L  redigiert  wurde,  enthalt  eine  Reihe  von  Bestimmungen 
über  den  dem  Teübauem  anvertrauten  Viehbestand  (cheptel)  und  er- 
wähnt die  sonstigen  für  den  Teilbau  geltenden  Bestimmungen  mit 
keinem  Wort^)  Wir  lassen  nun  zunächst  einige  Dokumente  über  die 
Viehpacht  folgen. 

Bail  a  cheptel,  7  fevrier  143S.-) 
„Item  Die  septima  mensis  febroarii,  anno  Domini  miilesimo 
CCCC""**  tricesimo  octavo.  presentibus  Ademaro  Bayle  et  Key- 
nioneto  Uui»^o,  testibus  ad  liec  vnratis,  personaliter  constitutus 
Peyrau  de  Savenas,  faber,  habitator  do  Xobiliaco,  ])re)  et 
suis,  non  rohartus  etc.  omnibus  que  vi  etc.  ymu  gratis,  recogiMvit 
in  veritate,  publice  coiitessus  fuit  se  bene  et  legitime  teuere  et 
habere  in  curte  sua  duas  vaccas  cum  uno  vitulo  femello.  uiiius 
anni  .  .  .  videlicet  ad  capitale  sex  regalium  boni  auri,  cugni 
domini  nostri  Francie  Rey:is,  t|uc)libeL  pondere  trium  denariorum, 
videlicet  ab  licnesto  viro  (jeraldo  Massiot,  Mercatore  de  Nobiliaro, 
ibidem  presenti;  cjut-  quidem  anirnalia  proniisit  dictus  Pe}  rau 
nutrire  et  custodire,  ad  ambaruin  parcium  comodum  et  utilitatem, 
et  de  eis  eorumque  cxcressenciis  venire  ad  bonum  computum 

Zahi,  '  ine  (it-.imtheit  von  Tieren,  die  einem  Umcinchmer,  dem  „cheptelier",  jKichlweise 
überlassen  werden,  nichi  ut  !>uiguli  als  voneinander  unterachiedcne  Tiere,  t^ondcru  ut  uuiversi, 
tnaofein  als  die  Tiere  eine  Geaemtbelt  repriUcntieren ,  deien  Ertwitung  unabhAagig  ist  voo 
der  EsBteni  der  ne  bildcndett  IndividueD.  Siehe  Bouissoa  et  Turlin,  Tnit«  tbtorique 
et  praüque  du  Metayajje,  Paris  1897,  S.  435.  Vergleiche  ferner  üher  „cheptel"  Guy  Co- 
qui'le,  Instinni'm  au  droit  des  F!an«,ais,  letztes  Kapitel,  cheptel  de  bestes,  und  l'othier, 
Tniite  des  chepicls.  Oeuvre»  iii,  S.  561,  sowi«  A.  Leymarie,  liistoite  de»  pay^ons  c« 
France,  Paris  1856,  S.  561  ff. 

1)  Audi  in  den  Coutames  des  Bourbonneis,  des  Nivernais  und  der  Bretagne  finden 
•idi  genauere  Be»ttnimung$n  über  den  Bail  k  dieptcl. 

2)  Livres  de  Raison,  Registres  de  famille  et  journaux  individuels  liniousiiis  et 
BUirchois.  piihü^s  p.ir  L.  Guibert,  Umo^es-Paiis  1888,  S.  Ii4lf.  Diese  livres  de  raison 
—  auch  imcs  de  compic-i  genannt  — ,  sind  alte  Aufzcicbuungeu  einzelner  Familien  Uber  wiclunje 
Ercignine  in  deoMlben,  Ausgaben  und  Einnahmen  usw.  Einige  die«er  „Haushaltungsbücher** 
aus  den  Midi  sind  verOffentlidit  worden.  (H.  Baudrillart»  GentUshommes  rutaux  de  In 
Fnnce»  Paris  1893.  S.  3  ff.) 
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sine  cycet  tociens  qiiociens  per  dictum  Geralduin  st  u  suos  fuerit 
requisitus,  et  emendatis  dampnis  etc.  Renunciavit  etc.  Juravit  etc. 
Obligavit  etc.  Et  concessit  litteras  Pariatgii  condominoniin  de 
NobiUaco  in  meliori  forma,   Leonardus  Ravelli,  clericus,  retulit." 

Die  iia(  hstehende  Abrechnung  für  eine  Viehpacht  ist  demselben 
Werk  entnommen.') 

Comptes  de  cheptel  avec  Martial  de  Chauvour  (1475 
a  1480). 

jour  de  St  Johan  et  de  Scnt  Pal,  Van  mil  CCCCLXXV, 
fezit  compte  en  Marsal  de  Chauvour,  faure,  deu  gros  bestial, 
tout  comptat  et  rebatut»  jucqucs  au  jour  duoys:  que  en  demorat 
que  lo  bestial  gros  eys  en  XXVIII  reaulx  de  LXIII  per  marc, 
que  sont  28  reaulx  de  chaptal.  Item  Icy  ay  ostra  lo  dessus  las 
hovelhas  et  \<ms  bomats  que  sont  les  hoveilles  teste  per  teste, 
que  sont  XXXVI  chap,  a  III*  de  depart  per  diascun  a  lor  part. 

Lan  T  XXVI  ati  vendut  a  Chauvour  quatre  mostous  deu 
chaptau  XXX',  fach  de  creys:  chascun  agut  sa  part. 

Item  an  plus  vendut,  lodtt  an,  quatre  mostos  deux  meux,  XXX\ 
—  Solvit  a  me. 

It.  lodit  an,  dous  mostous,  Yuxifg  deux  meux  et  Taustre  deu 
cliaptau,  fach  de  creys:  chascun  agut  sa  part. 

It.  ladite  annade  ays  receubut  XXVI»  III''  per  deus  mostos 
que  aviem  vendut.  fach  de  creys;  chascun  ai^ui  sa  part. 

It.  Tan  LXXVII,  an  vendut  ung  beou  a  Peyraud  que  s'ey 
vendut  IUI"  X',  dont  yeu  ay  agut  lous  IUI  fr.  (sie)  et  X»  en 
di  iliu  Ion  de  chaptau. 

Ii.  i(^dit  an.  an  \endut  treys  mostous  XXV',  fach  de  creys; 
chascun  agut  sa  part. 

It.  a  vendut  lo  Fatirc  uno  varhe  lodit  an  a  X'icfnhe  et  Joysso. 
XL  VIP.  I',  et  yeu  ays  preys  tout  largent,  en  deducion  de 
chaptau,  etc.  ..,..** 

An  der  Hand  dieser  beiden  Auszüge  kann  man  sich  eine  un- 
gefähre Vorstellung  von  der  Viehpacht  machen.  Der  cheptel  umfaßt 
einige  Stück  Hornvieh.  Ochsen,  Kühe  und  Kälber,  ferner  eine  Herde 
von  Schafen  und  schließlich  auch  Bienenstöcke.  Schweine  finden 
sich  nicht  in  dem  Viehbestand.  Es  ist  üblich,  zwischen  Hornvieh 
und  Seil afcii  zu  unterscheiden;  crsteres  ist  Gregenstand  einer  beson- 
deren Abschätzung,  die  von  Sachverständigen  —  „gens  a  ce  connais^ 


I)  Guibert,  S.  137  ff.  Wir  geben  nur  einen  Auszug  aus  dieser  Attredmuag  wieder. 
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aanf  —  vorgenommen  wird;  die  Schafe  dagegen  werden  pro  StQck 
gezählt,  und  ebenso  findet  fflr  die  Bienenstöcke  keine  besondere 
Taxation  statt.  Dem  Tetlbauem  ist  die  Obhut  des  cheptel  anvertraut. 
Er  ist  verpSichtet,  die  Tiere  2U  ernähren  und  zu  verpfl^fcn  (nutrire 
et  custodire).   Der  Ertrag  aus  dem  Viehbestand  wird  zwischen  dem 
Herrn  und  dem  Teflbauern  zur  Hälfte  geteilt.   Indes  wird  in  den 
Abrechnungen  des  cheptel,  die  in  den  oben  erwähnten  „tivres  de 
raison"  enthalten  «nd,  stets  unterschieden  zwischen  dem  Verkauf  der 
Tiere,  welche  die  eigentliche  Grundlage  des  Viehbestandes  (souche  du 
cheptel)  bilden,  und  dem  Verkauf  derjenigen,  die  nur  den  Zuwachs 
(„faits  de  croit**,  „fach  de  creys'*,  „bos  de  creys")  darstellen.   Nur  der 
aus  den  Verkäufen  der  letzteren  Art  erzielte  Erlös  wird  geteilt,  und 
zwar  wohl  unmittelbar  nach  dem  Verkauf  (diascun  agut  sa  part). 
Die  Tiere,  welche  die  souche  du  cheptel  ausmachen,  bleiben  das 
Eigentum  des  Herrn,  und  bei  ihrem  Verkauf  fließt  ihm  allein  der 
Erlös  zu.  Der         zeichnet  stets  sorgfältig  auf,  wenn  um  diesen 
Verkaufspreis  der  Wert  des  cheptel  vermindert  wird,  „et  yeu  ays 
preys  tout  l'argent,  en  deduck>n  de  cbaptau*'.    Dies  sind  die  wesent- 
lichsten Bestimmungen  der  Vi^pacht,  wie  sie  sich  aus  den  „Livres 
de  raison'*  ergeben.   I^dcr  enthalten  diese  letzteren  keinen  Teilbau- 
vertrag, so  daß  uns  über  die  eigentliche  Stellung  der  ersteren  in 
diesem  System  nichts  Genaueres  bekannt  ist. 

Über  die  Entstehung  der  Viebpacht  werden  verschiedene  An- 
sichten vertreten.  Nach  Sa  uz  et')  erklärt  sie  sich  dadurch,  daß  bei 
den  Bauernbefreiungen  im  12.,  13.  und  14.  Jahrhundert  die  Hörigen 
vielfach  ihre  Freiheit  mit  6er  Überlassung  ihres  Viehes  an  den  Grund- 
herrn erkauft  haben,  der  ihnen  dasselbe  dann  seinerseits  wieder  in 
Pacht  gegeben  hätte.  Der  Hörige,  der  durch  den  bail  ä  cens  zum 
Besatzer  der  von  ihm  bebauten  Scholle  wurde,  wäre  durch  den  bail 
a  cheptel  hinsichtlich  des  Viehes  in  ein  Pachtverhältnis  zu  seinem 
Herrn  getreten.  Auch  wir  glauben,  daß  sich  die  Viehpacht  ganz 
selbständig  und  nicht  in  Verbindung  mit  dem  System  des  Teilbaues 
herausgebildet  hat  Die  Annahme  Sauzets  erscheint  uns  jedoch 
nicht  begründet  Sie  steht  im  Widerspruch  mit  dem  tatsächlichen, 
oben  schon  kurz  angedeuteten  Gang  der  Befreiungsaktion  in  Frank- 
reich, die  im  allgemeinen  keine  Veränderung  in  den  Besitz  Verhält- 
nissen und  auch  keinen  Wechsel  in  den  seigneurialen  Abgaben  nach 
sich  zog.  Das  Auftreten  der  Viehpacht  und  die  Befreiungen  aus  den 
HOrigkeitsverhältniasen  fallen  denn  auch  zeitlich  sehr  weit  ausein- 


l>  Sauxet,  Du  miuyage  en  Limousin,  Vtah  1S97,  S.  33. 


Digitized  by  Google 


—    14  — 


ander.  Letztere  waren  am  zahlreichsten  im  15.  Jahrhundert,  und  erst 
im  15.  Jahrhundert  tritt  die  Viehpacht  auf.  Einleuchtender  erscheint 
uns  daher  die  andere  Ansicht  Ober  die  Entwicklung  der  Viefapacfat» 
die  wir  kurz  wiedergeben.  IKe  Bauernbefreiungen  sdiaffen  zunächst, 
wie  wir  schon  oben  sahen,  einen  größeren  Stand  selbständiger  bäuer- 
licher Existenzen;  der  kleine  Grundbesitz,  der  in  den  Umwälzungen 
des  9.  Jahrhunderts  untergegangen  war,  erwacht  zu  neuem  Leben. 
Der  Geist  der  Feudalzeit  begünstigt  sogar  noch  s^ne  weitere  Zer* 
Stückelung,  so  daß  er  schließlich  größer  ist  als  vor  jenem  sozialen  De- 
bäcie,  dessen  Herannahen  der  sterbende  Karl  der  Große  vorausgeahnt 
hatte.  1)  Die  durdi  die  Kreuzzüge  bewirkte  Mobilisierung  des  Grund- 
eigentuffls  trat  noch  als  fördernder  Faktor  hinzu.  Bei  den  Bürgern, 
den  Bewohnern  der  Städte,  machte  sich  bald  in  stärkerem  Maße  das 
Streben  nach  Bodenbesitz  geltend;  begünstigt  wurde  dieses  später 
durch  die  große  Krisis^  die  zu  Ende  des  14.  und  Anfang  des  15.  Jahr- 
hunderts über  die  ländliche  Bevölkerung  Frankreidis  herdnbrach» 
Diese  Krisis  traf  besonders  schwer  den  neu  entstandenen  kleinen  Ghrund- 
besitz,  der  stellenweise  infolge  der  Entvölkerung  des  lindes,  von 
Viehverlusten  usw.  in  das  größte  Elend  geriet.  Nicht  mehr  im  Be> 
sitz  genügender  Mittel  zu  einer  s^ere^clteii  Wirtschaftsführung,  müssen 
die  kleinen  Besitzer  vielfach  ihre  Zuflucht  zur  Anleihe  nehmen,  die 
sie  bei  den  Bürgern  der  benachbarten  kleinen  Städte  auch  bereit- 
willigst finden;  denn  diesen  bietet  die  Not  der  Hauern  dne  will- 
kommene Gelegenheit,  den  ersten  Schritt  zur  Erlangung  des  be- 
gehrten Bodenbesitzes  zu  ttni.  Das  gewährte  Darlehn  bestand,  dem 
stark  natiirahvirtsrbaftlichen  Charakter  jener  Zeit  entsprechend,  vor- 
nehmlich in  Vieh;  der  Ertrag  aus  dem  Viehbestand  wurde  geteilt, 
und  zwar  nahm  der  Darlehnsgewährer  '/s'  ^^^^  V3  oder  sogar  nur  V  ^ 
des  Ertrages.  Damit  ist  die  Viehpacht  entwickelt.  Diese  Vioh})achten 
hält  Lafargue-)  für  älter  als  das  System  des  Teilbaues  und  erblickt 
in  ihnen  sogar  den  Ursprung  des  letzteren.  Die  weitere  Entwicklung 
hat  sich  nach  ihm  etwa  folgendermaßen  vollzogen.  Die  Klasso  der 
Bürger  usw.,  welche  die  Verleiher  waren,  genügte  sich  bald  iiichr 
mehr  an  der  bloßen  Gewährung  von  Darlehn;  sie  i;ing  /um  Ankauf 
von  (Trund  und  Boden  selbst  über,  die  sie  von  anderen  bewirtschatten 
ließ,  indem  sie  nach  wie  vor  den  ..cheptel"  lieferte.  Da  sich  so 
Bodeneigentümer  und  Vichvcrpächter  mehr  und  mehr  in  einer  Person 
vereinigten,  wurde  es  üblich,  von  dem  Bewirtschaftcr  die  Hälfte  des 

H  Flour  de  Saint-Genis,  La  prapri^ti  ninle  en  Fnnce,  Fmis  190t,  S.  165. 
2f  Lafargue,  L'ifricaUure  en  Umousin  au  XVIII»  sitele  et  riotendaiwe  de  Tuiprt» 
farts  i«>02,  S.  38. 
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Ertrages  za  verlangen.  Die  Bestätigung  hierfOr  findet  sich  nach 
Lafargue  in  zaUreicfaen  notariellen  Akten  und  den  „LIvres  de  raison** 
aus  jener  Zeit:  Gewisse  Kapitalisten  liefern  einen  „dieptel**  an  Pächter 
von  Ländereien,  auf  die  sie  keinerlei  Besitzrecht  haben,  während  sie 
gleichzeitig  als  Besitzer  anderer  Bodenflachen  ihren  eigenen  Teil- 
bauem  ebenfalls  den  cheptel  stellten.  So  hat  sich  nach  der  Ansicht 
von  Lafargue  auf  dem  Wege  der  Vtehpacht  im  15.  Jahrhundert  der 
Teilbau  im  Limousin  entwickelt. 

Was  zunächst  die  Annahme  Lafargues  anbetrifft,  daß  sich  der 
Teilbau  erst  allgemein  aus  der  Viehpacht  entwickelt  habe,  so  ist  die- 
selbe durchaus  irrig.  Die  oben  mitgeteilten  Texte  enthalten  die  beste 
Widerlegung  dieser  Behauptung;*)  es  ist  lange  vom  Teilbau  die  Rede» 
ehe  die  Viehpacht  auf  den  Plan  tritt.   Dann  erklärt  sich  auch  die 
häufige  Erwähnung  der  Viehpacbt  gegenQber  dem  Teilbau  in  dieso: 
Zeit  noch  aus  anderen  Gründen.  Wir  erwähnten  oben,  daß  die  1539 
redigierte  Coutume  von  Barry  viele  Bestimmungen  über  den  „cheptel" 
und  gar  k«ne  über  den  Teilbau  im  allgemeinen  enthält  Hieraus 
nun  zu  schließen«  daß  damals  nur  die  Viehpacht  bekannt  gewesen  sei,  der 
Teilbau  dagegen  noch  gar  nicht  eingeführt,  würde  durchaus  unrichtig 
sein.    La  Thaumassi^re*)  gibt  uns  nämlich  den  wahren  Grund 
für  jene  von  den  Redaktoren  der  Coutume  begangene  Unterlassung- 
an.  und  zwar  den,  daß  die  Viehzucht  damals  den  Haupterwerbszweig 
der  Provinz  Berry,  den  eigentlichen  Reichtum  des  Landes,  darstellte. 
So  darf  man  schon  hiernach  annehmen,  daß  das  Haupteinkommen 
des  TeObauem  aus  dem  Ertrage  der  Viehzucht  bestand  und  das 
Ackerland  in  den  Teilbauwirtschaften  nur  von  geringer  Ausdehnung* 
war.  daß,  also  mit  anderen  Worten,  die  cheptels  der  Coutume  von 
Berry  sich  auf  ganze  Betriebe  beziehen  und  in  ihnen  nicht  bloße 
Viebpachten,  von  denen  Lafargue  spricht,  zu  erblicken  sind.  Es 
ist  dies  auch  tatsächlich  der  Fall;  denn  La  Th au  massiere  fährt  wört- 
lich wie  folgt  fort:  „Les  baux  a  metairie  font  partie  des  baux  a 
ferme,  et  sont  reputes  favorables  et  susceptibles  de  toute  sorte  de 
Conventions,  et  sont  plus  avantageux  aux  bailleurs  que  les 
simples  cheptels  de  personnes  etrangcres,  parce  que  les  pro> 
prietalres  de  metairies  ne  foumissent  pas  seulement  le  betail,  mais 


1)  Die  Ansicht  von  I-afarguc  findet  sidi  wieder  bei  F.  Wolters,  Stndien  über 
Ajir^iryristarulf  .irrl  A;;r.irprob!emc  in  Frankreich  von  1*00 —  l^uo,  in  Schmollers  „SUatS-und 
•osiaIwi^<^enscbaitiiche  Forschungen",  B<i.  XXII,  Heft  5.  Leip/ig  nioj,  S.  212. 

2)  La  Tbaumassi^re,  Commenlaircs  sur  la  Coutume  de  Berry  1701:  zitiert  vo» 
Lemoin«,  Le  miuyage  daii«  le  Dipwietnent  du  Cker,  Farn  1902,  S.  4(>. 

3)  LeiDoinc,  S.  47. 
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encore  les  maisons  pour  le  logement  des  preneura,  le»  etables  et  ber- 
geries  pour  retirer  le  betail»  les  pres,  pacages  et  fouirages  pour  le 
nourrir/*  Also  neben  den  den  Teill^uem  vom  Heim  gelieferten 
cheptels  kommen  auch  noch  solche  vor,  die  von  fremden,  auflerhalb 
des  Betriebes  stehenden  Personen  (simples  cheptels  de  personnes 
bangeres)  beacbafft  werden.  Wenn  demnach  aiudi  fOr  die  Provinz 
Berry  nidit  eine  Entwidclung  des  Teilbaues  aus  der  Viehpacht  wahr- 
scheinlich ist,  so  mOditen  wir  doch  mit  Lafargue  annehmen,  daß 
die  letztere  vielfach  der  Vorläufer  einer  stärkeren  Ausbreitung  des 
ersteren  gewesen  ist  Damit  treten  wir  natürlich  in  keiner  Weise 
der  weitergehenden  Annahme  dies»  Forschers  bei,  daß  in  der  \'ieh- 
pacht  überhaupt  aller  Ursprung  des  Teilbausystems  liege.  Das  ist 
nicht  zutreffend,  wie  die  alten  Dokumente  beweisen,  w  ohl  aber  scheint 
die  Knappheit  der  Texte  auf  einen  Rückgang  des  Teilbausystems 
nach  dem  1 1.  Jahrhundert  hinzuweisen,  und  erst  nach  dem  15.  Jahr- 
hundert beginnt  dann  wieder  ein  Aunchen  dieser  alten  Institution,  das- 
seinerseits  vielfach  durch  die  Viehpacht  eingeleitet  wird.  In  einzelnen 
Gebieten  scheint  imlcs  der  Aus<lehnuntrsprozeß  des  Teilbaues  doch 
nicht  diese  Etappe  der  Viehpacht  durchlaufen  zu  haben,  wie  dies  St 
Genis  z.  B.  für  die  Bour^ogne  zeigt.  Hier  ist  gegend weise  diis  durch 
die  oben  erwähnte  grolle  Krisis  ontstamlotK-  Klend  der  kleinen  Boden- 
eigentümer so  groß  gewesen,  daß  vieie  ihr  Besitzrecht  an  der  Scholle 
nicht  mehr  zu  behaupten  vermochten  und  unmittelbar  zu  Pächtern, 
meist  aber  leilbauern  städtischer  Kapitalisten  herabsanken.  M 

Vom  15.  Jahrhundert  an  deluit  sich  nun  der  Teilbau  all- 
mählich, aber  unaufhörlich  aus;  eine  raschere  Ausbreitung  setzt  erst 
nach  den  Religionskriegen,  also  etwa  mit  dem  Beginn  des  17.  Jahr- 
hunderts ein,  und  im  1 8.  Jahrhundert  ist  er  in  Frankreich  ganz  außer- 
ordentHch  weit  verbreitet.  An  der  Hand  einiger  typischer  l).)kument^ 
wollen  wir  die  Entwicklung  des  Teilbaues  in  dieser  Periode  kurz 
verfolgen. 

Haillette  par  les  freres  Roquct  de  Beaulieu,  Correze 
(7  juin  1502).«) 

„Coram  me,  et  testibus  infra  scriptis  constituti  prudentes  viri 
Johannes  et  Petrus  Roquet  fratres  burgenses  Belliloci  etc.  . . . 
conduxerunt  et  pro  modo  lege  et  mytadarie,  sive  a  mieshias  et 

1)  Flour  de  Saint-GenU,  S.  i;9.  Siehe  «udi  Rameau  de  Satnt^Pire, 
Hittotre  d'ime  famille  du  G&iinais  in  BaUetin  de  ta  SodM  d'tajiioniie  sodale,  Bd.  IV  nad 
A.  MM)  Brandt,  Erbrecht  iind  läadlklie  Erbeitten  in  Frankreidi  in  „Landwiitsdiafdide 
Jahrbücher**,  1900.  B.l  XXIX,  S.  150. 

3)  J.  Cruveilbier,  Ks»ai  sm  i'cvuluüou  du  mctayoge  cn  France,  Pari»  lÖQj,  S. 
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ad  medium  lucrum  tradidenint  Johanni  del  Bruelh,  alias  Pinto, 
habitatori  mansi  de  Delmazanas»  parrochie  de  Mercorio,  diocesis 
Tutellensis,  videlicet  res,  fasionos  et  possessioncs  sequentes  .  .  . 
Et  premissa  dicti  Roqueti  tradiderunt  eidem  Pinto,  praesenti,  id 
meytadariam  et  ad  tempus  sicuti  ipsi  de  Roqui  to  planterint  et 
non  alias.  Quas  quidem  TCS  et  possesstones  idem  Johannes  Bruelli 
promisit  bene  et  gubemare,  terras  aptas  ad  laborandum  laborare, 
memora  non  defraudare  nec  deteriorare:  de  medietate  ususfru- 
ctiiutn  eisdcm  de  Roqueto  bonum  et  leg^ale  compotum  reddere 
et  repliqua  facere  ....  Quemadmoduin  mcytadarii  facere  tenten- 
tur  et  debent  in  similihus.  ut  moris  est,  cum  hoc  pacto  qufid, 
cum  erit  tem])us  seminandi  bladiini.  dirtt  Roqueti  tenebuntur. 
tradere  medietatom  de  la  semenhalia.  Kt  premt.s.sa  dirtus  Johatinos 
del  Bruelh  teuere  promisit  nomine  precario  ad  opus  et  comnio- 
dum  dictorum  de  Roquelo  tttntum  quantum  cisdeni  de  Rnqut  l-» 
placuerit;  et  pr.aedictas  possessiones  di(  ii  R<Kjueii,  prns(>  et  suis 
eidem  Johanni  del  i^rueih  garentire  pr« miiserunt  tantum  qiianium 
dictam  meytadariam  tenebit  et  eisdcm  de  Roqueto  placuerit." 

Von  Interesse  ist,  daß  der  ubige  X'ertra^  der  (iebrinler  Rnquet 
nicht  ausdnu  klirh  von  einer  bestimmten  Vortrai.;sfrist  S|)ri(  ht.  Mehrere 
Male  heilk  es,  daß  sie  von  ihrem  guten  Willen  abhani^L  lUicti  Rrxjueti 
tradiderunt  ....  meytadariaui  et  ad  tempus  sicuti  ipsi  de  Roqueto 
placuerint."  „Johannes  del  Bruelli  tt  iiere  promisit  nomine  precario 
...  tantum  qua!>tum  eisdem  de  Ruqueto  j^iaeuerit"}.  Diese  Stellen  sind 
nicht  sehr  deutlich.  Wenn  man  sich  an  den  Buclisiaben  hielte,  konnte 
man  tflaubeu,  daß  der  Herr  sich  das  Recht  vorbehalten  hätte,  den 
Teilbauer  zu  beliebige!-  Zeit  \vep;srhicken  /.u  kennen.  Dies  erscheint 
jedoch  nicht  wahrscheinlich  in  iVubetraeht  der  ;yroßen  Unzuträglich- 
keiten.  die  eine  derariiife  inhumane  M.d'fregel  riai  ii  sit  h  liätte  ziehen 
können.  Wenn  der  1  brauch  —  wie  es  wahrscheialii Ii  der  l  lui  war  — 
keine  bestimmte  Kündigungsfrist  xcrsehrieb.  so  hatte  er  doch  wohl 
eine  Periode  fixiert,  vor  deren  Abiauf  der  Besitzer  seinen  Teilbauer 
nicht  zum  Verlassen  der  W^irtschaft  zwingen  konnte.  Wenn  diese 
Annahme  zutrifft,  so  würde  der  obige  Vertrag,  geschlossen  tantum 
quantum  de  Roqueto  placuerit,  ganz  einfach  ein  Jahreskontrakt  ge- 
wesen sein,  auf  den  man  —  nebenbei  bemerkt  —  heute  im  Limousin 
wieder  zurückgekommen  ist,  nachdem  während  des  17.  und  18.  Jahr- 
hunderts fünfjährige  Teilbauveiträge  flblich  waren. 

In  Berry  herrschten  im  16.  Jahrhundert  dreijährige  Verträge  vor; 
war  eine  längere  Vertragadauer  fixiert  so  reservierte  sowohl  Besitzer» 

AtibaQdluogt-ti  ü.  suinUw.  S^toinArü  z.  Jena,  Ud.  II,  Ilcd  i.  " 
Herinct*  Der  TdllMM  Iii  Fnuiknlcli. 
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als  Teilbaucr  sirli  das  Recht,  bei  Ablauf  des  dritten  Jahres  vom 
Vertrag-  zurückzutreten.  M 

Das  17.  Jahrhundert  brini,^t  eine  größere  Reihe  von  wert- 
vollen Dokumenten  iiber  ckn  l  oilbau.  Wir  g^cben  im  Anhang  einen 
Kontrakt  aus  dem  Jahre  1602  in  extenso  wieder  der  als  Muster- 
beispiel für  die  in  jener  Zeit  im  mittleren  1- rankreich  geltenden  Ver- 
tragsbestimmungen über  den  Feilbati  gelten  kann:  dieselben  finden 
sich  auch  in  zahlreichen  Kontrakten  des   iS.  Jahrhunderts  wieder.-) 

Die  Teilbauverträge  scheinen  im  17.  Jahrhundert  im  allgemeinen 
von  längerer  Dauer  zu  sein;  so  wurden  sie  auch  im  Limousin 
um  diese  Zeit  meist  auf  fünf  Jahre  geschlossen.  Sauget  sucht  die 
Erklärung  hierfür  in  f. >!<^a'ndem.  Seit  der  Mitte  des  17.  Jahrhunderts 
hatten  sich  die  Krtrügiii:Nse  aus  den  Ländereien  im  Limousin  erheblich 
vermindert,  wodurch  eine  starke  Abwanderung  vom  platten  Lande 
herbeigeführt  wurde,  si>  daß  auch  die  Teilbauerfamilien  an  Zahl  sehr 
abnahmen.  Um  diesen  ,,Zug  zur  Stadt"  einzudämmen,  suchten  die 
Besitzer,  die  Lage  ihrer  Teilbauem  zu  verbessern,  und  glaubten,  dies 
insbesondere  durch  die  Verlängerung  der  Vertragsdauer  am  ehesten 
und  sichersten  zu  erreichen.  ^) 

Weitere  Aufschlüsse  über  den  Teilbau  des  17.  Jahrhunderts 
geben  die  folgenden  beiden  Kontrakte  aus  dem  Limousin. 

Baillette  du  16  febvrier  1655:  „Le  t6  febvrier  1653» 
pasa4  contract  de  baillette  de  la  mesterie  du  Chätenet  par  devant 
Forgemol,  notaire  du  bourg  de  Peyrilhac,  avec  Jeanne  lionne^ 
vefve  de  feu  Denys  Gely,  et  Hellas,  Estienne  et  Pierrei  ses 
enfans,  pour  dnq  ann^s,  k  laquelle  mesterie  les  dtts  metayeis 
ont  uny  et  assemble  leurs  biens  et  beritages  denombr^  en 
ladtte  baillette,  le  tout  suivant  les  conditions  y  mentionnees  . . .  • 
Pour  faire  vatoir  et  travatller  laquelle  mesterie  et  biens  unys, 
j'ai  baille  a  Gbaptailh  auxdits  mesteriers  du  bestailh  mentionne 
au  contrat  de  recognoissance  dHceluy  du  dix  mars  1653,  receo 
par  M.  Martial  Malyverd,  notaire  du  bourg  de  Nueilh,  pour  la 


1)  Lemoine,  S.  48. 

2)  Ratouis  de  Limay,  Le  ni^uyage  et  les  baux  4  colonage  parliaire.  Cbateauroui 
1896,  S.  30I  ff. 

3)  Sauzei,  S.  43  ff.  Die  Abwindfinng  in  die  Stldte  aowobl,  als  endi  die  Am- 
Wanderung  nach  überseeischen  Gebieten  tritt  zum  entenmal  unter  der  Regierung  Ludwigs  XIV. 
als  eine  Ursache  der  Entvölkerung  des  platten  Landes  auf,  die  bald  eine  außer«  re^cntlic^» 
St&rkc  erreicht  (Guery,  Mouvements  et  diminution  de  la  |)opulation  agricole  cn  France, 
Paris  i8q5,  S.  83);  siebe  auch  A.  de  FoviUe,  he  morcellement,  Paris  1885,  S.  44. 
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somme  de  555  1;  outre  50  chefs  de  brebis  ou  moutons  et  autres 
choses  port^es  par  ledlt  contrat** 

Baillette  de  la  fin  du  X\  II  siccle:  „J'ai  baille  aux  freres 
Roudier  et  a  Pevronne  Briss,i;;il.  leur  möre,  ;i  titre  de  metterie 
temporelle  moytie  fniits  et  rc\emis  non  lieu  et  metterie  du 
Chastenet  sise  paroisse  de  Nieuil  pour  le  termc  de  cinq  aunees 
consecutives. 

Ensemble  un  bois  taillis  et  garenne  auxquels  reserves  lesdits 
metayers  ne  pourront  rien  pretendre  ni  esperer. 

Payeront  lesdits  metayers  toutes  tailles  et  impositions  ordi- 
naires  et  extraordinaires. 

Seront  tenus  de  faire  tous  les  charrois  dont  j'aurai  besoin 
avec  les  btjeufs  de  ce  lieu  tant  en  la  ville  de  Limoges  ciu'ailleurs. 
Je  nourrirai  les  bouviers. 

Ne  pourront  faire  en  leur  particulier  aucun  charroi  ni  pr^ter 
les  boeufs  sans  mon  expres  conge  et  permission,  et  oü  Iis  contre- 
viendraient  se  condamnent  d^  a  present  ä  me  payer  3  francs 
en  argen  t  de  chaque  cfaarroi  et  20  francs  pour  chaque  prSt  et 
cbaque  journ^  d'une  paire  de  boeufa. 

Ne  pourront  aussi  divertir  leurs  journ4es  de  ce  lieu  ni  aller 
travailler  aiUeurs. 

Ne  divertiront  lesdits  m^yers,  aucun  fiant,  paille  ni  foing." 

In  dem  ersten  Vertrag  be«tzt  der  aufziehende  Teilbauer  selbst 
einig-e  Ländereien  zu  etg^,  und  es  ist  vereinbart  worden,  diese 
der  Teilbauwirtschaft  einzuverleiben.  Unter  welchen  Bedingungen 
dies  geschieht,  können  wir  nicht  ersehen,  da  der  notarielle  Akt,  auf 
den  der  mitgeteilte  Vertrag  hinsichtlich  dieses  Punktes  verweist,  nicht 
mehr  vorhanden  ist.  Wir  werden  später  sehen,  daß  bei  den  £rbteil- 
bauern  Eigenbesitz  nicht  selt«'n  vorkam. 

Der  zweite,  oben  angeführte  Vertrag  ist  augenscheinlich  nicht 
von  einer  übermäßig  humanen  Gesinnung  inspiriert.  Die  l  eilbaueni 
haben  die  gesamte  taille  und  alle  andern  gewöhnlichen  sowie  aul'er- 
ordentlichen  Steuern  zu  tragen,  was  natürlich  einen  starken  Mißbrauch 
bedeutet.  Wir  kommen  auf  diesen  Punkt  nachher  bei  Besprechung 
des  Teilbaues  im  18.  Jahrhundert  noch  näher  zurück.  Aucli  die 
weitere  Bestimmung,  daß  die  Teilbauern  gehalten  sind,  alle  v<^m 
Bosit/er  verlanj^ten  Fuhrwerke  zu  stellen,  konnte  zu  einer  Quelle 
schlimmster  Schikanen  und  Reibereien  werden.  Wenn  dafür  der 
Besitzer  bei  solchen  Fuhren  die  Beköstigung  der  Fuhrleute  über- 
nimmt, SO  will  das  nicht  viel  besagen  in  Anbetracht  des  Schadens, 

2* 
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den  der  Teilbauer  durch  die  Inanspruchnahme  der  Gespanne  für  die 
peraOnlidien  Bedürfnisse  des  Besitzers  unter  Umständen,  beispiels- 
weise in  der  Erntezeit,  erleiden  konnte.  Berechtigt  ist  natürlich 
anderseits  die  Bestimmung,  daß  der  Teilbauer  die  Gespanne  nicht  für 
andere  Zwecke  als  die  der  Wirtschaft,  also  etwa  zu  Lohnfuhren,  ver- 
wenden darf.  Diese  unberechtigte  Verw  endung  wurde  Übrigens  später 
stellenweise  zu  einem  nicht  geringen  Übelstand. 

Ehe  wir  uns  nun  zu  d^  Teilbau  im  i8.  Jahrhundert  wenden, 
erscheint  es  angebracht,  nodi  einen  kurzen  Blick  auf  die  Entwick- 
lung des  Teilbaues  im  Verhältnis  zur  Geldpacht  in  der  be- 
sprochenen Periode  zu  werfen.  Vielfach  ist  die  Ansicht  verbreitet, 
daß  der  erstere  nur  \'«>rlaufer  und  Wegbereiter  der  letzteren  gewesen 
sei.  Smith M  erblickt  in  den  Teilbauern  nur  ein  Mittelglied  zwischen 
den  Sklaven,  den  Anbauern  der  ältesten  Zeit,  und  den  eigentlichen 
Pächtern  und  meint  an  einer  anderen  Stelle:-)  „Auf  diese  Metayers  folgten, 
obgleich  in  einer  langsamen  Stufenfolge,  die  eigentlichen  sogenannten 
Pächter,  die  die  Unkosten  des  Anbaues  mit  ihrem  eigenen  Kapital 
bestritten  und  dem  Gutsherrn  einen  bestimmten  Pachtzins  oder  eine 
Rente  zahlten".  In  dieser  Allgemeinheit  ist  der  Satz  zweifellc«  un- 
richtig. Sicher  ist.  daß  in  der  frühesten  Zeit  als  einer  Periode  reiner 
Naturalwirtschaft  der  T«  illiau  besser  den  wirtschaftlichen  Bedürfnissen 
entSfM^ch  als  die  ( »-  hlpucht.  und  daß  er  daher  auch  vielfach  dieser 
vorangegangen  ist.  Wir  sehen  denn  auch  tatsächlich,  daß  mit  zu- 
nehmender Gcldwirtschaft  die  Tendenz  zur  Einführnng  der  Geldpaclil 
sich  verstärkt  und  diese  die  Xaturalj)acht  verdrängt.  Anderseits  waltet 
bei  dieser  Entwicklung  jedoch  keineswegs  eine  absolute  (iesetz- 
mäßigkeit  vor,  und  man  kann  durchaus  nü  ht  dr  n  Teilhau  als  das 
ausschließliche  Wirtschaftssystem  der  priniitivm  und  uaturalwirischaft- 
lichen  Epoche  des  Ack<  r  1  i;iiu\s  ansehen.  In  manchen  Gebieten  vrr- 
läuft  die  Entwicklung  geradezu  im  umgekehrten  Sinne.  Wenn  wir 
auch  keineswegs  soweit  gehen,  mit  R erolle  für  die  früheren  Jahr- 
hunderte das  \*orherrschpn  der  Geldparht  und  t  i  st  für  das  1 8.  Jahr- 
hund' rt  das  Uberwieg'Mi  ih-s  ft'ilbaüi  s  an/unrlinifii.  so  müssen  wir  d<x:h 
für  jedr  ]''.])'  ."iio  das  Xebt'inMiiaiKl.TlM  sli'lien  beider  Ss'strni«'  konstatiiT''n 

Die  ersten  von  Ducange  /.itierten  Pachtverträge  st.iinmen  .iu> 
dem  Jahre  loSi)  und  iioo,  also  aus  ein<r  Zeit,  die  imeli  «•in  \'>r- 
herrscliend  naturalwirtsciiaftliches  Gepräge  trug.   Die  große  Krisis  in 


1)  Adam  Si     -h,  Umcrsudiung  über  dt«  Natur  und  die  Urs.ichen  d«t  Xational- 
nkfatunis.    2.  verh.  Aiifl.igc.  Breslau  u.  Leipzig  1^99.  Bd.  II,  S,  202  ff. 

2)  Sinilh,  6.  2U3. 
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der  ländlichen  Hevf'slkerung  des  15.  Jahrhunderts  begünsticrte  dann 
neben  dt  r  Fntwiekhmq-  dos  Tcilbanes  auch  die  der  lieklpacht,  und 
beide  Systeiue  entwickelten  sich  nun  in  stärkerem  Maße  nehenein- 
andt  r.  '  )  I  )as  Studium  des  im  Jahre  1604  erschTencnen  kliissisr  heu 
Werkes  voll  Uli  vier  de  Serres,  „Le  Theaire  iPa^riculture  et  mesnag^e 
des  champs"  zeigt  deutlich,  daß  um  jene  Zeil  tiie  (ieldpacht  schon 
sehr  verbreitet  war.  Awi  den  Hesitzungcn  des  Königs,  der  Mitglieder 
des  königlichen  flauses  luid  mancher  großen  tiruudherren  war  sie 
daj>  übliche  Wirtschaftssystem.''»  C^livier  de  Serres,  der  Edelmann 
des  l.anguedoc,  den  seine  Zeitgenossen  mit  Recht  den  Vater  der 
traii/usischen  Landwirtsehati  nannten,  bekannte  sich  in  seinem  üuche, 
das  (he  Frucht  vierzigjähriger  Studien  und  Erfahrungen  darstellt,  als 
ein  gTotier  PVeund  des  1  eilbaues  und  als  ein  ebenso  entschiedener 
Gegner  der  (Teld[)acht.  Er  führt  bewegHche  Klage  üIkt  die  Faul- 
heit, Unehrlichkeit  und  wenig  fortschrittliche  Besinnung  der  Pächter 
und  r«  sümiert  sein  Urteil  wie  folgt:  ..l-.n  soninie,  tont  leur  niesnage 
(der  Pächter)  se  faiet  par  fraude,  en  grondant.  n'ayans  esgard  qu'au 
seul  gain,  sans  penser  a  l'honncur.  Descricnt  vostre  bien,  publians 
ses  defauts  et  taisans  ses  commodites.  Jamals  ne  confessent  y  avoir 
gaigne.  mais  toujours  afferment  y  avoir  perdu,  tant  pour  desgouster 
d'autres  de  courre  sur  leur  marche  que  pour  vous  oster  la  fantaisie 
de  la  tenir  ä  votre  main;  faisans  tout  impossible  ou  du  moins  tres 
difficile  ä  y«. averner.  Cest  pourquoi  les  domaines  quoique  beaux  de 
natura,  ayans  demeure  quelque  temps  entre  les  mains  de  telles  gens 
deviennent  laids  et  hideux,  comme  portant  le  deuil  pour  l'absence  de 
leurs  maistres/' 

Olivier  de  Serres  schließt,  indem  er  den  Teilbau  überall  da 
empfiehlt,  wo  Eigenbewirtschaftung  nicht  möglich  ist:  „Mais  si  tant 
est,  que  lui  (der  Besitzer)  et  sa  femme,  se  vueillent  commun^ment 
descharger  de  Timportune  peine  et  souci  du  mesnage,  ainsi  le  pourront 
faire:  sans  toutefois  abandonner  leur  bien  a  la  merci  du  fermier;  ainsi 
a  tei  effect.  le  bailteront  a  cultiver  a  demtfruits,  au  tiers,  au  quart, 
ou  a  autres  conditions  acceptables,  seien  les  pays;  par  le  moyen  des- 
quelies  le  bien  se  maintient  en  assez  bon  etat'.')  , 

Aus  dem  „Th^ätre  d'agriculture'*  geht  unzweifelhaft  hervor,  daß 
im  Vivarais,  der  engeren  Heimat  des  Seigneur  von  Pradel,  der  Teilbau 
noch  erst  eine  untergeordnete  Bedeutung  hatte,  als  die  Pacht  bereits 


U  Flour  de  Sainl-Gcnis,  ü.  179. 

21  Siebe  Baudrillart  in  d«m  zitierten  Artikel,  S. 

3)  Dnronsteau-Dugontier,  Evolution  du  niitayege  en  France,  Paris  1905,8. 42  ff. 
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in  ^oßen  Mißkredit  geraten  war.  Erst  mit  dem  17.  Jahrhundert 
setzte  hier  die  stärkere  Ausbreitung  des  erstcren  und  gleichzeitig  ein 
erheblicher  Rückgang  der  letzteren  ein,  und  eine  ähnliche  Entwicklung 
hat  Rerolle  für  den  Charolais  konstatiert;  auch  hier  mehren  sich 
vom  16.  Jahrhundert  ab  die  Teilbauverträge  ganz  erheblich,  während 
umgekehrt  die  l'achtki>ntraktt'  sich  vermindern.') 

Wir  wenden  uns  nunmehr  zur  Betrachtung  des  Teilbaues  im 
1 8.  Jahrhundert,  in  welchem  er,  wie  schon  erwaJmt,  eine  außer- 
ordentliche Ausdehnung  erlangte  und  zu  (iessen  Knde  er  unleugbar 
den  nieist  verbreiteten  Wirtschaftsmodus  darstellte.  Die  zahlen- 
mäßigen Angaben  der  einzelnen  Autoren  über  seine  A..silLliuiiiig 
gehen  allerdings  auseinander.  Smith  spricht  sich  hierüber  bei 
Besprechung  des  Teilbaues  nur  ganz  unbestimmt  aus:  „In  I  rank- 
retch,  wo,  wie  man  sagt,  fünf  Sechsteile  des  Königreichs  auf  diese 
Art  bebaut  werden..."')  Etwas  bestimmter  drückt  sich  Arthur 
Young  aus.  jener  hervorragende  englische  Agronom,  der  in  den  vier 
Jahren  1787  —  1790  in  ausgedehnten  Studienreisen  ganz  Frankreich 
durchquerte  und  als  Resultat  sdner  Stadien  und  Beobachtungren  ein 
dreibändiges  klassisches  Werk  Qber  den  damaligen  Zustand  der  fran- 
zösischen I^ndwurtachaft  schrieb.')  Nach  Young  kam  der  Teilbau 
in  sieben  Achteln  von  Frankreich  vor.  Die  betreffende  Stelle  bei 
ihm  heißt:  „Cest  le  mode  tisit^  dans  les  Vs  ^  France**.  Sie 
ist  vielfach  dahin  mißverstanden  worden,  daft  man  annahm^  '\  oung 
habe  dem  Teilbau  7«  Grund  und  Bodens  von  Frankreich  zuge- 
schrieben.*) Daß  Young  dies  keineswegs  getan  hat»  geht»  wie 
Darmstädter  schon  gezeigt  hat,  klar  und  deutlich  aus  anderen 
Stellen  seines  Werkes  hervor;  so  sollen  nach  ihm  ^/e — Vr  Grund 

11  RiTollr.  S.  189.  Siehe  .itich  ,.FIo!  ihkI  X'crf.il!  der  iJindr:  mIs  n.itürliiht?  F"<i!j;.-n 
der  Begun^ugung  oder  Bedrückung  der  ]^itid\viriäch.itt'*.  Nacb  dem  !■  ranzt^sschtn  des  Rittern 
Franz  Que&nay  bearlK-itct  von  Chr.  A.  Wichmann,  Züilicbau  1798,  S.  4. 

H  Smith,  S.  204. 

3)  Voyages  en  France  pendant  l«s  anntes  1787—88—89 — 90  par  Arthur  Yonng. 
Tndtdt  de  l'AngUis  par  F.  S.,  Bd,  III,  Paris  1703.    Wir  zitieren  nach  dieser  französischen 

Übersetzung  von  F.  S.  (Fran<;ois  Souliis).  l's  i>t  .lucli  *  ine  dcufiche  .Vusj^abe  von 
Zimmermann  erschienen.    Youngs  Werk  gilt  aiigemein  als  eine  historische  (Quelle  ersten 

4)  So  z.  B.  Rerolle,  S.  91;  Sagnac,  Ij».  I^yation  dvile  de  ia  RCirolotioii  Iran* 

(.aisc  1789  —  1804,  Paris  1898,  S.  61;  Wahl,  Studien  zur  Vorgeschichte  der  franzGsischm 
Revolution,  Tübingen  1901,  S.  lo8.  Richtig  wird  die  hcircffciui'.-  Sullc  intcrprcti'^rt  von 
Darn)5tät?tT:  ,,übcr  die  Verteilung  des  Grundeigentums»  in  Frankreich  \or  i'SO"'  in 
,,Festgal>e  Karl  Theodor  von  llcigel  zur  Vollendung  seines  6ü.  Lebensjahres  ge- 
widmet". Mandien  1903,  S.  500 ff.  Dieter  lemeren  Interpretation  tritt  ftbrigena  auch  Wahl 
neuerding«  bd  (Voigeschichte  der  francAsiadien  Revolution,  Tübingen  190$,  S.  99). 
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und  Bodens  von  Geldpaclitern,  '/^  von  kleineren  Eigentümern  bewirt- 
schaftet worden  .sein.  Diese  \-erschiedenen  Antraben  würden  schlechter- 
dings nicht  miteinander  vereinbar  sein,  wenn  man  die  zitierte  Stelle 
in  der  als  falsch  bezeichneten  Weise  ausleg-en  wollte. 

Ouesnay^)  weist  der  ..petite  culture",  unter  der  er  den  Teilbau 
versteht,  30  Millionen  Arpents  und  der  „grande  culture".  welche  für 
ihn  die  Pacht  ist.  nur  6  Millionen  zu.  Es  sind  dies  für  erstere  etwa 
15  und  für  letztere  ^  Millionen  Hektar. 

Xa(  h  Isnard  ')  l)esar)  die  „petite  culture**  die  fünffache  Aus- 
dehnun',jf  der  „j^rande  culture". 

I  urgot  übernimmt  die  Schätzung,  die  Dupre  de  Saint-Maur 
üb*'r  die  Ausdehnung  des  Teilbaues  in  seinem  Werke  gibt-')  und  wo- 
nacii  dem  Gebiet«-  der  „petite  culture"  ^/^  des  gesamten  Königreichs 
zukämen.  Auf  einen  Punkt  ist  an  dieser  .Stelle  kurz  hinzuweisen. 
Kareiew  konstruiert  einen  Unterschied  zwischen  den  Definitionen 
der  petite  culture  und  grande  culture  von  Quesnay  und  Turgot, 
Nach  ihm  identifiziert  (Juesnay  die  grande  culture  mit  der  Verwen- 
dung von  Pferdearbeit  und  die  petite  culture  mit  der  Benutzung  von 
Ochsengespannen,  wahrend  für  Turgot  dagegen  die  graiule  culture 
mii  raciii.  und  die  petite  culture  mit  Teilbau  gleichbedeutend  wäre. 
Der  Unterschied  ist  jed<:)ch  nur  scheinbar.  Wohl  hat  Turgot  den 
wahren  Unterschied  zwischen  grande  culture  und  petite  culture  scluiricr 
erfaßt  als  Uuesnav,  der  sich  hierüber  unklarer  und  etwas  äur>erlich 
ausdrückt.  1  urgot  legt  mit  Recht  den  .Schwerpunkt  auf  die  stärkere 
Verwendung  von  Kapital  in  der  grande  culture  und  ist  daher  präziser 
mit  seiner  Unterscheidung  von  Pacht  und  Teilbau.  Im  übrigen  aber 
sind  für  ihn  Pächter  solche  Wirtschafter,  die  Pferde  verwenden,  und 
TeUbauern  solche,  die  mit  Ochsen  arbeiten.  Und  Quesnay  anderseits 
hat  stets  den  Pächter  im  Auge,  wenn  er  von  der  Arbeit  mit  Pferden 
spridit,  den  T«lbauer  dagegen  dort,  wo  es  sich  um  die  Verwendung 
von  Ochsen  handelt.  £s  geht  dies  deutlich  aus  dem  Artikel  „Fermiers^* 
hervor.  Wenn  demnach  Quesnay  als  grande  culture  die  Wirtschaft 
mit  Pferden  und  als  petite  culture  die  mit  Ochsen  bezeichnet,  so  ver* 


i)  Artikel  „Grains"  in  der  Encyclopedie  de  d'Alembert  et  Diderot.  Siehe  Oeuvies 
^Quoomiqaci  «t •  pliiloso|)htques  de  F.  Quesnay,  publikes  ptr  A.  Oneken.  Fniakfari, 
Paris  t888,  S.  ao^tU  196. 

21  Isnard,  Lea  dcvoii»  de  I«  seconde  l^slature  ou  des  l^^islateun  de  France, 
Parii  1791.  Hd.  T,  S  44. 

3t  Dupre  (!'•  Satnt-Maur,  Essai  sur  les  monnoies  ou  Reflexions  sur  le  rapport 
eotre  l'argeni  et  l<»  denrees,  Paris  1746.  Siehe  Oeuvres  de  Turgui,  Paris  1844,  Bd.  I, 
S.  544  ff. 
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bindet  t^r  hiermit  stets  die  Bej:;ritft*  P.icht  und  Teübau  und  stimmt 
somit  im  drunde  genommen  mit  l  ur^ot  überein,  so  daß  eine  ^»^rimd- 
s.it/liche  Al)\veiclnjni,»-  in  den  Ansch.iuuneen  der  beiden  Pbysiokraten, 
wie  Kareiew  sie  annimmt,  keine^woys  besteht. 

Levasseur')  meint,  dali  der  leilbau  im  18.  Jahrhundert  in  ^  ,  von 
Frankreich  vorherrschte,  und  dasselbe  Verhältnis  teilt  Doni<d  mit.') 

Alle  dies©  Anj^aben  für  itjan/.  I  rankreich  beruhen  natnri^emäß 
auf  Sch.itzuügen,  die  wohl  meist  nicht  unerheblich  der  \\  irkiichkeit 
ferti  bleiben.  Wenn  man  aueh  zugeben  muß,  daß  die  Autoren  im 
allgemeinen  zu  einer  Cbers«  haizung  der  .\usdehnung  des  Teilbaues 
neigen, '5  so  geht  doch  aus  ihren  und  allen  nationalokunoniischon 
SchritLen  der  damaligen  Zeit  un/weitelhaft  hervor,  daß  der  Teilbau 
im  iS.  jaluhundert  in  den  giol'iercn  Teilen  l'Yaukreichs  die  vor- 
herrschende Vertragstorm  war,  durch  \vtlch<'  die  Grundherren  ihr 
Eigentum  zur  Bebauung  überliefen.  Eine  Urbaehe  der  Cberschätzung 
lag  übrigens  darin,  daß  man  vielfach  unter  den  Beyrdf  des  leilbaues 
jedes  Xaturalj^.icht\ erhältnis  schlechtweg  subsumierte.  Als  ..metctyer" 
bezeichnete  nKui  so  nicht  selten  auch  den,  der  eine  fest  bestininiie 
Pachtsumme  in  XaLuralien  abführte.'')  Unter  den  Autoren  des  alten 
Rechts  gebrauchte  namentlich  Pothier  das  Wort  „metairie"  unter- 
schiedslos auch  für  derartige  Xaturalpachten,  die  übrigens  damals  ziem- 
lich häufig  waren.  ^)  Dann  audi  erhielt  sich  schließlich  zuweilen  der 
Ausdruck  „metairie"  in  Gegenden,  wo  der  Teilbau  längst  der  Pacht 
gewichen  war.') 

Selbst  für  beschränkte  Gebiete  liegen  bis  heute  genauo'e 
zahlenmäßige  Angaben  über  die  Ausdehnung  des  Teilbaues  nur  erst 
in  ganz  geringem  Umfange  vor,  und  auch  hier  finden  sich  teilweise 
große  Widersprüche  bei  den  einzelnen  Autoren.  So  nimmt  Sa  uzet 
an.  daß  seit  dem  Ende  des  14.  Jahrhunderts  die  Mehrzahl  der  kleinen 
Feldbesteller  im  Umousin  Tdlbauern  gewesen  sind,  und  findet  den 


I)  E.  Levatseur*  Histoire  des  clasMs  ouvriires  en  France  depnis  17B9  jiisqu'ä  no» 

jours,  Paris  1867,  Bd.  I,  S.  4. 

21  Don:  1^,  Ili-l  >irc  des  cf  ism  s  rur.iles,  S.  433. 

31  G.  d  Avenel,  Histoire  economiquc  de  la  prnprific,  des  srilaires,  «ics  deiiree*  et 
de  tous  Ics  prix  cn  genä^al  depuiä  l'an  I2(X>  jusqu'  en  l  au  i^>ou.    Paris  li5y4,  Bd.  I,  S.  249. 

4)  Diese  Verweclttlnng  «dieint  «udi  acboo  im  17.  Jahrhundert  nidit  «elten  gewcfen 
zu  Min,  wie  aus  Fasquier  hervorgeht  (Les  Recherdies  de  la  Fraooe  d'Estienne  Patquier, 
Paris  164;,  S.  757  ff-  •  •  •  •  .«^ue  Ton  baille  en  argentt  oa  en  bled,  ou  k  moiti^«  nous  les 

appeioiis  tous  Melayers"'!, 

5)  Vgl.  Young,  Bd.  II,  S.  232.   Sieliti  auch  A.  Hure,  Le  in^layage,  Paris  1^95, 

S.  13h. 

6)  So  X.  B.  in  der  Be«ttce.   Siehe  Turgot,  I,  S.  210. 
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Beweis  hierfür  in  zahlreichen  „livres  de  raison**.  Lafar^ue  hält  diese 
Annahme  von  S.iu;^ot  mit  Recht  für  unzutreffend,  wenij^stens  in 
ihrer  Allgemeinheit.  Zunächst  wird  sie  schon  widerlegt  durch  eine 
summarische  Prüfung  der  Stc>uerrollen,  aus  denen  klar  hervorgeht,  daB 
die  Zahl  der  kleinen  unabhängigen  Bauern  zweifellos  größer  war  als 
die  der  Teilbauern.  Dann  aber  würde  es  doch  auch  befremdend  er- 
scheinen, daii  di«'  (  oiitiimes  der  Marche  und  von  Limoges  völlig 
stumm  sind  über  deti  1  eilbau,  wenn  dieser  wirklich  ein  vorherrschend 
verbreiteter  Hewirtschaftungsmodus  gewesen  wäre,  wie  Sauzet  an- 
nimmt. Schließlich  ist  auch  das  Beweismaterial,  auf  das  Sauzet  sich 
stützt,  gar  nicht  einwandfrei.  Die  „livres  de  raison"  stammen  nur  von 
Adligen  oder  reichen  Bürgern,  d.  h.  großen  Besitzern,  die  ihrerseits 
tatsächlich  durch  Teiibauem  wirtschaften  ließen.  Alle  die  kleinen 
Besitzer  aber,  die  laboureurs,  vignerons  usw.,  die  nicht  schreiben 
konnten,  haben,  wie  Lafargue  betont,  keine  Aufzeichnungen  hinter- 
lassen, und  von  ihrer  Existenz  erfährt  man  daher  aus  den  »livres  de 
raison"  nichts 

Wenn  so  die  Angaben  von  Sauzet  über  die  Verbreitung  des 
Teilbaues  im  Limousin  zweifellos  sehr  übertrieben  sind,  so  dürften 
doch  auch  anderseits  die  von  dem  russischen  Forscher  Loutchisky 
gegebenen  Ziffern  zu  niedrig  sein.  Nach  diesem  letzteren  setzte  sich 
die  bäuerliche  Klasse  im  Limousin  aus  folgenden  Elementen  zu- 
samnK  II  ' 


Zahl 

absolut 

in 

S7.0 

3.8 

a,o 

T.iRflohner  .   

222  1 

22.3 

»0.3 

*4,9 

Bettler.  Arme   

62 

0,6 

H7.S 

8,9 

rXinach  wäre  also  die  Zahl  der  Teilbauern  im  I.imoudn  ganz 
unerheblich  gewesen;  es  erscheint  dies  a  priori  auff.ilknd,  wenn  man 
bedenkt,  daß  der  Teilbau  im  tlamaligen  Limousin  nacli  den  Angaben 
von  Turgot  doch  unter  den  landwirtschaftlichen  Betriebsformen  bei 

n  Wir  entnehmen  diese  Angaben  der  Tabelle  S.  63  des  Loutcbiskyüchen  Buches 
^Dm  GntiHleignstwn  in  Fcankreich  vor  der  Revolution,  beaondera  im  LixnouHii",  Kiew  1900. 
Dieses  Werk  itc  in  roafiicher  Sprache  ecachienen  und  uns  daher  in  seinem  Texte  leider  ntdit 
xugingtich.  Eine  ausführliche  Besprechung  d  --'"Iben  hat  P.  S.^gnac  in  der  Revue 
d'Htaurire  moderne  et  contemporaine,  Bd.  III,  Heft  Juli-August  1901,  S.  15b  ff.,  gegeben. 
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weitem  mehr  als  eine  ..quaiUite  neg'lisj'eable"  war.  Loutchisky  meint 
nun  allerdings  selbst  vveitt^r.  dali  man  aus  der  kleinen  Zahl  von  Teil- 
bauern nicht  etwa  auf  eine  geringe  Ausdehnung  des  Teilbausystems 
schließen  diirfe.  Xach  ihm  haben  vielmehr  die  kleinen  Besitzer,  Wein- 
bauern UNU.  aul'er  ihrem  eigenen  Besitz  auch  noch  die  Landereien 
des  xVdels,  des  Klerus  und  der  reichen  Bürger  bewirtschaftet,  und 
zwar  als  Teilbauern,  so  daß  in  Wirklichkeit  dieser  Bewirtschaflunirs- 
modus  sehr  xcrlireilet  gewesen  sei.  Indes  weist  Lafargue  nach, 
dal)  der  Besitz  der  Bauern  usw.  im  Limousin  im  allgemeinen  hinreichte, 
um  eine  Familie  vollauf  zu  beschäftigen  und  zu  ernähren.  Ganz 
richtig  bemerkt  Lafargue  weiter,  daß  man  zur  Erklärung  der  von 
Loutchiskv  behaupteten  Organisation  annehmen  müsse,  daß  die 
LäiiiliK  len  der  Privilegierten,  die  terres  privilrgiees,  wie  Loutchisky 
sie  be/eichnet,  in  einzelnen  Stücken,  Parzellen  usw.  bewirtschaftet  worden 
wären,  was  die  bäuerlichen  Bi^sitzer  noch  neben  ihrer  eigenen  Wirt- 
schaft hätten  übernehmen  koimen.  Aber  gerade  das  Gegenteil  ist 
der  Fall,  wie  Loutchisky  selbst  zugibt.  ^'^  der  terres  privilegiees 
waren  nach  ihm  in  einzelne  geschlossene  Betriebe  (domaines)  ein- 
geteilt, deren  jeder  zu  seiner  ordnungsmäßigen  Bewirtscliafiung  eine 
besondere  Teilbauerfamilie  erforderte.  In  Wirklichkeit  lielkm  alle 
Besitzer,  die  sich  nicht  selbst  der  Bewirthi  haitung  ihres  (irund  und 
Bodens  widmeten,  durch  Teilbauern  wirtschaften.  Wenn  man  nun 
erwägt,  daß  Adel.  Klerus  und  Bürger  tmgefähr  40*7o  gesamten 
Bodenfläche  besaßen,  daß  hiervon  ^/^  wohl  im  Teilbau  bewirtschaftet 
wurden,  und  daß  schließlich  die  von  Teilbauern  besorgten  Betriebe 
im  allgemeinen  eine  geringere  Ausdehnung  hatten  als  die  in  direkter 
Bewirtschaftung  stehenden,  so  wird  man  die  Zahl  der  reinen  Tdl- 
bauem  wesentlich  höher  annehmen  müssen»  wie  dies  Loutchisky  tut 
Die  wesentlidiste  Erklärung  for  die  niedrigen  Angaben  von 
Loutchisky  über  die  Zahl  der  Teilbauern  im  Dmousin  findet  Lafargue 
vielleicht  mit  Recht  darin,  daß  dieser  Forscher  sich  bei  seinen  Studien 
vornehmlich  auf  die  Steuerrollen  der  vingtiemes  gestüzt  bat  Lafargue 
hält  es  für  wahrscheinlich,  daß  diese  nach  der  uns  hier  interessieren- 
den Richtung  unvollständig  oder  ungenau  sind.  Vielleicfat  finden  sich 
in  der  Kategorie  „Personen  ohne  Angabe  des  Berufs*'  der  Steuerrolle 
zum  großen  Teil  Teilbauern.  Dann  aber  auch  erklärt  sich  die  geringe 
Zahl  der  letzteren  in  den  Steuerrollen  daraus»  daß  die  Teilbauern  viel- 
fach  die  vingtiemes  nicht  zahlten.  Nach  allgemeinem  Brauch  wurde 
im  Limousin  zwischen  ihnen  und  den  Herren  ein  Übereinkommen  ge- 
troffen, wonach  sie  zwei  Drittel  der  taille  zu  tragen  hatten  und  dafilr 
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von  der  Zahlung  der  vingtiemes  befreit  waren.  Ein  Schriftsteller  aus 
dem  Angoumois  teilt  dies  ausdrücklich  mit,*)  und  es  geht  dies  auch 
aus  einer  Stelle  bei  Turgot  hervor.-)  Zuweilen  waren  indes  auch 
die  Toilba\iern,  abweichend  von  der  allgomeineii  Regel,  zur  Zahlung 
der  viii^^tit'mes  gehalten,  und  dies  erklärt  ihr  Auftreten  in  den  vSteuer- 
rollen  in  dem  X'erhältnis  von  2**  ,,.  Lafargue  macht  übrigens  einige 
Angaben,  woraus  erhellt,  daß  die  Zahl  der  I  eilbauern  in  einigen 
Gegenden  di's  I.im<>usin  nicht  unerhf1)lich  hoher  war.  So  gab  es  in 
Dompierre.  in  der  Nahe  von  Limoges,  is~ig  1  eilbauern  auf  350  bis 
in  die  Rolle  der  Taille  eingetragt^ie  l*ersoiuMi.  uoliei  hin/ugefugt 
wird,  (laß  das  Kirchspiel  sehr  wenig  Teilbauern  zählt.  In  Saint- 
liilairr-Magnareix  kamen  auf  180 — igo  Ik-triehe  15 — 16  Teilbauer- 
wirt.schatten,  und  in  Perpezac-lt^-BIanc  gab  es  fast  ebens(^viele  1  eil- 
l)au«Tn  wie  häuerliche  1  »csitzer.  Tn  Cosnac,  ganz  in  der  Kähe  von 
Brive.  fanden  sich  ebenfalls  /.ahlreiche  Teilbauern.^) 

Dies  eine  Beispiel  d«'s  l,ini<>usin  zeigt,  daß  über  die  numerisclie 
Bedeutung  des  Teillxiues  im  landwirtschaftlichen  Organismus  des  18. 
Jahrhunderts  seligst  für  enger  begrenzte  Gebiete  heute  not  h  ki»ine 
völlig-e  Klarheit  herrscht,  und  erst  die  weitere  Verfolgung  und 
Ver\'"llk( »mmnung  des  \-on  dem  russis(^hen  h'orsclier  T.ontchtsk^' 
/um  ersttMimal  in  so  verdienst\"oller  Weise  betretenen  Weges  durcii 
gründliche  lokalgrschichtliche  l'orschungen  wird  in  der  Zukunft  Licht 
über  diese  \'erhaltnisse  verbreiten  können. 

Was  nun  d.is  Verbreitungsgebiet  des  ieilhaues  im  18.  Jahr- 
hundert anbelangt,  so  lag  dasselbe  vornehmlich  in  den  zentralen 
Provinzen  und  im  Süden. ^)  Der  größte  Teil  der  anL:el)auton  1- lache 
wurde  nacii  Darmstadter  nur  in  den  ebenen  Distrikten  Mittel-  und 
WesLl:  ankreichs,  in  der  Sologne.  in  Berry.  in  der  Touraine.  in  Anjuu, 
Maine  und  Poitou  und  \ielleicht  noch  in  einigen  weinbautreibenden 
Bezirken  des  .Südens  von  Teill)auern  bewirtschaftet.  Darmstadter 
meint,  daß  in  den  anderen  Provinzen,  in  denen  der  Teilbau  vorkam, 
das  bäuerliche  Eigentum  überwog,  und  es  hier  meist  die  bäuerlichen 
Eigentümer  waren,  die  zugleich  die  Grundstücke  der  Privilegierten 
und  Burger  als  Teilbauern  bestellten.    Wir  sahen  aber  oben  schon. 

I)  Musnier,  Essai  d'unu  tn6üiude  generale  pru])re  k  ^tendre  les  oonnaisunoes  des 
iroyngoin  Ott  RceuU  d'obfetvatiom  relatives  k  rhiitoire  .  .  .  i  la  coUurc  de«  terres,  Paris  1774). 
Zitiert  Lafargue,  S.  42. 

2t  Turgot,  I,  S.  552. 

3)  Lafargue,  S.  40.    Dann  vergleiche  auch  üishesümifre        .\»-i;T!)fii  von  Turgot, 
I<  S.  543  ff.,  aus  denen  die  groiie  Ausdehnung  des  Teilb.iues  im  i.imoium  hervorgeht. 
4>  Darmatidter,  Verteilung  des  Grundeigentums,  S.  50a  ff. 
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daß  PS  5fhr  fraj^lich  ist,  <>!)  iHescr  letztere  ^^■jdu^>  in  größerem  Um- 
fange \erhrritet  war;  für  den  I.imousir),  t-ine  dieser  lVo\in/en  mit 
einer  großen  Anzahl  von  bäuerlichen  Hesit/ern,  trifft  dies  jL'dt  nt.ilIs 
nicht  zu.  Wenn  wirklich  die  Tcilbauijcw  irtschattung  der  (Tüt<  r  dt  r 
Privilegierten  in  manchen  Provin/en  durcli  h-uu-rliclie  I'.igeinuiner  er- 
folgt wäre,  und  in  diesem  Umstami«-  —  wie  Darnistädter  betont  — 
ein  wichtiger  Faktor  für  die  Erfassung  der  sozialen  Bedeuiuag  iies 
damaligen  leilbaues  läye,  so  könnte  man  sclile(  hlordings  nicht  die 
Sprache  der  National' ikonnmen  jener  Zeit  verstehen,  die  den  Teil- 
l)aner  nieist  als  eiii(.n  armseligen  Arbeiter  seiiii<lern,  der  sich  in  ab- 
soluter Abhaiii^igkeit  \<)n  seinein  Herrn  befindet.  Es  ist  damit  indes 
keineswegs  .lusgesciiluiseii.  ilali  nicht  einige  Teilbauern  zuweilen  einig-e 
SiiK  ke  l^uäd  zu  eigen  besaßen.  Dafür  haben  wir  ja  oben  schon  ein 
l'.eisjiiel  für  die  Äh<'re  Zeit  mitgeteilt,  und  wir  kommen  auf  diesen 
Punkt  nachher  n<<eh  kurz  zu  sprechen. 

In  großen  (rehieten,  namentlich  in  Mittelfrankreich,  sclie.b  sieh 
zwischen  den  <irnndherrn  und  Teilbaner  als  Mittelglied  der  G'-neral- 
piichter  (terniier  generalj  ein,  der  seit  dem  I>eginn  des  i  ü.  Jahrhun- 
derts mit  dem  sich  stetig  verstärkenden  Absentismus  schnell  eine 
aulVrordcntliche  Bedeutung  erlangte.  Dies  Institut  der  General- 
pächter hatte  sich  übrigens  ziemlich  fruli  in  I  rankreich  entwickelt. 
Schon  Sourdis  schrieb  an  Richelieu;  ..J'estime  que  votre  duche 
consistant  en  vingt  petites  fermes,  il  faut  les  reunir  ä  les  bailler  ä  un 
gros  fermier;  vous  ne  serez  vole  qu'une  fois". ')  Die  (Tcneralpächter 
pachteten  von  dem  Grundherrn  seinen  gesamten  Besitz  zu  einem  festen, 
in  Geld  zu  entrichtenden  Pachtzinse  und  taten  nun  das  Land  an  xiele 
kleine  Teilbauern  aus.  Für  den  Besitzer  war  diese  Art  der  Bewirt- 
schaftung bequem»  aber  kostspielig,  während  sie  für  den  Teilbauer 
in  zahlreichen  Fällen  Bedrückung  und  äußerste  Erpressung  bedeutete. 
Einen  Vorteil  aus  ihr  zog  nur  der  untätige  Mittelsmann,  der  General- 
pächter, dessen  ganzes  Handeln  lediglich  von  egoistischen  Rücksichten 
auf  möglichst  hohen  eigenen  Erwerb  aus  den  gepachteten  Ländereien 
diktiert  wurde.') 

Je  nach  den  einzelnen  Gegenden  seines  Vorkommens  waren  för 
den  Teilbauvertrag  verschiedene  Benennungen  üblich.  So  hieß  der 
Vertrag  closerie  in  Anjou  und  den  benachbarten  Provinzen,  locatairie 
oder  locaterie  in  Bourbonnais,  borderie  in  Quercy,  vignolerie  oder 

Ii  Flonr  de  baint-Geni»,  S.  190. 

21  Vi;!.  Alexis  de  Tocquevill«,  L'aocien  r^me  et  1«  revoluüoo,  Paris  1857. 
j.  Aufl.,  Notes.  S.  439. 
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^inidrie  in  der  Auvergne,  facherie  In  der  Provence,  grangeag^e  in 
Bresse,  Maconnats,  Lyonnais,  Forez,  Vivarats  und  Dauphine,  gaignage 
oder  gagnage  in  Lothringen,  domaine  in  Berry.^)  Metayage  war  die 
tiberall  geltende  Generalbezeichnung. 

Wir  sahen  oben,  dafi  der  Teilbau  gegen  Ende  des  i^.  Jahr- 
hunderts eine  sehr  große  Verbreitung  erlangt  hatte;  seit  1 750  machte 
sich  indes  schon  eine  Strömung  gegen  ihn  und  zugunsten  der 
(reldpachtungen  geltend.  Letztere  waren  abrigens  gegen  Ende  des 
tS.  Jahrhunderts  gegendweise  schon  sehr  verbreitet  So  pflegten  die 
Grundherren  im  Norden  Frankreichs  im  Gegensatz  zu  den  oben  er- 
wähnten Gebieten  des  Zentrums  und  des  Südens  ihr  Land  zu  ver- 
Xncfaten,  und  berdts  im  t8.  Jahrhundert  saß  in  Artois,  Boulonnais,  in 
der  Picardie,  in  einigen  Teilen  der  Normandie,  in  der  Isle  de  France, 
der  Beauce,  aber  auch  in  einigen  Gegenden  des  Ostens,  z.  B.  auf  der 
lothnngischen  Hochebene,  ein  leistungsfähiger,  kapitalkräftiger  Pächter- 
stand auf  umfangreichen  Höfen.  Die  Inhaber  dieser  großen  Pacht- 
güter  stellten  ebenso  wie  die  mittleren  Eigentümer  in  den  östlichen 
und  sQdlichen  Provinzen  eine  Art  bäuerlicher  Aristokratie  (in  der 
Mitte  zwischen  Kleinbauern  und  BOrgertuin)  dar.') 

Wie  erklärt  sich  nun  das  Starke  Vorherrschen  der  Paclit  im 
nördlichen  Frankreich  und  die  g^roße  Ausbreitung  des  Xeilbaues  im 
Zentrum  und  Süden?  Zunächst  sind  die  Gebiete  des  ersteren  von  der 
Xatur  aus  sehr  reich  4  •.s<  i^tu*t.  Dann  aVier  waren  sie  vor  allein  gegen- 
über anderen  reii«  ii  de»  Landes  durch  iliro  i^^-oi^raphische  Lage  zu 
jener  Zeit  schon  sehr  bevorzugt  Infolge  der  Nähe  leicht  erreichbarer 
und  stets  aufnahmefähijLffT  Absatzmärkte,  wie  sie  die  großen  Städte» 
an  ihrer  Spitze  Paris,  und  die  Seehäfen  bildeten,  hatten  die  landwirt- 
schaftlichen Erzeugnisse  in  dem  nördlichen  I''ra:ikreich  einen  genügend 
hohen  und  konstanten  Preisstand,  um  eine  lohnende  Verwendung 
grörx  f'T  Kapitahnassen  in  der  Landwirtschaft  zu  ermöglichen.  Daher 
fanden  die  Grundeit^entümer  in  diesen  Gebieten  schon  früh  leicht 
kapitalkräftige  Unternehmer,  denen  sie  die  Bewirtschaftung  ihrer  Be- 
sitzungen gegen  Entrichtung  einer  festen  (ield|)acht  übertragen  konnten. 
Mit  der  fortschreitenden  wirtschaftlichen  Entwicklung  nahm  die  Zahl 
solcher  Unternehmer  schnell  zu,  so  d  iP»  liald  der  in  periodischem 
Wechsel  erfolgenden  Neufestsetzung  der  Pachtrente  jedesmal  ein  freier 
Wettbewerb  unter  jenen  voraufging,  der  je  nach  der  besondn  eii  öko- 
nomischen Konstellation  der  Zeit  mehr  oder  weniger  lebhaft  war. 

i)  Rerolle»  5.  192;  C  Dareste  de  La  Cbavanne,  Histoire  des  Classcs  «gii- 
coles  en  Ftwce,  Paris  1858,  &  364;  Beaune,  Droit  coutamier  fran^ab,  S.  594. 
«)  Sagaac,  Lig^slatifNi  dvile,  S.  6t. 
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Hieraus  resultierte  wieder  eine  feste  Entwicklungstendenz  für  die 
Geldpachten,  d.  b.  den  Pachtwert  des  Grund  und  Bodens. 

In  den  anderen  Provinzen,  namentlich  den  im  Innern  Frank- 
reichs geleg^enen,  hatte  der  Boden  im  Gegensatz  zum  Norden  keinen 
solchen  Pachtwert.  Wohl  ermangelte  er  auch  hier  gegendweise 
keineswegs  hoher  natürlicher  Fruchtbarkeit.  So  standen  die  Ebenen 
von  Poitiers  bis  Angouleme,  ein  Teil  von  Berr>',  der  Touraine,  des 
Perigord,  des  Quercy  an  Güte  und  Reichtum  des  Bodens  sicherlich 
nicht  den  Gebieten  in  der  Umgegend  von  Paris  nach;  aber  es  fehlte 
zum  Unterschiede  von  diesen  letzteren  an  dem  lohnenden  Absatz  der 
landwirtschaftlichen  Produkte.  Große  Verbrauchszentren  wie  im  Xordeo 
waren  nicht  vorlianden  und  dazu  die  ganzen  Verkehrsverhältnisse  in 
einem  viel  mangelhafteren  Zustand.  Einen  besonders  nachteiligen 
Einfluß  übten  dann  noch  die  Zollschranken aus,  die  zwischen  den 
einzelnen  innerfranzösischen  Provinzen  bestanden,  und  deren  Beseiti- 
gung die  plu  siokratische  Schule  als  eines  ihrer  wesentlichen  Ziele 
anstrebte.  Die  Folge  war,  daß  die  Preise  für  die  landwirtschaftlichen 
Erzeugnisse  im  Mittel  weit  unter  dem  Durchschnittspreise  der  nörd- 
lichen Provinzen  standen,  und  dadurch  wieder  wurde  das  Kapital  von 
dem  landwirtschaftlichen  Produktionqirozeß  ferngehalten;  es  fanden 
sich  keine  pachtlustigen  Unternehmer,  und  die  Besitzer,  die  sich  nicht 
selbst  der  Bewirtschaftung  ihrer  Güter  widmen  wollten  oder  konnten, 
waren  gezwungen,  zum  Teilbau  zu  greifen.*)  Diesen  kurz  skizzierten 
H;<'i|>t Ursachen  für  die  starke  Verbreitung  des  Teilbaues  namentlich 
im  Zentrum  und  Süden  gesellten  sich  noch  andere  in  der  gleichen 
Richtung  wirkende  Umstände  hinzu,  unter  denen  hier  noch  kurz  der 
erwähnt  sein  mag.  daß  der  Entwicklung  der  Geldpacht  damals  in 
Frankreich  überhaupt  große  Hindemisse  im  Wege  standen,  die  haupt- 
sächlich in  der  übertriebenen  Kürze  der  Pachtzeit  und  der  mehr  oder 
weniger  großen  Unsicherheit  der  Pachtverträge  lagen.') 

Nunmehr  wollen  wir  die  Bedin cfiingen.  unter  denen  der  Tdl« 
bau  im  i8.  Jahrhundert  betrieben  wurde,  einer  kurzen  Betracbtunir 
unterziehen,  wobei  wir  in  Hinsicht  auf  die  große  Übereinstininnu-;: 
der  Dokumente  aus  dieser  Zeit  mit  den  bereits  mitgeteiltt-n  der 
früheren  Jahrhunderte  darauf  verzichten,  an  dieser  Stelle  weitere  auf- 
zuführen. 

1)  Thiron  de  Mon tauge,  L'agriculture  et  les  dasses  rurale*  dans  le  P*yi  toolott- 
»in,  Paris  1S69,  $.  11,  und  L.  de  LaTergne,  EcoDomie  ninle  de  la  Fianoe  depita  i'S9» 
Farii  1877,  S.  II. 

2)  Turgot,  I.  S.  507  ff.  »nd  Quesnay,  Artikel  „GnÜBS*',  S.  104. 

3)  Siehe  bicraber  bei  Wolter»,  S.  214  ff. 
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Die  Teilbauverträgfe  wurden  zuweilen  vor  dem  Notar  geschlossen» 
waren  indes  vielfach  nur  mündlich.  Ihre  Dauer  schwankte  zwischen 
5—9  Jahren  und  betrug^  gewöhnlich  5  Jahre.  Besondere  Erwähnung- 
verdient der  in  der  Marche.  im  Limousin  und  in  den  Cevennen  neben 
dem  gewöhnlichen  Teilbau vertra^r  häuft ir  vorkommende  Erbteil- 
bauvertrag, der  „b.iil  a  metairie  perpetuelle",  der  übrigens  auch  im 
ganzen  sonstigen  Frankreich  angetroffen  wurde.  Im  Prinzip  hattne  der 
Erbteilbauer  die  Rechte  eines  gewöhnlichen  Teilbauern  und  war  den 
gleichen  Verpflichtungen  unterstellt  Der  bail  a  metairie  perpetuelle 
übertrug  ebensowenig  wie  der  alb^gement  des  Bugey  oder  der  bail 
a  locatairie  perpetuelle  des  Languedoc  oder  schließlich  der  bail  a 
domaine  congeable  der  Bretagne  —  auch  Verträge  mit  erbiidhor 
Kraft  —  Besitzrecfate.  Genau  wie  der  gewöhnliche  Xeilbauer  war 
der  Erbteilbauer  meist  Hälftner,  mußte  eine  Reihe  von  Nebenver- 
pflichtungen erfOUen,  konnte  ohne  Ermächtigimg  des  Herrn  keine 
Tiere  verkaufen  usw.  Indes  entfernte  sich  die  Stellung  des  letzteren 
doch  hinsichtlich  der  Qualität  seines  Rechtes  erheblich  von  der  des 
ersteren,  indem  dieses  nicht  persönlich,  sondmm  tatsächlich  und  auf 
die  direkten  Nachkommen  übertragbar  war;  selbst  die  Töchter 
konnten  Anspruch  darauf  erheben,  auch  wenn  sie  einen  Fremden 
heirateten.  Jedoch  konnte  der  Erbteilbauer  ohne  die  Zustimmung  des 
Herrn  nicht  sein  Recht  einem  Dritten  zedieren  und  durfte  ohne 
triftigen  (rrund  sich  nicht  von  dem  Vertrage  zurückziehen;  geschah 
dies  doch,  so  war  der  Besitzer  berechtigt,  von  dem  etwa  vorhan- 
denen Eigenbesitz  des  Erbteilbauern  ein  Drittel  als  Entschädigung 
an  sich  zu  nehmen.  Die  Erbteilbauern  verfügten  übrigens  meist 
über  ein  kleines  Grundeigentum.  Hinterließ  der  Erbteilbauer  bei 
seinem  Tode  nur  weibliche  Nachkommen  oder  Minderjährige,  so 
waren  diese  nicht  verpflichtet,  die  Wirtschaft  weiterzuführen.  Indes 
nahm  <ler  Vertrag  seinen  Fortgang,  wenn  nur  einer  der  Nachkommen 
sich  in  einem  solchen  Alter  befand,  daß  er  die  Wirtschaftsführung 
üheniehmen  konnte.  Waren  alle  anderen  Nachkommen  minderjährig, 
so  hatte  der  Besitzer  das  Recht,  st.itt  ihrer  die  Arbeil  von  fremden 
Dienstpersonen  verrichten  /u  lassen  und  die  Löhne  für  diese  von  der 
dem  Erbteilbauern  zukommenden  AnteiIs<.|uote  in  Ab/'ii^-  zu  brlt^^en. 
Wie  der  letztere  nicht  ohne  triftigen  ( inind  abziehen  durfte,  so  konnte 
auch  der  Besitzer  auf  der  anderen  Seite  ihn  nicht  ohne  einen  solchen 
entlassen.  Bei  Verletzung  dieser  IVstiminungen  erlaubte  das  Ge- 
wohnheitsrecht df^m  Erbteilbauern,  ein  I  )rittel  des  von  ihm  bewirt- 
schafteten Betriebes  als  volles  Eigentum  für  sich  zu  beanspruchen. 
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odrr  der  Besitzer  nuiliie  ihm  den  Wert  eines  Drittels  des  Besitzes  in 
barer  Summe  aushändiijen. 

Der  Verlr.iii  t  iuiete  naturgemäß,  wenn  der  Erbteilbauer  starb, 
ohne  Kinder  /u  liiiitt-rKTssen.  Außerdem  ki>nntf  er  (Tlösrhen,  wenn 
I.  beide  Kotnraht'iiten  darin  ein wil Herten.  2.  diT  Erl)tt/iibauer  sieh 
grobe  1  beschädig  Uli  eil  der  Substanz  des  (jutes  ijuschulden  kommen 
Heß.  3.  wenn  er  drei  Jahre  lang  den  Betrieb  nicht  mehr  bewirt- 
schaftet hatte. 

Gewöhnlich  blieb  die  Familie  des  Erltteilbauern  so  lange  zu- 
siimmen.  wie  eben  dt-r  Erirav^  aus  ih  r  W'irlsehatt  /u  ihrem  Unterhalt 
hinreichie.  und  die  namentlieh  im  Eimuusiu  ehumalb  so  sehr  verbreiteten 
flausgeiiicinschaften  —  comnuuiautes  de  familles  —  waren  meist  mit 
der  Verbreitung  von  Erbteilbauverträgen  \t.rknüpft.  Nicht  selten 
forderte  sogar  der  H(  .sii/er,  wenn  er  sich  zu  einem  Erbteil  bau  vertrag 
verstand,  als  Garantie,  daß  die  Eamilienmitglieder  alle  in  Gemeinschaft 
lebten. ')  Gewichtige  Gründe  spriichen  hierbei  mit.  Zunaclist  gebot 
das  Interesse  des  Besitzers  die  Erhaltung  der  in  Erbteilbau  gegebenen 
Wirtschaft  in  ihrer  ursprünglichen  Größe  und  Form,  da  ihre  Teilung 
unter  die  Nachkommen  des  Erbteilbauern  die  Neuerrichtung  von 
Baulichkeiten  erforderlich  gemacht  und  damit  beträchdiche  Kosten 
verursacht  haben  würde.  Daher  traf  man  also  die  Bestimmung  der 
gemeinsamen  Bewirtschaftung  des  Besitzes  von  einem  Mittelpunkte 
aus;  die  Erbteilbauerfamilie  bildete  „un  seul  pot  et  feu*'.  Anderseits 
wurden  aber  auch  schon  die  Mitglieder  derselben  aus  ihrem  eigenen 
Interesse  zusammengehalten,  da  eine  große  Schwierigkeit  darin  lag, 
fOr  jeden  den  ihm  zustehenden  Anteil  dem  Rechte  des  Vertrages 
in  einem  bestimmten  Geldwert  zu  fixieren,  und  so  kam  es,  daß  sncb 
meist  nur  dann  einige  Glieder  von  der  Erbteilbauerfamilie  abtrennteo. 
wenn  der  Nahrungssptelraum,  den  das  Gut  darbot,  für  die  zahlrddi 
gewordene  Familie  nicht  mehr  ausreichte.^ 

Wie  wir  weiter  unten  sehen  werden,  fanden  die  Erbtdlban- 
verträge  mit  der  fi'anzösischen  Revolution  ihr  Ende. 

Während  der  Tf^bau  in  der  früheren  Zeit  noch  keineswegs 
überall  in  einheitlicher  Form  als  Hälftnerwirtschaft  betrieben 
wurde,  begann  seit  der  Mitte  des  17.  Jahrhunderts  etwa  eine  all- 


1)  So  nuoenüich  in  der  M.-irchc  (sieht:  E.  de  Laveleye,  De  L-i  propriiti  et  de  te$ 
formes  primitive».  I'.iris  1874,  S.  ff.).  Siehe  auch  de  Garidi  1,  I.e  meinyanc  dans  k 
Bourbonnai»  im  BuilcUn  Ue  k  Sociele  d'^i>noinie  sociale,  Bd.  iX.  S.  —  221  u.  JU» 
Outnien  des  dettk  Mondes,  2.  Sitie,  Hefi  45:  Metiyer  de  Corrtse,  1899. 

2|  Siebe  audi  Garsonn ei,  Histoire  des  locations  pcrp6tue1les  et  des  bsnx,  i  loacnc 
durte,  Firis  1879,  S.  527  ff. 
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gemeine  Tendenz  zur  Einfilhrung  der  letzteren  sidi  gdtend  zu  machen, 
und  zu  Ende  des  18.  Jahrhundert»  waren  die  Teilbauem  zum  großen 
Teile  Hälftner.')  So  hatte  man  die  ursprünglich  je  nach  den  ein- 
zelnen Gegenden  variierende  Anteilsquote  des  Teilbauem  mehr  und 
mehr  unifonniert  und  die  wechselnden  Verhältnisse  in  der  Boden- 
fruchtbarkdt,  der  Größe  des  Betriebes,  des  Klimas,  der  Kulturen  usw. 
immer  weniger  berück^chtigt  In  dieser  von  falschen  Vorstellungen 
in^irierten  Graeralisierung  lag  aber  eine  große  Ungerechtigkeit 
Unter  dem  Schein  der  vollkommensten  Gleichheit  verbarg  die  Hälftner- 
wirtschaft sehr  ungleiche  Verhältnisse,  da  unter  verschiedenen  Um- 
ständen und  bei  verschiedenen  Lagen  zweier  Goter  gleich  große  An- 
teile von  ihren  Ernten  sehr  ungldche  Tdle  des  reinen  Ertrages- sein 
könnea.  So  stand  der  Verdienst  der  Teilbauern  vielfach  nicht  mehr 
in  anbrechendem  Verhältnis  zu  ihren  Arbeitsaufwendungen,  sondern 
hing  weit  mehr  als  von  diesen  von  der  Qualität  der  natürlichen  Pro- 
duktionsfaktoren ab.  Man  war  also  mit  der  unterschiedslosen  Ein- 
führung der  Hälftnerwirtschaft  unleugbar  zu  weit  gegang^»  und  das 
Bestreben,  wieder  einen  gerechten  Ausgleich  zu  schaffen,  zeitigte 
manche  Übertreibungen.  Man  stipulierte,  abgesehen  von  der  Ent- 
richtung der  Hälfte  des  Gutsertrages,  noch  die  Zahlung  einer  festen 
Geldsumme  seitens  des  Teilbauem  an  den  Besitzer.*)  Erst  ziemlich 
spät  kam  indes  dieser  Modus  in  Mittelfrankreich  auf,  und  Rerolle  hat 
die  ersten  Spuren  desselben  in  einem  Vertrage  vom  27.  Juli  1785 
gefunden.  In  diesem  Vertrage  heißt  es  unter  anderem  von  dem  Teil- 
bauern: „II  payera  aussi  a  chaque  Saint-Martin,  onze  novembre  de 
chaque  annee,  poiir  loyrr  et  autres  petances  une  somme  de  48  livres". 
Die  Erhebung  einer  solclitMi  Geldsumme,  die  eine  naturgemäße  Folge 
der  allgemeinen  Umbildunir  des  Teiibauess  zur  1  lalttnerwirtschafl  war 
und  für  die  sich  die  Bezeichnunpf  ..prestation  eolonique"  einbüri^<  rte, 
\vurde  in  der  l  ol^-ezeit  ifi  den  Hunden  gewissenloser  Besitzer  und 
namentlich  der  Genoralpächter  zu  einem  gelöhrliclien  Instrument  rück- 
sichtsloser Ausbeutung. 

Weini  so  nach  dieser  Seite  leicht  die  Gefahr  der  Benachteiligung 
des  Teilbauern  brstand.  so  genoß  er  dix  h  änderst  its  nicht  selten 
noch  besondere  Vurieile.  Cberhaupl  wechselu  n  auch  die  liedin<^ungen, 
unter  denen  die  im  Prinzip  gleichförmige  Hälftnerwirtschafi  betrieben 

1)  Reroll«,  S.  199.  Ind«s  kunen  auch  noch  xaJüreiche  Ausnahmen  von  der  Hälfuicr- 
wirtachaft  vor;  so  nahm  z.  B.  un  Pirigord  der  BetiUer  sehr  oft  mehr  als  die  Hllfle  des 

Ertrages,    flour  de  Saint-Genis  erwähnt  einen  atis  dem  Jahre  17^3  stammenden  Veitiag 

aus  der  Bourgopie.  der  abyesichlossen  ist  „pmir  le  tiers  des  fruits". 

2)  .Sagnac,  Legislation  aviie,  S.  61. 

AbhamtlunKea  d.  steaUw.  geminara  t.  Jena,  Bd.  II,  Heft  4.  ^ 
Harmaa,      IWbau  In  WtaakaiA. 
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wurde,  -  nic^t  nur  nach  den  dnzelnen  Provinzen  sehr,  sondern  nach 
dem  Ausdruck  von  de  Serres  auch  selbst  ,.de  vdsinage  k  volsina^e^ 
Hier  lagen  sie  ungünstiger,  dort  wieder  viel  gQnstiger  für  den  Teil* 
bauen  So  war  es  z.  B.  im  i8.  Jahrhundert  im  Limonsin  üblich,  den 
ganzen  Ertrag  von  den  dort  sehr  verbrdteten  Kastanienbäumen  dem 
Teflbauern  zu  überlassen.  Dann  aber  bestritten  audi  die  Besitzer,  wie 
aus  den  obigen  Ausführungen  schon  hervorging,  nicht  selten  einen 
Teil  der  Emtekosten.  In  einige  Provinzen,  wie  Languedoc,  Dauphine 
und  Provence,  steuerten  sie  sogar  stellenweise  zu  allen  Kosten  der 
Feldbestellung  usw.  bei,  so  daß  schon  Olivier  de  Serres  sich  ver- 
anlaßt gesehen  hatte,  lebhaften  Einspruch  hiergegen  zu  erheben.  In 
einigen  Bezirken  des  Dauphine  ging  dies  selbst  so  weit,  daß  die 
Tetlbauern  die  Wirtschaftsarbeiten  zum  großen  Teil  von  Tagelöhnern 
ausführen  ließen,  denen  ae  dafür  */?  oder  7«  des  Ertrages  entrichteten, 
den  Rest  teilten  sie  dann  mit  dem  Besitzer  zur  Hälfte,  so  daß  sie  für 
ihre  eigene,  vielfach  geringe  Tätigkeit  einen  recht  hohen  Verdienst  er- 
zielten, „salaire  excedant  les  limites  de  bon  mesnage",  wie  Olivier 
de  Serres  bemerkt.  Ob  allerdings  die  Besitzer  sich  nicht  in  anderer 
Weise  schadlos  hielten,  erfahren  wir  nicht 

Hinsichtlich  der  Zahlung  der  Steuern  waren  die  Teilbauem 
im  allgemeinen  in  einer  recht  ungünstigen  Lage,  da  die  wichtigste 
derselben,  die  taille,  ihnen  in  der  Regel  ganz  aufgebürdet  war. ') 
Dazu  kam  nun  noch,  daß  die  Teilbauregionen  unter  der  höchst  will- 
kürlichen Verteilung  der  taille  bei  weitem  stärker  litten  als  die  Ge- 
biete der  Geldpacht  und  ferner  die  unaufhörliche  Steigerung  der 
Steuern  die  Teilbauern  nachdrücklicher  traf  als  die  Pächter,  da  die 
letzteren  in  einer  Reihe  von  Umständen  einr^  teilweise  Kompensation 
fanden.  Diese  beiden  Punkte  sind  einer  kurzen  Besprechunir  wert 
Die  zur  Erhehuriir  der  taille  erforderlielie  l'riniltlung  des  Wirtschafts- 
ertratfes  war  im  1  alle  der  (ieldpacht  verhältnismäßig  leicht.  ..In  den 
reichen  Provinzen",  sagt  Tursjfot,-)  „wie  der  Xnnnandie.  Pirardie, 
Flandre,  Orleanais.  Umgebung  von  Poris,  ist  nichts  leichter,  als  den 


1)  Quesnay.  Artikel  „Gxains**,  S.  204.  Die  uLlIc  w.ir  die  betricitdicliste  der  direkten 

Sieuern  des  ancicn  rcginir.  Von  den  186,5  M'"-  direkter  Steuern  (t.iül»?,  c.i})it.nio>n, 
vingticnus),  cüe  in  den  letzten  Jahren  vor  der  Revolution  erhoben  wurden,  entfielen  auf  sie 
allein  <mit  ihren  .-icce&»uircs)  91  Mtil.  Die  uüllc  hatte  sich  in  den  einzelnen  Provin^ea  ver- 
schieden entwickelt.  Die  ursprflngliche  Einteilung  in  taille  reelle  und  taille  pemmaelle  — 
entere  von  Grund  und  Boden,  letztere  von  den  Personen  erhoben  —  traf  fOr  die  ui»  be- 
schäftigende Zeit  liidit  mehr  überall  7.u ;  in  dem  gr<  >Mten  Teil  des  Reiches  jedoch  bestaadoi 
beide  Formen  dieser  St<*!Kr  nebeneinander.    (Wahl,  Studien.) 

2)  Oeuvres,  I,  Avi«;  aanuds  Stxu  l'impt^tsilion  de  Ja  (aille,  S.  512  {f. 
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wahren  Wert  der  GQter  und  sein  Veriiältnis  zu  dem  Steuerfuß  zu 
kennen.  Fast  alle  Länder  werden  in  Geldpacbt  gegeben,  und  die 
Pächter  wissen  ganz  genau,  welchen  Pachtzins  sie  für  dieselben  bei 
einer  Pachtung  zahlen  können.  Das  Verhältnis  der  taille  zur  Pacht- 
summe  ist  ebenfalls  bekannt,  so  daß  man  sich  nicht  darüber  täuschen 
kann   So  ist  in  diesen  Grebieten  die  Verteilung  der  taille  in  ge- 

rechter und  billiger  Weise  möglich". ') 

„Ganz  anders  aber  Hegen  die  Dinge  in  den  armen  Provinzen 
im  Innern  des  Königreichs,  in  Bourbonnais,  Limousin  und  ttberhaupt 
allen  Provinzen,  wo  der  Teilbau  vorherrscht  Bei  den  von  Teil- 
bauern bewirtschafteten  Gütern  erscheinen  nämlich  die  Erträgnisse 
aus  der  Wirtschaft  immer  größer,  als  sie  in  Wirklichkeit  sind;  bei 
ihrer  Berechnung  vergißt  man  gewöhnlich,  die  Zinsen  för  die  vom 
Besit/fr  gemachten  Ausgaben  in  Abzug  zu  bringen.  Diese  sind 
nämlich  in  dem  dem  Besitzer  alljährlich  zufließenden  Ertrage  ent* 
halten.  Diese  Zinsen  dürfen  und  können  jedoch  niemals  als  Ertrag 
aus  den  T-äruloreien  betrachtet  werden,  da  das  vom  Besitzer  aufge- 
brachte Kapital  bei  jeder  anderen  Verwendung  die  gleichen  Zinsen 
gebracht  hätte.  In  den  I^ichtgej^enden  zieht  der  Pächter  mit  \'orteil 
Zinsen  aus  dem  von  ihm  in  der  Wirtschaft  verwandten  Kapital;  sein 
Einkommen  ist  absolut  verschieden  von  dem  des  Besitzers.  Man 
'  muß  daher  bei  der  Ermitthine  des  Ertrages  der  Wirtschaft  diese 
Zinsen  abzieiien,  wenn  der  Beäitzer  selbst  die  Kapitalsaufwendungen 
macht." 

Das  aber  wurde  nicht  beachtet,  und  daraus  erklärt  sich  leicht 
die  Tatsache,  dal^  die  1  eilbaugebiete  hinsichtlich  der  taille  ungünstiger 
gestellt  waren  als  die  Pachtgej^enden.') 

Hinzu  kam,  daß  der  Pächter,  der  stets  die  taille  mit  übernehmen 
mul'te,  vor  dem  Abschluß  des  Vertraj.res  sich  stets  eine  ziemlich  ge- 
naue Berechnung  über  Kinnahmen  und  Ausgaben  in  der  Wirtschaft 
aufstellen  konnte.  Seine  Kapitals-  und  Arbritsaufwendungen  nuilken 
sich  iiini  genum nd  verzinsen,  und  auf  dieser  Basis  baute  er  seine  ganzen 
Kalkulationen  auf. Was  mit  dem  darüber  hinaus  erzielten  Wirtschafts- 
ertrag wurde,  konnte  ihm  gleichgültig  sein;  wenn  es  keine  Steuern 
gegeben  hätte,  wäre  jener  ganz  dem  Besitzer  zugute  gekommen, 
so  ging  ein  Teil  an  den  König,  ohne  dadurch  die  finanzielle  Position 


1)  Siehe  hi<T7ii  atich  Ouesn.-iy,  Artikel  „Graio$",  S.  22t  u.  222  sowie  224  ff. 

2)  Siebe  auch  Keroile,  S.  222. 

3)  D«  Mirabeau,  L'ami  dci  homines  0«  Trait«  de  ia  pupubüon,  Avignon  175^. 
Bd.  I,  S.  6S;  TocqueviUe,  S.  157. 
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des  Pächters  zu  tangieren.  Mit  anderen  Worten,  die  taille  traf  bei 
gleichmäßiger  Erhebung  im  Grunde  das  Einkommen  des  Be^tzers 
und  nicht  das  vom  Pächter  der  Wirtschaft  zugefbhrte  Ki^itaL  Bei 
unerwarteter  Erhöhung  mu£te  sie  jedoch  gleichwolü  dem  letzteren  zur 
Last  fallen;  nun  war  ja  tatsächlich  die  taille  ständig  rapide  gewachsen, 
so  daß  doch  schließlich  das  Kapital  des  Pächters  empfindlich  getroffen 
worden  wäre,  wenn  nicht  verschiedene,  noch  mächtigere  Umstände 
dnen  Ausgleich  zu  seinen  Gunsten  bewirkt  hätten.  Zunächst  ist  die 
gradweise  Steigerung  des  Preises  der  landwirtschaftlichen  Produkte 
zu  erwähnen,  die  dem  Pächter  ungeschmälert  zu  gute  kam,  wenn  sie 
kurz  nach  Antritt  der  Pacht  Ansetzte.  Dann  auch  Wurde  durch  das 
2Vt  Jahrhunderte  andauernde  Sinken  des  Zinsfußes  das  Kapital  in 
stärkerem  Maße  in  der  I^ndwirtschaft  festgdialten,  und  schließlich 
wirkte  die  starke  Ausdehnung  der  großen  Absatzmärkte  im  nörd- 
lichen Frankrdch  günstig  auf  die  landwirtschaftliche  Produktion  dn.  >) 

Alle  diese  Verhältnisse  vermochten  indes,  auf  die  Lage  der  Teil- 
bauem  keinerlei  günstigen  Einfluß  auszuüben,  was  natürlich  um  so 
drückender  war,  als  sie  nicht  wie  die  Pächter  die  taitle  auf  den  Be> 
sttzer  abzuwälzen  imstande  waren.*) 

Ja.  der  eine  der  erwähnten  P'aktoren,  das  außerordentliche  An- 
wachsen der  großen  Städte  im  Norden,  insbesondere  der  Hauptstadt 
Paris,  das  dem  Pächter  erheblich  zum  Vorteil  gereichte,  bedeutete 
für  den  Teilbauer  im  Gegenteil  dir^t  die  empfindlichsten  Nachteile, 
Indem  die  großen  Besitzer  aus  dem  Innern  Frankreichs  in  großer 
Zahl  der  Hauptstadt  zuströmten  und  durch  wesentliche  Erhöhung  der 
Konsumtion  derselben  die  Lage  mancher  landwirtschaftlichen  Unter- 
nehmer im  Norden  stärkten,  floß  gleichzeitig  ihr  Kapital  mehr  und 
mehr  von  ihren  eicrenon  Besitzungen  ah.  die  dadurch  teilweise  zur 
Unfruchtbarkeit,  ja  zur  Verödung  verdammt  waren. 

Ks  konnte  ni*  hi  ausblpih(m,  daß  manche  Besitzer  schließlich 
doch  den  crrr>ßcn  Ichler  erkannten,  den  sie  mit  der  Abwälzuni;"  der 
gesamten  taille  auf  den  l\"ilhauer  l)ev;angen  hatten.  Sie  sahen  ein. 
daß  das  Gewicht  der  Steuer,  die  zum  Ruin  derToilhauern  führen  nuilke, 
am  I'.nde  dix  h  auf  sie  ganz  zurückfiel.  Aber  erst  dann  setzte  eine 
Reaktion  ein.  als  d.is  M?iß  zum  Überlaufen  voll  war  und  die  Besitzer 
niemand  mohr  fnr  die  I'ewirtschattung  ihrer  Güter  fanden,  wenn  sie 
nicht  in  eine  teilweise  Partizipation  an  der  Steuerzahlung  einwilligten. 


1)  Turgot,  I,  S.  346. 

2)  Siehe  auch  Wahl,  V'utg<^iicbte,  S.  lOÜ, 
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Dieser  Brauch  wurde  nach  Turgot  zuerst  in  einigen  Teilen  des 
Limouain  eingeführt*) 

Im  ganzen  darf  man  wohl  nach  allen  Zeugnissen  annehmen, 
dafj  ilie  Teilbauern  im  i8.  Jahrhundert  sich  meist  in  einer  höchst 
traurigen  Lage  befanden.  Nach  der  allgemeinen  Anschauung  der 
damaligen  Zeit  erblickte  man  in  dem  Xeilbauem  nicht  einen  Unter- 
nehmer,  einen  Mitarbeiter  des  Grundherrn,  sondern  vlclfctch  einen 
gewöhnlichen  Arbeiter,  einen  Dienstboten,  dem  man  als  Lohn  einen 
bestimmten  Teil  vom  Ertrage  der  Wirtschaft  überlieli.  Diese  An- 
sicht vertrat  mit  besonderem  Nachdruck  die  Schule  der  Physiokraten, 
denen  das  System  des  Teilbaues  überhaupt  als  eines  der  grüßten 
Hindemisse  für  die  gedeihliche  Entwicklung  der  Landwirtschaft  er- 
schien und  als  Ideal  die  Bildung  umfangreicher  Pachtg-üter  nach  dem 
Muster  Englands  vorschwebte.  "-)  Die  Pächter  sind  für  Huesnay  und 
Turgot  „une  esi)r(  e  {)ri''cieuse  d'hommes",  dagegen  sjirrchen  sie  nur 
von  den  „misi-rables  mütayers".  „Der  Besitzer  ist  gezwungen",  sagt 
Turgot'^)  über  den  Teilbauer.  seine  Wirtschaft  einem  Menschen 
anzuvertrauen,  der  nachlässig  oiler  unehrlich  sein  kann  und  der  ge- 
wt'hnlich  nicht  die  gcnng'sten  Garantien  zu  bieten  \erniag.  Dieser 
an  das  elendeste  Leben  gew'öhnte  Tt-ilbauer,  der  weder  die  Moffnung, 
noch  den  Wunsch  hat,  in  eine  bessere  Lage  zu  gelangen,  vv  irist  haftet 
schlecht  und  unterläßt  den  Anbau  wertvf>ller  Handelspflanzen.  Er 
bevorzugt  Kulturen,  die  weniger  Sorgfalt  erfordi-rn  und  ihm  gleich- 
zeitig eine  sichere  Nahrung  bringen,  wie  Buciiweizen  und  Kastanien, 
die  nicht  viel  mehr  Arbeit  erfordern  cds  das  lilol')»?  Linsanuneln.  Er 
macht  sich  sogar  wenig  Sorge  um  dit  Beschaffung  seines  Lebens- 
unterhaltes; er  weiß,  daß  bei  ungenügendem  Krnteausfall  der  Herr 
ihm  die  fehlenden  Lel»ensmittel  beschaffen  mul),  weim  i  r  nicht  seinen 
Besitz  verwaist  sehen  w  ill.  Der  Teilbauer  steckt  seinem  Herrn  gegen- 
über unaufliörlich  in  Schulden;  wenn  diese  bis  zu  einem  gewissen 
Grade  angewachsen  sind  und  der  Teilbauer  außerstande  ist,  seinen 
Verpflichtungen  nachzukommen,  so  verläßt  er  die  Wirtschaft  Der 
Herr,  der  einsieht,  daß  jeder  Versuch  zur  Eintrübung  sdnes  Guthabet» 
erfolglos  sein  würde,  sucht  sich  einen  anderen  Teilbauer  und  ist  glück» 
lieh,  wenn  der  Abdehefide  sich  damit  begnügt,  ihn  dem  Bankerott 
nahe  gebracht  zu  haben  und  ihm  nicht  noch  dazu  Gegenstände  aus 
seiner  Wirtschaft  wegstiehlt"   An  einer  anderen  Stelle  klagt  Turgot 

I)  Turgot,  1,  S.  549. 

3>  Stehe  Deü  Cillculs,  Lc  inorcelletoeot  eu  i*>atice  avant  le  XIX«  hHolc  in  tler 
„Rdonne  »ociaic"  1)^94,  2,  S.  743. 
31  Turgot,  I,  S.  S45 
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Ober  die  Trägheit,  Gletchgflittgkeit  und  Unwissenheit  der  TeHbauem. 
die  jeder  Initiative  bar  und  dem  Fortsdiritt  feindlich  ge«nnt  seien. 
Nach  den  Angaben  von  Turgot  waren  die  Teilbauem  in  Limouain 
ins  tiefste  Elend  geraten,  das  steHenwdse  so  groß  war,  daß  bei  der 
Mehrzahl  der  Wirtschaften  die  Teilbauem  nach  Abzug  aller  von  ihnen 
2u  tragenden  Lasten  nicht  mehr  als  25 — 30  Üvres  pro  Jahr  und  Person 
zur  Verfügung  hatten. 

Eine  Dame  aus  dem  Umousin,  die  in  einem  Briefe  Ober  das 
Elend  in  ihrer  Gegend  und  die  weiten  öden  Strecken  Landes  klagt» 
schreibt  u.  a.,  daß  von  12  Teilbauwirtschaften  ihrer  Mutter  nur  vier 
Weizen  anbauen.  Während  früher  die  Speicher  stets  gefüllt  gewesen 
seien,  befinde  sich  jetzt  kein  Kom  auf  denselben,  da  ihre  Mutter  seit 
zwei  Jahren  alle  ihre  Teilbauern  und  Armen  unterhalte.^ 

Ein  Sei^meur  derselben  Provinz  bezeugt  ebenfalls  das  große 
Elend  der  l  eilbauern  im  Limousin  und  gleidizeitig  die  tiefe  Verach- 
tung, die  der  Grundherr  mancherorts  für  sie  empfand.») 

Nach  Quesnay^)  erhieh  ein  Teilbauer,  der  alljährlich  30  arpents 
Getreide  bestellte,  gemeinhin  als  seinen  Anteil  ungefähr  30 — 35  sep- 
tiers.  Davon  verbrauchte  er  den  größten  Teil  zur  Ernährung  seiner 
Familie;  der  Rest  diente  zur  Zahlung  der  taille,  der  etwa  vorüber- 
gehend beschäftigten  Arbeiter  und  zur  Bestreitung  der  notwendigsten 
Kleidungsbedürfnisse  usw.  seiner  Familie.  So  blieb  er  immer  arm  5) 
und  konnte  sich  nach  Quesnay  manchmal  nur  durch  unerlaubte 
T  olmfuhren  in  seiner  Lage  behaupten.  Letztere  kamen  unleugbar 
sehr  oft  vor,  und  nicht  selten  nuirtten  die  Besitzer  wohl  oder  übel 
diesen  Mißbraueh  ungestraft  hingehen  lassen.*') 

M<Miault")  berichtet,  daß  in  Herry  der  Besitzer  bei  schlechten 
Hrntcn  sich  oft  genötigt  sah.  seinen  iXnteil  erheblich  zu  vermindern 
und  ihn  zuweilen  auf  7^  herabzusetzen.    Trotzdem  waren  in  Vatan 


1)  Nicht  in  hatcm  Gelde,  sondern  nach  Bercchiuiiig  iilles  dessen,  was  sie  von  den 
eingeernteten  Produkten  selbst  verzehrten.  Siehe  Memoire  »ur  In  Surcharge  des  Iinpositioas, 
qu'ipronvait  U  Gtofeallti  de  Limoges  adre»6  «u  Conieil  d'tet  en  1766.  Oeuvres  de 
Turgot,  Bd.  IV,  S.  260^304. 

2)  Eph6nifcrides  du  citoyen  XX.  146  (Lettre  de  Ib  MarquiM  de  ....  .  17  aodt 
1767).  Zitiert  H.  Taine,  Los  origines  de  la  Fnnoe  contempocaine.  L'ancien  ri^me, 
10«  ediL,  Paris  1S80,  S.  448  ff. 

3)  Lucas  de  Montigny,  Mönoires  de  Mirabeau,  I,  394.    Zitiert  Taine,  S.  449. 

4)  Siehe  beMmders  Artikel  „Fermien«*.  S.  179  und  Artikel  „Gruna",  S.  «03  ff. 

5)  Siehe  auch  Oeuvres  compKtes  de  VoItairCt  NooTdle  Midoa.  DictiiniRMie  pliÜMO- 
phique.  Bd.  I.  Paris  1878,  S.  84. 

6t  Avencl,  Hi»tuire  6conomique,  Bd.  TIT,  S.  88. 

7)  Menauit,  Hi&toire  agricole  du  Herry.  /-uiert  Leinoine,  S.  57. 
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und  manchen  anderen  D<)rferti  des  Berry  die  Teilbauern  fast  alljähr- 
lich g-ezwunj^en,  vom  HesitztT  Brot  zu  entleihen,  um  ihr  Leben  bis 
zur  näciisten  Ernte  fristen  zu  können.  M  Die  Mehrzahl  verschuldete 
sich  dem  Herrn  gegenüber  jährlich  um  mindestens  loo  livres.  In 
gewissen  Orten  ging  der  Besitzer  sogar  so  weit,  seinen  Teilbauem 
vorzuschlagen,  ihnen  die  ganze  Ernte  zu  Oberlassen  unter  der  Be- 
dingung, daß  sie  während  des  ganzen  Jahres  nichts  mehr  von  ihm 
verlangten.  Die  Teflbauem  aber  wollten  darauf  nidit  eingehen;  ach 
sdbst  überlassen,  fürchteten  sie»  ihres  Lebensunteriiahs  nicht  sicher 
zu  sein.<) 

Young')  meint  an  einer  Stelle^  es  sei  unmöglich,  ärmer  zu 
sein  als  die  Tdlbauem  in  Bourbonnais,  durdi  deren  Dürftigkeit  die 
Besitzer  in  solcher  Weise  in  Mitleidenschaft  gezogen  würden,  daß 
ihnen  eigentlich  die  Augen  Über  ihre  Lage  geöffnet  werden  müßten. 
An  einer  anderen  Stelle*)  schreibt  er»  die  Unwissenheit  der  Bauern 
sei  so  groß,  daß  man  von  ihnen  keinerlei  Anregung  zur  Verbesserung 
der  Landwirtschaft  erwarten  dürfe.  Bei  Besprechung  der  Sologne 
bezeichnet  Young  als  Teilbauem  sddie  Leute,  die  Land  pachten, 
ohne  imstande  zu  sein,  es  zu  bewirtsdiaften.^) 

In  schlechten  Emtejahren  schickten  die  Bedtzer  oft  ihre  Teil- 
bauem weg,  „ne  voulant  pas  suppleer  ä  l'insuffisance  de  la  portion 
des  dtts  m^yers  dans  la  demi^e  r^lte  et  fourair  ä  leur  sub- 
siatance  dans  le  cours  d'une  ann^e  malheureuse'*.*)  Oft  griffen  dann 
in  den  ärmeren  Provinzen  die  Intendanten,  wie  z.  B.  Turgot  während 
seiner  Tätigkeit  in  limousin,  zu  ungesetzlichen  Verordnungen,  um 
die  Grundherren  zu  zwingen,  ihre  armen  Teilbauem  bis  zur  nächsten 
Ernte  zu  ernähren.^)  Häufig  auch  ließen  die  Intendanten  nach  Miß- 
eraten Saatgut  unter  die  Teilbauern  austeilen,  da  diese  zu  arm  waren, 
um  solches  zu  kaufen.**) 

In  der  Provinzialversammlung  von  1786  vertrat  die  landwirt- 
schaftliche Kommission  des  Berry  die  Ansicht,  daß  es  vorteilhaft  sei, 

1)  „Ce  paiti**,  meiDt  Young,  Bd.  III,  S.  7,  ,^vaat  oependaDt  gntn  b  peine  d'toe 
crtnpruntc,  car  c'nt  Uli  taü»atgt  4»  et  d^otge;  j'eii  goAtais  luinsamoit  pour  plaindre 
bien  *incirem»  nt  cm  pau%TCS  malhcureux.«* 

2)  Siehe  auch  Taine,  S.  445. 

3)  Young.  Bd.  II,  S.  313. 

4)  Derselbe,  Bd.  II,  5.  314. 

5)  Derselbe,  Bd.  I,  S.  a6. 

<>)  Worte  Turtjots.    Siebe  rollecti  'n  des  principnnx  «xonomistes,  V,  S.  4'>. 

T'^Cinie V i  1 1  (.• ,  S.  22^  uiiil  "  )rdon Dance  qui  enjoint  aux  proprietaires  de  doiniiiies 
de  pourvoir  a  la  subnistance  de  ieurs  milayers  ou  Colons  (28  fevrier  1770)  in  Oeuvres  de 
Tur^ot,  Bd.  II,  S.  46  ff. 

8)  Tiine,  S.  457  ff.   Siehe  «tidi  MonUngi.  5.  80. 
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an  die  Stelle  der  I\  ilbauern,  „Ubres  de  travailler  ou  de  mourir  de 
faim",  Pächter  /u  setzen.') 

Ks  ist  klar,  dal'  unter  solchen  X'erhaltnisscn  die  Lebenshaltung 
der  Teilbauern  im  allgemeinen  hfjchst  dürftig  war.  Auf  einer  im 
Teilbau  bewirist  hafteten  I>  -^it/uni(  in  der  Nähe  von  Nevers  ver- 
brauchten 56  Teilbauern  pro  Jahr  und  Persnn  für  26  frs.  Roggen. 
2  frs.  Gemüse,  Ol  und  ^^ilch,  2  frs.  10  sous  Schweinefleisch,  im  ganzen 
pro  Jahr  und  Person  16  Pfd.  Fleisch  und  56  frs.  an  Gesanitauslagen. 
In  einer  anderen,  auf  der  Grenze  zwisehen  der  Marche  und  dem 
Berry  gelegenen  Wirtschaft  waren  die  l  eilbauern  noch  bescheidener; 
sie  kamen  pro  Jahr  und  Person  mit  25  frs.  aus.-) 

Allerdings  kamen  auch  erfreuliche  Ausnahmen  vor,  so  z.  B.  in 
Dauphme  und  dann  auch  in  Bocage,  wo  das  Verhältnis  des  Seigneur 
zu  seinen  Teilbauern  ein  sehr  patriarchalisches  war.  Er  besucht  sie 
häufiger  und  nimmt  an  ihren  Familienfesten  herzlichen  Anteil;  die 
Teilbauern  sind  dafdr  ihrem  Herrn  in  wahrer  Anhänglichkeit  er- 
geben. 3)  Babeau  erzählt  eine  rttttrende  Anekdote  von  der  aufrichtigen 
tiefen  Trauer  der  Teilbauem  beim  Tode  ihres  Herrn.*) 

Kein  Wunder  war  es^  daß  unter  den  kurz  geadiilderten  Ver- 
hältnissen die  Landwirtschaft  in  den  Getneten  des  Teilbaues  sich  im 
allgemeinen  in  einer  höchst  mangelhaften  und  betrübenden  Verfassung 
befond.  Die  Klagen  hierüber  sind  allgemein,  und  Quesnay,  Turgot 
und  Young  sind  einig  in  der  Schilderung  der  traurigen  landwirtschaft- 
lichen Zustände  in  den  Teilbauregionen.  Überall  die  alte  Routine, 
ein  zähes  Beharren  in  den  traditionellen,  empirischen  Betriebsweisen, 
nirgendwo  auch  nur  der  Schatten  einer  Initiative  zur  Verbesserung 
der  Ackerkultur  auf  Seiten  der  Teilbauern.  Schuld  an  allem  trug 
nach  der  Ansicht  der  genannten  Autoren  das  System  des  Teilbaues, 
dem  nach  ihrer  Ansicht  innere  organische  Fehler  anhafteten. 

Wie  war  es  nun  hiermit  bestellt?  Konnte  man  wirklich  mit 
Recht  den  Teilbau  als  solchen  für  diese  traurigen  Ergebnisse  allein 
verantwortiich  machen?  Ein  näheres  Eingehen  auf  diese  Frage  ist  des- 
halb von  besonderem  Interesse,  als  man  wohl  vielfach  auf  den  unleug- 
bar traurigen  Zuständen  in  viden  Teilbaugegenden  zu  Jener  Zeit  eine 
allgemeine  Verurteilung  des  ganzen  Systems  begründet  hat. 

1)  Ratouis  de  Limay,  25. 

2)  Taiuc,  S.  244. 

3)  Derselb«,  S.  40. 

4}  A.  BabeAu,  La  vie  nii»le,  5.  273  ff.  Siehe  hierzu  «neb  L.  Doroatie*«- 
Dagontier,  Evolution  du  miuyage  en  Fnnoe,  Tülle  1905,  S.  60. 
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ZuiKK  hst  ist  /u  betonen,  daß  zwischen  dem  Teilb.Hu  des  i8.  Jahr- 
hnnderts  und  dem  der  Ciegenwart  in  Frankreich  ein  ^-^roßer  Unter- 
schied besteht.  Der  moderne  Teilbau  in  seiner  verbesserten  Aus- 
gt-staltung  stellt,  wie  wir  in  eitiem  sjiateren  Abschnitt  noch  näher 
sehen  werden,  eine  Vereinigung  \'*>n  K<ipital  und  Arbeit  dar:  im 
wesentlichen  wird  ersteres  vom  Besit/t  r  und  letztere  vom  'l  eilbauern 
geliefert.  Der  Besitzer  mit  seiner  höheren  Bildnne  und  Einsicht  ist 
zur  allgemeinen  Direktion  des  Wirtschaftsbetriebes  berufen,  während 
dem  Teilbaut-rn  das  Detail  der  Wirtschaftsfuhrung  obliegt.  Nur  wenn 
jeder  der  beiden  Teile  diese  seine  Aufgabe  »Tfullt,  kann  ein  Erfolg 
der  Wirtschaft  garantiert  werden,  und  es  muß  stets  im  Auge 
behalten  werden:  Erste  Grundl)e<iingung  erfolgreicher  Anwendung  des 
Teilbausystems  ist  das  gedeihliche  Zusaunnenarbeiten  von  Besitzer 
und  Teilbauern.  Wie  aber  sah  es  um  diese  g^emeinschattlit  hc  1  ätig- 
Keit  im  18.  Jahrhundert  aus?  In  erster  Linie  kam  der  Besitzer 
s*-inen  Verpflichtungen  in  keiner  Weise  nach.  Die  gmJ'en  Grund- 
herren lebten  alle  entwe<I(^r  in  der  Hauptstadt  l'aris  oder  den  grol'eren 
Provin/stadten  und  kümmerten  sich  um  die  Bewirtschaftung  ihrer 
(jrüter  fast  gar  nicht.  Selbst  kleine  T'esitzer  verschmähleii  es,  auf 
dem  I^nde  zu  wohne:i.  zogen  in  die  kleinen  und  mittleren  Städte 
der  Provinz'),  und  die  Landereien  wurden  Teilbauern  überlassen.  Li 
der  Mitte  des  18.  Jahrhunderts  griussierte  dieser  Absentismus,  der 
schon  zu  Anfang  des  1 7.  Jahrhunderts  unter  Heinrich  IV.  sich  zu 
entwickehi  begonnen  hatte^),  ganz  aligemein.")  So  fehlte  es  dem 
platten  Lande  vor  allem  an  jenen  Männern,  die  mit  ihrer  höheren 
Intelligenz  und  wis-senschaftlichen  P)ildung  sowie  ihrem  Kapital  zu 
1  rägern  des  Fortschrittes  in  der  lumdw  irtsehaft  berufen  gewesen  w  ären, 
denen  es  in  erster  Linie  obgelegen  hätte,  all  jenen  Neuerungen,  die 
damals  schon  in  der  landw  irts<  haftlichen  Pr»>duklion  mit  elementarer 
Gewalt  heranzudrängen  begannen,  zur  Einführung'  zu  verhelfen.  Wer 
anders  als  sie  sollte  deim  die  Abwendung  von  der  alten  Dreifelder- 
wirtschaft und  die  Einfuhrung  einer  rationellen  Wechsehv irlschaft  in 

I)  Th^ron  de  MonUugi,  S.  93. 

Jl  Tocquevtlle,  S.  207  ff.  iintl  Mir.ibeau,  I.  S.  112,  i^;  u.  ISÖff. 

3)  Über  den  Absentismus  siehe  insbcM  Mui' re  auch  Q  lies  na y,  Artikel  ..Kermiert", 
S.  Patullo,  Ei»sai  sur  ram^lioration  des  lerrcs,  Amsterdaui  176,  S.  94;  T.iine, 

S.  49,  64 ff.  und  44t  ff.;  Necker,  Admlnhtntiua,  II,  S.  233;  Levtsseur.  La  ytopu- 
ktion  francuK,  Pari»  1889,  Bd.  I,  S.  136  ff.;  Wahl«  Vorgeachidiie ,  S.  98  fr.;  Darm« 
•tldter,  Vcrteilong  det  GmndeigeDtiiiiiB ,  S.  496 ff.;  KarC'iew,  S.  21t;  Th6r<iM  de 
Mofitaugi,  S.  123;  Oeuvres  posthutnes  de  C.  J.  A.  Mathieu  de  Doinbasle,  Trait^ 
d'.^iculture  publik  p«r  Ch.  de  Meizmoron  de  Dombasle,  Paris  1861,  ikl.  I,  Intro- 
ducUon,  S.  to  ff. 
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Angriff  nehmen?  Wer  die  Kosten  tragen,  die  mit  allem  Abbfucfa  des 
flberlebten  Alten  und  der  Verbreitung  des  besseren  Neuen  zunächst 
unvermeidlich  verbunden  sind?^)  Etwa  der  arme  Teilbauer,  der  viel^ 
fach  seines  Lebens  Notdurft  in  karger  Weise  fristete?*)  Der  Cieneral-  | 
Pächter  konnte  natOiüch  in  keiner  Weise  einen  Ersatz  für  den  un^  | 
tätigen  Bodeneigentümer  bilden»  im  Gegenteil,  er  trug  mancherorts 
nicht  wenig  zur  Verschlechterung  der  landwirtschaftlichen  Kultur  bd. 
Diese  Verbältnisse  dürfen  nicht  außer  acht  gelassen  werden,  wenn 
man  ein  Urteil  über  das  System  des  Teilbaues  fallen  will.  Es  ist 
eben  nicht  die  wahre  Interessengemeinschaft,  die  uns  im  Teilbau  des 

18.  Jahrhunderts  entgegentritt')  Ihre  Ausbildung  und  Pflege  durch 
Einführung  agrikoler,  ökonomischer  und  sozialer  Reformen  war  den 

19.  Jahrhundert  vorbehalten.  Die  Periode,  die  uns  hier  beschäftigt 
zeigt  das  entstellte  Zerrbild  der  Teilbauwirtschaft,  zu  dar  man  nicht 
aus  wirtschaftlichen  Erwägungen,  sondern  aus  harter  Notwendigkeit 
in  so  umfangreichem  Maße  gegriffen  hat,  und  man  darf  kdnes&Us 
aus  jenen  Zuständen  Argumente  für  die  Verurteilung  des  Teilbaues 
in  seiner  verbesserten  Form  schöpfen.^)  Die  Nachteile,  die  ihm  un* 
leugbar  anhaften  und  die  in  einem  späteren  Abschnitt  nodi  näher  zu 
besprechen  dnd,  traten  damals  so  stark  ausgeprägt  in  die  Erscheinung, 
weil  sie  eben  in  keiner  Weise  durch  die  verständige  und  konstante 
Intervention  des  Besitzers  paralysiert  wurden. 

Wenn  wir  so  einerseits  die  Ursachen  für  die  vielfach  traurigen 
Zustände  in  den  Teilbaugebieten  nicht  dem  Teübausystem  zur  Last 
schreiben  können,  so  ist  auch  anderseits  g^egenüber  dem  Urteil  des 
berühmten  englischen  Agronomen  Young,  auf  das  man  sich  meist 
stützt,  dne  gewisse  Zurückhaltung  wohl  am  Platze.*)  Young  war 
doch  zu  sehr  Engländer,  um  dem  Teilbau  in  Frankreich  eine  ganz 


ij  Die  ^tozlidie  VcnMchUbsigung  d«r  Bodenknltor  dturcb  die  groAen  GrandbcRta 
reifit  Young  einmal  zu  dem  Ausruf  hin:  „Oh,  «i  y€uä»  seulement  pendant  «n  jour  M^thieor 
de  Fiance,  je  ferais  hien  danser  tous  ces  grands  seigiieurs"  (Bd.  I,  S.  136). 

7)  Siciir  r.  Blocit,  Etudee  «ur  rhistoire  toinomique  de  la  Fnince  (1760— ir^Qi. 

Paris  lyoo,  S,  <)^. 

J)  Siehe  auch  horbonnais,  Principes  ecouoraiques  (veröffenti.  1707)  in  CoUectioo 
des  prindpaux  temomutei.  Milangea,  I,  S.  190,  und  Flour  de  Saint-GeDis«  Mtaone 
•ur  le  mitayage  en  Bouigogne  au  XYIII«  siide  (Abdrudc  aus  „Btilletin  dea  sdences  tano- 
miquea  et  sociales  du  Comile  des  travaux  historiques  et  seien tifiques",  1897),  S.  2  ff. 

Vgl   hierzu  auch  John  Stuart  Miii,  Gnmdaftiate  der  poUtiacheo  Ökonootie. 
Leipzig  i»69.  Bd.  1,  S  387. 

5)  Levasseur  (Hisioire  ties»  ciassc:)  ouvricrcs,  Bd.  I,  S.  d)  sagt  von  Young:  «Ce 
aavant  ngronome  dont  on  doit  toajoun  snivre  de  pr£a  lea  in^nieuea  obaervatkma  aaas  toe 
tenu  d'adopter  les  jugementa  paifoia  empremta  de  paitialitfc.** 
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vorurteilslose  Prüfung  zuteil  werden  zu  lassen.  Es  ist  für  ihn  ein- 
fach „ein  elendes  System,  das  die  Verarmung  verewigt  und  die  Be- 
lehrung ausschließt". ')  Einen  Vorgang  wollen  wir  als  charakteristisch 
für  die  Voreingenommenheit  Youngs  nicht  unerwähnt  lassen.  Am 
23.  August  1779  besucht  Young  mit  dem  berühmten  Naturforscher 
Faujas  de  Saint-Fond  dessen  Wirtschaft  in  Loriol,  fünf  Meilen 
nördlich  von  Mnntf'limart.  Ganz  lakonisch  trägt  Young  in  sein 
Tai^'-einKh  ein:  „die  Wirtschaft  umfaßt  280  arpents;  ich  hätte  lieber 
gesehen,  weini  sie  nicht  in  den  Händen  eines  Teilbauern  LTowesen 
wäre."-!  Warum?'  Auf  diese  Frage  bleibt  er  die  Antwort  schuldig. 
An  einer  ganz  andern  Stelle  seines  Hueiies  heil>t  es  dann  aber  bei 
Besprechung-  des  in  den  einzelnen  Teilen  brankreiclis  ül)lichen  I'rucht- 
wechsels.  daß  Faujas  de  Saint- l'Ond  in  seiner  Wirtschaft  urs|)rüng- 
licli  Brachhaitung  aiiijfetroffen  habe,  dab  diese  jetzt  aber  durch  den 
Anbau  von  Futterpflanzen  usw.  aus^-^eschaltet  sei,  luid  weiter  s{)riclit  er 
sich  auch  lobend  über  den  Kartoftelbau  aus.'  Ks  ist  aber  tlerselbe 
Betrieb,  vrtn  detn  er  oben  mit  Bedauern  konstatiert,  daß  er  von  einem 
Teilbaiif^rn  bewirtschafte  t  Wi  rde.  Diese  Tatsache  zeigt  deutlich,  daß 
ein  landwirtscliaftlicher  Fortschritt  auch  damals  schon  in  den  Teilbau- 
betrieben möglich  war.  wenn  es  nur  nicht  an  der  verständigen  Zu- 
sanitTien arbeit  von  Besitzer  und  Teilbauern  fehlte.  Auf  einen  andern 
^^'iderspruch  bei  Young  hat  Wahl  schon  aufmerksam  i^emacht.  An 
einer  Sr«'lle  wirft  nämlich  Vourii^  den  lV'ill)auern  S|jeziell  vor,  daß 
sie  die  .Schafiierden  in  heiße  Ställe  einsperrten,  während  aus  einer 
andern  hervorgeht,  daß  diese  Unsitte  in  ganz  Frankreic  h  durchaus 
die  Regel  war.  Wir  stinnnen  Wahl  völlig  zu,  wenn  er  meint,  daß 
man  nach  diesen  Beobachtungen  die  einzelnen  Bemerkungen  Youngs 
über  die  schlechte  Wirtschaft  der  Teilbauern  nicht  ohne  weiteres  hin- 
nehmen dürfe. '} 

Auch  die  Zeugnisse  von  Quesnay  und  Turgot  fordern  zu 
einer  Kritik  heraus,  da  beide  in  ihrem  Urteil  über  den  Teilbau  doch 
etwas  zu  sehr  von  den  allgemeinen  nationalokonomischen  Ideen  ihrer 
Zeit  beeinflußt  zu  sein  scheinen.  So  erblickten  sie  in  der  weitver- 
breiteten Ochsenarbeit  in  den  Teilbaurt  t^ionen  ein  Kriterium  tler  be- 
triebswirtschaftlichen Inferiorität  des  Teilbausysiems  und  bekunden 
damit  doch  nur  eine  mangelnde  Einsicht  in  das  Wesen  des  landwirt- 

1)  Younc  I,  S.  26. 

2)  Dertelbe,  II,  S.  45. 

3)  DernfÜM-,  II,  S.  36. 

4)  Wahl,  Studien,  S.  109. 
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schaftlichen  Betriebes.  Ganz  andere  Umstände  sprachen  hier  mit. 
Zunächst  handelt  es  sich  bei  den  reilbaudistrikten  vielfach  um  berj^fis^e 
Gegenden,  und  dort  ist  der  Ochse  in  der  Arbeit-sleistun^»-  dem  Pferde 
sog-ar  liaufij.,''  überleiten.  Dann  aucii  waren  diesu  (lebietc  der  Sit/  einer 
ausgedehnten  \'ie]izucht,  die  dem  Teiibauern  in  den  Ociisen  billige  inid 
brauchbare  Arbeitskräfte  lieferte.  SrhlieUlich  kommt  noch  eine  Reihe 
sonstiger,  hier  nicht  näher  anzuführender  wirtschaftlicher  Vorteile  /u- 
gunsten  der  Ochsenarbeit  liinzu,  so  daß  die  letztere  sich  zu  allen  Zeiten 
neben  der  Pferdearbeit  behauptet  hat  und  in  der  Zukunft  auch  be- 
haupten wird.  An  einer  Stell«'  gibt  (Juesnay  dies  übrigens  auch 
selbst  zu. ')  Es  geht  daher  nicht  an,  die  starke  Benutzung  der  Ochsen 
in  den  Teilbaugebieten  als  ein  Zeichen  der  rückständigen  Betriebs- 
weise in  ihnen  hinzustellen. 

Und  wie  stand  es  denn  um  jene  Zeit  mit  den  landwirtschatt- 
lichen  Fortschritten  in  jenen  Gebieten,  die  man  als  die  unbestrittene 
Domäne  der  (ieldpacht  ansehen  konnte?  Lassen  wir  Young,  den 
wir  ja  als  abgesagten  Gegner  des  Teilbaues  kennen  gelernt  haben, 
selbst  reden.  Vielfach  sind  seine  Klagen  Ober  die  schlechte  Wirt- 
schaft im  nCto^tchen  Frankreich.  ,Jn  diesem  großen  Gretnet,  dem 
fruchtbarsten  von  ganz  Frankreich",  sagt  er  an  einer  Stelle*)  von  dem 
Norden,  „gibt  es  nur  einen  nicht  sehr  groflen  IMstrikt,  der  gut  be- 
wirtschaftet wird,  nftmlich  Flandern  und  ein  Teil  des  Artois.  Hier  ist 
schon  ein  regelrediter  Fruchtwechsel  eingeführt  und  ^e  Brache  aus 
dem  Betriebe  verbannt*"  In  den  anderen  Provinzen  mit  ebenfalls  vor- 
herrschender Geldpacht,  der  Picardie,  Isle  de  France  und  der  Normandie, 
stand  dagegen  noch  die  alte  Dreifelderwirtschaft  in  vollem  Flor.  Von 
der  Picardie,  Normandie  und  dem  GeUet  von  fieauce  meint  Young 
sogar  an  einer  Stelle,  daß  sie  kaum  schlechter  bewirtschaftet  werden 
könnten.*)  £Me  reichen  Besitzer  und  die  in  bedeutender  Zahl  vor- 
handenen großen  P&chter  der  Bretagne  hatten  nach  seinem  Zeugnis 
ihre  Wirtschaften  alle  in  gleich  elendem  Zustande.*)  In  dem  besten 
Distrikt  der  Isle  de  France,  wo  man  den  höchsten  Pachtzins  von  ganz 
Frankreich  zahlte,  blieb  der  gewöhnliche  Ertrag  an  Weizen  auf  dem 
besten  Boden  weit  unter  dem,  was  unter  ähnlichen  VerhAltnissen  in 
England  bei  den  damals  dort  schon  herrschenden  verbesserten  Anbau- 
methoden  erzielt  worden  wäre.*)  An  einer  Stdle  meint  Young  sogar, 

1 )  Artikel  .,Kerinien>",  S.         siehe  auch  daselbst  162  ff. 

2)  Young,  II,  S.  342  ff. 

3)  Derselbe,  II,  S.  357  ff. 
41  Derselbe,  II,  S.  361. 
S)  Derselbe,  II,  S.  252. 
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«bg^esefaen  von  Flandern  und  einem  Teil  des  Artois  sei  die  Land- 
wirtschaft in  dem  ganzen  reichen  Norden  auf  derselben  Stufe  stdien 
geblieben»  die  sie  im  ta  Jahrhundert  eingenommen  habe.  Diese 
wenigen  Urteile  von  Young  werden  durch  zahlreiche  andere  Aus- 
lassungen in  seinem  Werke  bestätigt  und  liekräftigt 

Und  angesichts  soldier  Zustände  in  den  fruchtbarsten  und 
reichsten  Gebieten  Frankreichs,  die  sich  rühmten,  den  Teilbau  nicht 
zu  kennen,  will  man  diesen  letzteren  für  den  traurigen  rückständigen 
Zustand  der  damaligen  französischen  Landwirtschaft  in  erster  Linie 
verantwordtch  machen,  wie  dies  Wolters  neuerdings  getan  hat.') 
Die  Formulierung,  die  Wolters  gibt,  halten  wir  für  irrig.  Der  im 
i8.  Jahrhundert  weitverbreitete  Teilbau  war  nicht  die  primäre  Ursache 
der  mangelhaften  landwirtschaftlichen  Kultur  Frankreich^  sondern 
der  natumotwendige  AusfluB  des  gesamten  politisdien,  sozialen  und 
wirtschaftUdien  Wirrwarrs  jener  Zat.  und  nur  mit  ihm  war  es  in  den 
größeren  Teilen  Frankreichs  überhaupt  möglich,  die  Ackerkultur  zu 
betreiben.  Nicht  der  Teilbau  trug  die  Schuld  an  den  weiten  ver- 
ödeten Strecken  des  Landes;  ohne  ihn  hätte  vielleicht  eine  noch  viel 
gröfiere  Fläche  des  Bodens  brach  gelegen.  Wenn  daher  in  den  Teilbau- 
gebieten tatsächlich  die  Odiändereten  am  meisten  verbrdtet  waren, 
so  ist  dafür  nicht  das  System  verantwortlich  zu  machen,  sondern  es 
geht  daraus  nur  hervor,  dass  dieser  Bewirtschaftungsmodus  sich  nodi 
in  sdcfaen  Gegenden  behaupten  konnte,  wo  jeder  andere  unmöglich 
war.  Wie  aber  konnte  man  eine  fortschrittfördernde  Wirkung  von 
dem  Teilbau  erwarten,  wenn  man  zu  ihm  nur  als  dem  letzten  Not- 
bebelf griff  1')  Ganz  natürlich  mudte  nun  der  Teilbau,  der  sich  unter 
dem  Druck  der  Verhättaisse  nicht  als  regelredit  durdigefiOhrte  Bewirt- 
schaftungsart darbot,  sondern  in  einem  verzerrten  Bilde  zeigte,  rück- 
wirkend seinerseits  die  landwirtschafdiche  Kultur  nachteilig  beein- 
flussen.  Aber  dies  war  doch  nur  eine  sekundäre  Erscheinung. 

Die  wahren  Ursachen  des  außerordentlichen  Tiefstandes 
der  französischen  Landwirtschaft  im  i8.  Jahrhundert  lagen 
auf  einem  ganz  anderen  Gebiete.  Ihre  hauptsächlichste  bestand  un- 
leugbar in  der  enormen  und  in  der  verwerflichsten  Weise  durch- 
geführten Besteuerung.  Die  taille  mit  ihren  Nebensteuern,  die  auf  dem 
platten  Lande  bei  weitem  drückender  und  beschwerlicher  als  in  den 
Städten  wirkte,  hatte  sich  seit  zwei  Jahrhunderten  lediglich  auf  Kosten 

1)  Siehe  «udi  MonUugc-,  S.  3,  und  Quesofty,  Artikel  „Gnioi'%  S.  196. 

2)  WoUeri,  S.  213. 

3)  Siehe  Augi^Laribi,  Gnude  ou  petite  propriii^?   Montpellier  1903,  S.  27. 
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der  Bauern  um  das  lo  fache  vermehrt      Nur  wenige  Angaben 
mögen  die  unglaublidie  Höhe,  welche  die  Steuern  erreicht  hatten, 
dartun.   In  der  Bourgogne  betrugen  sie  V,  des  Roheinkommena,  in 
der  Champagne  schwankten  sie  zwischen  54  und  71  Vo  desselben.  In 
der  Isle  de  France  verschlangen  sie  ungefähr  42*/»,  in  der  Auvergne 
über  5  5^',,.  zuweilen  sogar  857©«   Dazu  kamen  nun  noch  die  zahl^ 
reichen  indirekten  Steuern,  die  zum  größten  Teil  verpachtet  waren.*) 
Jährlich  wurden  die  Steuern  neu  ausgeschrieben,  und  i^ei  der 
Finanzverwirruns^'.  die  bis  zur  endlichen  Revolution  herrschte,  geschah 
dies  mit  der  empörendsten  Willkür,  so  daiii  der  Bauer  nie  ein  Jahr 
voraus  wußte,   was  er  im  künftigen   zu    zahlen  hatte       Die  mit 
der  Eintreibung  der  Steuer  beauftragten  Collecteurs  wurden  alljährlich 
aus  der  Gemeinde  jedes  Ortes  ausgewählt;  es  waren  kleine  Eigen- 
tümer,  Teilbauern.   Handwerker,    Tagelöhner  usw.*)     Ein  solcher 
Collecteur  mußte  nach  bcstoni  Wissen  und  Gewissen  die  von  dem 
Orte  geforderte  Summe,  die  meist  die  wahren  X^'ermogenskräfte  aller 
Einwohner  erheblich  überstieg,  verteilen  unn  eintreiben,  ja,  er  haftete 
sogar  für  alle  Rückstände  und  Kaduzitäten  mit  seinem  eigenen  gan/^-n 
Vermögen.    Nicht  selten  brachte  der  Collecteur  den  größten  Teil  des 
Jahres  mit  seiner  traurigen  Heschäftiguiii,'-  /u.  worunter  seine  Berufs- 
arbeiten in  der  empfindhchsten  Weise  litten.    Die  größte  Korruption 
mußte  bei   dieser  willkürlichen   Verteilung   der  Steuern  durch  die 
Collecteurs  einreil^en.    Ein  cbarakteristist  her  l^eleg  hierfür  findet  sich 
in  den  Berichten  der  Landwirtschaftsgesellschaft  von  Maine  aus  dem 
Jahre  1761,  worin  diese  ihre  früher  gehegte  Absicht  erwähnt,  Vieh 
als  Prämien  und  Aufmunterungspreise  an  tüchtige  I^ndwirte  zu  \ er- 
teilen.  „Die  Gesellschaft  ist  aber  davon  abgekommen",  heißt  es  weiter, 
„in  I\r\vägung  der  nachteiligen  Folufen.  die  ein  niedriger  Neid  anlaii- 
H(  h  tler  willkürlichen  Steuerverteihmg  für  die  Gewinner  solcher  Preise 
in  den  folgenden  Jahren  hatte  heraufbeschwören  können.**^)  So  mußte 
die  taille  jeden  Fortschritt  in  der  Landwirtschaft  hintanhalten.  Was 
halte  der  I^auer.  insbesondere  auch  der  Teilbauer,  für  ein  Interesse 
an  einer  Steigerung  der  Produktion,  wenn  er  sicher  war,  daß  nur 
eine  willkürliche  Erhöhung  der  taille  die  unausbleibliche  Folge  einer 
solchen  sein  und  dadurch  oft  noch  mehr  als  die  erzielte Ertragserfaöhung 

1)  Tocqueville,  S.  ibi  und  213.    Siebe  auch  Vaubaa,  PKijct  d'ime  (Usne 
royale,  Bnissel  1708,  S.  24  ff. 

2)  Karticw,  S.  196  ff. 

3)  Tocqueville,  S.  214. 
4J  Taine,  S.  463. 

$)  Tocqueville,  S.  216  ff. 
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verschlungen  würde?  Seit  Vauban  und  Boisguillebert  gab  es  keinen 
Nationalokonomen,  der  nicht  gegen  die  schreienden  Ungerechtigkeiten 
des  fiskalischen  Regime  seine  Stimme  erhoben  hätte.  „L'arbitraire 
de  la  taille^S  sagt  Lavoisier  1787»  „s^oppose  k  toute  espece  d'amelio- 
ratfon,  parce  qu'elle  attire  sur  celui  qui  la  fatt  une  augmentation 
in^vitable  d'impots.  I-a  taille  forme  une  veritable  (NTime  de  decourage- 
ment".*)  Gerade  in  den  Tetlbaudistrikten  aber  mu6te  aus  den  oben 
angeführten  Gründen  dies  verwerfliche  Steuersystem  sich  in  seiner 
brutalsten  Scharfe  zeigen. 

Den  Steuerlasten  gesellten  sich  die  auf  den  Bauern  lastenden 
unerträglichen  Fronen  bei  Aufbesserung  und  Anlage  von  Wegen 
hinzu,  die  ohne  Rücksicht  auf  die  Bedürfnisse  der  Ackerkultur  ver- 
langt wurden. 

Dann  auch  stellten  sich  dem  Übergang  von  der  alten,  unratio- 
nellen Dreifelderwirtschaft  zu  einer  geregelten  rationellen  Frucht- 
wechsel Wirtschaft  in  der  (xemengelage  der  Acker,  dem  Flurzwang 

und  (lern  kirchlichen  Zehnt  weitere  große  Hindernisse  entp^egen.  In- 
folcfe  der  übermälligen  (xemengelage  mußten  alle  Landwirte  eines  Kan- 
tons stets  dieselbe  AnbaunietlK'de  verfolgen,  nicht  selten  ^■('k'en  ihre  l'ber- 
/eus^'im^r.  jLret,'-en  ihre  Hedürfnisse  und  selbst  gegen  die  Xatur  des  Feldes. 
Mit  diesem  I-lur/wani^-  hini,'-  ein  anderes  Hindernis  des  landwirtschaft- 
lichen Fnrtschritts  zusammen,  der  „parcours"  oder  die  „vaine  pature", 
die  in  dein  ( rewohnheitsrecht  bestand,  das  Vieh  sofort  nach  der  orts- 
üblichen Ernte  auf  allen  i- eidern  weiden  lassen  /.u  dürfen.  Der  Anbau 
von  mehrjährigeti  Futterpflanzen  wurde  dadurch  einfach  unnini^dich 
gemacht.  Zwar  nahmen  nach  !"=><'  die  fcldp«  »li/cilitMien  Reglements 
die  mit  Luzerne  und  anderen  Futterkrautern  bestellten  Felder  unter 
die  Ländereien  auf,  die  das  ganze  Jalir  hindurch  „en  defens"  waren; 
aber  vielfach  wurde  dies  Recht  von  den  Bauern  nicht  anerkannt, 
und  bis  zum  Ende  des  ancien  regime  v;ab  es  zahlreiche  Gemeinden, 
wo  das  „droit  de  parcours"  in  voller  ( ieltung  und  damit  der  Boden 
..en  coutnme  generale"  blieb.*)  Bei  solcher  Wirtschaft  war  eine  bessere 
Erruiliriui^  und  Veredlung  der  Viehherden  ebenso  ausj^eschlossen  wie 
jeder  Versuch,  neue  und  vorteilhaftere  Kulturen  einzuführen.  So 
konnte  man  damals  mit  vollem  Rechte  die  vaine  päture  als  „das 
größte  Hindernis  für  die  Verbreitung  der  Fruchtwechselvvirtschaft** 
bezeichnen.*) 

1)  Sagnac,  I-^slation  civile,  S.  73.  Siehe  auch  Quesnay,  Artikel  .,Ferniiers'',  S.  l<jo; 
PatuIIo,  S.  85  lind  88;  Rousseau,  Confessions,  partie  t^«,  livre  IV.  Kariicw,  S.  195. 

2)  Avenel,  Bd.  I,  S.  396  und  Bd.  III,  S.  jH. 

3)  Roxi  er,  Com»  oomptet  d*agriculture,  Paris  1:81  ff.,  VIII,  S.  439 Zitkit 
bd  Wolters,  Studwo. 
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Auch  der  kirchliche  Zehnt  stand  solchen  Verbesfierungen  im 
Wege,  die  durch  Anbau  neuer  Kulturpflanzen  erzielt  Vferden  kannten. 
Da  er  nämHch  nicht  von  dem  Ertrag  des  Ackers»  sondern  meistens 
von  einer  bestimmten  Frucht  geschuldet  wurde,  und  die  Bauern  bei 
einem  Wechsel  der  Frucht  nicht  freiwillig  auf  die  Zehntieistung  ein- 
zugehen pflegten,  so  bestanden  die  Berechtigten  auf  dem  Anbau  der 
alten  Kulturpflanzen. ') 

SchHeßlich  masj  auch  noch  die  Beschränkung  des  (TCtreide- 
handel.s  als  ein  ii achtt  iliger  Faktor  für  die  landwirtschaftliche  iiut- 
wicklung  kurz  cruaimt  werden. 

In  diesen  allgemein  skizzierten  Verhältnissen  lagen  die  wirk- 
lichen Ursachen  der  traurigen  Zustände  in  der  französischen  Land- 
wirtschaft des  i8  Jahrhunderts,  nicht  aber  in  dem  Teilbau,  der  aus 
der  Xot  der  Verhältnisse  heraus  eine  so  starke  X'erbreitung  fand  und 
seinerseits  viel  mehr  von  all  jenen  nachteiUgen  Faktoren  in  größte 
Mitleidenschaft  gezogen  wurde. 

Die  Weiterentwicklung  des  Teilbaues  nach  der  Revolution 

bis  zur  Gejs^enwart 
Der  große  Umuaiullungsprozeß  der  franzijsischen  Rcxolution, 
der  aus  dem  allen  Frankreic  Ii  das  neue  schuf,  bedeutete  auch  für 
das  System  des  Teilbaucs  den  liegnm  eines  neuen  iintwickiungs- 
abschnittes. 

Zunächst  wurde  den  Erbteilbau  vertragen  ein  tödlicher  Stoß 
verseut,  die  Folge  der  Übertreibungen  des  ruckweisen,  revolutionären 
Vorgehens,  das  jede  organische  Weiterentwicklung  des  historisch  Ge- 
wordenen jäh  abbrach.  Die  Gesetzgeber  der  französischen  Revolution 
beseitigten  alle  aus  der  Grundherrschaft  und  HofhOrigkeit  entsprunge- 
nen Rechtsverhältnisse  und  befirmten  den  Boden  von  den  auf  ihm 
ruhenden  kulturscfaädlichen  Lasten.  Durch  den  Artikel  330  des 
Code  civil  wurden  in  Übereinstimroung  mit  den  wahrend  der  Revo- 
lution ergangenen  Gesetzen  alle  auf  dem  Grunddgentum  ruhenden 
Renten  fOr  abKisbar  (rachetables)  erklart  und  bei  neuen  Grundrenten 
der  Ausschluß  der  AblOsbarkeit  nur  fQr  eine  Z^t  von  30  Jahren  ge- 
stattet. Dagegen  erwähnt  das  Gesetzbuch  nicht  die  Fälle»  in  denen 
der  Eigentümer  ach  nicht  des  Eigentumsrechtes,  sondern  nur  des 
Nutzungsrechtes,  des  dominium  utile,  zugunsten  eines  anderen,  ent- 
äußert hatte,  und  schloß  damit  diese  Verträge  von  der  Ablösbarket 
aus»    So  figurierte  in  der  Aufzählung  der  als  ablösbar  erklärten 

I)  Siehe  eudi  Montaugi,  S.  5*1!.  und  112. 
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„dr<Mts  fonciers*'  in  den  Dekreten  vom  15.  bis  28.  März  1790,  18.  bis  29. 
DeKember  1790.  vom  17.  Juli  1793  und  z  prairial  an  II  (2.  Mai  1794) 
nirgendwo  der  Erbteilbauvertrag,  und  das  entsprach  auch  nur  einem 
Gebot  der  Gereclitigkeit  Wie  konnte  man  auch  den  Besitz  einer 
Person  befreien,  die  selbst  gar  nicht  Besitzer  war! 

Indes  suchten  Merlin  und  Tronchet,  zwei  hervorragende 
Juristen  jener  Epoche,  deren  Autorität  —  wie  Garsonnet  bemerkt  — 
derjenigen  des  Gesetzgebers  gleichkam,  diese  Grundsätze  des  Code 
ch  il  zu  ändern,  indem  sie  die  Eigentumsübertragung  als  ein  jedem 
Erbvertrag  inhärentes  Moment  hinstellten.  Die  erbliche  Kraft  war 
nach  ihnen  das  charakteristische  Merkmal  der  JEigentumsübertragung, 
Rechtlich  und  tatsächlich  war  diese  Theorie  unzutreffend,  da  die  alte 
Jurisprudenz  z.  B.  niemals  den  Erbteilbau^'ertrag  als  das  Eigentum 
übertragend  angesehen  hatte,  und  die  ständige  Xutznießunpf  einer 
Person  doch  anderseits  durchaus  nicht  unvereinbar  ist  mit  dem  Be- 
sitzrecht einer  anderen.  Die  Theorie  von  Merlin  und  Tronchet 
verschaffte  sich  jedoch  alliTemeiii  (Tcltiiniif,  und  das  Dekret  vom 
1.5. — 28.  März  1790  wurde  als  anwendbar  auf  die  Erbverträs^e  erklärt, 
die  damit  alle  ablösbar  wurden.  Dieser  grolle  juristische  Irrtum  führte 
zur  Expropriation  sowohl  der  Verpächter  ä  locatairie  perpetuelle  des 
Tanguedoc,  als  auch  dvr  iV-sitzer  von  Erbteill)au wirtschaften  in  der 
Marclie  un«.!  im  l.iniousin.  Den  Krbteili^auern  w  urde  damit  das  Eigentum 
kostenlos  zuj^eteilt,  und  die  Ablosbarkeil  gab  ihnen  dann  die  Möglich- 
keit, dies  Besitzrecht  zu  einem  freien  und  absoluten  zu  machen. 
S<.  war  der  Haß  gegen  alle  Traditionen  des  ancien  regime  und  der 
blinde  Eifer,  auch  ./He  leicliLesien  Spuren  der  Feudalität  aus/utily-en", 
selbst  vor  den  i^'-n-Hten  Ungerechtigkeiten  nicht  zurückgeschreckt. 
Zwar  erklärte  sehr  viel  später  eine  Entscheidung  des  Tribunals  von 
Aubusson  vom  14.  Mai  18^2  jene  Tlicorie  der  Ablösbarkeit  der  Erb- 
teilbaux  erträge  für  irrig:  der  j  i-uipiLTcrichtshof  von  IJmoges  bchtaiigte 
auch  ciies  Urteil,  und  der  Kassationshof  ächloJü  sich,  nachdem  er 
anfangs  die  Entscheidung  aufgelioben  hatte,  ihr  doch  später  durch 
Beschluß  vom  11.  August  1840  an.  Damit  wurde  endlich  rechtlich 
anerkannt,  daß  der  Erbteilbauvertrag  dem  Erbteilbauern  nur  ein  ein- 
faches Nutzungsrecht  übertrug,  dessen  Dauer  nach  den  Bestimmungen 
des  Gesetzes  vom  18.  Dezember  1790  auf  99  Jahre  beschränkt  wurde. 
Mittlerweile  jedoch  waren  die  Erbteilbauverträge  unter  dem  Hinfluß 
jener  irrigen  Anschauung  fast  gänzlich  verschwunden. 

J)  Im  Jahre  1855  existierte  noch  ein  Erbteilb.iuvertra}j  im  Kanton  Saint-Lcmi.-ird 
im  Limuusin  (Sauset,  S.  94).  Siehe  .auch  de  Tuurdonnet,  SituaUun  du  meutyoge  en  France, 
Pferi»  ittl,  &  318. 

AMHudliutw  4,  Mifttanr.  Smlaan  1.  Jena,  Bd.  II.  fielt  4. 

Hcraivt,  Dar  TcUImui  la  FnHikmieh. 
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Der  gewöhnliche  Teilbauer  wurde  ebensowenigr  ^vic  d^r 
Pächter  des  Nordens  oder  di  r  „domanier"  der  Bretagne  durch  die 
Revolution  £igentQmer.  Nach  wie  vor  blieb  er  von  dem  (Trundherrn 
abhängig,  und  wenn  auch  viele  Besitzungen  der  Kirche  und  manche 
der  Adeligen  bei  der  NattonalgfOtervcräußening  an  Bürger  Qber< 
gingen,  so  änderte  dies  nichts  an  seiner  Lage.  Aus  den  Bürgern, 
die  durch  die  Revolution  Besitzer  in  den  den  Städten  benachbarten 
Dörfern  geworden  waren,  bildete  sich  eine  höher-  stehende  Klasse» 
die  „haute  bourgeoisie",  die  an  die  Stelle  der  Privilegierten  trat.  In 
der  Bewirtschaftung  ihrer  n^Mu^rworbenen  trroßen  Besitzungen  paßte 
sie  sich  ganz  naturgemäß  den  in  den  einzelnen  Gegenden  üblichen 
Bräuchen  an  und  setzte  meist  Teilbauern  oder  Pächter  ein.  In  der 
Foliro  wurde  die  Bourgeoisie  durch  den  sozialen  und  politischen  Ein- 
fluß, den  (xrundbesitz  und  mobiles  Kapital  verleihen,  zur  unbestrittenen 
Herrin  in  Frankreich  und  trat  als  neue  Grundaristokratie  auf  den 
Plan.  Das  verstieß  g<^en  die  Grundsätze  der  Revolution,  aber  die 
Landsucht  der  neuen  herrschenden  Klassen,  die  Bedürfnisse  des 
Staates  und  die  ganzen  Verhältnisse  waren  stärker  als  die  Prinzipiefi. 

Der  Geist  der  Revolution  war  der  Institution  des  Teilbaues  im 
allgemeinen  wenig  günstig:  man  erblickte  in  ihr  vielfach  einen  kläg- 
lichen Rest  der  Feudal periode,  der  noch  lebhaft  an  Leibeigenschaft 
und  Hörigkeit  erinnerte.  Der  leidenschaftliche  Freiheitstaumel,  der  die 
großen,  von  den  Rousseauschen  Ideen  völlig  beherrschten  Massen 
gewaltsam  ergriffen  hatte,  ließ  auch  hier  eine  vorurteilslose  und  ge- 
rechte Prüfung  nicht  aufkommen.  Das  System  des  Teilbaues  schien 
der  in  ihrer  malMosen  Übertreibung  oberflächlich  urteilenden  Zeit 
unvereinbar  mit  dem  laut  verkündeten  Glaubenssatz  von  der  j^erson- 
liehen  Freiheit  des  einzelnen  Menschen,  und  das  genügte  zu  seiner 
Verurteilung.  Die  Abneigung  iT^gen  den  IVilhan  scheint  sich  auch 
im  Code  civil  wiederzuspiegeln,  der  den  reclitlichen  Verhältnissen  dieses 
Vertrages  trotz  seiner  tfrnpion  X'erbreitiint;  in  jener  Zeit  nur  einige 
wenige  Artikel  widmet,  wahrend  er  sich  mit  der  freldpacht  ausführ- 
lich beschäftigt.  Indes  He|')  sich  die  in  den  Sitten  weiter  fTei:fenden 
tief  eini^ewur/elte  und  durch  die  Tradition  gefestii,4e  Institution  des 
Teilbaues  nicln  kurzerhand  aus  der  Welt  schaffen ;  tmtz  mancher 
Anfechtungen  erhielt  sie  sich  zunächst  in  großen  (irebieten.  und  wir 
erwähnten  ja  oben  bereits,  daß  die  zu  (Trundbesitzern  gewordt:n»-ii 
städtischen  Ka]>italisten  häufig  zu  ihr  griffen.  Aber  trotz  alleilein 
dürfen  wir  di«>  französische  Rev(dution  als  den  Zeitpunkt 
bezei(  h  neu,  mit  dem  ein  Zurück  w  ei clu  n  des  Teilbaues  in 
der   französischen    Landwirtschaft   einsetzt,   anfangs  nur 
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schwach  auftretend»  bald  aber  stärker  werdend  und  ohne 
Unterbrechung  andauernd  bis  zum  Beginn  des  letzten  Viertels 
des  tg.  Jahrhunderts»  Die  Mitte  der  70er  Jahre  kennzeichnet 
den  Beginn  einer  stärkeren  Wiederausbreitung  des  fran- 
zösischen Teilbaues. 

Wir  wollen  nun  im  nachstehenden  zunächst  die  rQckläufige  Be- 
wegung kurz  verfolgen  und  ihre  Ursachen  darzulegen  versuchen. 

In  dem  gewaltigen  Aufruhr  der  französischen  Revolution  mußte 
naturgemäß  jede  gedeihliche  Entwicklung  zeitweise  völlig  unterbunden 
werden,  und  insbesondere  galt  dies  fOr  die  Ausübung  der  Bodenkultur. 
So  warfen  jene  ungeheuren  Umwälzungen  auf  allen  Gebieten  mensch- 
licher Tätigkeit  ihre  Schlagschatten  auch  auf  das  System  des  Teil- 
baues. Die  Teilbauem  selbst  zogen  allerdings  eine  Zeitlang  aus  den 
durch  die  Revolution  heraufbeschworenen  Umwälzungen  persönlichen 
Gewinn,  indes  wieder  zum  Nachteil  der  Bodenbewirtschaftung.  Es 
stieg  nämlich  während  der  Revolution  der  Wert  der  landwirtschaft- 
lichen Erzeugnisse  in  Assignaten  mit  jedem  Tage  höher  die  Ent- 
wertung des  Papiergddes  kam  zunächst  und  in  erster  Linie  den 
Pächtern  zugute,  die  schließlich  ihre  Pachten  durch  den  Verkauf  eines 
Schweines  oder  Ochsen  bezahlen  konnten.  Die  Besitzer  dagegen 
vermoditen  mit  den  erhaltenen  Assignaten  ihre  Bedürfnisse  nicht 
mehr  zu  befriedigen,  weshalb  sie  die  Auflösung  ihrer  Pachtverträge 
oder  Überführung  derselben  in  Teilbauverträge  oder  schließlich  Zahlung 
in  natura  unter  Berücksichtigung  der  Preise  von  1789  oder  1790 
verlangten.  Die  Konvention  kam  den  Besitzern  zu  Hilfe  und  suchte, 
die  durch  die  Entwertung  der  Assignate  in  den  ökonomischen  Zu- 
stünden hervorgerufenen  Störungen  zu  mildern.  Es  war  ihr  jedoch 
nur  ein  Kompromiß  möglich;  durch  Dekret  vom  20.  Juli  1795  {2 
thermidor  an  III)  wurde  bestimmt,  daß  die  Hälfte  der  Pacht- 
summe in  natura  zu  entrichten  war.*)  Die  Besitzer  von  Teilbau- 
wirtschaften hatte  nnicht  minder  Ursache,  sich  zu  beklagen;  die  Teil- 
bauem waren  nämlich  nur  verpflichtet,  bei  Ablauf  ihres  Vertrages  die 
ihnen  übergebenen  Tiere  zurückzulief em,  sei  es  in  natura,  sei  es  in  Geld, 
nach  einer  im  Vertrag  inserierten  Abschätzung.  Sie  nutzten  nun 
die  hohen  Preise  aus.  um  ihre  Ochsen  zu  verkaufen.  Um  diese  für 
den  Besitzer  und  die  Ackerkultur  nachteiligen  Verkäufe  hintanzu- 
halten, wurde  durch  Erlaß  des  Comite  de  Salut  public  vom  Juli  1794 

i)  Skelw  A.  L«t:oyt,  La  Fnuioe  et  l'^tranger.  £tudes  de  itatistique  eompiirtet 
Parii  1865,  S.  14  ff. 

3)  An.  10:  ,,Le  paiement  sera  fait  per  une  quantiti  de  graina  qae  la  luritii  dn  pHx 
da  baU  repr^seotait  en  1790." 
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bestimmt,  daß  kein  Teitbauer  die  ihm  urspranglich  übergebenen  Tiere 
ohne  Einwilligmig  des  Besitzecs  verkaufen  konnte.  Jeder  mußte  ae 
so  zurttckliefem,  wie  er  sie  erhalten  hatte,  und  konnte  sich  nicht  auf 
die  Bestimmung  seines  Vertrages  stützen,  um  nachher  einfach  den 
Wert  der  Tiere  zu  erstatten.^) 

Erst  nachdem  die  StOrme  der  französischen  Revolution  und  die 
in  ihrem  Gefolge  auftretenden  gewaltigen  äußeren  Kriege  aufgebort 
hatten,  begann  auch  fflr  die  ftanzOsische  Landwirtschaft  eine  Zeit 
auflerordentlidien  Aufschwunges»  als  deren  Be^nn  etwa  das  Jafar 
1815  angesehen  werden  kann.  Die  Epodie  von  1815 — 1850  bildet 
die  große  BlOteperiode  der  französischen  Landwirtschaft,  die  in  dieser 
Zeit  die  Segnungen  inneren  und  äußeren  Friedens  sowie  der  politischea 
Freiheit  am  nadihaltigsten  empfunden  hat  Jetzt  erst  konnte  der  im 
Sturm  der  Revolution  gelegte  Keim  zur  vollen  Entfaltung  kommen, 
und  der  in  dem  Gesetz  vom  28.  September  1791  verkündete  L^tsatz: 
nLe  territoire  de  la  France,  dans  toute  son  ^tendue  est  libre  comme 
les  personnes  qui  rhabitent",  in  der  Gestaltung  der  gesamten  ökono* 
mischen  Verhältnisse  zu  s^ner  wahren  Bedeutung  gelangen.  We 
Freiheit  in  allen  ihren  Formen,  die  in  erster  Linie  den  Zweck  moralischer 
Befriedigungf  zu  haben  scheint,  ist,  wie  Lavergn e  schön  sagt,  andi 
das  sicherste  Unterpfand  materieller  Erfolge. 

Der  Aufstieg  der  französischen  Landwirtschaft  zu  einem  höheren 
Entwicklungszustand  war  aber  mit  einem  Rückgang:  des  Teilbau- 
systems verknüpft.  Im  Jahre  1832  bewirtschafteten  die  Teilbauern,  wenn 
man  Gasparin=)  glauben  will,  noch  die  Hälfte  des  landwirtschaft- 
lichen Territoriums.  LuUin  de  Cbäteauvieux*)  gibt  für  das  Jafar 
1842  folgende  Schätzung: 

Bewirtschaftet.   BodcnflScli e 
mit  AusiicbluB  des  Walde» 
in  ha 

Ei^cnhcwiltachafUilig   ...  20  000  000 

Teiibau   14530000^) 

PaAt   8470000 

Gesamte  BodenflA^  43000000 

Danach  entfiele  also   1842  auf  die  im  Teilbau  bewirtschaftete 
Fläche  rund  ein  Drittel  des  gesamten  landwirtschaftlichen  Bodenareals 


I  (  .^ägnac,  S.  2  I  I  ff. 

2j  De  Gasparin,  Le  mctayage,  S.  17  ff. 

3)  Lullin  de  CbAteauvtettx, 
Bd.  I,  S.  43. 

4)  Dieselbe  Zahl  fiodet  fidi  bei  L.  Mounter«  De  ragricaltnre  en  Fnnce,  Pu«  i84<>> 
Bd.  I,  S.  370. 
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mit  Ansschlufi  des  Waldes,  und  der  Teilbau  besaß  anter  Beracksichtig^ng 
der  Fläche  noch  eine  starke  numerische  Überlegenheit  Ober  die  Pacht 
Ähnliche  Ang^aben  macht  Cochut^)  fOr  das  Jahr  1848.  Nach 
Abzug  des  Waldes  und  der  absolut  unkulttvierbaren  Fläche  bleiben 
nadi  ihm  in^resamt  43  Millionen  Hektar,  die  wie  folget  benutzt  werden: 

ha 

l-  iJtndereien,  die  direkt  durch  die  Besitzer  bewirl3icli«/let  werden : 
800000  wohlhabende  Eigentümer  mit  einem  mittleren 

Berits  TOD  je  13  ha  .     10400000  I 

5  000  000  arme  Familien,  deren  jcdecinen  Belitz  ?on  wenig  l  20  OOO  000 

mehr  iIa  3  ha  hat   9  600  000  ( 

2.  Lindereien,  ^e  nidht  von  den  Besitzern  selbit  Iwwirtsdiaftet 
werden  : 

Unternehmer  (entrepreoeur»  de  culturej,  die  im  ganzen 

paditen,  tnn  stfidnreise  wie^  zu  verpediten     .   .  3000000 

Pachter  mit  besonderen  PachtverirSge»,  düenen  Afterm- 
pachtnng  nicht  gesuttet  ist   S 

Tetlbauera  15000000 


23  OOOOtM 


Intgeaamt  43  000  ODO 

Weiterhin  gibt  Cochut  für  die  Zahl  der  Pächter  und  Teilbauem 
folgende  Ziffern: 

600000  Pächter 
I  500000  TeillMiiiem. 

Die  mittlere  Größe  eines  rcilbaubetriebes  nimmt  Cochut  für 
ganz  Frankreich  zu  10  ha  an.  Der  Teilbau  nahm  also  insgc^mt  im 
Jahre  1848  nach  den  Angaben  von  Cochut  noch  über  '/a  be- 
wirtschafteten Fläche  ein  und  besaß  sowohl  hinsichtlich  des  Um- 
fanges  «irj,  ihm  zufallenden  Aroals,  als  auch  der  Zahl  der  Bewirtschaf ter 
eine  erheblich  größere  Bedeutung  als  die  Pacht. 

Bei  Roscixer^)  finden  sich  für  die  Jahre  1856—1859  die  folgenden 
Angaben : 

Zahl  der  sdbstwirtsduftenden  Gnindeigenlflmer  (einidilieBlich  Ihrer  Familie»)   .    7825  ; 77 

\'  r-vvalter  usw   26(1  bT^b 

i",ichier   2  50(1  ♦163 

Teilhauern  ♦   I  356  909 

T.i^clöhiier,  Hirten  usw                                                                                .    .  (•  566  588 

HoiztuiUtr  usw   282  620 

Andere  hierher  gehörige  Prnfesaionbten   259078 

Danach  ers^nlit  sich  für  die  Teilbauern  ge^on  das  Jahr  1848  (An- 
g^aben  von  Cochut)  eine  Abnahme  um  I43ü<)i;  die  Pächter  dagegen 
zeigen  eine  so  gewaltige  Zunahme  —  von  600000  auf  2506663  — , 


1)  A.  Cochut,  De  l'industrie  agiicole  en  France  in  der  „Revue  des  Dcux  Monde«**, 
Bd.  XXIII  (18.  Jahrgang),  Heft  vom  1$.  September,  Phri*  1848,  S.  824. 

2)  Roseher,  Nntionalökonomik  des  Ackttbaues.  13.  Auflage,  beerbeitec  von  H. 
Dade,  Stttttgwt  n»d  Berlin  1903,  S.  312— 313- 
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dafi  man  wohl  berechtigterweise  Zweifel  in  die  Richtigkeit  der  mit- 
geteilten Angaben  setzoi  darf.  Block*)  teilt  übrigens  für  die  Er- 
mittelungen zu  Ende  der  50er  Jahre  ganz  andere,  von  den  Roscher- 
schcn  Zahlen  sehr  abweichende  Angaben  mit  So  wurden  nach 
ihm  auf  Grund  der  amtlichen  V^flentlichungen  för  1859 
gesamt  570000  Pä<ht<T  und  380000  Teilbauern  ermittelt  Ob  sich 
der  Unterschied  durch  die  Nichtberücksichtigung  der  Familien  der 
Bewirtschaf ter  im  letzteren  Fall  erklären  läßt,  das  vermögen  wir  nicht 
7X1  entscheiden.  Block  hält  übrigens  die  von  ihm  erwähnten  amt- 
lichen Ziffern  für  fehlerhaft. 

Wieder  andere  Angaben  macht  Leonce  de  Lavergne,  der  für 
das  Jahr  1B60  annimmt,  daß  Pächter  und  Teiibauern  gleich  stark 
vertreten  waren  und  sich  in  der  Zahl  von  je  500000  fanden.*) 

Nach  A.  Audiganne')  greift  man  nicht  zu  hoch,  wenn  man 
für  die  Mitte  der  60er  Jalire  dem  Teilbau  ungefähr  ein  Drittel  der 
bewirtschafteten  Fläche  zuteilt;  das  Teilbauareal  stellte  sich  nach  ihm 
für  ganz  Frankreich  auf  etwa  rund  1 1  Millionen  Hektar. 

In  Anbetracht  der  großen  Unterschiede  in  allen  diesen  Angaben 
verzichten  wir  darauf,  in  eine  oingehendere  Betrachtung  derselben 
einzutreten;  zum  Teil  sind  die  Daten  ja  auch  gar  nicht  miteinander 
vergleichbar. 

Im  folgenden  stellen  wir  nunmehr  die  Resultate  der  drei  großen 
De/ennalstatistiken  von  1862,  1882  und  1892,^)  die  im  wesent- 
lichen \'ergleichbare  Daten  enthalten,  zusammen.  Die  Angaben  be- 
ziehen sich  nicht  auf  die  landwirtschaftlichen  Betriebe,  sondern  auf 
die  einzelnen  Klassen  der  landwirtschaftlich  tätigen  Bevölkerung 
(Pu})ulation  des  travailleurs  agricoles).  die  zu  den  drei  verschiedenen  Zeit- 
punkten ziemlich  einheitlich  ermittelt  worden  ist  und  die  Wirtschaftsleiter 
sowie  die  bezahlten  Hilfskräfte  umfalit.  Es  sind  alsn  die  iamilie 
(zu  der  die  Mehrzahl  der  Frauen  gehört),  die  Kinder  und  (ireise,  die 
nicht  als  landwirtschaftlich  Tätige  in  Betracht  kommen,  unberück- 
sichtigt geblieben.    Auf  einen  Fehler  in  der  Statistik  muß  vorher 

1)  Maurice  Block,  SiatisUqii«  de  U  Fiance  comparte  mvcc  les  divert  p«y»  <le 
l'Europe,  2.  Auflage,  f^uis  1874,  Bd.  n,  S.  33. 

2)  L6once  de  Lavergne,  L'iconomie  nirnle,  S.  309. 

'V  A.  Aipl  Tino,  l.r  mctny.ij;!»  rt  la  ci'tuie  ilans  le  Pirigord  10  der  „Rcvue  «iCS 
Deux  Moiidt-s  ',  Bii.  LXiX,  Hell  vom  1.  Juni  ib(»7,  S.  614. 

4)  Sutislique  de  la  P'rance.  Agriculture.  Resultats  t;6n^raux  de  l'cnqucie  deceniuie<k 
1862»  Deuzieme  sirie,  Tome  XVI,  Stiaflbnis  1868,  S.  150—151*   Suttttique  agrkole  de 
h  France.  Resultats  g^mix  de  renqutte  dteennale  de  i88a,  Nancy  1S87,  S.  188—189. 
Sutistiqiie  .-^];ricole  de  U  Fnoce.  Rfttttltatf  g^toiiix  de  Tenquifite  dtannale  de  189a, 
1897,  S.  248—249. 
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noch  aufmerksam  gemacht  werden:  die  unter  der  Oberleitung  eines 
Generalpächters  —  namentlich  im  Zentrum  —  arbeitenden  Teilbauem 
sind  nicht  immer  —  besonders  1862  —  in  die  Zahl  der  Teilbauern  auf- 
genommen worden,  indem  man  nur  den  Generalpächter  bei  der  Er- 
hebung der  Zahl  der  Pächter  berücksichtigte,  die  unter  ihm  wirt- 
schaftenden Teilbauem  dagegen  nicht  besonders  zählte.  Um  sehr  große 
Abweichungen  handelt  es  sich  hier  aber  nicht,  und  so  bietet  die  folgende 
Zusammenstellung  sehrwnhl  ein  charakteristisches  Bild  der  in  dem  Zeit- 
raum — 1S02  erfolgten  Veränderungen  in  den  einzelnen  Bewirt- 
scbaftungsarten. 

1862  1882  1892 

I.  Eigentümer: 

a)  aolche,  die  nnr  ihre  Ländereien  bewirtsduften« 

entweder  «Hein  oder  mit  Hilfe  anderer    .    1  812  573       2  150  696      2  199  220 

b)  8f)lche,  di'?  ihren  Besitz  bewirtschaften  und 

dAaebea  oocb  fremde  Lftodereien  bewirt- 
idiafien  betw.  bearbeiten,  und  cwar 


a)  als  Pächter                                                    648836  500144  4r>7:*^ 

ß)  aU  Teilbauem                                            203860  147  128  123  297 

r)  ab  Tagelöhner    .........    i  134  490  7«7  374  5^8  950 

3  799  759  3  5«5  34S  3  3«7»45 

2.  Nichteigentümer: 

aj  Verwalter                                                        10  215  '7  966  16  091 

b)  Pächter                                                     386  533  468  184  585  623 

cy  Teilbauem                                                 201527  194448  220871 

d)  Tagelöhner                                                869254  753  313  621  131 

ej  Dienatgeainde  ao95  777  «9S4»S«  «83*«74 

 3  3  388  162  3  275  890 


Inageiamt    7  363  065       6  913  504      6  663  135 

Bei  Vereinigung  der  besitzenden  und  nichtbesitzenden  Pächter 

und  Teilbauem  ergibt  sich  folgendes  Bild: 

1862  1882  1892 

Besitzer  I  812  573        2  150696       2  199  220 

Pächter  1035369         968328  1061401 

TcUbaiiem   40S  387         341  576         344 168 

Wirtschaf tsldter  imgeiamt   .    3  253  329       3  460  600       3  604  7S9 

HiUskrälte  4109736       3452904       3  "S^  346 

In^t;.  samt     7  363  065        6913504        6  663  135 

Xach  der  ersten  1  abelh-  ist  in  der  Periode  1862  —  1892  die 
Zahl  <ler  ausschließlich  ihren  eigenen  Besitz  bewirtschaftenden  Eigen- 
tümer fortwährend  cr^stiegen,  dagegen  haben  sich  die  selbst  einen 
Besitz  habenden  Pachter  als  auch  Teilbauem  erheblich  vermindert;  sie 
sind  zum  großen  Teil  in  die  erstere  Klaj^se  autgerückt,  indem  sie 
sich  entweder  ausschließlich  der  Bewirtschaftung  ihres  eigenen  Be- 
sitzes widmeten  oder  durch  Zukauf  ihr  ursprünghch  kleines  Eigentum 
zu  einem  größeren  arrondierten. ') 

I)  Statistiqnc  n^ricole  de  1892,  S.  375  ff.  Zu  berücksichtigen  ist  bei  Beurteilung  der 
Ziffern  der  1871  erfolgte  Verlust  von  Elsaß-Lothringen,  von  dem  der  Teilbau  am  wenigsten 
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Die  Zahl  der  nichtbesitzenden  Pächter  zeigt  für  die  Periode 
i8fS2 — iSi)2  eine  fortwährende  Zunahme,  die  der  nichtbesitzenden  Teil- 
bauern sinkt  von  1S62  -1S82  und  steitrt  dann  von  1882 — 1892  wieder 
an,  und  zwar  auf  einen  h^hern  Stand  als  1862. 

Die  BewegunjT  ist  hinsichtlich  der  Gesamtzahl  für 
Pächter  und  Teilhaucrn  dieselbe:  Abnahme  von  1862  —  1Ö82, 
Zunahme  von  iSs2  1892. 

Die  aufstoitjende  Tendenz  in  der  Zahl  der  Teilbauern  datieri 
jedoch  nicht  erst  seit  1882;  sie  setzt  schon  früher  ein.  wie  aus  der 
von  der  Societ«!-  des  Ayriculteurs  de  France  in  den  Jahren  1879  und 
1880  veranstalteten  Kaqucte  deutlich  hervorgeht.*)  Auch  die  im 
Jahre  1875  gemachten  Erhebungen  scheinen  dies  zu  bestätigen.  Die 
Statistik  von  1873  gibt  nicht  die  Zahl  der  Teilbauern,  sondern  die 
der  Teilbauwirtschaften  an,  die  übrigens  auch  in  den  Statistiken  von 
18S2  und  1892,  nicht  aber  1862  erniilielt  worden  sind.  Wir  geben 
nachstehend  die  entsprechenden  Ziffern  für  1873  und  1882; 

Zahl  der  Betriebe 
1873  1883 
Eigcnbewimduftunf^  .    .    .       2826388  4324917 

Pacbl   831  043         749  559 

Teilbau  .  .  .  »  .  .  ♦  3'0  45o  347  ^58 
Geaamtxabi  der  Betriebe  .    .      3  977  781       $  42«  534 

Danach  also  vermehrte  sich  die  Zahl  der  Tcilhauh»-triebe  in 
dem  Jahrzeluit  i^y^  —  i*SS2  um  ( irol'e  Zuverlässigkeil  sc  heinen 

allerdings  die  Ziffern  von  iS;  ^  nicht  beanspru(hen  zu  können,  wenn 
man  (l<'ti  gewaltigen  Unterschied  in  der  Zahl  der  selbstwirtscbaftenden 
Eigentümer  gegenüber  18S2  l)etrachtet.  Auffallenderweise  nelnnen 
indes  sowohl  Rerolle,^)  als  Tourdonnet *j  die  Ziffern  von  1873  ohne 
Kommentar  hin. 

Wir  werden  in  einem  spätem  Abschnitt  den  Verlauf  der  Ent- 
wicklung von  1882-3-1892  noch  näher  besprechen. 

Aus  welchen  Ursachen  erklärt  sich  nun  der  starke 
Rückgang  des  Teilbaues  bis  in  die  70er  Jahre,  und  welchen 
Faktoren  verdankt  er  die  Wiedererlangung  größerer  Be- 

umer  den  BewfatocIuiftnnginrtieB  betroffen  worde,  dft  er  In  diemn  Landeiieil  g^en  die  Eigen' 
bewirtscbjiftung  und  Fadit  gu»  und  gar  mrflcktritt. 

11  Siehe  den  Bcrichl  hierüber  von  de  Tourdi)nncl,  Situation  du  m^tayage,  S.  63  ff . 
Vergleiche  auch  B-iudrillart,  Artikel  in  der  „Revue  des  Deux  Mond->",  S.  5()3. 

;)  Staiistiquc  internationale  de  l'agriculture  rWiy^e  et  publik  par  le  Service  de  lä 
StAiistique  generale  de  Frauce,  Nancy  1876,  S.  82—  83. 

3)  RerolJe,  a.  a.  O.«  S.  328. 

4)  Tourdonaet,  a.  a.  O.,  S.  55. 
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deutung,  wie  sie  sich  in  der  stärkeren  Ausbreitung  in  der 
neueren  Zeit  ausdrQclct? 

Einen  unverkennbaren  EinfluB  bat  zunächst  das  durch  die  Re* 
voltttion  mächtig  gesteigerte  freiheitliche  Empfinden,  die  in  den  Vorder- 
grund gerückte  starke  Betonung  der  Person  ausgeflbt.  Wenn  die 
Macht  der  Verhältnisse  ihn  auch  in  der  ersten  Zat  nicht  aufkommen 
ließ»  so  trat  er  doch  später  um  so  stärker  hervor.  Wo  völlige  Gleich- 
iieit  und  Unabhängigkeit  als  die  begehrenswertesten  Güter  erschienen, 
da  wurde  von  manchem  TeObauem  die  Leitung  und  Überwachung 
des  Betriebes  seitens  des  Besitzers  als  dn  lästiges  Joch  empfunden. 
Der  Stand  des  Pächters  bildete  für  manche  ein  heiß  erstrebtes  Ziel, 
bedeutete  die  Ermoglichung  der  Aktionsfreiheit,  die  die  Institution  des 
Teilbaues  nach  der  herrschenden  Ansicht  nidit  gewähren  konnte,  und 
die  ganzen  Verhältnis!«  waren  dem  Aufschwung  des  Tdlbauem  auf 
der  sozialen  Stufenleiter  zeitweise  günstig.  Zunächst  ist  hervorzu- 
heben, daß  der  schon  von  den  Physiokraten  des  i8.  Jahrhunderts  ge- 
hegte imbedingte  Widerwille  gegen  das  Teilbausystem  von  den  Volks- 
wirten der  ersten  Hälfte  des  19.  Jahrhunderts  noch  viel  stärker  hervor- 
gekehrt wurde.  ^)  Mehr  denn  je  schalt  man  den  Teilbau  ein  rück- 
ständiges Bewirtscfaaftungssystem,  dem  jede  Daseinsberechtigung  ab- 
g^e;^  man  eröffnete  dine  förmliche  Kampagne  gegen  ihn,  an  der 
sich  neben  Nationalökonomen  auch  hervorragende  Landwirte  mit 
lebhaftem  Eifer  beteiligten.  So  laut  wurde  die  technische  und  öko- 
nomische Superiorität  der  Geldpacht  gegenüber  dem  Teilbau  pro- 
klamiert, daß  man  die  allgemeine  Meinung  in  nachhaltigster  Weise 
beeinflußte  und  sich  viele  Besitzer  von  der  alten  Institution  des  Teil« 


1)  Sichr  insbesundcrc  J  eaii -  B a p  t  i  <;  t  e  '>.  y.  Tr  iiti'-  d'i'r^nomic  politiquc,  30011111011. 
Paris  1817,  Bd.  II,  S.  145.  und  Ctnirs  conipici  d'economie  |M)iitique  prali<jue,  Paris  1828, 
Bd.  II,  S.  74.  Nach  Say  hat  die  Überwachung  der  Wirlschaitsführung  seitens  des  Be- 
sitzers beim  Tenb»ii^rttcni  nur  den  Zweck,  xu  ttmfangrddie  ViebverlcAufe  durch  den  TeiU 
baner  sa  varhindem.   Dettatt  d«  Tr»y,  ficonomie  poUtique,  1823,  S,  189  ff. 

Die  englischen  Nntionalökonomcn  waren  auch  in  der  Mehrzahl  absolute  Gej^er  des 
TeiU*ai»ystems.  Vergleiche  /.  B.  J  R.  M'  Culloch,  The  principles  of  pulitical  etonoiny, 
4.  Aufl.,  Edinburg  1849,  S.  515  („wh'-rcver  il  {dan  Teilbausyslem)  has  bec-n  ndopted,  it  h.is 
fiut  a  Mffp  to  all  improvemeiA  and  has  reduoed  tbe  coliivators  to  the  mcat  al>j(H;t  poverty"). 

s)  Nor  gans  verdnaelt  ctboben  sich  Stimnicn  fflr  das  Teilbaosystem.  Sein  größter 
Lobredncr  war  onstrdtig  Stamondi,  der  ihm  von  allen  das  günstigste  Zeugni»  ausstellt«. 
All<"rdir4J5  Ijcziehen  sich  seine  Angaben  auf  Toscana  im  allgemt-inen  und  ganz  besonder» 
auf  'I.is  Tal  von  N'innli,  wo  er  selbst  ein  (iul  b<>sat5.  (Siehe  (ieinahlde  d»'r  toskanischen 
Landwirtschaft  von  J.  C.  L.  Simunde;  liber&tUl  von  Juhanu  Burger,  Tübingen, 
1805.)  Der  TeUban  in  Fnnkrelclt  war  diigoj^en  nach  Siamondi  tod  den  in  Italien  erzielten 
gOnatigen  Resultaten  weit  entfernt.  (Stehe  Nouveaux  prindpea  d'teooomie  politique  par 
J.  C.  L.  Simonde  de  Sisnondi,  Paris  1827«  Bd.  I,  S.  19$  ) 


Digitized  by  Google 


-    58  - 


baues  abwandten.  Teilweise  w  ar  diese  ganze  Bewegung  jedoch  auch 
unleugbar  durchaus  berechtigter  Natur.  Es  galt,  der  Pacht  den  ihr 
gebührenden  Platz  an  der  Sonne  zu  erobern,  den  sie  bisher  noch  nicht 
eingenommen  hatt&  Die  Paditverträge  waren  nicht  mehr  durch  die  hem- 
menden Fesstln  des  ancien  regime  eingeengt,  und  die  zunehmende 
wirtschaftliche  Entwicklung  beseitigtem  manchen  Gebieten  die  Hinder- 
nisse, welche  dort  das  Teilbausystem  zu  einer  absoluten  Notwendigkeit 
gemacht  hatten.  Mit  dem  gewaltigen  Ausbau  des  Verkehrsnetzes 
und  der  aufblühenden  industriellen  und  gewerblichen  Entwickhmg 
entstanden  neue  Absatzgebiete  für  die  Erzeugnisse  des  Ackerbaues, 
deren  lohnender  Verkauf  sich  dadurch  wesentlich  verallgemeinerte. 
So  wurde  die  Pacht  möglich  in  Getrenden,  wo  früher  die  Voraus- 
setzungen für  sie  fehlten/l  und  die  I'Olgf  war  eine  starke  Ausbreitung 
derselben.  Die  aufgeklärten  und  unternehmungslustigen  Teilbauern, 
die  einige  Kapitalersparnisse  gemacht  hatten,  konnten  aus  dieser 
günstigen  Entwicklung  Gewinn  ziehen  und  sich  mit  Erfolg  zu  Pächtern 
aufschwingen. -  ) 

Der  herrschende  (jeist  der  besitzenden  Klassen  begünstigte 
diesen  Umbildungspm/eß  zeitweise  sehr  nachhaltig.  Viele  aus  den- 
selben suchten  und  fanden  mit  der  außerordentlichen  Ausdehnung 
der  öffentlichen  Arbeiten  Beschäftiiiung  in  den  Städten,  und  nament- 
lich galt  dies  für  die  Zeit  der  Juhmonarchie.  Man  konnte  und  wollte 
wohl  auch  häufig  nicht  mehr  auf  dem  Lande  wohnen  und  löste  daher 
durch  Einführung  der  Pacht  die  bisherigen  engen  Beziehungen  zur 
Sei  lulle,  oder  man  verkaufte  vielfach  sogar  die  Ländereien  parzellen- 
weise an  die  alten  Teilbauern.  Nicht  nur  handelte  es  sich  hierbei 
um  die  grollen  Besitzer;  auch  die  mittleren  Kigentunier  folgten  den 
gleichen  Kingebungen,  und  nicht  selten  sogar  gestatteten  diese  letzte- 
ren sich  den  Luxus  eines  Pächters,  um  selbst  in  Untätigkeit  zu  leben. 

So  war  die  Pacht  allgemein  in  Mode,  und  auch  der  vom  18.  bis  26. 
Mai  1846  tagende  französische  landwirtschaftliche  Kongreß  spra<^ 
die  Ansicht  aus,  daß  die  Pacht  vor  dem  Teilbau  durchaus  den  Vor- 
zug verdiene.  3)  Indes  erhoben  sich  dodi  auf  dem  Kongreß  einzelne 
Stimmen  gegen  diese  einseitige  Stellungnahme,  und  in  der  Tat  hatte 
auch  die  Entwicklung  der  Veihftltnisse  die  mit  solchem  Nachdruck 
verbreitete  Lehre  von  der  absoluten  Überlegenheit  d^  Pacht  in  der 
Wirklichkeit  nicht  selten  ad  absurdum  geführt    Weim  auch  eine 

II  Lavcrgnc,  feconotnie  nirale,  S.  30H, 
2)  Rouissou  et  Turiin,  a.  a.  O.,  S.  '. 

31  .Journal  des  Economisies",  14.  Bd.  (5.  jabrg.),  1846.  Des  quesiions  agitee«  daas 
le  Congrte  agricole  et  coDieil  g^oMl  de  l'agricultQre,  S.  «09  ff. 
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Reihe  von  tüchtigen  und  strebsamen  Teilbauern  sich  mit  Vorteil  in 
dem  neu  errungenen  Stande  des  Pächters  zu  behaupten  vermochte, 
so  traten  doch  auch  mancherorts  Fehlgri£Ee  zutage.  Die  von  der 
Elite  der  Arbeiter  erzielten  günstigen  Resultate  schienen  für  alle 
erreichbar,  und  ein  fialscber  Stolz  verlockte  manche  zur  Nachahmung, 
die  nicht  mit  den  Tendenzen  jener  fortschrittlichen  und  tatkräftigen 
Elemente  ausgerdstet  waren.  Sobald  ungünstigere  Verhältnisse  etn- 
trateji,  waren  für  diese  Elemente  Starke  Schädigungen  zu  befürchten, 
und  sie  trafen  auch  ein.  Gasparin  machte  1846  auf  dem  oben 
erwähnten  Kongreß  hierübea:  einige  interessante  Mitteilungen.  Nach 
ihm  erlangte  in  den  Jahren  18 16  und  1817  im  Lyonnais  die 
Pacht  große  .Bedeutung;  die  Teilbauem  wurden  Pächter  ^ind  in 
verhältnismäßig  kurzer  Zeit  waren  die  meisten  Betriebe  in  Geldpacht 
gegeben.  Eine  Reihe  reichlicher  Ernten  hatte  die  Ersparung  einiger 
Kapitalien  und  damit  diese  Umbildung  ermöglicht  Infolge  der  zu 
Beginn  der  1820er  Jahre  einsetzenden  Agrarkrisis  erhielten  die  Ver- 
hältnisse jedoch  eine  gänzlich  veränderte  Physiognomie.  Zu  sehr 
ihrer  eig-enen  Kraft  vortrauend,  waren  die  Teilbauern  meist  zu  hohe 
Pachten  eingegangen.  f]»»rfMi  Zahluntr  ihnen  nun  unter  tler  l'ngunst 
der  verschlechterten  wirtschaftlichen  Lage  nicht  mehr  iTs/iirlich  war. 
Die  >rehrzahl  der  neuen  Pächter  kam  dadurch  dem  Ruin  nahe,  und 
die  Besitzer  mußten  notgedrungen  wieder  auf  das  Teilbausystem 
zurückgreifen.  AhnHche  Fälle  kamen  auch  anderswo  vor;  zu  oft  nur  war 
die  Pächtert|ualität  früherer  Teilbauem  von  ephemerer  Dauer,  '1  und 
die  unüberlegte  Abwendung  von  dem  Teilbau  fügte  manchen  (regen- 
den grül'iere  Nachteile  zu,  als  sie  sie  je  unter  diesem  System  gekannt 
hatten.  Als  typisches  Beispiel  hierfür  wird  das  Departement  Creuse 
angeführt.  *) 

Diese  \'erhältnisse  konnten  nicht  verfehlen,  in  der  Folge  die 
herrschende  Meinung  von  der  Schädlichkeit  des  Teilbaues  zu  beein- 
flussen, und  es  bereitete  sich,  wenn  auch  nur  sehr  ulhnählich,  ein 
Umschwung  vor.  Bei  der  fortwährenden  Betonung  des  betriebs- 
hemmenden  Charakters  des  Tcilljaues  halle  man  gar  zu  sehr  seine 
sitiliclien  und  sozialen  X'orzüge  übersehen,  und  ihre  Hervorhebung 
war  nun  die  nächste  Auljcrung  der  sich  vollziehenden  Umwandlung 
in  der  öffentlichen  Meinung.  Bastiat  machte  sich  in  einem  Artikel 
im  »Journal  des  Economistes" ')  zum  eifrigen  Interpreten  dieser  lange 

II  Sielie  auch  Audigaitne,  S.  635. 

2)  Baudrillart.  S. 

3)  Fr^deric  Bastiai,  Cunsidcrauoi)!»  »ur  le  lu^uyage  im  ^Journal  des  ^Cconomiätcs", 
Bd.  XIII  (5.  Jahrg.,  Pari»  1846,  S.  225  ff.) 
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vernachlässigten  Vorteile  des  X^lbausystenis;  in  agrartechnischer 
Hinsicht  ist  allerdings  auch  er  Gregner  des  Teilbaues,  und  nur  wegen 
seiner  großen  sozialen  Vorzüge  wünschte  er  nicht  den  unterschied»^ 
losen  Ersatz  des  Teilbaues  durch  die  Pacht.  Die  Ansicht  von  der  abso- 
luten betriebswirtschaftlichen  Inferiorität  des  Teilbaues  blieb  so  auch 
zunächst  noch  ein  noli  me  tangerc  und  wurde  um  diese  Zeit  beson- 
ders von  Ladoucette*)  sum  Ausdruck  gebracht  und  auch  späterhin 
sogar  noch  von  hervorragenden  praktischen  Landwirten  geteilt.'-'» 

In  der  Tat  war  der  Zustand  des  Teilbaues  bis  in  die  zweite 
Hälfte  des  ig.  Jahrhunderts  hinein  im  allgemeinen  noch  recht  traurig 
und  rückschrittlich,  und  unleugbar  erhielt  sich  die  Dreifelderwirtschaft 
nnch  recht  lange  in  den  'IVilbauregioncn.  Besitzer  sowohl,  als  Teil- 
bauern w.irt'n  wenig  um  den  Fortschritt  bekümmert,-^)  und  der  Teil- 
bauer litt  außerdem  mancherorts  noeh  unter  ifrnßen  Bedrückungen 
seitens  des  Besitzers  So  reservierte  sieh  in  den  üoer  Jahren  noch 
in  gewissen  (legenden  des  Ppriüford  der  Besitzer  allgemein  das 
Recht,  anlief  der  Hälfte  des  Krtrages  die  zehnte  (larbe  zu  erheben, 
also  noch  eine  Art  Zchntwirtsehaft  auszuüben.  Das  in  anderen  (le- 
geiideii  unter  der  I'iezeichnuni;  ,, droit  de  pile"  bekannte  Recht  hatte 
einen  ähnlichen  Inhalt;  es  schien  seinen  Namen  herzuleiten  von  dem 
bei  der  Ernte  üblichen  Brauch,  jeden  Abend  das  gedroschene  Ge- 
treide in  einen  besonderen  Raum  zu  i)rini^en  cnijnler),  den  der  Be- 
sitzer abschlol^  und  zu  dem  er  den  Schlüssel  bewahrte.  Nach  beendetem 
Druseh  wurde  dann  von  dem  vr''\v<Mincnen  (ietreide  zunächst  das 
Saatgut  reserviert,  und  hierauf  nahm  der  Besitzer  vor  der  eigentlichen 


1)  Ch.  Ladoucettc,  De  rinfliKucc  lI  s  divers  niodes  de  location  Sur  it  pr>.xiuic  des 
(orr---^  PI  Fr.irtri",  P.iris  i84*t.  I'.- i  ;p  n  itn  .,  J< Mir ibs  Kcononiistes"  1846,  S.  322  ff. 
Siehe  auch  M  .1 1  e  p  (  yr? ,  Mai^on  rustique  du  XIX»  sitkic.  Edll.  1836,  Bd.  IV,  S.  3bO, 
Zitiert  von  Duruusseau-Dugontier,  S.  87. 

2)  Siehe  imbesoiidere  Vicomte  de  Dreuille,  Du  mitayage  et  des  moyens  de  le 
reoiplftcer,  Paris  186$.  Diese  Sdirift  wurde  anlifllidi  der  leitene  der  LaadwirttdiafaKcsell* 
sch.>ft  des  Departcnicnls  Aüi'^r  orfolgtcn  Aiisschreibui^  einer  Preisfrage  über  die  Zwcckni.li'.ig- 
koit  lind  Beikutung  des  Teill)aues  verf.ilit.  Die  gcnannle  Gesellschaft  erklilrte  sich  jttlcch  in 
nachdrücklichster  Weise  gegen  die  in  der  Schrift  aiugesptochone  allgemeine  Verurteilung  des 
TeütMttCik  SiAit  ferner  Math  ien  de  Dombaile,  a.  a.  O.,  Bd.  I,  S.  177—187.  Dombasle 
schwebt  ab  Ideal  die  Überfühning  de*  Teiltwues  in  die  Pacht  vor. 

3)  Siehe  A.  Cuchut,  De  rindustrie  ayricole  en  Krance  in  der  „Revue  des  Dtux 
Mondes-'.  Bd.  XXIV  (18.  Jahr^  ),  H' ft  voiti  t.  Oktoh  r  iS  jf-',  S.  lo<).  De  I.anninat  et  de 
(iaridel.  Le  mctay.-igc  dans  Ic  Dtparieiiiciu  de  FAlli  1.  M  iuiins  1881.  S.  lo  If.  11.  Passy. 
Des  systtmcs  de  culturc,  Paris  1853,  S.  36  ff.  Audij^annc,  S.  623,  Converi,  Lagriculiure 
de  la  Creuse  im  „Journal  de  ragricalture",  39.  Jahrg.,  Heft  vom  15.  Oktober  1904,  S.  625  ff. 
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Teilung  noch  ein  Quantum  Getreide  in  dem  gleichen  Gewicht  des 
2iirfi(  k gestellten  Saatgutes  vorweg  fftr  sich.^) 

Die  Steuer  trug  häufig  der  Eigentümer  in  der  Weise»  daß  zu 
ihrer  Deckung  eine  feste  Summe  von  dem  Geldertrage  des  Gutes 
zur  Verfügung  des  Eigentümers  vorweg  genommen  wurde,  und  diese 
Gewohnheit  führte  in  einigen  Gegenden  zu  starken  Mißbrauchen; 
nicht  sehen  wurde  ein  betrachtlich  höherer  Betrag  erhoben»  als  zur 
Deckung  der  Abgaben  erforderlich  war,  und  der  Überschuß  floß  in 
die  Tasche  des  Besitzers.  Diese  Obelstände  schiefsten  sich  lange 
Zeit  bin  und  wurden  erst  durch  die  Agrarenquete  von  ii}79— 1880 
recht  eigentlich  aufgedeckt.  In  der  Folge  «nd  sie  dann  mehr  und 
mehr  verschwunden.*) 

Auch  die  den  Teilbauem  auferlegten  besonderen  Lasten,  wie 
Stellung  von  Fuhrwerken  für  den  Besitzer  u.  dgl,  führten  nicht  selten 
noch  zu  sehr  mißbräuchlicher  Ausartung.'} 

Von  größtem  Nachteil  war  schießlich  das  gegendweise  noch 
weit  verbreitete  Institut  der  Generalpachter.*)  Erst  die  Ausschaltung 
dieser  „middlemen",  die  als  Parasiten  zwisdien  Besitzer  und  Teilbauem 
saßen,  ermöglichte  die  rationelle  Ausgestaltung  des  Teilbausystems.*) 

Diese  Umgestaltung  des  ganzen  Systems  wurde  im 
wesentlichen  mit  dem  Beginn  der  60er  Jahre  des  19.  Jahr* 
faunderts,  stellenweise  jedoch  auch  schon  früher  eingeleitet; 
mit  dieser  Zeit  tritt  der  Teilbau  in  eine  neue  Entwicklungspbase.  An- 
fangs nur  schüchtern  und  zaghaft,  allmählich  aber  an  Umfang  und 
Bedeutung  gewinnend,  setzen  in  gewissen  Gegenden  emsthafte  Re- 
formen dn,  und  dank  den  gewonnenen  Resultaten  erweisen  sie  sich 
von  werbender  Kraft  und  setzen  sich  in  allgemeinerer  Ausdehnung 
durch.  Ein  wesentliches  Verdienst  an  der  Inauguiemng  dieser  neuen 
Teilbauära  hatten  die  großen  Landwirtschaftsgesellschaften  des  Bour- 
bonnais,  des  Berry  und  der  Landes,  die  sich  eine  nachhaltige  Inter- 
vention zugunsten  des  vielgeschmähten  Systems  angelegen  sein  ließen; 
namentlich  war  es  der  Bourbonnais,  der  an  der  Spitze  dieser  reforma- 


ij  Audigfttine  in  dem  zitierten  Artiicei,  S.  630. 

2}  Rcltsenstetn  und  Naksc,  AgnriMlic  ZuMinde  in  Fnmlcreidi  und  EngUmd. 
X.eip2ig  1884.  S.  18. 

3)J.  Rioffel,  Manuel  du  proprkuuie  de  mitairies,  princtpaJement  dan»  Toueat  de 

la  Jrrance.  S.  20. 

4>  Cocliut,  S.  827;  Ratuuis  de  Liiua>  ,  S.  28. 

5)  Die  unter  der  Hemdiift  der  General puchwr  entetradeDea  ttaurieen  Zu«tiUide 
ÜMideo  ein  beeooden  lebbaftei  Edio  in  dem  anläßlich  der  großen  Agpnienquete  von  1866 
rtxfaBten  Gcncralberidit  Ober  die  I«ndwirtscbaft  im  Departement  AUier. 
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toriseben  Bewegung  marschierte.  Bei  der  landwirtschaftlichen  Regional- 
ausstdlung  in  Pdrigueux  im  Jahre  1864  entfielen  bereits  auf  die  be- 
sondere Abteilung  fOr  Erzeugnisse  von  Teilbauwirtscbaften  71  goldene, 
silberne  und  bronzene  MedaillenJ)  Der  Gesundungsprozeß  im 
Teilbausystem  charakterisierte  sich  insbesondere  durch  die 
zunehmend  stärker  werdende  Beteiligung  der  Besitzer  an 
der  Ausübung  der  Bodenkultur.  Die  Generalpächter,  mit  denen 
die  Teübauern  ununterbrochen  auf  dem  Kriegsfuß  gelebt  hatten,  ver- 
schwanden  mehr  und  mehr,  und  mit  der  vielfach  durch  die  politische 
Entwicklung  veranlagten  Rückkehr  auf  ihre  Güter  traten  die  Besitzer 
gleichzeitig  in  ein  engeres  Verhältnis  zu  ihren  Teilbauern.  Die  Teil- 
bauverträge wurden  vielfach  von  den  früheren  drückenden  Bestimmungen 
befreit,  und  bei  der  Neuregelung  sah  man  vor  allem  auf  eine  zweck- 
mäßige Übereinstimmung  zwischen  der  Größe  der  Wirtschaft  und 
der  Stärke  der  leilbauerfamilie.  So  traten  beispielsw^eise  im  Bour- 
bonnais  an  die  Stelle  der  früheren  100  ha  großen  Teilbaubetriebe 
solche  von  40 — 50  ha  Größe,  und  dadurch  wurden  größere  technische 
Fortschritte  auch  in  den  Teilbauregionen  möglich.  I>ic  Tcilhauern 
erhoben  sirh  in  der  zweiten  Hälfte  des  10.  Jahrhuiick'rts  niehr  und 
mehr  zu  wirkliclion  Mitarbeitern  der  Besitzer  und  nahmen  in  /unchmen- 
dem  Maije  Anteil  an  den  landwirUschaftUchen  Fortschritten.  Hand 
in  Hand  damit  rückten  sie  in  ihrer  sozialen  Rangordnung  eini)-«r. 
was  vornehmlich  auch  in  ihrer  vielfach  aktiven  Betatii^ung  in  der 
Verwaltuny^  der  kommunalen  An^  lei^enhciteti  /um  Ausdruck  kam.-) 
Die  Fn(juete  von  iH-q — 80  konstatiert,  dal'  seit  den  letzten  20  Jahren 
fast  überall  eine  wahrn*  hmbare  Besserung  auch  in  der  Lage  der 
Teilbauern  zu  verzeichnen  sei.  Eine  solche  war  namentlich  dann  vor- 
handen, wenn  man  in  den  leilbauwirtschaften  der  Aufzucht  und 
Mästunvr  von  Vieli  eine  cr"l>'"re  Ausdchuuni^  gab.  Allerdings  wurde 
daneben  au«  h  der  Druck  der  w  achsenden  Lasten  und,  wenn  der  Teil- 
b au(  r  fremde  Arbeitskräfte  verwendete,  das  Steigen  der  Arljcitslöbne 
enipfundon.  Einen  nachteiligen  Einfluß  übte  ferner  vorüber j^ehend 
in  den  Jahren  1879  und  1880  das  außerordentliche  Sinken  der  Schweine- 
flcischpreise  aus,  da  gerade  die  Schweinezucht  für  die  1  eilbauern  eine 
ergiebige  Hilfsquelle  zu  bilden  pflegt. 

So  hatte  sich  der  Teilbau  in   Frankreich  trotz  aller  in  W'^  rt 
und  Schrift  gegen  ihn  geführten  heftigen  Kämpfe  in  weiten  Gebieten 

1)  Audiganne,  S   614.    .Siehe  auch  Block,  S.  33. 

:)  .Siehe  auch  Luiivcrt,  Le  m^uyage  dans  le  Bourbonnais  im  „Joarnal  d'agriculture 
prauquc".  i^*)7,  Nr.  4  S.  133. 
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behauptet  und  sogar  wieder  unleugbare  Fortschritte  gemacht,  als  ein 
mit  elementarer  Gewalt  aulbretendes  Erdgnis  dem  System  eine  An> 
zahl  neuer  Anhänger  warb  und  sdne  Stellung  in  der  französischen 
Landwirtschaft  wesentlich  befestigte.  Es  war  die  Ende  der  70er  und 
namentlich  zu  Beginn  der  80  er  Jahre  über  ganz  Europa  herein- 
brechende, tiefgreifende  Agrarkrisis,  die  in  der  Hauptsache  durch 
den  gewaltigen  Preissturz  der  landwirtschaftlichen  Produkte  herauf^ 
beschworen  wurde.  Diese  Krists  trat  in  den  einzelnen  Gebieten 
Frankreichs  in  sehr  verschiedener  Weise  in  die  Erscheinung.  Wäh- 
rend die  Pachtgegenden  sehr  unter  ihr  litten,  trat  sie  in  den  Teilbau- 
regionen nicht  mit  derselben  S(  härfe  auf,  und  wenn  diese  auch  keines» 
wegs  von  ihren  nachteiligen  \Virkn;iL:eti  verschont  blieben,  sondern 
auch  mehr  oder  weniger  in  Mitleidenschaft  gezogen  wurden,  so  er- 
wies sich  doch  das  Teilbausystem  in  der  Allgemeinheit  der  Agrar- 
krisis  gegenüber  widerstandsfähiger  als  die  Pacht.')  Risler  schreibt 
die  geringeren  Schädigungen  Frankreichs  durch  die  Agrarkrisis  der 
80er  Jahre  im  Vergleich  zu  England  insbesondere  dem  Umstände  zu, 
daß  das  erstere  Land  eine  gröi&ere  Zahl  kleiner  Eigentümer  und  auch 
vide  Teilbauern  besitzt.*) 

Woraus  erklärt  sich  nun  diese  Erscheinung?  Zunächst  vorkauft 
der  Teilbauer  nicht  wie  der  Pächter  seine  Produkte,  um  eine  besmi  ntc 
Geldsumme  an  den  Resitzer  abzuführen.  Kr  konnte  also  hiiisichllich  des 
an  den  Besitzer  ab^eu«_'l)enen  Anteils  nicht  \on  dem  IVeisdruck  be- 
truften  werden.  Gew  il)  w  urde  seine  ihm  zukumniencle  Hälfte  im  Werte 
gedrückt,  aber,  da  er  im  allgemeinen  den  grol'ercn  Teil  davon  selbst 
konsumiert,  so  traf  ihn  das  Sinken  (h-s  Tauschwertes  auch  hinsichtlich 
s  iif  Anteils  nicht  so  nachdrücklich  wie  den  Pächter.  Ihn  inter- 
essiert der  Gebrauchswert,  und  der  blieb  natürlich  derselbe.  Dann 
auch  fand  der  Teilhauer  in  jenen  schwierigen  Zcitt  ii  in  seinem  S(*/ius 
einen  gegebenen  Bankier,  der  sein  Kreditl)edürfnis  stets  leicht  be- 
frit-digen  konnte;  ihn  beutiruhigte  daher  tlie  I'rage  des  Agrarkrtnlirs. 
die  gerade  in  solclien  kritischen  Zeitläuken  von  eminenter  Üedeutung 
ist,  nur  sehr  wenig. 

P  Siehe  Risjler,  Rapport  ä  ^Tr.nsicur  le  Ministre  de  TA^riculttsre  s»ir  Irt  sif>!.itio;i 
de  Tagriculture  du  departemeni  de  i'Aisne  eu  1884,  S.  34.  Die  Ansicht  Rislers  wird  .mch 
von  Grandeaa  getdtL  Siebe  Grandeaa,  La  production  apicole  en  Ftanoe»  1885,  S.  67. 
Ratonis  de  Limay,  a,  a.  O.,  &  Soff.;  Rerolle,  S.  339ff.  J.  Imbart  de  la  Tour, 
L.1  crise  agiicole  en  France  et  &  l'itranger,  Paria  1900,  S.  34,  und  „Bultetin  de  la  Sod^ti 
nationale  d'agriculture  de  Krancr"  iqoi,  S.  657. 

2)  Risler,  La  crise  agricole  en  France  et  en  Angleterre,  Pari»  i66j,  S.  49. 
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Auf  der  anderen  Seite  wurde  auch  der  Besitze  in  den  Teilbau- 
wirtschaften durch  die  Agrarkri^  im  allgemeinen  weniger  betroffen, 
als  es  bei  Verpachtung  und  Eigenbewirtschaftung  der  Fall  war.  Die 
Pächter  fanden  m  der  Kriais  häufig  einen  Grund  oder  auch  A^orwand, 
um  Pachtnachlässe  durchzusetzen,  und  diese  aus  dem  Pachtsystem 
fließende  Abschwächung  der  Krisiswirkungcn  auf  die  Bewirtschaf ter 
ist  ja  auch  in  England  deutlich  in  die  Erscheinung  getreten.  Bei 
der  Eigenbewirtschaftung  schließlich  mußte  der  Besitzer  di»-  hohen 
T.  iline  für  die  landwirtschaftlichen  Arbeiter  aucli  dann  foctbezahlen, 
als  die  Preise  für  seine  Produkte  erheblich  gesunken  waren.  Ja  die 
Löhne  stiegen  vielfach  noch  trotz  des  starken  Preisfalls.*) 

Man  muß  sich  jedoch  auch  vor  einer  Überschätzung  der 
krisismildernden  Wirkungen  des  Teilbausystems  als  solchem  hüten. 
Olino  liier  auf  die  ganze  I^rage  näher  einzugehen,  was  Aufgabe  der 
späteren  kritisrhen  Würdigung  dcsSvstenis  ist,  wollen  wir  nur  andeuten, 
daß  ein  wcsentliclier  (rrund  für  die  geringeren  Schädigungen  der  Teil- 
bauregionen durch  die  Ajjr.irkrisis  auch  in  der  vielfach  vorhi-rrsclienden 
Stellung  der  Viehzucht  in  diesen  dehieten  liegt,  deren  Produkte  ja  in  weit 
geringt  rem  Maße  von  einem  Preisrückgang  betrofifen  wurden  als  die£r> 
Zeugnisse  des  Ackerbaues. 

Eine  Folge  der  kurz  geschilderten  Entwicklung  war.  daß  der 
1  i-ilbau  sich  nicht  nur  in  den  Gegenden,  wo  er  l>estand,  erhielt,  sondern 
sogar  neues  lerrain  eroberte.  Stellenweise  wandelten  die  Besitzer 
unter  dem  l-.intluß  der  Krisis  ihre  Pächter  in  Teilbauern  um,  und 
andere  l>esitzer,  die  früher  vom  Teilbau  zur  Pacht  übergegangen 
waren,  kamen  wieder  auf  den  ersteren  zurück.*) 

So  hatte  sich  ein  nachhaltiger  l 'msclnvung  in  der  Beurteilunii  des 
Teilbaues  vollzcgen,  dem  man  mm  nicht  mehr  wie  früher  einen  bal- 
digen Untergang  \'* 'raussavite.  .Seine  gegen  den  ^Ansturm  ucr  Agrar- 
kriüüs  bew  iesene  Widerstandskraft  hatte,  wie  wir  sahen,  in  erster  Linie 
diesen  Wechsel  in  den  Anschauungen  bewirkt,  und  jene  war  es.  die 
man  nun  in  der  Beurteilung  des  Systems  vielfach  mit  besonderem  Nach- 
druck hervorhob  und  gleichsam  als  einen  versöhnenden  Ausgleidi 


t)  Vortrag  von  Kenc  Worms  (Du  nit-tnyage  et  de  b  partidpatioa  sux  btiiufic  s) 
in  der  Sod^i  d'^oouomie  politiquc  oiu  5.  Oktober  1901.  Siebe  Refent  lüerttbor  im  „Journal 
des  ^oMKMDQtita»*'  vom  15.  Oktober  1901,  S.  79  ff- 

t)  Siehe  Ratouii  de  Limay,  S.  31  a.  Bouiison  et  Tarlin,  S.  13;  L.  Bourdia, 

L*  VivamLs,  Annales  de  ITniversite  de  Lyon.  Bd.  XXXVII,  Paris-Lyon  1898,  S.  177  ff.; 
II.  baudrillart,  T,t>  i'opulaiion.«  nj^colcs  de  la  France.  Pans  18Q3,  Bd.  III.  S.  140. 
Siebe  auch  Congres  intematioDal  d'agricuiture  tenu  ä  la  Haye  du  7  aa  13  Sepiembre  1891, 
Compte-rendti,  Tome  II,  SectUm  V»,  S.  8  (Rapport  von  Bernard). 
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mit  der  ^^nt  jehor  tjetadelten  fortschrittshemmencleii  Wirkung-  des 
Tei!hai)p>  jirics,  deren  irühere  laute  Verurteüun^'^  ihrerseits  infolge- 
dessen mehr  verstummte.  So  prophezeite  z.  11  Bau dri Hart,  der 
sich  früher  in  seinem  „Manuel  d  economic  politique"  sehr  abfällig  über 
den  Teilbau  ausgesprochen  hatte,  demselben  in  dem  mehrfach  er- 
wähnten Artikel  in  der  Zeitschrift  „Revue  des  Deux  Mondes*'  für 
gewisse  Gegenden  eine  große  Zukunft.  Lecouteux,  der  sich  in  seinem 
..Traitt*  des  entrepri.ses  de  culturc  auielioranie"  ebenfalls  früher  als  ent- 
schiedenen Gegner  des  Teilbaues  bekannt  hatte,  iiob  später  in  einem 
Artikel  des  „Bulletin  de  la  Societe  des  Agriculteurs  de  France"  vom 
I.  März  1879  hervor,  dal»  der  Teilbau  in  seiner  jetzigen  (icstalt  eine 
durchaus  günstige  Ijeurteiiuiig  verdiene.  Ferner  brach  Le  Play 
Mitte  der  So  er  Jahre  eine  kräftige  Lanze  für  die  leilbaubewirt- 
schaitung/)  und  die  Generalversammlung  der  Societe  d'encourage- 
ment  ä  Vagriculture  trug  im  Jahre  1886  in  Erwägung  der  weniger 
nachteiligen  Wirkungen  der  Agrarkrisis  in  den  Teilbauregionen  dem 
Vorstand  der  Gesellschaft  auf,  die  Verbreitung  dieser  Bewirtschaftuogs- 
art  mit  allen  möglichen  Mitteln  zu  fördern.*)  Auf  dem  internationalen 
Agrarkongreß  im  Haag  vom  7.— 13.  September  1891  wurden  in  der 
fOnften  Sektion  (Economie  rurale)  die  folgenden,  von  Bernard  über 
die  Bedeutung  des  Teilbausjrstems  aufgestellten  Leitsätze  angenommen: 
Der  Teilbau  kann  ebensogut  wie  die  Pacht  zur  Verbesserung  der 
Lage  der  ländlichen  Bevölkerung  und  zur  Steigerung  der  Produktion 
dienen;  er  muß  überall  da,  wo  er  eine  Daseinsberechtigung  hat,  be- 
wahrt und  verbessert  werden.  Der  Besitzer  mu0  alle  Anstrengungen 
madien,  um  den  Teilbauem  auf  der  Bahn  des  landwirtsdiafdichen 
Fortschritts  zu  ermuntern  und  zu  leiten  und  um  die  Gleichheit  in  den 
Vertragsbestimmungen  zu  realisieren.*) 

Fiour  de  Saint-Genis  schließlich  sprach  vor  wenigen  Jahren 
die  Ansicht  aus,  daß  der  Teilbau  in  bestimmten  Bezirken  voraussicht- 
lich der  „mode  d*exploitation  de  l'avenir"  werden  wQrde.  *) 

Damit  ist  der  viel  geschmähte  und  viel  verurteilte  Teilbau  heute 
in  Frankreich  neben  Eigenbewirtschaftung  und  Pacht  im  allgemeinen 
als  ebenbürtiger  und  berechtigter  Bewirtschaftungsmodus  anerkannt, 
dem  sein  Platz  nicht  mehr  streitig  gemacht  wird.   Wir  werden  in 


0  Le  Play,  Le  miuy«^  et  «e»  rteultats  m  poiot  d«  vue  toMomique  et  sodsü  in 
der  „Refonne  somle"  vom  15.  April  18M6,  S.  407  ff. 

31  „Ref"rme  sociale",  6.  Ja^-;;  ,  IT'  't  vom  i.  April  1886,  S.  398. 

3)  Conj^ivs  intL-rnition-i!  f!':;^;: itui ur e  icnu  ü  la  Haye,  Tome  I,  S.  213. 

4)  Fiour  de  Samt-ücnis,  ^.  310. 

AUMMlitaiQgan  d,  «tiatiir.  Semlnu»  z.  Jena,  Bd.  11,  Heft  4.  5 
Herme«,  Der  Teiltatt  la  Fnokreicb. 
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der  späteren  kritischen  Betrachtung  des  Toilbausystcms  auf  die  Knt- 
wickhiiiij  in  der  allerneuesten  Zeit  noch  des  nahern  eingehen  und 
dabei  aucli  gelegentlich  n"ch  cinii^'^e  Punkte  aus  der  früheren  Ge- 
schichte des  Entwickhuiifsprozesses  des  Systems  ausführlicher  be- 
sprechen, was  besser  dort  im  Zusammenhang-  mit  der  yan/en  kriti- 
schen Würdi^un^  'geschieht  als  hier  in  diesem  Abschnitt.  Dort 
werden  wir  dann  aurh  versuchen,  die  neuere  Bewegung  zugunsten 
des  Teilbausystems  auf  ihre  innere  Berechtigung  hin  näher  zu  prüfen. 


II.  Abschnitt 

Die  gegenwärtige  Ausdehnung  des  Teilbaues  nach  den 
Ergehnissen  der  letzten  landwirtschaftlichen  Oezennalstatistik 

von  1892. 


In  diesem  Abschnitt  soll  der  Teilbau  nach  den  Ergebnissen  der 
letzten  Dezennalstatisttk  von  1892  etwas  genauer  betrachtet  und 
außerdem  gleichzeitig  ein  Rückblick  auf  die  wichtigsten  Veränderungen 
der  neueren  Zeit  geworfen  werden.  Ein  besonderes  Interesse  bietet 
zunächst  die  Ausdehnung  der  den  einzelnen  Bewirtschaftungs- 
formen  zufallenden  flächen.  Die  nachstehende  Tabelle  gibt  hier- 
über näheren  Aufechluß. 


Kttltunirt 

t'ii.f.ing  der  l>el>autcn  Fläcli«'  <ihnL 
l'orsten  uud  Ilolzuugen  nach  Bcwiri- 
idaftungKut  in  looo  ha 

Die  bebaute  Flidie  Terteilt 
sich  in  %  anf 

Eigen - 
lx:wu■l• 
«cbattang 

Pacht 

Teil- 
baa 

Insgesamt 

Eigcn- 
bcwirl- 
schaf- 
tung 

Pacht 

TeO. 
bau 

In.. 

SCHBlt 

Aekeriuid  .... 
Wkien  und  Weiden 
Wein]«iid  .... 

12  :q6,7 

3*9.5 

2  230.5 
144.0 

it8.9 

2953.2 
«>35.« 
149.0 

25  8«5.3 
6  557.0 
1  800,0 

477.4 

69.85 
20,14 

8.22 

'.79 

80,25 

17  M 
1,14 

0.93 

78.39 
itJ,89 

3-95 
0,77 

74.5s 
18.88 

Im  ^Dzen 

18  324,4 

13638,8 

3767,0 

34  7««>.2 

100.00 

100,00 

ioo,ooj  loovoa 

Danach  entfielen  von  der  ermittelten  Fläche  auf: 

K  ^' ril>«»wirt!M:hafliing     ....  52,78"  ^ 

l^acht   3^.57  "0 

Teilbau  .   to.<>5Vit 

lugesamt  100,00*/, 
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THe  Fürsten  und  I  InlziinLT'Mi  luit  die  Statistik  nicht  mitberechnet, 
da  di<'  Kiassifikdtion  derselben  unter  ilie  einzelnen  Bcwirtschaftiintrs- 
s\  sie-De  häutig  sehr  i^'^ß*^  Srhwieriijkeiten  bereitet  haben  würde.  <  )ft 
w  en  iL  n  sie  vom  P.u  hter  bewirtschattet,  oft  auch  bilden  sie  den  Gej^en- 
stcind  eines  l)i  snTKleren  Vertratfes  oder  werden  für  den  Besitzer  7ur 
eigenen  f^ewirtschaftuiijL,'-  reNerviert.  Letzteres  ist  lieim  Teilliau  di»' 
Regel.  I  )a  die  Ausdehnung  der  Irrsten  und  Hol/untren  vielfach  selir 
beträchthch  ist,  würde  eine  ungenaue  X'erteilutig^  das  Hild  der  obiL;cn 
TahHIe  sehr  getrübt  liaben:  daraus  erklärt  sich  die  Xichtberui  k- 
sicluii^ unv;  dieser  Flä<lien  l»ei  der  X'erteilung  der  einzelnen  Kultur- 
arte  1.  die  übrigens  in  der  Statistik  von  1892  zum  erstenmal  durch- 
geführt ist. 

Was  die  niiii^cteilte  Tabelle  im  einzelnen  angeht,  sri  /eigen  die 
Zitte  rn,  daß  das  A(  kerland  in  den  P achlu  irtschaften  prozetiüsch  tlie 
gT*»ßte  Ausdehnung  einnimmt,  und  der  I'eilbau  in  dieser  Hinsicht  an 
zw  eiter  Stelle  steht.  8n  25<>  „  der  gesamten  PachtHächc  und  78,3g  der 
gesamten  Teilbaufl.iehe  sind  Aeki  rland.  den  Wiesen  und  Weiden 

nimmt  die  Eigt»nl)e\\  irtselialtung  den  ersten  Rang  ein,  während  der 
Teilbau  an  letzter  Stelle  folgt.  Ind<<s  sind  alle  diese  Unterschiede 
nicht  erhebii*  her  Natur;  anflers  liegt  die  Sache  bei  dem  Weinland 
und  den  Gärten.  Hinsi(  htlieh  dieser  beiden  Kultnrarten  behaiqitet 
die  Eigenbewirt&chaftung  suwohl  der  Pacht,  als  auch  dem  Teilhau 
geg^enüber  eine  starke  Überlegenheit  Das  im  Teilbau  bewirtscliatiete 
Wcialantl  steht  /war  in  seiner  absoluten  Ausdehnung  dem  ver- 
pachteten ein  wenig  nach,  dagegen  tritt  das  W'einareal  in  der  pro- 
zentis<'hea  Verteilung  der  gesamten  TrMlhauilaehe  auf  die  einzelnen 
Kulturarten  in  der  mehr  als  dreifachen  Starke  wie  bei  der  prozen- 
tisehen  Zusammenstellung  des  Pachtlandes  auf.  Aus  den  mitge- 
teilten Ziffern  geht  klar  und  deutlicii  hervor,  daß  die  vielfach  ge- 
hegte Ansicht,  die  Duniune  des  Teilhaues  sei  insbesondere  das  (fe- 
hlet der  S{H  /ialkulturen.  keineswegs  zutrifft,  wenn  dieser  hi<  r  aucli  im 
allgemeinen  vor  der  Pacht  ilen  Vorzug  findet.  In  den  ausgedeh.nen 
Weinbaugebieten  des  Midi  herrscht  die  Eigenbewirtschaftung  durchaus 
vor.*)  I^ehrreich  snid  in  dit^sem  Zusammenhang  noch  die  Ziffern  der 
Statistik  von  1892  für  das  Depiirtement  Ilerault  im  .Midi,  das  unter 
allen  Departements  Frankreichs  im  Weinbau  den  ersten  Rang  ein- 
nimmt. 

I)  Siehe  auch  .,!.'•  Mus^V  snri.t)".  Novembt-rheft  1903.  Augi'Laribe,  Les  ouvrier» 
de  ia  viüailture  iangu^doaenne  c-t  ieurs  i^yndicau,  S.  z^iß. 
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Zahl  der  Betriebe 

Bewirticbaf tele  Fliehe  ia  tooo  ha 

Ei^en- 
bewirt- 
schaftung 

Pacht 

Xeilbau 

Eigen- 
bewirt« 
sduftung 

Pacht 

Teilbau 

■892 

63  339 

1814 

1034 

*6i,7 

3S'4 

22)00 

Also  hier  ist  der  Teilliau  aucli  der  Pacht  numerisch  unterlegen. 
Da  wo  Teilbau  betrieljen  wird,  bleibt  das  Weitiland,  ebenso  wie  in 
anderen  Gegenden  iler  Wald,  sogar  oft  zur  alleinigen  Bewirtschaftung 
des  Besitzers.')  Der  wesentlichste  Grund  für  die  Vorherrschaft  des 
Eigenbetriebes  liegt  darin,  daß  es  sich  in  den  Gebieten  der  Spezial- 
kulturen  vorwiegend  um  sehr  kleine  Besitzgroßen  handelt 

Wir  wollen  nunmehr  die  numerische  Bedeutung  der  Teilbauem 
innerhalb  der  gesamten  landwirtschaftlich  tätigen  Bevölkerung  nach 
der  Statistik  von  1892  näher  untersuchen  und  lassen  zunächst  eine 
Übersicht  der  einzelnen  Klassen  der  landwirtscliaftlichen  Bevölkoruiig^. 
getrennt  nach  den  beiden  I lauptgruppen  Wirtschaftsleiter  und  Lohn- 
arbeiter bezw.  Dienstboten,  folgen. 


Wirt- 
schaf Ui- 
leiter 


Hilfskräfte 
od.  Dienst- 
boten 


Ii 

Ii; 


Zahl 

Besitzer,  die  ausachliefilich  ihr  Eigentum  bewirt* 
Schäften,  entweder  alleiii  t>det  mit  Hüfe  ihrer 
Familie  oder  fremder  Arbeitikiifte  .    .   .    .     2  199  220 

Pächter  .   1  06  t  401 

Teilbauem   344  tbS 


Gesamtzahl 


33.0» 
'5.93 
5'»6 


Zusammen 

3  <K»4  789 

54.»« 

16  09 1 

0.24 

1  210084*) 

iS,i6 

1  832  i;4 

27 -30 

Zusammen 

i  058  346 

45.90 

100,00 


Insgesamt     6  663  13s 

Den  ausscbliefilich  ihren  Bedtz  bewirtschaftenden  Eigentümern 
kommt  in  der  prozentischen  Zusammensetzung  der  landwirtschaftlich 
tätigen  Bevölkerung  weitaus  die  größte  Bedeutung  zu  (33.01%  d& 
Gesamtzahl).  Die  Dienstboten  schliefien  sich  an  mit  2 7,50°  0. 
Tagelöhner  und  Pächter  beteiligen  sich  nur  mit  18,16  bezw.  i5,93"  o 
und  der  Anteil  der  Teilbauern  mit  5,1 67o  ist  noch  weit  ge- 
ringer, während  die  Verwalter  mit  0,24%  g^nz  verschwinden. 

Die  folgende  zusammengefaßte  Obersicht  beleuchtet  die  Verhältnisse 
unter  dem  Gresichtspunkt  der  Natur  der  landwirtschaftlichen  Betätigrung. 

l)  Siehe  auch  H.  Baudrillart,  Les  popuhuions  ^ricoles,  Bd.  III,  S.  433. 

a)  Emscbließlidi  5S8  950  Ti^löbner,  die  ^chiseit^  dnen  kleinen  Beaits  haben  «nd 
daher  ab  Bewirtschafter  und  Atliciier  tugleich  auftreten,  aber  nur  unter  den  Arbeitern  auf* 
geführt  werden«  um  doppelte  Rechnung  zu  vemeiden. 
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Zahl 

1.  Eigentümer,  die  nur  den  eij;pnen  Besitz  licwirtschaften   3  199  210 

2.  EigentuHKjr.  die  den  eigenen  Btsiu  bcwif Isdullta  u.  zugleich  aU  Pächter, 
Teilbtaiern  odt-T  Tagelöhner  tätig  sind   t  l88  Ot$ 

3.  Landw.  T;ai>;c,  die  nur  für  andere  arbeiten,  und  zwar: 

Verwra^hcr    16091 

Pächter,  TeQlwa«ni  mid  Ta^dfllmer  (Niditbetitier)   i  427 

Dienstboten   i  832  174 

Insgesamt       6  663  135 

Die  beiden  ersten  Gruppen  bilden  die  Gesamtheit  der  direkten 
Bewirtschafter,  3  387  245,  die  Arbeitsbedingungen  sind  aber  nicht  für 
alle  in  diesen  Gruppen  Vereinigten  dieselben,  die  einen,  2  199  220,  be- 
wirtschaften niir  ihren  eigenen  Besitz,  die  andern,  1188025,  sind 
außerdem  noch  als  indirekte  Bewirtscliafter  (599075  Pächter  und 
Teilbauem)  und  als  Dienstboten  (58Ö950  TagelAhner)  tätig. 

Näheres  hierüber  findet  sich  in  der  nachstehenden  Tabelle,  in 
der  die  dnzrlnon.  oben  angeführten  Klassen  nach  ihren  Besitzver- 
bältnissen  gegliedert  sind. 


Klasse  der  Undwirtschaftlidi  tadgen 
Bevölkerung 


Besitzer 


Niclii- 
besitzer 


.      .  ,      .1  Zusammen» 

,  ...  ,  Setzung  der  em- 
zelnen  hJassen  «^(1.  jOa««! 


Be-  .Nicht- 


Be-  Nicht- 


sitzer  besitzer  sitzer  ibesiuer 


Besitzer,  di'"  nur  ihr  Eigentum  hruirt- 
»ehalten,  entweder  allein  oder  mit  Hilfe 
ihrer  FamiHe  od.  fremder  Arbeitsicrifte 

Pächter  

Teilbauem  

Verwalter  

Tagel^ihner  

Dienstboten  


t  199  220 


47 
I  i 


S88  950, 


2^'^  623 
120  87 1 
1 6  09 1 
621  131 
I  832  174 


64.93 
14.04 

IM 
«7.93 


(),74 

0,49 
i8.9() 

55.')3i 


100,00 1  — 
44-82  ,  53,18 
33.82  I  64,18 

—  100,00 

48.671  5  «.33 

—  1 100,00 


Sunnme  bexw.  Mittel 
Insgesamt 


3387  245  '  t  275  890  jioo.oo  [100,00  j  50,83!  49.17 
0  663  135  100,00 


Nach  dieser  Tabelle  machen  also  die  Besitzer  50,83%  der  Ge- 
samtzahl aus»  d.  h.  ihre  Zahl  ist  ein  wenig  h(Aer  als  die  der  bezahlten 
Hilfskräfte  (45,90  7o  ^'^^  Gesamtzahl),  aber  niedriger  als  die  der 
Wirtschaftsleiter,  für  welche  die  entsprechende  Verhältnisziffer,  wie 
aus  der  Tabelle  auf  S.  68  ersichtlich,  54.1070  ist  Das  kommt  daher, 
daß  mehr  als  die  Hälfte  der  Pächter  und  Teilbauem,  die  Wirt- 
schaftsleiter sind,  keinen  eigenen  Besitz  haben. 

Die  ausschließlich  ihren  Besitz  bewirtschaftenden  Eigentümer 
machen  64,93%.  die  Tagelöhner  17,937»»  Pächter  14,04^0  «»d 
die  Teilbauern  nur  3,64%  ^^"^  Gesamtzahl  der  Besitzer 
aus.   Unter  den  Nichtbesitzern  n^men  die  Dienstboten  die  weit- 
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aus  wichtigste  Stelle  ein,  indem  fast  56"',  der  Gesamtzahl  auf  sie 
entfallen.  Ihnen  folgen  die  Tagelöhner  mit  fast  19  "/o-  die  Pächter 
mit  ungefähr  i8®/,j,  dann  die  Teil  bau ern  mit  6,74%  der  Gesamt- 
zahl der  Xichtbesitzer  und  schließlich  die  Verwalter  mit  dem  ver- 

SChwiiidi  iiden  Anteil  von  049  "^/i^. 

Diese  letzteren  kommen  ebenso  wie  die  Dienstboten  nur  als 
Nichtbesitzer  in  Betracht;  die  andern  Klassen  teilen  sich  ziemlich 
gleichmäßig  in  Besitzer  und  Nichtbesitzer,  indes  überwiegen  doch  die 
letzteren  etwas  bei  den  Pächtern  und  Tagelöhnern  und  ganz  erheblich 
bei  den  Teilbauern:  64.18V0  Nichtbesitzer  gegen  35.82%  Besitzer. 

Nach  den  obigen  Angaben  stellt  sich  also  die  Zahl  der  laii  U 
wirtsf  haftlichen  Unternehmer,  der  Wirtschaftsleiter,  für  ganz  Frank- 
reich wie  folgt: 

abiolttt  in 

Selbstwimchnftende  Eigentflmer  .    .    .       3387245')  ro.o; 

Pichtcr   I       ^oi  22.' 5 

TeilbMieni   .ui  "'^  r.»H 

lofgesami      4  792  S14  100,00 

In  der  Zahl  der  selbstwirtschaftenden  Eigentümer  lex- 
ploitciiits  directs,  cultivateurs  proprietaircs),  und  zwar  sowohl  der  ge- 
sanneii  dircklen  Bewirtschafter,  als  auch  der  iiusschlicßlich  ihren  Be- 
sitz bcwirlschaftendon  Kigentümcr  ^proprit-taircs  cultivant  exclusive- 
ment  leurs  terres),  sind  dicdcbiete  desSüdens  ;Midi)  und  des  Zentrums 
dem  Norden  bei  weitem  überlegen,  indem  in  den  beiden  ersicrcn  sich 
1263000  bezw.  I  196000  selbstwirtschaftende  Eii^entünier  linden,  in 
der  Nordregion  dagegen  nur  904  000.  Besonders  im  Midi  prädo» 
minieren  die  selbstwirtschaftenden  Eigentümer  und  werden  dort 
überall  in  großer  Zahl  angetroffen.  Nicht  so  verhält  es  ^cb  mit  der 
Zentralregion,  wo  nur  der  östliche  Teil  eine  Höchstzahl  selbstwirt- 
schaftender Besitzer  aufweist,  während  deren  Zahl  in  dem  westlichen 
Teil  und  dem  eigentlidien  Zentrum  geringer  ist  Innerbalb  der  Nord* 
region  tritt  der  Nordwesten  mit  der  größten  Zahl  selbstwirtscfaaftender 
Besitzer  auf.  Eine  vorherrschende  Stellung  nimmt  der  Eigenbetrieb 
dann  noch  im  Osten  ein.  Die  höchste  Zahl  der  aussdiliefiUch  den 
eigenen  Besitz  bewirtschaftenden  Eigentümer  —  die  wichtigste  Gruppe 
der  direkten  Bewirtschafter,  wie  wir  sahen  —  findet  sich  im  öst- 

I)  über  die /iisamrocnset/ung  dieser  Ziffer  siehe  die  erste  Rubrik  in  der  lettten  Tabelle 
auf  *^  ^iq;  die  /..ih\  der  besitzenden  i^äclitcr  und  Teiihaucrn  mulite  tr^türücli  hlr-r  !r  der  suni« 
inanxchen  Aufsicllung  zuciiml  iu  Kccboung  gestellt  werden;  einmal  florieren  Me  als  Be- 
wirtschafter des  e^nen  Besiues  und  da«  mder*  Sbl  ala  Pkhttr  «nd  TcÜbauen,  «I«o  ab 
Bewirtschalter  fremden  Besitzes. 
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liehen  Zentrum  von  Cote  d'Or  bis  zur  Isere  und  dann  im  Süd- 
westen von  der  Gironde  bis  Arieg-e.  Hinsichtlich  des  gfröiJten  Um- 
fanges  der  eij^enbowirtschafteten  Flächen  stehen  ebenfalls  Gebiete 
mit  der  \  erschiedenartig'sten  Struktur  der  Bodenbewirtschaftung"  neben- 
einander, so  Gebenden  mit  dominierender  Pacht  (Departements  Aisne, 
Somme  und  Saüne-et-i.oiic)  und  solche  mit  starker  Verbreitung  des 
Teilbaues  (I)ordngne,  1  laute-Cjaromie.  ders,  I,nt-et-Gar'>nne,  X'ienne 
und  Korsika)  sowie  schließlich  Gegenden  mit  Groß-,  Mittel-  und  Klein- 
betrieb. 

Die  Pächter  finden  sich  in  crr"l'>tt"r  /-^ihl  im  Norden,  in  gerin- 
prerer  im  Zentnim  und  nocii  erheblicli  geringerer  im  Midi.  Die  höchsten 
Ziffern  (30  —  38000  pro  1  )cpartementj  weisen  die  im  Nordwesten  imd 
eigentlichen  Norden  ireleeenen  Departements  der  Bretagne,  u.inn 
Sarthe.  Seine-Infi'rieure.  Nord,  J*as-de-Calais  und  Somme  auf,  während 
im  Zentrum  und  Süden  kein  Departement  eine  solche  Ziffer  erreicht. 
Die  Reihenfolge  Norden,  Zentrum.  Midi  gilt  sowohl  für  die  einen 
Besitz  habenden,  als  auch  für  die  besit/lo.sen  Pachter. 

Die  Teil  bau  er  n  sind  im  Norden  in  sehr  geringer  Zahl  ver- 
treten, in  größerer  im  Zentrum  imd  am  zahlreichsten  im  Midi  (40  ♦^/„ 
der  Gesamtzahl^.  Der  westliche  Teil  des  Zentrums  und  der  Südwesten 
haben  die  höchsten  Ziffern.  Die  Höchstzahl  der  über  einen  Besitz 
verfügenden  Teiibauern  findet  sich  im  ganzen  Westen  von  Loire- 
Inferieure  bis  Landes;  fOr  die  nichtbesitzendun  Teiibauern  gilt  wieder 
die  Rethenfolge:  Midi,  Zentnim,  Norden.  Wir  werden  weiter  unten 
das  Verbreitungsgebiet  des  Teilbaues  noch  ausführlich  besprechen. 

Es  sollen  nun  zunächst  noch  für  den  Zeitraum  1882^1892  die 
Veränderungen  in  dem  Umfange  der  einzelnen  Bewirtschaftungsarten 
an  der  Hand  der  folgenden  Zusammenstellungen  etwas  näher  be- 
b'achtet  werden. 


Bewirtschafter 

Zu&ammcnsct/ting  der 
Zahl  der  Bewirt&dufter 

Jahr 

direkte 

(cultivaieurs- 
proprictaires) 

indirekte 
(Pächter  und 
Teiibauern 
ittukinin«») 

direkte 
/o 

indirekte 
•/• 

i88a 
1893 

3525342 
3  387  «45 

I  309  904 
1  405  569 

72.9' 
7o»67 

27.09 
«9,33 

Uncendii«d 

—  138  097 

95  «»^S 

2,24 

—  2,84 

Trotz  gewisser  gegenteiliger,  weiter  unten  zu  betrachtender  Be- 
wegungen in  dem  vorliegenden  Zeitraum  hat  sich  als  Schlußergebnis 


Dlgitized  by  Goo^^Ie 


—    72  — 


der  Anteil  der  direkten  Bewirtschafter  zugunsten  der  indirekten  etwas 
—  2t24^lQ  —  vermindert.  Hierbei  haben  verschiedene  Ursachen  mit- 
gewirkt, zunächst  die  Wirkungen  der  Reblausverheerung  in  den  Re- 
gionen mit  dominierendem  Kleinbesitz,  dann  die  ständige  Abnahme 
der  Zahl  der  Pächter,  Teilbauern  und  Tagelöhner,  die  gleichzeitig 
Besitzer  sind,  und  die  zum  Teil  entwediT  die  Klasse  der  nur  ihren 
Besitz  bewirtschaftenden  Eitfeiitümer  oder  diejenige  der  über  keinen 
Besitz  verfügenden  Bewirtschafter  vergrößert  haben,  nicht  zu  er- 
wähnen eine  j.^'^ewisse  Anzahl  von  ihnen,  die  den  landwirtschaftlichen 
Beruf  verlassen  haben. 

Von  der  ( lesanitabnahme  der  direkten  Bewirtschafter  (,138097) 
wnrden  alle  Teile  Frankreichs  betroffen  mit  Ausnahme  der  Xordregion, 
bei  der  der  eigentliche  Norden  eine  Zun;üime,  der  Xord<>sten  und 
Nordwesten  dagegen  eine  Abnahme  zeigen,  sodaJi  als  Endergebnis 
dieser  beiden  sich  ausgleichenden  Tendenzen  die  Nordregion  in  ihrer 
Gesamtheit  stationär  geblieben  ist.  Dagegen  überwiegt  sowohl  im 
Zentrum,  als  auch  im  Süden  die  Abnahme. 

Die  folgende  Tabelle  veranschaulicht  die  Bewegungen  für  die 
beiden  Hauptgruppen  der  direkten  Bewirtschalter. 


Jahr 

die  aus- 
schließlich 
ihren  eige- 
nen Besitz 
bcwin- 
idiaften 

te  Bewhtic] 

die  außer- 
dem als 
Pächter, 

Teilbauern. 

Tagcluhuer 

tätig  lind 

^ter, 

insgesamt 

Es  machten 
de 

die  dir« 

die  ausschließ- 
lich ihren  eige- 
nen Besitz 
bewirttduften 

.lus  m  "y,  der  Gcsamtubl 
r  BewülKhafter 

?kten  Bewirtschafter, 

die  außerdem  j 
als  Pächter,  ' 
Teilbauem,  imgemat 
Tagelöhner 
tätig  sind 

1883 

2  I '}')  2  20 

I  374  ^6 

1  1  >>8  025 

3  5-\=;  34^ 

44,48 
4  3  •♦•3 

^•^,43 
25,04 

70.6: 

Unterschied 

48524 

—  186  621 

—  138097 

>.«5 

—  3.39 

-M4 

Die  Tabelle  zeigt,  daß  die  Gesamtverminderung  um  138097 
direkte  Bewirtschafter  durch  eine  erhebliche  Abnahme  der  gleich- 
zeitig einen  Besitz  habenden  Pächter,  Teilbauem  und  Tagelöhner 
verursadit  ist,  die  nur  teilweise  durch  die  Zunahme  der  ausschließlich 
ihren  dgenen  Besitz  bewirtschaftenden  Eigentümer  paralysiert  werden 
konnte. 

Innerhalb  der  einzelnen  Kategorien  hat  die  Entwicklung  steh 
wie  folgt  vollzogen. 
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Zu-  od.  Ahnahino 

Ton  1882—1892 
•/• 

die  nur  ihren  eigcoen  Be&iu  bewimdulten  2,25 
die  anfkidem  nodi  tittig  «ind  «It  Fidiier  .        ~-  4.87 

TeilbauertJ     ,   — 16,  ig 

Tagelöhner    .    .    .    .   —  »9.03 

Im  Durchschnitt         —  3,91 

2.  Xichibesiczer : 

Verwalter   —  10,43 

Pächter  

Tciibauem   13«58 

Tagelöhner   —  •7»54 

Blens tboten  .   —  6.»4 

 Im  Üurchschni»  —  3,31 

(iL>amtdurchschnitt  —  3,62 

Danach  haben  also  unter  den  drei  Hesitzerkatej^orien :  Pächter, 
Teilbauer  und  Tagelöhner,  die  Taj^elöhnrr  am  stärksten  =  fo.n^o/,, 
abgenommen.  Die  Teilbauerii  mit  16,19%  Verminderung 
folii-en  in  ^'^erinsLrem  A^s^-inf!,  wf.hrrnd  dagegen  die  Abnahme 
bei  den  besitzenden  Pachtern  mit  nur  4,^7%  sehr  viel  geringer  war. 
Im  ( legensatz  zu  diesen  Hewegung^cn  iiat  sich  sowohl  die  Zahl  der 
nicht  besitzenden  Pächter,  als  auch  die  der  Teilbauern  von  1S82 — !8q2 
vermehrt,  und  zwar  die  der  ersteren  um  25,08%,  die  der  letzteren 
um  13.58^0- 

Von  welchem  KintluÜ  diese  bei  den  einzelnen  Klassen  auf- 
tretenden divereierendt-n  Heweguntrstendenzen  auf  das  prozentisch 
ausgeflrückte  (jesamtergebnis  der  Entwicklung  sind,  lehren  die  folgen- 
den Ziffern.  _     ,  i 

Zu-  oiIlt  Abn.ihnie 
von  1882  — 1892 

Wirtschaftsleiter  " 

Eigentümer,  die  aotacfaließiidi  ihren  Bcsiu  bewirtichaften  .  2,25 

Plcbter   9«6i 

T«ilb«iicm   0,76 

Im  Durduchnitt  4,16 

Besahlte  Hilftktifce 

Verwalter   —  IO.43 

Tagelöhner   —  18.27 

Diemtboten   .    .    .  . 

Im  Durchschnitt  —  "»43 

Gesamtdurcbithnitt  —  3»^2 

Danach  haben  also  alle  Gruppen  der  Wirtschaftsleiter  zu-,  alle 
Gruppen  der  bezahlten  Milfskräfte  abgenommen;  am  stärksten  war 
die  Zunahme  bei  den  Pächtern,  erheblich  geringer  bei  den  aus- 
schließlich den  eigenen  [besitz  bewirtschaftenden  Eigentümern  und 
noch  geringer  bei  den  Teilbauem  mit  nur  0,76%. 
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Ganz  allgemein  gesprochen,  haben  steh  die  Wirtschaftsleiter  vor- 
zugsweise Obprall  in  der  Xordregion  vermehrt,  der  sich  in  dieser 
Hinsicht  der  Midi  anschließt,  während  die  Zunahme  im  Zentrum  vid 
gerin ijor  war.  Die  größte  Abnahme  der  Lohnarbeiter  weist  der 
Midi  auf.  Man  gewinnt  eine  gute  Vorstellung  von  den  reziproken 
Bewegungen  der  Wirtschaftsleiter  und  der  Lohnarbeiter  in  dem  Zeit- 
raum 1882 — 1892,  wenn  man  Frankreich  von  Xord  nach  Süd  in  drei 
gleiche  Parallelzonen  einteilt.  Von  c^irscn  weist  die  ZcMitr  il^i nie.  ho- 
soniicrs  ini  nördlichen  IVi!  die  stärkst»-  Zuii.ihine  der  \\'irtscluitt>- 
leit'M-  auf,  während  stärkste  Abnahme  der  Lohnarbeiter  sich  si  hr 
i^'^leirliniafii^«-  auf  den  ganzen  Umfang  der  östlichen  und  westlichen 
Zone  vc»n  Xord  nach  Sud  xa-rti-ilt. 

Für  die  ein/ehien  ]\<it(  i4(  rien  der  Wirtschaftsleiter  gilt  f».'lgen(le». 
Die  ihren  J'csii/  aussrhlicijlich  bewirtschaftenden  Fiiyentümer  haben 
sich  am  «'tärkstt  n  vernithrt  im  Nordwesten,  dem  eigentlichen  Norden 
und  dem  Sudosten.  Im  Zentrum  wirken  die  Bewegungen  in  den 
einzelnen  Regionen  ausgleichend  aufeinander:  geringe  Zunahme  im 
westlichen  Tel!.  Abnahme  im  eigentlichen  Zentrum  (Ausnahme  Tuy- 
de-Dome)  und  Östlichen  Teil,  Der  eigentliche  Süden  und  Südwesten 
zeigen  in  der  Gesamtheit  Abnahme,  dagegen  in  einigen  Dejiarternrnts 
Zunahme,  besonders  dironde,  Pvr«'nees  Orientales.  Aude  und  li-rault 

Die  über  einen  Besitz  \  erfiij^euden  Pachter  haben  besonders  in 
der  Xordregion  alj.^enrimmen .  weniger  im  Zentrum  und  sehr  wenig 
im  Süden.    Jedoch  sicli  eine  erhebliche  Abnahme  nur  im  Nord- 

westen, wahrend  im  eigentlichen  Xorden  eine  bcträchtHche  Zunahme 
zu  verzeichnen  ist.  Älmlich  verlief  die  I^ewegung  im  Midi,  aber 
natürlich  lange  nicht  so  prägnant:  Südosten  und  Südwesten  Vermin- 
derung, Zunahme  im  eigentlichen  Süden. 

Die  Zunahme  der  besitzlosen  Pächter  war  9ekur  allgemein  und 
am  stärksten  tm  Norden,  dem  der  Rdhe  nadi  Zentrum  und  Midi 
folgen. 

Die  im  Verhältnis  zu  den  Pächter-Eigentümern  stärkere  Ab- 
nahme der  Teilbauer-Eigentümer  verteilt  sich  sehr  ungleich.  Alle 
Teile  des  Landes  zeigen  ein  Überwiegen  der  Abnahme,  mit  Aus- 
nahme des  Südwestens  und  des  eigentlichen  Südens,  wo  eine  geringe 
Zunahme  vorliegt  Die  stärkste  Verminderung  läßt  aber  im  allge- 
meinen das  Zentrum  erkennen,  wiewohl  die  HOchstziffern  auf 
beiden  Gebiete  im  Osten  und  Westen  des  Zentrums  und  die  einander 
entgegengesetzten  Gebiete  Nordwesten  und  Südosten  ent£sllen. 

Eine  Zunahme  der  besitzlosen  Teilbauem  zeigte  besonders  der 
Midi  und  das  Zentrum,  während  der  Nordwesten  eine  Abnahme 
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aufweist  Die  Zonahme  umfadt  das  ganze  Zentrum,  dages^en  hat  im 
Midi  der  Südosten  eine  geringe  Verminderung  erfahren. 

Ansdiließend  mögen  noch  einige  kurze  Angaben  über  die  Be- 
wegung der  Gesamtzahl  der  Päditer  und  Teilbauern  in  dem  Zeit- 
raum 1862 — 1892  folgen.  Nach  den  Angaben  der  Statistik  hat  in 
diesem  Zeitraum  die  ateolute  Zahl  der  Tdlbauern  in  34  Departements 
ständig  abgenommen,  während  in  diesen  gleichzdtig  mit  Ausnahme 
von  nur  sieben  eine  fortwährende  Zunahme  d^  absoluten  Zahl  der 
nichtbesitzenden  Pächter  vorliegt.  Von  den  sieben  haben  sechs  eine 
durchweg  geringe  Abnahme  der  Päcbterzahl  von  1862 — 1882  und  eins 
eine  solche  von  1882 — 1892.  In  15  Departements  stieg  die  Zahl  der 
Teilbauern  von  1862 — 1882,  um  dann  wieder  bis  1B92  zurückzugehen, 
und  in  jy  Departements  ist  eine  umgekehrt  verlaufende  Entwicklung 
zu  beobachten:  Abnahme  der  Teilbauernzahl  von  186218S2  und  Zu- 
nahme von  1882 — i8q2.  Für  sieben  Departements  schliclilich  gibt  die 
Statistik  eine  stetige  ?Ainahme  der  Teilbauern  in  dem  Zeitraum 
1862  —  i8g2  an.  Auf  den  Verlauf  dieser  Entwicklung  in  den  wichtig* 
Sten  Teilbaugebieten  ist  weiter  unten  noch  im  einzelnen  einzugehen. 

Was  das  jedem  Be\virts(  liaf tungsmodus  zufallende  Areal 
anbetrifft,  so  bietet  der  Vergleich  der  einzelnen  Erhebvini:;pn  hier  be- 
sondere Schwierigkeiten.  Die  der  direkten  und  indirekten  Bewirtschaf- 
tung unterliegenden  Flächen  sind,  wie  schon  oben  erwähnt,  1892  zum 
erstenmal  mit  i^enauer  Detaillierung^  für  die  verschiedenen  Kultur- 
arten exakt  ermittelt  worden,  vvähreml  im  Jalirc  iS^:?  einzelne  Knm- 
missionen  in  Frmantfelnnif  eintT  gi-nauen  amtlichcMi  Klassitikatinn 
der  Kulturartrn  die  (ir<'n/cn  für  die  ])r\virtschafteten  r'larlion  nicht 
einheitlich  abgesteckt  hain-n;  einige  haben  den  Wald  ni(  ht  mit  auf- 
gen"n"im<^n.  andere  dagegen  wnhl  usw.  Die  daraus  entstandenen 
T'ngenauigkeiten  gestatten  keinen  einwandfreien  Vergleich  der  Ziffern 
von  1882  und  1892. 

Die  Gesamtzahl  der  landwirtschaftlichen  Hetri(  V»e 
verteilt  sich  nach  der  Statistik  von  1892  in  nachstehendem  Ver- 
hältnis: 


Nachstehend  f'dgt  eine  detaillierte  Übersicht  über  die 
Ausdehnung  des  Teilbaues  in  den  einzelnen  Departements 
Frankreichs: 


Zahl  der  Betrieb« 
189s  1882 


£igeab«wirtsdurtiiiig  .  \ 

BKbt  

TeUbau   


4190795  4  3H9»7 
I  or8  184        749  559 

349  33«        347  «5* 
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Deptttement 


Zahl  der 
Teüb«u- 


I 


Bewimcb«fiete  Flidi«  in  looo  tu 


nccncDc 

Ackerland 

WieMtt 

Wein- 
gärten 

Gärten 

Gcsflnit' 
ftreftl 

irrt 

5)° 

I  fi 

II""  t 
1 1  / ,  1 

*4«" 

9  rt 

104,1 

I9I.4 

t 

*»» 

*«4 

*33»* 

I  C  C 1 1 

1 4,0 

1  *  « * 

■•3 

1 4»/ 

9  1  c 

*'»5 

4f^ 

14  t  C 

97 14 

10,7 

3«4 

0»/ 

ff  iftn  4 

I  2  304 

1  20,5 

30'9 

3.0 

ff  V 

«  r  p  ^ 

1  '7  j 
1  2 

90.9 

'  '.9 

0,0 

IS 

■  "BA  A 

54-3 

f  r\ 
I  ,U 

*/9«4 

1 1 2,^ 

3o 

0,0 

ff  Jl  E  J 

2;, 2 

20,0 

t  8 

0|9 

49,9 

1  0      I  ? 

10  gij 

40,2 

12,2 

3o 

0,0 

10  I  Att 

O  1 

V 1 

8  2 

4«  5 

0,6 

104.7 

*»  v5y 

49'" 

27»4 

".5 

0.5 

7JS.O 

/  "/  4 

f  1  K 

•  3'9 

1,2 

•33." 

7  c  an 

r 

•0,/ 

23-3 

0.7 

139.0 

"  V/  y 

35-9 

zo,g 

3," 

0,2 

60,6 

2,5 

n  8 

0.3 

103.6 

'4'" 

6  0 

0,2 

25.2 

03,1 

.0,5 

105.3 

4/ 

4,0 

56,8 

3  uyo 

4*»,/ 

I  8 
I,ö 

0,4 

57,S 

e  niM 
5  Oio 

30,4 

3-3 

2.5 

0.3     !  4».5 

A  n  9n 

1    4  n 

•4  ^ 

3.^ 

1.0 

154.0 

A  KR  1 

*35«5 

21,3 

0,6 

158.2 

4  7«»5 

24,0 

5«" 

'•3 

0,2 

30.6 

4  4"3 

y  3<9 

f  f  ^ 

o,S 

87.« 

4  4>* 

49»o 

10|0 

o,e 

0,6 

61,1 

4  444 

0,1 

4  420 

III 

■3 '3 

4,0 

2.4 

0.5       1  20.2 

4  3*^ 

41,0 

4«° 

1  8 

0,3 

47,6 

A  Ol  9 

H  ü 

»3«4 

0,1 

16,5 

5-4 

0,8 

35.» 

2  inK 
i  4*Jo 

59./ 

0,4     1  90.8 

117 

A  t 

«3.4 

i  2/  ö 

f  ^ 

'  •  % 

0,. 

16.8 

i  "34 

c  8 

u,4 

0.3 

33.' 

i  014 

3»» 

0.4 

14.6 

*  00* 

35t5 

12,1 

o.t 

6:.- 

*  bi  f 

30,0 

4.0 

1  t\ 

0,2 

44.1 

f  I 

?  A 

z,o 

0.4 

114 

19,  I 

4t/ 

1  1 
1,1 

0.7 

25,6 

*  4"3 

5  «3 

1  8 
1,0 

2.5 

0.4 

10.0 

2401 

9.9 

3'4 

0,7 

0,1 

14.1 

IC  1 

I  o 

0,1 

37.3 

2  200 

4.7 

•-5 

3.0 

0.3 

9.S 

2019 

2.8 

1,6 

0.5 

4,9 

2013 

20,3 

10,9 

0,1 

3<S 

I  003 

18.3 

1,6 

0,1 

0.4 

«04 

1  h23 

4.» 

1.3 

0.9 

0,1 

6.4 

3<>,7 

4.9 

0,6 

0.3 

42.5 

27.4 

2.4 

0,9 

0,2 

30.9 

I  s;s 

3,0 

0,5 

0.1 

5-^ 

»  3:4 

24,0 

9.8 

0,2 

34.0 

1086 

6,8 

2.t 

0,1 

o,<  1 

9.1 

Landes  . 
Dorilogne 
AUier    .  . 
Gironde  .  . 
Sa6nc-ci-Lüire 
Tarn  ... 
Vendte  .  . 
Lot>et-Garonne 
Haute -Vienne 
Cbarente 
Bastes- Pyr^^ 
Loire-Infcricure 
Haute-Garonne 
Corrixe  .   .  . 
Vienne  ,    .  , 
Gers  .... 
Pny-de-DAnie  . 

Corsr-     ,    .  , 
Kh6ne  .    .  . 
Mayenne    .  . 
Tarn-ct-Gaionne 
Aude 
Drdme 


Infirienre 

Loire 


Indre 
Cber 
ArUge 

Charente 
Maine-ct 
Vauclnse 

Boiiches-du-Rhönc 
Lot  .... 
Morbihan 
Cötcs-du-Nord 
Creuse   .    .  . 
Finistire    .  . 
Var  .    .    .  . 
Aveyron     .  . 
Ardcche 
Deux'S^vrea  « 
tndre^Loire  . 

Gard  .  .  , 
Loire  .  .  . 
Alpca^Maritimes 

Am  .... 
IUe-et*VilaiDe 
Jura  .... 

Savoie  .  .  , 
Cantaü  .  .  . 
Loiret   .    .  . 

Py r  I  r  i  -  f>s  ■  Orien  tales 
L«ii-ct-Cher 
Isire  .    .  . 

Noid 

Nicvrc  .  . 
Sarthe  .  . 
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Z.-xhl  der 


Bewirtidiaftete  Flidie  in  looo  lia 


Departement 

Teilb.iu- 
betriebe 

Ackerland 

Wiesen 

Wein- 
gSiten 

Gfirten 

GeiMiii« 

•real 

H«utei>PyrtiitCi  .    .  . 

io6$ 

5.» 

2.9 

0.8 

0,1 

8.9 

Herault  

1034 

20,4 

0.7 

0,9 

22,0 

Cöte-d'Or  

1023 

4.' 

0.6 

1.6 

0.1 

6,4 

Bauo'Alpcs  .... 

833 

o,a 

0,2 

0,1 

6,2 

Somme  

914 

3,S 

O.T, 

— 

— 

3.J* 

Yonne   

719 

10,9 

',8 

0,1 

0,1 

12,9 

F«s*dc-Calais  .... 

486 

1.7 

o.a 

— 

1.9 

Scine-el-Oise    ,    ,    ,  . 

449 

6.3 

0,2 

0,2 

6.7 

Eure'Ct'Loir  .... 

437 

a.« 

0,1 

— 

2.2 

Haule-Saöne  .... 

433 

2,0 

0,1 

— 

2.2 

Mturthe-et-Moselle   .  . 

43« 

0,1 

Hautfi'Savoie  .    .    ,  . 

394 

'.9 

0.5 

0.1 

— 

»»5 

Mandie  

310 

«.5 

M 

*— 

0,1 

4.0 

Lt>zcre  

4.0 

2-9 

— 

0,t 

7,0 

Doubs 

280 

«.3 

0.3 

0.2 

1,8 

Vosyes  

278 

1.7 

— ^ 

4,1 

Hau  le- Loire  .... 

207 

4.4 

',4 

— 



5.8 

Aisne  

200 

2,1 

1,0 

0,1 

0,1 

3.3 

Hautes-Alpcs  .... 

174 

IJ 

a,6 

— 

4.3 

Calvados  

i-« 

0.4 

0.9 

0,1 

0,1 

1.4 

Eure  

170 

I.O 

0.2 

i.a 

Aabe  ...... 

168 

0,4 

0,2 

0,6 

Oroe  

146 

0,8 

0.9 

— 

0,3 

2.0 

ocinc*inicricUi  c  . 

(\  1 

U,  1 

lA  ff 
10,1 

Oi»e  

128 

0.9 

1,0 

Hante-Marne  .... 

126 

0.5 

Beifort  

103 

:i 

0,1 

0,5 

S«inc-ct-M«nie     .    .  , 

lOI 

0.8 

0,1 

1,0 

Mam«  

ri 

1,2 

1.3 

Mciue  

0.4 

0,5 

Insgesamt 

349  338 

a  953.2 

1  035.8 

^49.0 

1  »9.0 

37t>;.o 

Wie  ersichtlich,  steht  in  der  Zahl  der  Teilbauwirtsdiaften  das 
Departement  Landes  an  erster  Stelle,  während  hinsichtlich  der  Größe 
der  im  Teübau  bewirtschafteten  Fläche  das  Departement  Allier  in 
die  erste  Reihe  rückt 

Die  Tabelle  zeigt  das  Vorkommen  des  Tetlbaues  in  allen  Depar- 
tements Frankreichs  mit  Ausnahme  von  nur  zwei,  nämlich  Ardennes 
und  Seine.  Zur  Erläuterung^  der  angeführten  Ziffern  ist  noch  folgendes 
hervorzuheben.  IDie  Statistik  faßt  unter  den  Teilbaubetriebcn  me- 
tayages  und  colonages  partiaires  zusammen.  Zwischen  diesen  beiden 
Gruppen  besteht  nur  ein  quantitativer  Tut.  rschied ;  der  colonage  par- 
tiaire  ist  metayage  en  petit.  Es  handelt  sich  bei  ihm  nur  um  ganz 
kleine  Betriebe,  für  die  stellenweise  noch  besondere  Bezeichnungen 
vorkommen,  so  borderies  oder  borderages  in  Correze,  closeries  in 
Mayenne.  Die  Wirtschaftsbedingungen  sind  im  wesentlichen  die 
gleichen  wie  bei  metayage,  und  in  den  Gegenden,  wo  die  Xeilbau> 
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betriebe  an  und  für  sich  schon  eine  geringe  Ausüehminii  haben, 
macht  man  gemeinhin  gar  keinen  Unterschied  zwischen  metayage 

und  colonag-e. 

l-ern<T  sind  unter  dem   l>eyriff  ..Teilbaubetriebt  "  nicht  i^.ur  die 
vollständij^cn  Wirtschaftsbetriebe,  sondern  auch  ein/eint^  ( iruiKistudce 
subsumiert,  die  im  Teilbau  bewirtschaftet  werden  oder,  besser  gesagt, 
gegen  einen  Ertragsanteil.    Fs  sind  dies  die  soj^enannten  ..pieces  deta- 
chees".   Um  solche  handelt  »  s  sieh  /.  B.  im  Departement  Ih'rault  fast 
nur.   Die  Bestellung  solcher  drundstücke  nach  dem  Teilbauprinzip  ist 
aber  auch   in  einer  gan/en  Reihe  anderer  I)e])artements  üblich,  und 
es  dürfte  sich  bei  denjenigen  Departements,  in  denen  der  Teilbau  fast 
ganz,   unbekannt    ist,  bei   den   Angaben    der   ol)igen    Tabelle  wr-h) 
vielfach  nicht  um  besondere  Betriebe,  sondern  um  soiclie  einzelnen 
Grutidstiuke  handeln.    S<^  teilt  z.  B.  Lafite'i  mit.  daß  der  Teil- 
bau im   Departement  Vosges,   das  in  der   angeführten  Zusammen- 
stellung mit    278    Teilbaubetrieben    figuriert,    in    Form  besonderer 
Wirtschaften  unbekannt  sei.    D.igeg<'n  pH"gen  in  den  ebenen  Tt-"len 
gewisse  Jk'siizer  ihre  Weinberge  nach  diesem  Modus  bewirtschaften 
zu  lassen.    An   wenigen   Stellen  wird  in  diesem  De{)artement  auch 
der  Kartoffel-  und   Rübenbau  gegen  einen   Ertragsant<Ml  betriehen: 
hierbei   kommen  aber  meist   nur  kleine  Mächen   in   Liotraciit.  Be- 
merkenswert ist  tlie  Angabe  von  Tafitc,  dab  sich  in  allerneuester 
Zeit  in  tier  I"^mgegend  von  Epinal  auch  bei  der  Bewirtschaftung  des 
Wiesenareals   imth-  solche  auf  dem  Teilbauprinzip  beruhende  Lohn- 
form auszubreiten  beginnt.    Der  Besitzer  überläßt  für  das  Mälien  l 
und  Werben  des  Heues  die  Hälfte  des  Schnittes.  j 

Ähnlich  sind  die  Ziffern  für  eine  Anzahl  sonstiger  Departements  I 
zu  beurteilen.    So  ist  der  eigentliche  Teilbau  in  den  Dei>.etements  1 
der  T^retagne  und  der  Normandie.  die  alle  in  der  obigen  rai>elle 
vertreten  sind,  fast  gar  nicht  Itekanut.  vi    Noch  mehr  irilt  dies  für  die 
reichen  Dep<trtemetits  des  Nordens,  die  auch  in  unserer  Zusammen- 
stellung nicht  fehlen.^) 

In  diesen  letzterwahiUen  Gebieten  ist  dagegen,  wie  wir  oben 
schon  des  nähern  salien,  die  Pacht  sehr  verbreitet.    Die  (jegenden 

n  Ch.  Lafitc,  L'agriailtnrc  dans  les  Vo5f:''«5,  Heims  1904,  S.  107  ff. 

1)  Siehe  auch  L^oncc  de  L.ivergne,  Economic  rurale^  S.  »i6;  H.  BaudrilUri» 
La  Nomuidiet  f^>>ns  >S8o,  S.  302  ;  P.  M^heatt«  £cxmomie  nirile  de  ht  BrcUigne,  S.  47» 
FasqnelU  et  Follet,  Etudes  agiiooles  lur  ie  d6partement  de  1*  Manche,  Saiat  LA  \^f»% 
S.  S3Z. 

3)  Siehe  auch  Triboudoau,  Monographie  agricole  du  Pas-dc-Calois  in  den  M^mni«» 
publik  par  la  Sodd^  d'«n«oungenieoc  pour  l'incfaistrie  nationale,  Paris  1904,  S.  SM. 
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mit  vorherrschendem  Pachtbetrieb  sind  von  denen  mit  überwiegendem 
Teilbau  im  allgemeinen  territorial  ziemlich  deutlich  abgegrenzt.  Gas- 
parin hat  hierfür  eine  genaue  Demarkationslinie  angegeben,  die  von 
den  meisten  französischen  landwirtschaftlichen  Schriftstellern  und  auch 
von  Tourdonnet,  wohl  einem  der  besten  Kenner  des  französischen 
Teilbaues,  mit  einigen  wenigen  Einschränkungen  als  zutreffend  aner- 
kannt wird.  (Tan/  allgemein  gesprochen,  verläuft  diese  Linie  von 
Ost  nach  West  in  folgender  Richtung:  Sie  schneidet  zunächst  Savoie 
und  Bresse  in  zwei  Teile,  geht  dann  durch  Beaujolais,  Autunois, 
Morvan  und  Nivernais  bis  zur  Loire  hin  und  folgt  dem  mittleren 
I^uf  derselben  bis  zur  Mitte  des  Blaisois  und  der  Touraine.  Hierauf 
wendet  sie  sich  schräg  nach  Nordwesten  und  findet  an  der  Küste 
Atlantischen  Ozeans  zwischen  den  Departements  Morbihan  und 
Loire-Inferieure  ihr  Ende.  Südlich  von  dieser  Linie  dominiert,  ab- 
gesehen von  wenigen  Ausnahmen,  der  Teilbau,  nördlich  von  ihr 
ist  die  Pacht  vorherrschend.  Man  darf  diese  Linie  indes  nicht 
als  eine  starre,  unveränderliche  Grenze  ansehen.  Der  Teilbau  hört 
nicht  plötzlich  auf,  um  der  Pacht  Platz  zu  machen  und  ebensowenig" 
umgekehrt.  Es  findet  sich  eine  Zwischenzone,  in  der  Pächter  und 
Teilbauern  unter  ähnlichen  Klima-,  Boden-  und  Anbau  Verhältnissen, 
sogar  in  denselben  Kantonen,  nebeneinander  leben.  Ja,  man  trifft 
selbst  in  ziemlich  großer  Entfernung  von  der  angegebenen  Linie, 
sp>oradisch  eingestreut,  bestimmte,  lokal  abgegrenzte  Bezirke,  wo  ein 
von  dem  allgemein  üblichen  Bewirtschaftungss)stem  gänzlich  ver- 
schiedener Modus  befolgt  wird.  So  hat  der  Teilbau  eine  große  Ver- 
breitung im  südlichen  Maine  und  in  den  Weinbaugebieten  der  Bour- 
gogne,  und  hinsichtlich  der  Pacht  gilt  H'  s  für  den  Süden  von  Haute- 
Loire.  die  Ebenen  von  (iard  und  einzelne  Weinbaube/irke  im  Süden. 
Tourdonnet^)  berichtigt  dalier  die  Demarkationslinie  Gasparins, 
indem  er  ihr  zwei  große  Ausbiegungen  gibt.  Die  eine  geht  vom 
Charolais  und  Autunois  aus  und  zieht  sich  nordöstlich  durch  Cöte- 
d'Or,  Jura  und  Ilaute-Saune,  die  andere  nimmt  ihren  Anfang  in  der 
Touraine  auf  dem  rechten  Ufer  der  Loire  und  umfaßt  den  nörd- 
lichen Teil  von  Anjou  und  den  südlichen  des  Departements  Mayenne, 
indem  sie  das  Departement  Ille-et-Vilaine  im  Westen  läßt,  ohne  es 
kaum  zu  berühren. 

Was  nun  das  eigentliche  Verbreitungsgebiet  des  Teil- 
baues anbetrifft,  so  kann  man  dasselbe  in  die  folgenden  drei  Regionen, 
einteilen: 


1)  TourdoiiD«t,  S.  68. 
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I.  Die  Süd w estreg-ion,  vornehmlich  die  Departements  lindes, 
Dordogne,  Gironde,  Lot-et-Garonne.  1  iaute-Garonne.  Gers  und  Bass*'S- 
Tyrenees,  dann  anüchliclk-nd  ein  Teil  der  Südrejrion,  naiiienilich  die 
Departements  Tarn,  Correze,  Tarn-et-Garonne,  Aude  und  Lot. 

TT.  Die  Zentralrcj^-inii  mit  d*'n  Departements  Allier  f'her,  Indre, 
Creuse,  Puy-de-Dome  und  das  Departement  Saöne-et-Loire  aus  der 
Ostregion. 

HI.  Die  Westregion,  insbesondere  die  Departements  Haute- 
Vienne,  Vienne,  Vendcc,  Charcnte,  Loire-Xnferieure,  Maino-et- Loire. 
Charcnte-Inferieure,  Deux-Sevres  und  dann  noch  das  Departement 

Mayenno  aus  der  Xordwestregion. 

Unt»  r  diesen  drei  Gebieten  besitzt  die  iijößte  Bedeutung  für 
den  Teilbau  die  Südwcstresjfion,  die  mit  Recht  als  der  klassische 
Boden  des  französischen  Teilbaues  bezeichnet  werden  darf. 


I.  Bie  SftdwMtrtgiott  und  «la  Tiil  das  SAdnffiott. 


Departement 

Zahl  der  Betriebe 

ße«  ii  ti-cliafl''t(-'  1- 
in  1000  )ia 

.\uf  je  100  Ple» 

wimdiaiter 
fiemden  BeiitKi 

lw-\\  i;  1- 

l'.:rht 

lifU'ilt- 

Pacht 

3  020 

[  «'7»> 

'^7,05 

Dord<^ue  .... 

73  347 

17  174 

5831 

S69.8 

184.I 

iot,9 

75,00 

25,00 

15  "I  i  1 

74.7 

*53-74 

•»4,9 

82,0« 

Baasea-Pyi^nies    .  . 

53  8«5 

1 1  028 

4738 

212,2 

49.9 

3«,» 

73.39 

2«.(l 

IT  IUI' -Garonoe 

:<> 

1  0  141- 

.>o  1  .') 

104.7 

7».»> 

74.ü»'> 

<ie-i  

043 

149,5 

:f>,o 

8». 3  7 

1 1  ."J 

48  841 

120,2 

47-4 

17-^J 

C\::rr/'.  

v 

•S  '  )v  ) 

iyi.2 

7S.0 

S3.0 

4'-'  -'-'i 

5  y-" 

j 

;,fi,S 

25.0 

78,0; 

Aude  

6S  226 

5098 

1  SVt 

37.5 

28^ 

rs-'9 

24^1 

Ixtt  

73  699 

2  870 

2  870 

198,4 

47»6 

46,5 

Die  relativ  größte  Ausdehnung  besitzt  der  Tdlbau  in  dieser 
Region  im  Departement  J,andes,  wo  die  ihm  iLT^widmete  Fläche  das 
in  Eigenbetrieb  und  Pacht  bewirtschaftete  Areal  zusammen  noch 
um  ein  geringes  übersteigt,  117  100  ha  gegen  112  600  ha.  In  allen 
übrigen  Departements  tritt  die  Teilbaufläcbe  gegen  die  in  Eigenbe- 
wirtschaftung stehende  mehr  oder  weniger  erheblich  zurück,  überragt 
dagegen  mit  Ausnahme  von  Correze  das  Pachtareal  durchwetr  be- 
trächtlich. Den  absolut  größten  Raum  nimmt  die  im  Teilbaii  bewirt- 
schaftete Fläche  in  den  Departements  Dordogne,  Gers  und  Taro  ein. 
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Das  prozentisch^  Wrhftltnis  zwischen  Teilbauern  und  Pächtern  stellt 
sich  in  allen  rX'partements.  und  zwar  größtenteils  ganz  erheblich,  zu- 
gunsten der  ersteren.  Den  ersten  Rang  nimmt  in  dieser  Hinsicht 
(xers  ein.  wo  von  je  loo  Bewirtschaften!  fremden  Besitzes  88,37  Teil- 
baueni  und  nur  1 1 ,63  Pächter  waren.  Ihm  schliel't  sich  in  kurzem 
Abstand  das  Departement  Dandes  an.  An  letzter  Stelle  steht  Lot, 
wo  auf  je  100  Bcwirtschafter  58,09  Teilbauern  und  41.91  I'achter  kamen. 

Mit  einigen  Worten  wollen  wir  noch  auf  die  während  des  Zeit- 
raumes 1S62  — 1892  erfolgten  Veränderungen  in  der  Zahl  der  Teil- 
bauem  eingehen. 

Unter  den  Departements  der  Südwestregion  ist  eins,  nämlich 
Dordogne,  das  für  den  Zeitraum  1862 — 1892  eine  stete  Abnahme  der 
absoluten  Zahl  der  Teilbauern  zeigt,  wie  aus  folgenden  Ziffern  hervorgeht 

Ziiht  der  Tcilbauerti 
im  Dcpaitement  Dordogne 

1862  24  189 

1882  17  780 

1893  17497 

In  zwei  Departements  derselben  Kegion,  Gironde  und  Aude, 
nahm  die  absolute  Zahl  der  leilbauem  von  1862— 1SS2  erheblich  zu, 
ging  dann  aber  von  1882  — 1892  auch  wieder  beträchtlich  zurück. 

in  allen  übrigen  Departements  sank  die  Zahl  der  Teilbauern  von 
1862  — 1882  zum  Teil  ganz  erheblich  und  stieg  dann  wieder  von 
1882 — 1892,  wie  dies  die  folgende  Tabelle  veranschaulicht. 


Zahl  der  Teilbanern 

1882 

1892 

34  64S 

18  814 

19  59» 

Zi0t<«t*6aroiine     .  . 

11  209 

9  932 

ti  091 

Basses-Pytcnees     .  . 

II  049 

8  132 

1 1  1 25 

HMite-G«roane .   .  . 

6  19; 

10  780 

5  374 

4065 

6861 

9S«5 

9  324 

12  310 

12  848 

0754 

9512 

Tam^t-Garocme  .  . 

;  074 

5  377 

58'4 

6  5»5 

3800 

4  «77 

HinsiihtHch  tb  r  absoluten  Zahl  der  Pächter  gibt  die  Statistik 
für  den  Zeitraum  1  62—  1^02  für  sechs  Departements  der  Südwest- 
region eine  ununterbrochene  Zunahme  an,  für  die  übrigen  sechs  von 
1862 — 1882  eine  Abn<ihme  und  für  1S82  —  i  Sijj  eine  Zunahme.  Der  Um- 
fang der  durch  diese  Entwicklung  bedingten  \'ers«  hiebung  in  dem 
numerischen  Verhältnis  der  Teilbauern  zu  den  Pachtern  geht  aus  der 
folgenden  Zusammenstellung  hervor. 

AHMBdhinfHi  d.  MHttw.  SenlMn  1.  J«m,  Bd.  II.  Heft  4.  B 
Hermet,  tttr  TiOlNW  in  Fkaakidch. 
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Von  je  100  Bewirtschaftern 

waren 

Departement 

1862 

1882 

1892 

Teilbauern 

Pächter 

Teilbauem 

Pächter 

Teilbauern 

Pächter 

92 

8 

91 

9 

87 

•3 

81 

19 

79 

21 

75 

25 

Taro     .    .    .    .  ^  . 

84 

16 

83 

17 

82 

18 

TariMt-Garoniie  .   .  . 

9' 

9 

8S 

»5 

78 

91 

81 

»9 

7« 

28 

58 

4* 

76 

24 

85 

•5 

84 

16 

81 

19 

84 

16 

75 

«5 

Lot-et-Garonnc    ,    .  . 

85 

'5 

82 

18 

83 

17 

Bauet-Pyrto^  .   .  . 

68 

33 

73 

»7 

88 

12 

8» 

18 

88 

t« 

80 

20 

55 

45 

63 

38 

Hkate^anume   .    .  . 

43 

65 

35 

74 

26 

Es  hat  sich  also  während  des  Zeitraumes  1862  — 1892  in  dem 
wichtigsten  Teilbaudepartement  Landes  das  numerische  Verhältnis  der 
Tdlbauern  zu  den  Pächtern  ständig  zu  Ungunsten  der  ersteren  ver- 
schoben, aber  im  ganzen  doch  unerheblich;  am  stärksten  war  die 
gleidisinnige  Verschiebung  im  Departement  Lot.  wo  die  Zahl  der  TeQ- 
bauem  von  81  %  auf  58%  Pächter  und  Teilbauem  herunterging. 
Nur  fOr  das  Departement  Haute-Garonne  gibt  die  Statistik  eine  un- 
unterbrochene Erhöhung  der  Verhältniszahl  der  Teilbauem  an,  von 
57  7«  auf  74%'  während  iQr  drei  weitere  Departements  eine  solche 
für  1882 — 1892  zu  verzeidinen  isL 


n.  Di«  lantealngliMi. 


Departement 

Zahl  der  Betriebe 

Bewirtschaftete  Fläche 
in  1000  hn 

Auf  je  too  Bfr- 

wirf^chaftcr  fremd. 
Besitzes  kamen 

Eigen» 

hcwin- 
schaftung 

bau 

Pacht 

Eigen- 

fiewirt- 
schaftuDg 

Teil- 
bau 

Pacht 

TeUbattere 

PicfaMr 

Allier  

33  981 

17  in 

8390 

200,0 

233.8 

•55.7 

06.24 

33.76 

eher  

32  "5' 

4881 

9  006 

180.2 

158.2 

"94.3 

33.60 

66.40 

Indre  

4«  134 

4  920 

4  «74 

199.6 

154.0 

«76,5 

52,17 

47.83 

Creute  .   .   «   .  . 

46  3  a« 

3  4«8 

2  259 

251,6 

90.8 

71.2 

59.37 

40.43 

Puy-de-Domc      .  . 

115  "47 

6979 

«4  749 

418,6 

60,6 

loi 

32.82 

Saöne>et<  Loire    .  . 

63452 

12971 

24  505 

«59.» 

97»3 

«79.3 

33.«9 

66,7  t 
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Wie  ersichtlich,  ist  der  Teilbau  in  dieser  Revrion  von  geringerer 
Bedeutung  als  in  der  erstgenannten,  aber  immer  noch  von  großer 
Ausdehnung.  Xur  im  Departement  Allier  ist  das  Teilbauareal  größer 
als  das  im  Eigenbetrieb  bewirtschaftete,  und  nur  in  Allier  und  Creuse 
größer  als  die  Pachtfläche.  Allier,  Cher  und  Tndre  sind  unter  dem 
(Tesi<  hiswHikel  fler  absoluten  Ausdehnung  des  Teilbaues  die  drei 
wichtigsten  Departements  dieser  Region.  Das  Verhältnis  der  nume- 
rischen Stärke  der  Teilbauern  zu  den  Pächtern  ist  hier  viel  un- 
günstiger als  in  der  Südwestregion.  Nur  in  den  Departements  Allier, 
Creuse  und  Indre  neigt  sich  dies  Verhältnis  zugunsten  der  Teilbauern; 
in  der  anderen  Hälfte  der  Departements  sind  die  Pächter  prozenii&ch 
stärker  vertreten. 

Ebenso  wie  bei  der  Südwestregion  zeigt  bei  der  Zentralregion 
ein  Departement  (Creuse)  für  d(^n  Zeitraum  1862 — 1892  eincMi  unauf- 
h«>rlichen.  aber  im  ganzen  nicht  erheblichen  Rückgang  in  der  absoluten 
Zahl  der  Teilbauern;  in  einem  Departement  (Sar>ne-et-Loire)  stieg  die 
Zahl  der  Teilbauern  von  1Ö02 — 1882  und  sank  dann  wieder  in  dem 
Zeitraum  von  1882 — i8q2. 

In  drei  Departements  der  /t  ntralregion  vollzog  sic^h  die  um- 
gekehrte Entwicklung:  Abnahme  von  1K62 — 1882,  Zunalime  von  1882 
bis  1892,  und  eins  (Ch«'r|  zeigt  eine  ununterbrochene  Zunahme  der 
Zahl  der  Teilbauern,  wie  dies  folgende  Ziffern  dau'tun. 


der  Teatwaera 

1862 

1882 

1892 

Allier  

•    .  16783 

15  «70 

»7  073 

4  734 

4  443 

50s« 

.    .  7007 

4061 

6304 

3  934 

4  599 

•  Üb^  die  Zahl  der  Pächter  teilt  die  Statistik  für  den  Zeitraum 
^on  1862 — 1892  folgendes  mit: 

In  einem  Departement  (Puy-de-Döme)  hat  die  Zahl  der  Pachter 
stetigf  al^enommen,  in  Creuse  von  1862 — 1882  zugenommen  und  von 
1882 — 1892  wieder  abgenommen,  in  Allier  umgekehrt  von  1862 — 1882 
ab-  und  von  1882 — 1892  wieder  zugenommen.  Die  Qbrigen  Departe- 
ments, Cher,  Indre,  Saöne-et-Loire,  haben  fQr  die  ganze  Periode  ein 
ununterbrochenes  Anwachsen  der  Pachterzahl  zu  verzeichnen. 

Die  hierdurch  herbeigeführten  Veränderungen  in  dem  numerischen 
Stärkeverhältnis  der  Teilbauern  zu  den  Pächtern  ergeben  dch  aus 
folgendem. 

6* 
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Von  je  100  Bewimchaftern 

waren 

Departement 

1862 

1882 

1892 

Teilbaucrn 

FScbter 

Teilbauern 

Pächter 

Teilbauern 

Pächl« 

Cbcr 

47 

53 

37 

34 

66 

S«iOci»>et-t>oire     .   .  . 

45 

55 

37 

63 

33 

67 

62 

38 

52 

4» 

52 

4» 

67 

33 

59 

4» 

59 

4» 

AUfer  

66 

34 

64 

36 

66 

34 

Puy-de>DAiDe  .... 

80 

23 

77 

33 

67 

Tn  zwei  Departements,  Cher  und  Säone-et-Loire^  ist  also  die  Ver- 
hältnisziffer für  die  Teilbauern  stetig,  aber  im  ganzen  doch  nicht  be- 
trächtlich gesunken;  für  die  übrij^en  Departements  ist  keine  besonders 
charakteristifiche  Bewegung  zu  konstatieren  mit  Ausoahme  von  Puy- 
de-D6me.  wo  die  Verfaältnisziffer  für  die  Teilbauern  ständig  zuge- 
nommen bat 


Deparienienl 

Zahl  d 

er  Betriebe 

Bewirtschaftete  Fläch« 
in  1000  ha 

Auf  je  100  Be- 

fremden  B«Itai 
kamen 

EJjjen- 

XcU- 
bau 

Pacht 

ßgen* 

bewirt- 
ä4;haftuug 

Teil- 

ban 

Pacht 

leii- 

H mie-Vienne  .    .  . 

35 

12  390 

S  S12 

'•>5.3 

1  1 

"79.4 

1  

52.3 

ro.85 

:9.i; 

Vieone  

52  62ii 

7  "74 

202,9 

133,0 

45.»7 

54^*3 

32367 

12564 

19121 

f6t,8 

378,8 

35.47 

**»53 

Chareiiiv 

74'^ 

1 1  ()J4 

;  :88 

2  1  v4 

'454 

53-2 

66.-0 

33-30 

Lüire-Ii:f<l'i  icure 

4S  üHo 

10915 

2S  4.S'> 

1<>'|.0 

5^3 

305,1 

29.05 

Maine-et-Loire 

j2  Soi 

4  452 

2M  0^4 

20b. q 

61,1 

33M 

t6^ 

C  h  a  r [  1 1  <•  - 1  n  f  c  r  i  f  1 1  r 

4  4«  3 

^  43'' 

30^.4 

s:.8 

»29.9 

50,98 

4»  543 

10  loy 

158,2 

a»4r4. 

»3.2; 

Blayenne  .... 

9916 

6209 

1869t 

81,5 

»05.3 

s6i^ 

74i«4 

Im  allgemeinen  steht  der  TeiUiau  in  der  Westregion  an  Aus- 
dehnung- dem  der  Zentralregion  nicht  nach.  Mayenne  ist  das  einzige 
Departement,  in  dem  das  l  eilbauareal  eigenbewirtschaftete  I  läche 
übertrifft,  und  nur  in  den  beiden  Departements  Haute-Vienne  und 
Charente  ist  das  erstere  großer  als  die  Pachtfläche.  In  drei  Departe- 
ments, Haute-Vienne,  Charente  und  Charente-lnferieure,  finden  sich 
die  Teilbauern  in  stärkerer  Anz.fhl  als  die  Pächter;  in  allen  übrigen 
ü"eten  bie  zum  Teil  sehr  erheblicii  i^e^en  diese  zurück. 

Im  Gegensatz  zu  den  beiden  besproclienen  Regionen  finden 
sich  unter  den   Departements  der  Westregion  mehrere  mit  einem 
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ununterbrodienen  ROckgang  in  der  Zahl  der  Teilbauem  wAhrend 
des  Zeitraunu  1863 — 1892;  es  sind  dies  die  vier  Depaitements,  Vend^ 
Maine-et-Loire,  Chareote-Inf^eure  und  Mayenne. 


Zahl  der  TeObanern 


Vendte  .  .  .  . 
Malne^Loii«  .  . 
Chareate-IaKikttre 
Mayenne     .    .  . 


1862 

7  534 

5  599 
77«2 


1882 
la  258 
7  1" 

5054 
7  Sil 


lSt)2 
I  I  448 

4  497 

4  SfJJ 
6394 


In  einem  Departement  (Deux-S&vres)  nahm  die  Zahl  der  Teil- 
banem  von  1862—1882  zu  und  von  1682 — 1892  wieder  ab.  Die 
Qbrigen  vier  Departements»  Haute-Vienne,  Vienne,  Charente  und  Loire- 
in ferieuret  haben  von  1862—1882  einen  Rflckgang  und  von  1882  bis 
1892  wieder  eine  Zunahme  in  der  Zahl  der  TeUbauem,  und  zwar  in 
folgendem  Umfang: 


Hattte^Vtenm  . 

Vicnnc  .  ,  . 
Cbareote  .  . 
Loircolnfirieure 


2^1  der  Teilbauem 
1862        i88s  1893 
10  218       8330      13  868 

(.  o(><)        5561         7  620 
loobS        9078  11558 
9519        9»!  10263 


Die  Entwii  klung  der  Pächterzahl  zeigt  nadi  der  Statistik  fol- 
gendes Bild.  In  einem  Departement  (Cbarente-Inferieure)  nahm  sie 
von  1862 — 1892  stetig  ab,  in  Vienne  von  1862 — 1882  zu,  von  1882 
bis  1892  ab,  in  Loire-Inferieure  und  Maine-et-Loire  umgekehrt  bis 
1882  ab  und  von  1^^82^-1892  zu.  In  allen  übrigen  Departemrats 
haben  sich  die  Pächter  von  1862 — 1892  ununterbrochen  vermdirt 

Die  Entwicklung  des  numerischen  Verhältnisses  der  Teübauem 
zu  den  Pächtern  unter  dem  Einfiuß  dieser  Bewegungen  wird  in  der 
folgenden  Tabelle  veranschauhcht 


Von  je  100  Bewiruchaftern  waren 

Departement 

1862 

1882 

l8f)2 

Teilbauem 

Pächter 

Teilbauem 

Pächter 

Teilbanern 

Pächter 

5» 

48 

4» 

35 

65 

Maine-ct-I.oire  , 

23 

77 

22 

r8 

14 

86 

Deux-S^TCS  .... 

21 

79 

«7 

83 

«3 

87 

3» 

68 

3« 

69 

26 

74 

Loire-InKricuTe    .   .  . 

29 

7» 

30 

70 

29 

7» 

Haute-Vienne 

:6 

24 

65 

35 

71 

29 

42 

58 

37 

63 

4S 

SS 

77 

»3 

66 

34 

67 

33 

Charente-Inferieure 

46 

54 

48 

52 

5« 

49 
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FOr  vier  Departements  bat  sich  das  Verhältnis  der  Teilbaiien 
zu  den  Pachtern  ununterbrochen  zugfunsten  der  letzteren  verschoben, 
und  nur  in  einem  Departement»  Charente-Inferieure^  ist  die  Eot- 
wicklung  entgegengesetzt  veriaufen. 

Von  Interesse  sind  noch  die  folgenden  wenigen  Angaben  für 
einige  Departements,  in  denen  zwar  die  absolute  Zahl  der  Teilbatt- 
betriebe  stark  hinter  der  der  bisher  besprochenen  Gebiete  zurück* 
bleibt,  die  aber  doch  im  Verhältnis  zur  Zahl  der  Pächter  eine  zun 
Teil  beträchtlicbe  Anzahl  von  TeÜbauem  aufweisen. 


Dcpiftmwt 

Auf  ju  lüo  Bcwirtscbafter 
fatemdeo  Besitcea  kamen 

Teilbauern  Pächter 

S<».57 

43.43 

Pyito^Orienulct    .  . 

5  «.«»7 

Alpes-Maritiaici    .    .  . 

45.85 

54t'5 

44.75 

55.25 

3M1 

36.64 

63,36 

33.79 

66,21 

Diese  Departements  liegen  überwiegend  in  der  Söd-  und  Süd- 
ostreg^ion. 

Eine  große  Verbreitung  bat  der  Teilbau  schließlich  noch  auf 
KcKsika,  wie  aus  folgenden  Ziffern  erhellt 


ZM  der  Betriebe 

Bewirtschaftete  Fläche 
in  1000  ha 

Auf  je  100  Bt;wirt5chaftei 
fremden  Besitzes  kameo 

Ei^jenbewirt- 
schaftung 

Teil- 
bau 

Pacht 

Eigeubewirt- 
schaftung 

Teil- 
bau 

Pacht 

Teilbauern 

Fkhttr 

43  I3< 

«59 

3069 

»88,5 

103,6 

70,1 

7o.«4 

Fttr  Korsika  gibt  die  Statistik  fOr  den  Zeitraum  1862—1892  eioe 
stetige  Abnahme  der  Teilbauern  an,  die  jedoch  während  der  Periode  j 
1882 — 1892  nur  äußerst  gering  war.  Die  Departements  Dröme,  Rhdne^  j 
Ave3n'on  haben  von  1862 — 1882  dne  Abnahme,  von  1882 — 1892  eine 
Zunahme  der  Teilbauern,  und  in  den  Departements  Ari^e  vßA 
Pyr^nees^Orientales  ist  die  Zahl  der  Teilbauern  von  1862— 1892  unauf-  1 
hörlich  gestiegen.  i 

Die  Pächter  haben  sich  auf  Korsika  ebenfalls  von  1862^1892 
stetig  vermindert,  und  zwar  von  1882—1892  im  Gegensatz  zu  den  Teit- 
bauem  ganz  erheblich.  Dr6me  weist  fOr  1862 — 1882  eine  Zunabne. 
fOr  1882— 1892  dagegen  eine  Abnahme  auf,  und  in  den  Departements 
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Ariege,  PvTenees-Orientales,  Alpes-Maritimes  und  Aveyron  vollzog 
sich  die  Entwicklung  umgekehrt:  Abnahme  von  1862 — 1882,  Zunahme 
von  1882  — 1892.  Rhone  schließlich  verzeichnet  für  1862 — 1892  eine 
stete  Steigerung  der  Pächterzahl. 

Die  Resultate  dieser  Bewegungen  prägen  sich  in  dem  nume- 
rischen Verhältnis  der  beiden  Bewirtschafterkategorien  wie  folgt  aus. 


Von  je  100  Bewirtschaftem 

waren 

Departement 

1862 

1882 

1892 

Teilbauern 

PJchier 

Teilbauem 

Pächter 

Teilbauem 

Pächter 

Avt^Ton  

11 

n 

46 

i4 

Alp«>-Mariuines  .    .  . 

40 

6q 

41 

i2 

24 

il 

40 

6a 

43 

Rhön«  

4i 

i8 

16 

64 

is 

tu 

61 

il 

61 

il 

J2 

12 

Li 

t? 

48 

S2 

43 

Pyr^n6e8-Orient*lei  .  . 

LS 

Li 

U 

42 

Li 

Die  Ergebnisse  weichen  danach  in  den  einzelnen  Departements 
ziemlich  voneinander  ab.  Interessant  sind  die  Ziffern  für  Korsika, 
wo  das  numerische  Verhältnis  der  beiden  Kategorien  zueinander  sich 
stets  zugunsten  der  Teilbauern  gehalten  hat,  die  Abnahme  dieser  also 
geringer  war,  als  die  der  Pächter. 

Die  Statistik  von  1892  macht  auch  Angaben  über  die  durch- 
schnittliche Größe  der  Eigen-,  Pacht-  und  Teilbaubetriebe  in  den 
einzelnen  Dep>artements.  Für  ganz  Frankreich  stellten  sich  danach  die 
Ziffern  wie  folgt: 

Mittlere  Betriebsgröße 
in  ha 

Eigenbewirtschaftung   .  4.37 

Pacht   10.78 

Teilbau   1 1.7 1 

Wir  verzichten  auf  die  Wiedergabe  dieser  Daten  für  die  einzelnen 
Departements,  da  sie  vornehmlich  aus  den  S.  jS  angegebenen  Gründen 
von  sehr  beschränktem  Wert  sind  und  zum  großen  Teil  wohl  nicht 
unerheblich  hinter  der  Wirklichkeit  zurückbleiben.  Sie  differieren 
denn  auch  teilweise  ganz  erheblich  mit  den  Ziffern  der  mehrfach  er- 
wähnten Enquete  von  Tourdonnet.  Die  letzteren  dagegen  zeigen 
eine  sehr  gute  Übereinstimmung  mit  den  Angaben  anderer,  von  uns 
benutzten  Quellen  und  dürfen  wohl  als  im  allgemeinen  zutreffend  be- 
zeichnet werden,  wenn  sie  auch  nicht  als  unumstößlich  genau  anzusehen 
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sind.  Wir  entnehmen  daher  dem  Werke  von  Tourdon  n  et  mit  einigen 
Abänderungen  die  folgenden  Ang^aben  über  die  durchsdinittliche  Größe 
der  Teilbaubetriebe  in  den  hier  in  Betracht  kommenden  wichtigsteD 
Departements. 


Deputemcnt 


Mittlerer  Um- 
fang eines  Teil- 


Bemerkunc» 


Landes 
Dordogoe 
Loc*et*6äraaiie 


Hante-GaionM 

Gers 
Tarn 


Tam-et>Gaionoe 
And« 
Lot 
Allier 


Inilre 


Crcuse 
Puy-de-Döme 
Sadne^' Loire 


Haute-VitDiie 


Vienn« 

Vend*e 

Charent^ 
Loire-Inf^ieiire 
Maine-et- Loire 


Cbaren  te- 1  n  ftrieure 

Dcux-5ivres 
Mayenne 


7—25 
15—30 

15—30 

13—18 

6 — 10 
18—20 
15-15 
20  30 
10--50 
15— «> 
»5—35 

40—45 

25-30 
80—90 

'5—30 
50—60 

15-30 
60,  75»  8« 
50-80 


40 

30—60 

3-«5 

«s-ss 

10—70 

30—35 

60—70 
15—100 

30-40 
40 

20—30 

25—40 
30—40 

30-50 

35 

70 
30 — 60 
15—40 


Größe  sehr  verschieden. 

Dmdndinitt  fttr  den  a<Mlklien  TeU  dct  Oepafi«- 
menta. 

Durdttdiiiitt  Mr  die  EbcnCB  im  sfldBdMti  Tdl. 

„         im  baskischen  Gebiet. 
,,        in  der  (.andsduft  Biam. 


Ein  genaues  Mitte!  läßi  sich  nicbt  angeben. 
Durdiadinitt  für  Bas-Limousin. 

fttr  den  mittleren  Tdt  dea  De|«rte> 

ments. 

Durchschnitt  im  Arrondissemeot  Und,  das  ein  ge> 
biigj^  Gebiet  darstellt. 


Durchschnitt  ffir  die  Gegenden  der  gnmitisdna 
Region. 

Mittlerer  Umfaqg  in  einigen  bq^rautteo  Gegotdeo. 
Je  nach  den  elnieincn  Gegenden. 

^  kommen  .mch  Betriebe  von  30 — 40  Iii  und 
anderseits  wieder  solche  von  100  und  mehr 
Hektar  vor. 

Grölk  verschieden. 

Schirankender  Umfang  im  Baa-BeaB]dab.  Weiiiha»- 

fjehict. 
Grüüc  im  Charolais. 
Je  nadi  den  Gegenden. 
Arrondiasement  Lbnogea. 
Bellac 

AuBeiordentiiche  Schwankongen,  besonders  im  sÖd> 
Uchen  TeU  dea  Departements, 


I 


Je  nadi  den  einaelnen  Gegenden. 

Durchschnitt  in  der  Saintonge. 

„        im  Aonia. 
Umfang  verschieden. 

Kleine  Anzahl  50  ha  großer  Betriebe,  einige  wenige 
bis  100  ha  groß.  Die  als  „Closeries"  bezeich- 
neten kldnen  Teübauwirtadiaften  haben  im  Dordi* 
adinftt  «inen  'Umfang  ton  8-^9  hn* 
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Interesmit  «ind  noch  die  folgenden  Ziffern  aus  einigen  anderen 
Departements;  sie  zdgen  besonden  deudich  den  innigen  Zuaannmen^ 
hang  zwischen  BetriebsgrOde  und  Kulturart 


Mittlerer  Um- 

Departemeot 

fang  eines  Teil- 
bnubetiiebes 

ha 

Bemerkungen 

Alpes-Maritinies 

Durchschnitt  in  der  Umgegend  vun  NizM,  wo  tidb 
die  verschiedenartigsten  Kulturen  fiodeo* 

»-5 

Durchschnitt  für  die  Gegend  von  GraMc,  wo  der 

Olivenbau  sehr  verbreitet  ist. 

lodic^t^Loire 

40— $o 

DiudlscllDitt  siidiich  der  Loire. 

5-15 

„        nördhch  der  Loire,  wo  der  Weinbau 

eine  große  Ausdehnung  hat. 

Loir«et«Cbcr 

100—300 

Bctrichtlicber  Umfang,  der  großen  Schwankungen 

UDterworfen  ist,  in  der  Sologne  mit  ansg^elmteii 
ödl&ndereien  und  geringen  Hutungen. 

Loiii« 

50 

DufCbtduiitt  in  den  Talgebieten. 

100 

am  Abhang  der  Cevennen. 

5—20 

„        in  der  Umgegend  TOn  UanciUe. 

20—30 

„          in  der  Ge^t-nd  von  TanSOOH. 

40—50 

M        im  Nordosun  (Aix). 

500 — 600 

Wdte  Weidqcebicte  ia  der  Csnnrgue,  g^en  Arles,  wo 
aoeb  «ine  halbwilde  WeidewimdMirt  lUidi  f«t 

Je  nach  dem  Grad  der  natürlichen  Fruchtbarkeit  und  der  Be- 
arbeitungsmöglichkeit des  Bodens,  der  Art  der  Bewirtschaftung,  dem 
Charakter  des  Wiesenverhältnrsses  sowie  nach  den  bes<:)nderen  lokalen 
Umständen  variieren  die  Teilbaubetriebe  in  ihrer  Größe  ganz  er- 
heblich, uu;  dies  in  einem  und  demselben  Departement  deutlich  in 
die  Erschi  inung  tritt.  So  sind,  um  hierfür  nur  ein  Beispiel  näher 
anzuführen,  im  Departement  Allicr,  dem  wichtigsten  Teilbaugebiet, 
in  dem  Tal  des  Allier.  in  der  durch  die  Niederung  des  Tales  der 
Limagne  gebildeten  Region  mit  ihrem  auf  Hackfrucht-  und  Getreide- 
bau beruhenden  Wirtschaftssystem  imd  dem  Mangel  an  natürlichen 
Futterflächen  die  Teilbauwirtschaften  viel  kleiner  als  in  der  grani- 
tischen Region  des  Departements  mit  ihren  ausgedehnten  ständigen 
Futterflächen.  In  dem  Tal  des  Allier  und  der  Limagne  geht  die 
Gröüe  der  Betriebe  selten  über  ha  hinaus,  während  sie  in  den 
anderen  Gegenden  des  Departements  in  der  Regel  50 — 60  ha  be- 
trägt. 

Wie  aus  den  Angaben  der  letzten  J'abelle  hervorgeht,  erreichen 
die  Teilbauwirtschaften  in  den  extensiver  bewirtschafteten,  vorzugs- 
weise gebirgigen  Gebieten  stellenweise  sogar  eine  ganz  außerordent- 
liche Ausdehnung;  dagegen  geht  ihre  Größe  in  den  Gegenden  mit 
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bochintensiver  Kultur,  wie  z.  B.  in  den  W«n-  und  Olivenbaubezizlceo 
teilweise  bis  auf  einige  wenige  Hektar  zurüclc. 

Erwähnt  w^den  mag  nodi,  daß  man  in  den  ackerbautretbendco 
Gegenden  stellenweise  die  Teilbauwirtschaften  früher  vfdtl  nach  der 
Zahl  der  vorliandenen  Ochsengespanne  unterschied  in  ,4oinaines  a 
huits  boeufo'*  und  „domaines  ä  quatre  boeufs**,  woltei  man  auf  Je 
9  ha  Getreideareal  ein  Ochsengespann  rechnete. 


III.  Abschnitt 

Der  juristische  CiiarsMer  des  TeillNUivertrages. 


Der  Teiibau  (metayage  vom  lateinischen  medietas= Teilung  zur 
Hälfte  oder  colonage  partiaire  von  partiri  »s  teilen)  beruht  auf  eineo 
Vertrag,  nach  welchem  der  EigentOmer,  Nutzm'eßer  oder  Pächter  eines 
landwirtschaftlichen  Betriebes  (baüleur  a  mStairie  oder  baüleur  par- 
tiaire) denselben  einem  Unternehmer,  dem  TeUbauem  (m^yer  oder 
Colon  partiaire),  ffir  eine  bestimmte  Zeit  zur  Bewirtschaftung  flberträgt; 
wobei  ihm  jedoch  die  oberste  Leitung  und  Überwachung  des  Be- 
triebes verbleibt  Neben  Grund  und  Boden  sowie  Gebäuden  stellt  der 
Besitzer  meist  auch  den  gesamten  Viehbestand  oder  einen  Teil  des- 
selben sowie  einen  Teil  des  toten  Inventars.  Dem  Teilbauem  liegt 
seinerseits  das  Detail  der  WirtschaftsfOhrung  und  die  Beschaffimg 
der  erforderlichen  Arbeitskräfte  ob.  Der  Wirtschaftsrohertrag  wird 
in  der  Regel  zwischen  dem  Besitzer  und  Teilbauem  zur  Hälfte  in 
natura  geteilt,  wobei  auflerdem  noch  besondere,  in  einem  weitem 
Abschnitt  näher  zu  besprediende  Bestimmungen  zur  Anwendung 
kommen. 

Welches  ist  nun  die  juristische  Natur  eines  derartigen  Teilbaa* 
Vertrages? 

Diese  Frage  ist  seit  jeher  der  Gregenstand  einer  lebhaften  Kontro- 
verse unter  den  Juristen  gewesen.  Schon  zwischen  den  Vertieteni 
der  klassischen  Juri^rudenz  war  Aber  den  juristisdien  Charakter  der 
colonia  partiaria  ein  langer  Streit  entbrannt,  und  im  Mittelalter  gingen  | 
die  Ansichten  der  Juristen  über  die  rechtliche  Natur  des  Teilbauver-  • 
träges  nicht  minder  weit  auseinander.  Die  Errichtung  des  Code  civil 
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machte  dieser  Kontroverae  in  Frankrdch  kein  Ende;  denn  er  enthält, 
wie  8chon  in  dem  historischen  Abschnitt  erwähnt,  keine  genaue 
Fixierung  des  juristischen  Charakters  des  Teilbauvertrages»  sondern 
nur  die  Regelung  einiger  auf  ihn  Isezagticher  Detailfragen.  Die  ent- 
qjrechenden  Artikel  des  Code  lassen  wir  im  Anhang  im  Anschluß 
an  das  dem  Teübau  gewidmete  Gesetz  vom  i8.  Juli  1889  folgen. 

Daß  Übrigens  schon  damals  das  Bedflrfois  nach  präziser  legis- 
lativer Gestaltung  des  Teilbauvertrages  vorlag,  geht  daraus  hervor» 
daß  das  AppeHattonstribunal  von  Lyon  dem  Gesetzgeber  von  1604 
einen  die  Frage  regelnden  Entwurf  von  15  Artikeln  unterbreitet 
hatte.  Wenn  dieser  auch  keine  BerQcksichtigang  fand,  so  erwies  die 
Folgezeit  dodi  selir  bald  die  tiefe  Berechtigung  des  darin  ausgedrückten 
Gedankens.  Die  alte  Kontroverse  setzte  sich  in  noch  größerer  Scharfe 
fort,  und  die  bei  der  Errichtung  des  Code  civil  begangene  Unterlassung 
führte  zu  den  widersprechendsten  Gerichtsentscheidungen. 

Vier  Theorien  bildeten  sich  in  der  Hauptsache  Ober  die  ju- 
ristische Natur  unseres  Vertrages  heraus;  die  erste  erblickt  in  ihm  einen 
Gesellschaftsvertrag,  die  zweite  einen  Pachtvertrag,  die  dritte 
einen  Lohn  vertrag  und  die  vierte  endlidi  einen  besonderen  oder 
Spezial vertrag.  Diesem  Durdieinander  hat  das  erwähnte  Gesetz 
vom  18.  Juli  1889,  das  endlich  eine  legislative  Regelung  brachte,  im 
wesentlichen  ein  Ende  gemacht  und  sich  na<di  unserer  Auffassung 
zugunsten  der  Theorie  des  Spezialvertrages  —  wenn  auch  ni^t  formell 
ausdrücklich,  so  doch  materiell  —  entschieden. 

Im  folgenden  wollen  wir  versuchen,  die  Richtigkeit  dieser  An- 
sicht zu  beweisen,  die  von  anderer  Seite  bestritten  wird*  Vorher 
möchten  wir  jedoch  noch  einen  anderen  Nachweis  führen,  nämlich 
den,  daß  auch  schon  vor  Erlaß  des  Gesetzes  der  Teilbauvertrag  nur 
als  ein  Spezialvertrag  aufgefaßt  werden  konnte,  und  daß  die  übrigen 
Theorien  nicht  als  zutreffend  anzusehen  sind.^)  Wir  gehen  auf  diese 
ganze  Frage  deshalb  hier  näher  ein,  weil  sie  nicht  etwa  nur  ein  rein 
juristisches  Interesse  bietet,  sondern  ihre  Entscheidung  in  dem  einen 
oder  andern  Sinne  von  weitreichenden  praktischen  Konsequenzen  ist, 
so  hinsichtlich  der  Erhebung  der  Registrierungs£!"cbührcn.  Zuständigkeit 
des  Friedensrichters  in  Sachen  der  Rechnungslegung.  Auflösung  des 
Vertrages  infolge  einer  zwischen  den  Parteien  entstandenen  ernsten 
Uneinigkeit  usw. 

t)  Wir  stfttMa  uns  im  folgenden  namentUch  auf  die  Weike  von  ReroUe',  Cni- 
veiibier,  Haber,  Desboudet,  Bouissou  u.  Turlin,  Hurö,  Desvaux,  V'crnaison, 
Sauget  u.  Baudoin  <Trait^  thtoriquc  et  pratique  du  bnil  ä  mitairie,  I891)  sowie  Miplaill 
(Tiaiti  du  baii  &  portion  de  fniits  ou  ooloQage  partiaire,  18501. 
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Von  den  verschiedenen,  über  die  recbtUclie  Vertngsnatur  des 
Tdlbaues  ftufgestellten  Theorien  stehen  sieb  insbesondere  zwei  scharf 
gegenüber:  Die  Sozietttstheorie  nnd  die  Lokatioostbeorie;  wir  be* 
ginnen  deshalb  mit  der  Desprediung  dieser  bdden. 

I.  Die  Sozietätstheorie. 

Die  Uauptvertreter  dieser  Theorie  in  Frankreich  sind  Duranton, 
Troplong,  Delvincourt,  Meplain  und  Dalloz.  Auf  den  ersten 
Blick  erscheint  dieselbe  mehr  als  irgend  eine  andere  der  Realität  der 
Tatsachen  zu  entsprechen.  Der  Teilbau  bedeutet  eine  Interessengemein- 
schaft zwischen  Besitzer  und  Teilbauem.  Der  eine  liefert  seinen  Besitz, 
der  andere  seine  Arbeit,  und  beide  Parteien  teilen  unter  sich  die  £r- 
zeug-nissc  nach  den  vertraglich  festgesetzten  BestimTnungen.  Damit 
srh'  iT^en  alle  Kechtsbestandteile  eines  Gesellschaf tsvertrages  vorhanden 
zu  sein. 

Im  einzelnen  argumentieren  die  Anhänger  der  Sozietätstheorie 
etwa  folgendermaßen: 

1.  Sowohl  im  römischen,  als  im  französischen  Recht  ist  der 
Partiarkolon  seit  jeher  Sozius  gewesen.  Zum  Beweis  dieser  Be- 
hauptung stützt  man  sich  auf  die  berühmte  Entscheidung  des  Ge- 
richtshcifes  von  Limog-cs  vom  20.  Februar  i'-'^o,  ^^•'^rin  derselbe  sich 
zur  bozietätstheorie  bekennt.    In  dieser  lintscheidung  lieilk  es  11.  a.: 

„Nach  den  Prinzipien  des  römischen  Keclits  wurde  die  colonia 
partiaria  als  ein  (jespllschafis\  ertrag  betrachtet  .  . 

„Die  Interpret  i'.orcn  stimm<Mi  alle  darin  überein,  in  der  colonia 
partiaria  die  Merkmale  des  Snzi<  t  iisvertrages  zu  erbhcken  und  ihn 
vom  Pachtverträge  zu  iinterst^heiden  .  . 

„Diese  Lehre  des  römischen  Rechts  ist  in  das  französische  Recht 
übergegangen  .  . 

„Der  Code  civil  enthalt  keinerlei  Bestimmungen,  die  diesen 
Prinzipien  zuwiderlaufen  .  . 

Diesf  letztere  Ansicht  wirti  in  folgender  Weise  begründet. 

J)er  Artikel  1832  des  Code  civil  definiert  die  „socicte"  als  einen 
Vertrag,  nach  welchem  zwei  ofler  mehrere  Personen  vcrfinbaren, 
etwas  gemeinsam  zu  betreiben,  mit  der  Absicht,  den  hieraus  erzielten 
Gewinn  zu  teilen.     Diese  Definition  ist  auf  den   leilb.tu  aTivvendbar. 

Die  im  Artikel  170W  gegebene  Definition  des  „louai;\  spricht 
im  Gegenteil  von  einem  bestimmten  Preis,  ein  Ausdruck,  den  man 
in  Gegensatz  stellen  kann  zu  der  ungewissen  und  unbestimmten 
Quotität  der  Erzeugnisse,  die  der  Besitzer  beim  Teilbau  erhält 
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Weiter  führt  man  für  die  Theorie  des  Gesellschafts  Vertrages  noch 
foigendes  an: 

2.  Wenn  beim  Teilbau  die  Ernte  nach  der  Abtrennung"  vom 
Boden,  aber  vor  der  Teilung  verloren  j^eht,  &ü  tragen  Besitzer  und 
Teilbauer  zusammen  den  Verlust  Beide  sind  Eigentümer  derselben, 
daher  res  perit  domino.  Dieser  gemeinsiime  Besitz  kann  aber  nur 
aus  einer  vom  Besitzer  und  Teilbauem  eingegangenen  Gesellschaft 
erwachsen. 

Geg-en  dit-se  Argumentation  zugunsten  der  Sozietätstheorie  sind 
jedoch  gewichtige  Einwände  zu  erheben. 

Es  ist  zunächst  keineswegs  richtig,  daß  für  die  colonia  parti  .na 
im  romischen  Recht  die  Sozietätstheorie  als  allein  göltig  anerkannt 
worden  sei.  Man  stützt  sich  hier  vor  allem  auf  Gaius.  Derselbe 
spricht  aber  nur  von  quasi  societatis  jure,  was  so  viel  wie  Analogie 
heißt  Analogie  aber  bedeutet  nicht  Idendtät.  Waaser M  hat  aller- 
dings in  einer  von  der  Berliner  JuristenfakuiUtL  preisgekrönten  Schrift 
auch  die  Ansicht  vertreten,  der  römische  partiarius  colonus  sei  stets 
socius  gewesen;  er  hat  aber,  wie  Zobkow  -)  bemerkt,  mit  dieser  Ansicht 
keine  Anhänger  gefunden,  und  auch  die  Berliner  JuristeiiiakukaL 
erklarte  in  ihrem  Urteil,  daß  sie  trotz  der  Preisverleihung  die  von 
Waaser  vertretene  Ansicht  nicht  als  richtig  anerkennen  könne. 

I  erner  sind  auch  die  Interpretatoren  des  römischen  Rechts 
keineswegs  einig  in  ihrer  Ansicht  über  die  n;clitliche  VertraK-^ijaiur 
der  colonia  partiaria,  wie  dies  in  der  oben  mitgeteilten  Entscheidung 
des  Gerichtshofes  von  Limoges  angenommen  wird,  und  si  liiießlich 
läßt  sich  aus  der  Fassung  des  Code  civil  in  keiner  Weise  die  Richtig- 
"kmt  der  Sozietätstheorie  beweisen,  wie  wir  gleich  sehen  werden. 

Aber  neben  diesem  historischen  Argument  sprechen  noch  andere, 
wichtigere  Gründe  gegen  die  Auffassung  des  leübau Vertrages  als 
eines  Gesellschaft&vertrages. 

Der  erstere  schließt  überhaupt  nicht  die  Elemente  des  letzteren 
in  sich. 

Es  ist  zunächst  sehr  zweifelhaft,  ob  sich  beim  Teilbau  die  affectio 
societatis  findet,  die  ein  jedem  Gesellschaftsv  ertrag  inhärentes  Element 
repräsentiert.  Ehemals  wie  heute  waren  die  sozialen  Unterschiede 
zwischen  den  einzelnen  Klassen  zu  groß,  als  daß  man  je  annelmiea 
könnte,  der  Besitzer  habe  sich  mit  dem  meist  armen  Teilbauern  ver- 


1)  Waaser,  Die  colonia  partiaria  de«  römischen  Rechts,  Berlin  1885. 

2)  Zobkow,  Die  Xeilpadit  luch  römischem  und  öfterreicbiscbem  Recht,  Berlin 
1895,  S.  2  ff.  • 
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einigen  wollen  jure  confraternitatia.  Selbst  in  der  h^itigen  Zdt,  wo 
die  demokratisdien  Anschauungen  eine  so  große  Verbreitung  und 
Starke  erlangt  haben,  wird  audi  der  von  den  liberalsten  Ideen  er* 
flQllte  Besitzer  nicht  eine  gleiche  Stellung  wie  der  Teilbauer  einnehmen 
wollen. 

Es  fehlt  femer  beim  Teilbau  noch  ein  anderes,  für  den  Gesdl- 
sdiaftsvertrag  charakteristisdies  Merkmal,  nämUcfa  die  gegenseitige 
Vertretung  der  die  Gesellschaft  bfldenden  Personen.  Die  von  dem 
Teilbauem  geschlossenen  Verträge  binden  den  Besitzer  ebensowenig, 
wie  die  von  dem  letzteren  eingegangenen  den  Teilbauem  verpflichten. 
Wenn  M  eplain  hierauf  erwidert,  daß  der  Teilbauvertrag  nicht  eine  ge- 
wöhnlidie  Gesellschaft  konstituiere,  sondern  eine  ,,societe  en  participation", 
so  schafft  dies  den  Einwand  nicht  aus  der  Welt  Allerdings  ist  bei 
dnem  soldien  Gesellschaftsvertrag  nur  derjenige  dritten  gegenüber  ver* 
antwortlich,  der  sich  engagiert  hat  Aber  dann  hat  doch  dieser  Ge> 
sellsdiafter  wenigstens  das  Recht  sidh  an  das  andere  Mitglied  der 
Gesellschaft  zu  halten.  Diese  letztere  Möglichkeit  ist  jedoch  bdm  TeO- 
bau  absolut  nicht  vorhanden.  Wenn  der  Be^tzer  dennodi  fUr  gewi^ 
Dinge  ein  solches  Recht  ausflbt  SO  geadlieht  dies  nicht  kraft  der 
rechtlichen  Natur  des  Teilbauvertrages,  sondern  auf  Grund  besonderer, 
zwischen  dem  Besitzer  und  Teilbauera  vereinbarten  Bestimmungeu. 

Was  femer  den  gemeinschafdichen  Besitz  der  Ernte  angeht  so 
ist  gar  ntdit  erwiesen,  daß  dieser  im  Gesellschaftsvertrag  seinen 
Urspmng  nimmt  Er  ist  vielmehr  die  Folge  der  Unteilbarkeit  die 
aus  der  gemeinschaftlichen  Nutzung  des  Grund  und  Bodens  resultiert 

Ein  wichtiger  Grund  schließlich,  der  gegen  die  Sozietätstheorie 
spricht,  liegt  in  den  Konsequenzen,  weldie  sie  nach  sich  ziehen 
würde.  So  hatte  der  Tod  des  Besitzers  die  Auflösung  des  Teilbau- 
vertrages zur  Folge.  Der  Tod  des  Besitzers  berührt  aber  den  Teil* 
bauer  nicht,  da  die  strikte  DurchfQhmng  der  Bestimmungen  da- 
durch nicht  alteriert  wird.  Der  Teilbau  ist  ein  an  den  Besitz  gebun- 
dener Bewirtschaftungsmodus,  der  in  keiner  Weise  durch  den  Wechsd 
des  Besitzers  betroffen  wird,  der  vielmehr  fortbesteht  solange  Teil- 
bauer und  Besitz  existieren,  wie  Latreille^)  bemerkt.  Gerade  dieser 
letztere  Punkt  ist  so  augenfällig,  daß  selbst  die  Mehrzahl  der  An- 
hänger der  Sozietätstheorie  stets  zugegeben  hat,  daß  der  Tod  des 
Besitzers  ohne  Einfluß  ist  auf  das  aus  unserem  Vertrag  resultierende 
juristische  Band.   Dieses  Kompromiß  wirft  aber  ihre  The<^e  um» 


1)  Revue  criüquci  1S64,  S.  4 13. 
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wie  Reroll  e  hervorhebt Das  Gesetz  von  1889  bestimmt  in  Artikel 
6  auch  ausdrOcklich,  daß  der  Tod  des  Besitzeni  die  AufiOsung  des 
TeÜbau  Vertrages  nicht  nach  ädk  deht.^ 

3.  Die  Lokationstheorie 

Nach  der  Lokationstheorie  ist  der  Teilbauvertrag  nur  eine  Art 
Pachtvertrag.  Der  Besitzer  überläßt  dem  Teilbauem  für  eine  be- 
^^minte  Zeit  die  Nutznießung  seines  Gutes  gegen  einen  gewissen,  in 
Erzeugnissen  dieses  Gutes  ausgedrückten  Preis.  Alle  konstituierenden 
Elemente  des  Paditvertrages«  wie  sie  im  Artikel  1709  des  Code  civil 
definiert  werden,  finden  sich  nach  dieser  Theorie  vereinigt.  Als  be- 
deutmdste  Anhänger  der  Lokationstheorie  sind  zu  nennen :  Duvergier, 
TottUier»  Aubry  und  Rau»  Colmet  de  Santerre,  Laurent, 
Baudry-Lacantinerie.  Einige  dieser  Autoren  drttcken  nch  aller- 
dings mit  gewissen  Einschränkungen  aus.  So  schreibt  Duvergier: 
^Der  Teilbauvertrag  bleibt  trotz  der  gewissen  Gemeinschaft,  die  er 
mit  dem  Gesellschaftsvertrag  hat,  den  Regeln  des  Pachtvertrages^ 
abgesehen  von  einigen  Ausnahmen,  unterworfen.^  Noch  reservierter 
spredien  sich  Aubry  und  Rau  aus:  »Der  Teilbauvertrag  bildet 
trotz  seiner  Verwandtschaft  mit  dem  Gesellschaftsvertrag  doch,  was 
seinen  vorherrschenden  Charakter  anlangt,  eine  Art  Pachtvertrag. 
Und  rofiftte  man  darin  einen  Innominatvertrag  erblicken,  so  wflre 
doch  immer  zuzugeben,  daß  dieser  Kontrakt  nach  seinem  Hauptinhalt 
und  den  seine  BMdung  beherrschenden  Motiven  sich  viel  mehr  dem 
Pachtvertrag  nähert  als  dem  Gesellsdiaftsvertrag.*' 

Ähnlich  drückt  sich  Toullier  aus. 

Die  wesentlichsten  Argumente,  die  man  fOr  die  Lokationstiieorie 
ins  Feld  fQlirt,  sind  die  folgenden. 

1.  Die  zur  Bezdchnung  der  beiden  Kontrahenten  im  Teilbau« 
vertrag  angewandten  Ausdrücke,  wie  bailleur,  preneur,  sind  dem 
Pachtvertrag  entldint;  man  pflegt  femer  zu  sagen:  bail  a  metayage,. 
bail  ä  colonage  partiaire. 

2*  Die  Artikel  1763,  1764  und  1771,  in  denen  der  Code  civil 
vom  Teilbau  spricht,  sind  unter  dem  Kapitel  des  „louage"  aufge- 

1)  Rcrolle,  S.  270;  Deshoudet,  I-e  metayage  cn  Bourbonnaii,  Pari*  1897, 
S.  30ff.;  Sauzet,  S.  95 /f.;  Haber,  S.  27  ff.;  Cruvcilhier,  S.  64  ff. 

i)  E>wShneDiwert  ist,  daß  das  österrcidiische  allgemeine  bürgerliche  Gesetzbuch  im 
RcdiHgeMliift  des  PartiarfcoloneD  cin«n  GcteUsdiaftsvatfaK  angenocDiMii  hat.  Zobkow 
nennt  dies  jedoch  einen  augenfälligen  Fehlgriff  der  Redaktoren  desselben  und  ftthrt  in  seiner 
schon  eru-ftlinten  Studie  den  eingehenden  Nachweis  fflr  die  Unriditi^eit  dieser  im  Otter 
reich tscbcn  Gcscttboch  vertretenen  Ansduuiung. 
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führt,  und  zwar  vor  den  auf  den  Pachtvertrag  bezüglichen  Kegeln. 
Man  faBt  daher  diese  wenigen  Teilbau-Artikel  als  Abwelchungea 
von  den  allgemeinen  des  Paditvertn^et  auf  und  zidit  daraus 

den  Schluß ,  daß  hinsichtlich  aller  anderen  Punkte  diejenigen  Prin- 
zipien auf  den  Teilbau  anwendbar  sind,  die  der  Gesetzgeber  in  der- 
selben Sektion  verzeichnet  Iiat,  d.  h.  also  die  allgemeinen  Bestim- 
mungen des  Pachtvertrages»  Diese  Assimilation  erklärt,  es  nach  deo 
Anhängern  der  Lokationstheoriep  warum  die  Redaktoren  des  Code 
civil  dem  Tetlbau  nicht  eine  besondere  Sektion  gewidmet  haben,  wie 
es  das  AppeUationstribunal  von  Lyon  beantragt  hatte.  Diese  Glelch- 
st^ung  des  Pächters  und  Teilbauem  soll  auch  aus  doer  Reihe 
andrer  Stellen  d^  Code  hervorgehen,  so  z.  B.  aus  Artikel  522: 
.JKe  Tiere,  die  der  Besitzer  dem  Teilbauem  oder  Pächter  liefert  .  . 
„diejenigen,  die  er  anderen  als  dem  Pächter  oder  Teilbauem  in  dieptel 
gibt'*  Dann  Artikel  524:  „Das  Saatgut,  das  den  Pächtern  oder 
den  Teilbauem  geliefert  worden  ist,  .  .  und  Artik^  1801:  ,J)er 
dem  Pächter  oder  Teilbauem  übergebene  cheptel". 

3.  Das  Gesetz  vom  22.  September  1799  (^2  Frimaire  an  VIQ 
assimiliert  in  fiskalischer  Hinsicht  den  Teilbauvertrag  dem  Padit- 
vertrag. 

Die  Anhänger  der  Lokationstheorie  zitieren  bd  diesem  Hinweis 
weiterhin  den  bekannten  Erlaß  des  Kassationshofes  vom  8.  Februar 
1875,  worin  es  heißt:  ,J[n  Anbetracht  dessen,  daß  nach  genauen 
und  positiven  Bestimmungen  der  Teilbauvertrag  hinsichtlich  der  droits 
d'enregistrement  zur  Kategorie  der  Pachtverträge  gdiört  und  daher 
dem  Tarif  von  20  Centimes  für  hundert  unterliegt,  auf  der  Basis, 
wie  sie  Artikel  1  des  Gesetzes  vom  16.  Juni  1824  festlegt;  in  An- 
betracht dessen,  daß  dies  klar  aus  No.  1  des  Artikels  15  des  Ge- 
setzes vom  22  Frimaire  an  VII  hervorgeht,  daß  ferner  keine  dieser 
Beatimmungen  durch  eins  der  später  erlassenen  Gesetze  über  den 
enregistrement  aufgehoben  wird,  ist  es  nicht  möglich,  für  die  An- 
wendung des  fiskalischen  Gesetzes  die  Teilbauverträge  als  irgendwie 
dem  Gesellschaftsvertrag  verwandt  anzusehen." 

Gegen  diese  Argumentation  der  Vertreter  der  Lokadonstheorie 
ist  folg-endes  eitizuwenden. 

Zunächst  siiul  die  Ausdrücke  builleur  und  preneur,  die  zur  15e- 
zeichnung  des  Uesit/<:;rs  und  des  Teilbauern  anj>,anvandt  werden,  nicht 
im  strent;  juristischen  Sinne  aufzufassen,  da  die  Gewohnheit  ihre 
VerwetuUmy  saiiktioiiiert  hat;  das  Gewohnheitsrecht  beg"fmstig-te  die 
Auffassung  des  i  eilbauvertrages  als  eines  Pachtvertrages,  indem  es 
«ich  vielmehr  unter  dem  EinÜuß  der  tatsächlichen  Lage  des  Teilbäues 


Digitized  by  Google 


—   97  — 


als  unter  Berücksichtigung  der  zwischen  den  Parteien  kreierten  juri- 
stischen Beziehungen  herausbildete.  Der  Code  civil  hat  sich  dieser 
allgemeinen  Gewohnheit  angepaßt,  und  man  darf  diesem  Umstand 
keineswegs  die  besondere  Bedeutung  beimessen,  die  ihm  die  Lokations- 
tfaeorie  zuschreibt 

Eine  analoge  Entgegnung  kann  den  Schlußfolgerungen  gegen- 
über gemacht  werden,  die  man  aus  der  Stellung  der  Artikel  im  Code 
civil  gezogen  hat  Außerdem  ist  noch  darauf  hinzuweisen,  daß  der 
Gesetzgeber  von  dem  cheptel  ä  moitie,  von  dem  wir  weiter  unten  noch 
zu  handeln  haben,  ebenfalls  unter  dem  Kapitel  ,4ouage"  spricht,  ob- 
wohl CT  diesen  als  GeseUschaftsvertrag  erklärt.  Einer  lediglich  aus 
der  äußeren  Anordnung  des  Code  civil  abgeleiteten  Deduktion  kann 
doch  nie  die  Bedeutung  eines  präzisen  und  positiven  Textes  zuerkannt 
werden. 

Das  Gesetz  vom  22  Frimaire  an  VII  stellt  ferner  durcliaus 
nicht  den  Teilbauvertrag  dem  Pachtvertrag  gleich.  Wohl  behandelt 
es  beide  gleich  hinsichtlich  der  Zahlung  von  Registrierungsgebühren; 
im  Qbrigen  aber  genügt  eine  genauere  Betrachtung  des  Artikels  15, 
um  zu  zeigen,  daß  die  angebliche  Assimilation  in  Wirklichkeit  nicht 
existiert  Dieser  Artikel  unterscheidet  genau  die  Geldpacht  von  der 
Naturalpacht  und  diese  beiden  vom  Teilbau.  ^) 

Schließlich  setzt  das  fiskalische  Gesetz  von  1 89 1  wohl  bei  münd- 
lichen Verpachtungfen,  nicht  aber  bei  mündlichen  Teil  bau  Verträgen 
Abgaben  fest  Damit  wird  die  Ansicht  derjenigen  widerlegt,  die  aus 
dem  Verhalten  der  fiskalischen  Gesetzgebung  einen  Beweis  für  die 
Lokationstheorie  schöpfen  wollen. 

Mehr  als  alle  diese  Gründe  müssen  aber  die  folgenden  Er- 
wägungen dazu  führen,  die  Lokationstheorie  abzuweisen. 

XAe  Pacht  erfordert  die  vollständige  Überlassung^  (]tr  Nutz- 
nießung des  Grund  und  Bcxlens  an  den  Pächter.  Beim  Teilbau  da- 
gegen behält  der  Besitzer  viel  größere  Rechte  als  der  Verpächter. 
Ihm  verbleibt  die  Oberleitung  der  Wirtschaft,  und  damit  kommt  ihm 
fast  eine  größere  Nutznießung  zu  als  dem  Teilbauern,  Dies  aber 
steht  in  Widerspruch  mit  den  Grundsätzen  des  Pachtvertrages. 

Der  charakteristischste  Unterschied  gegenüber  dem  letzteren  liegt 
schließlich  darin,  daß  es  beim  Teilbau  nicht  wie  bei  der  Pacht  einen 
Preis  gibt.  Meplain  erhebt  in  dieser  Hinsicht  zwei  Einwände  üregen 
die  Lokationstheorie,  deren  erster  nidit  stichhaltig  erscheint,  !  n 
zweiter  aber  entscheidend  ist*   Zunächst  meint  M 6 piain,  bestehe  ein 


I)  Rerolle,  S.  277. 
AbhMldlangvii  A.  »iaauw.  St:iiiin.ira  z.  JcQiii  Bd.  II,  H«ft  4.  7 
H«rB««.  D«r  TeiltoRu  Ui  Fnokrticb. 
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wesentliches  Element  des  Pachtvertrages  in  einem  festbestimmten 
Pachtjireis.  der  beim  Teilbau  fehle.  Indes  verlangt  man  für  die  Gül- 
titjfkeit  eines  Pacht vertravces  durchaus  nicht,  daß  der  Pachtpreis  gleich 
zu  Beginn  desselben  in  einer  festen  Summe  fixiert  werde.  Es  genügt, 
wenn  diese  Fixierung  von  dem  Willen  der  Parteien  unabhängig  ge- 
macht wird,  und  man  kann  z.  B.  einen  dritten  damit  beauftragen, 
den  Preis  später  zu  fixieren.  Im  Falle  des  Teilbaues  wäre  es  die 
Natur  selbst,  die  in  den  jährlichen  Schwankungen  der  Ernte  den 
Paclitpreis,  d.  h.  den  Wert  der  dorn  Besitzer  zufallenden  Anteils- 
quote regeln  würde.  Das  erste  Argument  von  Meplain  ist  dem- 
nach nicht  beweiskräftig,  dafür  aber  ist  sein  zweiter  Eu.wand  um  so 
ausschlaggebender:  Es  gibt  überhaupt  beim  Teilbau  keinerlei 
Preis.  Denn  was  ist  z.  B.  der  Pachtpreis?  Doch  eine  Sache,  die 
Eigentum  des  Pächters  war  und  die  er  dem  Verpächter  übergibt,  um 
sich  setner  Verpfiicfatung  zu  entledigen.  Dieser  Preis  ist  eine  Prä- 
station des  Pächters  an  den  Verpächter.  Um  etwas  Derartiges  handelt 
es  sich  aber  beim  Teübau  durchaus  nicht  Die  Ertragsquote«  die  der 
Besitzer  hier  erhält,  hat  niemals  aufgehört,  sein  Eigentum  zu  bilden. 
£s  geht  nichts  von  dem  Vermögen  des  Teilbauem  in  das  des  Be- 
sitzers über.  Meplain  setzt  dies  sehr  klar  auseinander.  „Ehe  der 
Preis*',  sagt  er,  das  Eigentum  des  Besitzers  fibergeht,  muß  er 
Eigentum  des  Teilbauem  gewesen  sein;  so  ist  z.  R  der  Pächter,  der 
dem  Verpäditer  seine  Pachtsumme  zahlt,  Eigentümer  des  die  Zahlung 
bildenden  Geldes  bis  zu  dem  Augenblick,  wo  er  es  abgibt  Der  bdm 
Teilbau  dem  Besitzer  zufliefiende  Ertragsanteil  gehört  jedoch  durchaus 
nicht  zu  den  Gütern  des  Teilbauem,  der  in  keinem  Augenli^ck  Eigen- 
tümer doselben  gewesen  und  nicht  vapfliditet  ist  die  Abgabe  dieser 
Quote  zu  garantieren,  vorausgesetzt  da6  sie  nicht  durch  seine  per- 
sönliche Schuld  unmöglich  gemacht  wird." 

Troplong  hält  dieses  letztere  Moment  auch  für  entscheidend. 
^Bei  der  Pacht",  führt  er  aus»  ^muß  der  Preis  vom  Pädbt«:  gezahlt 
werden,  während  beim  Teilbau  ein  solcher  vom  Teilbauem  nicht 
geschuldet  vnrd*  Hier  ist  es  der  Besitzer,  der  ihn  nimmt  von  seinem 
Besitz,  nicht  als  Pachtzins  (ä  titre  de  loyer),  sondern  als  zu  dem  sein 
Eigentum  bildenden  Boden  gehörig  (ä  titre  d'accessoire  de  sa  terre)^ 
als  Teil  des  Bodens  selbst  (a  titre  de  partie  de  la  terre  elle-meme)» 
partibus  rei,  wie  Cnjas  so  treffend  sagt." 

Es  kommt  also  beim  l  eilbau  gar  kein  Preis  und  damit  auch  kein 
Pachtverhältnis  in  Frage.  Die  Erzeugnisse  bleiben  ungeteilt  zwischen 
Besitzer  und  Teilbauern  bis  zu  dem  Augenblick,  wo  die  Teilung  tat- 
sächlich stattfindet.   Der  Besitzer  hat  ein  reelles  Recht  auf  die  £r- 
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Zeugnisse,  und  in  seinem  Anteil  an  ihnen  empfängt  er  keinen  Flreis, 
da  der  Teilbauer  niem^  im  aussciiließlichen  Eigentum  der  Erzeugnisse 
gestanden  hat.  Indem  dieser  letztere  die  eine  Hälfte  des  Ertrages 
an  den  Besitzer  abführt,  zahlt  er  nicht,  sondern  er  teilt.  Sehr  klar 
findet  sich  diese  Ansicht  auch  begründet  in  einem  l^rteil  des  Tribunals 
von  Montlurnn  vom  ii.  Januar  1884,  dessen  bezüglichen  Inhalt  wir 
deslialb  wörtlich  folgen  lassen:*) 

„Attendu  qu'aux  termes  de  l'article  1709  le  fermage  est  un 
contrat  par  lequel  l'une  des  parties  s'engage  a  faire  jouir  l'autre  d'nne 
chose  moyennant  un  prix,  que  celle-ci  s'oblige  ä  payer;  que  l'obli- 
gation  du  bailleur  consiste  donc  ä  livrer  au  preneur  une  chose  dont 
celui-ci  aura  rentiere  jouissance.  k  condition  de  payer  son  prix  de 
ferme;  attendu  que  dans  le  bail  ä  colonage  tel  qu'il  est  etabli  par 
les  usages  locaux,  le  bailleur  n'abandonne  pas  au  preneur  la  jouissance 
absolue  de  sa  proprirtt'-;  qu'il  conserve  la  surveillance  des  trawaux 
que  la  vente  des  bestiaux  ne  se  fait  Jamals  sans  son  assentiment, 
qu'enfin,  il  a  la  haute  direction  de  tout  ce  qui  se  passe  dans  la  ferme.'* 

„Attendu  que  Tun  apporte  son  tr.ivctil  et  l'autre  sa  propriete, 
que  les  fruits.  produits  par  cette  association  de  capital  et  de  travail 
etant  partages  par  moitie,  on  ne  peut  pas  dire  qu'il  y  ait  de  la 
part  du  preneur  le  paiement  d'un  prix  de  ferme." 

Hinsichtlich  dieses  Kardinalpunktes  des  Umfanges  der  Nutz- 
nießung ist  also  der  größte  Unterschied  zwischen  der  Pacht  und  dem 
Teilbau  zu  erblicken,  der  auch  seine  Bestätigung  im  Code  civil 
findet  Der  Pächter,  der  die  Zahlung  eines  festbestiitimten  Pacht* 
Zinses  eingeht,  verpflichtet  sich,  etwas  zu  geben.  In  naturgemäßer 
Konsequenz  hat  die  Gesetzgdaung  bestimmen  mflssen,  daß  die  Ver- 
pflichtung des  Pächters  auf  seine  Erben  übertragbar  ist»  der  Teilbauer 
aber,  der  nicht  eine  Gddsumme,  sondern  seine  Arbeit  verspricht, 
verpflichtet  sich  nicht,  zu  geben,  sondern  zu  tun.  Seine  Verpflichtung 
ist  daher  nidit  fibertragbar.  Es  tritt  eben  im  Teilbau  im  stärkeren 
Maße  das  Moment  der  Berücksichtigung  der  Person  hervor. 

Aus  diesen  Erwägungen  heraus  ist  die  Lokationstheorie  als 
unzutreffend  abzulehnen.  Alle  Argumentation  muß  Halt  machen 
vor  der  tmumstößltchen  Tatsache,  daß  es  beim  Teilbau  keinerid  Preis 
gibt,  und  mit  vollem  Recht  konnte  Rerolle  1888,  ein  Jahr  vor  dem 
Erlaß  des  schon  mehrfach  erwähnten  Teilbaugesetzes,  erklären:  „Wenn 
ein  Gesetz  erlassen  wttrde,  das  den  Teilbauvertrag  als  einen  Pacht- 
vertrag  erklärte,  so  beenge  es  eine  wirkliche  juristische  Häresie; 


I)  Rerotle,  S.  i^tf. 
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denn  es  gibt  kdne  Pacht  ohne  Preis.**  Daß  der  Gesetzgeber  von 
1889  sich  dner  solchen  (juristischen  Ketzerei"  nidit  schuldig  gemacht 
hat,  werden  wir  weiter  unten  sehen, 

3.  Die  Lohnvertragstheorie. 

Diese  Theorie  wurde  für  Frankreich  wohl  erstmalig  von  La- 
treille  vertreten,  der  1864  in  einem  dem  Teilbau  gewidmeten  Artikel 
in  der  „Revue  critique  de  legislation"  schrieb:  ..Dieser  Vertrag  nähert 
sich  sehr  dem  T-ohnvertrag,  denn  das  rharaktertstischo  Merkmal  des 
Lohn  Vertrages  besteht  in  der  T'nterneiimung  einer  Arbeit  für  andere", 
E'.ine  solrhe  liegt  aber  beim  Teilbau  vor;  ob  diese  Arbeit  auf  ein  be- 
wegliches oder  ein  unbewegliches  Objekt,  wie  Grund  und  lioden. 
Anwendung  fitidet.  das  bildet  eine  Frage  von  sekundärer  Bedeuturii^, 
und  ebenso  n<l>ens.'lchlirh  ist  es.  ob  die  Arbeit  in  Geld  oder  in 
Naturalien  n-muiKTi!  rt  wird.  Danach  würde  also  der  Teilbauvertrag 
seine  wesentlichen  Bestandteile  dem  Lohnvertrag  entnehmen  und  nur 
eine  besondere  Art  desselben  repräsentieren.  Es  ist  der  Besitzer 
selbst,  der  sein  (rut  bewirtschaftet,  er  nimmt  den  Teilbauer  nur 
als  landwirtschaftlichen  Arbeiter  an:  anstatt  ihm  aber  für  seine 
Dienstleistungen  eine  feste  (jeldsumnie  zu  zahlen,  interessiert  er  ihn 
an  der  Produktion,  indem  er  ihm  eine  bestimmte  Quote  des  Roh- 
ertrages verspricht.  Diese  Quote  also  bedeutet  den  Preis,  die  Remu- 
neration für  die  Arl)eiisleistung('n  des  Teilbauern.  Es  bestände  also 
hinsiciitlich  der  Bewirtschaftung  im  Prinzip  keinerlei  Unterschied 
zwischen  der  Verwendung  von  leilbauern  und  derjenigen  von  in 
Geld  bezahlten  Arbeitern.  In  jedem  Falle  behält  der  Besitzer  die 
oberste  Wirtscliaftsleitung. 

Auch  dieser  Theorie  vermögen  wir  nicht  beizutreten.  Der 
Haupteinwand,  den  wir  gegen  die  Lokationstheorie  erhoben  haben, 
trifft  auch  hier  zu.  Ebensowenig  wie  einerseits  der  Teilbauer  jemals 
im  alleinigen  Eigentum  der  an  den  Besitzer  abgeführten  Ertragsquote 
gestanden  hat,  ebensowenig  ist  anderseits  der  Besitzer  jemals  —  weder 
vor,  nodh  nach  der  Ernte  —  der  Schtddner  des  Teilbauem  gewesen. 
Kaum  hat  die  Ernte  nach  der  Abtrennung  vom  Boden  einen  indi* 

I)  Der  Codicc  civilc  italumo  hat  die  iiiczz.idri.i  ausdrücklich  ais  P.idu  «rikUri,  jedoch 
zu  Uarecbt,  wie  Dietzel  und  Rcrullc  betonen.  Dietzel  kommt  zu  dem  Ergebnis,  daii 
es  sidi  bei  dem  italieoisdieD  Teilbatt  um  einen  Lohnveitng  handelt  (H.  Dietzel,  Über 
Wesen  und  Bedeutung  des  TeillMttes  (Mczzadria)  in  Italien,  in  „Zcttidirift  fttr  die  gesamte 

St-utswisscnscbafi",  Tübingen  1884  u.  1885,  siehe  Jahrgang  XL,  2.  Heft,  1884.  S.  258  ff. 
ReroUe  betrachtet  dagegen  den  italienischen  Tcilbauvcrtiag  als  einen  Spezial^'ertrag;  sidle 
auch  Cj.  Dcsvaux,  Du  mcuyage,  l'aris  1*^93,  S.  lij- 
Zitiert  bei  Desboudet,  S.  31. 
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viduellen  Charakter  erlangt,  als  auch  der  Teilbauer  Miteigentümer 
derselben  wird.  £s  gibt  wed^  einen  Preis  des  Teilbauern  an  den 
Besitzer,  noch  umgekehrt  einen  solchen  des  Besitzers  an  den  Teil- 
bauem. 

Ferner  ist  noch  zu  betonen,  daß  doch  ein  wesentJicfaer  Unter- 
schied zwischen  der  rechtlichen  Stellung  des  Teilbauem  und  der  eines 
bezahlten  Arbeiters  besteht.  Das  Recht  des  Besitzers  zur  obersten 
Wirtschaftsleitung  hat  nicht  bei  beiden  den  gleichen  Inhalt.  Der 
Arbeiter  muß  dem  Besitzer  unbedingten  (tehorsam  leisten,  dem  Teil»- 
bauern  dagegen  ist  stets  ein  gewisses  Recht  der  Kontrolle  über  die 
Anordntmt;ren  des  Besitzers  zuerkannt  worden,  das  in  gewissen  Fallen 
sogar  legalerweise  bis  zum  Widerstand  und  zur  Gehorsamsverweige- 
rung führen  kann.  Der  Teilbauer  bewahrt  eine  viel  is-^rAßere  Unab- 
hängigkeit und  erörtert  in  der  Regel  vorher  mit  dem  Besitzer  die 
Zweckmäßigkeit  der  von  diesem  vorgeschlagenen  Maßnahmen.  Diese 
besondere  Stellung  des  Teilbauem  hat  das  Tribunal  von  Sancerre 
in  einem  vom  Gerichtsliof  von  Bourges  bestätigten  Urteil  vom 
30.  September  1885  sehr  deutlich  auseinandergesetzt.  In  dem  Urteil 
wird  die  Besitzerin  einer  Teilbauwirtschaft  von  der  Verantwortlichkeit 
für  eine  Zugentgleisung  freigesprochen,  die  durch  das  l^bertreten 
von  Kühen  aus  ihrer  Wirtschaft  auf  den  Bahndamm  herbeigeführt 
worden  war.  Tn  der  Begründung  des  Urteils  wurde  namentlich  die 
große  Selbständigkeit  des  Teilbauern  in  der  Wirtschaftsführung,  seinb 
F^'reiheit  und  Unabhängigkeit  betont,  die  es  nicht  gestatten,  für  einen 
durch  seine  Nachlässigkeit  herbeigeführten  Schaden  den  Besitzer  zur 
Verantwortung  heranzuziehen. 

Auch  das  ganze  Verfahren  bei  dtmi  Eintritt  des  Teilbauern  ist 
doch  derart,  daß  man  in  ihm  keineswegs  bloß  einen  landwirtschaftlichen 
Arbeiter  erblicken  kann.  Es  wird  eine  genaue  Inventur  aufgenninmen 
und  nadl  vorherige  Abschätzung  der  Viehbestand  sowie  ein  Teil  des 
toten  Inventars  dem  Teilbauem  förmlich  übergeben.  Man  setzt  also 
den  Teilbauem  gewissermaßen  in  den  Besitz  der  Wirtschaft  ein. 

Aus  allen  diesen  Gründen  müssen  wir  die  Lohn  Vertragstheorie 
ebenso  abweisen,  wie  die  beiden  zuerst  besprochenen  Theorien. 

Erwähnen  wollen  wir  nur  noch  kurz  das  eklektischp  System, 
das  im  Teilbauvertrag  das  Nebendnander bestehen  des  Gesellschafts- 
und Pachtvertrages  annimmt.  Einer  ernsthaften  Widerlegung  bedarf 
dasselbe  nicht,  seine  Annahme  würde  zur  größten  Verwirrung  führen. 

Wir  kommen  also  zu  dem  Ergebnis,  daß  der  Teilbauvertrag 
sich  nicht  in  eine  der  bisher  b^prochenen  BegrifTskategorien  ein- 
reiben läßt.   Er  entlehnt  vielmehr  seine  RechtsbestanUteile  verschie- 
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denen  Vcrtragsformen,  und  wir  müssen  ihn  daher  als  einen  besonderen 
Vertragf,  als  einen  Spczialkontxakt,  einen  Kontrakt  sui  generis  be- 
trachten, auf  den  besondere,  seiner  Eigensirt  entsprechende  Prinzipien 
Anwendung  finden.  Diese  Auffassung  des  Teilbauvertrages  als  eines 
besonderen  Vertrages,  den  man  wohl  auch  Innominatkontrakt  ge- 
nannt hat,  ist  übrigens  auch  schon  früher  in  mehreren  Gerichtscnt- 
Scheidungen  vertreten  worden,  so  z.  B.  in  einem  Urteil  des  Gerichts- 
hofes von  Limoges  vom  26.  August  1848,  in  einem  solchen  des  Ge- 
richtshofes von  Bordeaux  vom  28.  Juni  1S54.  in  einer  Rntscheidung  des 
1  ribunals  von  Montlucon  vom  11.  Januar  1884,  in  eitler  solchen  d^ 
Friedensrichters  von  Houssac  vom  22.  Mai  1884  und  schließlich  in  einer 
Entscheidung  des  Gerichtshofes  von  Limoges  vom  i.  Februar  1882. 

Im  folgenden  W(jllen  wir  nun  zu  zeigen  versuchen,  daß  das  Ge- 
setz von  i8ä9^)  dieser  Auffassung  recht  gegeben  hat. 

Der  juristische  Charakter  des  Teilbaovertrages  nach  dem 
Gesetz  vom  i&.  Juli  2889. 

Der  genaue  Wortlaut  dieses  Gesetzes  und  der  beiden  wichtig« 
sten  auf  den  Teilbau  bezflglichen  Artikel  des  Code  dvil  findet  sich 
im  Anhang. 

Entscfatidet  äch  nun  das  Gesetz  von  1889  in  bestimmter  Weise 
fOr  eine  der  oben  aufgeführten  Theorien? 

Zur  Beantwortung  dieser  Frage,  d.  h,  zum  richtigen  Verständnis 
der  Absichten  des  Gesetzgebers  erscheint  es  angebradit,  auf  die  vor- 
bereitenden Arbeiten  zurttckzugreifen,  um  so  auf  Grund  der  Ent- 
wicklung des  Gesetzesgedankens  den  wahren  Sinn  zu  erfassen,  den 
der  Gresetzgeber  von  1889  in  sein  Werk  hat  hineinlegen  wollen. 

Die  Begrandung  des  Gesetzentwurfes  der  Regierung  zeigt 
klar  und  deutlich,  von  weldhen  Gedanken  ^e  urqirünglich  gdeitet 
war.  Die  Redaktoren  wollten  nur  eine  kleine  Zahl  von  besonderen 
Regeln  für  den  Teilbauvertrag  aufstellen»  und  in  Artikel  47  des  £nt- 
Wurfes  erklärten  sie  die  für  den  Pachtvertrag  geltenden  Bestimmungen 
ganz  allgemein  für  auf  den  Teilbau  anwendbar,  mit  Ausnahme  der 
wenigen  von  ihnen  festgesetzten  Regeln  für  den  letzteren.  Daher 
war  Artikel  48  des  Entwurfes  folgendermaßen  ge&ßt:  „Der  Teil- 
bauvertrag bedeutet  die  Pacht  (louage)  eines  ländlichen  Erbteils^  zu 

l)  Nicht  ohne  Mühe  ging  das  Gesetz  durch.  Die  Regierung  halte  dem  Senat  be» 
rrits  am  13  Iiili  1876  einen  Gc^tzentwurf  unterbreitet,  den  dieser  1880  annahm,  die 
Kammer  jedoch  eist  1889  in  ihren  Siuuogen  vom  u.  Februar  und  7.  März.  Der  Senat 
ffA»  seine  Zustimmung  tu  dem  von  der  Kammer  nirfickerhaltencn  abgdbidertea  Entwurf, 
und  du  Geiets  konnte  promulgiert  weiden. 
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dessen  Bewirtschaftung-  der  Pächter  sich  verpflichtet  unter  der  Be- 
dingung, die  Erzeugnisse  desselben  mit  dem  Besitzer  zu  teilen". 

Die  Gründe  für  diese  Redaktion  werden  wie  folgt  auseinander- 
gesetzt 

„Ist  der  Teilbauvertrag  ein  Pacht-  oder  ein  Gesellschaf ts\  ertrag? 
Die  Redaktoren  des  Code  civil  hatten  diese  Schwierigkeit  nicht  außer 
acht  gelassen,  (ialli  in  seiner  liegründung  und  Mouricault  in 
seinem  Bericht  an  das  Tribunal  haben  sich  hierüber  geäußert.  Der 
Code  civil  hat  die  Schwierigkeit  durch  den  iext  des  Artikels  1763 
beiläufig  gelöst.  Der  gegenwärtige  (iesetzentwurf  entscheidet  die 
Frage  formell.  Er  nimmt  als  Basis  für  seine  Entscheidung  die  Ab- 
sicht der  Parteien,  die  einen  Pachtvertrag  und  nicht  einen  Gesell- 
schafts vertrag  haben  schließen  wollen;  er  zieht  die  gewi')hnliche  Praxis 
aller  Zeiten  in  Betracht,  ohne  sich  durch  einige  sehr  reelle,  in  ihren 
Konseciuenzen  aber  nicht  zu  überschätzende  Analogien  beeinflussen 
zu  lassen.  Wenn  der  Teilbauvertrag  wirklich  ein  GesoUschaftsvertrag 
wäre,  könnte  er  nicht  mündlich  sein;  es  konnte  bei  ihm  keine  still- 
schweigende Vertragserneuerung  (tacite  reconduction)  geben  ,  .  . 

Also  ein  klares  und  positives  Bekenntnis  zur  Lokationstheoriel 
Der  Regierun gsciitwurf  betrachtete  den  Teilbauvertrag  als  einen  ein- 
fachen Pachtvertrag.  Der  EiUu  urt  lanu  im  Senat  Annahme;  aber  es 
machten  sich  doch  Stimmen  gegen  die  in  ihm  vertretene  Aufüissung 
geltend,  und  der  Berichterstatter  des  Entwurfes  im  Senat,  Clement, 
sah  sich  zu  folgender  Erklärung  veranlaßt : ') 

„Das  neue  G^tz  hat  zum  besonderen  Zweck,  die  dem  Teilbau 
eigentamlicfaen  Regeln  zu  bestimmen,  und  ferner  diejenigen,  die  er 
mit  dem  gewöhnßchea  Pachtvertrag  gemein  hat  Hierdurch  läßt  das 
Gesetz  gerade  den  spezifischen  Charakter  des  Teilbauvertrages  und 
den  zwischen  ihm  und  dem  Pachtvertrag  bestehenden  Unterschied 
hervortreten.  Dieser  letztere  aber  liegt  darin*  daß  der  Tetlbauver- 
trag  in  einem  mehr  oder  weniger  starken  Mafie  sich  mit  dem  Pacht- 
und  Gesellschaftsvertrag  gleichzeitig  berührt  Man  kann  diese  ge- 
mischte Natur  des  Vertrages  nicht  leugnen,  wenn  man  der  gesetz- 
gebenden Körperschaft  ein  Gesetz  vorlegt,  das  jene  Natur  zur  Grund- 
lage seiner  Bestimmungen  macht," 

Zu  einer  ganz  klaren  Stellungnahme  für  den  Regierungsent- 
wurf konnte  sidi  demnach  der  Senatsberichterstatter  doch  nicht  ent- 
schließen. 

l>  Journal  ofliciel  du  2  juin  1880,  Scnau  Annexe  No.  282.  Rapport  fait  au  noni 
de  h  oomiaiMion  dia^te  de  Pexamea  du  projet  de  loi  tar  le  oode  rutal  (Tttre  IV,  Bail  h 
eototMge  portiaire). 
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Einen  anderen  Verlauf  nahm  die  Anj^eleijcnhcit  nun  im  Sclioiie 
der  Deputiertenkammer.  Die  von  dies<^r  i  :nv;i.i,etzte  Kommission 
zur  Durchberatung  der  der  Kammer  überwiesenen  Gesetzesvorlage 
traf  eine  gänzliche  Neuredaktion  des  Artikels  i.  Der  Teilbauvertrag 
wurde  nicht  mehr  als  „loua^e",  sondern  einfach  als  „contrat**  be- 
zeichnet. Der  Berichterstatter  der  Kommission,  Million,  sprach  sich 
hierüber  in  der  Deputiertenkammer  folgendermaßen  aus:  „Es  schien 
der  Kommission  unmöglich,  in  einem  (iesetz  diese  Unklarlieiten  des 
Textes  bestehen  zu  lassen,  der  vorgesehlai^'^en  worden  ist,  um  zu  be- 
kräftigen, daß  der  Teilbau  Pacht  bedeutet,  und  der  ang-enommen 
worden  ist  in  dem  Gedanken,  daß  er  doch  keine  Pacht  darstellt. 
Daher  glaubte  die  Kommission  eine  Neuredaktion  des  Artikels  i  vor- 
nehmen und  Ihnen  einen  Text  vorschlagen  zu  sollen,  der  im  Einklang 
steht  mit  der  Intention  derjenigen,  die  ihn  angenommen  haben.** 

Und  nachdem  die  Kammer  aus  dem  Artikel  i  den  Satz  ent- 
fernt bat,  daß  der  Teilbau  ein  Pachtvertrag  sei,  legt  sie  besonderes 
Grewidit  darauf,  im  Gegensatz  zum  Regierungsentwurf  zu  erklären, 
daß  das  vorgeschlagene  Gesetz  keinerlei  weitere  Assimilation  zwischen 
Teilbau  und  Pacht  kreiere,  als  diejenige,  die  aus  den  als  den  beiden 
Verträgen  gemeinsam  erklärten  Artikdn  resultiere.  Der  Bericht 
Millions  an  die  Deputiertenkammer  schließt  folgendermaßen:  „EKe- 
jenigen,  die  im  Teilbauvertrag  einen  Pachtvertrag  erblicken  wollen, 
mtkssen  zugeben,  daß  es  sidi  hier  um  einen  solchen  von  ganz  be- 
sonderem Charakter  handelt,  auf  den  nicht  alle  Pachtregein  Anwendung 
finden,  sondern  andere  aus  seiner  spezifischen  Natur  fließende  Be- 
stimmungen. Und  diejenigen,  die  ihn  als  einen  Gesellschaftsvertrag 
ansehen,  können  nicht  in  Abrede  stylen,  daß  diese  „Gesellschaft**  nidit 
den  anderen  gleicht,  sondern  von  besonderen  Bestimmungen  beherrscht 
wird.  Was  uns  hier  vor  allem  not  tut,  das  ist  der  Erlaß  eines  Ge- 
setzes, das  im  Verein  mit  den  schon  voriiandenen  wenigen  Be- 
stimmungen des  Code  civil  sich  selbst  genügt** 

Dies  bildet  in  der  Tat  den  eigendichen  Zweck  des  Gesetzes 
von  1889,  das  in  der  von  der  Deputiertenkammer  veränderten  Fassung 
zur  Annahme  gelangt  ist.  Es  ergrdft  weder  fttr  die  Lokation»^,  noch 
für  die  Sozietätstheorie  Partei,  sondern  erblickt  im  Teilbauvertrage 
einen  besonderen  Vertrag,  einen  Vertrag  sui  generis,  und  macht  damit 
der  alten  Kontroverse  ein  Ende.  Eine  kurze  Betrachtung  des  Wort- 
lautes des  Gesetzes  wird  uns  in  dieser  Erkenntnis  bestärken. 

Zunächst  ist  auf  eine  Äußerlichkeit  aufmerksam  zu  machen. 
Das  Gesetz  nennt  den  Teilbauvertrag  bail  a  colonat  partiaire  und 
fuhrt  damit  das  Wort  colonat  in  die  Sprache  des  franzosischen  Rechts 
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nea  ein.  Mag  dieser  äufieren  Anordnung  auch  vielleicbt  keine  tiefere 
Bedeutung  innewohnen,  die  Ablehnung  der  alteren  Bezeicfanungen 
für  den  Teilbauvertrag  (bail  a  m^tairie,  metayage,  colonage  partiaire) 
seitens  des  Gesetzgebers  ist  doch  immerhin  zu  charakteristisch,  um 
hier  nicht  Erwähnung  zu  finden. 

Betrachten  wir  nun  den  Wortlaut  des  Gesetzes  etwas  näher. 
Der  Artikel  i  des  Gesetzes  lautet:  „Der  Teilbauvertrag  ist  der  Kon- 
trakt, durch  welchen  der  Besitzer  eines  ländlichen  Erbteils  d.isselbe 
für  eine  bestimmte  Zeit  einem  „Pächter'  übergibt,  der  die  Verpflichtung 
übernimmt,  es  zu  bewirtschaften  unter  der  Bedingunpr,  den  Wirt- 
schaftsertrag mit  dem  „Verpächter"  zu  teilen."  Diese  Art,  den  Teilbau 
lediglich  nach  seinen  Wirkungen  zu  definieren,  beweist  klar,  daß  es 
sich  um  einen  neuen,  distinkten  Vertrag  handelt  und  nicht  um  eine 
bloße  neue  Anwendung  eines  anderen  Vertrages. 

Dieselbe  Methode  haben  die  Redaktoren  des  Code  civil  bei  der 
Deßnition  des  Verkaufes,  der  Pacht,  der  Sozietät  angewandt. 

Kein  einziger  Artikel  des  Gesetzes  verweist  ferner  auf  den  Titel 
Sozietät,  und  man  wird  daher  wohl  kaum  behaupten  kOnnen,  daB  die 
Sozietätstheorie  durch  das  Gesetz  eine  Stütze  erhält. 

Über  das  Verhältnis  zur  Pacht  ist  hervorzuheben,  daß  der  Ge- 
setzgeber nicht  etwa  allgemein  bestininit.  daß  die  Regeln  des  Pacht- 
vertrages Anwendung  finden  sollen  mit  Ausnahme  dieser  oder  jener, 
sondern  einzeln  namentlich  diejenigen  Artikel  des  Code  civil  über 
Pacht  anführt,  die  auf  den  Teilbau  anwendbar  sind.  Das  zeigt  doch 
zur  Genüge,  daß  der  Titel  „Pacht"  nicht  das  gemeine  Recht  unseres 
Vertrages  enthält. 

Hinsichtlich  der  im  Gesetz  geführten  Bezeichnuncren  „bailleur"  und 
„preneur"  erklärte  der  P)*  richterstatter  der  Kammer,  Million,  ausdrück- 
lich, daß  diese  nur  mit  Rücksicht  auf  Konformität  zu  der  Termino- 
logie des  Code  civil  angewandt  worden  seien,  daß  hieraus  aber  keines- 
wegs ein  Schluß  auf  die  Identität  beider  Verträge  gezogen  werden 
dürfe.  Und  schließlich  bestimmt  Artikel  5  des  Gesetzes  ausdrücklich, 
daß  die  oberste  Wirtschaftsleituni^'  dein  Besitzer  zusteht,  und  errichtet 
damit  eine  unüberbrückbare  juristische  Kluft  zwischen  Pacht-  und 
Teilbauvertrag. 

So  führen  sowohl  die  allgemeine  Betrachtung,  als  auch  die 
Prüfung  des  Gesetzes  von  1889  zu  der  Annahme,  daß  der  französische 
Teilbauvertrag  juristisch  nur  als  ein  Spt  /iciK  ertrag,  ein  Vertrag  sui 
generis,  anzusehen  ist  Der  Gesetzgeber  hat  dem  Teilbau  diesen  festen 
juristischen  Charakter  gegeben  und  damit  jeder  Kontroverse  über  die 
rechtliche  Vertragsnatur  des  Teilbaues  den  Boden  entzogen. 
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Die  juristische  Natur  des  Viehvertrages  (bail  ä  cheptel). 

Im  Anschluß  an  die  Ausführungen  im  vorigen  Abschnitt  müssen 
wir  noch  mit  wenigen  Worten  auf  die  juristische  Natur  des  Viehver- 
trages, des  bail  a  choptel,  eingehen,  der  häufig  als  besonderer  Vertrag 
dem  Teilbauvertrag  akzessorisch  beitritt.  Seine  rechtliche  Regelung 
gibt  der  Code  civil;  das  Gesetz  \on  1880  befaßt  sich  gar  nicht  mit 
ihm.  Die  betreffende  Gesetzgebung  des  Code  civil  ist  im  wesent- 
lichen den  vier  Coutunies  des  Berry,  Bourbonnais,  Nivemais  und  der 
Bretagne  entlehnt,  die,  wie  in  der  historischen  Entwicklung  schon 
erwähnt,  die  einzigen  waren,  die  Bestimmungen  über  den  cheptel 
enthielten  (S.  11).  Der  Code  civil  hat  dem  bail  ä  cheptel  Kapitel  IV 
des  Titels  „louage"  gewidmet;  ein  erster  Abschnitt  —  die  Artikel 
1  .soo — 1803  einschliel  ilich  —  handelt  von  den  allgemeinen  liesiimmungen; 
die  andern  Abschnitte  beziehen  sicii  auf  die  verschiedenen  Arten  des 
cheptel.    Der  Artikel  1800  gibt  folgende  Definition  des  cheptel: 

 Ein  Vertrag,  durch  welchen  die  eine  der  Parteien  der 

anderen  einen  Bestand  Vieh  übergibt,  die  denselben  unter  l>esonderen, 
näher  vereinbarten  Bedingungen  zu  ernähren  und  zu  pflegen  hat." 

Nach  Artikel  t8o2  kanti  Vieh  jeder  Gattung,  das  mit  Vorteil 
in  der  I.andwirtsehcitt  zu  lialten  ist,  als  cheptel  gegeben  werden. 
Diese  Bestimmung  ist  hauptsächlich  zu  dem  Zweck  in  den  Code  civil 
aufgenommen  worden,  um  einer  alten  Kontroverse  unter  den  Kommen- 
tatoren der  Coutumes  den  Boden  zu  entziehen,  die  sich  um  die  Fra^e 
drehte,  ob  der  cheptel  bei  Schweinen  zulässig  sei.  Infolge  der 
höheren  Fruchtbarkeit  und  Wflchsigkeit  der  Schweine  und  des 
dadurdi  bedingten  schnelleren  Umsatzes  in  der  Schweinehaltimg 
kann  hier  nämlich  die  Beschaffung  der  erforderlidien  Futterartikel 
eher  auf  Schwierigkeiten  stoßen,  um  so  mehr,  als  das  Schwein  als 
Fletsch-  und  Fetteneuger  zur  Verwertung  des  in  d^  Wirtschaft  er- 
zeugten Rauhfutters  nicht  geeignet  ist  Es  hatte  sich  daher  die  An- 
sicht herausgebildet,  daß  der  cheptel  bei  Schweinen  dem  Verpächter 
häufig  einen  großen  Gewinn  sichern,  den  Päditer  dagegen  infolge  zu 
hoher  Futterkesten  zu  sehr  belasten  würde.  Unter  der  Herrschaft 
des  Code  civil  ist  es  stets  als  zulässig  erachtet  worden,  die  Schwdne 
als  cheptel  zu  geben,  und  es  geschieht  auch  heute  noch  vielfach,  aller- 
dings unter  besonderen  Bedingungen;  denn  die  erwähnte  Ansicht 
entbehrt  nicht  einer  gewissen  Berechtigfung.  Man  hat  auch  über  die 
Frage  gestritten,  ob  Hausgeflügel,  Tauben,  Bienenstöcke  als  cheptel 
gegeben  werden  könnten.  Die  Ansichten  hierüber  gehen  heute  noch 
auseinander.  Troplong  und  andere  verneinen  diese  Möglichkeit,  Wöl 


■ 
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Artikel  1804  des  Code  civil  nur  von  .»besdaux**  spricht,  die  Gegenstand 
eines  cheptel  sein  können.  M 6 piain,  Neveu-Derotrie  und  Bouissou 
dagegen  stützen  sich  auf  die  umfassenderen  Bestimmungen  des  Artikels 
1802,  um  das  Gegenteil  anrondimen.  Nach  ihnen  hat  Artikel  1804 
diesen  Artikel  1802  sicherlich  nicht  aulheben  wollen,  und  es  ist  daher 
wohl  möglich,  einen  cheptel  in  Hausgeflügel  usw.  zu  bilden  und  dem 
Teilbauvertrag  anzugliedern. 

Die  rechtliche  Natur  des  Viehvertrages  ist  nun  keineswegs  ein- 
heitlich, da  es  verschiedene  Arten  von  cheptel  gibt  Der  Code  civil 
zählt  deren  im  wesentlichen  drei  auf:  t.  den  einfachen  oder  gewöhnlichen 
cheptel  (cheptel  simple  ou  ordinaire);  2.  den  cheptel  zur  Hälfte  (cheptel 
ä  mottie);  3.  den  dem  Pächter  oder  Teilbauem  abergebenen  cheptel. 

Uns  interessiert  hier  nur  der  dem  Teilbauern  Übo'gebene  cheptel; 
zum  besseren  Verständnis  wollen  wir  aber  auch  die  anderen  Arten 
des  cheptel  kurz  charakterisieren. 

Der  einlache  cheptel  ist  eine  reine  Viehpacht:  Jemand  übergibt 
durch  Vertrag  einem  anderen  Vieh  zur  Ernährung  und  Pflege^  wofür 
dieser  die  Hälfte  des  aus  dem  Viehbestande  erzielten  Erlöses  erhält, 
aber  auch  die  Hälfte  etwaigen  Verlustes  zu  tragen  hat  Dies  ist  die 
Definition  des  Code  dvil,  die  ülMrigens  nicht  ganz  exakt  ist  Die  Pro- 
portionen, nach  denen  die  Teilung  des  Gewinnes  und  Verlustes  erfolgt, 
sind  keineswegs  unveränderlich  starr,  wie  es  in  der  obigen  Definition 
angegeben  wird. 

Der  cheptel  zur  Hälfte  wird  in  Artikel  1818  des  Code  civil  ate 
eine  Sozietät  erklärt  in  welcher  jeder  der  beiden  Kontrahenten  die 
Hälfte  der  Tiere  liefert  die  hinsichtlich  des  Gewinnes  und  Verlustes 
gemeinsames  Eigentum  bleiben. 

Als  dritte  Art  des  cheptel  führt  der  Code  den  dem  Pächter  oder 
Teilbauern  übergebenen  dieptel  auf.  In  der  Gegenwart  handelt  es 
sich  meist  um  diesen  cheptel,  der  dem  Pacht*  oder  Teilbauvertrag 
akzessorisch  hinzutritt;  als  Hauptvertrag  kommt  der  cheptel  heute 
kaum  noch  vor.  Die  Zusammenfassung  des  cheptel  des  Pächters  und 
desjenigen  des  Teilbauem  im  Code  erscheint  jedoch  nicht  gerecht* 
fertigt,  und  es  wäre  zweckmäßig  gewesen,  in  der  Nomenklatur  des 
cheptel  den  dem  Pächter  übergebenen  cheptel  von  dem  dem  Teilbauem 
anvertrauten  zu  trennen.  Denn  bei  dem  ersteren  liegt  ein  wirklicher 
Pachtvertrag  vor,  da  der  cheptel  kein  einziges  Moment  enthält,  das 
diesem  Vertrag  fremd  wäre.  Es  kommt  keine  Sozietät,  noch  Teilung 
der  Gewinne  in  Betracht;  der  cheptel  ist  ein  fester  Wert  in  den 
Händen  des  Pächters.  Anders  beim  cheptel  des  Teilbauem.  Hier 
abergibt  der  Besitzer  seinem  Teilbauern  den  Viehbestand  zur  Er- 
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nährung  und  Pflege  sowie  zur  Verwendung  bei  Wirtschaftsarbeiten 
usw.,  und  der  Erlös  wird  in  einem  bestimmten  Verhältnis  i^eteilt  Schon 
in  der  Terminologie  findet  dieser  Unterschied  gegenüber  dem  cheptel 
des  Frachters  seinen  äulieren  Ausdruck.  Für  den  letzteren  ist  die 
Bezeichnung  , .cheptel  de  fer"  (eiserner  cheptel)  spezifisch,  der  (^heptcl 
des  Teilbauern  wird  dagegen  gemeinhin  „fonds  de  cheptel""  genannt. 

Was  nun  diese  letztere  Art  des  cheptel,  die  für  uns  hier  name:  t- 
lich  in  Betracht  kommt,  im  einzelnen  anlangt,  sn  widmet  ihr  der  Codt: 
civil  die  folgenden  vier  besonderen  Artikel  unter  dem  Abschnitt: 
Von  dem  dem  Teilbauern  übergebenen  ch«-ptel. 

Artikel  1827.  Wenn  der  cheptel  ohne  die  Si'huld  des  Teilbauern 
gänzlich  verloren  geht,  so  wird  der  Verlust  vom  Verpächter  allein  ge- 
tragen. 

Artikel  1828.  Es  kann  stipuliert  w^erden,  daß  der  leilbauer 
dem  Verp^ichter  seinen  Anteil  an  der  Schur  zu  einem  geringeren  als 
dem  gewöhnlichen  Preise  überlassen  soll;  daß  der  Verpächter  einen 
größeren  Anteil  am  Gewinn  hat;  daß  ihm  die  Hälfte  der  Milch  zu- 
kommt. Aber  es  d.irf  nicht  festgesetzt  werden,  dal)  der  Teilbauer 
zu  dem  völligen  Wrluste  hcrange/« )gen  werden  kann. 

Artikel  1829.    Der  cheptel  endet  mit  dem  T  eilbau  vertrag. 

Artikel  1830.  Er  ist  im  übrigen  allen  Regeln  des  einfachen 
cheptel  unterworfen. 

Ein  Vergleich  dieser  Artikel  mit  den  obigen  AusfQbrungen  zeigt, 
da6  der  Code  civil  sidi  bei  dem  Nebenvertrag  des  cheptel  weniger 
karg  an  Bestimmungen  zeigt  als  bei  dem  Hauptvertrag  des  Teilbaues. 
In  dem  Artikel  1 830,  der  ersteren  allen  Regeln  des  elnfadien  ch^tel 
unterstellt,  werden  14  weitere  Artikel  als  auf  ihn  anwendbar  erklart. 
Die  ersten  drei  Artikel  enthalten  nur  Ausnahmen  von  den  Bestim- 
mungen des  einfachen  cheptel. 

Auf  den  ersten  Blick  erscheint  es  demnach,  als  ob  der  cheptel 
des  Teitbauern  und  der  einfache  cheptel  identisch  seien.  Indes  be- 
stehen doch  zwischen  beiden  Arten  tiefgreifende  Unterschiede.  Bei 
dem  einfachen  cheptel  muß  der  Pächter  cfie  ihm  anvertrauten  Tiere 
auf  seine  Kosten  beherbergen  tind  ernähren;  der  Teilbauer  dagegen 
hat  hierzu  die  Wirtschaftsgebäude  und  die  in  der  Wirtschaft  erzeugten 
Futtermittel  zu  seiner  Verfügung,  ihm  liegt  also  nur  die  Besorgung 
der  Ernährung  der  Tiere,  die  bestmögliche  Verwertung  der  Futter- 
mittel ob.  Der  Pächter  des  einfachen  cheptel  zieht  femer  persönlichen 
Gewinn  aus  den  Arbeitsleistungen  und  der  DQng»^zeugung  der  ihm 
abergebenen  Tiere.  Beim  cheptel  des  Teilbauem  kommt  beides  dem 
allgemeinen  Interesse  der  Wirtschaft  zugute.   Dann  auch  macht  der 
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Code  civil  einen  Unterschied  zwischen  beiden  Verträgen  hinsichtlicfa 
Tragung  von  Verlusten.  Aus  Artikel  1827  geht  hervor,  daß  bei  völligem 
Verlust  des  cheptel  ohne  Schuld  des  TeUbauem  der  Schaden  allein 
zu  Lasten  des  Verp&cbters  (Besitzers)  ist  Die  Definition  des  einfachen 
cheptel  zeigt  dagegen,  da6  bei  ihm  Verluste  immer  von  beiden  IContra* 
henten  gemeinsam  getragen  werden. 

Welches  ist  nun  die  juristiscbe  Natur  dieses  Viehvertrages  (bail 
ä  cheptel).  der  als  Akzessorium  zum  Teilbauvertrag  (bail  k  metayage) 
hinzutritt? 

Über  diese  Frage  hat  sich,  ahnlich  wie  Über  den  juristischen 
Charakter  des  Teilbauvertrages,  eine  Kontroverse  entsponnen,  die 
allerdings  bei  weitem  nicht  die  Lebhaftigkeit  wie  dort  erreichte.  Guy 
Coquille  und  Pothier  sehen  den  Viehvertrag  als  dnen  Innominat- 
kontrakt an.  der  sich  vor  allem  der  Pacht  nähere.  Tropion g  und 
Meplain  erblicken  in  ihm  eine  Sozietät,  und  Aubry  und  Rau  neigen 
der  Ansicht  von  Pothier  zu.  Nach  ihnen  bildet  der  Viehvertrag 
einen  Sozietätsvertrag  lündditlidi  der  Verteilung  von  Gewinnen 
und  Verlusten,  und  für  alle  anderen  Punkte  kommen  die  vertrag- 
lichen Beziehungen  von  Verpächter  und  Pächter  in  Betracht.  Dieser 
Ansidit  möchten  wir  uns  anschließen;  wir  fassen  demnach  den  Vieh- 
vertrag als  einen  Vertrag  von  gemischter  Natur  auf,  der  seine  Ele- 
mente sowohl  dem  Sozietäts-,  als  auch  dem  Pachtvertrag  entlehnt 
Eine  andere  Auffassung  ist  ja  aucli  gar  nicht  möglidi.  Der  Hauptver- 
trag des  Teilbaues  und  der  akzessorische  Vertrag  des  cheptel  sind  eng 
miteinander  verbunden  und  werden  unter  analogen  Voraussetzungen 
geschlossen.  Sie  müssen  daher  in  ihrem  juristischen  Charakter  identisch 
sein,  und  wenn  uns  unsere  obige  Betrachtung  dazu  geführt  hat,  den 
Teilbauvertrag  als  einen  besonderen,  seine  Bestandteile  verschiedenen 
Vertragsformen  entnehmenden  Kontrakt  anzusehen,  so  ergibt  sich 
für  uns  hinsichtlich  des  Viebvertrages  naturgemäß  dasselbe  Resultat 

•  Wenn  so  nach  unserer  Auffassung  auch  das  Gesetz  von  18B9 
den  Teilbauvertrag  als  eine  besondere  Vertragsform  ansieht,  so  muß 
doch  betont  werden,  daß  es  nun  keineswegs  eine  volle  Klarstellung 
aller  mit  dem  Teilbauvertrag  zusammenhängenden,  vielfach  recht  ver- 
wickelten juristischen  Fragen  bringt,  also  nicht  einen  vollständigen, 
erschöpfenden  Kodex  der  Materie  bildet  Das  ist  gsür  nicht  die  Ab- 
sicht des  Gesetzgebers  gewesen,  dem  es  vielmehr  nur  darauf  ankam, 
eine  legislative  Präzisierung  der  wichtigsten,  allgemein  anerkannten 
CfaarakterzOge  des  Teilbauvertrages  zu  geben,  und  eine  andere  Re- 
gelung ließ  auch  der  nach  den  einzelnen  Gegenden  außerordentlich 
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variierende  Charakter  des  Teübausystems  gar  nicht  zu.  Außer  den 
wichtigsten  Punkten  hat  das  Gesetz  bd  Ermangelung  vertraglicher  \'er- 
einbarungen  für  alle  andern  Fragen  den  ausschlaggebenden  Einfluß  der 
lokalen  Bräuche  und  Gewohnheiten  ausdrücklich  proklamiert^ja  selbst  bei 
einigen  der  von  ihm  geregelten  Punkte  (Artikel  2,  3,  5.  6,  7)  macht  es 
noch  den  besonderen  Vorbehalt:  „a  moins  de  stipulations  ou  d'usages 
contraires",  und  am  Schluß  des  Gesetzes  heißt  es  noch  einmal  ganz 
formell:  „Ces  baux  sont  en  outre  regis  pour  le  surplus  par  Tusage 
des  lieux**. ')  Wenn  man  nun  wohl  aus  dem  auch  durch  das  Gesetz 
von  1889  nicht  veränderten  starken  Einfluß  der  Lokalbräuche  Argu- 
mente  für  die  eine  oder  andere  Theorie  der  juristischen  Natur  des 
Teiibauvertrages  hat  entnehmen  wollen,  so  kann  dies  nicht  als  gerecht* 
fertigt  anerkannt  werden,  da  hierin  nur  eine  Verquickung  juristischer 
und  ökonomischer  Momente  zu  erblicken  ist  Wohl  mögen  in  einer 
Gegend  die  lokalen  Sitten  und  Gewohnheiten  den  Teilbau  in  praxi 
mehr  als  eine  Pacht  oder  mehr  als  einen  Lohnvertrag  eisdidnen  lassen, 
aber  diese  Div^genzen  auf  ökonomischem  Gebiet  ändern  nichts  an 
der  in  dem  Gesetz  gegebenen  juristischen  Umschreibung  der  VertragSp 
natur.  Juristisch  kann  der  Teilbauvertrag  nicht  durch  ökonomisdie 
Einflüsse  zum  reinen  GeseUschafts-,  Pacht-  oder  Lohnvertrag  wer- 
den, und  zur  Entscheidung  der  nicht  durch  das  Gesetz  geregelten 
Punkte  darf  man  nicht  auf  die  besondern  Regeln  einer  bestimmten 
Vertragsart  rekurrieren. 

Die  mehr  oder  weniger  starke  Anlehnung  des  Teilbauvertrages 
in  seiner  praktischen  Durchführung  an  eine  bestimmte  Vertragsform 
hängt  im  wesentlichen  von  der  Stellung  des  Besitzers  in  der  Wirtschaft 
ab.  Da,  wo  dieser  sich  kaum  um  den  Gang  des  Betriebes  kümmert 
und  nur  höchst  selten  in  seine  Wirtschaft  kommt,  da  nimmt  der  sich 


I)  FOr  die  Fkisirieiung  der  Rechte  und  PfUditen  der  Perteien  und  damit  die  sducOe 
Beilegung  von  Streitiji^etleii  in  nicht  vertngtidi  geregelten  Fällen  wäre  cin<  KtKlifikatk»  der 
verschiedenen  ..usagcs  Incaiix'"  oder  ..usages  r\iraux*',  die  sieb  als  die  Produkt'-  d'-r  Nsondereo 
nntÜTÜrhpn  und  wirt-jch^ftüchen  Struktur  der  einzelnen  Regionen  sowie  j.ihrhunderteiang« 
Erl.di.'uügrii  Kiid  Beobachtungen  heute  zu  feststehenden,  für  Arrondisscmcnts  oder  KAOlooe 
gülligen  allgemeineii  Normen  auf  landwirtacbaftlkhem  G^ete  (AnfkngMctmin  von  Fucfat» 
und  TeillMnvertrtgen,  allgemeine  Pfliditen  des  PSchtera  becw.  Teilbattem  in  der  Bchand* 
long  det  ihm  anvertranten  Objektes,  Tragnng  von  Steuern,  Regelung  der  Fruchtfolge  «ad 
allgemeinen  Feldbestellung.  Pflege  und  Düngung  von  Wiesen  und  Weiden.  Anpflaniimg 
von  Obstbäumen,  allgemeine  Vorschriften  für  das  Ab/ugsjahr  usw.)  hcrnnsgebüd^-t  lnb«i, 
nach  ihrer  die  allgemeinen  Verhältnisse  de»  leUUiucs  regelnden  Seite  von  besonderem  Vs'cn. 
Man  atrebt  daher  auch  neuerdings  nach  allgemeiner  VerBffentlidraag  demrtiger  nCodea 
locaux  des  usages  runux",  die  bisher  nur  für  einige  Gegenden,  so  fOr  da«  Deptrtaaeat 
Maycnne,  da»  Gebiet  Segrt  im  Departement  Maine^i*Lc^,  den  Baadait  osw.,  erf«||^  i>t> 
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ganz  selbst  überlassene  Teilbauer  naturgemäß  mehr  den  Charakter 
eines  Pächters  an;  hier  scheint  in  der  Tat  die  Nutznießung  des  Grund 
und  Bodens  ganz  an  ihn  übergegangen  zu  sein  und  die  an  den  Besitzer 
abzuführmde  Quote  d.  s  Ertrages  den  Preis  für  diese  Nutznießung 
zu  bilden.  Umgekehrt  nähert  sich  bei  tätiger  und  energisdier  Wahr- 
nehmungf  der  dem  Besitzer  zustehenden  Rec  hte  das  cranze  \^erhältnis 
mebr  einer  Selbstadministration,  ohne  daß  aber  doch  der  Teilhau- 
vertrag hier  in  einen  einfachen  Lohn  vertrag  überginge*  Von  einem 
solchen  kann  auch  unter  diesen  Verhältnissen  bei  der  ganzen,  in  einem 
andern  Abschnitt  ausführlich  zu  besprechenden  Art  der  Regelung, 
der  tatsächlichen  Stellunir  des  Teilbauem  USW.  schlechterdings  keine 
Rede  sein;  wir  möchten  hier  den  Teilbauer  eher  als  Sozius  des 
Besitzers  auffassen. 

£s  mag  in  diesem  Zusammenhang  noch  besonders  auf  die  schon 
in  den  statistischen  Angaben  mitgeteilte  Tatsache  hingewiesen  werden;^ 
daß  die  französische  Agrarstatistik,  die  ja  bei  den  Bewirtschaftungs* 
modi  zunächst  die  br  iden  Hauptgruppcn  „culture  directe**  und  „culture 
indirecte"  unterscheidet,  den  Teilbau  unter  den  Begriff  der  „culture 
indirecte"  subsumiert,  also  in  diesem  Sinne  neben  die  Pacht  stellt. 
Wenn  sie  damit  auch  heute  noch  für  manche  Gegenden  eine  durchaus 
zutreffende  Charakteristik  des  Systems  gibt,  so  trifft  die  Klassifikation 
doch  für  manche  Gebiete  keineswegs  zu.  und  zwar  gerade  dort  mchtr 
wo  der  Teilbau  in  modemer  Ausgestaltung  und  damit  am  rationellsten 
betrieben  wird  und  wo  er  infolgedessen  nicht  mehr  eine  einfache  Modali- 
tät der  Ausbildungsformen  indirekter  Bewirtschaftung  repräsentiert, 
sondern  eine  veritable  direkte  Bewirtschaftung  involviert.  Wir  be- 
g-nügen  uns  hier  mit  dieseti  kurzen  Feststell uni,'pn,  da  wir  bei  der 
Kritik  des  Systems  auf  diese  Verhaltnisse  noch  ausführlich  einzugehen 
haben  werden. 


IV.  Abschnitt. 

Die  Praxis  des  TeillNiiiee. 


Ein  besonderes  Charakteristikum  der  Institution  des  Teilbaues> 
t»esteht  in  der  großen  Mannigfaltigkeit  ihrer  Ausbildungsformen,  und 
selbst  bei  Begrenzung  der  Untersuchung  auf  ein  beschränktes  Gebiet 
ist  es  nicht  immer  leicht,  alle  Züge  des  Systems  zu  einem  klaren  und 
vollständigen  Bilde  zu  vereinigen.  Neben  Boden  und  Klima  bedingen 
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namentlich  Tradition  und  Landessitte,  wie  sie  sich  als  Ausfluß  des 
V^olkscharakters,  der  ganzen  wirtschaftlichen  und  sozialen  Struktur 
der  einzelnen  Regionen  darbieten,  die  abweichendsten  Variationen,  und 
in  dem  vorhergehenden  Abschnitt  (S.  i  lo)  wurde  ja  gezeigt,  daß  dieser 
starke  Einfluß  der  Ortsgebräuche  in  dem  Gesetz  von  1889  klare  An- 
erkennung findet.  Wir  betrachten  es  daher  in  diesem  Abschnitt 
keineswegs  als  unsere  Aufgabe,  den  in  weiten  Gebieten  verbreiteten 
Teilbau  in  seiner  ganzen  Vielgestaltigkeit  völlig  erschöpfend  darzu- 
stellen, das  würde  —  man  könnte  fast  sagen  —  »'ine  getrennte  Be- 
handlung für  jedes  Departement  erfordern.  Wir  müssen  uns  hier 
darauf  beschränken,  die  wichtigsten,  allgemeinen,  praktischen  Grund- 
lagen des  Teilbaues  zu  schildern  und,  daran  anschließend,  seine  gegen- 
wärtige Lage  in  den  vor  allem  in  Betracht  kommenden  Gegenden 
näher  darzustellen. 

Form  der  Teilbauverträge. 

Es  kommen  l^eim  Teilbauvertrag  die  folgenden  drei  Formen 
zur  Anwendung:  i.  Mündliehe  X'erträge  (baux  \erbaux),  2.  private 
schriftliche  Verlrage  (baux  sous-seing  prives)  und  3.  notariell  be- 
glaubigte Verträge  ^baux  authentiques  notaries). 

Die  Wahl  der  Vertragsform  steht  im  Belieben  der  Koritrahenten. 
Vorherrschend  ist  im  allgemeinen  die  private  sciuiftliche  Form  (seing 
prive),  die  in  allen  Departements  vorkommt;  der  Abschluß  von  no- 
tariell beglaubigten  Verträgen  ist  nur  in  wenigen  Departements,  wie 
Allier,  Indre.  Cher,  Vienne,  Puy-de-Dome,  Loire-Inferieure.  Landes. 
Charente-lnferieure,  allgemeiner  üblich.  D.jgegen  werden  auch  heute 
noch  vielfach  die  Teilbauverträge  nur  mündlich  abgeschlossen,  so  na- 
mentlich in  den  Departements  Ardeche ,  Ariege,  Aude,  Charente, 
Correze,  ilerault,  Maine-et-Loire,  Mayerme,  Vendee,  Haute -Vienne, 
Yonne.  LInverkennbar  geht  jedoch  in  der  Gegenwart  vielfach  die 
1  enden/  dahin,  die  notari(^]l  beglaubigten  \'erträge  wegen  ihrt?r 
größeren  (iarantien  für  beide  Kontrahenten  mehr  und  mehr  zu  be- 
vorzugen. Die  Kosten  des  \'ertragsschlusses  sind  im  allgemeinen 
ganz  zu  Lasten  des  Teilbauern,  werden  aber  nicht  selten  auch  von 
beiden  Parteien  zu  gleichen  Teilen  getragen,  und  in  den  Departe- 
ments Alpes-Maritimes,  Dordogne,  Gironde  und  Var  übernimmt  sogar 
der  Besitzer  sie  ganz  allein. 

Dauer  der  Teilbauverträge. 

Die  Vtttragsdauer  variiert  sehr  nadi  dea  einzelnen  Gegenden. 
Yorherrsdiend  sind  im  aligemetnen  einjährige  Verträge,  neben  denen 
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aber  auch  solche  von  drei,  sechs,  ja  sogar  neun  Jahren  und  darüber 
vorkommen,  so  besonders  in  den  Departements  Ain,  Ayeyron,  im 
nnrdh'rhen  Teil  von  (  "her,  Indre,  Tsere,  Loire- et -Cher.  Morvan,  Vauchise 
und  \'ienne.  In  der  Gegend  von  Marseille,  im  Departement  Bouches- 
du-Rhone,  sind  die  Verträge  zweijähriv^ ;  im  mittleren  Teil  von  Cher 
hat  der  mündliche  Vertrag  in  der  Ki-tjel  eine  dreijährige  Iraner, 
der  geschrielxiie  erstreckt  sich  dagegen  gewölmlich  auf  sechs,  ja 
neun  Jahre.  Im  Departement  f  harente-Inferieure  kommen  stellen- 
weise soi^ar  fünfzehnjährige  Verträge  vor;  im  Departement  Hautcs- 
Pyrenees  vvertlen  nach  allcfpmeinem  Hrauch  zunächst  versuchsweise 
einjährige  \^erträg(^  L»:eschlossen,  an  deren  Stelle  dann  spater  bei  be- 
friedigendem Verhältnis  zwischen  Besitzer  und  Teilbauer  vier-  bis  sechs- 
oUer  sogar  neunjährige  \'ertrage  treten. 

Die  einjährigen  Verträi.^e  werden  \  ielfiich,  so  besonders  im  Dei)arte- 
ment  AHier  in  Mitte]frankrei(  h.  w«»  sie  am  zahlreic  hsten  sind,  aber  auch  in 
anderen  Departements  durch  die  sogenannte  „stillschweigende  Hrnene- 
rung"  (tacite  recondnction)  fortgesetzt.  Wenn  bei  Ablauf  der  einjährigen 
Vertragszeit  der  Teilbauer  „bleibt  und  im  Besitz  gelassen  \\  ird"  (restu  et  est 
laisse  en  possession),  sc»  nimmt  man  an,  daß  sich  infolge  stilisch wei- 
getuler  \'ereinharung  der  i^arteien  (Art.  1738  des  Code  civil,  auf  den 
Artikel  13  des  ( iesetz-es  von  1ÖÖ9  verweist)  ein  neuer  Vertrag  ge- 
bildet hat,  der  auch  direkt  als  „tacite  reconduction"  bezeichnet  wird. 
Der  Besitzer  läßt  seinen  Teilbauer  im  Genuß  der  \Virt.s(  haft .  und 
dieser  fahrt  in  der  l^ewirtscli.dlung  fort.  In  der  Gem'iul  \  nn  Aurillac 
im  Departement  Cautal  werden  die  dort  üblichen  dreijährigen  Ver- 
träge häufig  in  genau  derselben  Weise  durch  ..tacite  reconduction" 
erneuert,  und  /war  jedesmal  wieder  auf  die  Dauer  von  drei  Jahren. 
In  den  T allen,  wo  die  Verträge  sich  auf  mehr  als  tlrei  Jahre  aus- 
dehnen, behalten  sich  die  Kontrahenten  in  d<'r  Regel  das  Recht  vir. 
nach  Ablauf  der  ersten  drei  Jahre  den  Vertrag  aufzul<">sen;  man  pflegt 
hierbei  diis  dritte  Jahr  als  „annee  de  choix"  zu  bezeichnen  und  bei 
der  Vertragslösung  eine  .sei-hsrnr^natliche  Kündigung  einzuhalten.  Es 
kommt  auch  gar  nicht  selten  vor.  daß  im  Vertrag  keine  bestimmte 
Dauer  für  die  Nutznießung  des  Teilbauern  fixiert  wird,  und  man 
findet  nicht  wenige  selbst  notariell  beglaubigte  Verträge,  die  hierdber 
völlig  schw  eigen.  In  solchen  Fällen  halten  sich  dann  die  Kontrahenten 
für  die  L«)sung  ihrer  gegenseitigen  Verpflichtungen  an  den  lokalen 
Brauch,  wohei  gewöhnlich  die  Fruchtfolge  für  den  Ablaufstermin  des 
Vertrages  maßgebend  ist,  derart,  daß  der  Vertrag  fOr  ebensovicle  Jahre 
gilt,  als  es  Schläge  in  der  Fruchtfolg«'  gibt  Diese  Gewohnheit  wird 
im  Departement  Cher  fast  allgemein  befolgt  und  findet  sich  auch 
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nicht  selten  in  den  Departements  Bouches- du -Rhone,  Vienne  und 
Vonne.  Es  umfaßt  der  1  eil  bau  vertrag  hierbei  aber  doch  immer  eine 
volle  Zahl  von  Jahren,  was  auch  die  allgemeine  Regel  in  den  Teil- 
bauregionen ist.  Eine  Ausnahme  hiervon  kennt  nur  das  Departement 
Alpes- Maritimes,  wo  in  der  (iegend  von  Grasse  die  die  Olivenpflan- 
zungen bewirtschaftenden  Teilbauern  zu  jeder  beliebigen  Zeit  des 
Jahres  entlassen  werden  können,  unter  der  V^oraussetzung  allerdings, 
daÜ  ihnen  eine  von  Experten  festzusetzende  Entschädigung  gezahlt  wini. 

Die  Teilbauverträge  laufen  zu  ganz  bestimmten  orlsüblichen  Ter- 
minen ab,  die  nach  den  einzelnen  Regionen  verschieden  sind.  Die 
folgende  kleine  Zusammenstellung  gibt  eine  Übersicht  über  die  in  den 
wirhtigst»Mi  Tpi!h;i".!- 1  >r-p:irt*"^"ni^rUs  !ib1i('!i(:>ti  A  h1:!iifsterniin<\ 


Departement 


Ocusc  

Indre   

Chnnipagne  de  Betry 
Boiscliiiut  .... 
Brenne  

Avcyron  ..... 

tiironde  

Geis  

Lot  

Var  

Vienne  

Lot-et-Garonne   .    .  . 

Mayenne  

Aude  

Charente-lnfirieure  .  . 

Istre  

Maine-ei-Loirc    .    .  . 

Haute-Vienne.   .   .  . 

eher  

Tarn  ...... 

Ain  

Allier  

Jura  

Sn«'me-et-Loire     .    .  . 

Ijindes  

Corn'-zc  


Zeitpunkt  des  Wechsels  in  den 
Teilhattbetriebea 


I,  ^2$.  Mine 

23.  April 

24.  Jimi 

I I.  November 

I.  Mai  bis  24.  Juni 

13.  August 

25.  August  bis  14.  November 
Im  September 

I  29.  September 

Ende  September 


I.  Xuvcmber 


23.  April 
t.  oder  II. 


November 


It.  November 

12.  November 
25.  Dezember 


Es  wird  sich  weiter  unten  an  anderer  Stelle  Gelegenheit  bieten, 
im  Zusammenhang  die  Vorteile  und  Nachteile  dieser  verschiedenen 
Termine  für  die  einzelne  Teilbau  Wirtschaft  hervorzuheben.  An  dieser 
.Stelle  mag  der  Hinweis  genügen,  daß  die  selbst  in  benachbarten 
Gegenden  häufig  voneinander  abweichenden  Ablaufstermine  beim 
gegenseitigen  W{  t  lisel  von  Teilbauern  starke  Mißlichkeiten  im  Ge- 
folge haben  und  daher  eine  üniformienmg  der  Abzugstermine  wenig- 
stens für  dieselbe  Region  sehr  erwünscht  wäre. 
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Wir  woUen  nun  noch  kurz  auf  die  Frage  der  Zweckmäßigkeit 
längerer  oder  kürzerer  Teilbauverträge  eingehen. 

Man  bat  die  vorlierrschend  verbreiteten  Jahrrsx- ertrage  wohl  als 
eines  der  größten  Hindernisse  für  eine  rationelle  (icstaltung  des  Teil- 
baues bezeichnet;  der  Teilbauer,  der  mit  einem  längeren  Verbleiben 
in  der  Wirtschaft  gar  nicht  bestimmt  rechnen  könne,  sei,  so  meint 
man  wohl,  nicht  geneigt,  an  Ausgaben  für  größere  Boden mcliorationen 
zu  partizipieren,  deren  Zinsen  und  Früchte  später  vielleicht  anderen 
zugute  kommen.  In  dieser  Ansicht  drückt  sich  jedoch  eine  Verken- 
nnng  des  tatsächlichen  Wesens  des  Teilbaues  aus,  auf  den  man  bei 
derartigen  Erwägungen  die  wohl  für  das  Pachtsystem  zutreffenden 
Anschauungen  zu  Unrecht  überträgt.  Der  Pächter,  dem  der  ganze 
Hetrieb  zur  alleinigen  Bewirtschaftung  übergeben  wird,  hat  gewiß 
nur  dann  ein  Interesse  an  nachhaltigen  Verbesserungen  der  Substanz 
des  (iutcs,  wenn  ihm  durch  eine  längere  Dauer  des  Pachtvertrages 
die  Früchte  solch  wtiterufchender  Aufwendungen  gesichert  sind. 
Etwas  Derartiges  aber  kommt  bei  unserm  System,  wo  der  Teilbauer 
unter  der  oberslen  Leitung  des  Besitzers  wirtschaftet,  gar  nicht  in 
Frage,  wenigstens  nit:ht  bei  seiner  verbesserten  mrxlenun  Ausgestal- 
tung. Und  nur  diese  nindcrne  Ff>rm  des  Teilbaues  darf  man  nach 
unserer  Auffassung  bei  der  Kntscheidung  der  ganzen  Frage  /.um 
Ausirangspunkt  nehmen,  da  sie  allein  auf  (las  Prädikat  eines  regel- 
reehtrn  Bewirtscliafiun^^stnodus  ^\nspruch  t'rlu-l)en  k.uui.  Der  ja  aller- 
dings auch  heute  noch  /u  st-lu'  verbreiteten  irrati«  )nell<  ii  1«  )rni  des  1  eilbau- 
systems  mui)  jedes  1  )aseinsre(  lit  ahgespn u  hen  werden,  und  damit  fällt 
sie  aus  der  Fn>rterung  der  hier  angeschnittenen  h'rage  völlig  aus. 
iJiüscr  unterscheidende  ( lesirhtspunkl  ist  nicht  immer  genügend  test- 
gehalten worden,  worin  die  mannigfachen  Unkkirheiten  ihre  eigent- 
liche Ursache  haben  Hei  dem  rationellen  modernen  Teilbau  nun 
werden  die  Kost(Mi  von  Meliorationen  und  dergleichen  vom  Besitzer 
meist  ausschlielilit  h  oder  doch  zum  weitaus  groljten  Teil  getragen, 
und  fenuT  kami  außerdem  l)ei  Bodenverbesserungen  von  geringerer 
Bedeutung,  zu  deren  Kosten  auch  der  Teilbauer  beilrägt,  durch  Fest- 
setzung von  Entschädigungen  bei  früherem  Abzug  des  1  eilbauern  j<Miein 
W'K'hteil  kürzerer  Vertragsdauer  wirksam  begegtiet  werden,  w^is  iiuch 
tatsarhlirli  ^ugendweise  gt^sehieht.  Scheidet  als*»  dieser  Punkt  bei 
ik'urteilmig  der  Zweckmäßigkeit  einer  läng('ren  Vertragsdauer  für 
den  Teilbau  aus,  so  tritt  aber  bei  ilun  am  h  noch  ein  anderer,  der 
Pacht  gänzlich  fremder  Unistand  liinzu,  iler  lautiere  Verträge  direkt 
wenig  wiinschensw crt  marht.  I>ei  ilun  li.mdelt  es  sich  um  ein  Zu- 
sammenwirken von  Besitzer  und  JeillMuern,  und  um  dieses  ersprieß- 
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lieh  und  erfolgreich  zu  gestalten,  mtkssen  beide  Elemente  gut  zuein- 
ander passen.  Die  „entente  cordiale"  ist  ein  integrierendes  ikfoment 
der  Teilbauinstitution.  Etwaige  zwischen  Hc  sit/er  und  Tt  ilhauern  ent- 
stehende Disharmonien  niachon  einen  Erfolg  in  der  Teill>aube\\  irt- 
schaftimt^  schlcrhterdings  illusorisch,  und  deshalb  muß  man  gerade 
bei  ihr  die  Möglichkeit  offen  lassen,  daß  Besitzer  und  Teilbauer  sich 
leicht  voneinander  trennen  können.  Nicht  zusammenpassende  Ele- 
mente können  überhaupt  im  Interesse  der  Wirtschaft  nicht  früh  ge- 
nug auseinandergehen.  Schon  Olivier  de  Serres  hatte  diese  Walir- 
heit  in  klarer  Erkenntnis  verkündet,  als  er  in  seinem  „Theätre  de 
rAgriculture"  schrieb:  „Si  vostre  metayer  est  bon,  gardez-le  quoiqu'U 
arrive,  s'il  est  mauvais.  congediez-le  tout  de  suite".  Nichts  ist  der 
Wirtschaft  nachteiliger,  als  wenn  der  Teilhauer  stets  mit  seinem  Herrn 
„en  picque"  ist,  wie  sich  de  Serres  kräftig  ausdrückt. 

Die  Möglichkeit,  den  Vertrag  jährlich  zu  lösen,  gibt  aber  auch 
dem  Besitzer  als  dem  obersten  Leiter  den  wünschenswerten  Rückhalt 
für  seine  Stellung  gegenüber  dem  Teilbauern  und  verleiht  seinen 
Wünschen  und  Bestrebungen  den  nötigen  Nachdruck.  Ganz  all- 
gemein ist  der  Besitzer  der  Repräsentant  höherer  Bildung  und 
größerer  wirtschaftlicher  Einsicht,  der  Teilbauer  dagegen,  der  viel- 
fach aus  geringen  Verhältnissen  stammt  und  zuweilen  Analphabet  ist, 
verfügt  in  der  Regel  in  keiner  Weise  über  die  zur  Ausnutzung 
niler  neuen  Errungenschaften  erforderlirlu  ti  theoretischen  Kenntnisse. 
Es  gibt  Augenblicke,  wo  der  fortschrittlich  gesinnte  (leist  des  Be- 
sitzers über  die  mangelnde  Einsicht  des  Teilbauern  sieben  inul't.  utn 
vorteilhafte  Neuerungen  an  die  Stelle  überlebter  Einriciitunv^en  der 
Routine  zu  setzen,  und  das  wird  insb<>snndere  da  sirlur  möglich 
sein,  wo  der  Besitzer  seine  vertrat,» liehen  Beziehungi'n  zum  leil- 
hanern  am  Sdilulj  eines  je(]eu  Jahres  lösen  k.uui.  Das  wohlver- 
standene eitieiie.  (iem  Wechsel  feindliclie  Interesse  wird  den  umsich- 
tigen i^esit/er  s(  h<in  vor  Mißliraurb  dieses  Rechtes  bewahren,  während 
der  Teilbauer  seinerseits  hierl)ei  die  Möglichkeit  hat,  sich  den  narh- 
teiüi^en  I''inflüssen  einer  st  hleehten  Leitung  zu  entziehen,  indem  er  die 
Wirtschaft  naeli  Abl.uif  einer  liinreichend  kurzen  Frist  verlaßt,  um 
nicht  s<  lirsn  eine  ernste  Si  h adii^uns^  seiner  Interessen  erlitten  zu  haben. 

Snl;ald  aber  der  Besitzer  seinen  Teilbauer  schätzen  gelernt  hat 
und  mit  seiner  Arbeitsw<M'sf  zufrirdm  ist,  und  sobald  sich  dieser  seiner- 
seits \  on  der  iaiid\vinsch<itlii(  Inn  J  ätigkeit  und  verständnisvollen  und 
wohlwollenden  Leitung  des  JWsiizers  überzeugt  bat,  verknüi)ft  beide 
ein  festes  I' itnl  für  <lie  Zukunft,  und  die  Rc/ipro/ität  ihrer  Interessen 
ist  das  sicherste  Unterpfand  dauernder  Harmonie. 
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Die  Praxis  bestätigt  die  Richtigkeit  dieser  Ausführungen;  wir 
erwähnten  ja  sdion.  daß  im  Bourbonnais,  wo  die  einjährige  Vertrags- 
dauer am  meisten  verbratet  ist.  die  Verträge  vielfach  durch  „tacite 
reconduction*'  erneuert  werden.  Gerade  Mittetfrankreich  zeichnet  sich 
durch  die  Stetigkeit  in  den  Vertragsbeziehungen  zwischen  Besitzer 
und  Teilbauem  aus^  und  es  könnten  zahlreiche  Beispiele  angeführt 
werden,  wo  der  Teilbauer  seit  20,  30,  50  und  mehr  Jiüiren  trotz  ein* 
jährigen  Vertrages  auf  demselben  Betrieb  sitzt,  ja,  es  gibt  hier  sogar 
Teilbauerfamilien,  die  seit  mehr  als  einem  Jahrhundert  zur  selben 
Wirtschaft  gehören.  In  Mittelfrankreich  aber  hat  auch  der  Teilbau 
seine  beste  Ausbildung  erlangt 

Wenn  Tourdonnet  angesichts  dieser  Verhältnisse  von  seiner 
Forderung  längerer  Dauer  der  Teilbauverträge  für  den  Bourbonnais 
«ne  Ausnahme  machen  will,  so  gibt  er  damit  im  Grunde  nur  die 
Berechtigung  unserer  Auffassung  zu.  Zwar  meint  er,  die  im  Bour- 
bonnais mit  der  einjährigen  Vertragsfrist  erzielten  guten  Erfolge 
seien  das  Ergebnis  vollkommenster  Ideenharmonie  zwischen  Besitzer 
und  Tdlbauem,  die  Folge  von  schon  bestehenden  Tatsachen,  er  aber 
fordert  dafür  die  längere  Vertragsdauer  als  ein  ursprüngliches  Recht 
für  alle  die  Fälle,  wo  die  eingegangenen  Bedingungen  erfüllt  worden 
sind  und  nicht  triftige  Gründe  eine  frühere  Vertragslösung  erheischen, 
und  in  dieser  allgemeinen  kontraktlichen  Einräumung  einer  längeren 
Periode  erblickt  er  das  einzige  Mittel,  nicht  altein  die  jetzigen  Teil- 
bauem an  die  Scholle  zu  fesseln,  sondern  auch  die  immer  schwieriger 
werdende  Rekrutierung  der  Teilbauern  zu  erleichtem.  Wir  vermögen 
dem  aus  den  oben  entwickelten  Gründen  nicht  beizustimmen,  sind 
vielmehr  der  Ansicht,  daß  der  Erfolg  des  Teilbaues  viel  mehr  von 
andern  Faktoren,  insbesondere  der  persönlichen  Betätigung  des  Be- 
sitzers abhängt,  als  von  der  Einführung  längerer  Vertragsfristen,  die 
für  den  Teilbau  nur  eine  Annäherung  an  das  Pachtverhältnis  und 
eine  Entfernung  von  der  Sclbstadministration  bedeuten  und  damit  bei 
den  stetig  steigenden  Anforderungen  unserer  Zeit  an  die  Wirtschafts- 
leitung im  Grunde  nur  einem  Rückschritt  gleichkommen  würde. 

Gegenseitige  Stellung  von  liesitzer  und  Teilbauern  in  der 

Wirtschaft  im  allgemeinen. 

An  anderer  Stelle  wurde  sdum  hetf^nt.  daß  die  besondere  Do- 
mäne des  Teilbauern  das  Detail  der  Wirtschaftsführung  umfaßt,  die 
Tätigkeit  des  Besitzers  dagegen  einen  leitenden.  Überwachenden 
Charakter  hat.  Dieser,  der  alltäglichen  Sorgen  um  die  sachgemäße 
Erledigung  der  einzelnen  Wirtschaftsarbeiten  überhoben,  kann  so  seine 
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Erfahrungen  und  Kenntnisse  in  einer  fruchtbareren  Weise  betätigen, 
indem  ihm  die  Einführung  wichtiger  Betriebsverbesserungen,  die  An- 
Schaffung  von  verbesserten  Ackergeräten,  von  Kunstdünger,  Kraft- 
futter usw.,  ferner  die  Bestimmung  der  Fruchtfolg^  der  Ankauf  und 
Verkauf  von  Vieh  usw.  obliegt,  und  gerade  in  allen  diesen  Fragen 
ist  die  nachhaltige  und  stete  Intervention  des  Beatzers  besonders 
wichtig.  Mit  der  ausführenden  Hand  des  Teilbauem  muß  sich  die 
komlHnierende  und  dirigierende  Überlegung  des  Besitzers  in  engster 
Weise  verbinden.  Es  wurde  auch  schon  darauf  hingewiesen,  da0  die 
Stellung  des  Besitzers  gogenüber  dem  Teilbauem  keineswegs  die  des 
absoluten  Vorgesetzten  zum  Arbeiter  ist,  wenn  der  Teilbauer  jenen 
auch  stets^  besonders  im  Bourlx)nna]s  und  Limousin,  als  den  T^naitre" 
bezeichnet.  Beide  erörtern  gemeinsam  die  Zweckmäßigkeit  der  vom 
Besitzer  vorgeschlagenen  Maßnahmen,  und  dem  Teilbauem  steht  ein 
gewisses  Recht  der  Kontrolle  an  den  Anordnungen  des  ersteren  zu. 

Dem  Wirtschaftsantritt  des  Teilbauem  geht  eine  von  diesem  und 
dem  Besitzer  unter  Mitwirkung  von  Sachverständigen  vorgenommene 
Aufnahme  des  Gesamtzustandes  der  Wirtschaft,  der  Wohn-  und  Wirt« 
schaftsgebäude,  der  Felder,  Einzäunungen,  Ent-  und  Bewässerungs- 
gräben der  Wiesen  usw.  vorauf,  deren  Ergebnis  in  einem  besondem 
Protokoll  (acte),  dem  sogenannten  „etat  des  lieux*',  schrifdich  fixiert 
wird.  Vielfach  ist  in  den  Verträgen  die  einzuhaltende  Fruchtfolge 
ungegebeuy  die  der  Teilbauer  ohne  Genehmigung  des  Besitzers  nidit 
ändern  darf.  Hier  und  da  enthalten  sie  wohl  auch  Bestimmungen 
über  die  DurchflQhrung  gewisser  Bodenmeliorationen,  Anpflanzung  von 
Bäumen  usw.;  indes  vollziehen  sich  derartige  Verbesserungen  doch 
meist  auf  Grund  besonderer  Vereinbarung,  und  diese  Regelung  ist 
jedenfalls  vorzuziehen. 

Ähnlich  wie  im  Pachtkontrakt  verpfliditet  sich  auch  im  Teil- 
bau  vertrag  der  Besitzer,  den  Teilbauer  nicht  im  Genuß  der  Wirt> 
Schaft  zu  stören  und  ihn  gegen  Beunruhigungen  seitens  dritter  zu 
sichern.  Wenn  er  so  während  der  Dauer  des  Vertrages  seine  Wirt- 
schaft verkaufen  würde,  so  müßte  er  vom  Käufer  peinliche  Respek- 
tierung aller  Rechte  des  Teilbauem  verlangen,  wenn  nicht  etwa  der 
Teilbauvertrag  eine  anders  lautende  Bestimmung  enthält  Gleichwohl 
ist  diese  vom  Besitzer  geleistete  Garantie  nicht  unbt^grenzt,  da  Geseu 
und  Brauch  ihm  das  Recht  reservieren,  nach  seinem  Belieben  den 
Umfang  seines  Betriebes  zu  vergrößern  oder  zu  vermindern.  In  zahl- 
reichen Teilbauverträgen  kehrt  eine  Klausel  wieder,  die  dem  Teil- 
bauera  die  Pflicht  auferlegt,  solche  vom  Besitzer  vorgenommenen 
Änderungen  ohne  Anspruch  auf  Entschädigung,  noch  Verminderung 
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der  I^asten  hinzunehmen.  Indes  hat  natürlich  dieses  Recht  auch 
anderseits  seine  Grenzen,  und  große  Veränderungen  in  dem  Um- 
fang und  der  Zusammensetzung  des  Gutes  erfordern  vorkommenden- 
falls  besondere  Vereinbarungen  zwischen  den  beiden  Kontrahenten. 
So  wird  es  z.  B.  auch  vielfach  als  ein  Akt  ausgleichender  Gerechtigkeit 
angesehen«  demjenigen  Teilbauern,  aus  dessen  Wirtschaft  man  während 
der  Vertragszeit  einen  Weinberg  abtrennt»  eine  Entschädigung  hierfür 
zu  gewähren. 

Der  Teiibauer  ist  zur  Wirtschaftsführung  in  eigener  Person  ver- 
pflichtet, da  der  Vertrag  intuiter  personae  geschlossen  wird  und  für 
den  Besitzer  hierbei  die  Geschicklichkeit,  Ehrlichkeit  und  sonstigen 
persönlichen  Fähigkeiten  des  Teilbauem  maßgebend  sind.  Dem  Tetl- 
bauem  steht  indes  das  Recht  zu,  ihm  geeignet  erscheinende  Hilfs- 
kräfte ständig  zu  beschäftigen,  die  ihrerseits  natürlich  in  keinerlei 
juristische  Beziehung  zu  dem  Besitzer  treten.  Diese  ^associes'*  sind 
im  allgemeinen  Mitglieder  der  Familie,  die  man  zuweilen  auch  als 
„personniers**  bezeichnet  In  gewissen  Gegenden,  namentlich  im  De- 
partement Haute -Garonne,  werden  seitens  der  Teilbauern  fremde 
Hilfskräfte  angenommen,  die  ihre  Dienste  gegen  Erhalt  einer  Quote 
des  dem  Teilbauern  zufallenden  Anteils  verdingen  und  den  Namen 
„estivandiers"  führen. 

Nach  dem  üblichen  Ausdruck  verpflichtet  sich  der  Teilbauer  als 
guter  Hausvater  (en  bon  pere  de  famille)  die  Wirtschaft  zu  verwalten, 
d.  h.  die  Felder  gut  und  sorgsam  zu  bestellen,  zu  düngen,  einzusäen 
und  abzuernten,  dem  ihm  übergebenen  Viehbestand  alle  erforderliche 
Aufmerksamkeit  und  Pflege  angedeihen  zu  lassen,  mit  anderen  Worten: 
nichts  zu  tun  oder  tun  zu  lassen,  das  dem  Interesse  des  Besitzers  und 
der  Wirtschaft  sowie  den  Bestimmungen  des  Vertrages  konträr  wäre. 
Seine  ganze  Zeit  und  Arbeit  hat  er  nur  der  ihm  anvertrauten  Wirt- 
schaft zu  widmen,  und  die  Beschaffung  der  erforderlichen  Arbeits- 
kräfte liegt  ihm  im  wesentlichen  allein  ob.  Er  hat  diese  in  solcher  Zahl 
zu  beschäftigen,  als  es  zur  exakten  und  rechtzeitigen  Erledigung  aller 
Wirtschaftsarbeiten  erforderlich  ist  Zuweilen  wird  sogar  im  Vertrag 
die  nach  der  Stärke  der  Teilbauerfamilie  bemessene  Zahl  der  etwa 
ständig  oder  nur  vorübergehend  zu  beschäftigenden  fremden  Hilfs- 
kräfte festgesetzt,  zuweilen  auch  bestimmt  man,  daß  das  ursprüngliche 
Personal  keine  Verminderung  während  der  Vertragszeit  erleiden  darf. 

Kommt  der  Teilbauer  diesen  Verpflichtungen  nicht  in  vollem 
Umfange  nach,  so  ist  der  Besitzer  berechtigt,  selbst  die  fehlenden 
Arbeitskräfte  zu  beschaffen  und  die  an  sie  gezahlten  Löhne  von  dem 
Anteil  des  Teilbauern  in  Abzug  zu  bringen.  Diese  letzte  Maßregel 
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bildet  jedoch  in  praxi  nur  eine  seltene  Ausnahme.  Die  Tiere  dürfen 
nicht  zu  anderen  Zwecken  als  zu  denen  der  Wirtsdiaft  verwendet 
werden,  was  insbesondere  fOr  das  Zugvieh  gilt,  das  nicht  zu  Lohn- 
fuhren  für  dritte  benutzt  werden  darf,  ein  Mißbrauch,  der  allerdings 
vereinzelt  noch  von  Teilbauern  begangen  wird. 

Die  Rechte  der  Jagd  und  Fischerei  verbleiben  dem  Besitzer. 

Zu  erwähnen  bleibt  schließlich,  daß  auch  in  der  Gegenwart 
das  Institut  der  Generalpächter  noch  nicht  völlig  von  der  Bildfläche 
verschwunden  ist,  sondern  sowohl  in  Mittelfrankreich,  als  auch  in  der 
Westregion  vereinzelt  sich  erhalten  hat.  Es  entsteht  zuweilen  dann, 
wenn  der  Besitzer  stirbt  und  nur  minorenne  Erben  hinterläßt,  von 
denen  noch  keiner  an  seine  Stelle  treten  kann;  in  diesem  FaUe  wird 
dann  oft  zeitweise  der  Besitz  einem  Gcnoralpächter  überlassen.  Ferner 
gibt  es  Pächter,  die  in  der  Bewirtschaftung  ihrer  großen  Pacht- 
güter derart  verfahren,  dali  sie  einen  Teil  selbst  mit  bezahltem  Ar- 
beiterpersonal bewirtschaften,  den  andern  dagegen  Teilbauern  zur  EVe- 
bauung  überlassen.  Im  Departement  Mayenne  gibt  es  viele  mit  Teil- 
bauern arbeitende  Besitzer,  die  sich  in  der  Wirtschaft  durch  besondere, 
als  „experts"  bezeichnete  Beauftragte  vertreten  lassen,  die  aber  trotz 
dieser  Benennung  in  der  Regel  nicht  über  die  geringsten  technischen 
Kenntnisse  verfügen  und  nur  von  dem_  Interesse  möglichst  hohen 
eigenen  Gelderwerbs  geleitet  werden.  Die  Existenz  dieser  Mittels- 
personen wird  mit  Recht  als  eines  der  größten  Hindernisse  für  die 
rationelle  Gestaltung  des  Teilbaucs  im  Departement  Mayenne  be- 
trachtet, während  die  auch  nicht  fehlenden  Generalpächter,  meist  selbst 
auch  Besitzer  einer  oder  m^rerer  Wirtschaften,  die  sie  entweder  selbst 
oder  mit  Hilfe  von  Teilbauern  betreiben,  im  allgemeinen  energisch 
und  verständnisvoll  ihren  Aufgaben  nachkommen. 

Nicht  selten  fallen  bei  einer  solchen  Verbindung  von  Padit  und 
Teilbau  die  Vertragstermine  des  Generalpächters  einerseits  und  der 
Teilbaumi  anderseits  zeitlich  auseinander.  So  laufen  in  gewissen 
Gegenden  die  Pachtverträge  von  Juni  bis  Juni,  während  die  Teilbau- 
kontrakte  sich  von  November  bis  November  tt^ecken.  Unter  diesen 
Umständen  sind  die  Pächter  gezwungen,  Teilbauverträge  zu  scfalieBeo, 
die  die  Dauer  ihrer  eigenen  Pachtverträge  um  mehrere  Monate  Über- 
schreiten. Da  es  materiell  unmöglich  ist»  anders  zu  handehu  sind 
solche  Verträge  gültig  und  bindend  für  den  Besitzer.  Indes  würde 
der  Pächter  sich  der  Verpflichtung  zu  Entschädigungen  aussetzen, 
wenn  er  dem  Teilbauern  mehr  Rechte  eingeräumt  hätte,  als  er  selbst 
besitzt,  wenn  er  ihm  z.  6.  erlaubt  hätte,  die  Hälfte  des  geemteten 
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Heues  (siehe  S.  134)  zu  verbrauchen,  dort,  wo  ihm  rechtlich  nur  ein 
Drittel  zusiebt 

Allgemeines  aber  das  im  Teilbau  bewirtschaftete 

Bodenareal. 

Der  Teilbau  umfaßt  im  allgemeinen  die  Wirtschaft  in  ihrem 
g^anzen  Umfange;  indes  bleibt  der  Wald  in  der  Regel  zur  alleinigen 
Bewirtschaftung  des  Besitzers,  und  eine  ähnliche  Einschränkung  kommt 
auch  nicht  selten  beim  Weinland  vor.  Im  ersten  Fall  wird  jedoch 
dem  Teilbauern  häufig  die  Benutzung  etwaiger  Waldweiden  gestattet 

Anderseits  genießt  der  Teilbauer  meist  die  Erzeug^nisse  eines 
mehr  oder  weniger  großen  GemOsegartens  ungeschmälert  während 
die  Erträge  aus  dem  Obstgarten  dagegen  oft  zwischen  beiden  Par- 
teien  geteilt  werden.  Zuweilen  ist  es  auch  dem  Teilbauern  gestattet 
einige  Ar  Flachs  fQr  sich  zu  bauen,  dessen  Verarbeitung  den  weib- 
lichen Familienmitgliedern  eine  nützliche  Winterbeschäftigung  gewährt 

Kurze  Erwähnung  verdienen  noch  die  Obstgärten.  In  der  Regel 
reserviert  sich  der  Besitzer  das  Recht  auf  seinem  Gute  Anpf1an> 
Zungen  von  Obstbäumen  in  dem  ihm  wünschenswert  erscheinenden 
Umfange  vorzunehmen,  deren  Kosten  er  dann  allein  trägt,  während 
der  Teilbauer  seinerseits  die  Pflicht  hat  über  die  Pflege  solcher  An- 
pflanzungen nach  Möglichkeit  zu  wachen.  Gerade  die  stärkere  Aus- 
dehnung des  Obstbaues  erscheint  für  manche  Gegenden  in  der  Gegen- 
wart von  besonderer  Bedeutung,  da  tierische  und  pflanzliche  Schäd- 
linge den  Weinbau  vielfach  unmöglich  gemacht  haben  und  in  derart 
betroffenen  Gebieten  mit  Hilfe  umfangreicheren  Obstbaues  ein  billiger 
und  gesunder  Ersatz  für  den  dort  früher  vielfach  genossenen  Trauben- 
wein beschafft  werden  kann.  Es  gibt  im  Departement  Indre  im 
Arrondissement  I^  Chätre  z.  B.  Teilbau  wirtschaften,  in  denen  alljähr- 
lich 20,  30  bis  50  Oxhc^t  Apfelwein  gewonnen  werden. 

Zum  Entfernen  alter  Obstbäume  ist  nur  der  Besitzer  berechtigt, 
das  beim  Ausputzen  der  Bäume  abfallende  Holz  kommt  in  der  Regel 
dem  Teilbauern  als  Brennmaterial  zu,  jedoch  ist  es  in  Maine  und 
Anjou  üblich,  den  dort  meist  nicht  unerheblichen  Ertrag  bei  dem 
Ausputzen  der  ausgedehnten  Anpflanzungen  und  Hecken  zwischen 
Besitzer  und  Teilbauem  zur  Hälfte  zu  teilen. 

Neueinrichtung  und  Unterhaltung  von  Gebäuden. 

Der  Besitzer  ist  zur  Ausführung  aller  ihm  im  Interesse  der 
Wirtschaft  vorteilhaft  erscheinenden  Neu-  und  Umbauten,  Reparaturen 
usw.  berechtigt    Der  Teilbauer  darf  sich  solchen  Bauarbeiten  nicht 
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widersetzen,  sondern  hat  im  Gegenteil  den  mit  der  Ausfahrung  be- 
tra  iten  Arbeitern  behilflich  zu  sein,  und  es  liegt  ihm  die  Herbei- 
schaffung aller  erforderlichen  Baumaterialien  mit  den  Gespannen  und 
Leuten  der  Wirtschaft  ob.  jedoch  nur  in  einem  solchen  Umfange, 
daß  derartij^^e  Arbeiten  den  Gang  des  Betriebes  nicht  nachteilig  be- 
einflussen, l  eilbauern  desselben  Besitzers  helfen  sich  in  der  Regel 
nach  vorheriger  Verständigung  mit  diesem  bei  größeren  Arbeiten  aus. 

Das  Gesetz  von  i88<!  bestimmt,  daß  alle  größeren  Reparaturen 
von  (lebäuden  zu  Lasten  des  Besitzers,  die  kleineren  dagegen  zu  denen 
des  Teilbauern  sind.  Es  ist  nun  nicht  immer  leicht,  hier  eine  genaue 
Grenze  zu  ziehen,  und  daher  müssen  die  gegenseitigen  Verpflich- 
tungen von  H'  sitzer  und  Teilbauern  nach  dieser  Richtung  im  Vertrag 
mötrlichst  scharf  präzisiert  und  vor  dem  Antritt  der  Zustand  der  Ge- 
bäude genau  festgestellt  werden.  Im  allgemeinen  handelt  es  sich  bei 
den  geringf^rrn  Reparaturen  um  solche  an  Fenstern  und  Türen,  1  lerden, 
Gesimsen,  Kaufen,  um  Kalkung  der  Wände  usw.  In  einigen  Departe- 
ments, wie  Aveyron,  Puy-de-Dome,  werden  die  Kosten  für  kleinere 
Reparaturen  von  beiden  Kontrahenten  zu  gleichen  Teilen  getragen, 
in  einer  Reihe  von  anderen  sogar  vom  Besitzer  alIHn,  so  in  Ain, 
Ariogc,  .\ude,  Caiital,  Dordogne,  Haute>Garonne,  Haute-Vienne.  Zu- 
weilen aui'h  wird  bei  den  kleineren  Reparaturen  wieder  unterschieden 
zwisrlu'n  solchen  in  dem  vom  Teilbauern  bewohnten  Hause,  die  dann 
der  liesit/er  allein  bestreitet,  und  solchen  an  den  eigentlichen  W^irt- 
schaftsgebäuden,  Ställen  usw.,  die  zu  Lasten  beider  Kontrahenten  sind. 

Beschaff uiig  des  lebenden  und  toten  Inventars. 

Im  Prinzip  soll  beim  Teilbau  das  gesamte  Inventar  von  beiden 
Kontrahenten  zu  gleichen  Teilen  beschafft  werden;  in  der  Praxis 
liegr  ti  die  Verhältnisse  jedoch  meist  so,  daß  der  Besitzer  den  größten 
Teil  lies  Inventars  liefert  und  der  Teilbauer  nur  einen  kleineren.  Im 
einzelnen  gilt  hierüber  folgendes: 

Leb»' mies  Inx  ciUar  (clu-plel  vif), 
l'ber  die  Bildung  des  lt  lj< udej)  Itivcntars  wird,  wie  schon  in 
eitT'tii  früheren  Abschnitt  erwähnt,  ein  besonderer  Vertr.ti,'  (bail  a 
chejjicl)  i;i ■se!i1r<vsen.  Znwcilen  stellt  der  P>e.-,it/er  das  lebende  Inventar, 
das  aus  l  iiTen  aller  dattmii^en  b(\stehL,  wie  sie  zur  gerejkjelten  Be- 
wirtschaftung des  Hesil/es  erforderlich  sind,  in  vollem  Umfango:  es 
wird  dem  Teilbanern  bei  s«  inem  Antritt  nach  vorheriger  kontradikto- 
risciier  Abs<  liat/unc  ^ilü  Viehbestand  uberwiesen,  an  dessen  dewiniien 
und  Verlusten  er  in  Zukunft  zur  Hälfte  partizipiert  (cheptel  a  moitie 
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Profits  et  pcrtes).  Der  Teilbauer  verpflichtei  sieb,  den  Viehbestand  in 
bester  Weise  zu  pDegen  und  zu  ernähren  und  bei  seinem  Abzug  in 
dem  gleichen  Umfang  und  Wert  wieder  abzugeben,  zu  welchem 
Zweck  eine  abermalige  Abschätzung  stattfindet  Wird  hierbei  ein 
höherer  Wert  konstatiert  als  zu  Beginn  des  Vertrages,  so  wird  das 
Mehr  entweder  in  natura  oder  meist  in  Geld  zur  Hälfte  geteilt  Er- 
gibt sich  eine  Wertsvermtnderung,  so  hat  der  Teilbauer  dem  Be- 
sitzer deren  Hfllfte  unmittelbar  zu  erstatten.  In  den  allermeisten 
Fällen  stellt  nun  aber  der  Besitzer  nicht  das  gesamte  lebende  In- 
ventar, sondern  nur  den  größten  Teil  desselben.  Eine  besondere 
sehr  charakteristische  Art  der  Cheptet-Bildung  kommt  s^r  oft  im 
Departement  AUier  vor  und  vollzieht  sich  folgendermaßen.  Man 
scheidet  den  cheptel  in  zwei  Teile,  deren  einer  als  integrierender 
Bestandteil  der  Wirtschaft  (cheptel  a  souche,  cheptel  du  fonds)  gilt, 
der  aber  nicht  den  vollen,  für  diese  erforderlichen  Bestand  ausmacht, 
sondern  hierzu  durch  dnen  zweiten  Teil  ergänzt  wird.  Der  erste/ 
stets  vom  Besitzer  gelieferte  Teil  muß  bei  jeder  Abrechnung,  bei 
jedem  Wechsel  unversehrt  vorhanden  sein,  während  der  zweite  Teil, 
der  die  ]>iffcrenz  zwischen  dem  „cheptel  du  fonds'*  und  dem  „cheptel 
reel*'  bildet,  gewissermaßen  einen  „ch^tel  flottant"  darstellt  und  beim 
Abzug  des  Teilbauem  oder  bei  jcd^  die  jederseitigen  Rechte  ab- 
messenden Inventur  zu  einer  besonderen  Maßnahme  Anlaß  gibt 

Die  Hälfte  des  Mcheptel  flottant"  j^ehört  dem  Teilbauern,  der  so 
von  vornherein  ein,  wenn  auch  vielfach  kleines  Beatzrecht  an  dem  Vieh- 
bestand erwirbt.  Wenn  der  eintretende  Teilbauer  nicht  über  die  Mittel 
zur  Zahlung  des  erforderlichen  lietrages  fiir  den  halben  „«heptel 
flottant'*  verfügt,  sn  !<  v^t  (1(  r  sitzer  die  pflichtige  Summe  für  ihn 
aus  und  erhält  dafür,  abgesehen  jedoch  von  den  ersten  beiden 
Jahren ,  emen  jährlichen  Zinsbetrag  (i,5" — ?>^,o)'  ^^'^  daß  der  Teil- 
bauer seine  Verpflichtungen  eingelöst  hat.  Ein  Beispiel  mag  diese 
Art  der  Abrechnung  näher  veranschaulichen.  Angenommen,  der  Gc- 
samtwert  des  cheptel  betrüge  12000  l*rcs.  und  der  Wert  des  cheptel 
du  f  iids  sei  auf  Oooo  Frcs.  normiert,  so  bleibt  für  den  cheptel  flottant 
derselbe  Wert.  Beim  Abzug  <1<  s  1  <  in>auern  bl<  Ibt  der  cheptel  du  fonds 
völlig  zurück,  während  der  cheptel  flottant  der  Teilung  zwischen  Be- 
sitzer und  Teilbauern  unterliegt  und  diesem  letzten  ein  Anteil  von 
3000  Frcs.  hieran  zusteht  Aber  anstatt  hierfür  eine  bestimmte  Menge 
Vieh  abzugeben,  verlangt  der  Besitzer  von  dem  neuaufziehenden 
Teilbauem,  daß  er  dem  abziehenden  seinen  Teil  mit  3000  Frcs.  auszahlt, 
und  kann  dieser  es  nicht,  so  legt  er.  wie  erwähnt,  selbst  den  Betrag 
vor.    So  bleibt  der  cheptel  stets  auf  seinem  Wert  von  12000  Frcs. 


erhalten,  von  denen  9000  dem  Besitzer  und  3000  Frcs.  dem  TeUbauern 
gelidren.  Wird  natflrlich .  beim  Abzug  des  Teilbauern  ein  Minderwert 
des  cheptel  flottaht  festgestellt»  z.  B,  ein  Wert  von  4000  statt  des 
ursprünglichen  von  6000  Frcs.,  so  erhSit  der  abziehende  Teilbauer  von 
dem  aufziehenden  nicht  3000,  sondern  nur  2000  Frcs.  Anderseits  wird 
ein  heim  Abzug  etwa  konstatierter  Mehrwert  Ober  12000  Frc&  hinaus 
zwischen  beiden  Kontrahenten  in  der  Weise  zur  Hälfte  geteilt,  daß 
der  aufziehende  Teitbauer  dem  abziehenden  die  eine  Hdlfte  auszahlt 
Damit  also  findet  eine  Wertserhöhung  des  cheptel  flottant  statt,  und 
die  entsprechenden  Alnrechnungen  regeln  sich  durchweg  von  Teil- 
bauer  zu  Teilbauer. 

In  dieser  besonderen  ChepteUBildung  tritt  ein  charakteristischer 
Unterschied  des  Bourbonnais  gegenüber  andern  Teilbaugebieten  zu- 
tage, indem  dort  die  Teilbauem  schon  vielfach  über  nicht  unerhebliche 
Kapitalerspamisse,  wie  sie  eben  zu  jener  Cheptei^Bildung  erforderlich 
sind»  verfügen  und  vielfach  weit  Über  dem  sozialen  Niveau  anderer 
Teilbauern  stehen. 

Jedoch  kommt  eine  ähnliche  Regelung,  wenn  auch  nicht  so  all- 
gemein, noch  in  den  Departements  Cher,  Haute-Koire,  Gard  und  Tarn 
vor;  im  Departement  Loir-et-Cher  stellt  der  Teilbauer  zuweilen  sogar 
V4  bis  Ys,  im  Departement  Sarthe  selbst  die  Hälfte  des  lebenden  Inven« 
tars,  und  im  baskischen  Gebiet  des  Departements  Basses- Pyrenees 
liefert  bald  der  Besitzer,  bald  der  Teilbauer  das  lebende  Inventar 
allein,  wobei  dann  je  nach  der  Art  der  Regelung  noch  besondere 
Bestimmungen  zur  Anwendung  gelangen. 

Die  jedesmalige  Abschätzung  wird  entweder  von  den  inter- 
essierten Parteien  selbst  vorgenommen  oder  —  was  gewöhnlich  der 
Fall  ist  —  von  besonderen  Experten.  Gemeinhin  sind  es  die  beiden 
Tetlbauern,  der  abziehende  und  aufziehende,  welche  die  Sachver- 
ständigen (estimateurs)  ernennen.  Denn  der  Besitzer  ist  nicht  direkt 
an  den  Ergebnissen  dieser  Abschätzung  interessiert.  Nehmen  wir 
z.  B.  an,  dal3  ein  Tier  von  einem  tatsächlichen  Wert  von  400  Frcs. 
zu  500  Frcs.  geschätzt  wird,  so  ergibt  sich  für  den  abziehenden  Teil- 
bauer ein  Gewinn  von  50  Frcs.  und  ein  Verlust  der  gleichen  Summe 
für  den  aufziehenden.  Unter  diesen  Umständen  muß  der  Besitzer 
wohl  dem  ersten  Teilbauern  den  Betrag  von  50  Frcs.  aushändigen, 
aber  er  belastet  doch  hiermit  gleichzeitig  den  neuen.  Es  ist  nun 
natürlich  trotzdem  nicht  richtig,  den  Besitzer  fiOr  gänzlich  uninter- 
essiert an  diesem  Geschäft  zu  halten,  da  dodi  auch  ihm  eine  un- 
gerechte Belastung  seines  neuen  Teilbauern  nicht  erwünscht  sein 
kann,  und  zu  einer  gerechten  und  befriedigenden  Erledigung  der 


Digrtized  by  Google 


—     125  — 


ganzen  Anj^elegenheit  wäre  eine  unparteüacbe  Mitwirkungf  des  Be* 
siUers  sehr  erwünscht 

Es  besteht  gar  kein  Zweifel  darüber,  daß  dieses  Übergabe- 
jjfeschäft  in  seiner  gegenwärtigen  Durehführung  vielfai^h  an  recht 
erheblichen  Mängeln  krankt,  und  der  von  vielen  Besitzern  ein- 
jjfenommene  bequeme  Standpunkt,  daß  die  divergierenden  Interessen 
der  beidf^n  Teilbauem  die  beste  Gewähr  für  ein  der  Wahrheit  mög- 
lichst nahekomnietidcs  Resultat  der  Abschätzung  bieten,  in  den  tat- 
sächliclH  ii  Vorhitltiiissen  der  Praxis  keineswegs  eine  Begründung 
findet  Das  ganze  Abschätzungsges<  tiafi  wird  durch  den  Mangel  an 
sachlicher  I'nparteilirhkeit  häufig  seines  wahren  Charakters  entkleidet 
und  zu  einem  reinen  llandelsviesehaft  mit  allen  erdenklichen  unsauberen 
Praktiken  t^estempelt.  Der  Sachverständige  des  abziehenden  i  eilbauern 
geriert  si(  Ii  als  \Vrkäufer.  der  möglichst  truer  /u  verkaufen  sucht,  der 
andere,  der  ..aequtTeur",  ist  dagei^en  bemiiht,  möglichst  billig  /u  kaufen, 
und  in  dem  Hrstrel^en,  ihre  Klienleti  gm  zu  bedienen,  lassen  sich  die 
beiden  Kxi)erten  zu  den  schlimmsten  IJbertreihungen  hinreil>en.  ohne 
hierin  eine  i^TolV-  Verletzung  ilirer  eigentlichen  I'Hichtcn  zu  erh>licken. 
Im  Banne  eines  altliergcl)rachten  Brauches,  der  eine  ernste  und  ge- 
reehte  Regelung  in  diesen  Dingen  vielfach  gar  nicht  zulaßt,  können 
sie  von  ihrer  Auffassung  der  g.mzen  Abschätzung  als  der  eines 
Handelsgeschäftes  nicht  loskommen.  Wenn  die  beiden  Sachverstän- 
digen nicht  zu  einer  Einigung  gelangen  können,  so  nimmt  man  zu 
einem  dritten  als  Schiedsmaiui  seine  Zuflucht,  was  aber  für  die  Teil- 
bauern wieder  neue  Rostt  n  bedeutet.  Zuweilen  behält  sieh  der  l  »c- 
sitzer  das  Recht  zur  Krnennung  des  dritten  Sa*  h\ er.standigen  vor, 
oder  dieser  wird  auch  von  den  beiden  Sachverständigen  gewählt, 
oder,  falls  diese  über  die  Wahl  nii  ht  einig  werden  können,  auf  An- 
suchen des  Besitzers  i^erii  htlich  ernannt;  die  Ents(  h«  idung  des  Schieds- 
mannes, der  in  keiner  Weise  an  die  Absc  hätzung  der  beiden  ersten 
Experten  gebunden  ist,  ist  d.um  endgültig. 

Über  die  Abschätzung  wird  ein  Protokoll  oder  zuweilen  ein 
not.iriell  beglaubigter  Akt  aufgenommen,  den  man  als  „reconnaissance 
de  clicpiel  bezeichnet. 

Wie  die  ganze  Regelung  ih  r  (  hepiel- !•  rage  beim  ..Vbzug  des 
Teilbauern  überhiiupi  mit  zu  den  unerquickliciisten  Dingen  in  der 
1  eilbaubt'wirtschaflung  gehört,  so  kann  sie  insbesondere  unter  der 
Herrschaft  der  (ieneralpächter,  also  bei  Koexistenz  von  Pacht  und 
Teilbau  in  derselben  Wirtschaft,  noch  viel  verwickelter  und  schwieriger 
sich  gestalten.  Ohne  diese  Verhältnisse  in  allen  ihren  Einzelheiten 
darzulegen,  wollen  wir  doch  auf  sie  etwas  nüher  eingehen,  um  einen 
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näheren  Einblick  in  die  vielfach  unklaren  Vorstellungen  über  die 
Stellimcf  des  <  hcjitrl  zu  ^jeben,  die  ihrerseits  leicht  zu  trügerischen 
Abrechnunt;cn  fulirou  können  ') 

Wir  nehmen  an.  ein  Besitzer  gibt  soine  Wirtschaft  in  1  Vill)au, 
und  der  reilbauor  übernimmt  als  ,.fonds  de  chej)tel"  alle  in  ilir  \ orhaii- 
denen  Tier»*  zu  <l«'m  ^eschal/icn  Wert  von  .]on<)  l'rcs.  Nach  einigen 
jahn-ti  \(Tpa(-htt't  dieser  scllx'  Besitzer  seinen  Betrieb,  wobei  eine 
neue  Abschat/uug  zwischen  dem  Jksitzer  und  Pachter  gemacht  wird, 
die  einen  derzeitigen  Wert  d<*s  Vii  hlu  st  uides  von  5000  Frcs.  ergibt. 
Der  in  <lor  Wirtschaft  verbleibeuile  Icilbauer  nimmt  an  dieser  Ab- 
schätzung gar  nicht  teil,  da  sie  für  ihn  ja  "Ime  Interesse  ist  und  nur 
den  Zweck  hat,  den  ihm  fernstehrnden  ./  liepLel  de  fer"  für  den  neu- 
aufziehenden Pächter  zu  bilden  Dem  Pächter  wird  also  für  den 
„chcptel  de  fer"  ein  (resamtwert  von  5000  I  rcs.  zur  Last  v^esrhriebeii. 
Später  entläßt  er  den  Teilbauer.  um  selbst  die  Bcwirti>chaftung  zu 
übernehmen  und  zur  Zeit  des  Abzuges  d»  s  Teilbauern  wird  der  Vieh- 
bestand nur  noch  zu  4800  Pres,  gescliätzt,  was  also  einen  X'erlust  si-it 
der  Ankunft  des  Pächters  bedeutet.  Imles  entnimmt  der  leiiliauer. 
der  bei  seinem  F.intritt  einen  cheptel  \  on  \ih)<>  I  rcs.  ubernoiunien 
hat,  seinen  Anteil  an  dem  Mehrwert  mit  400  Pres.,  da  er  ja  einen 
um  800  Pres,  im  Werte  h<)her  stehenden  cheptel  gegenüber  dem 
übernoiumenen  zunieklaßt.  Dem  Pä(  liter  \  erl)leibt  also  ein  Wert 
von  4400  Pres.  Wenn  dieser  nun  seinerseits  die  Wirtschall  verlasst.n 
würde  und  der  Wert  der  Tiere  der  gleit  iie  gehliehen  wäre,  so  müßte  er 
dem  Besitzer  die  Summe  von  600  Pres,  auszahlen,  um  den  ursprinig- 
lichen  Wert  seines  cheptel  de  1er  zu  \  ervollständigen.  Wenn  man 
indes  die  Sache  näher  betrachtet,  erkennt  man.  dal»  w  ährenti  der  Nutz- 
nießung des  Pächters  der  cheptel  in  Wirklichkeit  nur  eine  Werts- 
verminderung von  200  l'Vcs.  erlitten  hat;  da  dieser  Verlust  während 
der  Bewirtschaftung  durch  den  Teilbauer  entstanden  ist,  so  hätte  der 
Pächter  nur  die  Hälfte  desselben  =  100  Frcs.  zu  tragen.  Indem  er 
dem  Besitzer  600  Pres,  zahlt,  wird  er  augenscheinlich  das  Opfer  eines 
Irrtum.s.  Woher  aber  stammt  dieser  Irrtum?  Von  dem  jage  an. 
wo  der  cheptel  de  fer  zu  5000  Pres,  geschätzt  und  filr  diesen  Wert 
angenommen  worden  ist  Zu  dieser  Zeit  konnte  die  Gesamthdt  des 
Viehbestandes  gar  nidit  vom  Pächter  abernommen  werden»  da  die 
Tiere  schon  unter  der  Wirkung  eines  froheren  Vertrages  standen 
und  die  Rechte  des  Teilbauem  nicht  berührt  werden  durften.  Die 
Summe  von  5000  Frcs.  setzt  sich  ja  aus  folgenden  Komponenten 
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zusammen:  i.  Fonds  de  cheptel  des  Teilbauem  —  4000  Frrs..  2.  Zu- 
wachs oder  Überschuß  von  1000  Frcs.,  dessen  Hälfte  dem  Teilbauern 
zustand.  Infolgedessen  waren  die  Anrechte  des  Besitzers  auf  4500  Frcs. 
reduziert,  und  nur  für  die.sen  Betrag  hätte  er  sich  dem  Pächter 
gegenüber  engaijieren  dürfen.  Dieser  letzte  schuldete  also  eigentlich 
nur  einen  chp])tel  von  4500  Frrs.,  und  indem  er  4400  Frcs.  zurück- 
g-ab,  brauchte  er  dorn  I^«^sitzer  nur  100  Frcs.  zu  zahlen,  die  Hälfte 
des  Verlustes,  den  der  cheptel  während  der  Vertragsdäuer  des  Pächters 
erlitten  hatte. 

Wenn  der  1 'achter  dein  Teilbauem  srinen  Anteil  anstatt  in  natura 
in  Geld  zahlt,  behalt  er  Tiere  für  4800  Frcs.  und  hei  seinem  Abzug 
wird  er,  anstatt  dem  Besitzer  200  Frrs.  zu  zahlen,  \  «m  (hesein  300  Frcs. 
erhalten.  Da  er  aber  400  Frcs.  an  ilen  leilbauer  vT^'/ahlt  hat,  beträgt 
sein  V'erlust  noch  100  Frcs.,  d,  h.  der  Wirkliclikeit  entsprechend. 

In  ähnlicher  Weise  sind  Irrtümer  möglich,  falls  etwa  (jewinn 
statt  Verlust  entsteht,  und  noch  eine  ganze  Reihe  sonstiger  Annahmen 
und  Kombinationen  könnte  man  anführen,  wobei  aber  der  Grundfehler 
immer  der  gleiche  bliebe. 

Um  Irrtümer  dieser  Art  zu  vermeiden,  genügt  es,  den  dem 
Teilbauern  übergebcnen  cheptel  mit  dem  geschätzten  Werte  der  in 
der  Wirtschaft  zur  Zeit  des  Beginns  der  Pacht  vorhandenen  Tiere 
zu  versjfleichen  und  unter  dem  cheptel  de  fer  nur  den  dem  Besitzer 
gehörenden  Teil  zu  begreifen,  wobei  diesem  gleichzeitlL;-  das  Recht 
gewahrt  wird,  den  Teilbauer  für  die  Hälfte  eines  wahrend  seiner 
Vertragsfrist  entstandenen  Verlustes  verantwortlich  zu  machen. 

Bis  jetzt  nahmen  wir  an,  daß  der  während  der  Dauer  des  Pacht- 
kontraktes vom  Pächter  entlassene  Teilbauer  nicht  ersetzt  worden  war. 
Gesetzt  nun,  daß  er  Iiis  zum  Al)ziig  des  Pächters  in  Nutznießung  bleibt, 
so  ergibt  sich  folgendes  Bild,  wenn  wir  auf  die  oben  angeführten 
Zahlen  zurückgreifen. 

Wert  des  dem  Teilbauem  übergebenen  fonds  de  cheptel   4000  Frcs. 
Geschätzter  Wert  der  Tiere  beim  Antritt  des  Pächters   5000  „ 
Wert  des  cheptel  de  fer  4500  „ 

Beim  Abzug  möge  sich  die  Ab.schätzung  zwischen  Pächter  und 
Besitzer  auf  8000  Frcs.  stellen,  iler  Pächter  könnte  geneigt  sein, 
folgende  Rechnung  aufzumachen. 

Wert  des  zurückgelassenen  cheptel  8000  Frcs. 

Wert  des  erhaltenen  4500  „ 

Unterschied    3500  Frcs. 
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Davon  die  IIellftu=  17.50  Fn  s.  (icwinn  des  I*ächters.  Diese 
Kalkulation  ist  jedoch  nur  scheinbar  richtig  und  leicht 
als  irrtümlich  nachzu wt^sen.  wie  aus  folgender  vom 
Besitzer  aiif^M'stellten  Abreclinung  hervorgeht:  Der 
l'a(  liter  hat  einen  cheptcl  von  4500  erhalten,  der  mir 
zunächst  zurückgegeben  werden  mu&  4500  Frcs. 

Anderseits  bat  der  Teilbauer,  der  vor  Abschluß  des  Pacht- 
vertrages einen  cheptd  von  4000  Frcs.  erhalten 
hat,  ganz  augenscheinlich  Anspruch  auf  die  Hälfte 
des  Unterschiedes  zwischen  4000  und  8000  Frcs. 
=^2000  Frcs,  Diese  Summe,  auf  die  der  Pächter 
kdnerlei  Anrecht  hat,  muß  daher  der  Beatzer 
zurückerhalten  2000  „ 

Folglieli  hat  der  Pächter  nur  Anspruch  auf  die  Differenz 
zwischen  dein  P.i  irag  dieser  beiden  Sunmien  (4500 
und  2000)  einerseits  und  dem  Betrag  der  Schätzung 
von  booo  Frcs.  anderseits  1500  ,. 


Im  ganzen    8000  Frcs. 

Woher  resukieri  nun  (He  Differenz  von  250  Frcs.  zwischen  der 
vom  Pächter  reklamierten  und  der  iliin  t.iLsächlich  zustehenden  Summe? 
Sie  konunt  daher,  daß  der  Bat  hter  zu  l'nrechl  seiiu-n  (ress  um  von 
4500  Frcs.  anstatt  von  ,5000  Frcs.  <in  berechnet  hat.  Er  h.tt  in  der 
Tat  keinen  Anspruch  auf  diese  Summe,  die  den  bei  seineni  Eintritt 
in  die  Wirtschaft  ermittelten  Wert  der  Tiere  repräsentiert.  Indem 
der  Besitzer  dem  Pächter  einen  cheptel  de  fer  von  4500  Frcs.  über- 
gibt, hat  er  sozusagen  den  Gewinn  von  500  Frcs.,  den  er  während 
seiner  gemeinsamen  Bewirtschaftung  mit  dem  Teilbauem  erzielt  hatte, 
IconsoHdiert  Aller  die  andern  500  Frcs.  gehören  vollständig  diesem 
letzten,  der,  nachdem  er  einen  ch^^  von  4000  Frcs.  erhalten  hat, 
augenscheinlich  Anrecht  auf  die  Hälfte  des  Unterschiedes  zwisdien 
dieser  Ziffer  und  d^enigen  von  5000  Frc&  hat  Infolgedessen  muß 
die  Kalkulation  in  der  nachstehenden  Weise  berichtigt  werden: 

Die  Abschätzung  beim  Abzug  des  Pächters  ergibt  einen 

Wert  von  8000  Frcs. 

Davon  sind  abzuziehen  3000  Frcs.,  die  den  cheptel  de 
fer  von  4500  Frcs.  repräsentieren,  und  500  Frcs.,  die 
dem  Teilbauern  integraltter  j^cschuldet  werden  .        s  ■■ 


Bleiben   5000  Frcs, 
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eini' Sutiinif.  die  dem  während  <.! er  Pachtzeit  tatsäch-  •- 
lieh  erzielten  Gewinn  entspricht,  dessen  Hälfte  dem 
Pächter  zukommt  =  1 500  Frcs. 

Es  wäre  rationeller  gewesen,  in  dem  obigen  Fall  dem  Pächter 
einen  cheptel  gleich  dem  ci es  Teilbauern,  also  im  Werte  von  4000  Frcs., 
zu  liefern  und,  da  die  Rechte  des  Besitzers  sich  auf  4500  Frcs.  bezogen, 
diesem  letzten  die  Summe  \on  500  Frcs.  gutzuschreiben.  Dann 
waren  die  Rechte  eines  jeden  an  dem  Gewinne  gleich  gewesen,  und 
die  spätere  Regeluiij^  wäre  sehr  leicht  von  statten  gegangen. 

Nunmehr  komnu-u  wir  zu  einer  andern  Aiinaiime:  Im  Laufe  des 
Paehtx Ertrages  scliickt  der  Pächter  den  Teilbauer  weg  und  ersetzt 
ihn  durch  einen  andern.  Hierbei  sind  nun  drei  Fälle  möglich:  i.  der 
fonds  de  cheptel  des  aufziehenden  Teilbauern  wird  auf  den  gleichen 
Wert  fixiert,  2.  der  Wert  ist  höher.  3.  er  ist  im  Gegenteil  niedriger. 
Der  erste  Fall  bietet  keinerlei  Interesse,  da  die  liasis  der  Kalkulation 
die  gleiche  bleibt.  Nicht  mehr  gilt  dies  für  den  zweiten  Fall.  Nicht 
selten  werden  im  Laufe  eines  langen  Pachtvertrages  die  cheptels  der 
Teilbauern  zu  schwach,  und  man  findet  nicht  mehr  Teilbauern  mit 
den  nötigen  Mitteln  zur  Vornahme  des  gewünschten  vollen  Ersatzes. 
Der  Pächter  ist  in  die  Notwendigkeit  versetzt,  den  fcinds  de  cheptel 
zu  erhöhen.  Die  vom  Pächter  auszugebende  Summe  muft  gleicfa  sein 
der  Hälfte  des  Betrages,  um  den  er  den  Wert  des  cheptd  erhöhen 
wüU  Angenommen,  er  will  Um  von  4000  auf  6000  Frcs.  erhohen, 
so  hat  er  1000  Frcs.  vorzulegen.  In  der  Tat,  wenn  er  dem  auf- 
ziehenden  Tdlbauem  einen  cheptel  von  6000  Frcs.  versprochen  hat, 
und  die  Schätzung  8000  Frcs.  ergibt,  so  hat  dieser  letzte  die  Hälfte 
der  Differenz  dieser  beiden  Summen  =  1000  Frcs.  zu  tragen.  Aber 
da  dem  abziehenden  Teilbauern  2000  Frcs.  geschuldet  werden,  so  muß 
der  Pächter  diesem  seinerseits  die  andern  1000  Frcs.  zahlen.  Und 
vermittelst  dieser  Zahlung  wird  der  cheptel  des  neuen  Teilbauern  von 
4000  auf  6000  Frcs.  erhöht 

Die  Ziffern  bleiben  dieselben  beim  Abzug  des  Pächters,  und  die 
Abredinung  vollzieht  sich  in  folgender  Weise: 
Wert  des  dem  Besitzer  zukommenden  cheptel  de  fer   .   4500  Frcs. 
Auflerdem  hätte  der  Besitzer,  da  der  ursprOngliche  fonds 

de  cheptel  einen  Wert  von  4000  Frcs.  hatte,  dem  Teil- 

bauem  2000  Frcs.  zu  zahlen;  da  aber  dieser  fonds 

de  ch^tel  auf  6000  Frcs.  erhobt  worden  ist  und  der 

Besitzer  den  Teilbauvertrag  fortsetzt,  so  schuldet  er 

dem  Teilbauern  bei  seinem  Abzug  nur  eine  Summe  von 

Summe   5500  Frcs. 

JlbhandlHiifBD  d.  itoato«.  Srininan  x.  Jeiw,  Bd.  II,  llett  4. 
Uerm«»,  Der  Ttiltmu  la  Fiankn^ldi. 
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X'bertrag  5500  Frcs. 

Folglicli  scliuldet  er  den  gleichen  Betrag  dem  Pachter  .  1000  „ 
Ferner  erhalt  der  Pächter  wie  vorher  seinen  gleichen  Ge« 

winn   1500 

Insgesamt    8000  Frcs. 

In  dem  dritten  Fall  vollzieht  sich  die  Abrechnung^  analog,  nur 

in  umgekehrter  Weise. 

Andere  Schwierigketten  bei  der  Abrechnung  bieten  sich  wieder, 
wenn  der  Pachtvertrag  und  Teilbauvertrag  zeitlich  verschieden  be- 
ginnen. Es  gilt  dies  namentlich  dann,  wenn  ein  von  dnem  am 
II.  November  angetretenen  Teilbauern  bewirtschafteter  Betrieb  im 
nächsten  Jahre  vom  24.  Juni  ab  in  Pacht  gegeben  wird.  Doch 
wollen  wir  hierauf  nicht  weiter  eingehen,  da  der  Grundgedanke 
derselbe  ist.  Es  kam  uns  nur  darauf  an,  an  diesen  wenigen  Hei- 
spielen zu  zeigen,  wie  die  Regelung  der  Cheptel-Frage  gerade  mit 
dem  Institut  der  Generalpächter  leicht  zu  einer  (Quelle  unrichtiger 
Abschlüsse  werden  kann.  — 

In  zunehinendem  Maße  hat  man  in  den  Teilbauwirtschaften  auf 
einen  guten  und  leistungsfähivren  lebenden  cheptel  besonderes  (lewicht 
gelegt  und  hierin  erhebliche  Fortschritte  gemacht,  wenn  auch  nicht 
geleugnet  w<'rden  kann,  daß  recht  vielfach  noch  der  \'iehbest»ind  in 
den  Teil  bau  wirtschaften  sowohl  hinsichtlich  seines  Umt'angros,  als  auch 
seines  Zust.mdes  die  wünschenswerte  Entwicklungsstufe  bei  weitem 
noch  nicht  erreicht  hat.  Allgemein  gültige  Durchs<'hnittsangaben  für 
die  Stärke  des  Viehbestandes  in  den  einzelnen  1  Departements  sind 
kaum  h»'i/ubringen:  um  aber  doch  einen  Anhalt  zur  P>eurteilung  dirser 
Verhaltnisse  zu  geben,  lassen  wir  nach  Tourdonnet  die  folgende 
summarische  l'bi.'rsicht  folgen,  bemerken  dazu  jedoch,  dal^  diese  An- 
gaben den  gegeiuv  ärligen  Verhältnissen  nicht  mehr  \  oll  entsprech»-n 
und  etwas  zu  niedrig  sind,  wenn  auch  anderseits  der  Unterschied 
nicht  sehr  erheblich  sein  dürfte. 

Wie  aus  dieser  kurzen  Zusammenstellung  schon  hervorgeht, 
kommen  als  tierisclie  Arbeitskräfte  in  den  Teilbau  wirtschaften  in  der 
Regel  vorwiegend  Arbcitsorhsen  zur  Verwentlung,  wätirend  das  Pferd 
als  Zugtier  eine  viel  gerini^ere  Rolle  spielt  und  häufig  ganz  fehlt. 
In  den  1  Jepartenients  Maule-\'ienne.  Oeuse,  Correze  werden  besonders 
ai!<  h  die  Külie  v  iel  zu  F"  l(larl)ciien  herangezogen,  die  sich  hierzu  bei 
der  Zugtüchtigkeit  als  der  hervorragendsten  Xutzungseigenschaft  der 
in  Betracht  kommenden  Kassen  (s.  S.  147)  sehr  gut  eignen. 
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Ungefährer  Umfang  and  Wert  des  lebenden  Inventars 
in  den  Teilbauwirtschaften  einiger  Departements. 


I>epariement 


UngcfUucr  dtuchaduiittlidMr  Umfiu^  des 
lebenden  Invenura 


Ungelährer 
duichscbiiitt* 
lidier  Wert 
Frct. 


Allier 

Bourbon-rAti  bam- 
badt  .... 


MarolUt  d'AUier 
Tomy 


Indre 


Creute     .   .   .  . 

}{ ..uie- Vienne  . 

Vienne     .        .  . 
Nördlicher  leil 

Sädlidier 

Vendie   .   .  .  . 

Loire-InHrieure . 

L.andes    .   .   .  . 

Giroiidc  (Ju»  Kiiole) 

^ordogne 

Zentrum  .... 

Nontran  (Norden) . 

Haate-Garonne  . 


Lol-et-Garonne 
ViUcoeuve-d*Ag^n , 


Oer« 


L-ot  

T^TÖmt,  .   .  . 


50—60 


70 


3S- 

40 

35 

!0  — 

13 

30 

20^30 


25-30 
30 

i5-«5 
30—30 

30 

15-30 
30 


I  FohlcBstute  mit  Fohlen,  6  Arbeitmchsen, 

2  jii^K'"  '>ihsen.  8  Ktihc,  12—1^  Sliick 
Jungvieh.  40—65  Schale  luid  euie  gt üßere 
Anzahl  S<liw(ino  

ITmfanti  des  Chqptei  f.ist  wie  der  vor- 
hergtliende.  nur  Wtjt  vexsdhicden 

S  Arbeitsochsen ,  8  junge  Ochsen  6  bis 
8  Küh«  mit  Nachrucht,  60  Schafe, 
I — 2   Zuchlsauvn,  8 — 10  Mastschweine 

I  Fohlenstute  mit  Fohlen,  6  Arbeitsochsen, 
mehrere  KUbe,  Jungvieh  utul  Källfer. 
80  Schafe,  2  Zuditsauen  mit  Ferkeln  , 
j  15—16  Stuck  Rindxieb,  etw«  50  Sdutfe 
und  einige  Schweine  

2 —  4  Arbettsochiten,  6—10  Kühe  und  ihre 
Naduucht,  größ.  Anuihl  Schweine,  Sdiafe 

Nur  2—4  Kühf  mit  Nnch/uclit  ... 

3  Pferde-  oder  Ksclhtuleit,  8  Arbeilinjch.sci), 
50  Schafe  .......... 

I  Elseistute,  4  Arl)»"its(Khsen.  ;  Anfzuchl- 
kälber,  l     2  Zuchls;iucn,  20  .Schafe. 

1  Fohlcnstut«-.  t)  Atbeitsochsen,  4  Kühe, 
8—10  Sttick  Jungvieh,  2  Schweirfe,  15 
bis  20  Schaff  

I  Fohleasluto,  2  Ochsen,  5  Kühe,  4  Jung- 
«sfhscn.  5  F.lrson,  4  Kallx-r,  6-  S  Schafe, 
1  Zuciit&MU  und  cniige  Schweine  . 

1  Fohlenstute,  Maultiere,  2  Ochsen,  junge 
Ochsen,  2  Kühe,  einij^r  s  Jungvi»'h  . 

2  Ochsen,     i  — 2    Kubc,    einige  Schafe, 

1—  3  Schweine  

4  ArbtiL&'jchuen,  eini^^e  Kühe,  dann  Schafe, 
Schweine  

4  Arbfif-fuhsen,  2—4  Kühe.  20 — 40Schafe, 

2 —  3  ZuthlSiiucn  

3—  4  Arbeitsochson,  2  —  4  zur  Arbeit  be- 
rnt/i(  Kiihf,  4  Stück  Jungvieh,  3  —  4 
L^uktsduvtiuc,  /iiwtilcn  i  Fohlenslule  . 

4  Arbeitsochsen,  nn  lu.  Kühe.  5 — 6  Stück 
Jungvieh  in  den  20  ha  grollen,  8 — 10 
Stück  Jungvieb  in  den  30  b»  großes 
Betriel>en  

8  Arbeitaochscn  oder  Kühe,  ebensoviel 
Jungochsen  oder  Fiiaen,  30  Schafe, 
I  Zuchliuiu  

4  Arbcit&ochscn,  zuwcilt-n  6—8,  Herde 
Schafe,  einige  Lauferschweine  .... 

4  Maultiere.  50  Schafe,  3  Ziegen,  lO  — 20 
Schweine  


10000 

7250 

12  000 

8000 
4>^6ooo 
6—7000 

6000 

4 — 5000 


4—5000 
1300—3000 
3^3000 

3300 

3000 

3000 


4 — 6000 

4500— sooo 
6000 

3700 
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In  der  obigen  Tabelle  iat  das  Geflftgel  nicht  besonders  aufgeföhrt 
aber  in  dem  angeführten  Wert  mitenthalten. 

Wir  unterlassen  es  in  Anbetracht  des  Schatzungscharakters  der 
mitgeteilten  Ziffern»  weitergehende  Schlußfolgerungen  an  sie  zu  knflpfen, 
wir  werden  auch  auf  diese  Verhältnisse  in  einigen  Departements 
weiter  unten  nodi  näher  zu  sprechen  kommen. 


Heim  toten  Inventar  ist  zu  unterscheidoTi  /wischen  den  größeren 
und  wertvolleren  Bestandteilen,  wie  Drill-  und  Mähniiischinen,  Wagen. 
Karren  usw.  einerseits  und  den  kleineren  und  wenitjer  wertvollen 
Teilen,  wie  Pflüge,  Eggen,  kleineren  Karren,  l landt^eräten  usw. 
anderseits.  Erstere  stellt  der  Besitzer,  letztere  brin^^t  nicht  selten 
der  Teilbauer  selbst,  als  sein  „enroue".  ..enrayage"  oder  ..entrain'"  init. 
Er  hat,  nebenbei  bemerkt,  auch  stets  sein  eigenes  T lausinventar.  Der 
Übernahme  der  größeren  Teile  des  toten  Inventars  geht  wie  beim 
lebenden  eine  Abschätzung  vorauf;  die  Teilbauern  erhalten  sie  als 
„cheptel  de  fer,  sans  perte,  ni  profit"  für  den  Besitzer.  Beim  Abzug 
müssen  sie  in  derselben  Art  und  in  demselben  Wert  zurückgelassen 
werden,  und  ein  bei  der  zweiten  Abschätzung  konstatierter  Minder- 
wert fällt  dem  Teilbauern  allein  zur  Last 

Die  Unterhaltunt^sk Osten  des  toten  Inventars  tragt  der  Teilbauer 
für  den  ihm  geln'irenden  Teil  allein,  während  hinsichtlich  des  sonstigen 
Inventars  der  Besitzer  an  diesen  Kosten  partizipiert.  X'ielfach  lit.fert 
dieser  das  erforderliche  Holz  für  die  Reparaturen,  und  häutig-  beteiligt 
er  sich  auch  jährlich  mit  einer  festbestimrnten  Summe  an  der  Auf- 
bringung der  Unterhaltimv:skosten.  Zuweilen  betätigt  sich  die  Anteil- 
nahme des  Besitzers  in  einer  reicht  patriarchalischen  Form,  wie  7..  B. 
in  der  Gemeinde  Vellespin,  Departement  Tndre.  wo  die  Teilbauern, 
die  auf  ihre  Kosten  das  tote  Inventar  in  i^iitem  Zustande  zu  erhalten 
haben,  in  folgender  Weise  hierfür  entschädigt  werdt^n.  Sie  dürfen  sich 
iilljährlioh  ein  oder  mehrere  Schwoine  mästen,  wobei  sich  das  Gesamt- 
iebendgewicht  nach  der  Größe  der  Wirtschaft  wie  nachstehend  abstuft: 


Totes  Inventar  (cheptd  mort). 


GrOBe  der  Wirtschaft 


der  zu  mä^lenden  Scbwcine 


ha 
Ober  70 


350 
300 
350 


50—60 
40-50 
30—40 
20—30 


100 


150 
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Im  allgetneinen  bleibt  auch  das  tote  Inventar  der  Teflbauwirt* 
Schäften  in  seineni  Umfang  und  Zustand  hinter  dem  zurttck,  was 
man  als  zu  geregdter  Wirtschaftsffihrang  erforderlich  bezeichnen 
mufi.  Namentlich  fehlt  es  den  Betrieben  vielfach  an  verbesserten 
Ackergeräten  und  Maschinen,  deren  Anscba^ng  naturgemA0  nur 
vom  Besitzer  ausg^en  kann.  Wenn  audh  eine  R^he  von  Besitzern 
schon  solche  Maschinen  für  ihre  Teilbauem  zur  wechsdweisen  Be- 
nutzung angekauft  hat,  so  kann  man  hierbei  doch  noch  lange  nicht 
von  einer  allgemeinen  Durchfahrung  spredien.  In  vielen  Wirtschaften 
beschränkt  sich  heute  noch  das  tote  Inventar  in  der  Hauptsache  auf 
einige  Wagen,  Karren,  Pflflge,  Eggen,  eine  Walze  und  die  Hand- 
geräte. 

Wir  lassen  nachstehend  einige  Ziffern  über  den  durchschnitt- 
lichen Wert  des  toten  Inventars  in  den  Teilbauwirtschaften  einiger 
Departements  folgen  und  bemerken  zu  deren  Beurteilung,  da0  sie 
nur  als  ganz  ungefährer  Anhalt  gelten  können. 


Bciricbs- 

Depwrleiiwiit 

grOB« 

Fros. 

hM. 

Atlier 

Bourbon-rArchambMllt    .  . 

50—60 

1500 

Murcillat  d'Allicr  .... 

60 

20<K1 

60 

1500 

Indie  

70 

500 

35-40 

800 

Haute- Vienne  .... 

25-40 

2500—3000 

«0—30 

1000—1200 

moyen 

1000  -    I 500 

1000- -1200 

«S-30 

600—800 

»5— «5 

laoo 

Lot-ct-Gaxonnc 

ViUneave^'Agen  .... 

20-30 

1500^3000 

30 

Hoc  900 

Lot  

«5  30 

650  12QO 

30 

700 

Die  zur  Zeit  des  Eintritts  vorhandenen  Vorräte  an  Stalldünger, 
Str<^  und  Heu  werden  als  eiserner  Bestand  (immeubles  par  desti- 
nation)  betrachtet  und  nach  Abschätzung  übernommen.  Bei  dem 
Antrittatermin  des  1 1.  November  kommt  eine  solche  für  den  Dünger 
nicht  in  Frage,  da  er  in  der  Regel  um  diese  Zeit  auf  die  Felder  ge- 
fahren ist  Der  Teilbauer  muA  Dünger-»  Stroh-  und  Futtervorräte  in 
derselben  Quantität  und  Qualität  zurücklassen,  wie  er  sie  empfangen 
bat.    £in  Mehrwert  kann  vom  Besitzer  gegen  Entschädigung  zurück- 
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bdialtea  wefden.  Zuweüeii  findet  sich  in  den  Vertragen  die  Be- 
Mtmnrang;  daß  Daager,  Stroh  und  Heu  nach  einem  beim  Eintritt 
festgesetzten  Grundpreise  beim  Abzug  wiedergenommen  werden. 
Zweckmftfijger  und  billiger  erscheint  es  indes,  wie  es  auch  stufen- 
weise gescliidit,  diese  Werte  jedesmal  auf  Grund  genauer  Absdiätzung 
neu  zu  ermitteint  da  die  Qualitätsunterschiede  hftafig  recht  erfaeblicfa 
sein  können. 

Der  Teübaner  darf  von  dem  Heu  und  Stroh  nichts  ▼erkaufen; 
alles  ist  im  Interesse  der  Wirtschaft  zu  verwenden. 

AnsdiKefiend  ist  noch  zu  erwähnen,  daß  vide  ßesitzer  iti  den 
Verträgen  bestimmen,  daß  alles  sowohl  von  den  Wiesen  als  auch 
von  dem  Acker  geerntete  Heu  ohne  Unterschied  des  Schnittes  mit 
Ausnahme  eines  genau  festgesetzten  Teiles  (z.  B.  Vi"  Vf)«  ^zuscbeuem 
imd  als  Wtnterfutter  zu  reservieren  ist.  Ohne  Genehmigung  des  Be- 
«tzers,  die  nur  im  Falle  absoluter  Notwendigkeit  erteilt  wird,  darf 
die  zugestandene  Grenze  nicht  überschritten  werden.  Dies  Verbot 
der  Verwendung  der  Heuvorräte  und  im  Zusammenhang  damit 
deren  Überwachung  ist  sehr  delikater  Natur.  Augenscheinlich  ist 
der  Tetlbauer  besonders  im  Abzugqabre  gene^  an  Futter  nicht  zu 
sparen,  um  das  Vieh  im  Hinblick  auf  die  spätere  Abschätzung  in 
einen  möglichst  günstigen  Zustand  zu  bringen,  und  eine  exakte  Kon- 
trolle Ober  die  Heuvorräte  bietet  anderseits  mandierlei  Schwierig* 
keiten.  Es  sind  dies  Unzuträglicbkeiten,  die  der  November  als  Ab- 
zugstermin mit  sich  bringt,  die  dagegen  im  April  oder  Juni  völlig 
wegfallen,  da  um  diese  Zeit  Gras  und  Klee  auf  dem  Halm  sind  und 
vom  neuaufztehenden  Teilbauem  gemäht  und  geemtet  werden. 

In  manchen,  über  reichliche  Futterquellen  verfügenden  Betrieben 
spielt  auch  in  günstigen  Jahren  die  Kleesamengewinnung  eine  nicht 
geringe  RoUe,  wobei  die  gewonnenen  Sämereien  nach  Erdnisch 
zwischen  den  Parteien  zur  Hälfte  getalt  werden. 

Sogar  die  beim  Antritt  des  Teilbauem  vcnhandene  Brache  wird 
unter  den  Begriff  des  „cheptel*'  subsumiert  und  im  allgemeinen  über- 
nommen „par  repr^ntation*%  d.  h.  der  Teilbauer  muß  bei  seinem  Abzug 
dieselbe  Flächengröße  nach  dem  „^Ut  des  lieux"  als  Brache  zurücklassen. 

Die  dem  Besitzer  gehörenden  cheptels  oder  fonds  de  Ueu  um- 
faßten früher  außer  Stroh  und  Dünger  noch  die  sogenannten  „louets" 
nnd  „surlouets*'.  Erstere  waren  besonders  gut  gedüngte^  mit  Weizen 
eingesäte  Felder,  letztere  die  Äcker,  die  nach  dieser  Weizen  ernte 
Hafer  oder  Gerste  trugen.  Der  aufziehende  Teilbauer  bezahlte  dem 
abziehenden  die  „louets**  und  nsuriouets".  Diese  Zahlung  betrug  und 
beträgt  stellenweise  noch  12—30  Frcs.  für  den  Hektar. 
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Die 

Beschaffung*  der  menschHchen  Arbeftskräfte 

lic^,  wie  schon  mehrfach  erwähnt,  ini  allg^emeinen  ganz  ausschließlich 
dem  Teilbauern  ob.  In  der  Hauptsache  werdm  die  Arbeiten  in  den 
Teilhau\virts(  haften  von  den  Familienmitgliedern  allein  verrichtet;  aller- 
dings sind  die  großen  Hausgemeinschaften  der  früheren  Zeit  fast 
vr>llig  verschwunden,  und  vielerorts  haben  die  leilbauern  unter  dem 
Druck  der  Verhaltnisse  in  zunehmendem  Maße  dazu  übergehen  müssen, 
fremde  Hiltbkrafte  als  (iesinde  ständig  während  des  ganzen  Jahres 
zu  beschäftigen  und  außerdem  in  der  H(Khflut  der  Erntearbeiten  vor- 
übergeht  tid  Tagelöhner  usw.  anzunehmen.  Aber  auch  da,  wo  heute 
neben  der  Familie  des  l  eilbauern  noch  verheiratete  Kinder  mit  ihrer 
Familie  in  der  Wirtschat l  wohnen  und  tätig  sind,  ist  das  ZusaUimen- 
leben  doch  nicht  selten  des  patrian  hali&chen  Zuges  der  früheren  Ztit 
mehr  oder  weniger  entkleidet  Der  moderne  Zeitgeist  einerseits  und 
der  allgemeine  wirtscliaftliche  Aufschwung  anderseits  haben  in  den 
früheren  festen  Zusammenhalt  immer  stärker  Kresche  gelegt  und  den 
schönen  (n-danken  dt-s  ,,seul  pot  et  feu"  vielfach  zum  völligen  Ver- 
schwinden gebracht.  Wahrend  in  der  älteren  Zeit  bei  der  meist  wenig 
beneidenswerten  J.age.  ja  großen  Armut  der  Tcilbauerfamilie  der 
fifanze  Anteil  der  einzelnen  Cilieder  an  den  Krgebnissen  der  gemein- 
samen iätigkeit  sich  fast  einheitlich  in  der  XaLur  iUf-rpflegung  er- 
schöpfte, hat  die  neuere  Zeit  mit  ihrer  ]'>mf »glicluing  von  Kapital- 
ersparnissen dem  rein  geldlichen  Klemcnt  eine  erheblit  he  (  ieltung  in 
der  Abrechnung  der  Tcilbaiu-rfnmilie  verschafft  und  ilen  Wunsch  nach 
einer  Teilung  geweckt.  An  die  Stelle  der  alten  Hausgemoinschaft,  .ds 
dem  Produkt  einer  .sich  auf  der  absoluten  Autorität  des  Familienober- 
hauptes, dem  „patronage",  aufbauenden  sozialen  Organisation  ist  die 
moderne  „association"  getreten,  welche  die  Rechte  jedes  einzelnen 
aus  der  Teilbauerf.imilie  an  den  Ergebnissen  der  gemeinsamen  \\  n  L- 
schaft  genau  regelt.  Der  1- aniilienvater  ist  heute  meist  „commun" 
mit  seinen  Kindern,  die  im  Teilbauvertrag  mitgenannt  werden  oder 
doch  wenigstfMis  zwischen  sich  und  dem  Familienvater  eine  vor 
dem  Xütar  ges(  blossen e  „acte  de  .societe"  errichten.  Nur  mit  Mühe 
gelingt  es  vielfach  dem  Teilbaurrn.  für  sich  und  seine  I'Vau  eine  sog. 
„reserve**,  eine  vor  jeder  I'eilung  zu  erhebende  .Summe,  herauszu- 
schlagen. Indes  kommt  doch  au(  h  noch  vielfach  in  solchen  Teilbauer- 
familien, wo  das  Oberhaupt  seine  Autorität  besser  zu  wahren  ver- 
standen hat,  eine  andere  Regelung  vor,  bei  der  jedes  Kind  eine  be- 
stimmte jährliche  F'ntschädigung  erhall,  so  daß  also  der  Familienvater 
nicht  „commun"  mit  ihnen  ist. 
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Man  kann  audi  von  den  In  den  Teilbauwirtsdiaften  verwendeten 
menschlidien  Arbeitakrfiften  im  allgemeinen  sagen,  daB  ae  häufig 
durchaus  ungenQgend  sind.  Um  einen  ungefähren  Einblick  in  ihren 
durchsdinittlichen  Umfang  zu  geben«  lassen  wir  nach  Tourdonnet 
fflr  einige  Departements  die  entsprechenden  Ziffern  folgen. 


5 

Wirtschaf  ts- 

Dcpartctneot 

größc 
ha 

Vurhacdene  menschliche  Arbeitskräfte 

4  Männer,  2 — 3  Frauen,  l — 2  jüngere  Pei^ 
sonen,  im  ranzen  etwa  9  Personen 

Indre 

(BoitdiAttt,  viele  Weiden). 

2  Männer,  2  jili^re   Leute  von    15  — it> 
Jahren,  2  Frauen,  im  ganzen  6 — 7  Per- 

sonen 

(Champagne,  Getreidebau) . 

q — 10  Personen 

3S  -40 

6 — 9  Penuncn 

30 

l  Männer,  s — 3  Finnen,  im  pnicn  5—6 

Personen 

30 

3  Minner,  2 — 3  Frauen,  im  pnzen  5—6 

Penmncn 

30 

3  Männer,  2  Frauen,  im  ganzen  5  Persooea 

5-25 

2  Männer,  2  Frauen,  2  junge  Leute.  2  Kin- 
der, im  gvucn  5 — J  Pemoen 

Dordogne  (Zentruni) 

15—30 

5 — 6  Personen 

11—18 

4 

ao— 25 

6-7  « 

30 

7 

30 

6 

Besondere  Eigentümlichkeiten  der  Teilbaubewirtschaftung. 
Lieferung  von  Saatgut 

Nach  dem  dem  Tdlbauvertrag  innew(^n«iden  Prinzip  tiefem 
Besitzer  und  Teilbauer  In  der  Regd  je  zur  Hälfte  das  Saatgut  Zu- 
weilen stdlt  allerdings  auch  der  Besitzer  es  allein,  so  in  den  Departe- 
ments Hautes-AlpeS)  Ariöge^  Charente,  Gers,  Lot,  Lot«et-Garonne.  In 
den  Landes  wird  die  Wdzensaat  je  zur  Hflifte  beschafft,  das  andere 
Saatgut  dagegen  vom  Teilbauem  allein.  Im  Departement  Pyrenees- 
Orientales  hat  der  Teilbauer  sogar  alles  Saatgut  allein  zu  Uefem,  und 
ausnahmsweise  kommt  dies  auch  in  Vauduse  vor. 

Zu  Beginn  der  Saatzeit  händigt  der  Besitzer  dem  Teilbaueni 
die  von  ihm  zu  liefernde  Hfilfte  des  Saatgutes  tan,  stellt  den  Pflich- 
tigen Anteil  des  Teilbauem  fest  und  überzeugt  sich  von  der  völligen 
Reinheit  des  Saatgutes. 

£rf<»rderliche  Saatgutankaufe  werden  auf  gemeinsame  Kosten 
vollzogen,  der  Besitzer  erledigt  die  Zahlung  und  schreibt  die  HAlfite 
dem  Teilbauern  zur  Last. 
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Zuweilen  auch  liefert  der  Besitzer  im  ersten  Vertragajahr  alle» 
Saatgut  und  behält  dann  beim  späteren  Abzug  des  Teilbauem  den 
von  ihm  vorgeschossenen  Teil  zurflck. 

Anwendung  von  kanstlichen  Düngemitteln,  Kalkung. 
Die  Kosten  fOr  die  künstlichen  Düngemittel  werden  im  allge» 
meinen  von  den  Parteien  je  zur  Hälfte  getragen,  wobei  es  jedoch 
aüch  hier  wieder  nicht  an  Ausnahmen  fehlt,  so  z.  B.  im  Departement 
5»arthe,  wo  der  Teilbauer  fQr  die  teuren  stickstoffhaltigen  Dünge- 
mittel nur  zu  Ys  Kosten  herangezogen  wird.  Die  Teilbauem 
haben  mit  den  Gespannen  der  Wirtschaft  die  gemeinsam  mit  dem 
Besitzer  ausgewählten  Düngemittel  herbeizuschaffen  und  nach  dessen 
Anordnung  die  Verteilung  vorzunehmen;  in  denjenigen  Gebieten»  wo 
der  Besitzer  einen  geringeren  TeO  als  die  Hälfte  vom  Getreide  erhält» 
beteiligt  er  sich  auch  mit  einem  geringeren  Betrag  an  den  DOngfungs- 
kosten. 

Der  in  der  Wirtschaft  selbst  erzeugte  Stalldünger  bildet  einen 
integrierenden  Bestandteil  derselben  und  darf,  wie  schon  erwähnt» 
nur  in  ihr  Verwendung  finden. 

Besondere  Erwähnung  verdient  noch  die  Kalkung.  Während 
diese  früher  häufig  dem  hartnäckigsten  Widerstand  auf  Seiten  der 
Teilbauem  begegnete,  gelangt  sie  seit  etwa  20  Jahren  auch  in  den 
Teilbauwirtschaften  zu  allgemeiner  Anwendung.  Nachdem  früher 
stellenweise  die  Besitzer  */s  Kosten  der  Kalkung  trugen,  um  ihre 
Anwendung  zu  f<krdem,  werden  heute,  wo  ihre  gro£e  Bedeutung  auch 
von  den  Teilbauera  voll  erkannt  ist,  die  Kosten  von  beiden  Par* 
teien  zur  Hälfte  bestritten.  Da  die  Wirkung  de»  Kalkes  bei  stärkerer 
Aufbringung  sich  nicht  voll  in  der  auf  die  Kalkung  unmittelbar 
folgenden  Ernte  ausdrückt,  sondern  auf  eine  Reihe  von  Jahren  er- 
streckt, so  muß  der  Teilbauer  biltigerweise  schadlos  gehalten  werden 
fär  den  Fall,  wo  er  die  Wirtschaft  verläßt,  ehe  er  in  mehreren  Ernten 
die  Vorteile  der  ausgeführten  Kalkung  eingeheimst  hat  In  dem 
Departement  Indre  wird  hierbei  vielfach  nach  der  von  der  Landwirte 
schaitsgesellscfaaft  dieses  Departements  empfohlenen  Methode  in  nach- 
stehender Weise  verfahren.  Der  Kalk  wird  von  beiden  Kontrahenten 
je  zur  Hälfte  geliefert  und  säne  Wirkung  auf  4  Jahre  angenommen. 
Wenn  der  Teilbauer  die  Wirtschaft  vor  Ablauf  dieser  Zeit  verläßt, 
50  kann  er  vom  Besitzer  eine  Entschädigung  beani^niichen  in  der 
Hohe  von  Vt  ^  Gesamtpreises  des  Kalkes  fhr  jedes  Jahr  des  Nicht- 
genusses.  Wenn  man  also  annimmt,  daß  der  Teflbauer  50  cbm  Kalk 
zu  je  10  Pres,  für  i  cbm  im  Jahre  1900  zu  der  Brache  für  Weizen 
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gegeben  hat,  so  wird  er,  falls  er  1901  aus  irgendwelchem  Anlaste  die 
Wirtschaft  verlaßt,  nur  ein  Jahr  emen  Vorteil  aus  den  aufgewendeten 
$00  Frcs.  genießen.  Der  Be^tzer  hätte  ihm  demnach  eine  Entschadi« 
gung  von  *U^$*62,$o  Frcs.  =  187,50  Pres,  zu  zahlen.  Würde  der 
Teilbaiier  die  Wirtschaft  1902  verlassen,  so  erhielte  er  */gsi25  Frc& 
und  1905  '/i  =62,50  Frcs.  Entschädigung.  Auch  verfährt  man  so. 
daß  der  Besitzer  den  gesamten  Betrag  für  den  Kalk  zahlt,  und  der 
Tetlbauer  jährlich  V«  desselben  entrichtet,  so  daß  er  bei  frflherem 
Abzug  als  nadi  4  Jahren  nur  so  viel  Achtel  gezahlt  hat,  als  er  Jahre 
im  Genuß  der  Vorteile  gewesen  ist 

Diese  Regel  schließt  für  keinen  Kontrahenten  eine  Benachteiii- 
gung  in  sich,  erleichtert  die  Durchführung  der  Kalkung  in  den  Teilbau- 
betrieben  und  gestattet  ihre  Fortsetzung  bis  zum  Ablauf  des  Vertrages. 

Im  Departement  Cher  ist  stellenweise  der  Teilbauer  durch  Ver* 
trag  verpflichtet,  alljährlich  dne  bestinmite  Fläche  zu  kalken;  in 
diesem  Fall  trägt  dann  der  Besitzer  nicht  selten  die  Kosten  für  den 
Kalk  ganz  allein. 

Ernte. 

Um  eine  schnelle  und  sachgemäße  Erledigung  des  Emtegeschäfts 
zu  ermöglichen,  zu  der  die  Kräfte  der  Teilbauerfamilie  selbst  bei 
bestem  Willen  und  größtem  Arbeitseifer  nicht  immer  hinreichen,  ver- 
pflichtet sich  der  Besitzer  oft  für  2  oder  3  Wochen  einen  Arbeiter 
als  Hilfskraft  zu  stellen,  der  von  ihm  bezahlt  dagegen  vom  Teil- 
bauern beköstigt  wird.  Dieser  Arbeiter  ist  dann  gleichzeitig  mit  der 
Überwachung  der  Ernte  und  Zählung  der  Garben  beauftragt  wes- 
halb er  wohl  auch  den  Namen  ..partageur**  führt  Der  frtlhere  Brauch, 
diesen  Arbeiter  gewöhnlich  für  die  ganze  Ernte  zu  stellen,  verliert 
^ch  heute  mehr  und  mehr,  da  der  Teilbauer  nicht  selten  das  Ernte- 
geschäft  hinzog,  um  möglichst  lange  die  Arbeit  des  von  dem  Besitzer 
bezahlten  Mannes  zur  Verfügung  zu  haben,  und  man  fixiert  daher 
jetzt  in  der  Regel  die  Arbeitszeit  des  letzteren. 

Anstatt  einen  Arbeiter  zu  stellen,  ziehen  einige  Besitzer  es  vor. 
dem  Teilbauern  für  die  alleinige  Erledigung  des  Emtegeschäfts  eine 
feste  Geldsumme  zu  überweisen.  Anderseits  gibt  es  aber  auch  Gegen- 
den, wo  der  Besitzer  in  keiner  Weise  an  den  Emtekosten  partizipiert 

Anschließend  ist  noch  zu  erwähnen,  daß  einige  Besitzer  ihre 
Teilnahme  an  der  Beschaffung  von  Arbeitskräften  nicht  direkt  auf 
die  Erntezeit  beschränken,  sondern  im  Jahr  eine  bestimmte  Zahl 
Arbeitstage  auf  sich  nehmen.  Diese  ist  z.  R  seitens  eines  größeren 
Besitzers  im  Departement  Indre  wie  folgt  fixiert. 
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Größe  der  Wirtschaft  in  Hektar:  über  70  60— 70  50— 60  40-^50  %0^^0  SO — 30 
Zahl  der  vom  Besitzer  zo  stellenden 

ArbeitKice:  35  30         <$         20         1$    *  10 

Die  Beköstigung  muB  in  diesem  Fall  der  Teilbauer  Übernamen.  Ein 
Drittel  der  so  stipulierten  Arbeitstage  ist  auadrQcIdich  fOr  die  Ernte* 
zeit  reserviert. 

Zwischen  der  Getreideernte  und  dem  Erdrusch  liegt  meist  ein 

gewisser  Zeitraum,  während  dessen  der  Teilbauer  das  Getreide  so 

aufzubewahren  hat,  öaB  dem  Besitzer  die  stete  Überwachung  mög- 
lichst erleichtert  wird. 

Über  die  letzte  Getreideernte  des  Teilbauern  ist  noch  folgendes 
mitzuteilen.  Je  nach  der  Periode  des  Eintritts  des  neuen  Toilbauern 
ist  das  Wintergetreide  vom  abziohimden  eingesät  {November;  oder  in 
Vctjetation  (April)  oder  steht  vor  der  Reife  (24.  Juni),  und  iiifolge- 
dess«'n  hat  der  neue  Teilbauer,  dem  lirauch  y-emäB.  kein  Reeht  zu 
irt(endwelcher  Getreideeinsaat  bei  seinem  Antritt.  Davjegen  besorgt 
er  fast  überall  die  Ernte  und  den  Drusch  des  von  ihm  in  seiner  alten 
Wirts<  haft  eingesäten  Getreides  und  kehrt  dalier  zeitweise  zur  Vor- 
nahme dieser  Arbeiten  in  den  alten  Betrieb  zurück,  den  er  verlassen 
hat.  ..l)er  Teilbauer  folgt  seiner  Ernte"  („le  nieta\er  suit  sa  recolte 
Sur  pied").  Indes  kommen  auch  einige  Ausnahmen  \  on  dieser  all- 
gemeinen Regel  vor;  so  nimmt  z.  B.  der  Teilbauer  im  Departement 
Hautes- Alpes  vielfarh  im  .\bzugsjahre  keinerlei  Einsaat  mehr  vor. 
die  \  ielmehr  der  Besitzer  \'t  >n  einem  besonderen  Beaiiftragteii  aus- 
füiiren  läßt;  im  Departement  Haute-l.oire  übergibt  der  abziehende 
Teilbauer  dem  neu  eintretenden  die  Einsaat,  wie  auch  er  sie  bei 
seinem  Eintritt  erhalten  hat  Ahnlich  liegen  die  Verhältnisse  in  den 
Departements  Ariege.  Puy-de-l>ume  und  Haute- Vienne;  in  der 
Vendee  hat  der  aufzieiiende  Teilbauer  Anrecht  auf  die  Hälfte  der 
Einsaat 

Was  nun  die  i  Jurchfüiirung  jener  allgemeinen  Regel  für  die 
Vurnahme  der  letzten  (xetreideernte  anlangt,  so  ist  her\'orzuheben.  daß 
der  Ablauf  des  X'ertrages  i^eui  iliwdernis  für  eine  Wiederkehr  des 
Teilbauern  in  seine  alte  Wirtschaft  ])ildet.  Er  kann  auch,  falls  er 
zur  Zeit  des  Abzuges  im  November  aus  irgendwelchc-n  Gründen  die 
VV^inter.viai  ni(  ht  hat  beendigen  können,  zurückkehren,  um  die  Ein- 
saat zu  vollenden. 

An  dieser  Stelle  ist  der  ])esondere  \'<^rzui^  des  2  \.  Juni  als  Ab- 
zugstermin zu  betonen.  Da  zwis(  heu  diesem  /eii|)unkt  und  der  Ernte 
nur  mehrere  Wochen  liegen,  so  br.uK-ht  tler  Teilbauer.  wenn  er  ab- 
gezogen ist,  nur  zur  Vornahme  der  Ernte  im  Juli  und  August  zurück- 
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zukehren.  Der  Erdrusch  kann  im  September  oder  Oktobar  erfolgen 
und  der  dem  Teilbauern  zufallende  Anteil  sofort  erhoben  werden. 
Das  unvermeidliche  X(  beneinanderarbeiten  des  alten  und  neuen  Teil- 
bauern  in  derselben  Wirtschaft  wird  dadurch  auf  ein  Minimum  redu- 
ziert, wälirend  beim  November  als  Abzugstermin  die  Ernte  erst  volle 
9  Monate  nach  dem  Austritt  des  Teilbauern  und  der  Erdrusch  zu- 
weilen sogar  erst  ein  volles  Jahr  später  stattfindet.  Zwischendurch 
ist  der  alte  Teilbauer  gezwungen,  ab  und  zu  zur  Pflege  seiner  Ge- 
treidesaaten in  seine  frühere  Wirtschaft  zurückzukehren,  und  diese 
Ortsveränderungen  bedeuten  für  ihn  bei  größerer  Entfernung  von 
seinem  alten  Betrieb  einen  erheblichen  Verlust  an  Zeit.  Diese  ganzen 
Verhältnisse  bringen  auch  sonst  allerlei  Unannehmlichkeiten  mit  sich; 
so  muß  der  neue  Teilbauer  in  jedem  Fall  dem  alten  teilweise  die 
Verfügung  über  die  Scheunen  überlassen,  damit  dieser  sein  Getreide 
zur  Zeit  der  Ernte  unterbringen  kann,  und  er  ist  ferner  gezwungen, 
ihm  bei  seinem  zeitweiligen  Aufenthalt  Platz  in  seinem  Wohnhaus  und 
in  der  Küche  zur  lierriditung  der  Speisen  zu  gewähren,  was  ge- 
legentlich zu  Reihereien  führt.  Ferner  kann  anderseits  eine  längere 
Abwesenheit  des  l  eilbauern  von  seiner  neuen  Wirtschaft  deren  Inter- 
essen direkt  ernstlich  schädigen. 

Streng  genommen  müßte  der  alte  Teilbauer  zur  Vomaiinie  der 
verschiedenen  Arbeiten  in  seiner  früheren  Wirtschaft  (icspanne  und 
Arbeiter  mieten;  denn  die  Gespanne  in  dem  alten  lietrieV)  sind  nicht 
mehr  zu  seiner  X'erfügung,  und  diejenigen  der  neuen  Wirtschaft  darf 
er  natürlich  noch  viel  weniger  benutzen.  In  praxi  verpflichtet  aber 
der  Besitzer  meist  den  neuen  Teilbauer.  seinem  Vorgänger  in  der 
Wirtschaft  die  (iespanne  ge^t n  eine  geringe  Entschädigung  zu  leihen, 
wobei  letzterer  für  die  Zeit  der  Benutzung  das  Risiko  füT  etwaige 
Unfälle  ül)ernimmt.  Beim  Erdrusch  hat  der  neue  Teilbauer  dem  alten 
bei  der  Fortschaffung  des  der  Wirtschaft  ungeteilt  verbieibend«:'n 
Strohes  behilflich  zu  sein;  in  der  ersten  Zeit  der  Anwendung  der 
Dreschmaschine  cntstamlen  in  dieser  Hinsicht  oft  Schwit^rigkeiten. 
Heute  hat  sich  folgender  JVauch  verallgemeinert:  Der  alte  Teilbauer 
bindet  mit  seinen  Leuten  das  aus  der  Maschine  austretende  Stroh 
in  Bunde  und  schafft  es  in  eine  Entfernung  von  etwa  30  m  von 
der  Ahischine,  wo  es  dann  von  dem  lunien  Teilbauern  und  seinen 
Leuten  in  Empfang  genommen  und  in  Schober  gesetzt  wird.  Eine 
Reihe  von  Verträgen  fixiert  den  Termin  für  den  Erdrusch  der  letzten 
Ernte  des  alten  reilbauern  auf  Ende  September  bezw.  Ende  Oktober 
oder  Mitte  Dezember  spätestens. 
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Erdruscb. 

Das  Dreschen  wird  heute  in  den  Teilbauwiitachaften  fast  aus- 
acfaliefiUch  mit  Maschinen  ausgeführtt  was  gegenQber  dem  früher  sehr 
verbreiteten  Flegeldrusch  die  Teilung  des  Gretretdeerirages  vereinfacht 
und  beschleunigt.  Beim  Flegeldrusch  lieferte  früher  der  Besitzer  in  der 
Regel  einen  Arbeiter  auf  3  bis  4  vom  Teilbauem  gestellte,  und  da, 
wo  diese  Art  des  Drusches  heute  noch  vereinzelt  vorkommt  tragen 
gewöhnlich  Besitzer  und  Teilbauer  gemeinsam  die  Kosten. 

Beim  Maachinendrusch  partizipieren  Besitzer  und  Teilbauer  an 
den  Kosten  gewöhnlich  in  folgender  Weise: 

Entweder  der  Erdrusch  geschieht  nach  Zeit  (a  la  joumee)  oder 
nach  Leistung  (a  la  täche);  im  ersteren  Falle  übernimmt  der  Besitzer 
die  Miete  für  die  Dreschmaschine  einscbliefilich  der  Löhne  für  Ein- 
leger und  Heizer  auf  seine  Rechnung,  wahrend  der  Teilbauer  die 
sonstigen  Arbeitskräfte  zu  stellen  und  das  gesamte  Personal  zu  be- 
köstigen hat  Der  Mietspreis  für  eine  Dreschmaschine  für  den  Tag 
schwankt  in  Mittelfrankreich  im  allgemeinen  zwischen  50  bis  70  Frcs. 
Im  Fall  der  Drusch  nach  I^eistung  erfolgt  wird  die  gesamte  Bedie- 
nung der  Dreschmaschine  von  dem  Unternehmer  selbst  gestellt  der 
dann  für  den  Zentner  erdroschenen  Getreides  einen  bestimmten  nach  der 
Fnicfatart  wechselnden  Vergütungssatz  erhält  Der  gesamte  an  den 
Unternehmer  zu  zahlende  Betrag  wird  vom  Besitzer  und  Teilbauer 
zu  gleichen  Teilen  getragen,  und  hierbei  hat  dann  auch  d^  Teilbauer 
Heizer  und  Einleger  zu  beköstigen.  In  allen  Fällen  hat  der  Teil- 
bauer den  Transport  der  Dreschmaschine,  die  Herbetschafiung  von 
Kohlen  und  Wasser  zu  übernehmen. 

In  den  Gegenden,  wo  nicht  eine  genaue  Teilung  des  Getreides 
zur  Hälfte  stattfindet  werden  die  Druschkosten  von  den  Kontrahenten 
im  Verhältnis  ihrer  gegenseitigen  Anteile  getragen.  In  der  Regel 
stellt  der  Besitzer  noch  eine  besondere,  vom  Teilbauer  zu  beköstigende 
Hilfskraft  beim  Dreschen,  die  insbesondere  auch  beim  Abwägen  des 
erdroschenen  Getreides  behilflich  zu  sein  und  dessen  Teilung  zu  über- 
wachen hat 

Wo  der  Besitzer  selbst  über  eine  Dreschmaschine  verfügt  werden 
die  Druschkosten  in  analoger  Weise  gezahlt  wie  wir  es  oben  für  den 
Lohndrusch  ausführten. 

Erwähnt  werden  mögfen  noch  kurz  die  in  einigen  Gegenden 
Mittelfrankreichs  üblichen  „Nachbarsdrusche",  die  „battages  de  voi- 
sinage'S  bei  denen  die  Kosten  für  die  nach  Zeit  arbeitende  Dresch- 
maschine nicht  vom  Besitzer  allein,  sondern  von  beiden  Parteien  je 
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zur  Hälfte  bestritten  werden.  Der  Teilbauer  braucht  dafür  dann  aber 
keine  besonderen  Kosten  für  die  erforderlidien  Arbeitskräfte  aufzu- 
wenden, da  er  solche  in  seinen  Nachbarn  —  auch  Xeilbauern  oder 
kleinere  Eigentümer  —  findet.  D<t  Teilbauer  hat  diese  Xachbam 
m^t  nur  zu  beköstij^en  und  ihnen  dafür  seinerseits  bei  ihrem  Krdrnscfa 
auszuhelfen  oder  sie  auch  durch  Ableistung  von  sonstiger  Arbeit  oder 
Besorgung  einiger  Fuhren  zu  entschädigen.  Die  „battages  de  \*oi^ 
sinage"  gelten  zuweilen  als  wahre  Festtage  und  geben  VeranUssung 
/u  reichlichen  Mahlzeiten,  wobei  nicht  selten  ein  ganzer  Hammd  am 
Spieße  gebraten  wird  und  auch  der  Nachtisch  in  verschiedenen  Formen 
nicht  fehlt:  die  Zeiten,  wo  sclbstgebauter  Wein  solche  Mahlzeiten 
wür;rte.  sind  allerdings  infolge  des  Niederganges  des  Weinbaues  meist 
vorbei.  Dl'  Ivnappheit  der  Arbeitskräfte  in  solchen  Gegenden,  ja 
die  Unmöglichkeit,  überhaupt  Arbeiter  gegen  festen  Geldlohn  in  der 
l'rntezeit  zu  bekommen,  mögen  wohl  zuweilen  derartige  Gewöhn* 
heiten  rechtfertigen;  im  allgemeinen  kann  es  aber  natürlich  nicht  ge> 
billigt  werden,  daÜ  der  Teilbauer  die  ihm  von  Dritten  geleisteten 
Dienste  mit  seiner  der  eigenen  Wirtschaft  und  dem  Besitzer  ge> 
schuldeten  Arbeit  und  Zeit  bezahlt. 

Das  in  Säcke  gefüllte,  abgewogene  Getreide  wird  unmittelbar 
nach  dem  Erdrusch  geteilt,  nachdem  der  Hafer  usw.  für  etwa  vor- 
handene Ffnrde  vorweggenommen  ist.*)  Der  Besitzer  reserviert  sich 
entweder  für  die  Aufbewahrung  seines  Getreides  einen  besonderen 
verschließbaren  Raum  auf  dem  Speicher  der  Teilbau  Wirtschaft  otler 
läßt  es  auch  von  dem  Teilbauern  an  einen  von  ihm  bestimmten  Platz 
in  der  Nähe  seines  Wohnsitzes  schaffen.  Nicht  selten  auch  muß  der 
Teilbauer  das  vom  Besitzer  gleich  verkaufte  Getreide  wegtransportieren, 
wobei  jedoch  als  Bedingung  gilt,  daß  die  Entfernung  von  dem  Be- 
stimmungsort nicht  gar  zu  groß  ist.  Der  Anteil  des  Besitzers  ist 
also  „portable",  nicht  „querable".  Das  Stroh  wird  nicht  geteilt,  sondern 
verbleibt  als  „immeuble  par  destination"  ganz  der  Wirtscliaft 

In  den  meisten  Departements  gilt  die  Teilung  des  Getreides 
zur  Hälfte  als  allgemeine  Regel;  indes  kommen  auch  Ausnahmen 
vor;  so  erhält  z.  B.  im  Departement  Ariege  der  Teilbauer  zuweilen 
nur  V««  dann  aber  als  Kompensation  noch  festen  Lohn;  in  Hante- 
Garonne  kommt  ihm  nur  */,  zu,  wobei  dann  der  Anteil  des  Teil- 
bauern an  öffentlichen  Lasten  in  einem  bestimmten  Verhältnis  redu- 
ziert ist.  Im  Departement  Pyr^nees-Orientales  hefert  zuweilen  der  Tefl- 

I)  INc  frfiher  wcttTcrbrettetc  Teilung  des  Gctreideertriges  auf  dem  Felde,  vor  dem 
Erdnisch,  kommt  itetlenweff e  «ndi  beule  noch  vor. 
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bauer  allein  das  Saatgut  und  erhält  in  diesem  Fall  *'  lo  der  Getreide- 
ernte. Im  Departement  Tam-et*Garonne  schwankt  das  Verhältnis 
bei  der  Teilung;  gewisse  Beatzer  überlassen  das  Wintergetreide  dem 
leilbauern  zu  -j^,  das  Sommergetreide  dagegen  zur  Hälfte.  In  Viemie 
nimmt  der  Besitzer  in  den  fruchtbarsten  Gegenden  '/s.  ja  sogar  */, 
des  Getreides;  in  der  Sologne  im  Departement  Loir-et-Cher  fällt  dem 
Teilbauern  gewöhnlich  die  Hälfte  des  Wintergetreides,  dagegen  */j 
des  Sommergetreides  zu,  und  ähnliche  Verhältnisse  finden  sich  im 
Departement  Indre,  wo  in  einigen  Gegenden,  wie  z.  B.  in  den  Arron- 
dissements  Chateauroux  und  Issoudun,  der  Besitzer  sog-ar  entweder 
nur  alles  Getreides  oder  '/^  vom  Wintergetreide  und  ' ',  vom 
Sommergetreide  entnimmt.  In  einigen  (lebieten,  z.  B.  der  Champagne, 
erhält  der  1  eilbauer  die  Hälfte  des  Wintergetreides,  dagegen  '  3  oder 
^\  des  Sommergetreides,  früher  gabfni  die  l  eilbauern  hier  sogar  nur 
'  «  des  Wintergetreides.  Im  Departement  Landes,  wo  ja  der  Teil- 
bau besonders  verbreitet  ist.  variiert  das  Verhältnis  bei  der  Teilung 
nach  den  einzelnen  Regionen,  wie  sich  aus  folgender  Zusammen* 
Stellung  ergibt. 


BcaddinuDg  der  Region  ludi  Kuiod 

Anteil  des  Tcilbaucm 
am  GeueiÜMruag 

Chaloss«  iMuntfoit  Mugron  und  Teile  von  SainwS^r) 

% 

Marensin  iSoijston  und  Saint  Vinc«ni)  

Im  Departement  Sarthe  erhält  der  Teilbauer  \<n\  dem  ange- 
bauten Lein  wegen  der  größeren  Arbeitsaufwendungen  'y,,  der  Be- 
sitzer nur  ' 

Alle  diese  Schwankungen  in  den  oin/cluen  Departt  inents  ericlaren 
sich  aus  besonderen  hikalea  V'erhältnis&en,  der  weehst'lntl«*n  Bodcn- 
fruchtlj.irkeit.  der  größeren  oder  geringeren  Schw  ii.Tigkeit  der  Boden- 
bearbeitung, dem  mehr  oder  weniger  hohen  Wert  der  Ackerbau- 
produktt,  der  verschiedenen  Ausdehnung  der  ständigen  Futterflächen, 
Ortsgewohnheiten  u.  drrgl.  Die  verschiede nartiire  Bemessung  des 
Anteils  des  Teilbauern  nach  der  Fruchtart  —  <  .b  Winter-  oder  Sommer- 
vfetreide  —  ist  im  allgemeinen  nicht  empfehlenswert  da  der  Teilbauer 
naturlich  leicht  geneigt  ist,  den  Anbau  derjenigen  Getreidearten 
raöghchst  Lu  begünstigen,  die  ihm  einen  größeren  Anteil  sichern. 
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In  einigen  Departements  des  Südwestens  geht  der  gemeinsamen 
Teilung  die  Entnahme  eines  besonderen  Anteiles  des  Besitzers  vorauf, 
für  den  der  bezeichnende  Ausdruck  „dtme"  üblich  ist.  Daß  hierbei 
vielfach  eine  mißbräuchliche  Ausnutzung  vorkommt«  kann  nicht  ge< 
leugnet  werden. 

Anbau  von  Hackfrüchten. 

Da  der  Mackfrnrhthau  viel  Arbfitskrüftc  erfordert,  diese  aber 
heute  durchwein  selir  teuer  sind,  so  leuchtet  ohne  weiteres  ein.  daß 
seine  Ausbreitung  häutig  von  den  TcMlbauern  nicht  g'ern  s^^esehen 
wird,  währenil  auf  der  anderen  Seite  aber  eine  solche  zum  Zwecke 
besserer  und  \orteilhafterer  Ernährung  des  Viehes  sehr  erwünscht 
ist.  Pflicht  und  Aufgabe  des  Besitzers  ist  es,  in  solchen  1- allen  sich 
mit  seinem  l  eilbauern  zu  verständigen,  und  es  ist  an  ihm,  das  durch 
den  nicht  unerheblichen  Mehraufwand  von  Arbeitskräften  g^esttirie 
<Tlei(  hgewif  ht  zwisclien  Kosten  und  Ertrag  wieder  in  bilhVer  und 
gerechter  Weise  lierzustellen.  Indem  er  so  dem  Teilbauern  unter- 
stützend unter  die  Arme  greift,  kann  er  dem  Hackfruchtbau  die 
wünschenswerte  Ausdehnung  geben.  Die  Unterstützung  geschieht  meist 
in  der  Form  der  (Tewahruni^»^  von  Prämien;  der  Besitz(T  gibt  dem  ieil- 
bauern  für  den  Hektar  Butter-  oder  Mohrrüben  usw.  eine  feste  Geld- 
summe (20  bis  50  Frcs.)  oder  st(-llt  ihm  für  eine  bestiniiinte  Zahl  von 
Tagen  einen  Arbeiter  zur  Verfügung.  Xoch  anders  \erfährt  ein 
g^r»)|<erer  Grundbc^sitzer  in  Saleuf  (I.a  Chatre,  Dep.  Indre).  der  dem 
Teilbauern  einen  bestimmten  (ieUlbetrag  für  1000  kg  geernteter 
Rüben  gewährt.  Im  l)e])artement  (  her  trägt  der  Besitzer  häutig  die 
Hälfte  aller  durch  den  Ilackfruchtbau  verursachten  Kosten,  und  zu- 
weilen kotnmt  hier  auch  eine  Verbindung  beider  S\'steme  vor,  indem 
der  Besitzer  dem  1  eilbauern  sowohl  eine  deldprämie  für  den  Hektar  an- 
gebauter Hackfrüchte  gewährt,  a.s  aucii  außerdem  noch  in  einem  be- 
stimmten Verhältnis  (','3  bis  '/.,).  an  den  IV  arbcitungskosten  partizipiert. 

Der  Anbau  von  KartofYeln  und  lopinamlKir.  der  im  allgemeinen 
weniger  Sorgfalt  erfordert  und  heutzutage  mit  Hilfe  verbesserter  Ge- 
räte sehr  ökonomisch  durchgeführt  werden  kann,  wini  in  der  Regel 
nicht  vom  Besitzer  in  der  oben  erwähnten  \W'ise  gefördert;  zuwoil-  n 
kommt  noch  beim  Anbau  von  Kohl  die  Gewährung  einer  Prämie  vi>r. 

Während  die  Hackfrüchte  zur  Zeit  des  Vertrages  in  der  Haupt- 
sache ungeteilt  in  der  Wirtschaft  Verwendimg  finden  und  zuweilen 
nur  Kartoffeln  auf  gemeinsame  Rechnung  verkauft  werden,  hat  der 
Teilbauer  beim  Abzug  das  Recht,  seinen  Anteil  mitzunehmen  oder 
ihn  seinem  Nachfolger  zu  einem  vorher  vereinbarten  Preise  oder  auf 
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Grund  einer  Abschätzuii^»^  zu  überlassen.  In  der  Regel  übernimmt 
der  neue  Teilbauer  die  Hackfrüchte,  so  daß  sie  der  Wirtschaft  un- 
geschm.ilprt  verljleiben.  Der  ßesitzcr  kann  sich  auch  das  Recht  vor- 
b«  haU»  11.  im  I'all  der  abziehende  Teilbauer  bei  seinem  Antritt  keine 
Ha(  ktruchte  in  der  Wirtschaft  vorgefunden  hat  und  nicht  zur  Zurück- 
lassinii^  solcher  verpflichtet  ist,  durch  den  Nachfolger  einen  Teil  der 
l  eider  des  abzii^henden  I  t  ilbauern  im  Jahre  des  Abzuges  mit  Hack- 
früchten zu  bestellen.  ZuwcMlen  wird  von  den  geernteten  Kartoffeln 
ein  bestimmter  Teil  an  den  Besitzer  abgeführt,  wie  auch  anderseits 
der  dem  'Teilbauern  zustehende  Anteil  für  seinen  Hausbedarf  genau 
fixiert  ist.  Weiter  kommt  die  Bföiimmung  vor,  dal^  der  Teilbauer 
ebensoviel  konsumieren  darf,  wie  der  Besitzer  für  seinen  persönlichen 
Bedarf  entnimmt,  unter  gleichzeitiger  Festsetzung  eines  Mindest- 
quantums für  den  Teilbauer.  Die  Bedingungen  wechseln  also  hier 
sehr  stark. 

Pflege  und  Neuanlage  von  Wiesen  und  Weiden. 

Dem  Teilbauern  liegt  die  sorgsame  Pflege  von  Wiesen  und 
Weiden  ob;  er  hat  de  frei  von  allem  Buachwa'k  zu  halten,  die 
Gräben  regelmäßig  zu  reinigen,  auf  Wässerwiesen  die  Bewässerung 
zu  regeln.  Dünger  und  Kompost  nach  Anweisung  des  Be»tzers  auf- 
zubringen usw.  Femer  darf  der  Teilbauer  im  Abzugsjahre  keine 
Vorweide  auf  den  Wiesen  ausüben,  damit  nicht  eine  Beeinträchtigung 
der  Heuernte  stattfindet. 

Erwähnung  verdient  noch  die  Neuanlage  von  ständigen  Futter- 
flächen,  die  in  der  Gegenwart  auch  in  den  Teilbauwirtschaften,  nament- 
lich denen  des  Zentrums,  infolge  der  gestiegenen  Bedeutung  der  Vieh- 
zucht eine  besondere  Rolle  spielt.  Zur  Durchführung  einer  solchen 
müssen  Besitzer  und  Teilbauer  vorher  genaue  Vereinbarungen  treffen, 
die  in  gutgeleiteten  Betrieben  im  Zentrum  häufig  folgender  Art  sind. 
Der  Tetlbauer  besorgt  alle  Fuhren,  richtet  den  Boden  her  und  nimmt 
die  Aussaat  der  Sämereien  vor;  der  Besitzer  dagegen  trägt  die  Kosten 
für  die  erforderlichen  NivelÜerungsarbeiten,  für  die  Sämereien  und 
fCtr  die  eraie  Düngung  und  läßt  die  Umzäunungen  und  Gräben  her- 
richten, welche  dann  der  Teilbauer  in  gutem  Zustand  zu  erhalten  hat. 

Viehhaltung. 

Der  Teilbauer  ist  verpflichtet,  dem  Viehbestand  alle  erforderliche 
Sorgfalt  zuzuwenden.  Die  zur  Ernährung  des  Viehes  etwa  be- 
notigten Kraftfuttermittel  werden  auf  gemeinsame  Rechnung  be- 
zogen.   Wenn  die  in  der  Wirtschaft  selbst  erzeugten  Futter-  und 

AbhandhingMi  d.  staataw.  Seniinai«  x.  Jemi,  Bd.  II.  IMl  4.  10 
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Strohvnrräte  einmal  dun  haus  un^a'nüj];-end  vorhanden  sind,  s«»  \  <>11- 
zieheii  sich  dir  iiiientbelirHchen  Ankaufe  an  diesen  Stoffen  ebenfalls 
auf  i^emeitisame  Kosten.  Die  Spnmj^^elder  für  außerhalb  der  Wirt- 
schaft iDele^'-te  Tiere  werden  vom  Besiticer  und  'l^Mlbauem  zu  gl«-iclien 
Teilen  i(e/.ahlt,  während  die  in  der  eig"enen  Wirtschaft  eini^erK 'Uimenen 
Beleggclder  in  der  Regel  dem  Teilbauern  ^uflieljen.  Hufbeschlai^- 
kosten.  tierärztliche  Auslagen  usw,  wenlen  gewAhnlich  gemeinsam  ge- 
tragen. Aber  auch  hier  trifft  man  wieder,  wie  überhaupt  beim  Teil- 
bau, selbst  innerhalb  besciirunki-r  (lebiete  sehr  unterschiedliche  Rege- 
lungen; so  werden  in  einigen  degenden  die  tierärztlichen  Auslagen 
je  zur  Hälfte  getragen,  die  Schmiede-  und  Hufbeschlagskosten  \  <»m 
Teilbauern  allein.  Bei  den  Schafen  fallen  die  Schurkosten  entweder 
beiden  Kontrahenten  oder  dem  Teilbauern  allein  zur  Last;  im  letzteren 
Falle  erhält  dieser  wohl  als  Kompens<iti<'n  die  gesamte  Lanun  wolle. 

Ks  ist  das  besondere  Recht  des  Besitzers,  die  An-  und  X'er- 
kaufe  von  Vieh  selbst  zu  vollziehen,  und  meist  wahrt  er  dasselbe  .tuch 
sorgsam  und  führt  es  regelrecht  aus.  Indes  kommen  auch  lii«"rin  in 
einigen  (regenden  Ausnahmen  vor;  so  ist  z.  B.  im  Departement  Allier 
stellenweise  der  Teilbauer  ermächtigt,  \'ieh  zu  kaufen  und  zu  \  tT- 
kaufen,  worüber  er  dann  dem  Besitzer  regelmäßig  Rechenschaft  zu 
erstatten  hat.  In  den  Basses-Alpes  pflegt  der  Besitzer  ebenfalls  den 
Teilbauer  frei  handeln  zu  lassen,  sobald  er  Vertrauen  zu  ihm  iiat 
und  dieser  die  notwendigen  Garantien  bietet.  Ähnlich  liegen  die 
Verhältnisse  noch  in  Teilen  des  Departements  Ariege,  Cantal,  Cha- 
rente,  la^e,  Lot  und  Vendee. 

Ober  die  Teilung  des  Ertrages  aus  der  Viehhaltung  gtltfolgrendes: 
Fflr  die  verkauften  Tiere»  die  aus  dem  vom  Tdlbauem  übernom- 
menen Viehbestand  hervorgegangen  sind,  geschieht  die  Teilung 
natürlich  in  Geld;  der  Besitzer  nimmt  gewöhnli$:h  die  Verkaufs^elder 
ein«  wie  er  anderseits  auch  die  Beträge  fflr  Viehankäufe  auslegt 
Die  Verrechnung  erfolgt  dann  in  der  Regel  bei  dem  jährlichen  Wirt- 
schaftsabschluß. Eine  Ausnahme  hiervon  wird  jedoch  häufig  bei  der 
Schweinehaltung  gemacht,  indem  Besitzer  und  Teilbauer  sich  unmittel^ 
bar  in  den  aus  dem  Verkauf  von  Schweinen  erzielten  Erlös  teilen» 
da  der  f^chweinestall  fortwährend  Ausgaben  erfordert,  die  der  Teil« 
bauer  häufig  nicht  auf  längere  Zeit  aus  seinen  Mitteln  zu  bestretten 
vermag.  Die  von  dem  Käufer  gezahlten  Aufgelder  gehören  im  all- 
gemeinen  dem  Teilbauem. 

In  den  mdsten  Verträgen  wird  dem  Teilbauern  das  Recht  ein- 
geräumt, for  seinen  Bedarf  ein  oder  zwei  Schwdne  besonders  zu 
mästen. 
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Die  Milchproduktion  ist  im  allgemeinen  in  den  Teilbauwirt- 
schaften nicht  v'on  erheblicher  Bedeutung,  und  der  Viehbestand  um- 
faßt gewfVhnlich  nur  eine  geringe  Zahl  von  Milchkühen.  Die  eigent- 
lichen Milchviehschläge  nehmen  in  Frankreich  hauptsächlich  den  nörd- 
lichen Teil  ein  mit  seinem  feuchten  Klima  und  den  Küstengebieten, 
während  bei  den  im  Zentrum  und  Süden  des  Landes  unter  der  Milch- 
produktion wenitjor  ^^ünstigen  Verhältnissen  vorkommenden  Rindert\*pen 
die  Mast-  und  Arbeitsleistung  im  Vordergrund  steht»  die  Milchleistung 
dagegen  im  allgemeinen  sehr  zurücktritt.  So  zeichnet  sich  z.  EL 
Mittel  frank  reich  durch  den  Besitz  der  Schläge  von  Limousin  und 
Charolais  aus,  welche  die  beiden  vollendetsten  und  züchterisch  am 
höchsten  stehenden  Mastviehtypen  Frankreichs  repräsentieren.  Die 
weiter  im  Süden  angetroffenen  Schläge  der  Garonne,  der  Gascogne, 
des  Bazas,  des  Bearn,  des  baskischen  Gebietes,  der  Tandes  und  der 
Camartjue  sind  vorwiegend  nach  der  Richtung  der  Arbeitstüchtigkeit 
entwickelt,  der  sich  dann  auch  eine  mehr  oder  weniger  große  Eig- 
nung zu  Mästung  hinzugesellt,  während  die  M^lche^J^^ebilrkeit  sehr 
geririi,'^  ist.  Dementsprechend  kommt  in  den  eigentlichen  Teilhau- 
iregenden  der  Milcherzeuguni^  nur  «-ine  untergeordnete  Bedeutung  zu, 
und  eine  eigentliche  Milchwirtschaft  wird  z.  H.  in  A liier,  dem  Depar- 
tement des  rationellsten  Teilbaue-s,  gar  nit^ht  betrieben,  in  der  über- 
wiejs'^enden  Mehrzahl  der  1  eilbauwirtschaften  dient  die  erzeugte  Milch 
zum  ^n)J'it<'n  Teile  zur  Aufzucht  der  Kälber,  die  gewöhnlich  mehrere 
Monate  an  der  Kuh  saugen.  Der  übrige  Teil  wird  meist  dem  leil- 
bauern  zur  Befriedigung-  seiner  \Virtschaftshe(]firfnisse  üherl.isspn.  wo- 
für er  aber  wöchentlich  ein  bestimmtes  Buttertjuanium  (  iIh  wnn  nient) 
an  den  Besitzer  abzuführen  hat.  Für  die  Teilbauerin  bietet  diese  Art 
der  Regeluui^  die  Mögliclikeit.  durch  tiele^entlichen  Verkauf  milch- 
wirtschaftlicher Produkte  einii^ro  kleine  (reldeinnalimen  für  ihren  Haus- 
b.ilt  zu  erzielen,  während  i>ie  .mderseits  dem  Besitzer  die  Notwendig- 
keit einer  peinlich  scharfen  Kontrolle  über  die  Milchproduktion 
des  Kuhstalles  erspart,  wie  sie  i)ei  einer  Teilung  der  über  den 
Bedarf  der  Kälber  hinaus  ue^voimenen  Milch,  sei  es  in  natura, 
.sei  es  nach  Verkauf  in  (ield,  erforderlich  ist.  Zwar  kummt  dieser 
letztere  Modus  vor.  wenn  au«'h  vereinzelt,  besonders  bei  einer  etwas 
gröberen  Zahl  von  Milchkühen:  hier  wird  das  (Ju.intum,  das  der  I  eil- 
bauer  von  dem  täglichen  Milchertrag  für  seinen  |»<  rsonliclien  Gebrauch 
entnehmen  darf,  von  vornherein  genau  bestimmt,  z.  B.  4  bis  0  Liter, 
während  die  größere  Menge  zum  feil  bei  der  Ernährung  der  Kalber 
Verwendung  findet,  zum  Teil  an  eine  ^lolkerei  oder  Kaiserei  geht. 
Die  Abrechnung  für  diesen  gemeinschaftlichen  V'^erkauf  findet  dann 
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\u  der  Regfei  vierteljährlich  statt  In  anderen  Gegenden  wieder  darf 
der  Teübauer  tä^rlith  die  Milch  von  einer  oder  zwei  Kühen  für  sich 
verwenden,  während  er  an  dem  Ertrag-  der  anderen  keinen  besonderen 
Anteil  hat  Ganz  vereinzelt  kommt  dann  wohl  noch  in  einigen,  in 
der  Nähe  von  Städten  gelegenen  Teilbauwirtschaften  der  Verkauf 
von  Frischmilch  in  Frage,  der  auf  gemeinschaftliche  Rechnung  mit 
Teilung  des  erzielten  Erlöses  zur  Hälfte  erfolgt.  Alle  diese  besonderen 
Arten  der  Regelung,  die.  wie  ohne  weiteres  einleuchtet,  bei  der  Not- 
wendigkeit einer  peinlich  genauen  Überwachung  der  Milchproduktion 
durch  den  Besitzer  zu  manchen  Mißhelligkeiten  und  Streitigkeiten 
Anlaß  geben  können,  treten  aber  ini  Mlltforneinen  gegen  die  erst- 
erwähnte mit  dem  festen  ..abonnement"  ganz  in  tlen  Hinterirrund: 
aber  auch  bei  dieser  muß  natürlich  streng  diirauf  geachtet  werden, 
dal'j  die  rationelle  Ernährung  der  Kälber  in  keiner  Weise  vernach- 
lässigt wird,  und  es  ist  Aufgabe  des  Tiesitzers.  nacli  dieser  Richtung 
vorbeugend.  gei»(^benenfidls  korrigifrend  einzui^reifen ;  jedenfalls  ist 
eine  solche  hier  sehr  viel  eher  durchführbar  als  bei  einer  anderen 
Regelung. 

Es  kommt  übrigens  bei  dem  ganz  einseitig  auf  Mastfahi^keii 
gezüchteten  rharoIais-T\'{)  in  Allier.  ähnlich  wie  bei  (ien  Shortlu-»rns, 
dem  liervorragendsten  Mastviehschbie  Englands,  gar  nicht  selten  vor. 
daß  der  Milchertrag  der  Kühe  eben  zur  Ernährung  der  eigenen 
Kälber  hinreicht. 

Die  bei  der  Schur  erzielte  Wolle  wird  in  der  Regel  nach  dem 
Gewicht  zur  Hälfte  geteilt.  Die  l-ammwolU-  erhalt  nicht  seilen,  wie 
schon  erwälmt,  der  leilbauer  allein,  der  sie  dann  selbst  verkauft. 
Emptehlenswert  ist  im  allgemeinen  die  gemeinschaftliche  Travrung  der 
Schurkosten  und  die  Teilung  der  ganzen  Wolle  zwischen  den  beiden 
Parteien  zur  Hälfte. 

Die  Teilung  bei  den  Frzeugnisseii  der  Geflügelhaltung  ist  natür- 
lich viel  scluvierigt-r  als  bei  den  linderen  Tierzuchtzweigen  und  daher 
auch  weniger  üblich.  Meist  wird  bestimmt,  daß  die  Erträge  aus  dem 
(letlugelhof  vollständig  dem  Teilbauern  gehören  und  er  dafür  an 
den  P.esitzer  zu  bestimmten  Zeiten  eine  festgesetzte  Zahl  xon  Hühnern, 
Eiern  usw.  abzuliefern  hat.  Diese  l^eistungen  sind  unter  dem  Namen 
„menns  suffrages"  allgemein  l)ck. unu.  Zuweilen  kommt  auch  die  lie- 
stinunung  \'>r,  dal'  das  gruliere  üetlügel,  wie  Gänse.  Puten,  zu  <ies>en 
]'"rii.ihrung  d<'r  I>e.siiz<'r  noch  einitjes  Korn  liesonders  beisteuert,  in 
natura  der  Teiluiii.;  zur  llaltLe  unterliei^t,  oder  es  wird  auch  der  aus 
seinem  Verkauf  erzielte  Erlös  zwischen  Uesitzer  und  Teilbauern  geteilt 
Meist  hat  der  Teilbauer  bei  Gänsen  ein  Recht  auf  die  l  edern,  iiautig 
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auch  setzt  der  Besitzer  den  Wert  der  ihm  jährlich  zustehenden  „fai- 
sances"  in  einer  runden  Summe  (50,  75,  io*>  Vrcs.  je  nach  dem  T'mfang 
der  Wirtschaft)  fest.  Der  Erlös^  den  die  l\ilbäuerin  aus  dem  Ge- 
flügelhof  macht,  ist  häufig  nicht  unerheblich.  Nicht  selten  behält  sich 
(]•  r  l^esitzer  im  Vertrage  das  Recht  vor,  erforderiichenfaUs  Art  und 
Umiang  des  zu  haltenden  GeflQgels  zu  bestimmen. 

Erst  bei  Ablauf  des  Vertrages  vollziehen  sich  besondere  Ope- 
rationon  hinsichtlich  des  lebenden  Inventars.  Zu  diesem  Zeitpunkt 
handelt  es  sich  darum,  die  Zu-  oder  Abnahme  zu  würdigen,  die  d<*r 
„cheptel"  während  der  Vertragszeit  erfahren  hat,  ferner  die  Sclüui^ 
rechnung  für  die  interessierten  Parteien  aufzustellen  und  den  etwaigen 
Ubcrschuli  zu  teilen.  Die  die  gegenseitigen  Rechte  der  Kontrahenten 
festsetzende  Teilung  wurde  im  alten  Recht  als  „exigue"  bezeichnet,  sd 
es.  weil  zu  ihrer  Vornahme  Besitzer  und  Teilbauer  in  Rechnung 
traten  ab  exigendis  rationibus.  .sei  es.  weil  man  gezwungen  war.  den 
„cheptel"  zum  Zwecke  der  Abschätzung  aus  den  Ställen  herausführen 
zu  lassen,  quia  pecudes  educuntur  e  stabulis  quod  Romani  exigere 
dicebant.  l>ie  Teilung  des  Wertzuwachses  erfolgt  in  der  Regel  nicht 
in  natura,  sondern  in  (ield,  und  zwar  so,  dali  der  Besitzer  oder  auch 
seltener  der  neue  1  eilbauer  dem  abziehenden  die  Hälfte  der  konsta- 
tierten VVertzunahme  ausp'ahlt.  Diese  RegcUing  entspriclit  am  besten 
den  Interessen  beider  Parteien,  Der  alten  Wirtschaft  verbleibt  einer- 
seits ihr  voller  Viehbestand,  und  anderseits  brauelu  dir  leilban^^r 
sich  nieht  um  eine  vorteilhafte  \''ervvertung  der  ihm  zukommenden 
.Stücke  Vieh  zu  brnuilicii,  die  ihm  nicht  selten  kaum  ?n<'»glirh  sein 
würde,  weil  er  die  ri«T<'  itä  Anb'  trarht  des  Umstainlfs.  d.il)  <iie  von 
ihm  zu  ]jt  /i<  hciidf  Wirtschaft  h  iiifi>4  mit  einem  genügenden  Vieh- 
bestand versehen  ist,  auf  alle  Fälle  losschlagen  mülke. 

/ahluiiif  von  Wrsicherun    spraniit  n  mikI  Steuern. 

Die  iVtimien  für  etwaige  \  <  rsii  herung  des  \  ieiies  und  des  ge- 
ernteten  Getreides  gegen  Feuersbruiisi  ^  der  auch  Hagel versiclu  ruugs- 
prämieu  wt-nlen  im  allLremeiiK-n  vom  Besii/er  und  TeiUKiuern  zu  gleichen 
Teilen  bezahlt.  D«>r  ikbii/tr,  dem  meist  die  Wahl  der  \'ersit  hmuig 
«/rjliL'i;t,  zahlt  die  gesamte  Prämieii.summe  unri  schreibt  die  Hälfte 
dem  leilbauern  zur  Last.  Häufig  willigt  tler  Teilbauer  im  X'ertrag 
ausdrücklich  darin  ein,  daß  im  Falle  eini  r  Zerstönmg  ilie  von  der 
Versicherungsgesellschaft  gezahlte  Entschädigungssumme  vom  Besitzer 
zur  Begleichung  etwaiger  von  ihm  (dem  Teilbauern)  eingegangener  Schul- 
den vollständig  zurückbdi  tltf'ti  werden  kann.  .Sache  des  Besitz«  rs  ist  im 
allgemeinen  die  Versicherung  der  Gebäude  gegen  Feuersgetahr,  deren 
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etwaige  ZerstArang  übrigens  keinerlei  Veranlassung  zur  Vertragsauf- 
lösung oder  Veränderung  der  Vertragsbestimmungen  gibt;  es  liegt 
in  solchen  Fällen  dem  B^ttzer  ob»  ohne  Verzug  die  notwendigen 
Bauarbeitern  in  Angriff  nehmen  zu  lassen,  damit  der  Teilbauer  wieder 
in  den  Besitz  hinreicfaender  Gebäude  gelangt  In  Allier  trägt  der 
Teilbauer  die  Kosten  der  Gebäudeversicherung  allein«  während  er  an 
den  Kosten  fftr  Versichening  von  Vieh,  Stroh  usw.  nur  zur  Hälfte 
partizipiert. 

Hinsichtlich  der  Zahlung  der  Steuern  gehen  die  Bestimmungen 
der  Teilbauverträge  in  den  einzelnen  Gegenden  w  eit  auseinander,  und 
prä/ist^.  allgemein  gCÜtige  Normen  fehlen  hier  fast  vollständig.  Dieser 
B»  sitzer  bürdet  seinem  Teilbauem  die  Zahlung  sämtlicher  Steuern  auf. 
jener  drei  Viertel,  dn  anderer  wieder  nur  die  Hälfte,  und  es  soll  auch 
heute  noch  gewissenlose  Besitzer  geben,  die  ihren  Teilbauern  eine 
höhere  Summe  auferlegen,  als  die  Wirtschaft  aufzubringen  hat.  Ganz 
allgemein  gesprochen,  darf  man  aber  d<K;h  wohl  annehmen,  daß  die 
Grundsteuer  meist  vom  Besitzer  allein  gezahlt,  und  nur  in  wonigen 
Departements,  wie  Hautes  -  Alpes.  Aude.  Charente,  Correze,  Creuse. 
Dordoirne,  tragen  Besitzer  und  l  eilbauer  sie  je  zur  Hälfte  oder  in 
einem  sonstigen  bestimmten  N^Thaltnis.  In  den  Departements  Mayenne. 
Nievrt'.  Vendee  und  Vienne  hat  sogar  der  Teilbauer  g^nz  allein  für 
die  Grundsteuer  aulzukommt-n. 

Die  l  ür-  und  Fenstersteuer  ist  allgemein  zu  Lasten  des  TeU- 
bauern. 

Im  Antrittsjahr  braucht  der  l  eilbauer  keine  Steuern  zu  zahlen, 
da  er  ja  mehrere  Monate  nach  dem  i.  Januar  aufzieht;  dafür  wird  er 
dann  aber  im  Abzugsjahr  zu  ihnen  herangezogen. 

Teilbauzins. 
(Prestatton  colonique,  impot  colonique»  loyer,  ran9on.) 

Unter  dem  Teilbaozins»  den  man  in  gewissen  Gegenden  auch 
als  ^bonne-main**  bezeichnet,  wird«  wie  wir  schon  in  dem  geschicht- 
lichen Abschnitt  sahen,  eine  bestimmte  Geldsumme  verstanden,  die 
der  Teilbauer  fast  aberall»  abgesehen  von  der  Teilung  der  Erzeug- 
nisse,  alljährlich  noch  besonders  an  den  Besitzer  zu  zahlen  hat,  und 
die  nur  in  einigen  Gegenden  Oberhaupt  nicht  oder  nur  in  ganz  ver- 
schwindendem Maße  erhoben  wird.  Die  Hohe  des  Teilbauzinses  schwankt 
nach  den  einzelnen  Gegenden  und  Wirtschaften  von  i — lo  Frcs.  für 
den  Hektar.  Lemoine  g^ibt  die  nachfolgenden  Ziffern  für  die  Hohe 
des  Teilbauzinses  in  Wirtschaften  des  Departements  Cher. 
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Danach  also  variiert  dor  I  oilbauziiis  sehr  stark  in  den  Hnzehien 
Betrieben;  auf  die  Gründe  für  diese  Erscheinung  werden  wir  weiter 
unten  eingehen. 

Dio  Parteien  kommen  dahin  überetn.  daß  der  Teilhauzins  ent- 
weder lur  jedes  Jahr  des  N^ertrag'es  oder  für  jede  Krnte  tfezahlt  wird. 
Im  ersten  Falle  ist  er  nach  Ablauf  eines  jeden  Jahres  fähig,  im 
letzten  erst  nach  der  Krnte.  so  daÜ  der  Zins  \on  einem  Teilbauern 
geschuldet  werden  kanr^.  d(T  die  Wirtschaft  bereits  \-('rlHSsen  hat.  So 
bezahlt  z.  P>.  in  dem  letzterwähnten  Ke^^^elungsfall  der  leilbauer.  der 
nach  Bestellung  der  Wintersaat  im  November  1904  abzieht,  df-n  Teil- 
bauzins erst,  wenn  er  IQ05  zur  Abnahme  der  Ernte  zurückkelirt. 

Welches  ist  nun  der  eijs^entlirbe  Charakter  des  TeilbauzinseSt  und 
wodurch  ist  seine  P.rht-bung  g-crechtfertijjft? 

Nach  einigen  Autoren  stellt  der  Jeilbauzins  die  Kompensation 
für  alle  die  Vorteile  dar,  die  ilcr  Teilbauer  allein  und  ohne  Teilung 
aus  der  Wirtschaft  zieht,  so  für  die  alleinige  Benut/untr  der  Wohn- 
gebäude und  des  ^Temüsegartens,  für  die  freie  Verwendung  von  Milch 
und  Kartoffeln  zur  Ernähnrnpf  seiner  Familie,  von  llolz  als  Brenn- 
material und  dgl.  Der  erstgenannte  Punkt  ist  der  wichtigste,  und 
vielfach  betrachtet  man  auch  den  Teilbauzins  direkt  als  die  Miete  für 
die  vom  leilbauern  benutzte  Wohnung.  Zweifellos  sprechen  diese 
Erwäpfunpfen  bei  d<  r  Erhebung  des  Teilbauzinses  mit,  reichen  aber 
zur  vollen  Frklärunj^j  seines  eigentlichen  Wesens  nicht  aus.  Zunft(  hst 
lieg-t  die  Beiuitzunij:  der  Wohngebäude  seitens  des  Teilbauern  in 
erster  Linie  im  Intfrosse  der  Wirtschaft,  und  <l<'r  Teilbauer  ist  ja 
übrigens  in  dieser  Hinsicht  auch  gar  nicht  frei,  d  i  ihm  Artikel  4  des 
Gesetzes  von  1889  die  Verptlirhtiuig  auferlegt,  die  WoiniLr«  b;uide  der 
Wirtsrhaft  zu  benutzen.  Wie  tler  selbst  wirtschaftende  Fiyentünier 
auf  eine  zweckentsprechende,  dem  Interesse  des  Betriebes  am  meisten 
förderliche  l^nterbrinyuntj  sein«'r  Arbeiter  bedacht  ist.  so  läßt  sich 
dies  auch  von  der  Anweisunv^  der  Wohnung  an  den  leilbauer  satfen. 
W>nn  der  Teilbauzins  einfach  überall  nur  die  Miete  der  Wohnung 
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repräsentierte,  wäre  der  häufig  vorkommende  Fall  schlechterdings 
nicht  zu  verstehen,  daß  ein  Teilbauer  in  nicht  besonders  guter  Woh- 
nung einen  höheren  Teilbauzins  zahlte  als  sein  besser  und  bequemer 
wohnender  Nachbar.  Augenscheinlich  tritt  noch  ein  anderes  Moment 
bei  der  Festsetzung  des  Teilbauzinses  hinzu,  und  dieses  Moment  hat 
Meplain  in  einem  I5ericht  an  die  Landwirtschaftsgesellschaft  des 
Departements  AUter  klar  und  deutlich  auseinandergesetzt.  Es  besteht 
in  nichts  anderem  als  in  dem  nach  den  einzelnen  Wirtschaften  ver- 
schieden hohen  Maß  von  Arbeitsaufwendungen,  das  zur  Erzeugung" 
der  gleichen  Werte  erforderlich  ist.  Dies  ist  in  der  Praxis  der  ^^aß- 
stab  für  die  Normierung  des  Teilbauzinses.  Es  bestehen  eben  tief- 
greifende Unterschiede  zwisclien  den  einzelnen  Wirtschaften,  und  zwar 
häufig  sogar  dann,  wenn  si«  in  derselben  Gemeinde  gelegen  sind. 
Lage,  Bodenfruchtbarkeit,  Bearbeitungsmöglichkeit  des  Bodens,  gegen- 
seitiges Verhältnis  der  verschiedenen  Kulturarten  zueinander,  groliere, 
vom  Besitzer  ausgeführte  Meliorationen  und  ähnliche  Umstände  ki'tnnen 
sich  vereinigen,  um  in  einer  Wirtschaft  einen  Ertrag  zu  erm<'iglichen, 
der  in  einer  anderen  nur  mit  erheblich  größeren  Arbeitsaufwendungen 
zu  erzielen  ist.  Hier  greift  die  Erhebung  des  Teilbauzinses  in  seiner 
verschiediMien  Höhe  ein,  mn  dir  tier  Naturalteilung  zur  Hälfte  an- 
haftende Unzulänglichkeit  zu  beseitigen  und  die  Äquivalenz  in  Ar- 
beitsaufwendung und  Einkommen  des  Teilbauern  wieder  herzustellen. 
In  die.sem  Sinne  kann  man  den  Teilbauzins  als  einen  unerläßlichen 
Teil  des  ganzen  einheitlichon  Svstoms  ansprechen,  der  im  einzelnen 
allerdings  zu  verschiedener  Ausbildung  und  Anwendung  gelangt  ist. 
In  einigen  wenigen  Gegenden  hat  man  ja  auch  schon,  wie  oben  «  r- 
wähnt,  in  der  verschiedenartigen  Teilung  des  Getreideertrages  ein 
Mittel  zur  Hersu  lluny  fif  r  naturgemäl^«m  Proportion  zwischen  Arbeit 
und  Ertrag  gefunden,  eine  Maßnahme,  die  jedoch  mehr  oder  weniger 
von  lokalem  Charakter  gehliohen  ist.  während  der  Teilbauzins  fast 
allgemeine  VerbreitiinLi  '^rfuniit'n  h.it. 

Zur  RechtfertiL;utm  dt  r  Erhebung  di  s  Tcilbauiiinses  lass»»n  s?rh 
aiu'h  noch  andere  (iründr  anfiiliren.  Sri  ist  es  meist  der  !>f.>it/er, 
dt  r  d.is  v^an/p  h-lientle  und  den  w  crivullsten  Teil  des  t<  'tt'ii  Inventars 
beschafft  und  .dloin  die  ( Trundstcurr  Iräcft.  Er  muß  ührv  den  Hnupt- 
leil  des  umlaulenden  I  n  triehskaj litals  v<  rta<4'  ii  und  \  i  rsi(  ht  .seinem 
Teilbauern  {i<'if<'nüber  gcw  isscniialVn  die  (  reschälte  des  Baukiers,  in- 
dem or  ihiu  su  IS  hilligen  und  bequemen  Kredit  gewährt,  ja,  iu  vielen 
Fallen  \'>  ts«  hiissf  macht,  ^^hne  irgend  wt-lche  Zinsen  zu  verhiuvt  ii- 

Aus  di'XMi  (iruntlen  ersclieint  es  nicht  berechtigt,  die  Krliebiiiig 
eines  besonderen  Teilbauzinses  als  einen  Akt  der  Willkür  hinzustellen, 


L.iyui<.LU  Oy  VjOOQle 


—    153  — 


I 


der  jeder  legalen  Basis  ermangle.  Gewiß  sind  Mifibräuche  auf  selten 
der  Besitzer  bei  der  Festsetzung  des  Teilbauzinses  vorgekommen  und 
kommen  wohl  auch  heute  noch  vereinzelt  vor.  Aber  darauf  läßt  sich 
keine  absolute  Verdammung  der  ganzen  Einrichtung  begründen,  und 
es  bietet  adi  tatsächlich  in  der  Gegenwart  nicht  selten  das  Schau* 
spiel,  daß  der  Teilbauer  sogar  geneigt  istt  in  guten  Gegenden  einen 
höheren  Tdlbauzins  als  den  vom  Besitzer  geforderten  zu  zahlen.  Die 
Wahrheit  und  Gerechtigkeit  best^en  daher  hier  wie  in  allen  Dingen 
nicht  in  der  radikalen  Unterdrückung  des  zu  Recht  Bestehenden,, 
sondern  in  einer  weisen  Mäßigung  des  Besitzers,  die  in  billiger  und 
gerechter  Berücksichtigung  aller  in  Betracht  kommenden  Faktoren 
ihren  Ausdruck  findet. 

Im  allgemeinen  ist  heute  der  Teilbauzins  vermindert  worden^ 
und  besonders  in  den  Departements  Cbarente  und  D-  rdogne  haben 
sojrar  manche  liesitzer  sich  verstehen  müssen,  ihn  ganz  aufzu- 
heben,  wenn  sie  Teilbauern  behalten  wollten. 

B  u  c  h  f  ü  h  r  u  n  g. 

Die  Handhabung  der  Buchführung  beim  Teilbausystem  liegt 
dem  Besitzer  als  dem  obersten  Wirtschaftsiciu  r  ob.  während  der  Teil- 
bauer sich  meist  ganz  mit  seinem  Gedächtnis  begnügt  und  nur  sdten 
für  sich  ein  kurzes  Tagebuch  führt,  in  das  er  vornehmlich  An-  und 
\'erkäufe  von  Vieh  usw.  einträgt;  wie  schon  erwähnt,  vermag  der 
leilbauer  sogar  zuweilen  weder  zu  lesen,  noch  zu  schreiben. 

Im  allgemeinen  bildet  die  Buchführung  einen  sehr  wunden 
Punkt  in  der  Teilbanbewirtschaftung,  sie  nimmt  hier  bei  weitem  nicht 
die  .Stellung  ein,  die  ihr  ein  jeder  geordnete  landwirtschaftliche  Be« 
trieb  unter  den  heutigen  so  vielseitig  gestalteten  Wirtschaftsbeding- 
ungen zuerkermen  muß.  Wohl  nur  in  den  Departements  in  Mittel- 
frankreich gewinnt  die  Buchführung  den  Charakter  einer  regelmäßig 
durchgeführten  Betriebsmaßnalime,  aber  d<»ch  auch  hier  im  .illge- 
meinen  tu^ch  erst  sporadisch,  und  manche  'IVi1hauwirtschati<  ii  d^s 
Zentrums  .sind  von  einer  regelmäßigen  Riu  hiühruni;  nn(  h  n  *  ht  weit 
entfernt.  Tn  den  Teilbaubetrieben  in  ander«  ii  DejjartemeiiLs,  besonders 
im  Midi,  besteht  schließlich  die  ganze  Buclituhrung  in  der  Regel  in 
meist  recht  lUirttigeii  nnti/bucliartigen  Auf/eii  hnuiigen,  ja,  selbst  zu 
diesen  kümmerlichen  P>iKhuinj''n  \'erinag  man  sich  \  iftdch  nicht  auf- 
zuschwingen, und  liier  tuni^ierL  dann  ausschließlii  h  das  Gf^da«  litnis 
als  registrierender  \erl)indeii(ler  Faktor  für  die  allem icluigslen  W'irt- 
schaftsereignisse.  Alier  seilest  dort,  wo,  wie  in  Mittelf  rankreich,  die 
Buchführung  ihre  relativ  beste  Ausbildung  erlangt  hat,  ist  ihr  ab- 
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soluter  Wert  für  die  Erfassung  des  finanziellen  Fazits  der  ganzen 
Wirtschaft  vielfach  recht  gering,  ja  sehr  problematisch,  da  ihre  Form 
sidi  ganz  auf  die  Pk'äzisierung  des  gegenseitigen  finanziellen  Ver- 
hältnisses  von  Besitzer  und  Teilbauern  als  alleinige  Grundlage  stützt 
"und  die  maßgebenden  Gesichtspunkte  der  eigenen  Wirtschaft  ver- 
nachlässigt. Ganz  abgesehen  davon,  daß  eine  Trennung  der  ^nzelnen 
Betriebszweige  gar  nicht  durchgeftlhrt  ist  und  damit  kdne  Möglich- 
keit vorliegt,  deren  Rentabilität  im  einzelnen  festzustellen,  finden  auch 
manche  wichtigen  Verhältnisse  in  der  Buchführung  der  Teilbauvvin* 
Schäften  kanerlei  Berücksichtigung,  so  daß  das  finanzielle  Gesamt- 
ergebnis der  Wirtschaft  bei  dieser  primitiven  Art  der  BuchfOhning 
nicht  mit  Sicherheit  ermittelt  werden  kann.  So  erfolgt  zunächst 
keinerlei  Aufzeichnung  der  Kosten  der  menschlichen  Arbeitskräfte; 
sie  werden  ja,  wie  wir  sahen,  in  der  Regel  ganz  ausschließlich  vom 
Teilbauem  gestellt,  und  ihre  Kosten  interessieren  daher  den  Besitzer 
gar  nicht,  weshalb  er  sie  aus  seinen  Aufzeichnungen  wegläßt  Damit 
aber  wird  auch  die  Möglichkeit  ausgeschaltet,  die  gesamten  Wirt- 
schaftskosten, in  welche  die  menschlichen  Arbeitskräfte  als  ein  sehr 
wichtiger  Posten  eintreten,  zu  berechnen.  Dann  enthält  die  Buch- 
führung keine  Spur  einer  Aufzeichnung  der  in  der  Wirtschaft  ge- 
ernteten  Naturalien,  die  nicht  der  gemeinsamen  Teilung  unterliegen. 
Aus  diesen  Gründen  wird  die  methodische  Gruppierung  der  Gesamt^ 
bewegungen  der  in  der  Wirtschaft  engagierten  Werte  und  damit  die 
einwandfreie  Darstellung  des  Wirtschaf tserträgnJsses  in  seiner  Gesamt* 
hcit  einfach  zur  Unmöglichkeit,  und  um  nichts  anderes  handelt  es 
sich  bei  dieser  Buchführung  in  den  Teilbauwirtschaften,  als  um  bloße 
Aufzeichnungen  der  gemeinsamen  Ausgaben  und  Einnahmen,  also 
um  bloße  Abrechnungen  zwischen  Besitzer  und  Teilbauern,  die  wohl 
mit  einigen  ilinzufügungen  gestatten,  das  Einkommen  der  beiden 
Kontrahenten  zu  berechnen,  nicht  aber  den  Ertrag  der  Wirtschaft 
Diese  g^oße  betriebswirtschaftiiche  Unvollständigkeit  der  Buchführung 
kommt  auch  in  dem  Fehlen  einer  geregelten  jährlichen  Aufnahme 
des  Inventars  zum  Ausdruck,  wenn  auch  in  einigen  gutgeleiteten 
Tetlbaubetrieben  Anfang  Oktober  jeden  Jahres  eine  solche  Aufnahme 
für  das  Vieh  vorgenommen  wird. 

Entsprechend  den  kurz  geschilderten  Verhältnissen  begnügt  man 
sich  für  jede  Teilbauwirtschaft  mit  einem  einfachen  Kassenbuch» 
während  andere  Bücher  (Tagebuch,  Lohnregister,  Saat-  und  Emte- 
register  usw.)  gar  nicht  in  Betracht  kommen. 

Um  einen  Einblick  in  die  Art  der  Aufzeichnung  zu  ermöglichen, 
geben  wir  auf  S.  154  u.  155  ein  typisdies  Beispiel  für  die  Führung 
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«Ines  solchen  Teilbaukaasenbucha.  ^)  Wie  ersichtlich  ist  die  Seite  der 
Ausgaben  in  drei  Kolonnen  eingeteilt  Die  ente  dient  zur  Eintragung 
der  persönlichen  Ausgaben  des  Besttsers»  die  zweite  zur  Buchung  der 
für  Besitzer  und  Teilbauer  gemeinsamen  Ausgaben,  deren  Betrag 
beim  Rechnungsabschluß  zur  Hälfte  geteilt  wird;  ao  di  r  dritten  Ko- 
lontie schlielilicfa  sind  die  persönlichen  Ausgaben  oder  Schulden  des 
Teilbauem  eingetragen,  die  spAter  von  seinem  Ertragsanteil  in  Abzug 
gebracht  werden. 

Auf  der  Seite  dw  Eintialimt  ti  finden  sich  nur  zwei  Kolonnen, 
eine  für  die  gemeinsamen  Einnahmen  und  eine  für  die  persönlichen 
des  Besitzers. 

An  der  Hand  dieser  Aufzeichnung  kann  leicht  zu  jt-dor  Zfit 
€»n  Einblick  in  das  gegenseitige  finanzielle  Verhältnis  von  Besitzer 
und  Teilbauem  gewonnen  werden. 

Zuweilen  wird  die  Buchführung  noch  vereinfacht,  indem  man 
direkt  dem  Teilbauem  die  auf  ihn  entfallende  Hälfte  der  gemein- 
samen Ausgaben  zur  Last,  und  die  ihm  zukommende  Hälfte  der 
aus  Verkäufen  usw.  stammenden  Einnahmen  zugute  schreibt. 

Alles  in  allem  ist  das  Bild,  das  die  Buchführung  in  den  Teil- 
bauwirtschaften darbietet,  wenig  erfreulich,  und  es  tut  sehr  not.  hier 
den  Hebel  zu  einer  Besseninp-  energisch  anzusetzen.  Sehr  wünschen*»- 
wert  ist  neben  der  eingehenderen  Beschäftigung  des  Besitzers  mit  der 
Buchfühmng  auch  die  allgemeinere  Beteiligung  des  Teilbauern  an 
dieser  in  Form  der  Führung  vollständiger  Tagebücher  usw.;  sicher- 
lich werden  die  Fortschritte  der  modernen  Zeit  auf  dem  Gebiete  des 
Yolksschulwesens  einer  solchen  mehr  und  mehr  die  Wege  ebnen. 


0 


V.  Abschnitt 


Der  Teiibau  in  einzelnen  Departements. 

Die  Ausführungen  dieses  Abschnittes  sollen,  indem  sie  die  tat- 
sächlichen Verhältnisse  des  Teilbaues  in  einigen  der  vor  allem  in  Be- 
tracht kommenden  Departements  näher  schildern,  zur  Vervotlständi* 

I)  Bottlttou  et  Tarlia,  S.  $44  ff.  Siehe  auch  J«  Convert,  Comptabiliti  ngricole, 
Fkds  1904,  S.  330  ff. 
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gung  des  im  vorigen  Abschnitt  entworfenen  allgemeinen  Bildes  von 
uns^em  System  beitragen.  Es  wird  in  diesem  Abschnitt  kdneswegs 
eine  exakte  kritische  Würdigung  des  ganzen  Systems  versucht, 
wie  es  in  den  geschilderten  Gebieten  zur  Durchführung  gelangt, 
wenn  auch  gelegentliche  kritische  Streiflichter  naturgemäß  nicht  zu 
vermeiden  sind.  Es  wird  Aufgabe  des  letzten  Abschnittes  unserer 
Arbeit  sein,  diese  ganze  Seite  der  l^rage  im  Zusammenhang  ein- 
gehender zu  behandeln  Die  folgende  Darstellung  des  1  eilhaiies 
einzelner  I)ep>artements  wird  ai)er  dieser  kritis«  hen  Würdigung  wich- 
tige Aufschlüge  an  die  iiand  geben  und  bildet  so  gew  issermal^n 
eine  teilweise  Kinleitung  zu  dieser.  Wenn  auch  die  Behandlung' 
mancher  wichtigen  betriebswirtschattlichen  Fragen  etwas  summarisch 
gegeben  werden  muß.  so  dürften  doch  die  nachstellenden  Ausfüliruiiv:en 
zur  Vertiefung  des  Verständnisses  für  wichtige  Seiten  des  leilbau- 
Systems  beizutragen  geeignet  sein. 

Wir  greifen  von  den  für  uns  wichtigeren  Departements  drei 
heraus,  Landes  als  Muster  ffir  die  Südwestregion  und  Allier  und 
.Haute- Vienne  als  Muster  für  Alittelfrankreich. 

Der  Teilbau  im  Departement  Landes.') 

In  der  grolien  Region  des  Midi,  von  den  Alpen  im  Osten  bis 
7uni  D/rati  im  Westen,  von  der  Mittelmeerküste  und  den  Pyrenäen 
im  Süden  bis  zur  Kette  der  (Vvennen  im  Xi)rdcn,  findet  der  Teflhau 
wie  in  andern  Gebieten  1- rankn  it  hs  auf  die  abweichendsten  Wirt- 
schaftssvsteme  Anwendung,  In  den  (^lebirgen.  den  Alpen.  Cevennen, 
Pyrenäen,  herrscht  ein  %'ielfach  primitiver  W«'idebetrieb  mit  ausge- 
dehnten unfruchtbaren  Flächen,  während  in  den  Ebenen  und  Tälern 
eine  reichere  und  abwechslungsNolle  Landwirtschaft  sich  auftut.  Auf 
den  Hügeln,  und  besondere  gejjen  die  Meeresküste  hin.  blüht  die 
Kultur  der  Rebe  und  des  Ölbaumes,  und  gegen  Nizza  und  ( Trasse 
ebenso  wie  in  der  Umire})ung  von  Marseille  erreicht  der  Betrieb  von 
Spe/ialknltnren  seine  h<uh.ste  \'(tllendung. 

1  )as  im  naclistelu  nden  naher  besprochene  Departement  Landes 
kann  als  klassisches  (lebiet  des  Teilbaues  im  Südwesten,  dem  eine 
gewisse  av^rikole  Homogenität  eigen  ist,  angesehen  werden, 

I  lin.sichtlich  des  Wertes  des  Grund  und  Hodens  steht  das  De- 
partement Landes  vor  den  meisten  französischen  Departements  er- 
heblich zurück.    Wenn  es  aber  auch  im  allgemeinen  als  ein  armes 


Ii  Vj;i.  Duffourc- Bazui ,  .Monographie  agriculc  du  Departement  des  lindes  im 
Builcun  du  Minibi^e  de  l'Agriculture".    Paris  iS')<). 
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Gebiet  bezeichnet  werden  muß,  so  entbehrt  es  doch  nicht  frucht- 
barer Bodenstriche.  Landwirtschaftlich  zerfällt  es  in  zwei  deutlich 
voneinander  abgegrenzte  Regionen,  deren  jede  ihr  besonderes  Wirt- 
schaftssystem aufweist,  i.  Die  südlich  vom  Adour  gelegene  und  von 
diesem  Fluß  durch  die  JAmv  Aire-Bavonne  umgrenzte  sehr  frucht- 
bare Chalosse,  die  den  reichen  Teil  des  Departements  bildet,  und  das 
westhch  sich  anschließende  Gebiet  vnn  Orthe  und  2.  die  l^nde  im 
Norden  des  Adour-Musses,  der  arme  Teil  des  Departements,  der  die 
, .Grandes  Landes"  im  Nordwesten,  die  „Petites  lamdes'"  im  Osten  und 
den  „Marensin"  (stark  bewaldetes  Gebiet)  ini  SütUvesten  umfaßt. 

Die  beiden  (xebiete  vereinigen  auf  einem  verhältnismäßig  en^ 
begrenzten  Raum  tiefgehende  Unterschieclt\  Dem  das  Departement 
auf  einer  der  beiden  Eisenbahnlinien  Bord eaux-Bayonne  oder  Morceux- 
Mont-de-Marsan  durcheilenden  Reisenden  bietet  sich  eine  recht  trost- 
lose (iegend  mit  weiten  monotonen  I'lächen  und  den  dunklen  See- 
kiefernwalduntren  dar.  wahrend  in  einer  Entfernung  von  nur 
wenigen  Kilometern  eine  lachende  Landschaft  lieg-t.  tiefe  Taler  mit 
reichen  Weiden,  fruchtbare  Hügel,  wo  die  edle  Rebe  mit  prachtigen 
Eichenbeständen  und  die  anspruchsvollsten  und  mannigfachsteri  Kultur- 
gewächse  miteinander  abwechseln.  Das  ist  die  weizen-  und  wein- 
pr<Klu/.icrende  Chalosse,  die  seit  langen  Jahren  auch  die  Kultur  des 
Tabaks  pfleg'-t. 

In  der  ärmeren,  fast  uusschlielolich  aus  ebenem,  sandigem,  mehr 
oder  weniger  dun  hhissigem  Terrain  bestehenden  Lande  bilden  Roggen 
Mais.  Hirse.  Inkarnatklee  usw.  die  einzigen  jährlich  angebauten 
Gewächse.  Das  neben  den  großen  Waldungen  noch  in  weiter  Aus- 
dehnung vorhandene  l'nland  ninnnt  alljährlich  infolge  der  von  Ge- 
nieinden und  Lrixaten  in  steigendem  MatW  vorgenonmienen  Kiefer- 
aufforstungen ab.  In  diesen  von  (U  r  Natur  weniger  begünstigten  (ie- 
bieten  herrscht  ein  viel  extensi\eres  Wirtschaftssystem,  daö  mit  den 
ausgedehnten  gering^en  lluiungen  eiriem  sehr  extensiven  Viehzucht- 
betrieb  Raum  gewährt. 

Es  fehlt  indes  auch  in  der  Chalosse  und  im  Arnuignac  nicht  an 
den  „Landes",  ja.  jede  Teilbau wirt.s(  haft  besitzt  hier  eine  wechselnde 
Fläche  von  bewaldeten  Landes.  Im  allgemeinen  macht  die  unfrucht- 
bare Fläche  '/a  der  Gesamtfläche  aus,  überschreitet  aber  nicht  selten 
noch  diesen  Umfang.  Man  darf  aber  nicht  etwa  die  „Landes"  als  ein 
völlig  wertloses  Stück  des  Betriebes  ansehen,  im  Gegenteil,  sie  gilt 
bei  den  Landwirten  als  ein  unentbehrlicher  Bestandteil  der  Wirt- 
schaft, und  ein  Teilbaubetrieb  ohne  „Landes"  würde  keinen  Teilbauer 
finden.   Der  Wert  der  unbebauten  Fläche  besteht  darin,  daß  sie  eine 
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ständige  Weide»  Kin&treu  und  Brennholz  für  die  1  eilbau  Wirtschaft 
liefert. 

Das  Klima  des  DepartemoiUs  ist  sehr  xeraiiderlich  und  unsii  lu-r. 
\v(xlurcli  (.lie  üetreideertra^e  stark  schwankend  werden.  Insbesondere 
treten  nicht  selten  schroff«'  l  empcraiurwechsel  und  regenreiche  l'rüh- 
jahre  als  sehr  nachtcilij^'^e  l  aktoren  auf. 

Wie  aus  den  statistischen  Mitteilungen  iiervorj^eht.  bildet  in  dem 
Departement  Landes  der  Teilbau  den  weitaus  vorherrschenden  Be- 
wirtschaftuuiisniodus.  Die  Eigenverwaltung-  beschränkt  sich  sozusagen 
ganz-  auf  die  kleineren  und  mittleren  IWsil/.gn «l'x'n,  \vn  der  Eigen- 
tümer fast  ausschiieijHch  mit  seiner  i  amilie  wirtschaftet.  Allerdings 
findet  sie  im  Armagnac  auch  ziemlich  oft  in  den  Weinbergen,  die  in 
ilirer  Größe  von  40—150  ha  schwanken,  Anwenduiig,  während  da- 
gegen auch  hier,  wie  überall  im  liepartement,  die  enyere  landwirt- 
schaftliche Ackerkullur  fa.st  ausschlielMich  d»*m  Teilbausystem  zuge- 
wiesen ist.  Die  Pacht  kommt  nur  in  der  C  lialnsse  vor,  aber  nur  in 
geringer  Ausdehnung  dort,  w«»  der  Unilaug  des  Betriebes  dem  Pächter 
die  Bewirtschiduiiig  mit  seinen  eigenen  Arbeitskräften  ennoglicht 
Die  Wtnnberge  werden  selten  in  den  Pachtvertrag  eingeschlossen. 
Die  starken  Betrie])sgrößen.  wie  sie  den  1  eilbau  im  Bourbonnais  in 
Mittelfrankreich  charakterisieren .  werden  in  den  Landes  ni<;hl  an- 
getroffen, das  Departement  bildet  vielmehr  das  Land  des  Kleinteil- 
baues in  getreuer  Widerspiegelung  seiner  Besitzverteilung  von  Grund 
und  Boden.  In  der  reicheren  Chalosse  gilt  der  Inhaber  von  5  — 10 
Teilbau  wirtschaften  mit  einem  Gesamtumfang  von  75 — 150  ha  ein- 
schließlich der  „Landes"  als  Großbesitzer,  als  mittlerer  Besitzer  der 
Inhaber  von  2 — 4  Teilbau  wirtschaften  von  insgesamt  20—00  ha.  Der 
Kleinbesitz  schließlich  bewegt  sich  zwischen  Besitzgroßen  von  5 — 15  tu. 
In  den  beiden  tfLandes**  mit  ihrem  extensiven  Wirtschaftscharakter 
umfaßt  der  kleine  Besitz  ungefAhr  100  ha  Ackerland»  Wiesen  und 
Waldung,  der  mittlere  100 — 300  ha.  und  darüber  hinaus  fängt  der 
<7roßbe5itz  an.  Im  Armagnac  sind  die  Grenzen  viel  enger  gefafit: 
Kleinbe%itz  10  bis  30  ha,  Mittelbesitz  50 — 75  ba  und  Großbesitz  vor 
100 — 300  ha. 

Die  Zerlegung  des  landwirtschaftlichen  Besitzes  in  Teilbauwirt' 
Schäften  verleiht  der  Mehrzahl  der  Güter  den  Charakter  des  Klesn« 
bezw.  Mittelbetriebes,  mit  Ausnahme  des  Armagnac,  wo  in  den  Wein- 
bergen  die  Eigenbewirtschaftung  sAch  teilwdse  in  der  Form  des  GroB* 
betriebes  vollzieht.  Größere  Eigentümer  reservieren  sich  zuweilen  dnen 
kleinen  Teil  ihres  Besitzes  für  die  Eigenverwaltung,  wahrend  der 
^jrößere  Tdl  dem  metayage  unterliegt 
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Ohne  Zweifel  bringt  die  Aiiftpilurvjf  des  Grund  und  Bodons  in 
eine  ifr^'iBore  Zahl  von  klt  in<'ii  Teilbauuirtschaften  gewisse  Srhwione- 
keiten  hinsichtlich  der  Kinrichtunir  und  Unterhaltung  der  debaude 
mit  sich.  Al)er  bei  Herücksichti^unt,r  aller  Umstände  sind  doch  die 
mit  «liesem  Kleinbetrieb  er/ielten  Resultate  als  verhältnismäßii?"  piJnstig 
2U  bezeichnen.  Ks  erscheint  müßig,  den  möglichen  Wert  vjrnrterer  l'eil- 
bauwirtschaften  /u  erörtern,  da  es  zu  ihrem  Betrieb  im  Def)artement 
an  den  erforderlichen  Ar})eitskräflen  fehlen  würde.  Die  bei  einer 
solchen  Organisation  sich  fiir  den  Teilbauer  ergebende  Xotuendig- 
keit,  7,u  fremden  Arbeitern  /u  greifen,  würde  ihn  bald  in  eine  recht 
prekäre  l^tge  bringen.  Alles  in  allem  kann  man  sagen,  dati  in  den 
Landes  für  grulie  Teilbauwirtsrhaften  kein  Platz  ist. 

In  der  Hauptsache  kumnien  mündliche  Wrträge  vor,  daneben 
n<'ch  einige  geschriel)cne.  aber  nicht  notariell  beglaubigte.  Sie  ent- 
halten besonders  eine  Inventur  des  dem  Teilbauern  als  cheptel  üher- 
gebenen  Materials  und  der  Tiere.  Die  V'ertrage  enthalten  fertier 
auch  i^f  iiaue  Einzelheiten  über  die  vom  Teilbauern  geschuldeten,  in 
Naturalien  oder  ( leld  zu  entrichtenden  „redex  ances".  Der  als  ..airial" 
bt^zeichnete  Teilbauzins  fehlt  auch  in  den  l.andei,  nicht,  halt  sit  Ii  aber 
in  bescheidenen  (xrenzen.  Die  Vertragsdauer  ist  einjährig:  Anfang 
und  Ende  fallen  im  allgemeinen  auf  den  i  i.  Novenjber  mit  der  aus- 
drücklichen Bedingung,  dal'i  im  halle  der  VertragsliVsung  eine  drei- 
monatlit  hc  Kündigung  eingehalten  wird.  Der  Teilbauer  ist  verpdichiet. 
sich  hin.sichtlich  des  Anbaues  der  Früchte  an  die  „usages  locaux"  zu 
halten,  die  im  Vertrag  spezifiziert  sind. 

lu  der  Chalosse  wohnt  der  Teilbauer  im  allgemeinen  gut,  wäh- 
rend die  Stalleinrichtungen  zu  wünschen  übrig  lassen.  Im  Marensin. 
den  T-andes  und  einem  Teil  des  Armagnac  sind  die  menschlichen 
Wohnungen  primitiv,  und  es  erscheint  hier  eine  gründliche  Verbesse- 
rung sehr  angezeigt.  Die  Stallungen  entsprechen  ebenfalls  keines- 
ue^>  den  wirtschaftlichen  und  hygienischen  Anford«'ungen. 

Über  die  Beschaffung  des  lebenden  Inventars  in  den  Teilbau- 
wirtschaften der  Landes  gelten  die  folgenden  Ortsbräuche»  die  aber 
übrigens  bei  weitem  nicht  uberall  gleich  sind.  Das  lebende  Inventar 
-wird  im  allgemeinen  vom  Besitzer  gestellt  und  dem  Teilbauern  beim 
Eintritt  nach  einer  durch  einen  Sachverständigen  aufgenommenen 
Inventur  übergeben.  Während  der  Dauer  des  Vertrages  wird  der 
Ertrag  zur  Hälfte  geteilt.  Bei  Ablauf  des  Vertrages  findet  eine  neue 
Abschätzung  statt,  Gewinn  oder  Verlust  werden  zur  Hälfte  geteilt. 
In  einigen  reichen  Kantonen  der  Chalosse  gehört  das  Vieh  oft  ganz 
dem  Teilbauern,  der  damit  nach  seinem  Ermessen  verfährt  und  dafür 

AbhaiHDnnfen  <!•  «tastnir.  Smniimra  z.  Jonn.  IM.  II.  iloft  4.  11 
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jährlich  eine  feste  Geldsumme  an  den  Besitzer  abzuführen  hat.  die 
etwa  5  ^  0  Wf  rtPS  des  \'iehbestandes  repräsentiert.  In  derselben 
Region  liefert  <l<r  Besitzer  /uwcilcn  ein  Viertel  des  Kapitals  und 
*Thält  dafür  ein  Viertel  des  Ertrages.  Anderwärts  liefert  ein  beson- 
derer Cheptelverleiher,  der  sogen.  i/  uHan",  das  lebende  Inventar 
und  teilt  mit  dem  kleinen  Besitzer  rxier  1  eilbauern  den  Gewinn,  weiß 
sich  aber  nicht  selten  um  die  1  ragung  eines  Wrlustes  herumzudrücken. 

Kndlirh  behalten  sich  Hnige  Besitzer  vor,  nur  das  Nutzvieh  zu 
liefern  und  überlass«  n  dem  i  eilbauern  die  Sorge  für  dit-  Px  srhaffung 
der  Arbcitstirre.  Alle  diese  let/tr-rwähnten  Arten  der  CheptelbiMung 
verdienen  keinerlei  Kmjjfehlung;  zu  einer  erfolgreichen  Teilbaubewirt- 
schaftung gehArt  als  wesentliche  Bedingung.  daB  der  cheptel  sich 
zum  überwiegenden  Icil  im  Besitz  des  Wirtschaftseigentüniers  be- 
findet. 

Das  tote  Inventar  in  den  kleinen  Teilbaubetrieben  läßt  viel  zu 
wünschen  übrig.  Der  ieilbauer  muß  fast  immer  auf  seine  Kosten 
das  tote  liu  entar  stellen,  das  in  den  Landes  unter  dem  Namen  ..tineou'* 
oder  „linel  -  bekannt  ist.  Dieses  „tinel"  ist  auf  das  allernotwendigste 
Maß  beschrankt.  Einige  Pflüge,  Eggen.  Hacken,  eine  Walze,  eine 
Strohhackselmaschine  sowie  die  erforderlichen  Handvierate  uiui  An- 
scliirrungsgeräte.  sclilieiilich  zwei  oder  drei  kurze  Karren,  das  ist 
so  ungefähr  das  gewöhnliche  Inventar  in  den  Teilljau Wirtschaft en 
der  Chalüsse.  Im  Armagnac  und  Haut-Adour  sind  die  etwas  g^r^li'-ren 
Teilbaubetriebe  (20 — 30  ha)  mit  einem  ahnlichen  entsprechenden  In- 
ventar ausgestattet.  Die  größeren  Teile  des  toten  Inventars  werden 
hier  vom  Besitzer  gestellt  und  von  ihm  und  dem  Teilbauern  auf  ge- 
meinsame K'>sten  unterhalten.  Die  kleineren  (leräte  hat  ausschließ- 
lich der  Teilbauer  zu  beschaffen.  Aber  es  gibt  auch  hier  in  einzelnen 
Gegenden  Teilbauern,  die  Besitzer  des  gesamten  loten  Inventars  sind. 
Die  Teilbau  wirtschaften  in  den  großen  und  kleinen  Landes  besitzen 
ebenfalls  ein  recht  dürftiges  totes  Inventar.  Der  Wert  des  toten 
Inventars  einer  einzelnen  Teilbauwirtschaft  bewegt  sich  etwa  zwischen 
1000  und  1500  Frcs.  Während  es  in  den  Teilbauwirtschaften  an  ver- 
besserten Bodenbearbeitungsgeräten  sozusagen  ganz  fehlt,  kommen 
solche  in  einzelnen  größeren,  in  Eigenverwaltung  stehenden  Betrieben 
wohl  vor,  so  Grasmähmaschinen,  Heuwender,  Pferdehacken;  Getrdde- 
mähmasdiinen  sind  wenig  verbreitet 

An  Inventar  für  die  Weinbereitung  besitzt  im  Armagnac  und 
in  der  Chalosse  jede  Teilbauwirtschaft  im  allgemeinen  eine  Kelter, 
eine  Kufe,  ein  Faß  zur  Aufnahme  der  Trauben  im  Weinberg,  Ge- 
fäße, die  dem  Besitzer  gehören,  zum  Fortschaffen  der  Weintrauben, 
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und  eine  gewisse  Zahl  von  eichenen  Fässern,  die  Eigentum  des  Teil- 
bauern  sind.  Oft  dient  eine  einzige  Kdter  für  zwei  oder  drei  Teil- 
bauern. 

Der  eigentliche  Ackerbau  in  den  Teilbauwircschaften  des  Depar- 
tements  charakterisiert  sich  durch  eine  primitive  Einfachheit  Als 
Regel  nehmen  die  verschiedenen  Getreidearten  jedes  Jahr  d^  größten 
Teil  des  Ackerareals  ein,  in  der  Chalosse  vcnrnehmlich  Weizen  und 
Mais,  in  den  Landes  Roggen,  Mais  und  Hirse.  Die  Hülsenfrüchte^ 
Kartoffeln,  Inkarnatklee  und  Rüben  als  Zwischenfrüchte  sowie  für 
einige  bevorzugte  Kantone  der  Tabak  bilden  die  übrigen  wichtigsten 
Gewächse  der  Bodenkultur.  Wenn  auch  in  der  Aufeinanderfolge  der 
einzelnen  Getreidearten  bestimmte  Regeln  beobachtet  werden,  so  kann 
doch  von  einer  eigentlichen,  fest  bestimmten  Fruchtfolge  sdilechter- 
dings  nicht  die  Rede  sein,  und  ein  wesentlicher  Hinderungsgrund 
hierfür  liegt  in  den  alten  Ortsbräuchen,  die  für  Besitzer  wie  Teil- 
bauern Gesetzeswirkung  haben,  aber  zum  Teil  auf  längst  überlebten 
drundscitzon  einer  früheren,  weniger  fortgeschrittenen  Zeit  beruhen. 
Den  Hebel  hier  energisch  anzusetzen,  täte  dringend  not. 

Der  Wetzenbau  im  Departement  beschränkt  sich,  wie  schon  an- 
gedeutet, fast  ganz  auf  die  Chalosse  und  den  Armagnac.  Die  Kultur- 
pflanze par  excellence  für  das  ganze  Departement  bildet  der  Mais, 
der  in  großem  Umfange  zur  menschlichen  und  tierischen  Ernährung 
dient.  Roggen  wird  vor  allem  auf  den  SamdbOden  der  beiden  Landes 
und  des  Marensin  angebaut.  Erwähnenswert  ist,  daß  bei  Roggen 
sehr  häufig  noch  Flegeldrusch  angewandt  wird,  um  gutes  I^ngstroh 
zu  gewinnen.  Es  bestehen  nämlich  in  den  ganzen  Landes  zahlreiche 
Etablissements  für  die  P'abrikation  von  Strohhülsen,  zu  deren  An- 
fertigung am  liebsten  Roggenstroh  genommen  wird.  vSo  wird 
zum  großen  Teil  fast  das  ganze  Roggenstroh  aus  den  Wirtschaften 
ausgeführt,  was  für  diese  naturgemäß  einen  großen  Nacbtoil  Ijedt  ucct. 
Diese  Verwendungsart  hat  sich  indes  so  eing<*lebt,  daß  ihre  Ausrottung, 
wie  sie  das  Interesse  des  Betriebes  fraglos  verlangen  würde,  fast  un- 
möglich erscheint.  Einige  Besitzer  suchen  dem  nachteiligen  Einfluß 
dadurch  zu  begegnen,  daß  sie  von  ihren  Teilbauern  verlangen,  einen 
Teil  des  Erlöses  aus  dem  Stroh  zum  Ankauf  künstlichen  Düngers 
zu  verwenden.  Das  in  den  Teilbauwirtschafton  geerntete  Getreide- 
stroh wird  sehr  wenig  als  Streu  verwendet,  .sondern  tritt  meist  als 
wichtis^or  Bestandteil  in  die  Futterration  mit  ein. 

Eine  sehr  geringe  Fläche  nehmen  Lein  und  Hanf  «in.  dit'  im 
( Tarten  angebaut  werden  und  nur  zur  Bestreitung  des  Haushaltsbedarfs 
dienen. 
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Die  Teilung-  des  Hodens  in  zahlreiche  kleine  Teilbauwirtschafteti 
ist  der  Tabakkultur  sehr  günstig^,  die  in  den  leuten  10-15  Jahren 
mit  Erfolg  aufgenommen  worden  ist  Der  Tabak  ist  die  einzige  in- 
dustrielle Pflanze,  die  zu  einer  größeren  Ausd^nung  in  der  Chalosse 
bestimmt  sein  dürfte.  Kartoff  ln  werden  fast  ausschließlich  in  den 
lindes  und  der  Chalosse  für  Bedürfhisse  des  Haushalts  und  zur 
Mästung  der  Schweine  angebaut 

Die  llülsf'iifriK'hte  spielen  im  allgemeinen  nur  eine  unterge- 
ordnete Rolle,  in  der  Chalosse  bildet  die  Bohne  (Phaseole)  eine  ziem- 
lich wichtige  Pflanze.  In  guten  Jahren  erzielt  der  Teilbauer  auf 
den  Hektar  5  hl.  von  denen  er  und  der  Besitzer  erhält.  Wenn 
auch  die  Anwendung  künstlichen  Düngers  in  den  letzten  Jahren  gute 
Fortschritte  gemacht  hat,  so  bleibt  doch  noch  viel  zu  tun,  um  alle 
kleinen  Teilbauern  y.xi  einer  hinreiehendeii  und  rationellen  Hcnuuung 
dieses  Hilfsmittels  moderner  landwirtschaftlicher  Technik  /u  bringen. 
Das  geht  auch  zum  Teil  die  Besitzer  an,  die  zu  Ik'irimi  eini^-^e  Opfer 
bringen  müßten.  Auf  den  schweren  Boden  sind  mit  Kalk  ausge- 
zeichnete Krtoli^rp  f^rzielt  worden,  in  den  meisten  Distrikten  bleibt 
seine  Verwendung  infolge  der  hohen  Transportkosten  ituk*s  beschränkt. 

Ganz  allgemein  kann  man  siigen,  daß  dem  (letreiilebau  c'v.i'-  /u 
starke  Ausdehnung  gegeben  ist.  und  zwar  vor  allem  auf  Kosten  der 
Futterpflanzen,  deren  Anbau  sehr  beschränkt  ist.  N'ach  dem  T"'^rteil 
sachverständiger  Männer  würde  die  ernstliche  und  umfangreiche  Ein- 
führung von  Klee,  Wicken  und  Futterwurzelgewächsen  für  das  ganze 
Departement  von  der  allergrolUen  Bedeutung  sein.  I)ur(  h  ihren  An- 
bau würde  in  erster  Linie  genügesid  gutes  Winterfntter  beschatft, 
woran  es  heute  gerade  fehlt,  und  außerdem  wäre  tiamit  erst  recht 
eigentlich  die  Möglichkeit  zur  Begründung  eines  rationellen  Frucht- 
wechsels gewonnen.  Ein  stärkerer  Futterbau  auf  dem  Acker  w»tre 
um  so  notwendiger,  als  die  ständigen  l'^ntterflachen  sowohl  hinsicht- 
lich ihres  Umfanges.  als  auch  ihres  Ertrage-,  in  quantitativer  und 
qualitativer  Hin.sicht  unleugl)ar  zu  wünschen  übriglassen.  Sehr  oft 
befinden  sie  sich  in  einem  recht  \  ern.ichlässigten  Zustand,  besonders 
bedinfte  es  dringend  einer  Regelung  der  Wasserverhaltni&se  auf  den 
Wiesen,  einer  vermehrten  rationellen  Anwentlung  künstlichen  Düngers 
und.  last  not  least.  einer  besseren  Pflege.  Letztere  wäre  überall  moi?- 
lich,  walin  iui  (  s  allerdings  zu  gruliereti  Meliorationen  meist  an  dem 
erforderlichen  K.ipil.d  fehlt,  Besitzer  sowohl  wie  Teilbaner  halx-r, 
sicli  \'on  (lei-  Wichtigkeit  stärkerer  Fulterfruduktion  noch  nicht 
alleniludbf-n  iilxT/eugen  k<')nnen;  es  ist  ihnen  noch  niciit  klar  ge- 
worden, dali  eine  Verminderung  des  Getreideareals  zugunsten  stär- 
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keren  Futterbaues  auf  dem  Felde  doch  in  letzter  Linie  auf  eine 
Steigerung  des  Gesamtertrages  der  Wirtschaft  hinauslauft  Es  darf 
allerdings  nicht  verschwiegen  werden,  dafi  der  Futterbau  bei  dem 
unsicheren  und  unregelmäßigen  Klima  mit  gröfleren  Schwierigkeiten 
zu  kämpfen  hat  als  anderswa  Femer  wäre  es  anderseits  auch 
verfehlt,  aus  dem  gegenseitigen  Anbauverhältnis  der  Getreide- 
gewächse zu  den  reinen  Futterpflanzen  ohne  weiteres  eine  höchst 
bedenkliche  Unterernährung  des  Viehes  in  den  Teilbauwirtschaften 
und  damit  eine  schlimme  Raubwirtschaft  abzuleiten,  da  einerseits 
die  ,J^nde'*  als  Weidefläche  eine,  wenn  auch  nicht  sehr  erhebliche 
Verstärkung  der  Futterquellen  bedeutet  und  femer  auch  in  Blättem 
und  Stengdn  von  Mais  und  Hirse,  in  Stechginster,  in  Blättern  von 
Tqfnnambur,  Erbsen  und  Bohnen  sowie  in  als  Zwisdienfrüchten  ge- 
bauten Futterpflanzen  weitere  Futtermittel  zur  Verfügung  stdsen. 

Alle  diese  als  Ersatz  hinzutretenden  Futtermittel  wirken  auf 
einen  Ausgleich  des  Mißverhältnisses  hin,  wenn  auch  das  Obengesagte 
über  den  Futterbau  seine  volle  Gültigkeit  behält.  Zu  erwähnen  bleibt 
noch,  daß  auf  kalkreichen  Böden  auch  Luzeme  angebaut  wird,  deren 
Pflege  aber  im  allgemeinen  so  mangelhaft  ist,  daß  Gras  und  Unkraut 
sie  schnell  überwuchern. 

Seit  jeher  hat  auch  der  Weinbau  in  den  Landes  in  Ehren  ge- 
standen; allerdings  ist  er  in  den  letzten  Jahren  stationär  geblieben. 
I^e  einzigen  wichtigen  Weinbaugebiete  bilden  die  Chalosse  und  der 
Armagnac.  In  der  Chalosse  kommt  bei  der  Weinbergswirtschaft 
neben  der  Eigenverwaltung  der  TeObau  zur  Anwendung.  Selten 
verfüget  die  einzelne  Wirtschaft  über  ein  größeres  Wetnbergsareal, 
und  trotzdem  ist  die  Kultur  vidfach  mangelhaft.  £>en  Dünger  erhält 
ganz  vorwiegend  das  Getreide,  und  für  den  Wdnberg  bleibt  nur 
wenig  übrig.  Nach  Duffourc-Bazin  unterliegt  es  kdnem  Zwdfel, 
daß  bei  genügender  Düngung  und  Pflege  der  Ertrag  der  Wein- 
berge im  Departement  Landes  leicht  um  ein  Drittel  gesteigert 
werden  könnte.  Auch  fehlt  es  meist  an  einer  guten  Weinbehand- 
lung, bei  deren  Vorhandensein  die  Chalosse  sehr  angenehme  Weine 
liefern  würde.  Nach  Duffourc-Bazin  liebt  der  Teilbauer  in  der 
Chal<»se  wohl  sehr  den  Wein,  aber  nur  wenig  den  Weinstock.  An- 
statt Vä»  wie  beim  Getreide,  erhält  er  vom  Ertrage  des  Weinbergs 
nur  Vis«  wobei  hinzukommt,  daß  die  ihm  obliegende  Anschaffung 
eines  teuren  Inventars  auch  nicht  zur  Hebung  seines  Interesses  für 
den  Weinberg  beiträgt.  Jm  allgemeinen  wird  der  Ertrag  <!•  ^  Wein- 
bergs unter  der  Teilbaubevvirtschaftung  als  geringer  bezeichnet  als 
bei  andern  Bewirtschaftungsformen.    Sache  des  Besitzers  wäre  es, 
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hier  Wandel  zu  schaffen,  indem  er  den  Teilbauem  einen  Teil  des 
Inventars  lieferte  und  gleichzeitig  eine  gerechtere  Verteilung  des 
Ertrages  eintreten  ließe,  besonders  auf  die  gegendweise  Oblicfae  Er- 
bebung einer  „dime**  (S.  169/170)  verzichtete. 

Hinsichtlich  des  Obstbaues  ist  zu  erwähnen,  daß  im  Gegensatz 
zu  Birnen  und  Äpfeln,  die  nur  far  eine  lokale  Verwertung  in  Betracht 
kommen,  die  Pfirsiche  der  Chalosse  einen  europäischen  Ruf  genießen. 
Der  kleine  Besitzer  und  der  intdligente  Teilbauer  zi^en  aus  dieser 
Frucht  nicht  selten  einen  erheblichen  Gewinn.  Der  Besitzer  überläßt 
den  Ertrag  der  Pfirsichbäume  fast  vollständig  dem  Teilbauenif  und  in 
guten  Jahren  erdelt  &ne  etwa  10  ha  große  Wirtschaft  aus  dem  Pfir- 
sichverkauf Einnahmen  bis  zu  100 — 150  Frcs. 

Auf  eine  forstliche  Nutzung,  die  auch  in  Verbindung  mit  dem 
Teilbausystem  steht,  mag  noch  kurz  eingegangen  werden.  Vor  30^40 
Jahren  noch  eine  sumpfige  Wüste  von  800  000  ha,  tragen  die  Landes 
heute  auf  ein«*  Fläche  von  über  600000  ha  die  schönsten  Seeki^er« 
bestände  Frankreichs.^)  Die  umfangreiche  Aufforstung  der  Landes 
gilt  mit  Recht  als  eine  hervorragende  Leistung  auf  dem  Gebiete  der 
Odlandkultur.  Die  Seekiefer  bildet  heute  in  der  Tat  den  ,,arbre  d*or* 
der  Landes.  In  großem  Umfange  wird  in  den  Kieferbeständen  von 
Februar  bis  Oktober  die  Harzgewinnung  (gemmage)  betrieben,  und 
üXr  die  weitere  Verarbeitung  der  gewonnenen  Harze,  vornehmlich 
durch  Destillation,  besteht  im  Departement  eine  große  Zahl  industrieller 
Unternehmungen.  Wahrend  stellenweise  auch  die  erwähnte  Nutzungaart 
der  Kiefemwaldungen  von  eigentlichen  Teilbauern  wahrgenommen 
wird  und  den  üblichen  Regeln  des  Teilbaues  unterliegt  (Teilung  des 
Ertrages  zur  Hälfte),  gelten  für  sie  anderwärts  besondere  Bestimm- 
ungen, auf  die  aber  doch  das  Teilbauprinzip,  besonders  heute,  starlc 
abgefärbt  hat  Der  frühere  „reslnier**  oder  „gemmier"  des  Marensin, 
ein  besonderer,  die  Harzgewinnung  ausübender  forstlicher  Arbeiter, 
hat  so  mehr  und  mehr  dem  „m^tayer  r^nier**  seinen  Platz  räumen 
müssen .  wenn  er  allerdings  auch  heute  noch  nicht  gar  so  selten  ist 
In  den  Grandes  Landes  beginnt  die  eigentliche  forstUche  Nutzung 
erst  wenn  die  Kiefern  zur  Harzgewinnung  geeignet  sind,  etwa  im 
Alter  von  2<>  Jahren.  Die  bis  zu  diesem  Zeitpunkt  erforderlichen  Aus^ 
pflanzungs-  und  ersten  Durchforstungsarbeiten  usw.  werden  von  den 
gewöhnlichen  Arbeitern  verrichtet.  Zu  dein  genannten  Zettpunkt  werden 
dann  regelrechte  Wirtschaftsbetriebe  eingerichtet,  sogenannte  gemischte 

I)  Grieb.  Da»  euiopiiscb«  Ödland,  leine  Bedeatung  uod  Kttltur,   Fnnkhirt  a.  ii, 
1^8,  Sw  79. 
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Teilbaubetriebe.  Der  «^^tayer  r^sinier"  erhält  Wohnung  und  genießt 
5— 6  ha  Ackerland,  Wiesen,  Garten  und  „landest  wofür  er  eine  feste 
jährliche  Entschädigung  von  100 — 125  Frcs.  zu  entrichten  hat.  Fast 
immer  ist  auch  dem  Betrieb  eine  kleine  Schafherde  beigegeben.  Roggen, 
Hirse  und  Mais  bilden  die  hauptsächlich  auf  dem  Acker  angebauten 
Gewächse.  Eine  Familie  kann  30 — 40  ha  in  Vollnutzung  stehende 
Kiefern  bewirtschaften.  Der  „resinier'*  erhält  vom  Besitzer  eine  feste 
Summe  (20  Frcs.)  for  jede  Tonne  (barrique)  Harz  von  340  1. 

Über  die  Viehzucht  in  den  Landes  mögen  die  folgenden  kurzen 
Mitteilungen  orientieren.  Vorweg  sei  bemerkt,  daß  ihr  ganzer  Be- 
trieb sich  in  einer  sehr  extensiven  Form  vollzieht.  Haltung  und  Pflege 
sind'  wenig  sorgfältig,  und  die  Fütterung  ist  vielfach  mangelhaft 

Die  Pferdezucht  ist  sehr  unbedeutend,  obgleich  es  außer  Zweifel 
steht,  daß  die  Landes  brauchbare  Remonten  für  die  leichte  Kavallerie 
liefern  könnten,  wenn  nur  die  Züchter  vor  allem  fbr  eine  bessere  Er- 
nährung der  Tiere  im  jugendlichen  Alter  Sorge  tragen  würden.  Zur 
Verrichtung  von  Feldarbeiten  ist  das  leichte  Pferd  der  Landes  im  all- 
gemeinen wenig  geeignet,  hierin  ist  der  Ochse  ihm  weit  überlegen, 
den  der  Bauer  der  Landes  viel  mehr  liebt  und  der  im  ganzen  De- 
partement das  meistverbreitete  Arbeitstier  darstellt  In  den  beiden 
Landes  werden  auch  Maultiere,  die  aus  Gers  und  den  Basses- Pyrenees 
kommen,  in  großer  Zahl  zu  den  Feldarbeiten  und  zu  Fuhren  ver- 
wandt In  den  lindes  und  im  Marensin  verrichtet  der  Teilbauer  viel- 
fach Fuhren  von  Wein,  Getreide,  Holz,  Stroh,  Kohlen,  l^odukten  der 
Harzgevrinnung  usw.  Die  Maultiere  gehören  entweder  dem  Be- 
sitzer oder  auch  dem  Teilbauern.  Mit  ihrer  robusten  Stärke,  Lenk- 
barkeit Schnelligkeit  Anspruchslosigkeit  und  Langlebigkeit  bilden 
sie  ein  sehr  geschätztes  landwirtschaftliches  Arbeitsvieh,  das  aber  nur 
zu  oft  seiner  wahren  Bestimmung  entzogen  und  einseitig  zu  Fuhren 
verwandt  wird.  Den  Gewinn  aus  diesen  zieht  der  Teilbauer  ganz 
allein,  er  beläuft  sich  im  allgemeinen  auf  etwa  400 — 600  Frcs.  im  Jahr. 

Das  Rindvi^  ist  in  einer  ganzen  Reihe  von  Schlägen  ver- 
treten. Schläge  von  Bazas,  ßearn,  Basque,  Bretagne  und  race  marine« 
von  denen  aber  nur  der  letztgenannte  Schlag  im  Departement  seine 
ogentlicfae  Zuchtheimat  bat  Die  drei  ersterwähnten,  im  ganzen  De- 
partement verbreiteten  Rinderschläge  stammen  aus  dem  Departement 
Basses-Fyrenees,  dem  die  lindes  in  großem  Umfange  tributär  sind. 
Auf  den  großen,  von  dem  französischen  LandvHrtschaftsministerium  ver- 
anstalteten Ausstellungen  bewerben  sich  die  Rinderzüchter  der  Landes 
selten  um  die  ausgesetzten  Preise.  Der  autochthone  Schlag  des  De- 
partements, die  race  marine»  ist  ein  nach  verschiedenen  Richtungen 
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ausgebildeter  Typ,  der  aber  nur  MälMges  leistet.  Einige  Wirtschaften 
in  den  Lande«,  im  Marensin  und  besonders  im  Armagnac,  betreiben 
noch  die  Erzeugung  von  Kühen  dieses  Schlages,  die  zu  einer  Art 
von  Stierkämpfen  bestimmt  sind,  für  welche  die  Bewohner  dieser  Region 
eine  leidensdiaftUche  Vorliebe  hegen.  Als  Milchvieh  trifft  man  über 
das  ganze  Departement  verbreitet  noch  den  kleinen  Schlag  der  Bre- 
tagne. Die  Milchwirtschaft  ist  aber  im  ganzen  Departement  mn 
höchst  untergeordneter  Bedeutung.  Im  allgemeinen  wird  die  Kind« 
vidizucht  mangelhaft  betrieben.  Die  Stiere  sind  schlecht  und  kommen 
zu  früh  zur  Zuchtverwendung.  Auch  bei  dem  weiblichen  Material 
läßt  man  es  an  einer  sorgsamen  Zuchtwahl  vielfach  durchaus  fehlen» 
und  die  Ernährung  und  Haltung  der  Tiere  in  der  Jugend  leidet  unter 
zahlreirhcn  Unregelmäßigkeiten,  die  der  späteren  Entwicklung  erheb- 
lich Eintrag  tun.  Um  hierin  allseitig  und  gründlich  Wandel  zu 
schaffen,  bedürfte  es  in  fast  allen  Gegenden  einer  Änderung  der 
herrschenden  Anbaumethoden,  auf  die  oben  schon  hingewiesen  wurde. 
Und  das  ist  nicht  leicht,  meint  Duffourc-Bazin.  weil  der  Teil- 
bau den  fast  alleinigen  Bewirtschaftungsmndus  repräsentiere.  Je  nach 
den  einzelnen  Gegenden  wechselt  (las  Schwergewicht  in  der  X'erwer- 
tung  der  Produkte  der  l<iii(l\ ieli/uciu,  stelUMUveis«'  nimmt  flie  Mästung- 
einen  etwas  lireiteren  Kaum  ein.  Fast  überall  aber  bildet  der  Ari>eiis- 
ochse  den  (legeiistaiul  eines  typischen  läiulhchen  Handeln.  eir.i>s 
„maquignonnage",  wie  der  charakteristische  französische  Ausdruck  für 
jene  Form  des  Handels  lautet,  die  nicht  immer  tresunden  Verhalte. issen 
entspricht,  sondern  häufis^  den  X'orwand  zu  einer  überm aldigen  und 
nicht  selten  kostspieligeti  h^requeiUatioii  der  Märkte  abgibt 

(fröÜere  A nsdehünnv-  besitzt  nodi  die  Schafzucht,  was  naturlich 
in  den  ganzen  extensive  i  'm  W^irtschaftsverhältnissen  seine  F>klHrung 
findet.  Der  leilbauer  in  den  {..indes  verfügt  gewohnlich  iilx-r  eine 
Herde  von  40 — 50  Schafen,  daneben  kommen  aber  Herden  von 
150 — .^00  Tieren  iiiid  (larül)er  vor. 

Sch\vt;ine  werden,  von  einzelnen  seltenen  Ausnahmen  abgesehen, 
im  Departement  nicht  gezüchtet:  die  Tiere  werden  zum  ganz  üb^r- 
w'iegenden  Teil  aus  den  angrenzenden  Departements  in  jugendlirlit-Tn 
Alter  eingeführt,  um  dann  in  den  Landes  selbst  gemästet  zu  werden. 

Die  Zahl  der  Ziegen  hat  mit  der  ununterbrochen  fortschreitenden 
Kieferaufforstnng  ständiv:  al)U''nommcn. 

Eine  h.intig  ni(  ht  unerhebliche  F^innahitie  gewährt  für  die  kleinen 
Wirtschaften  noch  die  Zucht  und  Mast  von  Gellügel. 

Anschliei>c'nd  lassen  wir  noch  eine  Ubersicht  über  die  Reg'ehini^ 
der   Anteile   von  Besitzer  und  Teilbauer  an  den  im  Departement 
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Landes  in  Betracht  konunenden  wichtigsten  Einnahmekategorien  folgen 
(s.  die  Obersicht  auf  $.  170).  Diese  Übersicht  ist  darin  besonders 
lehrreich,  daß  sie  zeigt»  wie  selbst  innerhalb  des  begrenzten  Umfang«» 
^nes  Departements  der  Anteil  des  TeUbauem  an  dem  Ertrage»  sowohl 
der  Ackergewädise,  wie  des  Wdnbergs  und  der  Tierhaltung,  erheb- 
lichen Sdiwankungen  unterliegt.  Wie  schon  oben  angedeutet,  erhebt 
In  einem  Teil  der  Chalosse  der  Besitzer  vor  der  Teilung-  des  Ertrages 
aus  dem  Weinberg  nodi  eine  wirklidie  „dime**,  und  etwas  Ähnliches 
kennt  der  Armagnac. 

Eine  geregelte  Buchführung  trifft  man  in  den  Teilbauwirtschaften 
der  Landes  nur  höchst  selten  an,  im  allgemeinen  begnOgt  man  sich 
mit  der  Führung  eines  sehr  primitiv  eingerichteten  Kassenbuchs,  aber 
nidit  selten  fehlt  auch  dies. 

Das  Gesamturteil  über  den  Zustand  des  Teilbaues  in  dem  Depar- 
tement kann  nicht  sonderlich  gfünstig  lauten.  Es  ist  nicht  zu  ver- 
kennen, daß  einerseits  recht  vieles  im  landwirtschaftlichen  Betrieb 
einer  Modeminerung  harrt  und  daß  and^seits  die  Schwerfälligkeit  in 
der  Anpassung  des  Teilhausystems  an  neue  Aufgaben  und  neue  An- 
sprüche deutlich  zutage  tritt.  So  bietet  sich  der  Teilbau  in  seiner 
gegenwärtigen  V^fassung  als  eine  recht  reformbedürftige  Institution 
dar.  Wie  nach  unsern  Ausführungen  an  anderer  .Stelle  in  der  Vor- 
wärtscntwickking  des  Teilbausystems  in  erster  Linie  die  von  wirt- 
schaftlicher Einsicht  und  gründlicher  Sachkenntnis  geleitete  Mitar))eit 
des  Besitzers  das  treibende  Moment  abgeben  muß,  so  krankt  eben 
gerade  die  Teilbauwirtschaft  in  den  Landes  an  dem  Fehlen  dieses  be- 
lebenden und  befruchtenden  Faktors,  wobei  allerdings  auch  der  häufige 
Kapitalmangel  nicht  übersehen  werden  darf.  Erst  dann,  wenn  die 
Besitzer  aus  ihrer  technischen  und  wirtschaftlichen  Lethargie  erwacht 
sind,  mag  ein  frischerer  Zug  in  den  ganzen  Teilbau  hineinkommen. 
Heute  tut  der  Besitzer  im  allgemeinen  wenig,  um  den  Teilbaubetriob 
aus  den  alten  ausgefahrenen  Geleisen  einer  längst  überlebten,  vielfach 
nach  heute  als  unrichtig  erkannten  Grundsätzen  arbeitenden  Routine 
auf  die  Bahn  einer  modernen ,  den  Bedürfnissen  der  heutigen  Zeit 
entsprechenden  Betriebsorganisation  zu  steuern.  So  fehlt  es  an  jeder 
Initiative  zu  landwirtschaftHchen  Meliorati  mi«  n ,  um  die  sich  der  Be- 
sitzer nicht  kümmert.  Wenn  die  zur  Leiluag  berufenen  Klassen  ihre 
Rechte  in  einer  besseren  und  vorteilhafteren  Weise  geltend  machten, 
so  würde  das  gewiß  im  Sinnen  und  Trachten  des  Teilbauern  nicht 
ohne  Widerhall  bleiben.  Die  „association"  beider  Parteien  würde 
gewinnen  und  die  Produktion  steigen,  l/^nleugbar  steckt  in  dieser 
ländlichen  Bevölkerung  noch  ein  recht  gesunder  Kern.    Eine  tiefe 
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Uebe  zur  heimatlichen  Scholle  beseelt  die  arbeitenden  Klassen,  die 
in  ihrer  genügsamen  und  anspruchslosen  Weise  gern  auf  ihr  leben. 
Im  Familienleben  des  Teilbauem  herrscht  im  allgemeinen  noch  ein 
recht  patriarchalischer  Zug,  und  nicht  sdten  sind  die  Familien,  in  denen 
seit  langen  Jahren  der  Sohn  dem  Vater  in  der  Bewirtschaftung  folgt. 
Die  Auswanderungsmanie  hat  hier  noch  lange  nicht  die  ländlichen  Massen 
so  ergriffen  wie  anderswo,  und  diesen  moralischen  Reichtum,  um  den 
manche  andern  Gebiete  die  Landes  beneiden  könnten,  verdankt  das 
Departement  sicherlich  nicht  in  letzter  Linie  der  langen  Herrschaft 
des  Teilbausystems.  Wenn  dies  auch  gerade  im  Departement  Landes 
auf  der  einen  Seite  bei  weitem  nicht  das  Höchste  in  der  agrartech- 
nischen  Produktion  zu  leisten  imstande  war,  so  hat  es  sich  doch  auf 
der  andern  Seite  als  ein  Instrument  des  sozialen  Friedens  und  beschei- 
denen selbstzufriedenen  Behagens  erwiesen  und  damit  wirksam  der 
Bildung  eines  bedürftigen  ländlichen  Arbeiterproletariats  entgegen- 
gearbeitet 

Der  Teilbau  in  Allier'). 

Wie  aus  den  statistischen  Daten  (S.  82)  hervorgeht,  nimmt  der 
Teilbau  in  Mittelfrankreicfa  keineswegs  eine  absolut  prävalierende 
Stellung  gegenüber  der  Pacht  ein;  in  allen  Zentralprovinzen  leben 
Teilbauern  und  Pächter  nebeneinander.  Aber  die  Institution  des  Teil- 
baues findet  sich  hier  doch  auf  ihrem  eigentlichen  Nährboden,  entfaltet 
sich  freudiger  und  kraftvoller  als  anderswo  und  hat  sogar  den  Sitten 
und  Bräuchen  weiter  Gegenden  im  Zentrum  charakterbestimmende 
Züge  aufgedrückt.  Zwar  ist  das  System  weder  nach  den  seiner  An- 
wendung unterliegenden  Kulturen,  noch  in  seinen  Ausbildungsformen 
in  den  einzelnen  Departements  homogen;  es  gibt  unter  den  Departe- 
ments solche,  welche  die  andern  an  natürlichem  Reichtum  überragen, 
solche,  in  denen  eine  nachhaltigere  Initiative  entwickelt  worden  ist 
und  infolgedessen  die  Fortschritte  der  Bodenkultur  rascher  und  leb- 
hafter vor  sich  gegangen  sund.  Jedes  Departement  besitzt  seinerseits 
wieder  besonders  begünstigte  Bezirke,  die  in  ihrer  landwirtschaftlichen 
Entwicklung  andere  weniger  bevorzugte  (iebiete  überflügelt  haben,  und 
in  einzelnen  Gegenden  findt-n  sich  wieder  isolierte  privilegierte  Wirt- 
schaften, wo  einsichtige  und  tüchtige  Hcsit/er  sich  mit  vollem  Erf«^lg 
an  die  Spitze  der  betriebsreformatorischen  Bewegung  gestellt  haben. 

1 !  V|^.  de  L«rmi»«t  et  de  G»ridel,  I.e  iiiiuy»{^  dam  le  IMpmement  de  TAUicr. 
Moulins  18S1,  und  Convert,  Le  miuytige  dai»  le  Bourbonnais  im  .Journal  d'agricuhure 
pntique**.   60.  JahiEiiig.    Paris  1896,  S.  85$  ff. 
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In  tediniscbem  Sinne  treten  des  weiteren  zahlreiciie  Unterschiede  in 
die  Erscheinung,  sei  es,  da£  die  Weinkultur  oder  die  Weidewirtschaft 
den  Betrieben  ihr  besonderes  charakteristisches  Gepräge  verleiht  Aber 
Überall»  sowohl  in  den  ebenen»  als  gebirgigen  Gebieten,  in  den  retchen 
wie  armen  Kantonen,  in  den  Wirtschaften  mit  vielseitigem  Charakter, 
als  auch  in  solchen  spezialisierter  Art  sind  die  allgemeinen  Grundsätze  des 
Teilbaues  identisch  und  bleibt  im  großen  und  ganzen  die  Physiognomie 
des  Systems  dieselbe.  Unter  denjenigen  Departements,  wo  wohl  der 
größte  Fortschritt  des  Teilbaues  Überhaupt  in  Frankreich  erzielt  worden 
ist.  figuriert  AUier  (die  alte  Provinz  Bourbonnais)  an  erster  Stelle,  dem 
deshalb  hier  eine  ausführlichere  Besprechung  gewidmet  werden  soiL 

In  AUier  ist  der  Teilbau  der  am  meisten  verbreitete  Bewirt* 
schaftungsmodus,  und  der  besondere  Charakter  der  landwirtschaft- 
lichen Produktion  dieses  Departements  spiegelt  sich  in  den  großen 
im  Teilbau  bewirtschafteten  Besitzungen  am  rdnsten  und  klarsten 
wieder.  Im  ganzen  genommen  ist  Bourbonnais  ein  I^nd  des  Groß- 
besitzes, wo  sich  Güter  von  500 — 600  ha  zahlreich  finden  und  solche 
von  1000  ha  und  darüber  nicht  selten  sind.  Auf  diese  Besitzungen 
findet  nun  vielfach  der  Teilbau  derart  Anwendung,  daß  sie  in  eine 
bestimmte  Zahl  von  Betrieben  (domaines)  von  beschränkter  Große 
(z.  B.  ein  Besitz  von  600  ha  in  10  Teilbauwirtschaften)  zerlegt  werden. 
Es  wird  also  der  Großbesitz  durchweg  nicht  als  Großbetrieb  bewirt- 
sdiafteL  Es  kommt  auch  in  einer  großen  Reihe  von  mittleren  Be- 
dtzungen  der  Teilbau  vor,  wo  dann  häufig  zwei  oder  drei  Teilbauem 
zur  Bewirtschaftung  genügen.  Die  Größe  der  einzelnen  Betriebe 
variiert  im  allgemeinen  von  50 — 60  ha  und  geht  in  einigen  Fällen  bis  zu 
70  ha  hinauf;  es  scheint  dieser  Umfang  jedoch  Ober  das  wünschens» 
werte  Maß  hinauszugehen,  und  man  muß  wohl  50  ha  als  das  äußerste 
Maß  der  vorteilhaften  Betriebsgroße  bezeichnen,  am  rationellsten  er- 
scheint indes  eine  Durchschnittsgr6ße  von  25 — 30  ha. 

In  der  Regel  wird  nun  aber  auf  den  größeren  Besitzungen  nicht 
das  gesamte  Areal  unter  Teilbauem  aufgeteilt,  häufig  b^iält  der  Be- 
sitz er  einen  Teil  für  sich,  die  sog.  „reserve".  Die  „r^rve**,  eine  in 
ihrer  Größe  sehr  wcchsehide  Wirtschaft  (von  10  bis  zu  100  ha)  liegt 
gewöhnlich  in  der  Nähe  d&r  Wohnung  des  Besiuers  und  wird  (Hrekt 
von  ihm  mit  l^esonderen  Leuten  betrieben.  Diese  „reserves",  die  sehr 
alten  Ursprungs  sind,  vt^rdanken  ihre  Entstehung  nichts  weniger  als 
landwirtschaftHch-technischen  Rücksichten,  sondern  rein  egoistischen 
Motiven,  insbesondere  der  Cieneralpächter,  die  auf  diese  Weise  die 
besten  Teile  des  Besitzes  der  gemeinschafiHchen  Teilung  des  Ciuts- 
ertrages  entzogen.    Heute  aber  haben  die  ,4'eserves*^  nicht  mehr 
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diese  .\ufgabe  zu  erfüllen,  sondern  bildrn  in  der  Hand  tüchtiger  und 
einsichtiger  Besitzer  ein  äußerst  lehrreiches  und  wertvolles  Demon- 
stratlonsobjekt  für  ihre  Teilbauern.  Auf  diesem  ganz  für  sie  reservierten 
Teil  können  die  Besitzer  Düngungs-  und  sonstige  Kulturversuche 
ausführen,  wertvolles  männliches  Zuchtmaterial  halten  und  überhaupt 
ihren  Teilbauern  den  Wert  der  von  ihnen  gewünschten  technischen 
Neuerungen  näher  bringen  und  sie  damit  für  diese  empfänglich 
machen.  Es  gfibt  übrigens  in  Allier  noch  einige  große  General* 
Pächter,  von  denen  einzelne  unleugbar  Tüchtiges  leisten;  aber  im 
allgemeinen  verdient  dies  Institut  natürlich  keinerlei  Empfehlung. 
Über  die  Form  und  Dauer  des  Teilbauvertrages  in  Allier  sind  bereits 
im  allgemeinen  Teil  (S.  112  ff.)  nähere  Angaben  enthalten,  so  diiß  wir 
im  folgenden  hierauf  nicht  weiter  eingehen  werden.  Auf  jeder  Wirt- 
schaft sitzt  also  ein  Teilbauer  mit  seiner  Familie,  die  sich  meist  aus 
kleineren  Familien  zusammensetzt.  Die  Interessen  jeder  Familie  an 
der  Wirtschaft  werden  im  allLjemoinon  auf  verschiedene  Weise  ge- 
regelt; nur  zuweilen  trifft  man  noch  eine  eigentliche  ..coininunaute" 
ohne  genaue  Fixierun^f  der  Rechte  der  einzelnen  Fainilienmitglieder 
an.  Man  zieht  meist  die  „association"  vor,  bei  der  ein  häufig  authen- 
tischer V^ertravT  das  Maß  des  Anteils  eines  jeden  festsetzt.  Alle 
Familien  werden  auf  dein  gleichen  Vu[\  l)eh.indelt,  nur  zuweilen  reser- 
viert der  Teilbauer  für  den  I'.dl  einer  Auflösunsjf  der  (Gemeinschaft 
einen  kleinen  Teil  des  Cheptel  für  sich.  Bei  der  dritten  Art  der 
Regelung  (Festsetzung;  einer  jahrlichen  Entschädig un^r  fm-  die  Fami- 
lienmitglieder) schwankt  die  jährliche  Fntschäd^^^unj^'^  von  soo  bis 
700  Frcs..  zu  der  dann  noch  Bek<>siii,rnn^  niul  l'nterkunft  liinzu- 
komnien.  Die  I.ai^^e  dieser  Familien,  die  als  „gagcs"  bezeichnet  werden, 
gilt  als  etwas  minderweriii^*T. 

Im  allgemeinen  rechnet  man  für  Teilbaubetriebe  von  50 — 60  ha 
folgend  e  A  rbeitsk  rä  ft  e : 

Teilbauer  und  Frau   =2  Personen 

2  männliche  Arbeiter  über  20  Jahre    ,  =  2  „ 

2  jüngere  Arbeiter  von  14—18  Jahren  =2  „ 

3  weibliche  Arbeitskräfte   -  3 

zusammen  9  Personen. 

Für  Betriebe  von  60  —70  ha  erlioht  sich  diese  Zahl  zuweilen 
auf  etwa  10 — 13  T'ersnnen. 

Für  kleinere  WirLschafton  von  30  ha  kann  man  folgende  Zahl 
von  menschlichen  Ai-beitskraftun  annehmen: 


Digitizcü  by  ^(j^j-j.l'^ 


—    »74  — 


Teilbauer  und  Frau    .   .  =^  2  Personen 

I  erwachsener  Arbeiter  .  ^  i  „ 

1  jüngerer  Arbeiter    .   .        1  „ 

2  wdbliche  Arbeitskräfte  —  _> 

zusammen  6  Personen. 

Ihtse  Ziffern,  die  als  ])ur(h.st'hnitt  für  die  Verbal  Li  ii.si>L'  des  Allier 
gelten  k<  .nn(>n,  bezieh(Mi  sich  auf  suuidig  in  der  Wirtscliaft  besrhättitfte 
Arbeitskräfte,  zu  denen  (l.uin  in  der  Zeit  der  Ernte  und  des  Erdrusi  lies 
vorübergehend  i-rv^an/ende  Ililf^kralte  hinzutreten.  Nicht  seilen  er- 
schfint  der  l'uifaut;  »1er  menschlichen  Arbeitskräfte  für  die  b»*friedi- 
gende  Auj?fuhrung  aller  Wirtschaftsarbeiten  etwiis  besehrankt. 

Die  Wirtschaftsgebäude  in  den  Teilbauwirtschaften  haben  be- 
sonders in  den  letzten  Jahren  eine  stete  Verbesserung  erfahren;  an 
die  Stelle  der  alten  bescheidenen,  ans  I'aehwerk  mit  Strohbedachun^ 
bestehenden  Wohnhäuser  und  der  höchst  mangelhaften  Stallungen, 
die  sieh  zwar  auch  heute  noch  gar  nicht  so  selten  \ortinden.  sind 
vielfach  geräumige,  gut  ventilierte  Ziegelsteinbauten  mit  Schieferdach- 
bedeckung getreten,  die  den  Anforderungen  der  intensiveren  Bewirt- 
schaftung der  (legenwart  und  der  modernen  Hygiene  voll  entsprechen. 
Während  fruh(  r.  vor  dem  Umschwung  in  den  ganzen  Verhältnissen, 
der  alte  Teilbaucr  mit  dem  notdürftigsten  Gelaß  für  seine  und  seiner 
Familie  Unterkunft  vorlieb  nehmen  mußte,  steht  ihm  heute  in  ilen 
Wirtschaften  mit  neuerrichteten  (iebäuden  eine  geräumige  Wohnung 
mit  einer  großen  Küche  und  3—4  getrennten  Zimmern  zur  Verfügung. 
Der  Familienvater,  dem  die  Wirtschaftsführung  obliegt,  nimmt  die 
Küche  ein,  in  der  die  gemeinsamen  Mahlzeiten  stattfinden,  während 
jeder  Haushaltung  ein  besonderes  Zimmer  eingeräumt  ist,  und  auch 
die  Dienstboten  für  sich  untergebracht  sind.  In  manchen  Teilbau- 
betrieben des  Allier  erregt  der  ausgezeichnete  Zustand  der  Woh- 
nungen volle  Bewunderung,  die  peinliche  Reinlichkeit  wirkt  wohl- 
tuend auf  den  Besucher  und  rechtfertigt  in  vollem  Maße  den  g^uten 
Hausfrauenruf  der  Teilbäuerinnen  des  Bourbonnais;  zuweilen  herrscht 
sogar  ein  gewisser  Komfort  in  der  auch  bei  aller  Einfachheit  immer 
bequemen  Möbelausstattung.  In  einigen  Teilbaubetrieben  hat  S'^gar 
jeder  Dienstbote  seinen  besonderen  Raum.  Über  dem  von  dem  Teil- 
banern  allein  bewohnten  unteren  Teil  des  Hauses  befindet  sich  der 
zur  Aufbewahrung  des  Getreides  usw.  dienende  Speicher,  zu  dem 
außen  eine  meist  aus  Stein  gebaute  Treppe  hinaufführt.  Jederseits 
vom  Wohnhaus,  im  rechten  Winkel  zu  ihm,  aber  davon  getrennt, 
liegen  die  Wirtschaftsgebäude,  Rindviebstall,  Schweinestall  usw^  die 
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zwei  Komplexe  von  symmetrischer  Konstruktion  bilden  und  einen 
Iniienhof  einschließen.  Der  Stall,  der  Hauptbestandteil  dieser  Bauten, 
ist  durch  einen  etwa  5  m  breiten  Gang,  in  dem  das  Abladen  des 
Heues  und  die  Vorbereitung  des  Viehfutters  geschieht,  in  zwei  Teile 
geteilt,  deren  einer  zur  Aufstellung  der  Ochsen  und  des  Zuchtviehes 
dient  und  deren  anderer  von  den  Kühen  eingenommen  wird.  In 
jeder  Abteilung  sind  die  Tiere  mit  den  Köpfen  gegeneinander  auf- 
gestellt und  mitten  zwischen  den  Ständen  verläuft  ein  für  die  Aus- 
teilung des  Futters  bestimmter  Mittelgang,  während  je  ein  weiterer 
Gang  hinter  den  Ständen  der  Wegschaffung  des  Düngers  dient. 

Während  so  die  fortgeschrittenen  Wirtschaften  im  allgemeinen 
mit  tjutfn  Tcilbauerwohnungon  und  7.\v:^(  kmäßigen  Stallungen  aus- 
gestattet sind,  verfügen  sie  nur  ausnahmsweise  über  i^uto  Schuppen 
zur  T'nterbriiii^'-iing  der  Ackeri^erale,  Waj^ren  usw.,  die  infolgedessen 
zum  grüßten  [eil  allen  Wittcnink^scinriüssen  ausgesetzt  sind.  Ge- 
wr>hnlich  repräsentiert  auch  das  tote  Inventar,  dessen  Beschaffung  im 
al!i:;rrneinen  für  die  wertvolleren  leile  dem  J^>esitzer  und  für  die 
kleineren  Teile  dem  Teilbaurrn  obliegt,  nur  einen  geringen  Wert, 
und  hierin  liegt  unleugbar  noch  ein  starkt  r  Wundpunkt  selbst  in 
den  im  übrigen  rationell  bewirtschafteten  Teilbaubetriehcn  des  Hour- 
bonnais^  Man  kann  annehmen,  rlal^  sich  die  Mehrzahl  der  reilbaii- 
wirtschaften  V(jn  etwa  feo  ha  Grölte,  abgesehen  von  den  Handmeraten, 
mit  .3;  Ackerwagen.  3  Karren,  3  Pflügen,  3  Kv;gen,  i  Iläutelpflug 
und  I  Walze  begnügt.  Neuerdings  wird  jedocii  auch  mehr  und 
mehr  die  Verwendung  von  Skarifikator  und  Exstirpator  sowie  andern 
Geraten  üblich,  wenn  es  auch  bis  zu  einer  allgemeinen  Benutzung 
solcher  verbesserten  ( reräte  noch  recht  weit  ist.  Einsichtige  und 
tüchtige  Besitzer  habeu  seit  einigen  fahren  damit  l)egünnen.  ver- 
besserte Bodenbearbeitungsv;erate  und  Maschinen  in  ihre  Teilbauwirt- 
schaften tinzuführen,  die  dann  den  Teilbauern  zur  wechsehveisen 
Benutzung  überlassen  werden.  Die  Besil/er  tragen  die  ivosten  der 
Anschaffung,  während  die  Teilbauern  an  den  Unterhaltungskosten 
partizipieren. 

In  denjenigen  Teilen  von  Allier,  die  mit  ihren  I'.oden  grani- 
tischen  Ursprungs  von  Natur  aus  ärmere  Gegenden  repräsentieren, 
hat  der  landwirtschaftliche  Betrieb  in  den  1  eilhauw  irtschaften  einen 
teilweisen  Weidecharakter;  die  ständigen  ]•  uitertlaf  hen  herrschen  vor, 
und  die  X'iehzucht  steht  ganz  im  Vordergrund.  Almlich  liegen  die 
Verhältnisse  auf  vielen  SandbO<]en  des  Allier. 

Auf  den  fruchtbaren  Böden  indes  hat  sich  eine  reichere  inten- 
sivere Ackerkultur  entfaltet;  an  Stelle  von  ständigen  Futterflächen 
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findet  sich  ein  ausgedehnter  Anbau  von  Kleegrasgemeng«  auf  dem 
Acker,  und  der  Futterrübenbau  hat  ein  großes  Areal  inne.  Überall 
aber  charakterisiert  sich  das  Wirtschaftssystem  durch  eine  erheblic  he 
Ausdehnung  des  Futterbaues.  Die  vorherrschende  Fruchtfolge  be- 
ruht auf  dem  Prinzip  der  Feldgraswirtschaft;  sehr  verbreitet  ist  die 
lolgende: 

t.  Brache  oder  Hackfrüchte  (Kartoffeln,  FutterrOben  usw.), 

2.  Weizen  (je  nach  der  Bodenart  ein  kleiner  Teil  mit  Roggen 
bestellt)« 

3.  Gerste  oder  Hafer  mit  Kleegraseinsaat, 

4.  Mahklee, 

5.  Weide  (oft  bricht  man  im  FrOhjahr  1—2  ha  um,  um  Topi- 
nambur anzubauen). 

Zuweilen  auch  sind  nur  vier  Schläge  vorhanden,  wobei  dann 
der  letzte,  der  Weideschiag,  wegfäUt.  Der  angeführte  I- ruchtwecbsel 
des  Bourbonnais  ist  zu  einer  festeingelebten  Gewohnheit  geworden, 
und  in  den  meisten  Fällen  wird  dem  Teilbauem  seine  genaue  Ein- 
haltung auferlegt. 

Vidalin  *)  empfiehlt  als  besonders  passend  fOr  die  50 — 60  ha 
großen  Teilbauwirtschafien  mit  einem  Boden  von  mittlerer  Fruchtbar- 
keit die  folgenden  Fruchtfolgen: 


Gerade  die  großen  Teilbauwirtschaften  sind  heute  mit  ihren 
Arbeitskräften  in  starker  Verlegenheit.  Die  Familien  von  10 — 12 
Personen,  die  sie  frQher  bewirtschafteten,  zeigen  stellenweise  die  Ten- 
denz» sich  auf  den  Familienvater  und  seine  unerwadisenen  Kinder  zu 
reduzieren.  Solche  Wirtschaften  unterliegen  unter  der  Last  der  über- 
mäßigen Ausdehnung  des  Ackerlandes,  das  sorgsam  bestellt,  gedüngt. 


1 


n 


1.  Kartoffeln 

2.  Hafer  mit  Kleegraseinsaat 

3.  Mahgrras 

4.  Weide 

5.  Buchweizen 

6.  Welzen 

7.  Buchweizen 

8.  Weizen 


Kartoffeln 
Weizen 
Buchwelzen 
Weizen 

Hafer  mit  Graseinsaat 
Mäh  gras 
Grasweide 

Weizen. 


I)  Vidalin,  Agricullurc  du  Cenirc  cie  la  1-r.uicc.    iuile  1898,  S.  I40fj. 
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besät  und  abgeerntet  werden  muß.  Die  Reduktion  dieser  Fläche  in 
einem  starken  Maße  bedeutet  eine  ganz  außerordentliche  Erleichterung 
für  die  Familie,  eine  Steigerung  des  Ertrages  auf  die  Flächeneinheit, 
wenn  sich  die  tierische  Arbeit  und  die  durch  höhere  Futtermenge  ge- 
steigerte Düngererzeugung  auf  eine  kleinere  Fläche  konzentrieren. 

Einen  großen  Teil  des  Areals  nehmen  die  ständigen  Futter- 
flächen (Wiesen)  ein,  die  aber  doch  im  allgemeinen  hinter  dem  viel- 
fach als  wünschenswert  bezeichneten  Umfang  von  ^4  der  Gesamt- 
fläche zurückbleiben.  Die  gegenwärtige  Fruchtfolgc  ist  wesentlich 
durch  Xeukultivierung  und  Anwendung  der  Kalkdüngung  ermöglicht 
worden.  Die  Verwendung  künstlicher  Düngemittel,  namentlich  von 
Phosphaten,  die  in  den  letzten  Jahren  sehr  zugenommen  hat,  wird 
in  Zukunft  noch  zu  weiteren  Verbesserungen  die  Grundlage  abgeben 
können.  Die  besten  Bewirtschafter  sind  bereits  seit  länyferm  zu  Durrh- 
schnittsorträpen  von  25 — 30hl  Weizen,  25 — 30hl  izuweilen  35  hl)  Roggen, 
35 — 40  hl  Hafer.  20000  kgf  Kartoffeln,  ^50  000  35000  Futter- 
rüben votn  flektar  g-ekommen.  Danach  stellen  sich  also  die  Erträge 
für  (ietrcide  verhältnismäf^ig'  höher  als  für  die  Hackfrüchte.  Ihre 
Kultiir  wirtl  wohl  sorLffaltiger  betrieben,  jedenfalls  ist  Allier  ein  nicht 
unbedeutendes  Weizenpr«  >duktionsg"ebiet. 

Das  Departement  ist  aber  auch  ein  taebiet.  das  in  zunehmendem 
Maße  riie  X'iehzucht  pflt  j^t.  Noch  vor  50  Jahren  bot  der  Rindvieh- 
bestand des  Departements  AUier  ein  buntes  Bild  vcrschiedenartiL'^er 
Kreuzungstypen;  heute  jedoch  liat  die  Charolais- K  tsse  auf  der  iTvin/en 
Linie  die  zuchtwirtscliaftlichf  Mli  iilM'rrschaft  i^euoiuien.  Die  F.in- 
führung  dieses  wertvollen  \'iehschlas4^es  ist  auf  die  X'erlx-ssenniLT  <ler 
Bodenbewirtschaftnniq'  von  nicht  sjfer-jniicrem  liinfluJ'i  v^ewescn  als  die 
Bodenmeliorationen.  Sic  w  urde  ermöglicht  durch  die  starke  Entwick- 
luntf  des  1*  ulterbaues.  aljcr  die  ständiefp  Veredlung  des  Viehes  hat 
aucli  neue  Anstrengungen  notw  i-ndii.^  gemacht.  Das  ursprünglich 
eingeführte,  noch  verhältnismal Ül;  grobe  Charolais- Vieh  hat  man 
einem  nachhaltigen  Veredlungspro/eß  unterworfen  und  sich  hierbei 
auch  zeitweise  in  umfangreichem  MaCie  des  Shorthorn-Blutes  bedient. 
Nachdem  jedoch  intol^«'  der  iihermäijigen  \'er\\  endunv:  des  letzten 
stellenweise  eine  übeitriehcne.  die  Arbeitstauglichkeit  unter^ral)ende 
Verfeinerung  des  Schlages  und  eine  dem  heimischen  deschmack  nicht 
mehr  /usa^-etide  (Jualitatsfcrmung  des  Fleisches  als  unheilvolle  Folgen 
zutage  traten,  liel'i  man,  dies  züchterische  Menetekel  beherzigend, 
den  Veredler  Shorthorn  völlig  fahren  und  meilielte  d^is  Kreu/.ung.s- 
maieria.1  durch  konstante.  /ieibewuIUe  Zuchtwaiil  zu  einer  züchterisch 
homogenen  Rasse,  dem  lieutigen  Charolais- Typ.  heraus,  dem  man 

Ahhan'lliingvii  d.  sUMtKW.  Sc-niitiars  z.  Jeiia,  R<J.  II,  Ho(t  i,  12 
Hcrmea,  Der  Tvilbau  in  Ftaiikrcicii. 
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neben  der  hohen  Ent wirkhing-  der  Mastfähig^keit  auch  seine  alte  /ug- 
tauglichkeit  ncx:h  bis  zu  einem  g;ewissen  (irade  erhalten  hat.  Dies 
Tier  mit  verschiedenen  Xut/ungfsrichtungen  findet  im  Frühjahr  leb- 
haften Absatz  bei  den  Weideniitstern  in  Nievre  und  im  Herbst  bei 
den  Zuckerrübenlmuern  im  Norden. 

Die  ßetleutung  der  Viehzucht  in  den  Wirtschaften  des  L'»our- 
bonnais  ist  so  erhtl)lich.  daß  ni.m  gewohnheitsmäßig  dit^  GrAße  (ies 
erzielten  landw  irtschattlichen  I* Ortsehrittes  an  dtT  \\  ui  tssteigcr  iing 
des  unterhaltenen  Viehblapels  inißi.  i;ieiic  \Vertserh<Uiung  ist  seit 
etwa  30  Jahren  fast  überall  sehr  beträchtlich  gewesen.  Lärm  in at 
schätzt  den  Wert  des  lebenden  Inventars  in  den  alten  Wirtschaften 
von  ho—  loo  ha  auf  höchstens  2500  Frcs.,  auf  3000  Frcs.  denjenigen 
der  Übergangsperiode,  auf  1  o  000  i  2  tx  kj  Frcs.  denjenigen  der  heutigen 
raunaell  betriebenen  1  ciibauvvirtschaften  von  50— 60  ha.  C'ber  die  in 
.\llier  übliche  Art  der  Cheptelbildung  vergl.  die  Ausführungen  auf 
S.  123  ff.  Die  Stärke  des  Viehbestandes  in  den  einzelnen  Teilbauu  irt- 
schaften  schwankt  je  nach  den  verfügbaren  Futterquellen.  Gewöhnlich 
findet  man  in  einem  gut  geleiteten  reilbauhetrieb  von  etwa  60  ha 
7 — 8  Kühe,  deren  Kälber  fast  alle  zur  Aufzucht  gelangen,  um  dann 
entweder  die  ausgemerzten  Tiere  zu  ersetzen  oder  im  reifen  Alter 
verkauft  zu  werden.  Unter  normalen  Verhältnissen  finden  sich  da- 
her im  Viehbestand  6 — 8  Stück  Jungvieh  im  Alter  bis  2U  einem  Jahr, 
ebenaoviele  von  1 — i  Jahren  und  von  2—3  Jahren«  wozu  dum  noch 
6 — 8  ArbeitBochsen  hinzukommen,  so  daß  sich  eiii  Gesamtrindvieh- 
bestand  von  35—38  Stack  ergibt  Bei  ungestörter  Entwicklußg 
können  aU^ahrlicfa  4  Ochsen,  2  große  im  Alter  von  5—6  Jahren  und 
im  Gewicht  von  900— 1000  kg  und  2  kleinere  im  Alter  von  3 — 4  Jahren 
und  im  Gewicht  von  600 — 700  kg,  sowie  2 — 3  Ktlhe  zum  Verkauf 
kommen.  Die  Milch  dient  ausBchließUch  der  Kälberaufzucht  Neben 
dem  Rindviefabestand  wird  in  den  Teilbauwirtschaften  noch  ein  gröBertr 
Schweinebeatand  bis  zu  40 — 50  Stttck,  bald  zu  Zucbtzwecken,  bald 
zu  Maatzwecken,  gehalten.  Zucht  und  Mästung  des  Schweins  haben 
in  den  letzten  Jahren  eine  große  Bedeutung  erlangt,  und  gewisse 
Teilbauwirtschaften  stellen  jedes  Jahr  eine  erhebliche  Anzahl  ge^ 
mflsteter  Schweine  zum  Verkauf.  IMe  Schafhaltung  ist  von  ge> 
ringerer  Bedeutung.  Dagegen  hat  man  in  der  letzten  JjeoX.  in  den 
Teilbauwirtschaften  angefangen,  auch  der  Pferdezucht,  die  bisher  sehr 
wenig  gepflegt  wurde,  eine  größere  Berückskrhtigung  zu  sdienken. 
Auch  bei  ihrer  Ausbreitung  wirken  heute  die  Teilbauem  verständnis- 
voll mit. 
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Es  m^igen  noch  einige  kurze  Mittdltingen  Ober  die  Weinbergs- 
wirtsdiaft  in  ihrer  Beziehung  zum  Teilbau  im  AUier  folgen.  Im  sdl» 
gemeinen  ist  im  ganzen  Zentrum  die  Weinicuhur  nur  von  unter- 
geordneter Bedeutung.  In  der  Hauptsache  findet  auch  im  Allier  das 
Teilbauprinzip  auf  den  Weinbau  Anwendung.  Wo  es  sidi  nicht  um 
große  Betriebe  handelt  sind  nicht  selten  die  Wemberge  unter  die 
derselben  Besitzung  angehörenden  Teilbauern  verteilt.  Vidfach  auch 
sind  sie  an  sogenannte  „vignerons**  ausgetan,  Leute,  die  gegen  einen  Er- 
tragsanteil den  Weinberg  bestellen  und  aufler  der  Arbeit  in  diesem 
als  Tagelöhner  direkt  beim  Besitzer  beschäftigt  werden.  Schliefllicfa 
besteht  noch  ein  dritter  Modus  darin,  daß  die  ganz  vorwiegend 
Weinberg  besitzenden  Wirtschaften»  wie  im  BeaujoSais  und  Jura,  völlig 
den  Teilbauem  überlassen  sind.  In  diesem  letzten  Fall  sind  die 
Besiuungen  in  kleine  Betriebe  von  4—6—8  ha  zerl^rt,  von  denen 
der  größere  Teil  mit  Wein  bepflanzt  ist,  wflhrend  auf  dem  abrigen 
Areal  Getreide-  und  Futterbau  betrieben  wird.  In  jedem  dieser 
Icleinen  Betriebe  werden  einige  Kflhe  gehalten.  Es  scheint  dieser 
Modus  für  die  regelrechte  Ausübung  der  Weinkultur  am  förderlichsten 
zu  sein.  Der  Tdlbauer  befindet  sich  im  allgemeinen  in  aolchen  Ver- 
hältnissen, daß  er  keine  Arbeit  außerhalb  seiner  kleinen  Wirtschaft 
zu  suchen  braucht,  sondern  solche  Im  sich  in  genügendem  Umfange 
findet,  anderseits  wird  jedodi  seine  Arbeitskraft  nicht  durch  sonstige 
ausgedehnte  Kulturen  absorbiert,  wie  dies  fflr  den  Teilbauer  in 
einer  größeren  Wirtschaft  zutrifft.  Für  den  „m^tayer-vigneron**  bildet 
die  Cerealienkultur  nur  m^r  eine  Nebenbeschäftigung,  und  die  Pflege 
des  kleinen  Viehbestandes  liegt  in  den  Händen  der  Hausfrau.  So 
kann  er  sdne  ganze  Intelligenz  und  Tätigkeit  auf  den  für  ihn  wich- 
tigsten und  lukrativsten  Betriebszweig,  die  Weinkultur,  richten.  Am 
ausgedehntesten  kommt  dies«*  Bewirtschaftungsmodus  in  der  Um- 
gegend von  Saint-Pourcain  und  Qiantelle  zur  Anwendung,  d.  h.  in 
dem  speziell  als  „vignoble"  bezeichneten  Gebiete  von  Allier.  Die 
Bestimmungen  für  den  „vigneronm^e"  sind  nieist  n  in  verbal  und  be- 
ruhen auf  gewohnheitsrechtlichen  Normen.  Der  Vertrag  ist  in  dor 
Regel  einjährig  und  durch  „tacite  reconduction"  erneuerbar.  Jede  Partei 
kann  den  Vertrag  l6sen,  indem  sie  der  andern  zeitig  vor  der  Trauben- 
lese eine  Aufkündigung  zukommen  läßt.  Der  Besitzer,  der  einen 
Weinberg  anlegen  läßt»  trägt  die  ersten  Kosten  der  Pflanzung,  Be- 
arbeitung und  Düngung  des  Bodens;  er  entschädigt  den  „vigneron" 
für  die  im  Weinberg  geleistete  Arbeit  während  der  ersten  vier  Jahre, 
wo  der  Weinberg  unproduktiv  ist,  und  versieht  den  Weinberg  mit 
Kebpfählen.    Vom  fünften  Jahre  an  wird  der  Ertrag  geteilt,  und 
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zwar  in  der  Regel  zur  Hälfte,  die  Kosten  werden  zur  Hälfte  getragen, 
d.  h.  Besitzer  und  Teilbaucr  zahlen  jeder  die  Hälfte  der  Düngungs- 
kosten und  der  Kosten  für  die  neu  erforderlichen  Pfähle.  In  schlechten 
Jahren  aber  trägt  nicht  selten  der  Besitzer  alle  diese  Kosten  allein. 
Der  Xeilbauer  verrichtet  alle  Hackarbrit,  streut  den  meist  von  den 
Gespannen  des  Besitzers  herangeschafften  Dünger  im  Weinberg  aus, 
beschneidet  und  reinigt  die  Stöcke  und  nimmt  die  Traubenlese  vor. 
Die  Grundsteuer  ist  im  allgemeinen  zu  Lasten  des  Besitzers.  Die 
„metayers-vignerons"  wirtschaften  in  der  Regel  ziemlich  gut,  aber  säe 
lassen  sich  durch  das  geringste  Mißgeschick  leicht  entmutigen.  Nicht 
wenige  von  Krankheiten  heimgesuchte  Weinberge  sind  verwüstet 
liegen  gebliebeTi  und  nicht  wieder  bepflanzt  worden,  weil  es  an  der 
erforderlichen  Tatkraft  und  auch  an  dem  nötigen  Kapital  fehlte. 

Anschließend  wollen  wir  noch  durch  einige  nähere  AiHLT^^ben 
über  einzelne  Teilbau  wirtschaften  einen  besseren  Einblick  in 
einige  Details  des  Systems  zu  vermitteln  suchen. 

Als  das  bekannteste  Beispiel  seltener  I^rfolpe  mit  dem  'I*eilh:ni- 
system  wird  die  Wirtschaft  des  Herrn  Louis  I'>ignon  in  Iheneuille 
angeführt,  deren  vorzüglicher  Zustand  dem  liesii/er  schon  l^S5  die 
„prime  d'honneur",  die  vom  französischen  ],andwirtschaftsniiinsteriam 
periodisch  verteilte  höchste  Auszeichnung  für  hervorragende  landwirt- 
schaftliche Kultur,  einbrachte,  nachdem  er  20  Jahre  ihrer  Verbesserung 
gewidmet  hatte.')  Man  darf  wohl  ohne  l^bertreibung  sagen,  daß  der 
Teilbau  in  seiner  verbesserten,  tnodernen  Auss^cstaltung,  der  sogen, 
„metayage  ameliore",  untrennbar  nnt  dem  Namen  Bignon  verknöpft 
ist.  der  wohl  wie  kein  anderer  vor  ihm  durch  seine  auß<TordenÜichen 
Erfolge  in  der  Praxis  nachwies,  daß  bei  verständiger,  s.ichi^eniaf -ler  Hand- 
habung auch  das  Teilbausystem  sich  den  Anforderungen  einerneuen  Zeit 
anzupassen  vermag.  Als  Louis  Bignon  im  Jahre  1840  die  500  ha 
große  Besitzung  Theneuille  ankaufte,  hatte  man  in  dcmsell)eii  Jahre  ilort 
98  hl  Roggen  im  Wert  von  740  Frcs.  und  56  hi  Hafer  im  Wert  von 
238  Frcs.  geerntet.  Der  Viehbestand  umfaßte  58  Stück  Rindvieh, 
die  nach  dem  Urteil  von  Sachverständigen  einen  Dnrchschnittsw  en 
von  \o2  Frcs.  das  .Stück  repräsentierten.  Es  gehörten  da/u  22  Ochsen, 
etwa  20  Kühe  und  10  .Stück  Jungvieh,  die  alle  keinem  bestimnuen 
Schlag  angehorten.  Die  Wohnungen  der  Teilbauern,  in  deren  Händen 
die  Bewirtschaftung  des  Besitzes  zum  größten  Teil  lag,  waren  elende, 

I)  Vgl.  Hitier,  ii.  Louis  B^ott  et  le  mtuyge  moderne  im  «Joanial  d*igrioiIai?r 
pntique**  1906,  No.  34,  p.  237  ff. 
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unsaubere,  strohgedeckte  Hfltten,  in  denen  die  Menschen  eng  zu- 
sammengepfercht lebten.  Die  Stallungen  waren  in  einem  geradezu  un- 
beschreiblichen Zustand,  niedrig,  dunkel  und  gänzlich  verwahrlost.  Im 
Jahre  1862  schon  zählte  man  in  der  Wirtsdiaft  einen  Viehbestand 
von  etwa  200  Stück  Rindvieh,  Kreuzung  Bourbonnais-Charolats,  und 
einige  Teilbauwirtschaften  besaßen  schon  hochwertige,  reinblüttge 
Oiarolais -Tiere.  Daneben  waren  in  den  Teilbauwirtschaften  von 
TheneuiUe  zu  dieser  Zeit  etwa  600  Schafe  des  Crevant-,  Charmois- 
und  Southdown-5)cblages,  100  Stöck  Schweine.  Kreuzung  mit  eng- 
lischen Schlägen,  sowie  schließlich  15  Zuchtstuten  des  Anglonor- 
männer  Schlages  vorhanden.  Diese  völlige  Umgestaltung  war  das 
Resultat  einer  allgemeinen  Entwässerung  der  li<>den,  der  Urbar- 
machung von  Ödland,  der  Verwendung  von  Kalk,  der  Einführung 
von  Klee  und  Wurzelfrüchten,  der  Festsetzung  eines  rcgelmäliigen 
Fruchtwechsels  für  alle  Teiibaubetriebe,  der  bessern  Pflege  der  vor- 
handenen Wiesen,  der  Xcuanlatre  von  solchen,  der  Anlage  von  Bewässe- 


rung- usw.  Kurz,  die  reformierende  Hand  des  hervorragenden  Be- 
triebsleiters hatte  auf  der  ganzen  Linie  mit  dem  besten  Erfolg  ein- 
gesetzt. Daneben  waren  neue  Wohnungen,  Wirtschaftsgebäude  und 
Stallungen  in 'zweckmäßiger  Anordnung  entstanden.  Trotz  der  mit 
diesen  \'on  Grund  aus  vorgenommenen  Umänderungen  verbundenen 
hohen  Kosten  erzielte  Bignon  eine  sehr  gute  Verzinsung  seines 
Kapitals;  außerdem  hatte  er  sich  auch  die  materielle  und  moralische 
Hebung  seiner  Teilbauem  in  weitestem  Maße  angelegen  sein  lassen. 
So  bot  die  Besitzung  Tlieneuille  das  in  der  damaligen  Zeit  seltene 
hanspiel  eines  mit  dem  Teilbausystem  zu  hoher  Kultur  gebra<'hten 
Betriebes  dar.  Es  geborte  gewiß  auf  selten  des  Besitzers  ein  ungewöhn- 
lich hohes  Maß  von  technischem  Können,  wirtschaftlicher  Einsicht  und 
freudiger,  opferwilliger  Tatkraft  dazu,  um  derartige  Erfolge  einzuheim- 
sen. Und  daß  Bignon  sie  besaß,  lehrt  ein  T*)!ick  in  di<'  von  ihm  nnt- 
worfenen  Teilbau  Verträge,  in  denen  sich  z.  B.  die  fol  irrenden  l^estim- 
nniiigen  fanden:  Zu  joder  Jahreszeit  beraten  Besitzer  und  iVilbauer 
gemeinschaftlich  die  zu  verrichtenden  Arbeiten.  —  Der  Besitzer  liefert 
den  erforderlichen  Kalk,  während  dem  Teilbauem  der  Transport  ob- 
liegt. —  Die  H.tndelsdünger  werden  zur  Hälftf  gezahlt.  —  Der  Besitzer 
trägt  jedoch  die  Kosten  für  die  bei  der  Umwandluui^  von  Ackerland  in 
Wiesen  verwandten  künstliehen  IXuii^^t-r  ii<ü^/.  allein  und  v^owahrt  iloin 
T  eilbauern  ho\  gutom  Ergebnis  dieser  Meliorittion  s<jgar  aulwrtlem 
nncli  aK  Ermunterung  eine  Prämie  von  50  h>es.  für  den  Hektar.  — 
i)er  B<  sit/rr  behält  sich  die  oberste  I  t  itung  und  Uborwa«  huntj  der 
Arbeiten  \ür  usw.  —  Das  gerade  erscheint  als  das  charakteristische 


Digitized  by  Google 


—     I82  — 


Moment  in  diesem  ganzen  Umformungsprozeß^  daß  eben  der  Besitzer 
selbst  stets  an  der  Spitze  des  Betriebpganges  gestanden  und  nie  die 
Zagel  aus  der  Hand  hat  fahren  lassen.  Unter  der  Leitung  des  Sohnes 
Louis  Bignons  ist  die  Wirtschaft  Theneuille  einer  immer  weiteren 
Vervollkommnung  entgegengefahrt  worden  und  hat  ihren  alten  Ruf 
in  würdigster  Weise  gewahrt 

Die  werbende  Kraft  von  Theneuille  blieb  nicht  aus.  In  zunehmen- 
dem Maße  fanden  die  bewährten  Grundsätze  von  Bignon  in  die  Teil- 
baubewirtschaftung anderer  Gegenden,  besonders  aber  in  seinem  Hei- 
matdepartement AUier  Eingang.  Während  früher  Theneuille  einer  ein- 
samen Oase  in  einem  rückständigen  Gebiet  glich,  hat  die  inzwischen 
von  einer  großen  Reihe  Besitzer  im  Geiste  Bignons  in  ihren  Teü- 
bauwirtschaflen  geleistete  Arbeit  die  Unterschiede  mehr  und  mehr 
verwischt.  Das  mögen  noch  kurz  die  folgenden  Ausführungen 
über  einige  Wirtschaften  dartuu.  denen  wir  einiges  voraufschicken 
müssen. 

Um  zur  weiteren  Ausbildung  und  Förderung  des  von  ihm  zu  so 
hohen  Ehren  gebrachten  Teilbaues  stetig  beizutragen,  hat  Bignon  im 
Jahre  1904  (zwei  Jahre  vor  seinem  Tode)  lier  ..Societe  nationale  d'ayri- 
culture  de  France"  eine  Schenkung  von  jootx)  frcs.  vermacht,  dere:; 
jahrliche  Zinsen  die  G«»ellschaft  dazu  verwenden  soll,  Prämien  an  die- 
jenigen Teilbaubetriebe  zu  verteilen,  die  wegen  ihrer  ganzen  Bew  irt- 
schallungsweise,  ihrer  Vielizucht,  ihrer  Meliorationen  und  der  guten 
Beziehungen  zwischen  Besitzer  und  Teilbauer  als  wirkliche  Muster- 
beispiele betrachtet  werden  können.  Intoigedessen  hat  die  (Tesell- 
schati  im  Einverständnis  mit  dem  Stifter  beschlossen,  jedes  zweite 
Jahr  «  itien  Wettbewerb  zwischen  den  Teilbauwirtschaften  ilesselbt-n 
Deparieni»  lUs  zu  veranstalten  und  hierfür  einen  Preis  von  lüool  rcs. 
für  den  I  eilbauer  und  eine  große  goldene  Medaille  von  200  Frcs.  für 
den  Besitzer  der  besten  Wirtschaft  auszusetzen.  Die  Reihe  der  De- 
partements für  die  Wettl^ewerbe  ivi05  — if^i5  hat  die  Gesellschaft 
bereits  festgesetzt.  Den  ^Vnfang  eröffnete  sie  IQ05  mit  dem  Zen- 
trum, wo  der  Teilbau  ja  seine  besten  Erfolge  gezeitigt  und  liignon 
sein  Lebenswerk  im  Teilbau  verrichtet  hat.  Allier  w  av  als  erstes  De- 
partement ausersehen,  17  Betriebe  nahmen  teil;  nach  eingehender 
Prüfung  der  \\>n  den  teilnehmenden  Betrieben  eingesandten  Berichte 
über  die  Wirtschaft  wurden  sie  von  einer  Kommission  eingehend  be- 
sichtigt, unil  V  ier  wurden  als  besonders  würdig  befunden.     Es  wareii  dies 

I )  Siehe  Sociötc  nationale  d'agricii^uirc  de  France.  Rapport  sur  \n  r('*cnmp«-nM.*4  de«:- 
neos  dans  la  söance  publique  solenuelle  du  20  dioenibre  1905.  Paris  1905.  Bertcht  von 
Hiiicr,  S.  8  ff. 
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Teitbauer  Fran^ois  Gidel,  Wirtschaft  La  Valette. 
TeUbauer  Claude  Peronnet,  Wirtschaft  Les  Carriots, 
Teilbauer  Jean  Dauprat,  Wirtschaft  Chez  P6ret,  und 
Teilbauer  Gilbert  Thierry,  Wirtschaft  Les  Blanchards. 

In  allen  vier  Teilbauwirtschaften  bildet  die  Viehzucht  die  Haupt- 
ein nahm  equ  eile;  ihr  hoher  Stand  findet  in  den  zahlreichen,  die  Wände 
der  Stallunj^en  zierenden  Ausstellungspreisori  seinen  äußerlich  sicht- 
baren Ausdruck.  In  jeder  Teilbau  Wirtschaft  sitzen  mehrere  Familien, 
so  in  La  Valette  3.  Les  Garriots  4,  Chez  Peret  3  und  in  Les  HIanchards 
4.  Die  sehr  zahlrei(  hen  Faniilit  n  teilen  die  Erträge  gleichmäßig 
unter  sich,  sn  daU  alle  ihre  Glieder  an  tletn  Erfolg  aller  Wirtschafts- 
maßnahmen direkt  interessiert  sind.  Außer  den  1  .unilit  nnuLglicdern 
werden  in  den  vier  Teiluau  a  u  tschaften  auch  noch  ständige  fremde 
Hilfskräfte  beschäftigt,  1  in  La  \'alette.  6  in  Les  Carriots,  4  in  Chez 
Peret.  7  in  Les  Blanchards,  und  in  der  Erntezeit  treten  hierzu  zeit- 
weise noch  weitere  Arbeitskräfte. 

Im  einzelnen  möge  über  die  vier  prämiierten  Teilbauwirtschaften 
noch  folgendes  mitgeteilt  werden. 

Die  Wirtschaft  1  a  X'alelte  bildet  eine  der  1  2  Teilbauwirtschaften 
des  Herrn  \'acher  zu  Montmarault,  dessen  iiesitz  ein  Gesamtareal 
von  700  ha  umfaßt.  Herr  Vach  er  gilt  als  einer  der  tüchtigsten  Land- 
wirte des  Departements  Allier  und  genießt  namentlich  als  Charolais- 
Züchter  einen  hohen  Ruf.  Er  ist  überzeugter  Anhänger  des  Teilbau- 
system.s,  das  er  auf  seiner  Hesitzung  zu  hoher  Vollkommenheit  aus- 
gebildet hat.  Es  sind  in  den  einzelnen  Teil  bau  wirtschaften  in  den 
letzt'Mi  30  Jahren  völlig  neue  Gebäude  aufgefülirt  worden,  die  allen 
Anforderungen  der  mo<lernen  Bautechnik  imd  Hygiene  entsprechen. 
Jede  Teilbau  Wirtschaft  besitzt  eine  kleine  landwirtschaftliche  Hililiothek. 
die  der  Besitzer  auf  seine  Kosten  eingerichtet  hat  und  fortlaufend 
unterhält.  Außerdem  läßt  der  Besitzer  bei  den  einzelnen  Teilbauern 
landwirtschaftliche  Zeitungen  zirkulieren.  L'm  in  den  Teilbauwirt- 
schafien  die  jüngeren  Dienstboten  und  auch  die  Kindt  r  der  Teilhauern 
zurückzuhalten,  hat  Vacher  besondere  st>zia!e  Einrichtungen,  so  eine 
AUers\ersicherung  der  Teilbauern  und  Arbeiter,  auf  seine  Kosten 
begrüiuh  t.  l'berhaupt  drückt  sich  in  den  ganzen  \  ertraglichen  Be- 
ziehuni^en  zwischen  Herrn  VacluT  und  seinen  ieilbauern  eine  tiefe 
soziale  Einsicht  des  Besitzers  aus 

In  den  Teilbauwirtschaften  des  Herrn  Vacher  ist  in  den  letzten 
20 — ^  ^o  Jahren  das  Ackerarcal  ztiQimsten  der  standi'j*Mi  I  uUeriiachen 
wesentlich  eingeschränkt  worden,  was  aber  wieder  anderseits  eine 
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intetisivcre  Rcwirtschaftuns^  des  ersten  ermög-lichte.  So  weist  dt-r 
RoiTi^^enbau  eint-n  pn li^ressiveii  R üekgaiivi'  auf,  während  der  tr;il.  -r 
kaum  i^ebaute  Weizen  <Mne  /unehmeiide  Bedeutung  erlangt  haL 
DtUii'ben  ist  auch  dem  1  lack  fruchtbau  eine  immer  i^TolV^r«-  Flacbe 
eingeräumt  worden.  Entsprechend  dieser  g^anzen  Betriebsumgeslaliung^ 
war  eine  Vermehrung  des  Viehbestandes  /u  verzeichnen.  Alles  Vieh 
wird  in  den  Wirtschaften  selber  gezüchtet  und  mit  Hafer  Gerste  und 
Kartoffehi  ausgem.istet. 

Di"  folgende  Zusammenstelhing  zeigt  die  Zunahme  des  Wertes 
des  Viehbestandes  in  drei  Teilbauwirtschaften. 


La  Ga 

(iesamtwert 
des  Rind> 
Viehbestandes 

Frei. 

ud  i6rc 

Durchschnittl. 
Lebendgewicht 
von  I  Stück 

Rin(l\  if'h 

La  Grane 

Gesiimtwcrt 
des  Rind- 
Viehbestände« 

Fns. 

Ic  Valette 

DurchM:hnitil. 
Lebendgewicht 
von  I  Stuck 
Riodrieh 

La  Petit 

Gesamtwert 
des  Rind- 
vichfaeslaiideü 

Frei. 

c  Valette 

Durchschnittl. 
I.ebendj;e  wicht 
\>'r.   1  Stuck 
Rindvieh 

i»8o 
1890 
1900 

8  -32 
10  500 
18865 

150—250 

250-350 
450—500 

7  800 
17  000 
16000 

250—300 
300 — 400 
500-560 

6300 
7200 
9600 

300-350 
350 — 40Ü 
550—600 

Nach  diesen  erläulenulen  Mitteilungen  gehen  wir  zur  bonder- 
bes])re<  hung  der  bei  dem  Wettbewerb  Bignon  prämiierten  Wirtschaft 

La  Valette  über. 

Die  Wirtschaft  !.a  Grande  Valette  unifal')t  gegenwärtig  55  ha, 
davon  30  ha  Ackerland  und  etwa  ^5  ha  standige  Futterflächen  Der 
Tcilbauer  (lidel  ist  i6tö  mit  seinen  Kitern  in  La  Valette  eingezogen 
und  ihnen  in  der  Bewirtschaftung  gefolgt.')  Gide!  ist  heute  56  Jahre 
alt;  seit  1873  verheiratet,  ist  er  Vater  von  drei  Kindern;  ein  31  jähri- 
ger, \  erheirateter  Sohn,  selbst  Familienvater,  arbeitet  mit  in  <ler 
Wirtbchrfft,  ebenso  ein  21  jähriger,  gleichfalls  verheirateter  S.  hn. 
während  eine  29  jährige  Tochter  an  einen  benachbarten  Landwirt  \  er- 
heiratet ist.  In  den  letzten  30  Jahren  ist  die  Wirtschaft  La  Valette 
ein*'!-  völligen  Umgestaltung  unterzogen  worden.  Di«-  urs]irüngliche 
hf)ehst  schwierige, Aufgabe,  die  sich  dem  Besitzer.  Herrn  Vacher.  dar- 

1)  Moncelon,  der  den  Betrieb  La  Petite  Valette  bewtfiscihaftet»  ist  hietin  vor 
28  Jahren  seinem  Onkel  gefolgt;  seit  über  100  Jahren  li^  hier  die  Bewtodhaftung  in  den 

Händen  derselben  Familie.    Zwei  Mitglieder  der  Familie  Gidcl  von  La  Grande  Valette 

haben  vor  lO  Jahren  den  Betrieb  l^i  (laudiere  übernommen,  wo  sie  ui  Stelle  der  F.imihe 
Boizar«!  traten,  di^  thrcr<ieit«!  So  j.ihrr-  Iin-^  in  (]ct  Wirtschaft  saß  und  «sie  verließ,  unj 
sich  aul  ihren  mit  den  gemachten  Ers|>arni!>sen  käutlich  erworbenen  Besiu  im  Werl  von 
über  80000  Ftcs.  zurttcksuxlehen. 
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bot,  bestand  in  folgendem:  Beseitigung  des  stellenweise  jegUcbe 
Kultur  verhindernden  massiven  Felsgesteins»  Verbesserung  von  niedrig 
gelegenen  Wiesen,  Anlage  neuer  Wasserwiesen  an  den  H&ngen, 
Auffangen  des  Wassers  durch  Drainage  filr  die  Bewässerung.  Die 
Beseitigung  der  Felsgesteine  war  die  erste  Aufgabe,  der  Vach  er 
sich  unterzog,  und  im  Verlauf  von  lo  Jahren  hat  er  teils  durch 
Pulver,  teils  durch  Dynamit  3000  cbm  Granitfelsen  gesprengt  Diese 
Felsgesteine  fanden  dann  Verwendung  als  Baumaterial  bei  den  Drai- 
nagen usw.  sowie  zur  Anlage  guter  neuer  Feldwege  in  der  Wirtschaft. 
Bei  ^len  diesen  Arbeiten  ist  Vacher  von  seinem  Teilbauem  Gidel 
in  tatkräftigster  Weise  unterstützt  worden.  Zum  Auifangen  des  Wassers 
aus  dem  höho'gelegenen  Terrain  sind  mehr  als  5000  m  Draini^e 
ausgeführt  worden,  und  das  Wasser  wird  in  Reservoirs  für  die  Zwecke 
der  Bewässerung  ges»nmelt.  2000  m  Drainage  sind  zur  Entwässerung 
der  niedrigen  und  feuchten  Ländereien  angelegt  worden.  Den  Maß- 
nahmen der  Felsentfernung,  Drainage  und  Bewässerung  schloß  sich 
die  Verbesserung  der  chemischen  Bodenbeschaffenheit  an,  bei  der 
Kalk  und  Fbosphorsäure  für  den  Boden  granitischen  Ursprungs  natur- 
gemäß die  hervorragendste  Rolle  spielten.  An  die  Stelle  der  alten 
Fruclitf<dge:  Brache,  Roggen,  Hafer,  ist  heute  in  La  Valette  der 
folgende  Fruchtwechsel  getreten:  1.  Kartoffeln,  2.  Weizen  oder  Rog- 
gen, 3.  Hafer  oder  Gerste,  4.  und  5.  Kleegrasgemenge.  Die  der 
Futtererzeugung  dienende  Fläche  hat  sich  hierdurch  erheblich  ver- 
mdhrt,  und  dadurch  ist  die  bessere  Ernährung  eines  dazu  größeren 
Viehbestandes  ermöglicht  worden.  Im  Jahre  1867  ergab  die  Ab- 
schätzung des  Cheptel  von  La  Valette  einen  Wert  von  5400  Frcs., 
im  Jahre  1904  dagegen  genau  20550  Frcs.  Der  Anteil  des  Besitzers, 
der  im  Anfang  nur  1200  Frcs.  betrug,  stellt  sich  heute  auf  9000  Frcs. 
Das  ganze  in  I^  Valette  aufgezogene  Rindvieh  gehört  dem  Charolais» 
Schlag  an  und  ist  von  ausgezeichneter  Beschaffenheit  und  größter  Aus* 
geglichenheit.  Die  Schafe  sind  Southdown-Kreuzung  (30  Mutterschafe 
mit  ihren  I^mmern),  und  die  Schweine  ( 1 2)  gehören  dem  CraonnaiS' 
Typ  an.  Alle  diese  Tiere  werden  fett  verkauft,  wobei  als  Mastfutter 
neben  gekochten  Kartoffeln  Futtermehl  und  Kuchen  zur  Verwendung 
kommen. 

Der  Fortschritt  in  der  Bewirtschaftung  findet  auch  im  rechne- 
rischen Ergebnis  einen  Ausdruck.  Im  Jahre  1880  stellte  sich  der 
Anteil  des  Besitzers,  d.  h.  sein  reines  Einkommen,  auf  1980  Frcs. 
1899  dagegen  auf  4666  Frcs.  Noch  mehr  aber  als  die  pekuniäre  Lage 
des  Besitzers  hat  sich  die  des  Teilbauern  verbessert.  Nach  der 
Abrechnung  vom  11.  November  1904  hat  Vach  er  seinem  Teilbauem 
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Gidel  3129  Frcs.  als  reinen  £rtraj;r  aus  den  Vidiverkäufen  ausgrezahlt, 
und  dieser  Betrag  kam  zu  demjenigen,  der  seinem  Kornanteil  ent^ 
sprach,  nämlich  1743  Frcs.  Wenn  man  bedenkt,  daß  diese  in  ver- 
hältnismäßig kurzer  Zeit  durch ir^^führte  Botriebsumgestaitung  auf  einem 
von  Natur  aus  sehr  armen  und  flachgründigen,  also  sowohl  chemisch» 
wie  physikalisch  ungünstig  gestellten  und  noch  dazu  in  höherer  Lage 
^490  in)  befindlichen  Boden  vor  sich  ging,  so  wird  man  die  (irOfie 
dieses  mit  dem  Teilbau  erzielten  Erfolges  in  La  Valette  unumwunden 
anerkennen  müssen. 

Der  Teilbauer  Claude  Peronnet  bewirtschaftet  südlich  von 
Moulins,  in  der  Nähe  von  Bessay,  den  Betrieb  Les  Carriots,  der  un- 
gefähr 95  ha  groß  ist,  davon  55  ha  Ackerland,  25  ha  Wiesen  und 
14  ha  Weiden.  Besitzer  ist  M.  Corne,  der  Vizepräsident  der  l^nd- 
wirtischaftstresellsrhaft  von  Allier.  Auch  hier  sind  große  Verbesse- 
rungen \t)ii  Hcsit/er  und  Teilbauern  gemeinschaftlich  durchgeführt 
worden,  ehe  die  Wirts<'haft  ihren  heutigen  hohen  Kultiirstand  erroirht 
hat.  \)or  Hoden  der  Wirtscliaft  ist  in  seinem  j^rößten  Teil  armer 
durchlcissiger  Sandboden,  iler  nur  stellenweise  durch  eine  Tonauf- 
lagerung  eine  bessere  Beschaffenheit  zeij^t.  Aueh  hier  ist  eine  be- 
sondere Aufmerksamkeit  der  Ausdehnung  des  Futterbaues  durch  Kr- 
moglichung  der  Bewässenuv^r  geschenkt  worden.  Besondere  Fruah- 
nung  verdient  der  aiistfezeichnete  Betrieb  einer  reinen  Charolais-Zucht 
in  I  es  (  arriots,  di*'  sich  eines  ausgedehnten  Rufes  erfreut,  und  auf  den 
jährlichen  in  Moulins  stattfindenden  Schauen  für  männliches  Zucht- 
vieli  Pjullenkälber  zu  Preisen  von  500 — looo  Frcs.  absetzt.  i)er  \  "'llig 
dem  reinen  Charolais-'l  vp  angehörende  Cheptel  umfaßt  außer  iS  Kühen 
und  etwa  30  Stück  Jungvieh  von  1-  2  Jahren  14  Ochsen.  4.?  Schate 
und  30  Lämmer  sowie  25  —  t,o  Schweine  vervollständigen  den  Cheptel. 
dessen  Wert  heute  auf  VM^'^'  Frcs.  geschätzt  wird,  wahrend  er  1B63 
nur  15000  Frcs.  betrug,  und  d«»  h  war  der  Zustand  des  Cheptel  und 
der  g^an/.en  Bewirtschaftung  auch  schon  zu  jener  Zeit  derart,  daß 
die  1  .andwirtsclKiftsgesellschaft  von  Allier  der  Teilbauerfamilie  Pe- 
ronnet in  l.es  ( "arrii>ts  einen  Preis  für  gute  Bewirtschaftung  \  erheb. 
Außer  der  Zucht  betreibt  Peronnet  auch  noch  Mast,  sowohl  auf  dvT 
Weide,  als  im  Stall,  wobei  Futterrüben,  (lerstenmehl  und  Kuchen  be- 
nutzt werden.  Der  jiüiriiche  ( lesanUerlus  aus  den  \'ieh Verkäufen  be- 
läutL  sich  auf  12000  — 14000  Frcs.,  was  iür  den  reilbauer  eine  Ein- 
nahme von  6000— 7tH>(>  Frcs.  bedeutet,  zu  der  dann  noch  sein  Anteil 
an  (ietreide  (Weizen)  mit  ungefähr  ^,000  Frcs.  hinzukommt,  femer 
sein  Anteil  an  dem  Verkauf  der  ni(  ht  vom  Vieh  konsumierten  Gerste 
und  des  Hafers  1000  Frcs.,  s*,)  daß  als«»  die  durchschnitlüchen  Jahres- 
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«nnahmen  des  Tdlbauern  über  1 1  ooo  Frcs.  betragen.  Die  Familie 
Peronnet  siUt  seit  1826  auf  Les  Carriots,  und  als  im  Jahre  1896 
die  Sodete  des  Agticulteurs  de  France  anläßlich  der  landwirtsdiaft« 
liehen  Regionalausstellung-  in  Moulins  für  den  Repräsentanten  der 
wegen  des  Atters  und  der  Dauer  ihrer  IMenste  oder  ihrer  landwirt- 
schaftlichen Tätigkdt  würdigsten  Familie  des  Departements  einen 
Kunstgegenstand  aussetzte,  fiel  die  Wahl  der  Delegierten  einstimmig 
auf  den  damals  72jährigen  Gervais  Peronnet.  Vorsteher  der  den 
Betrieb  bewirtschaftenden  Teilbauerfamilie.  Seitdem  ist  einer  seiner 
Söhne,  Claude  Peronnet,  der  heute  im  Alter  von  56  Jahren  steht, 
an  seine  Stelle  getreten.  Dieser,  im  Verein  mit  seiner  sajährigtm 
Frau,  und  unterstützt  von  seinen  drei  Söhnen  im  Alter  von  28,  26 
und  17  Jahren,  seiner  58jährigen  verwitweten  Schwester,  deren 
36 jähriger  Tochte  r  und  seines  17  jährigen  Enkels,  hat  das  hohe  land- 
wirtschaftliche Ansehen  von  i.es  Carriots  ^u  erhalten  und  vermehren 
gewußt. 

Der  dritte  Teilbauer  ist  Jean  Dauprat  aus  der  Wirtschaft 
Chez  Peret  Besitzerin:  Frau  Jardet  Die  I^ndereien  dieser  40  ha 
großen  Wirtschaft  sind  viel  fruchtbarer  als  die  der  \ '  rberbesprochenen ; 
es  hat  aber  auch  hier  mannigfacher  Boden melioratlonen  durch  Ent> 
wiLsserung,  starker  Anwendung  künstlicher  Düngemittel  usw.  bedurft, 
ehe  sie  zu  ihrer  vollen  Ertragsfälligkeit  gelangten.  Heute  werden  in 
der  VV^irtschaft  Getreideernten  erzielt,  die  sich  denen  in  intensiv  be- 
triebenen Rüben  wirtschaften  an  die  Seite  Stellen  können:  Weizen 
35 — 42  hl,  Hafer  50—70  hl  vom  Hektar. 

Der  in  Chez  Peret  befolgte  Fruchtwechsel  lautet:  Hackfrucht 
(Futterrüben).  Weizen.  Gerste,  Luzerne  (3  Jahre),  Weizen.  Die  Wirt- 
schaft verfügt  über  keinen  Hektar  ständiger  Futterflachcti,  .iber  alle 
8  Jahre  kehrt  Luzerne  auf  demselben  Boden  wieder,  und  es  hndet  ein 
unifant,rreicher  .\iibau  von  Futterrüben  statt.  Das  V'ieh  wird  da.s  ir<'»nze 
Jahr  über  ini  Stall  gehalten.  Im  Mittelpunkt  des  Vielihaltunj^sbetricbe.s 
steht  die  Riiulvieh-  und  llaminehuast,  und  zwar  werden  die  liere 
im  jungen  Alter  geniastt^t,  das  Rindvi<  ii  /.  H.  im  .Mtcr  \*'n  1=,  Mo- 
naten bis  zu  2  Jahren.  Zur  ist  liefert  die  Wirtschaft  seihst  1  utter- 
rüben,  Luzerne.  Gerste,  waiireiid  von  außen  noch  Kraftfuttermittel 
zugekauft  werden.  Während  der  Cheptel  nur  aus  2  Paar  (  )<  hsen 

und  s  Kühen  bestand,  umfal't  er  heute  auHer  4 — 6  Arbeitsochsen, 
12  Kühr  der  .Shorthorn-Charoiais-Kreu/unv:  mit  N.u  hzucht,  i5oS<>utli- 
down-Hammel  und  Schweine  der  ( VaMtmais-Rasse. 

Der  alte  leilbauer  ist  heute  60  Jahre  alt;  als  armer  Mann,  der 
soeben  seine  Frau  verloren  iiatte,  kam  er  im  Jahre  1Ö00  mit  fünf 
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kleinen  Kindern,  deren  ältestes  noch  nicht  ii  Jahre  alt  war.  nach 
Che2  P^ret  und  wurde  wegen  seiner  energischen  und  vertrauensvollen 
Zuversicht  von  dem  damaligen  Besitzer  Jardet  trotz  sdner  Armut  als 
Teilbauer  angenommen.  Heute  hat  er  die  Leitung  der  Wirtschaft 
einem  sdner  Söhne  übertragen,  der  jetzt  52  Jahre  alt  ist  und  mit 
seiner  Frau,  einer  seiner  Tochter  mit  ihrem  Mann  und  Kindern 
sowie  einer  andern  nicht  verhdrateten  Toditer  in  der  Wirtscliaft 
tätig  ist 

Eine  andere  Teilbau  Wirtschaft  von  Frau  Jardet,  Les  Blanchards, 
welcher  der  Teilbauer  Gilbert  Thierry  vorsteht,  bietet  ähnliche  Ver> 
hältnisse  wie  Chez  Peret,  und  es  wird  in  der  55  ha  großen  Wirtschaft 
derselbe  Fruchtwechsel  innegehalten  wie  dort  Die  heutigen  Getreide^ 
ertrage  stellen  sich  für  den  Hektar  auf  34  hl  Weizen,  45  hl  Gerste, 
54  M  Hafer. 

Der  Cheptel  besteht  aus:  4  Arbeitsochsen,  2  Stieren,  12  Kühen, 
25  Färsen  und  Kälbern,  4  Southdown-Böcken,  100  Schafen  und  Läm* 
mem,  4  Zuchtsauen  und  jungen  Schweinen.  Der  Wert  des  Cheptd, 
der  vor  50  Jahren  auf  2230  Frcs.  geschätzt  wurden  beträgt  heute 
22000  Frcs.,  und  der  Anteil  des  Teilbauern  hieran  stellt  sich  auf 
10165  ^Tcs, 

Auch  hier  liegt  der  Schwerpunkt  des  Etetriebes  in  der  Rindvieh- 
und  Schaf mast,  die  im  Stalle  vorgenommen  wird;  der  Teilbauer  kauft 
alljährlich  etwa  250  Ctr.  Kraftfuttermittet  zu.  Jedes  Jahr  werden  im 
Winter  45 — 50  Stück  Vieh,  die  teils  der  eigenen  Zucht  entstammen, 
teils  von  außen  zugekauft  werden,  gemästet  außerdem  noch  50  Hammel. 
Der  dem  Teilbauem  aus  der  Mast  zufließende  reine  Ertrag  wird  auf 
rund  4000  Frcs.  veranschlagt.  Einen  wichtigen  Verkauf^xisten  bildet 
auch  das  (vetreide,  von  dem  der  Teilbauer  alljährlich  für  2500*^3000  Frcs. 
verkauft  Alles  In  allem  zeigt  der  Betrieb  das  Bild  einer  intensiven 
Bewirtschaftung.  An  der  Spitze  der  den  Betrieb  bewirtschaftenden 
Hausgemeinschaft  steht  der  jetzt  62  jährige  Gilbert  Thierry;  außer 
ihm  sind  tätig  sein  37  jähriger  Sohn,  seine  68jährige  Schwägerin,  sein 
Neffe  und  seine  Enkelkinder.  11  Familienmitglieder  sind  in  l^es 
Blanchards  tätig  und  daneben  noch  7  Dienstboten  (2  weibliche  und 
5  männliche),  von  denen  einer  bereits  seit  21  Jahren  im  Dienst  des 
Teilbauern  steht*) 

Ij  Di<!  <irolinimi?r  der  jel/ij;cn  Besitzerin  in  Lei.  Bianchardü  schioü  im  Jahre 
mit  dem  Valer  des  Teilbauem  G.  Thierry  einen   i jährigen  Teilbauvertrag,  der  aber  in 
Wirklidikdt  heute  noch  kein  Ende  gefunden  hat.   Einige  Bestimmungen  ann  diesem  alten 
Teilbauvertrag  verdienen,  hier  mitgeteilt  zu  werden,  da  aie  einen  ariten  fortsdirittitchefi  Geilt 


Digitized  by  Google 


—    iSg  — 

Rechnerische  Ergebnisse  in  Teilbauwirtschaften. 

£s  ist  sehr  schwer,  über  die  rechnerischen  Ergebnisse  in  Teil' 
bauwirtschahen  exakte  einwandfreie  Daten  zu  gewinnen,  da  es,  wie 
schon  erwähnt,  in  diesen  vielfach  an  einer  genauen  BuchfOhrung 
völlig  fehlt  und  die  Besitzer  solcher  Wirtschaften,  wo  genau  Buch 
geführt  worden  ist«  meist  sehr  wenig  mitteilsam  nach  der  erwähnten 
Richtung  sind,  indem  sie  befürchten,  durch  dn  größeres  Entgegen- 
kommen gegen  den  Ausfrager  leicht  einen  Anlaß  zum  kräftigeren 
Anziehen  der  stets  drohenden  Steuerschraube  geben  zu  können.  Es 
liegt  daher  gar  nicht  in  unserer  Absicht  und  wäre  uns  auch  gar 
nicht  möglidi,  hier  an  der  Hand  von  Ziffern  ein  getreues  Bild  von 
der  Rentabilität  des  Teilbaues  zu  entwerfen,  da  auch  bei  den 
wenigen  erhältlidien  Daten  eine  Nachprüfung  gar  nidit  durchführbar 
ist  und  noch  mehr  müssen  wir  aus  diesem  Grunde  darauf  verzichten, 
mit  Hilfe  solcher  Daten  einen  gültigen  Vergleich  zwischen  dem 
Teilbau  und  den  andern  Bewirtschaftungsmodi  in  ihrem  gegenseitigen 
Rentabilitätsverhältnis  zu  zidien.  Wenn  wir  gleichwohl  ^mge  Ziffern 
hierüber  veröffentlichen,  so  geschieht  dies  nur  zu  dem  Zwecke,  einen 
näheren  Einblick  in  die  Art  der  Abrechnung  in  den  rationell  be- 
triebenen Teilbauwirtschaften  des  Allier  und  das  finanzielle  Ergebnis 
für  den  Teilbauer  zu  ermöglichen. 

Zunächst  lassen  wir  einige  Ziffern  von  Vacher  über  die  in  seinen 
drei  oben  envrihntcn  Teilbauwirtschaften  erzielte  Steigrerung  seines 
Einkommens,  d.  h.  seines  Anteils  am  Wirts(  Iiaftsreinertrag,  folgen. 
Die  Zahlen  geben  also  keineswegs  den  reinen  Wirtschaftsertrag,  sondern 
nur  das  tatsächliche  Einkommen  des  Hesitzers  an;  aber  trotz  dieses 
und  des  weiteren  Umstandes,  daß  die  von  \'aclier  mitj^eteilttMi  Ziffern 
ziemlich  summarisch  erscheinen,  k  <nnen  sie  doch  als  Vergleichszahlen 
für  verschiedene  Wirtschaftsjahre  hier  angeführt  werden. 

<ler  Besitierin  erkennen  laaaen  und  wiedcrnm  xeigen,  daJl  Kucb  schon  in  jener  Zeit  die  TetU 
bnuinstitution  nidit  ohne  weiteres  j«^icbe  landwirtschaftliche  Verbesserung  aussdilolf. 

Artikel  l:  Der  Teill)aucr  v.  rpflichtcl  sich,  in  der  Wirtschaft  den  von  der  Ucsitzerin  an- 
pcpehonen  b jährigen  Fruchiwcrhsr!  oinzuhalteii.  Artikel  2:  Di-  Fniditfi  1^;^  ist  wie  nach- 
stellend (esi^cseUt:  alljährlich  werden  3,0  ha  mit  Kiirtoflelu,  Futtcrruhen,  idlH)bi)cn,  Lein 
und  Wicken  bestellt,  3,^ba  mit  Raps,  Bohucn,  Wicken,  P(erdebdin«i,  3.6  ba  mit  Klee. 
10,72  ba  mit  Winter-  und  Sommergetreide.  Außerdem  werden  8  ba  mit  Gniigemenge, 
Lu/erno  oder  Esparsette  eingesät.  Artikel  4:  Bei  diesem  Fruchtwechsel  wird  niemals 
2  Jahre  hintereinander  auf  demsellien  Boden  Getreide  geliaiu.  Artikel  5:  L'm  die  Hack- 
fruchtkultur  /u  fördern,  verpflichtet  sieh  di^  P..  siizerin,  dem  Tcilbauem  iür  je  Jl  Ar  gut 
bc-steilter  und  bearbeiteter  Kartoffeln  und  l'uiicrrtiU'n  8  Krc».  /.u  zahlen. 
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Wir  geben  nun  dazu  tkber,  einen  Teil  der  von  Herrn  Garidel» 
einem  der  hervorragendsten  Landwirte  des  Departements  AUier,  ver* 
öffentlichten  redinerischen  Ergebnisse  seiner  sechs  Teitbauwirtsdiaften 
für  die  Jahre  1875 — 187g  etwas  ausfflhrltcher  mitzuteilen.  Zwar  sind 
dies  etwas  ältere  Angaben,  aber  fOr  unsern  Zweck  reichen  auch  diese 
vonig  aus,  ja.  es  erscheint  fraglich,  ob  fQr  die  neuere  Zeit  bessere 
und  ausfiüirlichere  Angaben  zu  erhalten  waren. 

Es  handelt  sich  um  sechs  in  den  Kantonen  von  Souvigny  und 
Lurcy-Levy,  in  der  Umgegend  von  Bourbon-rArchambault  gelegene 
Teilbauwirtschaften,  die  zur  Zeit  der  Abrechnung  bereits  seit  23  Jahren 
Im  Teilbau  bewirtschaftet  wurden,  und  zwar  unter  tätiger  Mitwirkung 
des  Besitzers»  der  nie  die  Oberleitung  aus  der  Hand  g^egeben  und 
selbst  stets  genau  Buch  geführt  hat  Für  die  peinliche  Genauigkdt 
der  von  ihm  mitgeteilten  Ziffern  (vergl.  die  Übersicht  auf  S.  192 
oben  (  verbürgt  sich  Garidel  voll  und  ganz. 

Zu  dieser  Übersicht  ist  zu  bemerken,  daß  mehrere  Wirtschaften, 
so  B,  C.  D.  E,  alte  und  ziemlich  schlechte  Gebäude  haben,  deren  Wert 
im  Durchschnitt  kaum  10  000  Frcs.  erreicht,  während  der  Gebäude- 
wert  in  ähnlichen  Wirtschaften  des  D<  partements  im  allgemeinen  15000 
bis  18000  Frcs.  beträgt  Femer  bleibt  in  den  Wirtschaften      C  und 
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deren  Vertragf  damals  20  Jahre  zurackreichte,  der  Viehbestand 
unter  der  für  Wirtschaften  ahnlichen  Umfiings  geltenden  Norm.  Das 
vom  Teilbauem  in  der  Wirtschaft  beigesteuerte  Kaintal  iiesteht  in  der 
Hälfte  des  Wertes  des  Viehbestandes  Aber  den  vom  Besitzer  gestellten 
Cheptel  hinaus.  Betspiel:  Einem  Teilbauem  wird  vertragsmäßig  ein 
Viehbestand  im  Werte  von  10000  Frcs.  übeisgeben;  die  bei  seinem 
Antritt  vorgenommene  Abschätzung  ergibt  einen  tatsächlichen  Wert 
des  augenblicklich  vorhandenen  Cheptel  von  15000  Frcs.,  und  der 
Teilbauer  zahlt  die  Hältte  der  Differenz  von  10000  und  15000  Frcs., 
also  2500  Frcs.  Danach  stellte  sich  in  den  sechs  Teilbauwirtschaften 
von  Garidel  das  von  den  Teilbauern  hineingesteckte  Kapital  am 
II.  November  1879  wie  folgt: 


Wirtsdkaft 

A 
B 

C 
D 
E 
F 


Höhe  des  vom  Teilbauem 
gestellten  Kapital« 
Frei. 

4663,50 

5«7».75 

38'«r. 
2653 — 
3600.— 

3457.50 


im  Mittel  der  6  Wirticharten  3917,35 

Der  Teil  des  vom  Teilbauern  gestellten  toten  Inventars  umfaßt 
gewöhnlich: 

3  Pfldge  je  40  Frcs.  =  1 20  Frcs. 

2  F.Kj»pn  je  70  140  „ 

1  Wal/i-  80  „ 

2  WaKCn  ...  50O  „ 
Verschiedene  Geräte  .   lOO  „ 

im  ganzen   940  Frcs. 

Garidel  teilt  nun  nach  seinen  Aufzeichnungen  ffir  die  Periode 
1875  7(>  mit,  daB  sich  das  Grundkapital  und  das  vom  Besitzer  ge- 
stellte Viehkapital  wie  folgt  v«7in^  habe: 
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Wirtschaft 


Frcs. 


A 

B 
C 
D 
E 
F 


4743.'»3 
3804.52 
3757,16 
4022.50 
5319,60 


3,04 

3.05 
3.'4 
3,018 
3.«6 


Die  Verschiedenheiten  bei  den  einzelnen  Wirtschaften  haben 
nach  Garidel  ihre  Unadie  in  der  verschiedenartigen  Bodenbeschaffen- 
heit,  dem  verschiedenen  (beschick  der  Teilbauern  und  endlich  fOr  die 
Wirtschaft  A  in  dem  besonders  gQnstigen  WiesenverhAltnis.  £s 
bandelt  sich,  wie  efsichtlich.  auch  hier  nicht  etwa  um  den  Reinertrags 
der  Wirtadiaft«  sondern  nur  um  das  Einkommen  des  Bedtzers,  aus* 
gedrückt  in  der  Verzinsung  der  von  ihm  gestellten  Kapitalien. 

Wir  versagen  uns  ein  näheres  Eingdien  auf  diese  und  andere 
von  Garidel  über  den  Ertrag  der  einzelnen  Wirtschaften  mitgeteilten 
Ziffern*  da  uns  die  Unterlagen  ihrer  Gewinnung  nicht  genügend  und 
völlig  zutreffend  erscheinen,  und  gehen  nun  zu  einer  näheren  Betrach* 
tung  desjenigen  Tdls  der  Berechnungen  von  Garidel  über,  der  die 
finanzielle  Position  der  Tetlbauern  in  den  einzelnen  Wirtschaften 
wiederspiegelt  Wenn  all^ings  auch  dieser  Teil  nidtt  immer  eine 
klare  Vorstellung  von  den  wahren  Prinzipien  der  Buchführung  zum 
Ausdruck  bringt,  so  fällt  dodi  dies  Moment  für  den  hier  vwfolgten 
Zweck  nicht  erheblich  ins  Gewicht  und  kann  füglich  unberflckidchtigt 
bleiben. 

Wie  hoch  beläuft  sich  also  das  Einkommen  des  Teilbauern? 

Die  besondere  Abrechnung  für  den  Teilbauern  lä6t  sich  nicht 
mit  derselben  Genauigkeit  in  allen  Einzelheiten  durchführen  wie  die 
des  Besitzers,  da  der  Teilbauer  fast  nie  irgendwie  Buch  führt  und  er 
sich,  falls  er  die  nötigen  Kenntnisse  besitzt,  auf  die  Aufz^chnung 
der  für  die  gemeinsame  Teilung  in  Frage  kommenden  Einnahmen 
und  Ausgaben  beschränkt.  So  kennt  der  Teilbauer  am  Schluß  des 
Jahres  nur  die  ihm  nach  Zahlung  aller  Kosten  zukommende  Summe 
oder  die  von  ihm  zu  zahlende.  Garidel  gibt  nun  2^hten  über  die 
Sinnahmen  seiner  Tälbauem  in  den  sechs  obengenannten  ^Ortschaften. 
Hinsichtlich  der  Einnahmen  stützt  er  sich  hierb«  auf  seine  eigene, 
g'enaue  Buchführung,  die  über  die  Einkünfte  aus  dem  verkauften  Vieh. 
Getreide  usw.  eingehenden  Au^hluß  gibt.  Da  der  Anteil  des  Teil« 
baueni  hieran  dem  des  Besitzers  entspricht,  so  ist  dirae  Berechnung 
leicht,  und  Garidel  hat  für  die  Periode  von  vier  Jahren  (187O,  1877, 
1878  und  1879)  eine  genaue  Aufstellung  gemacht  Zu  diesen  gemein- 
samen Einnahmen  hat  Garidel  nun  flD^r  jedes  Jahr  die  Durchschnitts- 

AbhMidlnnffeii  d.  »liatnr.  SemiNM»  *.  Jmm,  Bd.  II.  Heft  4.  13 
Herme«.  Der  Teilteii  i»  EtaDkrekb. 
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werte  der  den  reilbauern  aliein  zuflielienden  Einkünfte:  Miete  für  Haus 
und  (larton,  Milch  von  i  oder  2  Kühen  für  d<'n  eitrenen  Bedarf.  Brenn- 
holz, die  nicht  geteilten  Erträge  aus  dem  üeflügelhof  s^w  i.-  Kartoffeln 
für  die  Teilbauerfamilie,  hinzugerechnet  Die  so  für  jedes  Jahr  ermittehen 
Gesamtsummen  sind  zusammengezählt  worden,  und  davon  ist  der 
Durchschnitt  für  vier  Jahre  genommen  worden,  der  so  das  mittU're 
jahrliche  Einkommen  des  Teilbauern  repräsentiert.    Hinsichtlich  der 
Ausgaben  war  eine  ahnliche  Genauigkeit  nicht  möglich,  da  hierbei 
naturgemäß   für  ji^lon    Teilbauer  das   Bild  ein  anderes  Aussehen 
gewinnt    Daher  hat  sich  auch  Garidel  damit  begnügt,  Durchschnitte 
für  die  positiv  zu  würdigenden  (irößcn  einzusetzen:  Ausgaben  für 
Arbeit,    Lohne   für  Dienstboten,  Tagelöhner,  Teilbauzins,  jährliche 
Unterhaltungskosten  für  (ieräte  und  Wagen,  Beköstigung  des  Wirt- 
schaftspersonals usw.     Alle  Ziffern  sind  nach  eingehender  Prüfung 
eingesetzt  worden.    Garidel  hat  sich  nicht  darauf  beschränkt,  sich 
nach  seinen  eigenen  Erf ihniiisjfoii  zu  richten,  sondern  hat  sich  auch 
mit  andern   kompetenten  Personen   hierüber  ins  Einvernehmen  v^e- 
set/t.    Wir  geben    die   gesamten    von    Garidel   mitgeteilten  Ziffern 
im  Anhang  wieder,  auf  den  wir  daher  zum  NVrständnis  der  nach- 
fol^'-enden   Krläuterung   der   Aufsteilungen    verweisen.     Garidel  hat 
für  jedes  arbeitsfähige  Familienmitglied  einen  seinen  Arbeitsleisiun'^cn 
entsprechenden   Betrag  in  die  Rechnung  eingesetzt;  femer  ist  <iio 
Xalirutig  des  gesamten  Familienpersonals,  auch  der  noch  nicht  arbe;t>5- 
f.iliii^en  Miti^iir-der,  in  Rechnung  gestellt,  so  daß  also  der  nach  Abzug 
der  K'isten  verbleibende  Rest  der  Einnahmen  genau  den  vom  Teil- 
bauern am  SeliUisse  eines  jed«  n  Jahn  s  tr/ielten  reinen  (reldgewinn 
darstellt,  von  dem  »  r  nur  die  K'>sIlii  tür  seine  persönliche  Kleidung 
und   dieionige  seiner   noch  nicht  im   arbeitsfähigen  Alter  stehenden 
Kinder  /u  l)estn'iten  hat.    Die  aiuU  rn  Kinder  kiuinen  aus  ihrem  fest- 
j^e>ei/t<'n  Lohn,  der  in  den  Ausgal)en  fiir  menschliche  Arbeitskräfte 
fii^uriert.  seibsL  die  Mittel  zu  ihrer  Kleidung  nehmen.  Da  die  einzelnen 
I  eilbauerfamilien  eine  sehr  verst  hicdenc  Zahl  von  Mitghedern  um- 
fassen und  in  j^der  Wirt-.«  Ii  dt   w  ierler   die  Zahl  der  arbeitstdhi  v;en 
und  ni(dit  arbeiL^tahii^en  Lt  i-wiien  sehr  verschieden  hoch  ist.  s<>  war 
jeder  Vergleieh  der  »  in/einen  hav^ehiüsse  auf  der  Grundlage  der  tat- 
sächlichen  ZiisarninentjcL/.uiig  iier  Teilbauerfamilien  luimögUch;  um 
einen  solchen  ah*  r  dennc)ch  zu  ermöglichen,  hat  G.iridel  sich  einfach 
dadurch   gehohen,  daß  er   von  dem   Personal  jeder  Wirtschaft  die 
nicht  arlieit.stuhigen  Personen  j^estrielien  tmd  dies  so  auf  einen  ein- 
heitlichen  Xeaaer,  das  sog.  normale  Personal,  d.  h.  die  zur  regel- 
rechten Wirischaftsfuiirung  erforderliche  Zahl  von  Männern  und  Frauen, 
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zurQckgefQbrt.  Bei  Anwendung  dieser  Methode  wird  naturgemäß  der 
Unterschied  zwischen  Einnahmen  und  Ausgaben  das  reine  Einkommen 
des  Teilbauem  repräsentieren,  und  man  kann  die  auf  diese  Weise 
gewonnenen  Ziffern  sehr  wohl  miteinander  vergleichen  und  so  zur 
(rewinnung  von  Durchschnittsdaten  gelangen.  Diese  besondere  Rech- 
nung mit  dem  normalen  Personal  findet  sich»  wie  ersichtlich,  am 
Schluß  einer  jeden  Aufstellung  der  einzelnen  Wirtschaft,  die  außerdem 
Näheres  über  die  Art  des  Vertrages  enthält  (siehe  Anhang). 

Die  erheblichen  Unterschiede  in  der  Wirtschaft  A  zwischen  dem 
ersten  und  zweiten  Jahr  einerseits  und  dem  dritten  und  vierten  Jahr 
anderseits  rühren  von  erheblichen  Veränderungen  des  Cheptel  her,  die 
durch  umfangreiche  Verkäufe  in  den  Jahren  1876  und  1877  voll- 
zogen wurden.  Zur  Ausfüllung  der  hierdurch  entstandenen  Lücken 
mußte  in  den  beiden  folgenden  Jahren  eine  größere  Zahl  von  Tieren 
aufgezogen  werden.  Die  Wirtschaft  A  figuriert  mit  einem  höheren 
Betrag  für  Haus-  und  Gartenpacht  als  die  andern  Wirtschaften,  was 
sich  durch  den  größeren  Umfang  und  besseren  Zustand  des  Gartens 
erklärt.  Ebenso  ist  sie  bei  den  Einnahmen  aus  der  Milch  mit  einem 
höheren  Wert  vertreten,  da  sie  mehr  Vieh  unterhält  und  der  Teil- 
bauer häufig  genug  den  ausschließlichen  Genuß  der  Milch  von  3—4 
Kühen  hat,  was  in  der  von  ihm  während  der  Heuernte  zu  beschäf- 
tigenden größeren  Zahl  von  Arbeitskräften  seine  Berechtigung  hat 
Anderseits  hat  die  Wirtschaft  geringere  Einnahmen  aus  dem  Holz. 
Besonderes  Interesse  verdient  der  Teilbauzins,  der  mit  800  Frcs.  in 
Wirtschaft  A  hoch  zu  nennen  ist;  wenn  man  ihm  indes  die  Summe 
der  dem  Teilbauem  zukommenden  besonderen  Vorteile  cro^  c^nüberstellt, 
deren  teilweise  Kompensation  er  bilden  soll,  so  erscheint  der  Teilbau^ 
zins  durchaus  nicht  ungerechtfertigt  hoch. 

Pacht  fiir  H  l  IS  und  Garten  .   .   .  150  Fr«. 

Hüfte  der  Milcb   *I9  „ 

Hole   75 

I-irträgc  aus  der  Geflügelzucht .    .   .  100  „ 

KartolTelD   75  .. 

im  ganzen    619  Frcs. 

Danach  bleiben  also  nur  rund  180  Frcs.  zur  Herstellung  des 
Gleichgewichtes  in  den  Wirtschaftsbedingungen,  die  für  die  Wirt- 
schaft A  viel  günstiger  liegen  als  in  den  andern,  da  sie  ja  über  ein 
erheblich  größeres  Wiesenareal  imd  über  fruchtbareren  Boden  von 
höherem  Wert  verfügt  Aulierdom  ist  ihr  vom  Besitzerein  Cheptel  \-on 
10000  Frcs.  zugewiesen,  während  dieser  in  keiner  andern  Wirtschaft 
über  6000  Frcs.  hinausgeht.  Dann  sind  auch  die  (iebäude  in  besserem 
Zustande.   Aus  allen  diesen  Gründen  geniei;it  der  TtMlbauer  A  be» 
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sondere  Erleichterungen  in  der  Bewirtschaftung,  die  eine  Herab- 
mindernng  der  Kosten  im  Verhältnis  zum  Ertrag  bedinj^en  und  daher 
einen  höheren  Teilbauzins  vollauf  rechtfertigen.  Den  Beweis  für  die 
Richtigkeit  bildet  die  Tatsache,  daß  sich  das  reine  Einkommen  des 
Teilbauern  auf  i  469,35  Frcs.  jährlich  stellt,  gegen  ein  Mittel  für 
alle  6  Wirtschaften  von  1482  Frcs.,  und  dieser  geringe  Unterschied 
erklärt  sich  dadurch,  daß  w  ährend  der  vier  Jahre  ein  V^erlust  von 
2wei  Kühen  die  Wirtschaft  A  traf.  Die  Differenzen  im  Teilbauzins 
sind  so  kalkuHert,  daß  alle  Wirtschaften,  sowohl  unter  sich,  als  auch 
in  ihrem  Verhältnis  zum  Besitzer,  gleich  gestellt  sind,  wie  es  nach 
der  Würdigung  desselben  als  auch  der  Teilbauern  selbst  möglich  ist 
In  allen  andern  Wirtschaften  ist  die  l'acht  für  Haus  und  Garten 
auf  100  Frrs.  angesetzt.  In  der  Wirtschaft  B  stellt  sich  der  Teilbau- 
zins auf  520  Frcs.,  während  die  Summe  der  Sondervorteile  des  Teil- 
bauern 565  Frcs.  ausmacht,  so  daß  sich  also  eine  kleine  Differenz  zu- 
gunsten des  Teilbauern  ergibt.  Ahnlich  liegen  die  Verhältnisse,  wie 
wir  sehen  werden,  in  den  andern  Wirtschaften,  wohl  der  klarste 
Beweis  dafür,  daß  der  1  eilbauer  mit  dem  Teilbauztns  nicht  alle  Lasten 
des  Besitzers  tr.'ls^n,  wie  \\<thl  behauptet  worden  ist.  Die  Teilbauern 
von  Garidel  tragen  nicht  den  y^eringsten  Teil  zu  Staats-,  Departements- 
oder (iemeindesteuern  bei.  mit  Ausnahme  allerdini^^s  der  in  natura  zu 
leistenden  X'erpflichtungcn  zur  Instandhaltung  von  Wegen. 

Das  Kinkcmmcn  des  1  eilbauern  B  beträgt  nur  0,56  I  rcs.,  aber 
es  muß  betont  werden,  daß  er  drei  Personen  mehr  beköstigt  hat,  als 
es  die  I>edürfnisse  der  Wirtschaft  erfordern,  und  ferner  ist  seine 
Frau  wegen  Krankheit  zur  Haltung  einer  Stül/e  ge/wungen.  Da 
der  Teilbauer  ferner  als  Besitzer  \<m  Grund  und  Bixien  und  eines 
Hauses  im  Werte  \(>n  etwa  15000  Itcs.  in  recht  guter  Lage  ist.  s<> 
nimmt  er,  um  sich  selbst  zu  schonen,  drei  Dienstboten  (statt  zwei, 
die  j^eiiiigcn  würden).  Wenn  man  der  Berechnung  das  normale  Personal 
zugruntle  legt,  so  steigt  d;is  Kinkommen  sofort  auf  1450  Fres. 

Die  Wirtschaft  (  bietet  niclits  I^sonderes,  der  Teillxiuer  hat 
nur  1030  Frcs.  an  Hinkommen,  da  ein  Teil  seiner  I'amilie  der  Wirt- 
schaft nichts  iiütT't.  so  seine  alte  Mutter  und  ein  Ivind.  Wcdirond  t-iue 
Tochter,  der  ein  Lohn  von  200  Frcs.  zuL;<\schrieben  ist,  ebenfalls  ent- 
beliri  wurden  kannte.  Wenn  man  daher  auch  hier  mit  einem  iiurmalen 
Personal  reclmet,  so  erhebt  sich  das  Einkommen  auf  1522  Frcs 
Hinsichtlich  des  Teilbauzinses  liegt  wie  bei  B  eine  Begünstigung;  des 
Teilbauern  vor.  Die  Wirtschaft  D  ergibt  ahnliche  Resultate  w  ie  C 
Die  Wirtschaft  E  ist  um  12  ha  großer  als  die  beiden  vorher^ enannten 
und  verlangt  daher  eine  größere  Menge  von  menschlichen  Arbeits- 
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kräften.  Das  Einkommen  des  Teilbauern  beträgt  nur  883  Pres,  und 
auch  mit  normalem  Personal  nur  1225  Frcs.,  eine  Ziffer,  die  sich  am 
weitesten  von  dem  Mittel  entfernt.  Der  Grund  hierfilr  kann  nicht 
in  der  Höhe  des  Teilbauzinses  gesucht  werden,  da  dieser  noch  um 
165  Frcs.  hinter  den  Sondervorteilen  des  Teilliauem  zurQckbleibt;  er 
liegt  vielmehr  in  der  Inferiorität  des  Teilbauern  in  landwirtschaftlicher 
und  geistiger  Hinsicht^  die  die  Erzielung  des  erreichbaren  Wirtschafts- 
ertrages verhindert,  und  dies  geht  auch  daraus  hervor,  daß  dieselbe 
Minder-Differenz  sich  im  Anteil  des  Besitzers  ausdrückt.  Dafi  Garidel 
angesichts  einer  derart  evident  konstatierten  Inferiorität  den  Teilbauer 
23  Jahre  lang  behalten  hat.  erscheint  verwunderlich;  er  gibt  dies 
auch  selbst  zu  und  meint,  es  sei  ein  Unrecht  von  ihm.  Aber  die 
Anhänglichkeit  an  einen  Menschen,  der  so  lange  mit  ihm  zusammen 
gearbeitet  hat  und  der  ihn  freiwillig  nie  verlassen  warde,  ist  das  einzige 
Motiv  seiner  Handlungsweise. 

Gerade  das  entgegengesetzte  Bild  bietet  die  Wirtschaft  F,  der 
ein  durch  Arbeitsamkeit,  Intelligenz,  Ordnungsliebe  und  Dispositions- 
fähigkeit ausgezeichneter  Teilbauer  vorsteht,  der  infolgedessen  auch 
das  höchste  Einkommen,  1686  Frcs.  jährlich  mit  einem  normalen 
Personal  oder  200  Frcs.  Aber  dem  Mittel,  erzielt  hat,  während  sein 
tatsächliches  Einkommen  mit  Unterhaltung  seiner  ganzen  Familie 
von  12  Personen  (darunter  eine  70  jährige  Frau  und  drei  Kinder) 
1 248  Frcs.  beträgt.  Im  übrigen  geben  die  Details  der  Rechnung  zu 
besonderen  Bemerkungen  keinen  Anlaß. 

Die  sechs  Keclinungsabschlüssc  liefern  folgendes  Durchschniltsbild: 
Miiücrcs  reines  Hinkommen  der  Teilbauem  unter  7,u- 

grundelevriHiL,^  eines  normalen  Personals  ....  1482,98  Frcs. 
Durchschnittliches  Einkommen  jedes  Teilbauern  für 

die  vier  Jahre  1875 — 1879  593211  „ 

Durchschnittliche  Bewirtschaftungszeit  jedes  !  eiibauern  ungefähr  1 4 Jahre. 

Jeder  Teilbauer  hat  im  Mittel  56  ha  bewirtschaftet  und  nach 
unsem  Ausführungen  also  im  Durchschnitt  ein  jährliches  Einkommen 
von  1482  Frcs.  erzielt  oder  für  die  vier  Jahre  5932  Frcs.  Angesichts 
des  Umstandes,  daß  die  4  Jahre  schon  in  einer  für  die  Landwirtschaft 
kritischen  Zeit  lagen,  wird  man  dies  Ergebnis  als  recht  günstig  für 
den  Teilbauer  bezeichnen  müssen.  Er  hat  für  seine  Arbeit  eine  hin- 
reichende Remuneration  empfangen,  die  ihm  beträchtliche  Ersparnisse 
ermöglichte,  und  es  ist  daher  gar  nicht  zu  verwundern,  daß  z.  B.  der 
Teilbauer  B,  der  ununterbrochen  17  Jahre  in  seiner  Wirtschaft  tätig 
war,  mit  den  gemachten  Ersparnissen  ein  kleines  Besitztum  im  Werte 


Digitized  by  Google 


—   I9B  ~ 


von  15000  Frcs.  hat  erwerben  können.   Und  ähnliche  Falle  waren 

gar  nicht  so  sehen  in  Alh'er. 

Ein  Moment  verdient  an  dieser  Stelle  noch  Erwähnung.  Gerade 
in  Bourbonnaift,  wo  den  Teilbauern  der  materielle  und  soziale  Aufstievr 
besser  und  nachhaltiger  geglückt  ist  als  anderswo,  ist  auch  die  Be- 
obachtung gemacht  worden,  daii  in  den  Teilbauem  sehr  bald  nach 
Zurücklegrung  einiger  Ersparnisse  der  Drang  nach  Bodenerwerh  er- 
wacht, und  (iaridel  teilt  mit,  daß  die  zum  Verkauf  gestellten  Besitze 
meist  in  die  Hände  von  wohlhabend  gewordenen  Teilbauem  über- 
gingen. 

Die  lange  andauernde  Agrarkrisis  ist  auch  an  den  Teilbauwirt« 
Schäften  von  (iaridel  nicht  spurlos  vorüljertret^-angen.  Das  Einkommen 
der  Teilbauern  bt  gesunken  und  nicht  mehr  so  hoch  wie  für  die 
oben  mitgeteilten  Jahre  von  1876— 1879.  Aber  geblieben  ist  das 
gegenseitige  Vertrauen  zwischen  Besitzer  und  Teilbauem,  und  keiner 
von  diesen  hat  seine  Wirtschaft  \  erlassen. 

Im  allgemeinen  herrschen  überhaupt  zwischen  den  Besitzern 
und  ihren  Teilbauem  im  Dt  partement  Allier  gute  Beziehungen,  die 
sogar  nicht  selten  noch  eine  besondere  patriarchalische  Färbung 
haben  und  auf  einen  Ton  gegenseitiger  aufrichtiger  Herzlichkeit  und 
Anhänglichkeit  gestimmt  sind.  Die  Besitzer  begnügen  sich  nicht, 
wie  das  anderwärts  noch  in  TeilbauroQioncn  geschieht,  mit  der  Rolle 
eines  untätigen  Scheindirigenten,  sondern  sie  stehen  mitt^  drin  in 
<Kr  Ii  ml  wirtschaftlichen  Entwickln  n  er  und  füllen  den  ihnen  gebühren- 
den Platz  mit  Umsicht  und  Saclikundc  aus.  Und  gute  Besitzer 
machen  gute  leilbauern.  Kein  anderes  Departement  kann  sidi 
eines  (lerartigen  Stammes  intelligenter,  fleißiger,  strebsamer  und  tüch- 
tiger Teilbauem  rühmen  wie  Allier.  Und  der  Erfolg  ist  nicht 
ausgeblieben,  die  landwirtschaftliche  Produktion  hat  ihren  \'orteil 
daraus  gezogen.  Alles  in  allem  muß  anerkannt  werden,  daß  der 
Teilbau  des  Allier  in  .s.  iner  gegenwärtigen  Form  trotz  mancher  ihm 
anhaftender  Mängel  doch  die  Möglichkeit  zur  Erzielung  großer  land* 
wirts'  liaftHc  her  Fortschritte  bot  und  daß  er  SO  im  allgemeinen  ein 
erfreuliches  Bild  zeigt. 

Der  Teilbau  in  Haute-Vienne.  M 

Nach  Allier  ist  Haute- Vienne  (die  alte  Provinz  lamousin^  als 
dasjenige  Departement  von  Mittelf  rankreich  zu  erwähnen,  wo  der 
Teilbau  verhältnismäßig  am  besten  betrieben  wird. 

I)  Vgl.  Red  US,  Monofiniphie  a^oole  du  IMpartniKiit  de  la  Haate>  Vienne  in 
„Bnlleün  du  Miitistire  de  rAgriculture**.  Paris  1899. 
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Im  Departement  Haute- Vienne  bildet  der  Mittelbetitz  die  vor- 
herrschende Besitzgröße;  man  versteht  darunter  Wirtschaften  von 
50 — 150  ha.  Unter  50  ha  beginnt  der  Kleinbesitz,  und  der  Groß- 
besitz umfaßt  die  Betriebe  Qber  150  ha.  Aber  der  Großbesitz  wird 
fast  durchweg  als  Mittelbetrieb  bewirtschaftet;  Indem  er  in  eine  Reihe 
von  Teilbaubetrieben  zerlegt  wird.  Diese  Vorherrschaft  des  Teilbaues 
kommt  schon  dadurch  zum  Ausdruck,  daß  man  gemeinhin  die  Größe 
einer  Besitzung  nicht  in  Hektaren  angibt  sondern  sie  nach  der  Zahl 
der  sie  bildenden  Teilbauwirtschaften  bemißt  Die  mittlere  Betriebs- 
größe, die  also  den  eigentlichen  landwirtschaftlichen  Betriebstypus 
des  Departements  repräsentiert  umfaßt  etwa  2$ — 50  ha.  Für  einen 
Teil  des  Limousin  gibt  Brouillhet  als  mittlere  Größe  der  Teilbau- 
betriebe 35 — 40  ha  an.  Im  Arrondissement  Bellac  kommen  aller- 
dings noch  Teilbaubetriebe  von  70  —100  ha  vor.  Indes  macht  sich 
eine  deutliche  Tendenz  nach  Zweiteilung  dieser  Wirtschaften  gdtend, 
wodurch  ein  besseres  Verhältnis  zu  den  verfügbaren  Arbeitskräften 
einer  gewöhnlichen  Teitbauerfamilie  eintritt.  Nach  einer  derartigen 
Zerlegung,  die  natürlich  für  die  Neuanlage  von  Gebäuden  usw.  ge- 
wisse Kapitalaufwendungen  erforderlich  macht,  bewirtschaftet  der  Be- 
sitzer den  abgezweigten  Betrieb  in  den  ersten  Jahren  meist  selbst 
und  setzt  erst  dann  einen  Teilbauer  ein,  wenn  die  ganze  Wirtschaft 
regelrecht  im  Gang  ist  Im  allgemeinen  setzen  die  Teilbauern  diesen 
Wirtschaftsverkleinerungen  Widerstand  entgegen,  und  besonders  im 
nördlichen  Teil  des  Departements  ziehen  sie  die  großen  Betriebe  vor, 
in  denen  ausgedehnte  Hutungen  ohne  jede  besondere  Arbeits-  und 
Düngeraufwendung  eine  billige  Viehweide  fast  für  das  ganze  Jahr 
abgeben.  Aber  nicht  in  dieser  Abneigung  der  Tetlbauern  ist  die 
Ursache  für  den  langsamen  Verlauf  dieses  Umbildungsprozesses  zu 
erblicken,  sondern  In  erster  IJnie  in  dem  Mangel  an  Kapital.  Das 
Endergebnis  ist  im  übrigen  für  Besitzer  und  Tetlbauer  gleich  er- 
freulich, da  gerade  In  den  Betrieben  von  etwa  35^45  ha  die  Be- 
wirtsdiaftung  am  rationellsten  vor  sich  geht 

Von  wenigen  Ausnahmen  abgesehen,  findet  die  Eigenbewirt- 
schaftung nur  auf  die  kleinen  Besitzungen  Anwendung.  Der  Pacht 
unterliegen  ebenfalls  nur  kleinere  und  mittlere  Betriebsgrößen,  und 
in  den  Fällen,  wo  der  Pächter  eine  größere  Besitzung  in  der  Hand 
hat,  greift  er  auch  in  der  Regel  zum  Teilbau.  Wir  haben  es  also 
auch  in  Haute- Vienne  mit  Generalpächtem  zu  tun,  die  zuweilen  sogar 
15—20  Teilbauwirtschaften  in  Pacht  haben.  Übrigens  genießen  einige 
unter  ihnen  den  Ruf  ausgezeichneter  I^ndwirte,  die  hervorragende 
Erfolge  erzielt  haben.   Schließlich  gibt  man  der  Pacht  den  Vorzug 
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in  den  in  der  Xähf  fi;Tößerer  Städte  ^ol»'^^enen  \Virts<iiatten.  dit"  mit 
ihrem  Verkauf  von  Milch,  (icnuise  usw.  einer  Kontrolle  besi  ndere 
Schwierigkeiten  entLfCiTensct/en.  Auf  dm  j^rolien  im  Teilbau  Ix-wirt- 
schafteten  Besitzungen  sind,  ebenso  wie  im  AI  Her,  meist  l^is  iidf-re 
..r('*serves*"  der  direkten  Bewirtschaf  tun  durch  die  Besitzer  vorb«  halten. 
Für  ihren  günstig"en  Einfluß  auf  die  Wirtschaftsweise  der  i'eilbauern 
gilt  im  allgemeinen  das  auf  S.  lyjtt.  desa^te.  Auch  im  I  >epartenient 
Haute- Vienne  herrsclien  einjährige  Wrtrage  mit  „tacite  recondnciinn" 
vor.  Die  Vertragsbedingunj^n'n,  in  ihrer  desamtheit  als  .,bailleUe  '  b»- 
zei(  hnet,  werden  vuni  Besitzer  schriUhch  tixiert  und  zuweilep..  aber 
doch  im  alli;emeinen  sehr  selten,  dem  Teilbauern  in  einer  K>>pie  /.u- 
gestellt.  Hine  bestimmte  Kündigungsfrist  braucht  nicht  eingehalten 
zu  werden,  jedoch  ist  in  den  meisten  Geyenden  eine  3  ^^o^ate  v  orher 
erfolgende  Verstand it.i;aui;^  üblich.  Vielfacli  wird  \om  Besitzer  neben 
(irund  und  Boden  s<>wi(^  (?ebauden  auch  das  lebende  und  tote  In- 
ventar zum  u  eitaus  ii^rolUen  Teile  gestellt.  Wemi  auch  in  der  neueren 
Zeit  die  I >aulichkeilen  mannigfache  Verbesserungen  erfahren  haben, 
so  lassen  doch  die  Reinlichkeil  und  <  )rdiHmg  snwohl  in  den  \\'"lin-, 
als  auch  Wiri.s»  liaflsgebäuden  der  Teilbaubetriebe  vielfacli  man-  lies 
zu  wünschen  übrisif.  Die  Wohnräume  der  Teill)auern  sind  vielfach 
noch  sehr  schlecht ;  allerdings  balmt  sich  auch  hier  eine  \  <  irteilhafte 
Umgestaltung  an.  In  den  letzten  Jahren  hat  man  namentlich  aucii  tier 
\'erbef>scrung  des  lange  sl.irk  vernachlässigten  tüten  Inventars  grOliere 
Aufmerksamkeit /ugewamii,  (jime  uuies schon  überall  zu  durchgreifenden 
Reformen  gelangt  zu  sein.  Xicht  selten  iriftt  man  in  den  l  eilbau- 
wirtschaften  n(K:h  ein  recht  mangelhaftes  totes  In\  entar  an.  und  verbes- 
serte Bodengerate,  Maschinen  usw.  sind  noch  hr)chst  selten.  In  dieser 
Hinsicht  ist  die  Entwicklung  noch  nicht  so  weit  gediehen  wie  im 
Departement  Allier,  wo  ja,  wie  wir  salien,  neuerdings  eine  nach- 
haltigere Initiative  der  Besitzer  auf  dem  erwähnten  Gebiete  einge- 
setzt hat 

BrooillhetM  teilt  für  das  vom  Besitzer  in  Teilbau  wirtschaften 
von  35  —  40  ha  Größe  dem  Teflbauern  zur  Verfügung  gestellte 
Kapital  die  folgenden  Ziffern  mit 

Lebendes  und  totes  Inventar     .    .  3600  Frcs. 
1 7  500  kg  Heu  je  50       2  Via.  .      700  „ 
10  000  kg  Stroh  je      Isg  '  S 

Bargeld  300  „ 

Hrennholx  für  den  Teilbauer.  .  .  300 
Saatgut  150 

inag^samt    5350  Frcs. 
i)  Brottillhet*  ^tude  aur  le  m^tayage.   Lbnnges  1901,  S.  20. 


Digitized  by  Google 


—     201  — 


Brouillhet  meint,  daß  diese  Ziffern  eher  zu  niedrig  als  zu 
hoch  gegriffen  seien,  und  gewiß  trifft  das  vor  allem  für  die  geringe 
Summe  an  Bargeld  zu.  Der  l^eilbauer  seinerseits  stellt  im  allgemeinen 
die  Handgeräte,  die  zu  einem  Wert  von  etwa  60  Frcs.  geschätzt  werden 
können;  es  ergibt  sich  daher  zugunsten  des  Besitzers  ein  Vorschuß 
von  5190  Frcs.,  die  bei  s^Uiger  Verzinsung  ein  Einkommen  y<'n\ 
259.5  Frcs.  und  bei  4  "  ^iger  ein  solches  von  207/0  Fr(  s.  bringen,  in 
diesen  Verhältnissen  hVi^t  die  Erhebung  eines  Teilhauzinses  mitbe- 
gründet  Das  zu  Meliorationen  erforderliche  Kapital  wird  ganz  vom 
Besitzer  aufgebracht.  Dagegen  liegt  dem  Teilbauern  die  Zahlung  aller 
Steuern  ob,  für  die  eine  bestimmte  Summe  hxiert  ist,  die  aber  oft  den 
tatsächlichen  Steuerbetrag  übersteigt.  Nur  ausnahmsweise  findet  eine 
Zahlung  der  Steuern  zu  gleit  hon  Teilen  statt  Der  vom  Teilbauem 
gezahlte  Mehrbetrag  gilt  als  eine  Art  £intrittssteuer,  die  nach  der 
Beschaffenneit  der  Wirtschaft  variiert. 

Der  Teilung  unterliegt  alles  Getreide  und  andere  Früchte,  jedoch 
werden  die  Kartoffeln  und  Kastanien  zum  größten  Teil  für  die  Er- 
nährung der  Schweine  dem  Teilbauern  überlassen,  er  darf  hiervon 
aber  nichts  verkaufen.  Ferner  erhält  er  die  Milch  und  den  Ertrag 
aus  dem  Garten.  Im  übrigen  kann  hinsichtlich  der  Regelung  der 
andern  Fragen,  Übergabe  des  Cheptel,  V'iehverkäufe,  Tragung  der 
Düngungs-und  andern  Kosten  usw.,  auf  die  .\usführungen  im  allgemeinen 
Trtl  verwiesen  wer  ^-n  die  in  der  Hauptsache  für  Haute-Vienne  zu- 
treffen. An  menschlichen  Arbeitskräften  rechnet  man  für  die  mittleren 
Teil  bau  wirtschaften  von  etwa  40  ha  eine  Familie  von  3 — 4  männlichen 
Arbeitern.  3 — 3  Frauen  und  Kindern,  außerdem  i  2  bezahlte  jüngere 
Hilfskräfte,  insgesamt  etwa  h—g  Personen.  Die  auf  das  Jahr  an- 
genommenen männlichen  Arbeiter  erhalten  im  reiferen  Alter  einen 
Jahreslohn  von  250-  yjo  Frcs.,  jüngere  Leute  60 — 80  Frcs  .  die  Mägde 
foo — i:?o  Frcs..  imnirr  daneben  freie  Kost  und  Unterkunft.  Die 
männlichen  Arbcilrr  sind  vielfach  Sohne  von  Teilbauern. 

Das  ganz  auf  dem  Westabhang  des  Zentralmassivs  gelcifene  De- 
partement Haute-Vienne  bietet  narh  seinem  Klima  und  Hodoii  eine 
große  Gleichmäl^figkeit,  und  daraus  ergibt  sich  auch  eine  gewisse  h.iii- 
heitUchkeit  iti  dem  Tharakter  seiner  Landu  irlsi  haft.  Fast  in  allen 
Wirtschaften  von  f hiute- Vicnne  hat  man  dvn  sogen,  zweijiihri^en 
Fruchtwerhscl  (assolrnicnt  iMcnnal^  boi  dem  jedes  zweite  Jahr  (  n-treide. 
hauptsachlich  Weizen  oder  Raulen,  aut  (Jemselben  Schlatj  w  i*Mlerkehrt. 
Das  ganze  Ackerland  ist  in  zwei  yleiclii^rol  Schläge.  ..liunianis  '  oder 
„chadants"  genannt,  eingeleill.  deren  einer  detreide  und  deren  anderer 
verschiedenartige  Gewäclise  (Buchweizen,  Kartoffeln,  Rüben  usw.)  trägt 
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Die  früher  sehr  verbreitete  Brache  ist  heute  stark  beschränkt  und  in 
vielen  Wirtschaiten  ganz  verschwunden;  hier  wird  dann  der  zweite 
Schlag  völlig  von  Klee,  Wicken,  Mais,  Kartoffeln.  Rüben,  Buchweizen 
usw.  eingenommen.  Der  Buchweizen  hat  hifcrfge  der  zunehmenden 
Ausdehnun^'^  des  Futter-  und  Rübenbaues  erheblich  an  s«ner  Bedeutung 
eingebüßt  Indes  wird  er  nodi  auf  Neukulturen  umfangreidi  angebaut 
unrl  ist  auch  in  einigen  rückständigen  Gegenden  noch  sehr  verbreitet 
Mehr  und  mehr  hat  sich  in  den  letzten  Jahren  die  Notwendigkdt 
zu  einer  besseren  exakten  Regelung  der  Fruchtfolge  herausgestellt, 
wobei  namentlich  die  weitere  Bildung  von  Scblägfen  nicht  zu  um- 
j^eheii  war.  So  ist  man  zu  Fruchtfolgen  mit  6 — 8  Schlägen  gekommen. 
Die  folgende,  in  gutgeleiteten  Tetlbauwirtschaften  angewandte  Frucht« 
folge  zeigt  eine  Tendenz  zu  allgemeinerer  Ausbreitung. 

1.  Futterrüben.  Kartoffeln,  Topinambur. 

2.  Weizen  oder  Roggen  mit  Kleeeinsaat 

3.  Klee  (t.  Schnitt  grün,  2.  zu  Heu). 

4.  Weizen  oder  Roggen,  danach  teilweise  Stoppelrüben  als 
Zwischenfrucht. 

5.  Futterrüben,  Mohren  und  dergl. 

6.  Weizen,  Roggen  oder  Hafer,  danach  teilweise  StoppelrOben 
als  Zwischenfrucht 

7.  Grünfutter,  Roggen,  Inkarnatklee,  Winterwicken,  Futtermais. 

8.  Roggen,  Weizen  oder  Hafer,  danach  Stoppelrüben. 

Das  Getreide  nimmt  also  von  den  8  Schlägen  4  ein  und  hat 
damit  noch  eine  zu  starke  Ausdehnung.  Die  ganze  Fruchtfolge  er- 
fordert sehr  viel  Arbeitskräfte,  an  denen  es  aber  auch  in  den  Tetl- 
bauwirtschaften von  Haute- Vienne  in  zunehmendem  Maße  fehlt  Es 
waltet  daher  neuerdings  ganz  unverkennbar  das  Bestreben  vor,  dem 
Futterbau  auf  Kosten  der  Getreidefläche  einen  stärkeren  Anteil  am 
Ackerareal  zu  verschaffen.  An  Stelle  des  reinen  Klees  verwendet 
man  ein  Kleegrasgemenge,  das  dann  3  oder  4  Jahre  dauert  und 
auch  als  Weide  genutzt  wird.  Diese  Neuerung  der  „prairie  tem- 
poraire'*  hat  bereits  sehr  gute  Erfolge  gezeitigt,  und  es  ist  ihr 
zweifellos  eine  g^oße  Zukunft  beschieden,  wenn  auch  die  Zahl  der 
sie  benutzenden  Wirtschaften  noch  sehr  beschränkt  ist  Außer  auf 
einen  stärkeren  Anbau  dieser  Futterpflanzen  haben  die  fortschritt- 
lichen Bestrebungen  der  Landwirtsdiaft  in  den  letzten  Jahren  gerade 
aiu  h  auf  eine  größere  Produktion  anderer  Futtergewächse,  wie  Rüben. 
Wicken,  Mais.  Kohlrüben,  Möhren  usw.,  abgezielt  £ine  bessere  und 
regelmäßigere  Ernährung  des  Viehes,  ein  erhöhter  Gewinn  aus  der 
Viehhaltung  und  schließlich  auch  höhere  Erträge  des  besser  bearbei- 
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teten  und  gedüngten  Getreides  waren  die  Folge  dieser  Umgestaltung. 
Insbesondere  wird  heute  auch  die  Futtermöhre  von  den  die  leichteren 
Böden  bewirtschaftenden  Teilbauem  mehr  und  mehr  geschAtzt  Wesent- 
lich ermöglicht  wurde  die  stärkere  Ausdehnung  des  Fuiterbaues  durch 
Anwendung  von  Kalk  und  kQnstllchem  Danger.  Bei  dem  Anbau 
von  Futterwurzelgewächsen  bedürfte  es  noch  vielfach  einer  bessern 
und  tiefem  Bodenbearbeitung.  Eine  gröitere*  stets  zunehmende  Be> 
deutung  besitzt  die  Kartoffel  für  das  Departement  Sie  bildet  einen 
wesentlichen  Bestandteil  der  Nahrung  der  Teitbauern  und  findet  auch 
besonders  bei  der  Schweinemftstung  Verwendung.  Das  Departement 
führt  auch  alljährlich  erhebliche  Mengen  von  Kartoffeln  aus.  Große 
Fortschritte  hat  auch  der  Anbau  der  Topinambur  gemacht,  die  in 
der  Winterfütterung  des  Viehes  eine  wichtige  Rolle  spielt  Die  in« 
dustriellen  Gewächse  haben  ihre  Bedeutung  fast  völlig  eingebüßt 
Während  I^n  fast  ganz  verschwunden  ist  nehmen  Hanf,  Raps  und 
Rübsen  noch  ganz  kleine  Flächen  ein  und  dienen  nur  zur  Befriedigung 
des  eigenen  Bedarfes  der  Wirtschaften.  Sie  gehen  aber  auch  stets 
zurück,  und  einige  Besitzer  verbieten  sogar  in  den  TeilbauvMträgen 
den  Anbau  von  Hanf.  Die  Haupteinnahmequelle  und  den  natürlichen 
Reichtum  des  Departements  hat  seit  jeher  die  Wiese  gebildet  und 
gerade  ihr  verdankt  es  seinen  Ruf  als  hervorragendes  Zuchtzentrum. 
Sie  war  daher  stets  der  Gegenstand  nachhaltiger  Verbesserung,  und 
in  der  exakten  Regelung  der  Bewässerung,  der  Entwässerung  feuchter 
La^en.  der  erheblichen  Ausdehnung  der  ständigen  Futterflächen  zum 
Teil  unter  Umwandlung  wenig  ertragreicher  Hutungen  in  ertrag- 
reiche Mähwiesen  mit  Hilfe  von  Bewässerung  hat  die  Landwirtschaft 
von  Haute- Vienne  Bedeutendes  geleistet.  Auf  den  Wiesen  wird  eine 
beschränkte  Weide  ausgeübt  Aber  es  empfiehlt  sich,  eine  umfang- 
reichere Weidegelegenbeit  zu  schaffen.  Hierauf  zielen  die  oben  er- 
wähnten Neuerungen  in  der  Fruchtfolge  ab. 

Seit  der  Mitte  des  vorigen  Jahrhunderts  hat  Mch  das  Unland  um 
mehr  als  ein  Drittel  vermindert  Aufier  den  eben  erwähnten,  in  Mäh- 
wiesen umgewandelten  alten  Hutungen  sind  ausgedehnte  Flächen 
nach  Entwässerung  der  Ackerkultur  zugeführt  worden.  Die  An- 
wendung von  natOrlichen  Phosphaten  bei  der  Inangriffnahme  zur 
Kultur  hat  dii»e  Umbildung  wesentlich  gefördert,  und  überall  da, 
wo  die  Besitzer  die  ersten  Dttngerkosten  auf  ihre  Rechnung  ge- 
nommen haben,  sind  die  Teilbauern  mit  Eifer  und  Fleiß  an  diese 
Kultivierung  gegangen.  Infolge  dieser  Kultivierungen  ist  denn  auch 
die  Neubildung  zahlreicher  Teilbauwirtschaften  möglich  gewesen. 


Digitized  by  Google 


Zu  erwähnen  ist  noch,  daß  die  Kastanie  in  Haute -Vi^-üno  als 
Nahrungsmittel  früher  eine  größere  Rolle  spielte.  Indes  scheint  der 
früher  so  weitverbreitete  Kastanienbaum  heute  in  allmählichem  Ver- 
schwinden begriffen  zu  sein. 

Das  Departement  repräsentiert  infolge  seiner  günstigen  natür- 
lichen Unterlagen  <  iti  hervorracfendes  Zuchtgebiet,  wo  alle  Mausiier- 
gattungen  mit  Ausnahme  des  Pferdes  vorzüglich  vertreten  sind.  Eine 
geregelte  Pferdezucht  wird  nur  mn  einigen  wenigen  reichen  Besitzern 
betrieben,  während  sie  für  tlie  Mehrzahl  der  Wirtschaften  gar  nicht 
in  Frage  kommt.  Viele  reilbauern  halten  für  ihre  Fahrten  zu  den 
Märkten  usw.  Esel,  die  übrigens  im  allgemeinen  schlecht  ernährt  und 
gepflegt  werden.  Den  weitaus  wichtigsten  Betriebszweig  der  Land- 
wirtschaft des  Dqjartements  bildet  die  RindviehzuchL  Im  Vorder- 
grund steht  die  eigentliche  Zucht,  neben  der  allerdings  in  den  letzten 
Jahren  auch  die  Mästung  sich  zu  größerer  Bedeutung  entwickelt  hat, 
die  aber  doch  nur  höchst  selten  als  Alleinbetrieb  auftritt,  sondern 
meist  als  Ergänzung  zur  Zucht  hinzukommt.  Die  Ackerarbeiten  werden 
in  allen  Teilbauwirtschaften  ohne  Ausnahme  vom  Rindvieh  verrichtet. 
Pferd,  Esel  und  Maultier  finden  nur  zu  schnelleren  Fahrten  usw.  \'er- 
wendung.  Der  im  Departement  gehaltene  Limousin-Schlag  steht  unter 
den  auf  Mastfähigkeit  und  Arbeitstüchtigkeit  gezüchteten  Rinderschi  ai^en 
Frankreichs  mit  an  erster  Stelle  Insbesondere  genießt  er  einen  vor- 
züglichen Ruf  auf  licm  Markt  von  La  Villette.  und  sein  Absatzgebiet 
als  /lu  htgebiet  wäelist  stetij;^.  In  der  Veredlung  dieses  Schlages 
sind  in  Haute-Vienne  außprnrdentliclie  Fortschritte  er;^telt  worden,  und 
die  Ausdehnung  des  I-\itterbaues  auf  dein  Acker  hat  eine  hess»'re 
und  regelrnälügere  l^rnahriuig  ermovjlielit.  Durch  diese  Amlerungen 
konnte  auch  eiue  \vesentli<  he  Vermehrung  des  Viehbestandes  in  den 
ein/dnen  W'irtsehaften  ciiUrcteti.  In  \ielen  iCilbauwirtschatten  des 
D'  p.irtcmcnts  liat  sich  in  weniger  als  ZA\atizig  Jahren  der  V  iehbestand 
verdoppelt,  und  in  nicht  wcniv^en  Fällen  ist  eine  l  eilbauwirtschaft  -iv.  zwei 
l  eile  /erleijit  wor<ien,  deren  jeder  so  viel  \'ieli  eruahrt,  w  ie  tridier  iler 
•^au/e  [»etrieb.  Im  allgemeinen  sind  die  Külie  des  Limousin-Schl.ti^-es 
sehr  mäijige  Milcherinneii.  deren  Milchertrag  indes  zur  Ernährung 
ihrer  Kälber  vollauf  ausreicht  und  die  aut'ierdem  noch  Milch-  und 
Hutteriiedarf  des  eigenen  Haushalts  decken.  Vor  allem  leidet  t?:e 
Milchergiel)igkeit  unter  tlcin  hohen  Ma(^  von  Arbeit,  das  von  den  Kiüic-n 
verlangt  wird;  bei  reichlicher  Ernährung  und  X'erringcrung  der  Ar- 
beitsleistungen steigt  die  Milchergiebigkeil  sehr  bald  an.  Es  unter- 
liegt gar  keinem  Zweifel,  daß  die  weitere  und  allgemeinere  Veredlung 
des  Limousin-Schlages  mit  der  Steigerung  der  Milchergiebigkeit  un- 
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trennbar  verbunden  ist.  Je  nach  ilirem  l  intuiig-  und  ihrer  Beschaffen- 
heit werden  in  den  reilbauwirtsrhatten  ^.  4  oder  5  Paar  Kühe  ge- 
halten, die  zu  allen  Feldarbeiten  herangez«  >gen  werden  und  außerdem 
der  Zucht  dienen.  Die  Külie  werden  erstmalig  im  Alter  von 
1'  ^ — I ' 'j  Jahr  /'iiit-lassen  und  i^ewfthnlirh.  falls  nicht  besonilere 
Umstände  die  frühere  Abschaffung-  erfordern.  \m  Alter  von  s  12 
Jahren  abgesetzt.  Die  besten  hiirsen  werden  als  Ersatz  für  die  aus- 
gemerzten Kühe  eingestellt,  während  der  übrige  Teil  zum  Verkauf 
gelangt.  Wenn  besonders  schwere  Arbeiten  zu  bewältit^en  sind  oder 
auch  dort  wo  die  Hebung  der  Zucht  es  zur  Schonung  der  Kuhe 
n(Hwendig  erscheinen  lal'it,  werden  i  oder  2  Paar  Ochsen  gehalten. 
In  der  (reijetul  von  l*ellac,  Dorat,  Magnac-La\'al,  .Saint-Sulpice-les- 
Feiiiües  und  Nantiat.  wo  die  Mehrzaiil  der  Teilbnti'.virtschaften  so  -  80 
und  zuweilen  sogar  über  100  ha  groß  ist,  werden  zur  Bearbeitung  des 
ziemlich  schweren  Bodens  fast  mir  Ochsen  verwandt,  während  einige 
Kühe  leichtere  Arbeiten  verrichten.  Diese  letzten  dienen  dann  auch 
zur  Heranzucht  des  Ochsennachwuchses  in  der  eigenen  Wirtschaft. 

Gegenüber  der  Rindviehziicht  tritt  die  Schafzucht  in  llaute- 
Vienne  sehr  zurück;  die  naturlichen  Bedingungen  sind  für  sie  nicht 
so  günstig.  Meist  umfassen  die  Herden  in  den  Teilbauwirtschaften 
nur  20 — 50  Stück,  die  infolge  sehr  mangelhafter  Haltung  und  schlechter 
Ernährung  sehr  unter  Krankheiten  leiden  und  nur  geringen  Ertrag 
liefern.  Neuerdings  ist  aber  auch  hier  der  Hebel  zur  Besserung  an- 
gesetzt, und  gegendweise  spielt  jetzt  die  Produktion  gutt'^r  Fleisch- 
lämmer,  die  man  durch  Paarung  guter  junger  Mütter  mit  Southdown- 
oder  Charmois-Ricken  erzielt,  eine  größere  Rolle.  Das  Fleisch  des 
Limousin-Schafes  ist  überhaupt  sehr  geschätzt. 

Von  größerer  Bedeutung  ist  die  S<  hweinezucht.  und  in  einer 
Reihe  von  Teilbauwirtschaften  werden  aus  dem  X'erkauf  von  Schweinen 
höhere  Erträge  erzielt  als  aus  dem  von  Kindvieh.  Nicht  selten  hndet 
man  im  Arrondissement  Belhic.  wo  im  allgemeinen  die  Mästung  stark 
die  ( )berhand  über  die  eigentliche  Zucht  hat  und  in  großer  Zahl  5 
bis  h  Monate  alte  Schweine  aus  den  benachbarten  Kantonen  von 
Vienne  und  Charente  zur  Mast  eingeführt  werden,  in  den  größern 
Wirtschaften  30-  40  Mastschweine.  Die  Bedeutung  der  Schweine- 
zuciit  steigt  mit  dem  zunehmenden  .Vnbau  von  Kartoffeln  und  den 
verschiedenartigen  Futtergewächsen  noch  stetig.  Im  allgemeinen  findet 
man  in  jeder  Wirtschaft  1  -2  Zuchtsauen.  Die  Ferkel  werden  teil- 
weise verkauft  und  teil\v<M>«'  zur  Zucht  oder  Mästung  im  eigenen 
Betriebe  behalten.  Die  Zahl  der  gemästeten  Schweine  wechselt  sehr 
nach  den  einzelnen  Wirtschaften,  in  manchen  Teilbaubetrieben  werden 


alljährlich  8  —10  Schweine  zum  Verkauf  gemästet.  Die  i^ruike  \'er* 
breitung  hat  der  hochbeinige,  schlappohrige  Landschweintyp»  der  je- 
(I<K:h  gegendweise,  besonders  im  Arrondissoment  von  Tjmoges.  eine 
Verbesserung  durch  Beiföj^ung  von  Yorkshiie-Blut  erfahren  hat.  Es 
scheint  aber  neuerdings,  daß  man  hier  infolge  zu  weitgehender  Ein- 
kreuzung  mit  env;lis(  lu  m  Blut  zu  einer  nachteihi;»'ti  T)eeinfiu.ssung  der 
Widerstandskraft  und  Fruchtbarkeit  des  heimischen  lyps  gekommen 
ist,  weshalb  sich  heute  die  Veredlungsarbeit  mehr  und  mehr  auf  sorg- 
fältigere konsequento  Zuchtwahl  und  bessere  Ernährung  des  Land- 
schweines zu  konzentrieren  scheint. 

(Tewöhnlich  zeichnen  sich  die  Beziehungen  zw<ischen  den  Be- 
sitzern und  Teilbauern  im  Departement  Haute- Vienne  durch  eine 
großp  ]  Icrziirhkrit  aus.  Streitigkeiten  sind  verhältnismfißig  selten, 
und  die  Teilbauei  taniiiien  folgen  sich  oft  von  Generation  zu  (Irncration 
in  dor  BewirtS(  hdflunij'  dorsolhcti  düter.  Die  wirtscliaf'liclie  Lage 
d«  T  rtMli)ciiuTti  /i'igt  dagoi^cn  im  alli^cmeiiieti  kein  erlmilichi's  Bild. 
Wohl  j^eliii^-t  tüchtii^en  1»  ilbauern,  die  eine  i^otuiLjfend  starke  b.imilie 
be.sil/eii,  um  be/ithlte  Arl)eitskräfte  entbehren  /u  können,  jährlic  h  die 
Zurüi'klejLTunv:  «Mnitrer  ]'>.sparni.ssp.  zu  denen  dami  noch  der  t-r/jelte 
Mehrwert  des  Chejnel  hin/utrilt.  Aber  einer  t^roßen  Zahl  ist  sie  trotz 
harter  Arbeit  und  i^roßier  Sj)arsamkeit  nieht  möglich,  so  daß  sie  in 
Un-^luckstallen  odt-r  bri  selilechtem  Ausfall  der  Ernten  an  den  Besitzern 
einen  Kückhali  suclien  müssen.  Immerhin  ist  währenfl  der  letzten 
jalire  überall  eine  wesentliehe  Besserung  in  den  Lebensbedingungen 
der  Teilbauern,  eine  b(\ssere  Ernährung  und  BekleiduuLf  7U  \f>r- 
zeicbnen.  Leider  loekt.^rn  sich  in  der  Gegenwart  die  Familienbande 
in  den  i  eilbauwirtscbaflen  vdu  I  Iaute-\'ienne  in  bedenklichem  Mcd  ^e. 
und  daraus  resultiert  nicht  selten  eine  mangelhafte  Bewirtschaftung^ 
tler  stark  gesell wäcliteti  'I'eilhaucrfamilien.  Zur  Annahme  frenidt-r 
Arbeitskräfte  entschlieiit  sich  der  Teilbauer  nur  schwer,  tia  sie  für 
ihn  c\uv  erhebliche  Belastung  bedtnitet.  und  so  muß  gesagt  werden, 
daß  in  den  Icilbauwirtschaften  von  1  LiuteA'ienne  der  Umfang  der 
menschhrlun  Arbeitskräfte  manchmal  weit  hinter  dem  erforderlichen 
Maß  zurückbleibt  und  dali  darin  eine  wesentliche  I/rsache  für  die 
nicht  selten  mangelhafte  Kidtur  der  1 1  ill)au\\  irtschaften  liegt. 

Aber  auch  das  Departement  I  laute-\'ienne  ist  nicht  arm  an 
lieispielen  huchsL  eriolgreicher  TeillKuibeu  irtschaftung.  Krwahut  werden 
mc)^en  hier  nur  die  i  1  Teilbauwirtst  haften  der  450  ha  großen  Be- 
sitzung \^ignaud  des  Herrn  de  Leobartiy  in  der  nahe  bei  Limoges 
belcijj^enen  Gemeinde  La  Jo!icli>  i  i  .  von  denen  wieder  besonders  die 
Wirtschaft  von  Has-Vignaud  genannt  zu  werden  verdient.    Der  Teil- 
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bauer  P.  Roy  er,  der  dieser  vorsteht,  erhielt  im  Jahre  1Ö95/96  von 
der  Societe  nationale  d*Agriculture  de  France  den  „Preis  Dattly"  für 
gute  Bewirtschaftung.  Der  Großvater  von  P.  Royer,  Jean  Des- 
jacqnes,  war  bereits  vor  100  Jahren  in  den  Betrieb  von  Vignaud  ein* 
getreten.  Er  hatte  sechs  Kinder,  die  vier  Familiengruppen  bildeten 
und  von  dem  Besitzer  de  Leobardy  als  Teilbauem  in  verschiedene 
Wirtschaften  gesetzt  wurden.  Es  bietet  sich  hier  das  bemerkenswerte 
Sdiauspiel.  daß  vier  Betriebe  seit  80  Jahren  von  den  Mitgliedern  der- 
selben P'amilie  bewirtschaftet  werden,  und  zwar  mit  mündlichen  Ver- 
trägen, die,  von  nur  einjähriger  Dauer,  durch  „tacite  reconduction*' 
fortgesetzt  wurden.  P.  Royer  kann  zahlreiche  Ausstellungserfolge  ver- 
zeichnen;  er  erhielt  erstmalig  1854  in  Bordeaux  fOr  zwei  Kohe  einen 
zweiten  und  einen  dritten  Preis.  In  dem  Zeitraum  1854/96  wurden 
ihm  dann  für  seine  eigene  Wirtschaft  insgesamt  265  Preise  verliehen, 
und  im  Jahre  1889  erzielte  er  auf  der  Weltausstellung  in  Paris  sogar 
den  höchsten,  einem  Züchter  erreichbaren  Preis,  nämlich  den  großen 
Ehrenpreis  für  alle  französischen  und  fremden  Rinderklassen.  Die 
Haupteinnahmequelle  bildet  das  Vieh,  das  vornehmlich  als  Zucht- 
material Absatz  findet 

Einige  Ziffern  über  das  Einkommen  der  Teilbauern  in  zwei 
andern  Teilbauwirtschaften  des  Herrn  de  Leobardy  mögen  noch 
zum  Schluß  folgen. 


Bares  jährliches  Einkommen  des  Teilbauern. 
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La  Perriere,  51  h.t  groli     .  . 

220s 

i6«>0,27 

1871. so 

Les  Vigncs,  34  ha  groß     .  . 

1 700 

1  150, 

»537.70 

1402, — 

Ein  näheres  Eingehen  auf  die  Verhältnisse  des  Tetlbaues  in 
andern  Gebieten  außer  den  besprochenen  müssen  wir  uns  hier  ver- 
sagen. Gewifi  tritt  in  manchem  Departement  noch  der  eine  oder 
andere  Zug  zu  dem  gezeichneten  Bilde  hinzu,  oder  kommt  dieser 
oder  jener  Strich  unserer  Zeichnung  in  Fortfall,  aber  das  Wesen  der 
Institution  wird  von  diesen  lokalen  Färbungen  doch  nicht  berührt. 

Nur  noch  wenige  Bemerkungen  mögen  daher  als  Schluß  dieses 
Abschnitts  folgen. 

Von  manchen  landw  irtscliaft liehen  Schriftstellern  wird  dor  Teilbau 
in  dem  Im  nordwestlichen  Frankreich  gelcLTf-nm  Departement  Mayen  ne 
sowohl  in  bezutr  '^"^i^  den  Stand  der  Bodenkultur,  als  auch  auf  den 
der  Viehzucht  als  besonders  hochentwickelt  hingestellt.  D.  r  'I'cilbau 
kommt  hier  fast  nur  in  dem  fruchtbaren  und  reichen  südlichen,  das 
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Arrondissement  Cbateau-Gontier  und  einen  Teil  de^nigen  von  Laval 
umfassenden  Gebiet  vor,  das  sich  in  Bodenbeschaffenheit  und  Art  der 
Kulturen  sehr  dem  angrenzenden  Anjou  nähert;  der  Norden  dagegen 
Icennt  den  Teilbau  wenig.  Wenn  auch  der  Teilbau  stellenweise  im 
Departement  Mayenne  sich  in  einer  sehr  günstigen  Form  darbietet, 
so  steht  er  doch  im  atigemeinen  hinter  demjenigen  der  besprochenen 
beiden  Departements  von  Mittelfrankreicb  nicht  unerheblich  zurQck. 
wie  auch  das  ihm  zugewiesene  Gesamtareal  erheblidi  geringer  ist 
Die  Größe  der  Teilbaubetriebe  bewegt  «ch,  wie  oben  mitgetdlt,  im 
allgemeinen  von  12 — 15  ha  und  geht  nur  in  wenigen  FfiOen  bis  zu 
50  ha  hinauf.  Hinsichtlich  der  allgemeinen,  fttr  den  Teilbau  in  Mayenne 
geltenden  Bestimmungen  mag  kurz  erwähnt  werden,  dafi  meist  k^n 
Vertrag  zwischen  Besitzer  und  Teilbauer  abgeschlossen  wird,  die 
^ch  beide  an  die  lokalen  Bräuche  (usages  ruraux)  halten,  welchen 
hier  völlige  Gesetzeskraft  innewohnt.  Das  Verhältnis  zwischen  Be- 
sitzer iiiul  Teilbauer  ist  auch  meist  sehr  gut  und  beruht  auf  gegen* 
seitigem  Vertrauen.  ..Chose  convenuc,  chose  faite",  pflegt  man  in 
JMayenne  zu  sagen  und  hält  den  Abschluß  besonderer  Teilbauverträge 
für  überflüssig.  Aber  dennoch  werden  die  guten  Beziehungen  zwischen 
Besitiier  und  Teilbauer  durch  einen  auf  Seite  120  schon  kurz  ange- 
deuteten Umstand  sehr  getrübt.  Während  nämlich  viele  Besitzer  selbst 
persönlich  dio  oberste  Wirtschaftsleitung  wahrnehmen,  gibt  es  deren 
nicht  wenige,  die  sich  durch  besondere  Beauftragte,  in  der  Mayenne 
„experts"  genarmt  (nUSperts"  heißen  sie  im  Munde  der  Teilbauern  .  \  er- 
treten  lassen.  Diesen  Beauftragten  liegt  die  Kassenführung,  die  An- 
ordnung von  Xi  ubauten  usw.  ob,  kurz  sie  befehlen  an  des  Besitzers 
Stelle.  Dabei  aber  geht  diesen  Leuten  meist  jegliche  landwirtschaft- 
liche Kenntnis  ab.  und  indem  sie  nur  den  einen  Zweck  verfolgen, 
ihre  vermittelnde  Tätigkeit  möglichst  im  Interesse  des  eigenen  Säckels 
auszunutzen,  stellen  sie  eigentlich  nur  eine  Neuauflage  des  Instituts 
der  berüchtigten  „fermiers  generaux"  dar,  das  ja  in  seiner  ursprüng- 
lichen Gestalt  auch  heute  noch  in  einigen  Gegend«!  angetroffen  wird. 
Dem  „expert"  fließen  5"/,,  aller  gemachten  Einnahmen  zu,  und  Leizour') 
hat  einen  gekatmt,  d«  r  alljährlich  30000  Eres,  einsteckte.  So  bilden 
sie  eine  eigentliche  Plage,  und  ihre  Existenz  ist  nach  Leizour  eines 
der  allergrölUen  Hindernisse  für  die  weit^e  Verbesserung  der  land- 
wirtschaftlichen Kultur.  Viele  Teilbauern  sind  Besitzer  entweder 
eines  Teiles  der  bewirtschafteten  Ländereien  oder  anderer  mehr  oder 
weniger  entfernt  liegender  Grundstücke,  und  im  letzten  lall  be> 
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schäftigen  «e  selbst  ihrerseits  Teilbauern.  Es  gfibt  aber  auch  noch 
eine  Anzahl  von  Greneralpächtern,  die  sich  zum  Teil  mit  Verständnis 
und  Erfolge  der  Bodenkultur  widmen.  Sie  sind  auch  fast  alle  Besitzer 
einer  oder  mehrerer  Wirtschaften,  die  sie  entweder  in  Eigenverwal- 
tung haben  oder  ebenfalls  mit  Hilfe  von  TeillMiuern  bewirtschaften. 
Mayenne  ist  im  wesentlichen  ein  Zuchtgebict.  Als  Xutzrindvieh 
werden  entweder  Durhcuiis  oder  ein  mit  ihnen  veredelter  Landschlag 
gehalten;  die  meisten  Teilbauern  haben  in  ihren  Ställen  solche  Durham- 
Kreuzungen,  während  manche  Resitzer  auf  ihren  „r^serves"  nwh 
besondere  Zuchttiere  edlen  Typs  halten  und  einige  solche  auch  an 
ihre  leilbauern  zur  Verteilung  bringen.  Mit  großer  Sorgfalt  und 
Ge?;cliicklichkeit  hat  man  hier  eine  Kreuzungsrasse  gebildet,  die  sich 
durch  hohe  Frühreife  auszeichnet  und  deren  Nutzung  den  Teilbauem 
einen  nicht  geringen  Gewinn  abwirft,  so  daß  diese  vielfach  schon  nach 
Ablauf  weniger  Jahre  die  Hälfte  des  Viehbestände'^  /n  erwerben  in 
der  Lage  sind.  Erstaunlich  ist  die  große  Stärke  des  Viehbestandes 
in  den  Teilbauwirtschaften  der  Mayenne.  Eine  besondere  Bedeutung 
kommt  in  den  Teilbauwhrtschaften  des  Arrondissements  Chateau-Gontier 
utvl  l)es<>nders  in  denen  des  Kantons  Craon  der  Schweinezucht  zu. 
l>ies  (lebiet  ist  die  Zuchtheimat  des  bekannten  Craonnaiser  Schweines, 
das  als  Champion  der  französischen  Schweinetypen  gilt  und  einen  hoch- 
gezüchteten und  veredelten  Landschweinschlag  repräsentiert.  Die  Teil- 
bauern widmen  sich  mit  Liebe  und  V^erständnisder  Zucht  dieses  Schweines. 
Die  kleinste  Teilbau Wirtschaft  besitzt  wenigstens  i — 2  Zuchtsauen,  wäh- 
rend man  deren  in  den  mittleren  Betrieben  überall  2—,^  und  zuweilen 
sogar  .5  —  6  aiitritTt.  Ein  Wechsel  erfolgt  in  den  Teilbain\  irts(  haften 
\'nn  Mayenne  nicht  sehr  häufig.  Im  allgemeinen  hat  sich  auch  ein  guter 
I- aniiliengeist  in  den  Wirtschaften  erhalten.  Bemerk enswrrt  ist.  dal'» 
seit  (h^r  Agrarkrisis  eine  Reihe  vmi  Pächtern,  die  nicht  mehr  ihre 
jährliche  Paclitsumme  zu  erschwingen  vennochten,  die  Zalil  der  leil- 
bauern vermehrt  hat. 

Fs  mag  liier  ferner  nochmals  betont  werden,  d.il)  die  weitver- 
l»r«  itece  Meinung,  als  ob  gerade  das  Gcl>iei  iier  im  südlic  In  n  Frank- 
reich vielfiu  h  vorknniint  iulen  .Spc/ialknituren  ein  für  deti  I  (.'ilbaii 
reserviertes  held  sei.  durchaiis  auf  einem  Irrtum  lieruht:  unser  T^e- 
wirtschattun^smodus  bil<let  gerade  hier  im  all^i-nieinen  die  Ausnahme, 
Abgesehen  davon,  daß  liii-r  v  ielfach  kleine  1  >esit/gri 'i'ien  vorliegen, 
entschliel'en  sich  auch  die  die  Weinerzeugung  im  groiien  betreibendei, 
Eigentumer  nur  seilen  zur  Anwendung  des  Teilbausystems,  imd  das 
gilt  ganz  besonders  für  jene  Ge^etideii,  wo  der  Wein  ein  Iuh  h- 
werti^es  Produkt  darstellt.    .So  weisen  sowohl  die  großen  Besitzer 
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der  Bourgogne  (Cote  d'Or),  wie  diejenigen  des  Departements  Gironde 
den  Teilbau  vvejren  des  hohen  Wertes  des  hier  erzeugten  Produktes 
zurück,  und  er  findet  sich  hier  nur  als  verschwindende  Ausnahme.  Anders 
liegen  allerdings  die  Verhältnisse  in  Beaujolais,  dem  südlichen  Teil 
des  Departements  Saone-et- Loire,  wo  der  Teilbau  in  den  Weinbergs- 
wirtschaften eine  wichtige  Rolle  spielt.  Es  handelt  sich  hier  um 
kleine  Betriebe  von  4  ha  Weinberg,  2  —  4  ha  Ackerland  und  2 — 4  ha 
Wiesen. 

Der  Teilbau  in  den  Weinberi» swirtschaften  von  Rtviujolais 
ist  schon  sehr  alt;  in  den  Gewohnheiton  hat  sich  nicht  \  ieles  vt  r- 
ändcrt;  der  Besitzer  zahlt  die  Steuern,  trägt  zur  Hälfte  die  Kosten  für 
Dünger  und  Rebpfalile,  liefert  die  Kufen  und  Kelter;  er  bestreitet 
ferner  im  allgemeinen  die  Ausgaben  für  die  Anbringung  der  Pfähle 
und  Düngung  bei  der  erstmaligen  Umwandlung  von  Ackerland  in 
Weinberg.  Audi  bei  Wiederbepflanzung  eines  Weinbergs  tragt  er 
die  Kosten  für  Düngung.  Dem  Teilbauern  steht  ein  Kntschädigun^.«;- 
anspruch  zu,  wenn  er  den  BesitT;  verlälk,  ehe  er  aus  neu  angelegten 
Weinbergen  eine  Entschädigung  für  seine  Mühen  utni  Auslagen  erzielt 
hat.  Der  Besitzer  nimmt  femer  die  D^\sinfekt  in  sapparate  und  Des- 
infektionsmittel auf  seine  ausschließliche  Ro(  liiunivr  Dem  Teilbauern 
seinerseits  liegt  die  Verrichtung  aller  erforderUchen  Arbn:! n  im  \Vein- 
berg  ob:  die  Beschneidung  der  Stocke,  die  Traubenlese,  dit-  Ixelterung, 
der  Transport  von  Erde,  Stroh,  Dünger.  Rebpfahlen.  Irauben  usw. 
Er  liefert  ferner  das  Vieh  und  das  ganze  Wirtschaftsinventar.  Der 
Wein  wird  zur  Zeit  des  Ablassens  in  die  Fässer  zur  Hälfte  geteilt. 
Für  den  alleinigen  denui)  des  Gartens  usw.  zahlt  der  Teilbauer  dem 
Besitzer  eitu>  unter  dem  Namen  „bassecour"  bekannt(^  Entschädigu^v.,^ 
deren  I  lr)he  im  allgemeinen  roo  F"rcs.  beträgt.  Der  \'ertrag  ist  eio- 
iährig  mit  „tacite  reconduction".  In  Beaujolais  hat  der  Teilbau  im 
Kam{)fe  gegen  die  X'erheerung  der  Weinberge  durch  die  Reblaus  und 
bei  ihrer  gradweisen  Wiederanlage  wertvolle  Dienste  geleistet-  Zwischen 
Besitzer  und  l'eilbauern  herrschen  im  allgemeinen  recht  gute  Be- 
ziehungen, es  gibt  ein/eine  Weinbergswirtschaften,  wo  seit  über 
100  Jahren  dieselben  Teilbauerfamilien  tätig  sind.  In  den  letzten 
Jahren  hat  si<  h  die  ganze  Lebenshaltung  der  Teilbauern  in  Beaujolais 
erhebli(  h  verbessert.  Der  Nachteil,  der  beim  Weinstock,  wie  bei  allen 
Spe/i.tlkuiiuren.  in  seinen  hasardartigen  Ergebnissen  liegt,  erfährt 
namentlich  für  den  Teilbauer  dadurch  eine  Abschwäch ung,  daß  die 
Wirtschaften  im  Beaujolais  nicht  ganz  auf  die  eine  Karte  des  Wein- 
baues gesetzt  .sind,  sondern  in  Vieh,  Geflügel.  Gartener/i  ui^nissen  usw. 
noch  Nebeneinnahmen  haben.    Dann  auch  pHegen  sich  die  l  eilbauem 
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in  schlechteren  Jahren  einzusdiränken;  wenn  sie  allerdings  von  zu 
schweren  Sdücksalsschlägen,  wie  Frost  oder  Hagdschädmi,  R^ans^ 
Verheerungen  u.  dgl.,  getroffen  werden,  so  müssen  sie  beim  Besitzer 
vorabergehend  Rückhalt  suchen.  Ihr  erspartes  Geld  legen  die  Teil> 
bauem  gewöhnlich  wieder  in  Weinbergen  an,  und  es  ist  gar  nicht 
so  selten,  dafi  die  Teilbauern  eines  Besatzers  selbst  Weinberge  im 
Eigentum  haben.  Während  früher  in  den  Verträgen  vorgeschrieben 
war,  daß  die  Teilbauern  ihre  eigenen  Weinberge  nicht  selbst  bewirt- 
schaften durften,  ist  man  heute  milder  geworden  und  läBt  es  zu, 
vorau^resetzt,  dafi  die  Weinberge  des  Besitzers  nicht  darunter  leiden. 

Im  Departement  Charente  kommt  unter  der  Bezeidinung  „tier- 
^age**  oder  „quarteillage"  wieder  ein  besonderer  Modus  vor,  bei  dem  der 
,,Teilbauer*  nur  die  Arbeiten  besorgt,  während  der  Besitzer  aOe  son- 
stigen Wirtschaftskosten  trägt.  Je  nach  dem  Ausfall  des  Ertrages 
erhält  dann  der  Teilbauer  ein  Drittel  oder  ein  Viertel  desselben. 
Dieser  Modus  neigt  übrigens  zum  allmählichen  Versdhwinden.  Einen 
ähnlichen  Inhalt  hat  der  Modus  ,^u  quint*"  im  Departement  Charente- 
Inf^rieure,  wo.  beiläufig  bemerkt,  der  eigentliche  Teilbau  durdiaus 
die  Ausnahme  bildet  Auch  hier  liefert  der  Besitzer  alles  außer  der 
Arbeit  und  bezahlt  auch  etwa  erforderiiche  Dienstboten.  Der  Bewirt- 
schafter  erhält  den  fünften  Teil  des  Ertrages.  In  andern  Gegenden 
wieder  kommt  ein  gemischtes  System  vor,  wie  im  Departement  Ain» 
das  die  Mitte  zwischen  Pacht  und  Teilbau  hält.  Das  Getreide  wird 
geteilt,  während  der  Teilbauer  für  die  Ernährung  und  Haltung  des 
von  ihm  zu  stellenden  Viehes  in  der  Wirtschaft  eine  feste  Summe 
entrichtet,  das  dadurch  nicht  der  Teilung  unterliegt  Eine  etwas  andere, 
sich  wieder  mehr  dem  Teilbau  nähernde  Regelung  kommt  unter  der 
Bezeichnung  „gazaüle*'  im  Departement  Hautes-Pyren^es  vor. 

Kurze  Erwähnung  verdienen  noch  die  gar  nicht  seltenen  Fälle» 
wo  nicht  eine  Anwendung  des  eigentlichen  Teilbausystems  auf  ganze 
Wirtscfaaftsbetriebe  in  Frage  kommt,  sondern  nur  die  Benutzung  einer 
besondern  Naturallohnform  als  Ertragsbeteiligung.  Nur  selten  b^dit 
ach  eine  solche  Beteiligung  auf  den  gesamten  Ertrag  der  Wirtschaft, 
wie  sie  z.  B.  im  Departement  Haute-Garonne  vorkommt,  wo  Herr 
G.  Heron  auf  der  Besitzung  I^tour  in  B^rat  (Arrondissement  Muret) 
eine  derartige  Lohnform  eingeführt  hat  clie  hart  an  den  Teilbau  streift 
und  deren  Resultate  tHsher  sehr  befriedigend  sein  sollen.  Meist  handelt 
es  sidi  hierbei  vielmehr  um  Spezialkulturen,  vor  allem  auch  den  Wein> 
stock.  So  kommt  z.  B.  eine  solche  Beteiligung  der  Arbeiter  am  Ertrag 
des  Weinbergs'in  der  Saintonge  vor,  wo  die  Weiner/eugung  im 
großen  mit  Dampfkeltcreien  betrieben  wird.    Herr  G.  Dufaure  in 
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Vizelle  (Departement  Charente-Införieure)  hat  z.  B.  den  Lohn  in  zu-ei 
Komponenten  zerlegt,  deren  einer  Rx  ist  und  dem  Arbeiter  ein  Exi- 
stenzminimum garantiert  und  deren  anderer  prop<^rtional  dem  Gewicht 
der  geernteten  Trauben  geht  Die  Weinberge  sind  in  besondere  Teil- 
stflcke  abgegrenzt,  deren  jedes  einem  Arbeiter  zugeteilt  ist  und  von 
ihm  ausschließlich  bearbeitet  wird.  Zur  Zeit  der  Ernte  wird  an  jedem 
TeilstGck  eine  Wage  aufgestellt,  auf  der  unter  Aufsicht  eines  Be- 
auftragten des  Besitzers  das*  Abwägen  der  gemuteten  Mengen  un- 
mittelbar vor  sich  geht  Der  Arbeiter  erhält  fOr  loo  kg  Trauben 
60 — 75  Centimes.  Auch  bei  den  übrigen  Spezialkulturen  bedienen  sich 
die  Besitzer  häufig  einer  solchen  Ertragsbeteiltgung  der  Arbeiter  als 
Lohnform.  So  findet  z.  B.  im  Departement  Gironde  auf  den  dort 
gegendweise  verbreiteten  Anbau  der  Artischocke  fast  ausschliefllich  das 
Prinzip  des  Teilbaues  Anwendung*  Der  Besitzer  stellt  den  Grund 
und  Boden  und  die  Gespanne  fOr  die  Pflanzarbeiten,  während  seine 
„vignerons**  oder  „bordiers**  alle  Arbeiten,  einschließlich  Transport  und 
Verkauf  auf  dem  Markt,  vornehmen.  Der  reine  Ertrag  wird  zur 
Hälfte  geteilt  Infolge  ihrer  sonstigen  täglichen  Arbeiten  bearbeiten 
diese  Gelegenheits-Teilbauem  selten  mehr  als  ein  ..Journal**  (Lokalmaß 
—  3J  Ar). 

Eine  ähnliche  Regelung  ist  auch  in  der  Seidenzucht  nicht  selten. 


\'L  Abschnitt. 

Die  kritische  WMigung  des  fraiuMsciien  TelliNUisysteins. 

Seit  jeher  sind  sehr  abweichende  Anwehten  aber  die  Zweck- 
mäßigkeit des  Teilbausystems  vertreten  worden,  und  auch  in  der 
Gegenwart  ist  diese  Frage  noch  lebhaft  umstritten.  Für  die  einen 
bedeutet  der  Teilbau  die  typische  Bewirtschaftimgsart  &nec  primitiven 
Ackerkultur  und  die  Verneinung  jeglichen  landwirtschaftlichen  Fort» 
Schritts;  für  die  andern  dagegen  besitzt  das  Teilbausystem  seiner 
ganzen  inneren  Natur  nach  so  große  ökonomische  und  soziale  Vor- 
Züge,  daß  sein  Fortbestehen  auch  in  der  modernen  Landwirtschaft 
mit  ihren  außerordentlichen  Fortschritten,  ihrer  erheblich  gesteij^erten 
Intensität  und  Spezialisierung  der  Kulturen,  vollauf  gerechtfertigt  er- 
scheint. 
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Worin  liegt  nun  der  Grund  für  diese  Gegensätzlichkeit  der  Auf- 
fassung? 

Um  zu  einer  klaren  und  objektiven  Würdigung  dieser  Frage 
zu  gelangen,  muß  zunächst  die  folgende  Unterscheidung  im  Auge 
behalten  werden.  Ganz  allgemein  gesprochen,  kann  man  einen  irratio- 
nellen  älteren  und  ein« n  rationellen  jüng^eren  Teilbau  unterscheiden;*) 
in  unsem  geschichtlichen  Ausführungen  haben  wir  schon  das  wesent- 
lichste Moment  dieser  Unterscheidung  kennen  gelernt.  Bei  dem  Feil- 
bau  der  älteren  Zeit  kümmerte  sich  der  Besitzer  sozusagen  gar  nicht 
um  die  I^wirtschaftung  seines  (iutes,  sondern  überliel'»  diese  ganz 
dem  ieilbauem.  Seine  Tätigkeit  bestand  einzig  und  allein  darin,  die 
ihm  zukommende  Hälfte  des  Wirtschaftsrohertrages  in  Empfang  zu 
nehmen.  Unter  solchen  Verhältnissen  trug  der  Teilbaucr  fast  ganz 
aliein  cht-  Hewirtschaftungskosten.  Wenn  nun  diesp  irrationelle  Form 
des  Teilbaues  auch  noch  in  der  Gegenwart  in  Frankreich  vorkommt, 
wie  wir  weiter  unten  sc  hm  werden,  s<>  hat  sie  doch  bei  weitem  nicht 
mehr  eine  so  starke  V  erbreitung  wie  früher.  An  ihre  Stelle  ist  in 
gr»>liem  Umfange  der  moderne  Teilbau  getreten,  der  sich  durch  eine 
stete  und  weitgehende  Teilnahme  des  Besitzers  an  der  Bewirtschaftung 
charakterisiert.  Jene  ältere  und  diese  neuere  F»irm  des  Teilbausystems 
bedürfen  beide  einer  Sonderbetrachtung,  und  deshalb  hat  die  Unter« 
suchung  wie  folgt  zu  unterscheiden: 

1.  Beurteilung  des  früher  weitverbreiteten  und  auch  heute  noch 
nicht  selten  vorkommenden  Teilbaues,  der  meist  mit  einer  Teilpacht 
schlechtweg  identisch  ist 

2.  Beurteilung  des  modernisierten  Teilbaues,  der  im  Vergleich 
zu  jener  älteren  Form  den  Charakter  einer  Selbstadministration  an 
sich  träj<t. 

a)  Inwieweit  verdient  dieser  eine  anderslautende  Beurteilung.  od<*r, 
mit  andern  Worten,  in  welcher  Weise  und  bis  zu  welchem 
(irade  hat  die  Modernisierung  das  System  seiner  organischen 
Mängel  entkleid^'t? 

b)  Nachteile  und  Vorzüge  des  modernen,  in  rationellerer  Form 
betriebenen  Teilbaues. 

Die  absoluten  Gegner  des  Teilbausystems  haben  bei  ihrem  ab- 
sprechenden Urteil  in  der  Regel  die  ältere,  irrationcUe,  für  die  frühere 

i  f  y  a  nieUyagi'  »  t  nictayage.  ü'il  y  a  le  mtuyiig«  Ue  la  inisere,  irislc  ct)iuiiuuilion 
dn  serv.ig<-,  il  y  a  le  mvtayu^e  qut  a  tom  Je«  carACtires  de  1»  plas  liMnile,  de  la  plus  ^ni- 
table,  de  ta  pliu  moralt?  et  la  plus  fiuctueute  asaociattun  enire  la  terre,  ie  travail  et  le 
capilaJ/*   (t.ecottteiix.  Cour»  d'^conomie  rvnile,  Pari»  1B89.   Bawl  II.  S.  53.) 
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Zeit  typische  Anwendungsform  des  Tdlbaucs  im  Auge.  Diese  ver- 
dient gewiß  die  Vorwürfe,  die  man  meist  schlechtweg  dem  ganzen 
System  als  solchem  trcmacht  hat.  Am  klarsten  und  schärfsten  hat 
wohl  Graf  Dreuille  diese  Vorwürfe  formuliert.  Da  seine  Ausführungen 
am  ehesten  ein  v<^les  Verständnis  der  in  Betracht  kommenden  Ver* 
hältnisse  gewinnen  lassen,  möge  ein  kurzer  Auszug  aus  ihnen  folgen.') 
„Hat  der  Teilbauer  ein  Interesse  an  einer  wirklich  rationellen  Wirt- 
schaftsführung, an  einer  Ausnutzung  der  F  rrsrhritte  auf  landwirt- 
schaftlichem Gebiete?"  so  fragt  (iraf  Dreuille  und  antwortet  wie 
folgt:  „Man  k(\nnte  versucht  sein,  die  I  rage  zu  bejahen,  da  der  Teil- 
bauer in  einer  bestimmten  Proportion  am  Wirtschaftsertrage  interessiert 
ist  Wenn  man  aber  genauer  zusieht,  so  wird  man  entdecken»  daß 
gerade  das  Gegenteil  der  Fall  ist,  man  also  die  gestellte  Frage  ver- 
neinen muß.  Die  gute  Kultur  besteht  darin,  viel  ZU  erzeugen:  hierzu 
aber  bedarf  es  vieler  Ausgaben.  Der  I  eilbauer  nun  erhält  die  Hälfte 
der  Ernte;  aber  er  trägst  die  Gesamtheit  der  Kosten."  Das  Haupt- 
interesse des  Teilbauem  geht  daher  nach  Dreuille  dahin,  nicht 
viel  zu  erzeugen,  sondern  wenig  auszugeben.  Diese  beklagenswerte 
Tendenz  ist  es,  welche  die  eigentliche  Ursache»  des  Widerstandes  und 
Kampfes  des  Teilbauern  gegen  den  Fortschritt  bildet  und  damit  eine 
elende  Kultur  bedingt.  Wohl  kennen  die  ständigen  Bemühungen 
des  Besitzers,  wie  Dreuille  meint,  diese  Tendenz  zeitweise  besiegen; 
aber  sie  völlig  zu  zerstören,  das  gelingt  ihnen  nicht. 

An  dem  folgenden  einfachen  Beispiel  illustriert  Dreuille  seine 
Ausführungen.  Mau  nehme  eine  landwirtschaftliche  Verbesserung 
an,  die  i  Frr.  Kosten  verursacht  und  1,5  Frcs.  Ertragssteigerung 
bringt.  Eine  solche  Maßnahme  ist  an  sich  gewiß  vorzüglich.  Der 
Besitzer  oder  Pächter,  der  10  Frcs.  ausgibt,  erhält  15  Frcs.  zurück, 
bei  1000  Fn  s.  1500  Frcs.  und  so  fort  Kein  Pächter  wird  sich  ange- 
sichts snl(  her  Ziffern  lange  besinnen,  um  eine  derartige  Verbesserung 
durchzuführen.  Anders  der  Teilbauer!  Er  weist  sie  ganz  energisch 
zurück,  weil  sich  für  ihn  der  Kalkül  ganz  anders  stellt,  und  zwar 
folgendermaßen : 

Kosten  =  i  ,00  Frc. 
Vs  der  Ertragssteigerung  von  115  =  0,75  „ 

Reiner  Verlust =0,25  Frc. 

„l'Meser  einfache  Kalkül**,  sagt  Dreuille,  ,3chließt  das  ganze 
Greheimnis  des  Teilbaus\  stems  in  sich.  100  Frcs.  Kulturkosten  lassen 
den  Teilbauer  ohne  Gewinn,  noch  Verlust,  wenn  sie  nur  einen  Ertrag 

I)  Dreuille,  Du  meuyage  et  des  moyem  de  k  remplaoer.   F«ri8  1865,  S.  19  (f. 
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von  200  Frcs.  bringen.  Um  ihm  einen  bescheidenen  Gewinn  \  on 
25  Frcs.  zu  sichern,  müssen  loo  Frcs.  Kosten  mindestens  250  In  s. 
Ertrag  ergeben;  250%,  das  ist  das  Minimum  des  £rtrages,  das  eine 
landwirtschaftliche  Verbesserung  erzielen  lassen  muß,  um  für  den 
Teilbauer  annehmbar  zu  sein.  Leider  gibt  es  aber  nicht  viele  der- 
artig lohnende  Meliorationen."  In  diesen  Verhältnissen  erblickt 
Dreuille  ein  unheilbares  organisches  Übel  des  Teilbausystems. 

In  ähnlicher  Weise  hat  sich  Pass y  ausgesprochen.  *)  Der  Teilbauer, 
der  mit  dem  Besitzer  den  Wirtschaftsrohertrag  teilt  und  die  Kultur- 
kosten tragen  muß,  hat  ein  Interane  daran,  die  letzten  möglichst  zu  ver- 
ringern, nur  solche  Kulturen  vorzunehmen,  welche  die  geringsten 
Ausgaben  erfordern.  Wie  Passy  ausführt  wird  der  Teilbauer  bald 
das  Verhältnis  zwischen  den  Produktionskosten  und  dem  Gesamtwert 
der  Ernten  ermittelt  haben  und  alle  diejenigen  Kulturgewächse  ver- 
nachlässigen, deren  Anbau  kostspielig  ist,  wenn  auch  ihr  Reinertrag 
sich  höher  stollt  als  derjenicfo  von  solchen  Kulturen,  die  weniLrcr 
Ausgaben  erfordern.  Wenn  so.  um  ein  Heispiel  anzuführen,  der 
Roggen  45  Frcs.  Ausgaben  verlangt  und  i.^o  Frcs.  Ertrag  bringt, 
d'T  Weizen  dagei^en  1 I-V(\s.  an  Ausgaben  erfordert  und  250  Frcs. 
an  F.rtrag  gibt,  so  wird  der  Teilbauer  auf  jeden  Fall  den  Anbau  des 
Roggens  vorziehen,  trotzdem  der  Reinertrag  .steh  für  den  Weizen 
höher  stellt,  130  Frcs.  gegen  85  Frcs.  beim  Koggen.    Denn  der 

Roggen  bringt  dem  Teilbauem  einen  Gewinn  von   45  =  20  Frcs., 

der  Weizen  dagegen  nur   1 20  ^  5  Frcs.   Natürlich  haben  wir 

diese  Ziffern  nur  exenipli  gratia  hierhergesetzt 

In  seiner  Studie  über  den  italienischen  Teilhau  kommt  l>ertag- 
nolli')  ebenfalls  zu  einer  absf)luten  \'erurteilung  de,s  1  eilbausystems, 
wobei  er  von  ahnlichen  Erwägungen  ausgclit  wie  Passv  und 
Dreuille.  Der  konventionelle  Schematismus  bei  der  F'esL&et/ung  der 
gegenseitigen  l'.rtragsanteile  macht  nach  ihm  das  System  zu  einer 
ökonomischen  Absurdität. 

Roscher-')  erblickt  den  ökonomischen  Hauptfehler  des  Teil- 
baues darin,  daß  weder  Teilbauer,  noch  Besitzer  für  eine  Wirtschaft 
erhebliche  Opfer  bringen  mag.  wenn  deren  Früchte  zur  Hälfte  vom 
andern  Teilnehmer  geemtet  werden,  der  seinerseits  zu  den  Opfern 

1 )  P«B*y ,  Des  sjrstimcs  de  culture  et  de  leiir  infliieiKe  sur  l'toNiomte  sociale.  PlMi»  1 853. 
S.  36  ff. 

2)  Bertagnolli,       colonia  pandaria.    Rom  187;^,  ä.  172. 

3)  Roscher,  a.  a.       S.  2;i  (f. 
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gar  nichts  bciqetranL-ii  hat.  Alle  imensiNoron  Wirlschattsoprrati'/nen 
würden  hiL-rdurch.  meint  Roscher,  in  derselben  Weise,  aber  in  \  iel 
höherem  (trade  erschwert,  wie  durch  den  Zehnten;  so  bilde  sich  im 
allgemeinen  ein  Geist  des  Schlendrians,  der  allen  Fortschritten  der 
Technik  utid  selbst  Kapitalerspnrnissen  des  I.<nidvolkes  zuwider  sei. 
Buchen  berger  *)  schließt  sich  dieser  Beurteilung  des  Teilbaues  im 
wesentlichen  an. 

\y\v  sc^hon  betont  wurde,  mul^  man  den  hier  kurz  mitvreteiiten 
Einwanden  voll  beitrc^ten,  \\  enn  es  sich  um  die  früher  weitv  erl»reitete 
und  ja  auch  heute  ntx:h  gegendweise  vorkommende  irrati<in«'lle  I  -'nn 
des  Teilbaues  handelt,  bei  welcher  der  Absentismus  eine  ^r<»|'e  Rolle 
s})ielt  Wenn  der  Teilbauer  sich  selbst  uberlassen  bleiljt,  wei^n  die 
Bewirtschaftung  fast  ganz  ausschlieWieh  seinen  Händen  anvertraut 
ist  und  er  in  der  Ilauptsai  he  die  Rulturk<  »sten  trägt,  dann  treten 
alle  jene  ges<  hildcrten  Xachteile  mit  Naturnotwendigkeit  in  die  Fr- 
scheiniing.  Die  latsaciilichen  Verhältnisse  des  Teilbaues  in  eiaiijen 
(ieL;(>niien  1' rankreichs,  wo  heute  noch  jene  irraüonclle  Anwendunt^s- 
lorm  gar  nicht  so  selten  ist,  liefern  hierfür  hinreichende  T^elege.  Iii 
kommen  hier  namentli<  h  mehrere  Departements  im  Suduesten  tuid 
Midi,  so  Haute-( laronne,  I  )onioirne.  (iironde.  Drome,  Tarn-et-Garonne, 
dann  auch  Gegenden  in  (  antal,  A\('\rnn  usw.  in  Betracht.-)  in  diesen 
(rebieten  ist  der  l  eilbauer  \  ieltach  fast  unumschränkter  1  ferr  in  der 
Wirtschaft,  der  Besitzer  nimmt  in  keiner  Weise  an  der  Bewirtschatiung 
teil.  Das»  Verhältnis  zwischen  beiden  ist  meist  das  denkbar  schlet  h- 
leste;  voll  Mißtrauen  zueinander,  scheuen  Besitzer  und  Teilbaucr  jegÜLhc 
gröliere  Aufwendung  für  den  Betrieb.  Die  Teilbauern  j,ind  unwissend 
und  verharren,  allen  Fortschritten  der  landwirtschaftlichen  Technik 
zum  Trotz,  bei  alten,  unrationellen,  empirischen  Betriebsweisen;  die 
Bearbeitung  und  Bestellung  der  Felder  ist  meist  äußerst  mange'h.itL 
Die  landwirtschaftlichen  Wanderlehrer  in  den  genannten  I3epart< mrnis 
'Professeurs  departcmentaux  d'agriculture)  führen  bewegliche  Rlvi-en 
über  die  Interesse-  und  Verständnislosigkeit  der  Teilbauern  gegen- 
über den  auf  den  staatlichen  Versuchsfeldern  angestellten  Anbau-  und 
Düngungsversuchen.    Die  Besitzer  Ihrerseits  tun  kaum  etwas,  um 

1)  Buchenbcrgcr,  .\gran»'{?Äen  und  Agrarpuliuk.    Leipzig  1892,  Bd.  I,  S.  213  ff. 

2)  Vgl.  hi«mi  besondere  Carr^,  Monographie  agrkole  du  IMpartement  de  la  Haute» 
(jaronne  im  „Bulletin  du  Ministire  de  l'Agricultare**  1S99,  S.  96a  ff.  Vassilli^re.  Mono- 

j^aphip  agricole  du  Departement  delaGirondc  im  ., Bulletin  du  Minister«  de  i^Vgriodture-  1898, 
S.  40  ff.     Br^hcirt,  Monographie  agricole  du   Dt-jartcmf  nt   d<^  l.i   Dr^nif.  Paris 
S.  48  ff.  Baudriliart  in  dem  mehrfach  zitierten  ArUk«l  in  der  „Revue  des  Deux  Mondes", 
S.  58  t  ff. 
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eine  rationellere  IV'wirlsrh.itiun^  durch/.ufiihren ;  meist  besitzen  sie  i^.ir 
keine  fachlichen  Kenntnisse  und  sin<l  nur  bestrebt,  mc^jijlichst  viel  aus 
ihrem  ResTt?r  herauszupressen,  ohne  etwas  aufzuwenden.  Die  Teil- 
biiuerii  behnden  sich  !neist  in  einer  r»'elu  diirftisjen  Lacfc,  zu  di  ren 
Aufbesserung  sie  nicht  seilen  /u  un»"!ir]ichen  Manipulationen  ^reiten. 
So  sind  stellenweise  unrecinmäliige  Struliverkduf(^  und  die  Leistung 
von  Lohntuhren  für  dritte  seitens  der  Teilbauern  an  c\cr  Taties- 
Ordnung.  Die  Besitzer  dulden  diese  Verhältnisse  stillschweiv^end  und 
ziehen  ihre  l-ortdaucr  einem  grutidliehen  Zusammenarl)eiten  mit  den 
Teilbauern,  insbesondere  einer  v^erechteren  X'erteilung  der  ßewirt- 
schaftunvrsk Osten  be/w.  des  Ertrages  \  r  Unter  dem  Vorwand.  daP> 
die  Teilbiuern  stets  unehrlich  seien,  i.isseii  sie  von  ihrer  ungerechten 
Bedruckung  nicht  ab,  und  dadurch  werden  dann  alle  die  Mißbrauche 
verewigt,  uber  die  sie  sich  auf  der  andern  Seite  beklagen.  Kein 
Wunder,  daß  in  diesen  Gegenden  ein  häufiger  Wechsel  in  den  Teil- 
bauwirtschaften an  der  Liges»  »rdnung  ist.  Oer  Teilbauer  zieht  auf, 
sät  Getreide,  auch  Mais,  macht  seine  lernte  und  zieht  ab,  indem  er 
den  Boden  erschöpfter  zurückläßt,  als  er  ihm  ubergeben  wurde.  Er  hat 
schlechte  Arbeitsgeräte,  deren  Unterhaltung  er  recht  und  schlecht  mit 
möglichst  geringen  Ivostm  zu  b<'\virken  sucht.  Mit  s(  inem  wieiler  etwas 
mehr  abgenutzten  Gerät  geht  er  ab.  unfähii^,  dem  Stellmacher,  Schreiner 
und  Sattler  die  Schulden  für  die  kleinen  Ke{)araturen,  die  er  nicht 
selbst  gemacht  liat,  zahlen.  Oer  unglückliche  Teilbauer  zieht  zu 
einem  andern  Besitzer,  um  ihn  ucich  etwas  zu  ruinieren,  w.dnend  er 
selbst  dem  völligen  Ruin  entgegeneilt.  Beide,  Ik-sitzer  und  Teil- 
bauer. ruini(Ten  sich  nicht  selten  in  Unkenntnis  der  Bedingungen 
ratinnelh  r  Px'wirtschattung.  Die  Unwissenheit  und  ArnnU  bedingen 
hier  Aufrechlerh.dtung  des  Teilbaues,  circulus  vitiosus,  aus  tlen»  die 
Besitzer  sich  nicht  befreien  kunnen. 

Auch  in  Mittelfrankreich  jjil)t  es  übrigens  stellenweise  nicht 
wenige  Wirtschaften,  w^  dem  I  eilbauern  ilie  Leitung  des  Betriebes 
zu  ausschließlich  gehört,  ja,  wo  er  unumschränkt  herrscht,  während 
fler  Besitzer  sich  mit  einigen  spärlichen  und  meist  recht  flü(ditigen 
Besuchen  seiner  Wirtschaft  begnügt.  Ja,  dieser  verkehrte  Zustand 
wird  sogar  in  einzelnen  Teilbauverträgen  ausdrücklich  sanktioniert. 
,.Le  bailleur  a  le  droit  de  visiter  ou  de  faire  visiter  le  domaine  et 
ses  dependances  quand  bon  lui  semblera",  s<^  lautet  in  manchen  Teil- 
baukontrakten die  seltsame,  aber  vielsagende  Bestimmung,  die  an 
rückschrittlicher  Tendenz  nichts  zu  wünschen  übrig  läßt.  Anderswo 
geht  diese  Umkehr ung  des  wirklichen  Charakters  sogar  so  weit,  daß 
ein  alter  Gewohnheitsbrauch  den  Besitzern  direkt  das  Recht  zur 
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I.ritung  der  Wirtschaft  abspricht.    Das  sind  natürlich  unhaltbare  Zu* 

stände. 

In  allen  diesen  Fallen  bedeutet  Teilbau  Teilpacht,  ein  Pachtver- 
hältnis, dessen  Wesen  darin  besteht,  daß  der  Parhti)r('is  anstatt  in 
(Teld  in  Naturalien  i)e/ahlt  wird.  Und  ein  solches  Xaturalpacht\ er- 
haltniis  ni*x:hte  sich  \\  *jhl  in  den  Charakter  > mer  priiniuven  Stufe  des 
Ackerbaues  pa&send  einfügen,  ja  hier  unter  Umstanden  sich  als  vor- 
teilhaftester Bewirtischaftun^^modus  empfehlen:  in  die  moderne  Uand- 
wirtschaft  gehört  die  Naturalpacht  in  der  Ausbildun;^,  wie  sie  ihr  die 
Teilpacht  gibt,  fraglos  nicht  hinein.  Solange  der  landwirtschaftliche 
Produkj  nsprnzei)  sich  in  der  Hauptsache  auf  die  menschliche  Ar- 
b(  ;  kr  Ii  als  Produktionsfaktor  .stützte  und  sich  nur  in  sehr  be- 
sciiraiikteni  Malie  des  Ka{)itals  bediente,  solange  ferner  auf  den 
Ertrag  der  Wirtschaft  weit  mehr  die  (nnist  der  einmal  gegebenen 
natürlichen  undder  wirtschaftlichen  Produklionsbedingungen  bestimmend 
einwirkte  als  die  Tüchtigkeit  und  (Teschicklichkeit  des  jeweiliger. 
Wirtschaftsleiters,  und  solange  schliel'»lich  ein  solcher  Zustand  aus  der 
gan/en,  wenig  fortgest^inttenca  Entw  icklung.slage  der  Landwirtschaft 
und  der  Volkswirtschaft  überhaupt  seine  ökonomische  Perechtigung 
ableitete,  so  lange  konnt<^  sich  jene  ältere  Form  des  leilbaues  mit 
Erfolg  behaupten.  \i  Das  tatsachliche  Verbreitungsgebiet  des  Teil- 
baues bietet  sich  als  der  geograj)hische  Reflex  der  gekennzeichneten 
Entw  u  klangsbedingnngen  dar.  Der  Teilbau  war  seit  jeher  nament- 
licli  im  südlichen  Piankreich  \  (Tl)reitct  und  hat  im  Norden  /u  keiner 
Zeit  eine  nennenswerte  Ausdehnung  erlangt.  Die  Regionen  der 
Spezialkuliuren.  des  Weinstocks,  Olivenbaums,  Maulbeerbaums  und 
der  Obstbäume,  die  /u  allen  Jahreszeiten  viel  Arbeit  erfordern,  luiben 
wohl  in  der  frühesten  Zeit  den  urwüchsigsten  Nährboden  der  Teilpacht 
gebildet.')  Ein  weiteres  Merkmal  der  Spezialk ulturen.  luunlich  der 
Zufallscharakter  ihn-s  Ertrages,  gilt  für  weite  (iebiete  deü  südlichen 
Frankreichs  mit  ihren  häufig  recht  schroffen  Temperaturwechst;ln  und 
sonstigen  abnormen  Witterungsverhälinissen,  insbestjndere  dem  außer- 

i  i  Amh  hf^'itf  noch  findet  <!  i>  reine  Teil|wchtverhiiltnt<»  in  I^nd^cbi<  ten.  Jer-  ii  I.antl- 
wjriscliaii  mnh  wenij»er  fort};ei»clirnten  ist  odei  wo  überhaupt  <:rsi  rine  KoU-insier ung  ia 
Augriff  genommen  wird,  gröfiere  Anwendung.  Da»  gilt  t,  B.  für  weite  Gebiete  in  den  Ver« 
«nigteii  Suatea»  imbesondefe  in  den  SUdsiaalen.  Mit  fpitan  Erfdc^  hat  audi  die  Land* 
gesellsdufi  ^JSoöM  dei  Ferme*  Cmnqütet  de  Tanfaie**,  die  in  Tunis  groflea  Landbenti 
hat,  auf  ihr<*n  (nitcrn  'l'eilbau  durch  franiteiKhe  Tcilbauem  eififefübrt.  (T^>  Mus^h?  socuI. 
M^oires  ei  Docunif nf«.  I. orin    I.e  »wtayage  par  fanülleii  fran^aises  en  Tuni»ic.  Paris  1904  » 

3)  Heute  sind  dagegen,  wie  schon  mehrfach  hervorgehobeo  wiu-de,  die  Spesialkuliuren 
keineswcg»  mehr  die  beeoodete  I>oiniae  des  Teilbausy^tems. 
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ordentlich  stark  austrocknondeii  Süduind  der  Südwestregion  sowie 
den  ausgedehnten  trockenen  Böden,  auch  in  mehr  oder  weniger 
hohem  Grade  für  alle  Kulturgewachse,  insbesondere  auch  das  Getreide, 
ein  wesentlicher  (trund  mehr  für  die  starke  Verbreitung  des  Teilbau- 
systi  nis  in  diesen  Regionen.  T>ie  Unsicherheit  der  Ernten  und  in 
ihn-ni  (jefolge  die  Unregelmäßigkeiten  in  dem  finan/.iellen  Jahres- 
erv;ei)nis  des  landwirtschaftlichen  Betriehes  bürden  dem  Pächter,  der 
die  Bewirtschaftung  gegen  Zahlung  einer  üxou  I^ichtsumme  über- 
nimmt, ein  erhebliches  Risiko  auf,  das  ihn  namentlich  im  Begum 
seiner  Wirtschaftstätigkeit  leicht  in  die  schlimmste  Bedrängnis  bringen 
kann,  wenn  er  nicht  über  eine  grAf^cre  Geldreserve  verfügt.  Es  hi'-i'e 
aurh  von  dem  Be Wirtschafter  eine  X'oraussicht  \  erlangen,  die  dem 
Durchschnitt  ahifeht.  wollte  man  annehmen,  dal'  er  si<  h  unter  solchen 
\'erhältnissen  tl.iran  gewöhnen  würde,  das  Defizit  der  schlechten  Jahre 
durch  den  Ertrag  der  guten  zu  kompensieren.  Man  lieli  daher  — 
und  das  gilt  namentlic  h  für  die  armen  und  trockenen  Böden  -  -  der 
besonderen  Beschaffenheit  der  Witterungsfaktoren  entsprechend,  die 
Xatur  selbst  in  die  Normierung  des  Pachtzinses  regelnd  eingreifen, 
indem  dieser  nach  dem  Ausfall  der  jeweiligen  Krnte  variierte  und 
in  natura  zu  leisten  war.  Und  schließlich  gesellte  sich  als  gleich- 
sinnig wirkender  I  aktor  n<Kh  dt?r  aus  der  Dichte  der  Bevölkerung 
einerseits  und  dem  Mangel  an  großen  Absatzmarkten  anderseits 
resultierende  starke  Konsum  der  Bodenerzeugnisse  in  natura  hmzu. 
Es  bot  si(  h  ja  schon  in  dem  ersten  Abschnitt  über  die  geschicht- 
liche Enluickhmg  des  Systems  Gelegenheit,  diese  Verhältnisse  zu 
streiten  und  vor  allem  auch  die  unterschietiliche  Stellung  des  nord- 
lichen und  des  südlichen  PVankreichs  in  der  landwirtst  haftlichen  Pro- 
duktion hervorzuheben  (s.  S.  21)  ff.).  ^Vls  gemeinsames  Produkt  jener 
in  derselben  Richtung  wirkenden  Momente  erlangte  der  Teilbau  jene 
aul*erordeiitIi(  he  Ausdehnung  zu  Ende  des  ii>.  Jahrhunderts,  die  ihn 
7um  \  orherrschenden  Bewirtschaftungsmodus  in  der  französischen 
Landwirtschaft  jener  Epoche  erhob. 

In  dem  Maße  aber,  als  die  landwirtschaftliche  l'roduktionsweisc 
einer  allmählichen,  aber  zunehmenden  Veränderung  entgegenging, 
mußte  auch  jene  vorherrschende  ältere  Porm  des  Teilbaues  sich  in 
steigendem  (trade  als  lästige  Pessel  für  den  landwirtschaftlichen 
Aufschwung  erweisen.  Das  neue,  das  19.  Jahrhundert,  brachte  in 
schneller  Folge  neue  technische  Errungenschaften,  die  zum  Teil  schon 
ihre  Schatten  auf  das  verflossene  vorausgeworfen  hatten,  auch  den 
Landwirten  Frankreichs  näher,  und  hierzu  gehörte  als  agrartechnische 
Konsequenz  der  Regelung  agrarrechtlicher  Grundfragen  die  Begrün - 
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<liing  einer  rationellen  Fruchtvverhsehvirtschaft.  Und  j^^erade  der  tat- 
sächliche Verlauf,  den  dieser  l'inbildutii^sprnz«  l'i  in  den  1  eilbaurej^ionen 
nahm,  lehrte  die  nbsniuto  V'ort.schrittsteindli«  hkeit  der  alten  irratio- 
nellen Teilpacht  und  die  unbedinvft<^  Xotwendis^keit  ihrf-r  Reform  \  »n 
Cirnnd  ans,  wenn  andm-s  das  Tt  ilhausystem  sii  li  mit  1  i  f  Ou-  iti  dieser 
aufsteigenden  landwirtschaftlich  -  technischen  luitu  ii  kluny  helian [»ten 
sollte,  (ierado  mit  ihrer  starren  Un\  franderh(  likeit.  ihrer  iinir.'  i >iit-n 
Natur,  war  die  früher  fast  überall  vorliei  rscliende  unverhesserte  I  »r«  i- 
felderwifLschaft  dem  seit  Jahrhunderten  nur  xon  der  altererbien  Rou- 
tine beherrschten  liewirtschaftungsnvxUis  aus^je/cii  hnet  anj^ej>aP>t.  1  >- r 
alten  DreifelderwirtsHiaft  wie  der  1  eii[>aclit  war  das  Prin/ij'  'ier 
Inimi ihilität  in  gleieiier  Weise  iiihfirent.  Wie  in  dies*»r  nicht  di<'  I'  ben- 
div^en  schaffenden  Kratle  fnrtschriitHchen  I 'nternehnnin"4ssinn*-s  i.it:^ 
wari-n.  sondern  (Ut  in  dem  alli^tineinen  l'eeriflF  „K«mline'"  /ns<iminf-;i- 
j^r»'taP>te  \ie<lcrsiiil.ij»'  eines  ^roTien  Schatzes  jalirliunderteaUer,  x  -'ii  <  i*  [u-- 
raiinn  /u  (leueration  übertragnen  er  oint.ie-lier  ])raklischer  Px-.  il  lachtnntJ^n 
und  Erfahrungen  einen  rein  empirischen  Wirtscliaflsbetrieb  in  ewig 
gleichen  liahnen  erhielt,  so  konnte  sich  gerade  in  diesen  StiittcTi  der 
alte  Dreif'^Ulerwechsel  bei  .seiner  |)riniitiven  Einfachheit  am  längsten 
behaujtten.  S*.  Ix-.stand  die  I  )n  itrlderwirtschaft  in  dem  (  u  biete  des 
Teilbaues  ni*  i^i  n"rli  in  ihrer  reinen  urspünglichen  l  urni  uiul  in  un- 
geschwachter  1  .eluMiskraft.  als  in  andern  de^enden  die  ijewaltTtf  heran- 
ilrangenrlon  i  i>nseiiriite  in  di*r  lan<lvvirts<  hatilichen  \\'issens(  haft  und 
Praxis  sie  längst  \\  <  e\>«>trL;t  hatten.  Ja,  zum  leil  hat  sie  sich  utxh 
in  die  heutig^e  /<  ii  hinidjori^eTettel. 

Xur  hocii'-t  lanv^saiu  und  im  Laufe  sehr  weiter  Zeiträume  hat 
sich  so  in  den  I  eill)  iureg^ionen  lirr  Fortschritt  in  der  verbessernden 
Uing<\staUung  iler  truiieren  allgeim  inen  1  )reift'ld<-rwirtschafl.  ihn»  vollige 
I'berführung  in  die  ratiom  lle  1- ru<  litw  et  hsi  lw  irtschaft  oder  vielfach 
niu'  ihre  ntichhaltige  1  *ctruchtnn dur<  h  die  l'rin/ij)ien  dt.'s  modernen 
l'Vucht wechseis,  d.h.  die  hjntuhrun^  der  verlxsserlcn  1  )rei1t'lderwirt- 
schaft.  voUznjTcii.  1  )ic  Anpassung  unseres  Systems  an  die  gebieterisch 
nerucksichtiv^uiiL^  hei.schenden  Lk'durhüsse  einer  neuen  Zeit  war  aber 
unter  Ikibehaltuni^  der  alten  irrationellen  Aiisbildung"sform  der  Teil- 
pacht nicht  m«iglith,  sondern  mit  ihr  nuil'ite  eine  tiefe,  innere  l'm- 
u.iinlltmg  des  .Systems  .selbfT  Hand  in  lland  ji^ehen.  Dem  Teiüxiu 
der  allen  Schule  fehlte,  wie  Hastiat  treffend  saj^t,  zu  allem  das  savoir. 
})ouvoir  und  vouloir.  Was  blieb  also  übrig,  als  daß  der  Besitzer  sich 
auf  die  ihm  gebührende  .Stellung  im  System  besann  und  sich  zu  einer 
stetig  zuiK  hmenden  InUTvention  aufs<  hwang!  Und  es  bedurfte  auf 
seilen  der  Besitzer  großer  Anstren^ngen,  um  den  Übergang  zu 
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neueren  besseren  Wirtschaftsweisen  zu  verwirklichen.  Indem  so  der 
Besitzer  mehr  und  mehr  aus  der  früheren  Rolle  des  untätigen  Zu- 
schauers heraustrat  und  mit  Eifer  und  Verständnis  an  die  Geltend* 
madiung  seines  Rechtes  ging  und  die  Wirtschaftsleitung  an  sich 
nahm,  durchlief  das  ganze  System  während  des  19.  Jahrhunderts  ge< 
Wissermafien  eine  Entwicklung  von  einem  reinen  Pachtverhältnis  zu 
einer  Art  Selbstadministration.  Die  aus  innem  Entwicklungsursachen 
heraus  zu  einer  absoluten  Notwendigkeit  gewordene  Umgestaltung 
bedeutete  also  in  gewissem  Sinne  eine  Denaturierung  des  alten  Teil- 
pacbtsystems. 

Wir  kommen  damit  zur  Betrachtung  des  Teilbaues  in  seiner 
modernen  rationellen  Fofm,  der  heute  in  großem  Umfange  an  die 
Stelle  der  alten  Teilpacht  getreten  ist 

Im  modernen  Teil  bau  arbeiten,  wie  schon  erwähnt,  Besitzer  und 
Teilbauer  zusammen;  der  erste  hat  die  Oberleitung«  der  letzte  fohrt 
die  einzelnen  Wirtschaftsarbeiten  aus.  Dem  Teilbauern  liegt  in  der 
Regel  die  Besdiaffitng  der  notwendigen  menschlichen  Arbeitskräfte 
ob;  die  Kosten  hierfflr  sind  also  im  wesentlichen  von  ihm  zu  tragen. 
Anders  verhält  es  sidi  nun  jedoch  mit  den  Aufwendungen  für  die 
Düngung  der  Felder,  die  Fütterung  des  Viehes  u.  dgl.  Die  enormen 
Fortschritte,  welche  die  landwirtschaftliche  Produktion  der  neueren  Zeit 
in  den  bedeutendsten  Kulturländern  gemacht  hat,  sind  insbesondere 
ermöglicht  worden  durch  die  stetig  steigende  Anwendung  künst» 
licher  Düngemittel,  welche  auch  in  der  französischen  Landwirtschaft 
einen  großen  Umfang  angenommen  hat.  Die  Kosten  der  künst> 
liehen  Düngerzufuhr,  welche  also  vielfach  die  erste  Vorbedingung 
höherer  Erträge  ist,  werden  aber  von  Besitzer  und  Teilbauem  gemein- 
sam getragen,  ja,  nicht  selten  übernimmt  der  erste  den  größeren 
Teil  der  Kosten.  Ähnlich  liegen  die  Verhältnisse  in  der  Viehzucht 
und  der  Viehhaltung:  bei  der  Ernährung  des  Viehes  spielen  heute  die 
käuflichen  Kraftfuttermittel  stellenweise  eine  große  Rolle,  auch  ihr  An- 
kauf vollzieht  sich  auf  gemeinsame  Kosten.  In  allen  Fällen  schießt 
der  Besitzer  in  der  Regel  die  erforderlichen  Kapitalien  vor,  und  am 
Schluß  des  Wirtschaftsjahres  findet  dann  die  gegenseitige  Abrechnung 
statt.  Das  zur  Verbesserung  des  Viehbestandes  notwendige  Zucht- 
material erwirbt  der  Besitzer  femer  meist  ganz  aus  eigenen  Mitteln. 
Also  gerade  in  den  Punkten,  von  denen  mit  in  erster  Linie  die  Er- 
tragssteigerung im  heutij^en  landwirtscluiftlichen  Betriebe  abhängt, 
interveniert  der  Besitzer  in  der  nachhahigsten  Weise.  Dann  aber 
auch  partizipiert  er,  wie  wir  schon  früher  sahen,  häufig  ii  <  h  an  den 
Kosten  für  die  menschlichen  Arbeitskräfte,  so  namentlich  in  der  Zeit 
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der  Ernte  und  des  Erdrusches;  femer  trägt  er  nidit  selten  nocb 
einen  Teil  der  durch  einen  verAnderten  Anbau  der  Kulturpflanzen 
verursachten  Mehrkosten  an  menschlichen  Arbeitskräften.  In  dieser 
Hinsicht  ist  namentlich  die  Hackfnichtkultur  zu  erwähnen,  die  viel 
menschliche  Arbeit  verlangt  und  ohne  eine  Intervention  des  Besitzers 
für  die  Teilbauern  unter  Umständen  eine  wesentliche  Mehrbelastung 
darstellen  wQrde.  Vielfach  unterstützt  nun  hier  der  Besitzer  den 
Teilbauer  in  verschiedener  Form  und  übernimmt  damit  einen  Teil 
der  Mehrkosten.  Kurz,  der  moderne  Teilbau  in  der  franzfisischen 
I^ndwirtschaft  charakterisiert  sich  dadurch,  daß  bei  ihm  im  Gegen- 
satz zu  der  Praxis  der  älteren  Zeit  die  beiderseitigen  Anteile  an  den 
Wirtsdiaftskosten  bezw.  am  Ertrag  nicht  schematisch,  nach  tradi- 
tionellen Überlieferungen,  sondern  in  billiger  und  gerechter  Ab- 
wägung der  konkreten  Wirtschaltsverfaältnisse  festgesetzt  werden. 
Besitzer  und  Teilbauer  tragen  durchweg  gemeinsam  füe  laufenden 
Wirtschaftskosten*  Die  Aufwendungen  für  Meliorationen  aber,  die 
eine  nachhaltige  Verbesserung  der  ganzen  Bodensubstanz  und  damit 
eine  wesentliche  Ertragssteigerung  herbeiführen,  wie  Drainage,  Anlage 
ständiger  Futterflächen  usw.,  werden  meist  vom  Besitzer  allein  oder 
doch  zum  weitaus  größten  Teile  bestritten. 

In  dieser  neuen  rationellen  Form  betrieben,  bat  sich  der  T^bau 
durchaus  nicht  als  kulturfeindlich  erwiesen,  wie  dies  schon  aus  den  im 
vorhergehenden  Abschnitt  erwähnten  Beispielen  hervorging.  Das  gilt 
namentlich  für  Mittelfraiikreidi,  wo  tüchtige,  einsiditige  Besitzer  sdt 
langen  Jahren  mit  strebsamen  und  geschickten  TeObauern,  die  man  wohl 
als  die  Elite  des  französischen  Teilbauemstandes  bezeichnen  darf,  zu- 
sammen wirtsdiaften.  Früher  eines  der  landwirtschaftlich  ärmsten  De- 
partements, besitzt  Allier  heute  eine  blühende  Landwirtschaft,  die  vor 
allem  auf  der  hohen  Entwicklung  der  Viehzucht  basiert  Die  großen 
Opfer,  welche  die  Besitzer  anfänglich  durch  Beschaffung  des  ersten 
wertvollen  Zuchtmaterials  brachten,  bildeten  die  Gmndlage  zu  einer 
ersprießlichen  Weiterarbeit.  Die  an  dieser  lebhaft  interessierten  Teil- 
bauem  aber  ließen  es  nicht  an  der  zum  Gelingen  unerläßlichen  Sorg- 
falt und  Aufmerksamkeit  bei  der  Pflege  des  Viehstandes  fehlen.  Für 
den  Teilbauer  war  der  Viehstand  auch  gleichzeitig  der  „Cheptel**, 
der  ihm  seine  pflegliche  Behandlung  mit  höherm  Ertrage  lohnte. 
So  vollbrachten  Besitzer  und  Teilbauern  in  Allier  gemetnschafüich 
das  schwierige  Werk  einer  hohen  züchterischen  Veredlung  ihres 
Viehschlages,  und  GaridelM  schreibt  die  großen  Erfolge  gerade  dem 

1}  De  Oaridcl  a.  a.  U.,  S.  47  ff.     Siehe  auch  Zolla,  Les  qucstions  agric>4<» 
d*hter  et  d'aujourd^hui.  DeuxUme  8«ric.  Paris  1895.    S.  340. 
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Umstände  zu,  daB  die  Teilbauem  an  dem  Gelingen  der  Arbeit  in 
weitgehender  Weise  interessiert  waren.  Aucli  bei  der  neuerdings 
mehr  geforderten  Entwiclclung  der  Pferdezucht  im  Departement  Allier 
haben  die  Teilbauern  sich  bisher  als  tatkräftige  und  eifrige  Hilfs- 
arbeiter der  Besitzer  erwiesen*  Auch  in  andern  Departements  in  Mittd- 
franlcreich  hat  der  Teilbau  gute  Ergebnisse  geliefert  Für  das  Departe- 
ment Indre  gibt  Ratouis  de  Limay.  *)  ein  hervorragender  praktischer 
Landwirt,  an,  daß  ihm  eine  groAe  Zahl  von  Betrieben  bekannt  sei,  die  in 
Teilbaubewirtschaftung  eine  Verzinsung  aller  im  Betrieb  tätigen  Kapi- 
talien von  3 — 4  %  ergäben,  wo  die  Pacht  nur  eine  solche  von  2  — «Vi  */o 
ermöglichte.  Ähnliche  Angaben  macht  Convert*)  für  andre  Giebiete 
Mittelfrankreichs.  Häufig  entfallen  in  Indre  auf  der  Ausstellung  der 
Landwirtschaftsgesellschaft  des  Departements  die  ersten  Preise  auf 
Teilbauwirtschaften.  Erwähnung  verdienen  noch  besonders  die  groBen 
Erfolge,  zu  denen  die  rationelle  Anwendung  des  Teilbaues  in  einzelnen 
Gegenden  des  Departements  Haute- Vienne  geführt  hat,  in  demjenigen 
Gebiet  also,  wo  im  1 8.  Jahrhundert  nach  Turgots  Angaben  die  in  den 
dOrftigaten  Verhältnissen  lebenden  Teilbauern  eine  höchst  rückständige 
Bodenkultur  ausübten.  Barrai ,  der  langjährige  verdiente  Sekretär  der 
Französischen  Landwirtachaftsgesellschaf^  berichtet  Ober  die  erzielten 
Fortschritte  ausführlich  in  einem  Bericht  an  den  Landwirtachafts- 
minister.*)  Nach  der  von  ihm  angestellten  umfangreichen  Enquete 
waren  im  allgemdnen  die  Erfolge  in  den  Teilbauwirtschaften  größer 
als  in  den  Eigen-  und  Pachtbetrieben.  Gelegentlich  der  Verleihung 
von  Preisen  seitens  des  Landwirtschaftsministeriums  an  <£e  bestbe- 
wirtschafteten Betriebe  in  Haute -Vienne  wurde  von  der  Prüfungs- 
kommission in  den  Jahren  1878 — 1880  eine  große  Zahl  von  Wirt- 
schaften besichtigt;  von  den  im  ganzen  prämiierten  Betrieben  wurden 
etwa  75%  im  Teilbau  bewirtschaftet.^)  Bekannt  sind  ferner  beson- 
ders die  ausgezeichneten  Resultate,  die  Graf  Falloux  in  Bourg-d*Ir6 
im  Anjou  mit  dem  Teilbau  erzielt  hat;  diese  sind  von  ihm  in 

1;  Katuuis  de  Liinay,  a.  a.  O.,  S.  40. 

t)  CoBvert,  F.,  La  propriöt«!',  oonstitutioii,  CitimatioB,  admmHtntKm.  Pkris  1S85, 
S.  88  ff.   Siebe  Midi  Lemoine  a.  a.  O.»  S.  173. 

3)  B«rr«l,  L'igricdtBre,  Ics  prairies  et  les  irrigation»  de  U  Haute'Viciine.  Paris  1884, 
S.  508  ff. 

4)  V^\.  hierzu  auch  Albert  Vifj'-r.  Vff»^  ;inncts  au  Ministirc  de  l'Agriculture. 
Paris  1^951  S.  125.  Ferner  Le  Breton,  l'.tvidc  siir  1«  m<;tayag<;  dans  la  Mayeiine  im 
,,Aniiiiaire  de  ia  Sodftt^  de»  Agrictilteitrs  de  France'*  1881,  S.  598  und  Tourdonnet,  a.8* 

o.,  s.  95. 


Digitized  by  Google 


—     22^  — 


dner  besondern  Arbeit  veröffentlicht  worden.')  A.  Jouon*)  kon- 
statiert 1900,  daE  der  Tetlbau  heute  im  G»ebiet  von  Nantes  bessere 
Resultate  üefert  als  die  Pacht  dort»  wo  Teübauer  und  Besitzer  ein- 
trächtig zusammenarbeiten*  Schließlich  wollen  wir  noch  kurz  er- 
wähnen, daß  die  Erhebungen  der  Französischen  Landwirtsdmftsgesell- 
schaft  ganz  unzweifelhaft  für  weite  Gebiete,  namentlich  in  Mittel- 
frankreich, dargetan  haben,  daß  Teilbau  und  fortschreitende  Boden- 
kultur recht  wohl  miteinander  vereinbar  sind,  und  daß  der  Teilbau 
sogar  in  manchen  Bcziehunj^en  diejenige  Art  der  Bodenbewirtschaftung 
war.  dir  dem  Besitzer  den  höchsten  Ertrag  sicherte.") 

Wenn  so  auch  unzweifelhaft  die  moderne  Umgestaltung  des 
Teilbausystems  wirkliche  nachhaltige  Fortschritte  im  landwirtschaft- 
lichen Betrieb  ermöglicht  hat,  so  darf  dennoch  nicht  verhehlt  werden, 
dalä  das  soeben  entworfene  Bild  von  den  Fortschritten  in  den  I  eil- 
bauregionen  auch  eine  trübe  Kehrseite  zeigt.  Wohl  hat  der  Teilban 
in  seinem  modernen  Gewände  den  gestiegenen  Bedürfnissen  einer 
neuen  Zeit  zu  genügen  vermocht,  wohl  sind  auch  unter  seiner  Herr- 
schaft die  Erträgnisse  aus  Grund  und  Boden  wesentlich  gestiegen, 
■aber  im  allgemeinen  hat  der  Fortschritt  in  den  Teilbau  gebieten  sich 
unleugbar  doch  nicht  überall  so  schnell  vollzogen,  wie  beispielsweise 
in  den  Ciegenden  mit  vorherrschender  Pacht,  und  damit  kommen  wir 
auf  eini^'c  Nachteile  zu  sprechen,  die  auch  dem  Teilbau  der  heutigen 
Zeit  utdeugbar  anhaften  und  von  mehr  oder  weniger  betriebshemmen* 
dem  Kinfluß  sein  können. 

Wie  einerseits  diis  ersprieBliche  Zusammenwirken  von  Besitzer 
und  Teilbauern  für  den  Erfolg  des  Teilbaues  von  der  allergrößten 
Bedeutung  ist,  so  liegt  doch  auch  gerade  in  dieser  gemeinsamen 
Bewirtschaftung  die  M<>glichkeit  eines  nachteiligen  Einflusses  auf  die 
Fortentwicklung  der  Bodenkultur.  Tradition  und  l'bereinkommen 
lassen  den  Teilbauern  nicht  als  ein  einfaches,  willenlos  ausführendes 
Organ  des  Besitzers  erscheinen,  sondern  erheben  ihn  im  Gegenteil 
zu  seinem  mehr  oder  weniger  gleichberechtigten  Mitarbeiter.  Der 
Teilbauer  hat.  wie  l  ourdonnet  nicht  übel  bemerkt,  ein  „droit  aux 
explicaiions".  So  schlägt  der  Besitzer  vielfach  die  gewünschten 
Neuerungen  im  Betriebe  nur  vor.  ordnet  sie  nicht  ohne  weiteres  an: 
mit  seinem  1  eilbauern  berät  er  gemeinschaftlich  die  Zweckmäßigkeil 
der  beabsichtigten  neuen  Maßnahmen.  Der  Teilbauer  aber»  meist  ein 

i)  Failoux,  Dk  ans  d*agricultiire.    Phris  1887. 

3)  Jouoiif  Udc  expioitalion  lurale  par  le  mttapce.   Toun-Pari«  1900,  S.  4. 

Über  gute  Erf<^  ndt  dem  modernen  Teiibau  in  Iialien  berichtet  Arminjon, 
Le  m6uyage  dans  ses  lapporu  avec  la  coulume  et  avec  la  idenoe  modetne.   Gtees  1894. 
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^fan^  «»hne  iri^t^nd welche  theoretische  landwirtschaftliche  F^ildung'.  ver- 
mag nicht  inimcr.  ohne  weiteres  die  Richtigkeit  cfer  vom  Besitzer  ije- 
teilteti  Anschauuns^  /u  erkennen,  und  widersetzt  sich  leicht  selbst 
solchen  Betriebsverätidcruntiren,  die  auvTft  nsc  heiiilich  lohnend  sind. 

Der  tiefere  (irund  für  diese  Schwierivikeiteii  hei  der  Durchführung" 
neuer  WirtschaftsmaRnahmen  liej^  aber  doch  in  der  ganzen  Xatur  des 
Systems,  bei  dem  Besitzer  und  Teilbaiier  in  demselben  \'erhältnis  an  Wirt- 
schaftsk Osten  und  Frträvicii  jiarti/ijjieren.    Der  Besitzer  muß  in  der 
Kt'gel  den  j^rrißtcn   1  eil  des  Kapitals  in  die  Wirtschaft  stecken,  wäh- 
renil  dem  Teilbauern  die  Sonn«  fdr  die  menschlichen  Arbeitskräfte 
allein  übertraifen  ist.    Schnn  unter  L.'»'^\  "'i"'i(  lien  Verhältnissen  bildet 
alt'-r  dit'sc  alleinige  Bescliatfunv,''  der  rrietischlicheii  Arbeitskräfte  durch 
dt^n    jV-ilbauer  eine   nicht   gering«-   defahr   n<i(luciliger  Einwirkung 
auf  ilen   ganzen   Betrieb,  da  der  ieilbauer  sich   in  Anbetracht  der 
höheren  Kosten  nur  im  aul'ersten  Falle  da/u  v<'rsteht,  fremde  Arbeits- 
kräfte iL-,  desinde  usw.  anzunelinieii.    Wenn  auch  der  f Besitzer  sich 
vtTiraglich  das  Recht  wahrt,  bei  ungenügender  Ausführung  der  Wirt- 
schaftsarbeiten den  Ersatz  auf  Kosten  des  Teilbauern  selbst  zu  be- 
s "rg^en.  so  ist  der  Nachweis  derartiger  Wrstöße  des  Teilbauern  g' gen 
>«  uic  Ptiicht,  als  „bon  pere  de  famille"  /u  wirtschaften,  im  ein/einen 
Falle  doch  nicht  immer  einfach  und  k.uui  sehr  leicht  zu  .Streitigkeiten 
Anlaß  geben.    Wenn   nun   s(-lion   unter  gewöhnlichen  Verhaltnissi-n 
der  Teilbauer  in  dieser  Hinsicht  zu  einer  gewissen  Nachlässigkeit 
geneigt  ist,  so  sträubt  fr  sich  erst  recht  gegen  die  aus  einem  ver- 
aiKlt  ruMi  .\nbau  r<-sultierende  Nolu endigkeit.  mehr  Arbcitskr.iftr  /u 
Vi  r\\  enden.   Bei  Neuerungeti  wird  aber  in  der  Kegel  \\>m  Besitzer  eine 
stärkere  K.ipitalverwendung  ausgehen  müssen,  während  der  Teilbauer 
\()r  allem  durch  bessere  und  vern»ehrte  Ausführung  von  Arbeit  den 
Besit/'  1    zu  unlen-iiutzen  hai.     Es  leuchtet  nun  ohne  weiteres  ein, 
dal^  im  einzelnen  l'alle  die  gegenseitigen  Anteile  an  den  Kosten  nicht 
in  genau  derselben  Hohe  zu   fixieren  sind,  und  daß  überhaupt  der 
Anteil  des  einzelnen  an  den  Küsten  für  neue  Wirtschaftsmaßnahmen 
nicht  mit  mathematischer  (ienauigkeit  zu  bestimmen  ist.    Es  wird 
\ielfach  einem  kleineren  Kapitalaufwand  des  Besitzers  ein  gnUierer 
Arbeitsaufwand  des  Teilbauern  g^cgenüber  stehen,   wie  ebenso  das 
Umga'kehrte  der  F"all  sein  kann.     Die  Teilung  des  Ertrages  zur 
Iliilfte  ist  aber  meist  ein  fixer  Punkt,  etwas  einmal  Gegebenes,  be- 
sonders in  den  .Augen  des  Teilbauern,  und  nichts  erscheint  erklär- 
licher, als  daß  dieser  die  ihm  zukommende  Hallte  auf  eine  fttr  ihn 
möglichst  ökonomische  Weise  zu  erlangen  sucht  Und  diese  Neignmg 
des  TeUbauern  wird  auch  da  bestehen,  wo  sich  die  gegensei tig^e 

Jlbluutihiiicm  «1.  »iHiuir.  HHnimu«  «.  J»mi,  Bd.  U,  Uvh  4. 
H^rmei.  I>cr  T(>UI«ii  Ib  FVankn'lch. 
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Anteilnahme  an  nouen   VV irtschattskosten   in  relativ  i:<'r<Hhter  rmd 
billiger  Weise  regeln  läßt.    So  erklärt  sich  iVn;  vielfach  Deobac  luvte 
Tatsache,  daß  die  leilbauerii   wohl  häurij^  den  Ankaut  von  kunit- 
liclicn  Düngemitteln  vorschlagen,  al)er  nur  in  unzureichendem  Maße 
für  ihre  trute  und   zweekentsproch*"tvl»'  Verteilung  auf  dem  I-elde 
sorgen.    Die  Kesten  für  Dunger  üV)erinninit  elx-n  häufig  der  Besitzer 
zum   j^r<>rierii   i  eiie,  während  die  \ «Tindirt»'   Arbt-ii  dem  Teilbauern 
aliein   zur  Last  fällt,  daher  seine   Xat  iila.s>i^keit    in   diesem  letzten 
Punkte.    Überall  da,  wo  die  Hand  des  Bes»iUers  fehlt,  setzt  /u  leicht 
die  Nachlässigkeit  des  Teilbauern  ein.    Das  ist  gerade  der  gruiiie 
Nachteil,  dal^>  der  1  eübauer  zu  leicht  das  höhere,  das  Gesanitinteress«.* 
der  Wirtschaft  als  .soK  lit  r  au.s  dem  Auge  verliert,  und  alle  neuen 
Wirtschaftsmaß  nahmen  unter  dem  engen  Gcsicrhtswinkel  seines  prival- 
wirLschafthchen  Vorteils,  des  unmittelbaren  Kinfluss<\s  auf  seine  finan- 
zielle Position,  bewertet.  Nun  braucht  ja  gewiß  nicht  die  Teilung  zur 
lialfte  eine  stereotype  I  nnnel  /u  bilden,  sondern  man  kann  je  nach 
der  Anteilnahme  an  den   Kosten  auch  diejenige  an  den  Erträgen 
variieren  lai»sen,  und  dcLs  gesi  hielu  ja  auc  h  stellenweise.    Wenn  z.  B. 
der  Besitzer  ganz  offensichtlich  tlie  Aufwendungen  für  gewisse  Neue- 
rungen zum  weitaus  g^rößten  l  eile  Ijestrciiet.  so  mag  es  nicht  niehr 
als  billig  erscheinen,  ihm  dafür  auch  einen  entsprechend  höheren  An- 
teil au  den)  aus  jenen  .Xeueriini^en  resultierenden  Krtrag  einzuräiii^K 
(iewiß,  theoretisch  sehr  cinleuchletid  1    Wie  aber  soll  in  der  Praxis 
das  Verhältnis  /wischen  den  beiden  (irößen  in  einwandfreier  Weis*- 
ermittelt  werden,  wie  es  vor  der  Berechnung  des  dem  Besitzer  zu- 
fallenden Mehranteils  doch  geschehen  müßte!   W^eil  eben  die  Grund- 
lagen für  eine  solche  Normierung  zu  schwankend  und  unsicher  sind, 
begegnet  die  V^erwirklichung  jenes  in  der  Theorie  recht  zweckmäßig 
erscheinenden  Gedankens  große  Schwierigkeiten,  abgesehen  davon, 
daß  der  Teilbauer  wohl  meist  gegen  ein  derartiges  Verfahren  lebhaft 
protestieren  und  in  solchen  Fällen  erst  recht  wenig  zur  nachhalLi;^e:i 
Befruchtung  der  vom  Besitzer  geleisteten  Tätigkeit  beitragen  würde 
Auf  der  andern  Sdte  kann  ja  auch  der  Besitzer  bei  solchen  ^laß- 
nahmen,  die  dem  Teilbauem  ein  erhebliches  Mehr  an  Arbeit  auf- 
bürden würden,  diesem  zu  Hilfe  kommen,  indem  er  einen  Teil  der 
vermehrten  Kosten  für  Arbeitskräfte  auf  sich  nimmt  Und  meist  bat 
der  Besitzer  ja,  wie  schon  melirfach  erwähnt,  audi  so  verfahren 
müssen,  wenn  er  gewissen  Neukulturen  zum  Durchbruch  verhelfen 
wollte.   Dies  hat  sich  besonders  bei  der  Einführung  des  Hackfrucht* 
baues  gezeigt,  der  sich  vielfach  nur  erst  langsam  Eingang  verschafft 
und  auch  heute  in  den  Tdlbauregionen  noch  nicht  überall  den  wün* 
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sehenswerten  Umfang  gewonnen  hat.  Die  in  aUen  aolchen  Fällen  in 
der  Pjraxis  getroffene  Regelung  lehrt  aber  wieder  unwiderleglich,  daE 
allgemein  gültige  Nonnen  für  die  Fixierung  de»  VeiiiAltnisses  zwischen 
Besitzer  und  Teilbauem  fehlen.  Man  hilft  sich  von  Fall  zu  Fall  so 
gut  es  geht,  und  je  nach  der  besonderen  Charakteranlage  der  Kon- 
trahenten wird  sich  bald  für  diesen,  bald  für  jenen  das  Verhältnis 
günstiger  gestalten.  So  erklären  sich  die  nach  den  einzelnen  Gegen- 
den auftretenden  außerordentlich  großen  Abweichungen,  die  nicht 
immer  in  besonderen  lokalen  Verhältnissen  begründet  sind,  bei  deren 
Festsetzung  vielmehr  die  Willkür  nicht  selten  eine  große  Rolle  spielt. 
Und  nicht  nur  gelten  diese  abweichenden  Bestimmungen  für  Fälle 
von  neuen  Wirtschaftamaßnahmen,  sondern,  wie  wir  sahen,  auch  für 
gewöhnliche  Verhältnisse.  Wenn  die  Freunde  des  Systems  hierin 
einen  Beweis  für  die  elastische  Natur  des  Systems  und  seine  große 
Anpassungsfähigkeit  erblicken,*)  so  erscheint  diese  Formulierung  aus 
den  oben  auseinandergesetzten  Gründen  nicht  zutreffend.  Sie  sind 
vielmehr  ein  klares  Zeichen  dafür,  daß  die  mangelnde  Exaktheit  der 
Willkür  nkrht  selten  Tür  und  Tor  öffnet.  Die  eine  Tatsache  ist  nicht 
aus  der  Welt  zu  schaffen:  Es  fdilt  im  Teilbau  das  scharfe  rechne- 
rische Moment,  das  unerbittlich  Mißbräuche  aufdeckt  Die  Macht 
gewisser  Imponderalnlien  ist  zu  groß  und  wahrt  dem  System  trotz 
aller  modernen  Übertünchung  im  Innern  den  echt  patriarchalischen 
Kern,  der  einer  peinlich  scharfen  rechnerischen  Erfassung  aller  Wirt- 
schaftsvorgänge so  sehr  abhold  ist  In  einer  ganzen  Reihe  von  Maß- 
nahmen, so  in  der  Teilung  des  Getreideertrages  in  natura,  in  dem 
„abonnemenf*,  den  „servines*',  dem  Teilbauzina  usw.,  kommt  dieser 
spezifische  Charakter  des  Systems  zum  Ausdruck. 

Aus  der  ganzen  innerlich  patriarchalischen  Natur  des  Systems 
fließt  auch  die  ausschlaggebende  Bedeutung  des  persönlichen 
Momentes  in  der  Teilbaubewirtschaftung.  Es  gehören  zu  ihr  gewisse 
moralische  Voraussetzungen.  In  dem  Teilbau,  wie  er  uns  heute  in 
Mittelfrankreich  in  seiner  verbesserten  Ausgestaltung  entg^ntritt 
ist  etwas  historisch  Gewordenes;  die  „entente  cordtale'*  zwischen  Be- 
sitzer und  Teilbauern  bildet  das  Ergebnis  langjähriger  enger  Bezieh- 
ungen. Es  liegt  in  ihr  eine  ^Vnerziehung,  die  lange  Zeitläufte  zu  ihrer 
Vollendung  braucht  und  die  mtt  der  Entwicklung  aus  den  früheren 
einfachen  zu  den  heutigen  verwickeiteren  Wirtschaftsverhältnissen  leichter 
vor  ach  gehen  konnte,  als  es  heute  möglich  wäre.  Dies  gegenseitige 

I)  „II  n'y  a  p.i^  de  c(iitiT.a  plusi  protüforme",  meint  Bauürillart  vom  Toilbau- 
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Vertrauen  aber,  das  «ch  nicht  mißt,  sondern  da  ist  oder  fehlt,  ist  eine 
der  allemotwendigsten  Voraussetzungen  nicht  fOr  die  Vitalität,  sondern 
die  Wirksamkeit  des  Teslbausystems.  Nicht  kraft  seiner  ihm  gesetz> 
lieh  zuerkannten  Autorität  als  Wirtschaftsleiter,  sondern  vermöge 
seines  persönlichen  Einflusses  hat  der  Besitzer  in  den  Teilbauwirt* 
schaften  dem  Fortschritt  bahnbrechen  können.  Aber  auch  dem  ein« 
sichtigen«  tQchtigen  und  von  seinen  Teilbauem  verehrten  Beatzer  ist 
das  nur  Schritt  fQr  Sdvitt  möglich  gewesen.  Allmählich  mußte  er 
auf  seinen  Genossen  seine  Überzeugung  übertragen,  ihm  bei  jeder 
neugeplanten  Maßnahme  im  Stall  oder  auf  dem  Felde  den  Vorteil 
gegen  den  bisherigen  Zustand  nachzuweisen  suchen.  Schritt  für  Schritt 
mußte  er  der  Routine  auf  den  Leib  gehen,  nicht  durdi  ein  Kommando 
von  oben  herab,  sondern  vor  allem  durch  das  aberzeugende  Beispiel, 
durch  vorherigen  Versuch  auf  seiner  „reserve". 

F^lt  es  nun  aber  noch  in  der  Teilbauwirtschaft  an  dieser  uner- 
läßlichen persönlichen  Note,  so  erheben  sich  bei  neuen  Wirtschafts- 
maßnahmen  von  vornherein  die  allergrößten  Schwierigkeiten.*)  Wo 
der  Einfluß  des  Besitzers  nicht  so  groß  war,  wo  nicht  wohlwollende 
Einsicht  und  fachliche  Tüchtigkeit  sein  Handeln  bestimmten,  hat  daher 
der  Teilbauer  den  zähesten  Widerstand  entwickelt,  der  für  manche 
Gegenden  geradezu  charakteristisch  war.  Und  so  hat  gerade  die  Ein- 
führung der  Mackfruchtkultur  gelehrt,  daß  in  der  Praxis  nicht  selten 
von  der  in  der  Theorie  so  schön  kh'ngenden  und  in  allen  Teilbauver' 
trägen  betonten  „haute  diroction"  des  Besitzers  recht  viel  zu  streichen 
ist.  -I  Solange  dieser  mit  der  üblichen  Wirtschaftsweise  einverstanden 
ist,  hat  er  unbestritten  die  „haute  direction"  oder  eigentlich  auch 
nicht,  da  eine  mächtigere  als  er  das  Zepter  führt:  Madame  la  Routine. 
Unter  solchen  Verhältnissen  ist  dann  doch  die  vielgepriesene  „a^o- 
ciation'*  nur  ein  bloßer  Schemen,  der  vor  den  unerbittlichen  Tatsachen 
der  rauhen  Wirklichkeit  schnell  zerflattert 

0  Siehe  Monognipbics  de  Cominunes.   Concours  ouveit  en  1897  par  b  Socüi^  do 

Agriailleurs  de  France.  Paris  189H,  S.  134  ff.  Rechts.  Mon()j»raphic  agricole  du  Departe- 
ment de  la  IL-iute-Vienne  im  „BiUleün  du  Miiii»t^e  de  rAgricuiture".  Oivbaititeie  atmx 
1899,  355. 

i)  Im  Kuttoo  Bottrbon<4'Archambaiilt  erxfthh  tOMi  lidi  (fie  folgende  Gfidii^te:  Vor 
40  Jahren  etwa  wollte  ein  Besitzer  gegpn  den  Willen  seiner  Teiltwuem  den  Anbau  «<« 
Futterrüben  einführen.    Er  lieferte  das  Saatgut  und  nahm  am  folgenden  Tage  an  der  As^ 

s.uit  tfil.  .\l)iT  troi/  seiner  \'<>r>ichlsmiii'regeln  keitntc  der  Same  nicht.  In  der  Nitl'; 
voiber  hatten  <iic  l'eiLhaueni  den  Sanscn  ini  Üackofen  sterilisiert  um]  wif*sfn  ntin  tmiiiipb;-'- 
Tciid  daiauf  hii),  „tjuf  vit*nt  pas  dans  untre  pays".     („Journal  des  l"xxiiu>nvistcs"  y^i^ 

1$.  Mai  1898.  BcAprechung  des  Werkes  von  Bouissou  und  Turlin  Aber  den  TcShM 
durch  Lion  Roquet,  S.  372  ff.)   Eine  Khnliche  Geschichte  teilt  Dreoill«  mit  (a.  a. 
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Die  Aufnahme  von  Strafbestimmungfen  fCkr  die  Nichtbeachtung 
der  Vertragsvorschriften  bildet  in  keiner  Weise  für  den  Besitzer  ein 
wirksames  Mittel  zur  Erreichung  seines  Zweckes.  Nur  ein  Mittel 
^ibt  es,  dio  Kündigung,  und  auch  diese  ist  naturgemäß  in  ihrer 
Wirkung  häufig  recht  problematisch.  Daß  man  von  diesem  Mittel 
nicht  selten  (lebrauch  macht,  geht  aus  dem  stellenweise  häufigen 
Wechsel  in  den  Teilbau  wirtschaften  hervor.  Es  bilden  sich  aber 
hierbei  in  der  Regel  die  unerquicklichsten  Zustände  heraus.  Meist 
spricht  das  Verhalten  des  Teilbauern  im  Abzugsjahre  der  altgeheiligten 
Vertragsformel  des  ..( ultiver  en  bon  pere  de  famille"  geradezu  Hohn. 
Selbst  in  günstigen  Jahren  bringt  dann  der  Teilbauer  das  Heu  nicht 
selten  schlecht  ein,  treibt  Vers<'hwendung  mit  dem  Futter,  um  den 
Vi^istand  mögliclist  an  Werl  /u  erhöhen,  spart  aji  Arbeitskräften 
usw.  Nicht  selten  wird  auch  darüber  geklagt»  daß  die  Söhne  des 
Xeilbauern  während  des  Abzugsjahres  häufig  auswärts  Arbeit  an- 
nehmen und  sirh  nicht  um  den  Toilbaubetrieb  kümmern.  Was  hierbei 
besonders  bedauerli(  h  erscheint,  ist  der  Umstand,  daß  die  meisten  das 
Verständnis  für  die  Ehrlosigkeit  ihres  Handelns  verloren  haben.  Es 
ist  so  ein  allgemeiner  Brauch,  dem  jeder  folgt,  ohne  sich  viel  Ge- 
danken darüber  zu  machen.  Und  wenn  diese  Mißbräuche  nicht 
exzessiv  sind,  ist  ihre  Untecdrückung  fast  unmöglich.  So  ist  es 
notorisch,  dsü6  nicht  selten  das  dem  Abzug  des  Teil  Bauern  folgende 
Jahr  eine  „annee  perdue**  ist')  Aus  alledem  erhellt,  daß  die  häufige 
Anwendung  dieser  ultima  ratio  durch  den  Besitzer  sicher  nicht  im 
Interesse  der  Wirtschaft  Hegt  und  daß  der  mit  ihr  verknüpfte  Ärger 
und  Verlust  aueh  manchen  Besitzer  von  ihr  abhält,  selbst  auf  die 
(Tetalir  hii^,  wünschenswerte  Neuerungen  nicht  in  der  gewünschten 
Zeit  durchführen  zu  können. 

Wünschenswert  wäre  auch  die  häufigere  Aufnahme  einer  Jndemni* 
tätsklausel  in  den  Teilbauvertrag  für  alle  die  Fälle,  wo  der  Teilbauer 
aus  größeren  Meliorationen,  zu  denen  er  beigetragen  hat,  infolge 
früheren  Ausscheidens  aus  seinem  Teilbauverhältnis  nicht  den  vollen 
Nutzen  hat  ziehen  können. 

Zu  erwähnen  ist  noch  an  dieser  .Stelle,  dalä  in  der  Teilung  des 
Ertrages  für  nicht  besonders  gewissenhafte  Teilbauern  auch  eine  starke 
Versuchung  liet;t.  So  kommen  unleugbar  zuweilen  bei  der  (Getreide- 
ernte Unehrlichkeiten  vor.  wenn  die  l'berwachung  durch  den  Besitzer 
:>elbst  oder  s^nen  Beauftragten  nicht  mit  genügende  Schärfe  gehand- 
habt wird. 

t)  Siehe  auch  Uber  soiutiifEe  UnmiriglichkeUen  bei  dem  Wediiel  in  Teilb«niwin< 
scbafien,  S.  139  fr. 
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Ucisweifelhalt  haben  auch  die  mit  mancher  Teilung-  verbundenen 
großen  Schwierigkeiten  zur  VemachUasigung  der  gründlichen  Pflege 
eines  Wirtschaftszweiges  geführt:  das  gilt  z,  B.  f Qr  die  Milch  Wirtschaft, 
die  £ast  nirgendwo  in  den  Tdlbauregionen  zu  größerer  AusUldung 
gelangt  ist,  stellenweise  aber  doch  sehr  wohl  einer  Ausdehnung  fähig 
wflre.i) 

Aus  allen  diesen  Gründen  erklärt  es  sich,  daß  die  Aufwärts- 
entwicklung  der  I^ndwirtscfaaft  in  den  Teilbauregionen  nicht  so 
sdinell  lind  glatt  vor  sich  gegangen  ist,  wie  in  den  Pachtgegenden, 
und  dazu  hat  außerdem  mit  der  fortschreitenden  Modernisierung  des 
landwirtadiaftlichen  Betriebes  die  Zahl  der  Friktionspunkte  zwischen 
Besitzer  und  Teilbauem  stetig  zugennnimen.  Wenn  das  nicht  in  einem 
die  ganze  Wirksamkeit  des  Systems  in  Frage  stellenden  Maße  geschehen 
ist,  so  liegt  das  an  der  besondem  Natur  der  hier  in  Betracht  kommenden 
landwirtschaftlichen  Produktionsfaktoren.  Der  Teilbau  in  seiner  heu- 
tigen rationellen  Ausbild unirsform  ist  ein  Bewirtschaftungsmodus 
namentlirh  der  weniger  fruchtbaren  Gegenden,  derjenigen  Oebiete, 
die  infolge  ihrer  natürlichen  und  wirtschaftlichen  Produktionsbedin- 
gungen \  on  vnmh(M  (  in  davon  ausgeschlossen  sind,  zu  Stätten  einer 
hochintensiven  Bodenkultur  zu  werden.*)  Ein  Vergleich  Mittelfrank- 
reichs mit  dem  nördlichen  Teil  möge  unsere  Ausführungen  erläutern. 

In  diMi  reichen  nördlichen  Departements  Frankreichs,  Nord»  Pas- 
de-Calais,  Somme,  Aisne,  d.  h.  vornehmlich  in  dem  Geltet  zwischen  der 
belgischen  (irenze  und  der  Seine,  wird  hochintensiv  gewirtschaftet; 
der  Zuckerrübenbau  spielt  hier  eine  große  Rolle,  und  landwirtschaft- 
liche Nebengewerbe  sind  in  größerer  Zahl  vorhanden.  In  großem 
Umfange  kommen  käufliche  Dungstoffe  und  Kraftfuttermittel  zur 
*  Verwendung.  Vielfach  ruht  die  Ausübung  der  Ackerkultur  in  den 
Hand«  n  einer  fortschrittlichen  und  kapital kraftijxon  Pächterklasse.  Der 
lohnende  Absatz  der  landwirtschaftlichen  Produkte  nach  den  in 
größerer  Zahl  vorhandenen  Städten,  an  ihrer  Spitze  Paris,  ermöglicht 
mit  Vorteil  eine  sowohl  arbeits-,  als  auch  kapitalintensive  Wirtschafts- 
weise; die  ganze  landwirtschafili(  he  Produktion  steht  unter  dem  tief- 
greifenden Einfluß  der  Marktkonjunkturen,  je  nach  deren  Beschaffen- 
heit sie  in  der  einen  oder  andern  Richtung  ihren  C  haraktcr  ver- 
ändert.   Daher  in  diesen  Gebieten  eine  volle  Ausnutzung  der  moder- 

1)  KnquAte  mr  riodustrie  laititre.    Parb  1903.  S.  8  ff.  und  S.  154. 

2)  Siihe  noch  Congrts  international  <ragriculturc,  Icnu  h  la  Haye  du  ;  au  13  Sep- 
t.'mbrc  I««)t.  Comple-rendu.  Tome  II.  Ij  Haw  i8f(2.  S<x-tion  \' a.  Vgl.  andi  ]  D" 
Flessis  de  Grencdan,  Geut^rapUic  agricole  de  b  France  et  du  monde.  Paris  1903,  100. 


L.iyui<.LU  Oy  VjOOQle 


—    23«  — 


ntn  Hilümiittel  des  landwiitscliafdichen  Gewerbes,  ein  einseitiger  Zu- 
schnitt auf  höchste  Intensivierung  des  Ackerbaues.  Die  Viehzucht; 
d.  h.  die  eigentliche  Zucht,  tritt  dagegen  im  allgemeinen  mehr  zurQck. 

Ganz  anders  liegen  die  Verhältnisse  in  Mittellrattkreich,  das  ja.  wie 
schon  mehrfach  erwähnt,  den  Teilbau  zur  besten  Ausbildung  gebracht 
hat  Im  Zentrum  Frankreichs  (etwa  >/&  des  Gesamtterritoriums),  das 
von  einem  großen,  der  Gneifl-  und  Grranitformation  angeh^yrenden 
Plateau  eingenommen  wird,  sind  die  Böden  nicht  von  der  außer- 
ordentlichen natürlichen  Fruchtbarkeit  wie  im  Norden,  sondern  mehr 
von  mittlerer  Beschaffenheit,  ja,  daneben  kommt  noch  eine  große 
Zahl  von  sehr  mageren  Böden  vor.  Dann  auch  sind  diese  Gebiete 
mit  ihren  günstigen  Niedenchlagsverhältnissen  und  ihrem  teilweise 
gebirgigen  Charakter  von  Natur  aus  dazu  geeignet,  namentlich  die 
Viehzucht  in  größerm  Maßstabe  zu  entwickeln.  So  finden  sich  auch 
hier  Ackerbau  und  Viehzucht  in  enger  Verbindung  miteinander.  Der 
erste  wird  nicht  so  intensiv  betrieben  wie  im  nördlichen  Frankreich, 
und  eine  eigentliche  intensive  Ackerkultur  kennt  das  Zentrum  nicht. 
In  stärken»  Maße  als  im  Norden  dient  der  Ackerbau  hier  den  Be- 
dürfnissen der  eigenen  Wirtsdiaft,  der  EmAhrung  des  Viehbestandes, 
die  nicht  immer  durch  die  Produktkm  der  ständigen  Futterflächen 
voll  gesichert  wird.  Damit  produziert  der  landwirtschaftliche  Betrieb 
nicht  so  ausschliettich  wie  im  Norden  für  den  Absatz  nach  außen; 
dieser  gestaltet  sich  audi  im  allgemeinen  nicht  so  lernend,  vrie  in 
den  nördlichen  Departements  mit  ihrem  stark  entwickelten  Verk^irs- 
netz  und  ihren  großen  Verbrauchszentren.  Es  hhlt  femer  in  diesen 
Teilbaugebieten  übeihaupt  ganz  allgemein  an  einer  größeren  Zahl 
kapitalkräftiger  und  mit  tüchtiger  fachlicher  Bildung  ausgestatteter 
Besitzer,  und  so  mangelt  es  vielfach  an  den  zu  einem  nachhaltigen  wirt- 
schaftlichen Erfolg  aowie  zu  einer  größeren  Intensivierung  erforderlichen 
Kapitalsauf  Wendungen. ')  Häufig  ist  der  Teilbau  mehr  eine  Landwirt- 
schaft mit  Arbeit,  als  eine  solche  mit  Kapital,  *)  und  in  diesem  Kapi- 
talmangel liegt  nicht  eine  der  letzten  Ursachen  für  die  Beibehaltung 
des  Teilbauea.  Hiermit  hängt  es  auch  zusammen,  daß  die  verbesserten 
Bodenbearbeitungsgeräte,  Maschinen  usw.  in  den  Teilbauregionen  sich 
langsamer  Eingang  verschafft  haben  als  in  den  Pachtg^ienden und 

1)  Bernard,         syst^mrs  de  ailturc,  Im  ipteulatioiM  agriool«s.  Montpellier-Flwis 
189b.  S.  I  jS.     H.MKirilUrt  a.  a.  O.,  S.  t;8q. 

2)  I.ecolueux,  Coun  d'Fxononiie  runüe.  Tome  II,  S.  5a.  Paris  1889.  Lemoio« 
a.  a.  O.,  S.  l6f. 

l)  Sieb*  andi  Vacher,  Lei  iiMdiiiies  igricole«  dam  les  pays  ii  metayage  im  „Bull, 
d««  Seanoes  de  la  SodHfe  iwtiDaale  d'AgricultaTe  de  France**  Nr.  8.   Annie  1898,  S.  491  ff. 
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auch  heate  noch  lange  nicht  flberall  in  dem  wünschenswerten  Um- 
fang vorhanden  sind.  Die  ganze  landwirtschaftliche  Produktion  Mittel- 
frankreichs zeigt  also  nicht  die  vidseitige  Gestaltung  und  die  Inten- 
sität, wie  diejenige  des  Nordens,  und  deshalb  bewährt  sich  hier  noch 
der  Teilbau.  £s  sind  an  ihn  eben  nie  die  hohen  Anforderungen  ge- 
stellt worden,  wie  an  die  Bodenproduktion  im  Norden,  imd  werden 
auch  wohl  in  der  Zukunft  nach  der  ganzen  Natur  der  hier  in  Be- 
tracht kommenden  Faktoren  nicht  an  ihn  gestellt  werden.  Es  soll 
damit  natQrlich  keineswegs  hier  ein  absolutes  Verdammungsurteit 
über  den  Teilbau  ausgesprochen  werden.  Unsere  jetzigen  Ausfüh- 
rungen stehen  in  keinerlei  Widerspruch  mit  unsern  frllheren.  Der 
Teilbau  ist  k^ne  Bewirtschaftungsform  für  die  hochintensive  Acker- 
kultur; wohl  aber  kann  er  in  Gegenden  mit  weniger  günstigen  Ver- 
hältnissen sehr  wohl  gute  Resultate  ergeben.  Dies  hat  ja  auch  seine 
tatsächliche  Entwicklung  gezeigt;  der  Teilbau  bat  namentlich  in 
Mittelfrankrddi  vielfach  gute  Ergebnisse  geliefert  Ergebnisse,  wie 
sie  nach  der  ganzen  Beschaffenhdt  der  natflrlidien  und  wirtschaft- 
lichen Produktionsfaktoren  möglidi  waren.  Untw  diesen  Verhältnissen 
hat  er  sich  sograr  besonders  in  den  Händen  tOditiger  Besitzer  zum 
Teil  der  Pacht  überlegen  gezeigt  und  kann  hier  keineswegs  nur  als 
ein  transitorischer  Bewirtschaftungsmodus  betrachtet  werden. 

Audi  im  Midi  kommt  der  intenaven  landwirtschafdidien  Kultur 
eine  weit  geringere  Bedeutung  zu  als  im  Norden;  in  der  vorherrschenden 
extensiven  Bewirtschaftung  spielt  das  Kapital  eine  geringere  Rolle, 
und  die  Arbeit  nimmt  als  Produktionsfaktor  eine  besonders  wichtige 
Stellung  ein.  So  ermangeln  auch  in  diesem  weiten  Gebiet  die  Be- 
sitzer und  Teilbauern  eines  grrOßeren  Kapitalbesitzes,  und  die  Betriebs- 
mittel lassen  in  ihrem  Umfang  und  ihrer  Qualität  vielfach  sehr  zu 
wünschen  ütuig.  Es  darf  auch  nicht  versdiwiegen  werden,  daK  der 
Charakter  der  sOdfranzösischen  Bevölkerung  eine  teilweise  Erklärung 
für  die  Verbreitung  des  Teilbaues  abgibt')  Die  Qualität  des  länd- 
lichen Arbeiters  im  Süden  Frankreichs  steht  hinter  derjenigen  des 
Arbeiters  aus  dem  Norden  sehr  zurück.    Es  fehlt  der  ländlichen 

I)  Siefae  besonden  M.  Vach  er,  L'aigriculittre  et  la  mRio  d'amvfe.  Porii  1893,  S.  58. 

1)  In  einem  Artikel  „Les  liaeufs  duu  Ics  mitairies  de  ia  Dnrdogne"  im  «Jonnial 
tl'.igriculturc  pratique"  1881,  S,  41a  ff.  schreibt  Girard  nach  Betonung  der  Liebe  dtrs  TdU 
bauorn  zum  Vieh  und  seines  Interesses  für  den  Erfnlj»  der  Viehzucht:  ..De  plus,  il  y  a  unc 
Sympathie  entre  les  caracteres  du  b(euf  hnmusin  et  du  colon  de  cc  pays;  ils  oni  too* 
)es  deuz  Pallure  lente,  le  pos  nonchalant;  ib  aoni  l*un  et  l'nntre  pcu  aptes  h.  des  uavuox 
rapides,  aux  mouvements  aoo^lirte.  Le  cbeval  conviendrait  peu  anx  popubtiians  dv  «lad-oum. 
Voili  les  prindpales  cames  de  ceue  intimiift  cntx«  lliomme  et  l'aaiinat». 
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Bevölkening*  im  Südwesten  an  der  rechten  Wertschätzung  der  Zeit 
und  geregelter  Wirtschaftsdisposition.  Der  meist  unwissende  Arbeiter 
ist  zwar  nicht  faul,  aber  in  seinen  Handgriffen  ungeschickt,  unschlüssig 
und  langsam.  Es  fehlt  vielfach  an  der  rechten  Leitung,  alles  befiehlt, 
keiner  gehorcht.  Dazu  ist  hier  das  Unterrichtsw«»n  in  der  länd- 
lichen Bevölkerung  lange  stark  vernachlässigt  worden,  und  die  Be- 
strebungen 7UT  Verbesserung  sind  erst  relativ  jungen  Datums. 

So  ist  also  der  Teilbau  an  ganz  bestimmte  natürliche  und  wirt- 
s<^haft'iche  Voraussetzungen  gebunden,  sein  Geltungsgebiet  erscheint 
damit  Tiiemlich  eingeengt  Aber  auch  unter  diesen  cn^  ß-efaßtcn 
Verhaltnissen  sind  doch  die  oben  geschilderten  Xachteile  des  Systems 
in  die  Erstheinung  getreten,  und  das  besonders  dort,  wo  der  i'e- 
sitzer  sich  wühl  selbst  der  Bewirtschaftung  gewidmet  hat,  al^er  doch 
nieht  iti  <lor  erforderlichen  nachhaltigen  Weise.  So  ist  vielfa(  h  be- 
sonders im  Midi  die  Bodenbewirtschaftnn;^  in  den  Teilbaubetrieben 
re(  ht  mangelhaft.  Die  stellenweise  noch  in  größerm  Umfange  ange- 
troffen«' Brache  wird  nicht  intensiv  bearbeitet  und  dient  damit  nicht 
einer  günstigen  physikalischen  BeeinflnssnnL'  des  Bodens,  sondern 
nicht  selten  sogar  no(  h  als  I'CrdenKu^stnjltel  der  stellenweise  recht 
starken  VernnkrautunjL,''.  EinseitijL^  wird  vielfach  die  ( letrcidekultur 
j^epflegt,  und  sell;)st  aueh  in  Mittelfrankreieh  klav^t  man  stellenweise 
über  die  bei  den  reill^iineni  lierrschende  ,,i>assioa  des  rereales".  Man 
baut  mehr  detreide  <in.  als  man  ^ut  /u  dunvjfcn  in  der  1-age  ist,  und 
wirtscliaftet  lieber  auf  einer  ^r(')l)er«'n  hläclie  extensiv,  als  auf  einer 
kleineren  intensiv.  tirnlics  (retreideareal  imd  \  it'l  pferini^o  HiituiiLren, 
flic  j^^rol'icn  Schafherden  Ernährung  gewahren,  trifft  man  im  Süd- 
westen vielfach  an.  Die  Teilbauern  sind  neben  Anhängern  extt  nsi\cn 
Getreidebaues  auch  eifrige  ..m< mtonniers".  Besonders  im  Südwesten 
baut  man  jahraus,  jahrein  dieselben  alten  (jetreidesorten  und  kümmert 
sich  wenig  um  Sorten  Veredlung,  Xeubau  besserer  ertragreicherer 
Sorten,  ja,  häufig  nieht  einmal  um  eine  gründliche  Reinigung  des 
Saalgüles.  zu  der  auch  v  ielfach  die  yeeii^iietcn  (jteräte  fehlen,  (xerade 
im  Midi  herrscht  vielfach  ivx  h  dn«'  unglaublich  empirische  Auf- 
fa.ssung  des  ganzen  Cjetrt  iil<  ]^aucs.  Der  Umfang  der  mit  (letreide 
l)estellten  Fläche  .spielt  gar  keine  Rnlk-,  und  die  Mehrzahl  der  Teil- 
h.iuern  kennt  nur  das  zur  Aussaat  verwendete  Saatquantum.  Der- 
jenige, der  loo  1  )o))j)eldek  iliter  aussät,  rechnet  auf  eine  Ernte  von 
4UU.  Wenn  er  <ilu(  k  hat.  erzielt  er  vielleicht  500.  Die  Ernte  4  zu  i, 
wie  es  in  der  .Sprache  des  Landes  heißt,  bildet  die  Kegel.  Man  ver- 
steht bei  einer  derart  rückständigen  Auffassung  wohl  die  Schwierig- 
keit einer  Änderung  in  dem  befolgten  Betriei)ssy8tem.    Und  hierin 
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liegft  wenigstens  tdlwetse  auch  die  Erklftning  fOr  die  geringen  durch« 
scbnittlichen  Getreideeitrftge,  durch  die  ach  die  ganze  sOdlicfae  Region 
Frankreichs  von  der  ndrdKchen  so  erheblich  unterscheidet.  Man  halt 
am  abermäßigen  Getreidebatt  fest  auf  Kosten  der  Futterpflanzen, 
die  lange  nicht  in  gebQhrendem  Umfange  zum  Anbau  kommen.  Es 
wurde  schon  an  anderer  Stelle  betont,  daß  gerade  far  die  Departe- 
ments des  Sfldwestens  von  einer  stärkeren  Ausdehnung  des  Futter- 
baues auf  dem  Ackerland  ein  großer  Segen  zu  erwarten  sei.  Klee, 
Luzerne  und  Esparsette  könnten  noch  in  viel  größerem  Umfongfe 
angebaut  werden  und  müßten  der  Fnidbtfolge  zweckmäßig  einver- 
leibt werden,  was  heute  da,  wo  sie  sich  finden,  meist  noch  nicht 
der  Fall  ist  Auch  der  Anbau  von  Hackfrüchten,  insbesondere  von 
Kartoffeln  und  Futterrüben,  erscheint  für  manche  Gebiete  des  Südens 
noch  s^r  ausdehnungsfähig.  Eine  solche  Ausbreitung  würde  auch 
die  segensreichste  Rückwirkung  auf  die  vielfadi  noch  wenig  rationeU 
betriebene  Viehzucht  äuitem. 

Noch  einen  Punkt  hat  die  Erörterung  der  agrartechnischen  Seite 
des  Systems  zu  berühren.  In  dem  ganzen  mehr  «Ltenaiven  und  mdir 
naturalwirtschaftlichen  Charakter  des  landwirtschaftlicfaen  Betriebes  in 
den  Teflbaugebieten  liegt  es  auch  zum  Tdl  begründet,  daß  in  den 
Tdlbaur*  ginnen  die  Agrarkrisls,  wenn  sie  auch  keineswegs  hier  ohne 
Wirkung  geblieben  ist,  sich  doch  nicht  in  jener  Schärfe  geäußert  hat 
mit  der  sie  in  reinen  Pachtgebteten  auftrat 

Verhehlen  darf  man  jetioth  nicht,  daß  für  diese  Krschr-imin-^  die 
ganze  Produktionsrichtung  Mittelfrankreichs,  die  eh  r  X'ieliziuht  einen 
wesentlichen  Anteil  einräumt,  eine  weitere  gewirhtiirc  Krklärunijf  abgibt 
Auch  bei  uns  in  Deutschland  hat  ja  der  Sturm  der  Av^rarkrisis  an 
detn  u irtscliaftlii  hen  (lefüge  der  stark  vieherzeuge mlen  l.andesteile  viel 
weniger  zu  rütteln  vermocht,  wahrend  er  in  den  vorwiegend  ktVner- 
baiienden  (iebieten  mit  ihrer  srhutzlt»sen  Preisgabe  gegenüber  der 
gewaltim-n  ausländischen  (Tetreidckonkurrenz  die  verheerendsten 
Formen  annahm. 

Für  das  Maß  des  Fiiitlusses.  der  hinsichtlich  der  krisismild«  rnd<-i- 
Wirkung  des  rt"jU)ansv.stems  der  andersgearteten  landwirtschaftlichen 
Produktion  in  den  1  tMlhauwirtschaften  eingeräumt  werden  muß.  wollen 
wir  nur  ein  Beispiel  nach  /olla')  anführen.  Ks  handelt  sich  das  eine 
Mal  um  ein  joo  ha  grolJes  Pachtgut  im  Departement  Aisne  und  düs 
andere  Mal  um  eine  40  ha  große  Teilbauwirt$chaft  im  Limousin. 


11  Zolla,  La  crise  agHoole.   Pari»  1903.      114  ff. 
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Das  200  ha  gfroÄe  Areal  des  Pachtgotes  verteilt  sicfa  wie  folg^: 


Weixen   60  b« 

Hafer   30  „ 

Roggen   5  „ 

Futt«rpfbmxni   7^  ^ 

Zuckerrüben   ^5  *« 

Kartoffeln   2  „ 


insgesamt    200  ha 

Der  Wc  i/oii  bildet  das  wii  htiv^stc  Verkaufsgetreide.  Die  Wirt- 
schaft hat  eine  Schafherde  \f)n  Sf>o  StOrk.  Milchkühe  und  Sehweiiie. 
Als  Zui^'^virli  werden  25  Pferde  gehalten,  zu  deren  Fütterung  der  ge- 
samte angebaute  Hafer  Verwendung  findet. 

Das  r^etriebskapital  bolAuft  sieh  auf  rund  uh)  000  l'rcs. 

I  )ie  I*',iiuiahnien  und  Ausj^alM  ii  der  Wirtschaft  Stellten  sich  Wäll- 
rcnd  des  Zeitraumes  von  1876— ibbr>  wie  folgt: 


Einnahmen. 

Weizen  {1300  Zlr.  zu  je  30  Fic».)   39000  Krc». 

Rofgen  fioo  Ztr.  an  je  18  Ffci.)   t  800  .. 

Zuckerrflbrfi  (8on  Tomien  zu  je  21  Fm.)     ....  16800  „ 

Wolle  (1400  kg  zu  je  1,8  Frcs.)   2  520  ,. 

VerlcMif  von  Hinmeln  und  f^mnictn   t  750 

EinnahiiieD  aus  der  Riiuh  i(  hhaltung   2  i  >n  .. 

.,     ,.   >>chwcineba)lnn|;   «i  kj  „ 

GcflttgellMiltniig   43U  ,. 

ui«|»eaaiiit  i>$  370  Frcs. 

Ausgaben. 

Pacht   18000  Fns. 

Stftiern  und  Venkbemngen     .........  2  200  ., 

Tt:!' rhalliing  und  allgemeine  K<i#tca  2  300  „ 

üc&indc  einsciilieUl,  Beköstigung   8  500 

TagelAhne   12  000  „ 

Anf^ek.iuftes  Saat{;ul  ,   4  300  „ 

Angekaufte«  V'i«hfutter    1  700  „ 

AinorUwtionsquote  für  das  Zugvieh  und  Ankauf  von  Vieh  2  sog  ^, 

imgesaiRt  51  500  Frcs. 

Es  ergibt  sich  demnach  das  folgende  rechnerische  Res»uilat: 

Einnahmen     .        .    .    .    ^»5  370  Frcs. 
Au»ga1i«n  .   .   .    .   ■    .    51  500  .. 

(tewinn    13  870  Frc». 


Die  Position  des  Pächters  war  dabei  gut  und  auskömmlich,  aber 
keineswegs  glänzend. 

Nach  Verlauf  von  10  Jahren  war  der  Preis  des  Weizens  von 
30  auf  22  Frcs.  für  den  Zentner  gesunken,  der  des  Roggens  von  i8  auf 
1  ^  Frcs.  fOr  den  Zentner.  Bei  den  andern  Einnahmeposten  trat  keine 
erhebliche  5ichwankung  ein.  Der  Preis  der  ZuckerrOben  stieg  von 
2 1  auf  27  Frcs^  fOr  die  Tonne,  aber  die  Erträge  verringerten  sicfa,  und 
so  vermehrten  sich  die  Roheinnahmen  hiemus  nur  um  einige  hundert: 
Francs. 
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Die  Verringerung  der  Einnahmen  erhellt  aus  folgendem: 

1300  Ztr.  "WeiMn  wa  32  Fics.  (anitott  30  Fns.)  für  den  Ztr.  verkauh   .    .    1040a  Fns. 
100  Ztr.  Roggen  su  15  Frcs.  {amutt  18  Fwa.)  für  den  Ztr.  wrknuft   .    .       300  .. 

insgesamt    10700  Krcs. 

Damit  verschiebt  sich  das  Bild  des  Endresultats  in  nachstehen- 
der  W^se: 

Einnahmen  .............54  670  Fra. 

Atugaben   .    .    .    51  500 

Rcinertraj^      3  1 70  t  rcs. 

Der  Reinertrag  fiel  also  von  13870  Frcs.  auf  3170  Frcs.  oder 
um  77",»  seiner  früheren  Höhe.  Die  Summe  von  3 170  Frcs.  gewährt 
natürlich  keineswegs  eine  hinreichende  Verzinsung  des  hohen  Hetriebs- 
kapitals  von  100000  Frcs.  In  ganz  überwiegendem  Maße  ist  diese 
erhebliche  Verringerung  der  Einnahmen  dem  starken  Preisstur/  des 
W'ci/ens  zuzuschreiben,  da  eben  der  Weizen  w^taus  das  wichtigste 
Verkaufsgetreide  darstellt.  Die  Einnahmen  aus  Weizern  »rkäufen 
machten  während  des  Zeitraums  1 870/ 80  etwa  59%  der  üesamt» 
einnahmen  aus. 

Wie  liegen  nun  die  Verhältnisse  in  der  40  ha  großen  Teilbau* 
Wirtschaft  im  Limousin,  einem  hervorragenden  Zuchtgebiet? 
Hier  stellt  sich  die  Rechnung  folgendermaßen: 

Jahr  1894/95- 

Einnahmen  aii>>  der  Vichlialmn)^  nach  Abzug  der  AuiKpdMIl 


für  angekauftes  Vieh  und  Kialtfullermittel     .    .    .    .    .    452;  ^>  Fr«. 

insgesamt    4522,85  Fro. 

Einnahmen  ans  dem  Getieideverkattf: 

74,9  hl  Kc^^cn  /u  j<'  10,50  Frcs.  791.70  ^^C9. 

44,5  hl  Hafer  lu  je  9,30  Via   .    .      416.10  .. 

insgesamt  1207,80  Fr«. 


{Iis  »ind  hierbei  die  Aiu»;;aben  für  Itunsilichc  Düngemittel  zu 
berfickaichtigen,  ileren  Ertrag  von  dem  Werl  der  Rohem- 
nahmeu  aus  dem  (tctreidevcrkauf  abuiziehen  ist,  161,95  I*'!^ 

Es  bleiben  demnach: 


Einnahmen  aus  der  Viehhaltung   4322,85  Ff». 

„       aus  dem  Getrridebftn   .   .   .   .  1045.85  .. 

insgesamt  SS^^*7°  Vre*. 

Die  von  Besitzer  und  Teilhauem  getragenen  Auagaben  be- 
laufen sich  auf   70^,85  I'  rcs. 

Der  zu  teilende  Reinertrag  stellt  sidi  demnach  auf  ....  4865,83  Krcs. 


W^ie  (irsichtlich  bezieht  sich  diese  Aufstellung  auf  das  Wirt- 
schaftsjahr 1S94  o.^.  Zolla  sucht  nun  an  der  Hand  dieser  Ziffern  eine 
ungefähre  Darstellung  der  rechnerischen  Verhältnisse  vor  15  Jahren 
-zu  geben. 


Digitized  by  Google 


—    237  — 


Die  Einnahmen  aus  der  \' iehhaltung  dürfen  nach  ihm  als  unver» 
ändert  eingesetzt  werden,  da  die  ViehfMreise  keinerlei  nennenswerte 
Verändt^ningen  erlitten  haben. 

Bei  den  Einnahmen  aus  dem  Getreide  ist  nur  fOr  den  Rogj^en- 
verkauf  eine  Verringerung  zu  verzeichnen,  dessen  Preis  vor  1 5  Jahren 
auf  15,10  Frcs.  fflr  i  hl  anstatt  10.50  Frcs.  stand.  Der  Preis  des  Hafers 
war  derselbe. 

Die  Ausgaben  la(.k  Zolla  auch  unverändert  bestehen. 
£s  ergibt  sich  dann  folgendes  Bild: 

Einnahroen  vor  15  Jahren: 


»US  dem  Getreidebau  .    ,  , 

 «385.»5 

msgotauit  590S, —  f  ta. 

702,—  Frcs. 

KeinerUH^    5206,  Frcs. 

Reinertrag  des  Jahres  1894  95 

 4865,85  Frcs. 

Abiuibme     340.15  Frcs. 


So  Stellte  sich  die  Verringerung  des  Reinertrages  wälirend 
15  Jahre  auf  nur  0.3"  ,,  des  ursprünglichen  Wertes,  ist  also  tatsäch- 
lich ganz  unbedeutend.  Sie  erklärt  sich  im  wesentlichen  aus  zwei 
Ursachen:  1.  Vorherrsc  haft  der  tierischen  Produkte,  die  keinerlei  Preis- 
entwertung erlitten  haben;  2. die  ganz  geringe  Bedeutung  der  einzigen 
Getreideart.  (li>  im  Preis  gesunken  ist.  nämltch  des  Rr)ggens. 

Dies  Beispiel  von  Zolla  lehrt  klar  und  dt  utlich.  warum  die 
Agrarkrisis  in  Zuchtgehieten  wie  dem  Limousin  viel  weniger  scharf 
und  schädigend  in  die  Erscheinung  getreten  ist  als  anderswo  und 
bp^  T  dcrs  als  in  den  stark  getreidebauenden  (ieij*  nd<*n.  Die  Ziffern 
bilden  aber  auch  und  darauf  kommt  es  uns  in  diesem  Zusammen- 
hang an  —  einen  lehrreichen  Kommentar  zu  der  viel  gehörten  An- 
sicht von  der  krisi.slindernden  Wirkung  des  Systems. 

(l  ii)/  im  Einklang  mit  den  geschilderten  Verhältnissen  steht  die 
Tatsache,  auch  tii»-  Pächter  im  Departement  Allier  /.  P>.  lange 

nicht  so  unter  der  Agrarkri.sis  zu  leiden  hatten  wie  ihre  Berufs- 
genossen im  Norden.  Während  fast  überall  Klagen  über  den  Rück- 
gang der  Pachtpreise  rrtonten,  war  Alliri  <  inrs  der  wenigen  De- 
partements, die  solche  nicht  kannten.  Wohl  ist  ein  .Stillstand  in  der 
\on  1850 — 187-  r folgten  steten  Steigung  der  Fachtpreise  erfolgt, 
aber  kein  merklicher  Niedergang. 

Wir  verm<'»gen  daher  in  dem  Steten  Hinweis  auf  die  große 
Widerstandskraft  der  Xeilbaugegenden  gegen  die  Wirkungen  der 
Agrarkrisis  keineswegs  eine  besondere  Empfehlung  des  Systems  für 
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die  Zukunft  zu  erblicken«  und  die  Tatsache,  dafi  unter  der  Wirkung 
der  Agrrarkrisis  die  Zahl  der  Teilbauem  gegendweise  zugenomnnen 
hat,  kann  keineswegs  zugunsten  des  Systems  verwertet  werden. 
Meist  handelte  es  sich  hierbei  um  verarmte  zahlungsunfähige  Pächter, 
die  zum  Teilbausystem  als  dem  letzten  Rettungsanker  griffen,  und 
die  Besitzer  entschlossen  sich  zu  dieser  Änderung  des  Bewhtschaftungs> 
modus  nur  deshalb,  weil  sie  augenblicklich  keine  kapitalkräftigen 
Pächter  fanden.  Das  ist  ein  ,,metayage  force",  alles  andere  als  eine 
fruchtbare  „association**.  Daß  gerade  die  auf  diesem  Wege  erlangte 
Ausdehnung  des  Systems  von  Bestand  sein  könnte  und  fOr  dies  einen 
Vorteil  bedeutet,  wird  man  wohl  ernstlich  nicht  behaupten  wollen.') 
Solche  Pächter  erblicken  im  Übergang  zum  Teübau  nur  eine  Verände- 
rung ihres  Pächtercharakters»  nicht  aber  eine  Abstreifung  desselben. 
Früher  bezahlten  sie  ihre  Pacht  in  Geld,  jetzt  in  Naturalien,  und  sobald 
günstigere  wirtschaftliche  Konjunkturen  ihnen  eine  Besserung  ihrer 
finanziellen  Verhältnisse  ermöglichen,  verlassen  sie  so  schnell  wie 
möglich  den  Teilbau  und  kehren  zur  Pacht  zurück. 

Die  Rückkehr  zu  einem  an  engbegrenzte  natürliche  und  wirt- 
schaftKche  Grundlagen  gebundenen  System  lediglich  deshalb,  weil 
dies  vermöge  der  ganzen  weniger  fortgeschrittenen  Entwicklungs- 
lage seiner  Landwirtschaft  weniger  unter  der  Agrarkrisis  grelitteo 
hat,  das  wäre  in  der  Tat  ein  Unding.  Die  Bezeichnung  des  Teil- 
bausystems als  des  Bewirtschaftungsmodus  der  Zukunft  entspringt 
daher  auch  einer  nur  oberflächlichen  Prüfung  der  tatsächlichen  Ver- 
hältnisse. Mit  dem  vielfach  stark  hervortretenden  naturalwirtschaft- 
lichen Gepräge  des  Tetlbausystems  verträgt  sich,  wie  wir  sahen,  die 
moderne  intensive  Ackerkultur  nun  einmal  nicht  Ebenso  wie  die 
deutsche  ist  audi  die  französische  Landwirtschaft  heute  der  Weltwirt- 
schaft eingegliedert  und  kann  sich  ihrem  weitreichenden  Einfluß  auf 
die  Gestaltung  der  Produktionsformen  nicht  entziehen.  Die  Rückkehr 
zum  Teilbau  würde  daher  ebensosehr  einer  gänzlichen  Verkennung 
des  wahren  Charakters  der  Agrarkrisis  gleichkommen,  als  sie  eine 
rückschritdiche  Entwicklung  inaugurieren  würde.  Mit  ganz  andern 
Mitteln  mufi  die  Zukunft  der  französischen  Landwirtschaft  sichergestdlt 
zu  werden  suchen.  An  erster  Stelle  ist  hier  die  Ausgestaltung  des 
landwirtschaftlichen  Unterrichtswesens  zu  nennen.  Gerade  die  mangel- 
hafte Ausbildung  des  landwirtschaftlichen  Unterrichtswesens  betrachten 
wir  als  einen  der  wundesten  Punkte  der  französischen  Landwirtschaft, 

i)  Vgl.  hicrxn  auch  Riponse  au  Rafiport  de  Monsieur  Risler  lur  b  sittttttoo  ^ 
l'Agricultnre  dans  le  Dtpartement  de  PAisne.    Laon  1885,  S.  ff. 
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und  aus  seiner  vorteilhafteren  Ausgestaltung*  würde  auch  das  Teil- 
bausystem den  größten  Xut/en  ziehen  können,  wohl  einen  größeren 
als  aus  einer  etwaigen  Gründung  besonderer  „oroles  de  metayagc", 
wie  sie  tatsächlich  vorgeschlagen  worden  ist.  In  vielen  Fällen  müßte 
allerdings  der  gründlichen  fachlichen  Belehrung  des  Teilbauern  die- 
jenige des  Besitzers  voraufgehen.  Als  weitere  Mittel  zur  Hebung  der 
französischen  Landwirtschaft  sind  zu  nennen  eine  noch  viel  ausge- 
dehntere und  vielseitigere  Anwendung  der  feststehenden  Ergebnisse 
wissenschaftlicher  Forschung,  besonders  eine  stärkere  Verwendung 
künstlicher  Düngemittel,  Ausdehnung  des  Futterbaues  auf  dem  Acker 
und  damit  Ausbreitung  und  Hebung  der  Viehzucht,  bessere  Sorten- 
wahl beim  Getreidebau  usw..  stärkere  Verbreitung  landwirtschaftiicher 
Maschinen  und  Geräte,  weitere  Ausgestaltung  des  landwirtschaftlichen 
Genossenschaftswesens,  Entwicklung  des  Kreditwesens,  kurzum  die 
Anwendung  der  durch  die  Praxis  erprobten  wissenschafüichen  Er- 
fahrungen auf  technischem  Gebiete,  die  Ausbreitung  der  Assoziation 
in  all*-n  F"nivn  auf  wirtschaftlichem  und  finanzieUem  Gebiet.  Darin 
wird  die  wahre  Lösung  der  durch  die  Agrarkrisia  näher  gerückten 
Aufgaben  zu  suchen  sein.') 

Nach  der  Erörterung  des  betriebstechnischen  Charakters  des 
Teilbausystems  ist  noch  kurz  auf  einige  andere  Seiten  des  Systems 
einzugehen.  Zunärhst  verdient  hier  tl«  r  Einfluiil  auf  die  1-age  der 
landwirtschaftlichen  Bevölkerung  selber  Erwähnung.  Im  allgemeinen 
darf  man  diesen  Einfluß  bei  den  heutigen  Zuständen  des  Teilbaues, 
namentlich  in  Mittelfrankreich,  als  günstig  bezeichnen.  Das  Teilbuu- 
verhältnis  beruht,  wie  wir  sahen,  zum  großen  Teile  auf  gewohnheits- 
rechtlichen Regeln,  wodurch  die  gegenseitigen  Verpflichtungen  von 
Besitzer  und  Teilbauern  im  wesentlichen  fixiert  werden.  Infolgedessen 
übt  der  Teilbau  nicht  eine  so  ungünstige  Wirkung  auf  die  wirtschaft- 
liche J-age  der  landwirtschaftUchen  Bevölkerung  aus  wie  häufig  die 
Facht  Bei  dieser  zieht  die  periodische  Neufestsetzung  der  Fachtrente 
auf  (irund  jeweiligen  freien  Wettbewerbes  leicht  die  Gefahr  einer 
übermäßigen  Belastung  der  kleinen  Zeitpät  hter  durt  h  die  stete  Steige- 
rung der  (.xeldpachtrenten  nach  sich,  die  dann  besonders  in  Zeiten  der 
Krisis  ihre  vr>lle  Schwere  geltend  macht 

Weiter  liegt  ein  großer  sozialer  X'orzug  tles  l  eilbaues  gegenüber 
iler  Facht  darin,  daß  die  bei  ihm  bestehende  Interessen gemein.schaft 
zwischen  Besitzer  und  Teilbauem  nicht  selten  auf  eine  humanere  Ge- 


il Siehe  auch  Zoll«,  La  crise  «f(rioole.  Paris  i<)03,  S.  22  und  bnnnders  (ir>ld- 
» teilt,  Bevfilkerungfcproblcmc  und  BcrufsRliedenuiiK  in  Fnnkrdcfa.    Berlin  1900,  S.  65  ff. 
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staltung  der  Wrlravi^shezichunticn  hinwirkt  Bei  gewissenhafter  Fr- 
füllung  der  gegenseitivien  N'erptiichtungen  kann  der  Tfill)au  zum 
doppelten  Segen  werden:  or  schafft  dem  Hesitzcr  eine  befriedigende 
Bodenrente  und  sicliert  /ugl(M(  h  das  Wohlsein  des  THlbauern.  Fr 
begründet  [)ei  richtiger  Auffassung  zwischen  beiden  defuhle  des  ^'er- 
tr  luens  und  der  Anhänglichkeit  und  eine  Kordialilät  des  V'erliäk- 
nisst's,  die  dc'm  einen  wie  dein  andern  zugute  kommt.  Für  di»  v' 
niateriell  wie  moralisch  lu>chst  segensreiche  Wechselwirkung  kt  .nii  '; 
zahlreiche  Beispiele  aus  der  Praxis  angeführt  werden:  sie  wird  auch 
von  den  meisten  fran/<  )sis(  hen  Schriftstellern  ru('khalti<»s  anerkannt. 
Bastiat''  nanu  ntli(  h  h.it  diesen  Vorzug  des  Teilbaus\stems  besonders 
betont.  ..I)ur(  h  den  I  eihiau".  sagt  er,  ..bildet  sich  zwischen  dem  IV- 
sit/er  und  1  eilbauern  eine  Interessengemeinschaft,  die  sie  zu  gleichem 
Eiter  ansj)()rnt  und  die  (iefühle  von  MilHrauen  und  Neid  gar  nicht 
erst  aufkommen  läßt,  jenen  dumjjf«Mi  (Troll,  der  die  Klassen  der 
Arbeiter  s«>  häutig  beherrscht.  Der  l  eilhau  bewirkt  eine  g.'wisv 
Schjcksalsv,remeinschaft  zwischen  beiden,  eine  i  remeinschaft  der  w  alir- 
scheinlichen  Folgen  imd  der  Zufallswechsel.  In  dem  Augenblick 
Ufimlieh,  da  der  'l»  ill)auer  durch  dieselben  Ursachen,  welclu'  den  Be- 
sitzer reich  oder  arm  machen,  gewinnt  oder  verliert,  Hegt  es  im 
Interesse  beider,  zusanunt-nzugehen,  sich  zu  verständigen  und  gegen- 
seitig zu  tmterstiil/en.  um  die  schlechten  Zeiten  zu  ül)erstehen  und 
die  Frs|)arnisse  guter  Jahre  zu  ihrer  Aufbesserung  /u  verwenden". 
Dietzel ->  hebt  in  .seiner  .Studie  über  den  italienischen  Teilbau  diese 
wichtige  soziale  Funktion  des  Tetlbausvstems  obenfalls  besonders 
hervor:  .  r  er])lickt  im  J  eilbau  „die  \'er\\  irklichung  einer  Interessen- 
verkettung von  Besitz  unfl  .Arbeit,  tlie  in  der  Indu.slrie  l)is  jetzt  UfKrh 
verv!:ct)lirh  zu  erreichen  gesucht  wird',  (lerade  für  die  heutige  Zei: 
ist  I liest  r  grolV  Si»zia1e  Faktor  von  besonderer  1  Bedeutung:  mehr  denn 
je  trifft  für  die  v^mwart  der  schon  von  M^nilesquieu  in  seinem 
„lisprit  des  l.ois"  verkündete  ( »rundsatz  zu,  daß  nur  eint  ( Tcmein.schaft 
von  Vt-rlusi  und  (jewinn  wie<i(T  eine  AussAhnunL»"  herl)eifuhren  kann 
zwischen  denen,  die  zur  Arbeit,  umi  deiun.  die  zum  (.lenutS  geboren 
sind.  Der  Teilbau  wirkt  aber  atu  h  dadurch  äußerst  segensreich,  dalj 
er  drin  einfachsten  Arbeiter  ohne  größeren  Kapit.dbesitz,  sofern  er 
nui-  tiK^htig  und  strebsam  ist,  die  Mc'gUchkeit  er'»ffm  t,  auf  der  sozialen 
.'stufrnii  iter  emporzusteigen,  seine  materielle  Lage  /u  verbessern  und 
manchmal  sogar  zu  beträclitlichen  Kapitalersparnissea  zu  g^elangen. 

I  )  iiasti.it,  .1.  a.  (  >.,  S.  237  f(. 
2)  Dieiiel,  a.  a.  O.,  S.  237. 


Digitized  by  Google 


—    241  — 


Sobald  der  landwirtschaftliche  Arbeiter  in  ein  Teilbau  Verhältnis  ein- 
getreten ist,  erhebt  er  sidi  in  seiner  Stellung  hfich  über  seine  früheren 
Arbeitsgenossen;  er  gilt  als  „homme  etabli".  So  erweist  sich  der 
'!  ( ilbau  auch  als  ein  wertvolles  Gegengewicht  gegen  die  Proletarisiening 

der  ländlichen  Bevölkerung. 

Und  noch  eines  Umstandes  ist  zum  Schlüsse  zu  gedenken, 
nämlich  des  heilsamen  Einflusses,  den  der  Teilbau  auf  die  im 
heutigen  Frankreich  so  stark  wirkenden  lockernden  IVnden/en  des 
Familienlebens  auszuüben  vermag.  Das  herrschende  Zweikindersystem 
ist  das  Krebsübel  am  Körper  der  französischen  Nation,  und  die 
D<'population  greift  in  erschreckendem  Maße  um  sich,  (ianz  ab- 
gesehen von  seinen  demoralisierenden  Einflüssen  droht  es  auch  in 
bedenklichster  Weise  die  Produktionskräfte  des  Landes  brach  zu 
It'tfen.  Daß  hieraus  für  ein  Land  wie  FVankreich.  wo  die  agrikole 
Pr  xluktion  im  Vordergrund  steht,  vor  allem  für  die  Landwirtsrhaft 
schwere  fiefahren  erwachsen  müssen,  liegt  auf  der  Hand,  Das  System 
des  Tcilbaues  bietet  min  ein  nicht  zu  unterschätzendes  Hilfsmittel 
zur  Bekämpfung  dieser  destruktiven  Tenden/.en.  Die  wirtschaftliche 
Stärke  des  Teilbauern  lieyi.  wie  wir  geseheti  haben,  wesentlich  in  der 
(Tr<">ße  seiner  Familie,  da  er  j.i  in  der  Ketrel  alle  menschlichen 
Arbeitskräfte  7U  stellen  hat.  Hat  er  nun  in  seinen  h amilienangeh« irigcn 
genÜLicnd  Arbeitskräfte,  so  spart  er  die  hi»luMi  Lohne  fiir  frenidc 
.\rbeiter.  Sein  ureigenstes  Interesse  bewahrt  ihn  daher  \  < tr  der  in 
Frankreich  so  \veit\ crbreiteten  kiuistlichen  Beschränkung  der  Kinder- 
zahl. S.(  stimmen  denn  au<  h  die  .\nv;.d)en  fast  aller  Berichterstatter 
der  mehrfach  erwähnten  urol>en  Enquete  der  Fran/<»si sehen  Land- 
wirtSiiiaftsvre^ellschaft  tlnrin  überein,  daß  die  Teilbauerfamilien  viel- 
fach sehr  kinderreich  sind.')  Der  leilljauer  kann  seine  Kinder  sell)st 
im  jugendlichen  .\lter  schon  lohneiKi  \erwt  nden.  so  beim  Hüten  \f>n 
Vieh  u,  dtfl..  wahrend  iiir  den  l  a^elohner.  den  einfachen  Arbeiter  tler 
Kinderreiclitum  häufig  eine  ni(  hl  v;*''^*ng*'  Belastung  darstellt.  Dazu 
verrichten  auch  die  einzelnen  l  aniilienmilglieder  in  der  Ke;;.  ]  die 
Arbeiten  mit  mehr  Verständnis  untl  Eifer  als  fremde  Arbeitskräfte. 
Schließlich  liat  sich  ferner  das  in  den  Familien  der  Teilbauern  \  iel.  r- 
f>rts  herrschende  (iemcinscijaflsgefuhl  häufig  als  ein  starker  Damm 
siegen  die  1 . mdtTuidit  erwiesen.  Allerdings  hat,  wie  sch«»n  an  anderer 
Stell--  l)etont.  def  inilixidualistische  Zug  der  Neuzeit  in  eiai^^en  Teü- 
baugegendcn  die  schöne  Sitte  des  testen  Zusammenlialtens  in  der  1  eil- 
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baiUTtaniili<_'  schon  stark  zum  Schwinden  i^ebraclit,  und  seltener  sieht 
man  lieuie  Groltivater  imd  Enkelkinder  unter  einem  Dache. 

Das  Erjjfebnis  unserer  kritischen  Betrachtung  fassen  wir 
kurz  wie  foljft  zusammen. 

Seiner  ^an/en  Natur  nach  eij^net  i>ich  der  Teilbau  vor  allem  für 
<liejenitren  ( u-v;>'n«len.  wo  der  B'xlen  von  mittlerer  (iüte  ist  und  iiT*>''e 
Kapitalniengeii  nicht  zur  X'erfügun^^  stehen.  Unter  dit^en  Verhali- 
nissen  h.tt  er  sich  durchaus  nicht  als  ein  absolutes  Ilin(]eniis  <ici» 
nach  Mar»y,falje  der  vorliandeaen  naturiitiien  und  \virtsrh.ittli<  lien 
Produktiv »nübeilingungea  niojijlichen  l'^ortschritts  der  iiodenkultur  er- 
wiesen. Allerdinjy^s  hat  .sich  die  ^anze  l<)rts<  hrittliche  Entwicklung 
<ler  I-andwirtscliaft  in  den  1  eilhauregionen  nicht  so  schnell  vollzogen 
wie  in  den  liehieten  mit  \ « >rherrschender  Pacht.  Von  ganz  aus- 
schlaggebender Bedeutung  für  den  Erfolg  des  Teilbaues  ist  das 
gründliche  und  verständige  Zusaninieiuirbeiten  von  Besitzer  und  T<*il- 
bauern;  hieran  fehlt  es  au(  h  ini  modernen  Teilbau  1-  rankreichs  im 
allgemeinen  nicht.  Daneben  besteht  allerdings  auch  noi-h  in  einigen 
(legenden  eine  irrationelle  Anwendungsform  des  1  eilbausystems.  bei 
welcher  der  Besitz<'r  sich  in  keiner  Weise  der  ßevvirtsdiaftung  wid- 
met. Die  hierdurih  herbeigeführten  traurigen  Resultate  können  aber 
in  Anbetracht  der  in  andern  Gebieten  mit  dem  Teilbau  erzielten 
günstigen  Ergebnisse  durchaus  keinen  Anlaß  zu  einer  absoluten  Ver- 
urteilung des  Systems  bieten.  In  den  Gebieten  mit  hochintensiver 
Bewirtschaftuiii^  ist  für  den  Teilbau  kein  Platz.  In  sozialer  Hinsicht 
besitzt  der  Teilbau  ganz  erhebliche  Vorzüge  gegenüber  der  Pacht» 
die  namentlich  in  der  Gegenwatt  sehr  in»  Gewicht  fallen. 

FQr  die  Zukunft  des  Teilbausystem$  ist,  wie  sdioti  betont 
wurde»  keineswegs  seine  Bewährung  in  agrarkritiscben  Zeitläuften  be^ 
stimmend,  sondern  de  kann  sich  nur  an  den  im  System  selbst  ruhenden 
innern  EntwicklungsmögUchkeiten  messen.  Eine  Gewifiheit  tritt  dem 
prüfenden  Auge  hierbei  klar  unddeudich  entgegen:  In  dem  Maße,  wie 
der  Teilbau  in  den  landwirtschaftlichen  Modernisierungsprozeß  hinein- 
gezogen  wird,  um  so  schwieriger  und  verwickelter  wird  das  g-anxe 
System.  Seine  außerordentliche  Einfachheit  unter  den  früheren  Ver- 
hältnissen, wo  die  heute  so  schwierigen  Fragen  dar  gegenseitigen 
Anteilnahme  an  den  Kosten  und  Erträgen  neuer  Maßnahmen  ganz- 
lieh  unbekannt  waren,  läßt  sich  nun  einmal  mit  der  fortscfardtenden 
Entwicklung  des  landwirtschaftlichen  Betriebes  nicht  aulrecht  er* 
halten.  Die  steigenden  Anforderungen  der  Zukunft  werden  auch  in 
den  Teiibauwirtschaften  mit  innerer  Notwendigkeit  auf  eine  stärkere 
Verwendung  von  Kapital,  den  stärkeren  Ankauf  von  Kraftfutter,  von 
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Düngemitteln,  verbesserten  Ackergeräten  und  Maschinen  u.  dgl.  hin* 
drängen  und  den  Irrtum  der  froher  weitverbreiteten  Anadit,  die  wohl 
der  Arbeit  im  Teilbau  einen  Wert  als  Kapitalssurrogat  zusprach, 
unter  den  modernen  Verhältnissen  immer  klarer  zeigen.  Auch  der 
Teilbau  kann  je  länger,  je  weniger  des  belebenden  und  die  Arbeit 
erst  recht  eigentlich  befruchtenden  Kapitals  endMhren.  So  billig  auch 
die  Arbeit  des  Teilbauern  sein  mag,  so  kann  sie  doch  niemals  einen 
Ausgleich  bieten  fOr  ein  ungenflgendes  Betriebskapital.  Bei  dnem 
solchen  bleibt  die  vielgepriesene  Assoaciation  des  Bodens  und  der 
Arbeit  ein  lebloses  Gebilde.  Mit  dem  stärkeren  Eindringen  des  Kapitals 
in  die  Bewirtschaftung  wird  das  Teilbausystem  aber  seinen  vid  ge- 
rühmten Vorzug,  die  gerechteste  und  für  bdde  Teile  vorteilhafteste 
Regelung  des  Verhältnisses  des  Kapitals  zur  schaffenden  Kraft  zu 
bilden,  immer  schwerer  zu  behaupten  vermögen. 

Keineswegs  auch  ist  der  Teilbau  bei  richtiger  Würdigung  seines 
Charakters  jene  bequeme  Institution,  als  welche  manche  Besitzer  sie 
ansehen.  Im  Gegenteil,  derjenige  Besitzer,  der  sich  aus  innerster 
Überzeugung  und  mit  den  besten  Absichten  dem  Teilbau  zuwendet, 
muß  Ober  ein  Maß  von  Tüchtigkeit,  Arbeitsfreudigkeit  und  sozialer 
Einsicht  verfügen,  wie  es  dem  Durchschnittsbesitzer  kaum  eigen  ist 
Männer  wie  Bignon,  Petit,  Vacher,  Arcil,  Advenir  u.  a.,  die  groiite 
Erfolge  mit  dem  Teilbausystem  errungen  haben,  hoben  sich  in  jener 
Hinsicht  weit  über  viele  ihrer  Berufsgenossen  hinaus.  Auch  dies 
Moment  verdient  besondere  Beachtung  bei  Erwägungen  über  die  Zu- 
kunft des  Sjrstems. 

Fem  er  ist  auch  die  Rekrutierung  der  Teübauem  in  der  Gegen- 
wart immer  schwieriger  und  die  Zahl  der  wirklich  guten  und  brauchbaren 
Teilbauem  immer  seltener  geworden.  Es  ist  eine  unleugbare  Tatsache, 
daß  nicht  wenige  tüchtige  Tdlbauem  das  Teilbauverhältnis  als  dnen 
transitorischen  Zustand,  als  die  Brücke  zur  ersehnten  Pacht,  betrachten. 
Das  liegt  schließlich  in  der  menschlichen  Natur  begründet  Wenn 
der  Teilbauer  über  ein  einigermaßen  größeres  Kapital  verfügt,  so 
verlangt  er  möglichst  vollständige  Aktionsfreiheit  und  eine  größere 
Unabhängigkeit  für  sich,  er  wird  Pächter  oder  sogar  kleiner  Boden- 
eigentümer. Damit  aber  findet  immer  wieder  ein  Abfluß  der  besten 
Elemente  aus  dem  Teilbauernstande  statt,  und  die  Besitzer  sehen  sich 
wieder  vor  die  Aufgabe  gestellt,  mit  neuen,  gänzlich  kapitalarmen 
Teilbauem  anzufangen.  Diese  Tendenz  psychologischen  Ursprungs 
ist  ja  seit  jeher  wirksam  gewesen,  wie  schon  in  den  geschichtlichen 
Ausführungen  gezeigt  wurde  (S.  58  ff.).   Und  auch  die  neuere  Zeit 

bietet  ebenso  wie  die  ältere  genügend  Beispiele  eines  verunglückten 

Iß* 


Digitized  by  Google 


—    244  •- 

Aufstiegs  der  Teübauern  in  das  Pachtverhältnis;  so  hat  das  sehr 
ungrünstige  Trockenjahr  1893  eine  Reihe  früherer  Teilbauern  aus  ihrem 
neuen  Pachtverhältnis  herausgedrängt  und  zu  ihrem  alten  Modus  zu* 
rQckgefOhrt  Alle  diese  Strömungen  müssen  aber  naturgemäß  von 
nachteiligster  Rückwirkung  auf  das  ganze  System  sdn. 

Ganz  unverkennbar  trägt  der  Teilbau  in  einigen  Gegenden  schon 
die  Spuren  des  Unterganges  an  sich.  Die  aus  der  zunehmenden 
Lockerung  der  Teilbauerfamilien  resultierende  Verringerung  der  Arbeits- 
kräfte hat  bereits  stellenweise,  im  Midi  wie  im  Zentrum,  zur  Ver- 
kleinerung der  Teilbaubetiiebe  geführt  Das  bedeutet  natürlich  neue 
Kosten  durch  Errichtung  von  Baulichkeiten,  und  einer  solchen  Ein- 
schränkung sind  doch  auch  bestimmte  Grenzen  gezogen.  Schließ- 
lieh  bewegt  man  sich  mit  dieser  Maßnahme  doch  nur  in  einem  circu* 
lus  vitiosus.  Es  mag  daher  die  Verkleinerung  der  Teilbauwirtschaften 
wohl  als  transitorische  Remedur  einer  momentanen  Kri«s  zu  steuern 
geeignet  sein,  ein  erfolgreiches  Mittel  dauernder  Sanierung  ist  sie  ganz 
gewiß  nicht  Angesichts  dieser  Verhaltnisse  erscheint  der  oft  betonte 
Wert  des  S3rstems  für  die  LOsungder  so  brennend  gewordenen  Arbeiter- 
frage doch  recht  problematisch.  Es  mag  gewiß  in  der  auch  in  der 
französischen  Landwirtschaft  stetig  schwieriger  werdenden  Beschallung 
des  landwirtschaftlichen  Arbeiterpersonals  ein  Anreiz  zur  Ausdehnung 
des  Teilbaues  liegen,  und  es  verdient  in  diesem  Zusammenhang  Erwäh- 
nung, daß  Wölbling')  seine  interessante  Studie  über  die  Genossen» 
Schafts-  und  Anteilswirtschaft  in  der  Landwirtschaft  mit  dem  Hin- 
weis einleitet,  daß  die  Arbeiterkrisis  in  Deutschland  von  1871  bis 
1873  u.  a.  die  Aufmerksamkeit  der  I^ndwirte  auch  auf  jene  Wirt* 
Schaftsform  gelenkt  hat 

Aber  einerseits  wird  dieser  eine  Umstand  nicht  ausschlaggebend 
sein  können,  und  dann  leidet  ja  auch  der  Teilbau  selbst  schon  unter  den 
Nachteilen  der  Arbeiterbeschaffung.  Mag  der  Besitzer  sich  noch  so  sehr 
an  seiner  in  der  Theorie  so  verlockend  erscheinenden  Befreiungr  von 
den  Sorgen  des  Arbeiterersatzes  berauschen,  in  Wirklichkeit  liegten 
die  \'erhäUnis8e  doch  vielfach  so,  daß  die  Schwierigkeiten  der 
Arbeiterfrage  <  infach  auf  den  Teilbauer  versdioben  sind,  was  für  die 
Wirtschaft  als  solch. •  unleugbar  nur  einen  noch  größeren  Nachteil 
bedeutet,  da  der  Teilbauer  erst  recht  sich  nicht  den  Kopf  wegen  der 
Lösung  der  Arbeiterfrage  zerbricht  l>as  lehrt  ja  unbestreitbar  der 
schon  mehrfach  erwähnte  ungenügende  Umfang  der  menschlichen 
Arbeitskräfte  in  vielen  Teilbauwirtschaften. 

t)  WOlbling,  Die  n«nonenschiifls-  und  AntdlsM'irtacIuift  in  der  Lmdwirtadialc  in 
„Landwirttdiartlicbe  Jahrbttcher**,  Bd.  V,  1876,  S.  i  ff. 
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Wohl  mögen  auch  die  trüben  sozialen  Aussichten  der  Zukunft 
den  sittlichen  Wert  einer  so  altehrwürdigcn  Institution  wie  der  des 
Teilbaues  in  stärkcrm  Grade  hervorkehren  und  diesem  wichtigen 
Faktor  eine  größere  Bedeutung  bei  der  Beurteilung  des  Systems  ver- 
leihen. Der  unter  dem  Teilbausystem  herrschenden  Akonomischeii 
Fraternität  haben  ja  seit  jeher  sozial  gerichtete  \^)lks\virle  das  höc  hste 
Lob  gezollt.  Aber  al)i^esehen  mn  den  (irürulen  aj^rarterhnischer 
Natur  wird  auch  dies  Mopient  nirlit  in  der  Rirhtung  einer  stärkeren 
Wiedereinführutij^^  des  Systems  zu  un  ken  vermögen.  Die  Bedürfnisse, 
die  Ideen  und  F.mpfindungen  eines  [latriarehdlischen  Zeitalters,  alles  das 
ist  meist  « >hne  Wiederkehr  dahin,  imd  mit  ihnen  v.nrfle  f]>T  yan/e  Hau 
des  Systems  eines  1 'feilers  beraubt,  ohne  den  die  iirhaltung  schwierig, 
die  Ausdehnunj^  aber  unmöglich  vT^^worden  ist. 

Wenn  so  der  Ifilbau  eir^prseits  keineswegs  als  eine  agrar- 
politische  Panacee empfohlen  werden  kann,  wie  dies  übereifrige  Freunde 
des  Systems  wohl  getan  h  ibon,  so  liegt  doch  auch  anderseits  gar 
kein  (irund  vor,  dem  tVan/osusclien  Teilb.iu  in  seiner  Allgemeinheit 
ein  nahes  Ende  \  <  iraus/usagen.  Da,  wo  er  in  dem  ganzen  Charakter 
der  natürlichen  um!  wirtschaftlichen  Pr«  nluktionsbedingungen  des  land- 
wirtschaftlichen ik'tri(>bes  eine  Dii.s<Mnsberechtigung  findet  und  wo 
er  in  diesem  besonderen  ok( anomischen  Milieu  mit  der  gesamten 
sozialen  .Struktur  der  Gegend  eng  verwachsen  ist.  da  mag  er  auch 
weiterhin  am  Platze  sein  und  betrieben  werden,  liier  kann  iiim  seine 
Existenzberechtigung  auch  unter  den  veränderten  Verhältnissen  einer 
neuen  Zeit  nicht  ohne  weiteres  abgesproclien  werden.  Zu  verkeimen 
ist  allerdings  nicht,  dal^  dem  Teilbau  auch  in  dieser  Begrenzung 
seines  \'erlireitunvfsi.i:el)ietes  in  der  Zukunft  unleugbar  noch  groJie 
(iefahren  drohen,  i  lecfenüber  der  Verpflanzung  des  Teilbaues  aber 
in  andere  Gebiete  mit  andfTsvjearteten  landwirtschaftlichen  Produktii >ns- 
faktoren  und  einer  Ue\i )lkerung ,  die  dem  [)atriarclialisr}ien  Inhalt 
tbeser  Institution  ilureliaus  fremd  und  verständnislos  ge^^en übersteht, 
erheben  sich  unül)erbriH  kV)are  Schvs ierigkeitt;n.  Der  Lauf  der  f-oire 
scheint  die  naturliche  (irenze  zu  sein,  die  dem  System  nach  Norden 
gezogen  ist 


Anhang. 
I. 

Verzeichnis  einiger  für  das  Studium  der  Oesdiichte  des  fran- 
zösischen Teilbaues  in  Betracht  kommenden  Cartulare. 

Qirtulairc  de  latiliaye  de  Saiul-Pcre  de  Ciiartres,  public  par  Guerard,  2  BUc. 
Pazfe  1840. 

Cartulaire  de  Saint -Vincent  de  Macon,  publie  i)ar  Ragut  1  Bd.  Macon  18O4. 

Cartulaire  de  Sauxillaiiges,  publie  par  Doniol.    Clennonl-Fd.  11.  Paris  1S64.. 
Cartulaires  inediLs  de  la  Saiiitonge,  publirs  par  Grasilier.  2  Bde.  Ninrt  1871. 
Cartulare  Moiiasteni  Beatorum  Petri  et  Pauli  de  Domiiia  Cluniacensii»  ordioct. 
Lugduiii  1859. 

Cartulaire  de  l'abbaye  deBeauUeu  enlJmousin,  public  p^ir  Deloche.  Paris  i83>;. 
Cartulaire  general  de  rVomie,  public  par  Quantin.  Auxerre  1854 — 60. 
Devin e,  Cartulaire  de  Tabbaye  de  la  Sainte-Trinite  du  Mont  de  Rouen  in 

Gucrard-s  Cartulaire  de  Saint- Bcrtiu.     Paris  1840. 
Cartulaire  Corm/rx    <  MriTioire^s  <\v   la   üociete  archeolugique   de  Timrainc. 

Tome  Xii.)     rour^>-Paris  iboi. 
Bernard,  Cartulaire  de  Tabbaye  de  Savigny  suivi  du  peiit  caftolaire  de 

Tabbaye  d'Ainay.    Paris  1853. 
Girautl.  Kssai  hisloriquc  .sur  Tabbaye  de  S.  Beniard  <  i  sur  la  ville  de  Romano. 

Premiere  Partie,  Tome  2  irnie:  Cartulaire  dr  Kwinans.    T.xon  1850. 
Cartulaire  de  l  alibaye  de  Saint- Andre-le- Bas  de  Vieune,  public  jxir  Chevalier. 

Lyou  1 869. 

Cartulaires  de  I  cglise  cathedrale  de  Grenoble,  dits  cartulaires  de  Satnt*Huguei 

publies  par  Marion.    Paris  i8&q. 
Cartulaire  de  l'abbaye  de  Rcdon,  publie  {lar  De  Courson.    Färb  1863. 

Fenicr. 

Marchi'gay.  Anhives  d'Aiijou.    Rccueil  de  docuraents  et  mcinoires  iiiedib 

sur  rette  provincc.    Anders  1043. 
Memoira»  de  la  SociAt^  des  antiquitaires  de  riHunt.  Tome  XIV,  annie 

Poiticrb- Paris  1848. 

IL 

Muster  eines  alten  Tellbauvertrages. 

Bail  du  3  Aoust  1662.    Grande  Metairye  du  Puy. 
A  tous  reuxl  qui  «  es  prcscntes  !ettr<  s  verront  le  garde  du  sicel 
estabiy  aux  omtrccs  en  la  viWc  et  renaoxt  du  duche  |)ayrie  de  Chateauiotix 


Digitized  by  Google 


—    247  — 


puur  M*>iiseigiu-ur  son  Altesse  Serenessime  prenuer  princc  du  sang  et  pretnier 
duc  ft  ]i;tir  de  Fran«  «•.  s.ihit  savoir  faissons  que  |>ardcvant  et  cn  la  prrsrn»  «- 
de  Jeiian  Lici>ert  (  lut  jun-  nuttaire  sous  ledit  seel  fut  re<,ul  le  conlrat  de 
fcnne  dont  la  tcncur  en  suit: 

Person nellement  establye  damoiselle  Magdellaine  de  Joamics, 
vettfve  de  Fran^;ois  de  Vouhet  vivant,  escuyer  aeur  du  Puy  aux  boucharda, 
y  demeurant,  paroisse  de  Mehtm>sur-Indre,  laquelie  certaine  s'etatit  proiumrec 
et  bien  ronseillcc  ain^'  qxi'elle  <lissait  a  rc<-ongmi  avoir  afferme  et  assnmr 

*Et  ]>ar  res  prcsentes  donne  par  lermc  a  titrc  de  moitie  ilc  luu?. 
ftnids  ta;iipl  iiaUutelz  que  artificiclz  jK^ir  le  tcmps  et  espace  de  cinq  aiu», 
cinq  annees,  cinq  coeuillettes»  levees  et  depouill^  consecuttives  les  unes  les 
aatres»  sans  inten'alle  de  terops,  ä  €X>mpter  et  rotnmencer  a  entrcr  cn  jouis- 
sance  au  jDur  de  feste  de  Saint-Georsies  dernierc  passcc  et  finir  a  pareil  et 
seniblable  jour  les  dittcs  <inq  annees  finycs.  revollues  et  jmssees,  a  Mirlie! 
Richard,  laUmreur  dcnicurant  a  presetu  au  dit  Heu  du  Puy  en  la  sasdiite 
paroisse  cy  prcsent  et  acccptant  {K>ur  luy  se:i  hoirs  ou  qui  de  lui  auroni 
cause  au  temps  ä  Tadvenir,  <'*est  asoavoir  le  lieu  et  tn^tairye  du  Puy  ou 
demeurait  cy  devant  Pierre  Rousseau,  appelee  la  jjfrande  metaine  du  Puy 
qui  *'>nsiste  en  maisons  de  demcuranee.  grangcs,  toits  a  betcs.  va<heryc. 
berf^erie  et  autres  bastinients.  terres  labnurables  et  non  labrnirnbles,  <:our.s, 
cliezal.  ihezallages,  oulUcs,  jaidins,  prcs,  boids,  i>iss<>ns  et  generalieinent  lt>ul 
ce  qui  dcpand  de  la  ditte  metairye,  sans  y  faire  aucune  reserve  pour  en 
jouir  par  le  preneur  en  bon  pire  de  famille  tout  aussy  que  les  precedants 
mettayers  eil  ont  l  y  devant  jouy  whh^  dcsogmunter  ny  demottir  aucune  chose, 
a  la  ( harge  par  le  dit  pnMioiir  «Ii  bien  et  diietnent  fassonner  et  i,MUTetter 
loutes  les  U'ri(>  de  la  ditte  inetauye  en  sai>>"iis  ducs  et  eonvenabies  et  pour 
ensemeiiLcr  uelles  serunt  tcnues  les  dittcs  paiiies  <le  founur  cliacun  nioytie 
des  semences  tant  d*liyver  que  de  tnars  di  (iuel<|ue  natture  et  de  semeiu-cs 
que  ce  soit  et  qu'il  conviendra  pour  ensemencer. 

Les  fruUs  y  croissant  se  partagcront  par  nuiylie  cntre  les 
part\  <•»  a  Irt  «jerbe  sur  le  (  liainp,  '>n  faire  flenx  las  (ians  la  irraime  du<lit 
lieu.  «ii^'Hu  K  (irux  ta/  la  ilittr  (.lain«  »vseile  aiua  le  ( iiuix  »lu  de  faire  partaiic 
jjur  Ic  « luunp  a  son  uptiun,  tuus  le^l|uels  seront  amaüses  et  charn»ycs  aux 
depans  dudit  preneur  dans  la  gran^re  susditte. 

P<jur  ayder  k  amasser  et  serrer  les  dils  bles  la  ditte  damoiselle  sera 
tcnue  de  founur  par  (hatuii  an,  il'hun  homme  pour  faire  inetyrer  le<juel 
sera  nourv  |)ar  te  prcnrtir  tanpt  jours  ouvrier»-  que  festes  et  »liniani  bes  cl 
pay«'e  par  laditte  dam» nselle,  jxiur  laquelie  nourriture  duipiel  lioninie  cl 
pour  ferrurc,  sanlure  et  bouchure  scra  tenue  laditte  damoiselle  de  |>ayer  |)ar 
chacun  an  au  dit  preneur  la  sommc  de  douze  livres  toumols  et  dousse  b<iis* 
seaux  moudurre  mesure  de  Huzanrois  et  un  poinsson  et  deroy  vin  payable 
par  i  liai  UM  an  au  ji>ur  d<'  feste  de  sainete  Mar\ e-Maj;dellaine  et  le  dit  bied 
au  jour  et  fote  di-  Sainet-Lanrent.  et  la  dite  sonunc  de  dini/f  livre  au  iour 
de  Saint  i-Bartbelleiny,  le  preuiier  tcrnie  et  paycnient  conuucneant  au  jour  de 
sainete  Magdellaine,  Sainct-Laurent  et  Sainct*Barthellemy,  en  l'annee  mil  six 
Cent  soixante  truis  prochain  venant  et  de  la  ä  continuer  iiendant  le  dit  tetniM 
de  cinq  ans  de  suite  jusju'i  la  fin  d'iceiw. 

Serat  tenu  le  dit  preneur  de  bien  et  <lun\ent  san  ier  et  l»ouclu  r  le^ 
Ui/  bicdx  en  saissons  quil  conviendra.  el  {lour  lanray  ilu  lab<»urage  de  ta 
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dittc  fucliiine  scra  tcnuc  la  «litt«  il  iun  i\ st  lle  tle  foiirnir  au  dit  preneur  dans 
quinze  jours  j^r.M  hjiins  uiu*  (  lianctte  ä  Ixiaif  livrce  garnye  de  son  essieu  et 
de  scs  csclicllcs,  deux  s<m  s  j>i»ur  labourcr  et  deux  paires  de  cüurruic>  p»ur 
lier  les  bceiifs,  laquelle  charrette,  socs  et  courroies  le  dit  Richard  prendra  par 
estimation  dans  le  dit  tetnps  de  quin^te  jours  prochains  pour  les  rendre  ä  la 
fin  du  present  bail  pour  meme  valleur  et  estiniation  qu'ils  seront  esttmes  le 
susdit  jour  au  dirc  de  qui  sc  nmgnaissant.  Xe  pourra  le  preneur  coupcr 
aucungt  arbre  |)ar  le  pied,  ains  d'c,ste.ster  ceux  qui  ont  ao  >ustuine>  d'etre 
etcstcz;  dclaisscra  Ic  preneur  a  la  fiu  du  present  bail  les  foins  au  fcmiier, 
pailles  blanche»,  pailtes  noyres,  les  fumiers  bicn  et  duement  amassez  en  un 
mousseau  au  lieu  accx^ustume  en  la  cour  de  la  ditte  metairye  oü  on  le  met 
ürdinairenieiu. 

Et  pour  tdus  nienus  .suffrairos  «sprat  tcnu  le  dit  preneur  j'.tr  <  ha«  uniii 
an  ;i  la  dittc  tlanioyselle  ilouzc  poulets;  dfuiJvse  troniages,  deux  oissons.  qualre 
livrcs  de  beurre,  la  fleur  d'un  b<jisseau  de  fronient,  luesure  de  Buzan<,ais,  deux 
livres  de  beunre,  deux  douxaines  d'oeufs  et  quatre  fromages  pour  faire  un 
gasteau  au  jour  des  rob  par  chat  ungt  an,  le  premier  payement  sera  du  jour 
des  r<»is  pro<hain  en  un  an,  jia\al>i(s  Ks  dits  poulrts.  fromages,  oissons  et 
beurn^  au  jour  de  Saint-Jehan-Baptihtc.  le  iireniicr  ttrme  de  pavement  c<>m- 
mcni,ant  au  jour  de  feste  de  Saint-Jehaii-Bapiisie  pn>chain  venanU  et  de  U 
k  continuer  pendant  les  ditte  dnq  annce». 

Et  outre  ce  que  dessns  sera  tenu  le  preneur  de  foumir  par  chacun 
an  un  milli«  r  dv  banleau  a  ses  depens  que  la  ditte  danioyselle  fera  em- 
ployer  sur  les  bastini«-nts  de  la  ditte  meluirve  aux  Heux  les  plus  in''  c-^^airfs. 

Scra  aussy  tuimc-  la  dittc  flatnoyselle  de  foumir  de  toutes  s<»rtes  de 
besuaux  au  preneur  j)uur  rexploitatiuii  de  laditie  metairye,  desquels  il  luv 
passera  rheptel  et  il  n*en  pourrat  tenir  d'autre  que  d'elle  et  m^me  tiendiat 
les  porcs  ä  moytie  lesquels  {xtrcs  le  preneur  pourrat  tous  les  ans  pendant 
Ic  dit  bail  mener  paistre  dans  les  bois  garraines  dependant  de  la  Seigneur3'e 
du  dit  lieu  du  Puy  tant  au  temps  de  trIandAe  que  autrement  Sans  pc>ur  cela 
en  payer  au<  une  chosse  a  la  ditte  damo\  seile. 

Et  outre  est  accorde  cntre  les  tlittcs  partyes  que  le  preneur  ne  i>ouiTct 
faire  aucungt  bled  que  la  ditte  danioyselle  n'y  prenne  la  moytie  sauf  une 
boisselec  de  rlunevierre  ou  eile  \iv  pourrat  pretandre  aucune  chose. 

Outre  il  est  arcordo  enlre  les  partyes  c|ue  laditte  iIanioy>clle  aiirat 
par  rhacungt  an  le  quart  de  tuutes  les  pailles  qui  se  rccueilleront  en  laditte 
ajctairyc. 

Se  partageront  toutes  les  noix  et  autres  fruits  par  moytie  au  pied  de^ 
arbrcs  fruiiiers,  et  foumira  laditte  damoyselle  par  chacungt  an  au  temps  et 
flabure  une  fetnnie  |)our  ayder  k  amasser  les  nuix  qui  se  recuetlleront  des 

arbros  de  lailitte  inrtair\e. 

Kt  «nitre  il  '  nI  dif  qur  la  dcrnii-re  rucillettc  que  le  preneur  fera  Sur 
Ic-s  torrcs  de  la  duie  nu'tairye  il  sera  tenu  d'amener  tous  les  biedz  daiis  la 
grange  de  laditte  metairye  pour  y  delaissar  toutes  les  pailles,  balks,  \-antains. 

Outre  II  est  dit  qu'eil  cas  que  le  preneur  fasse  la  demiere  annee  queK 
ia <  s  terres  autres  que  celles  dt;  la  dite  m^irye,  il  y  aurat  la  moytie  dans 
les  fruits  et  l'autrc  ni<>vti«'-  la  ilitte  dani<»vse!le  en  pourrat  disposce. 

Et  outre  il  est  enr. »vf  arrorde  entre  les  dilti-s  |)ait\cs  que  la  ditte 
damoyselle  sera  tenuc  t)e  faire  un  four  a  cuyrc  le  pnin  tians  la  rhanibre  de 
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la  ditte  metairye,  et  feia  aiiasi  faire  le  plancher  de  la  maisson,  rendre  le  dit 
four  et  plancher  faict  et  parfaict  dans  le  jour  et  feste  de  Toussaint  prochaine 
venante. 

Et  se  faire  et  a  le  faire  jouit  d  cUitres  closes  i»Ui»-nieiitioiinez  eile  est 
obligce  avcc  tuus  et  chaeun  ses  bien  meubles  et  ünmeubles,  sous  les  con- 
traintes,  une  ex^tion  non  cessante  poiir  Tautre  ä  peine  de  tous  depans, 
dommages«  int^retz. 

A  l'entretien  aiissy  des  autres  clauses  cy  dessus  le  dit  Richard  s'est 
oblige  r- '■•-]'<  <  t  hicns  iine  executioTi  non  cossatite  ])our  Tautrc. 

Sciui  tcnu  le  preneur  de  founnr  dans  quin/c  jnurs  a  la  dittr  damoy- 
selle  bailleu.se,  priHrliains  venant  une  grosse  des  presentes  a  ces  depens.  car 
aussy  tout  ce  que  dessus  les  part)-c<i  Tont  vouUu»  consenty,  stipull^  et  accepte 
pour  et  entre  elles,  promettant  icelies  parties  par  leur  foy  et  serment  de 
jamats  n*a]ler  ne  venir  au  contraire  et  prejudice  du  contenu  en  ces  presentes, 
rtins  ont  proniis  et  seront  tnuis  !cs  ccnrdrr  observer.  Hr<'<>mplir  et  entretenir 
<le  point  eil  ii'jint  ^doii  leur  forme  et  teneur  et  sans  leur  enfrciiulrc  eii  rnirune 
fa^xiti  et  niani«  re  cjue  l  e  soit  a  peine  de  payer  l  une  des  partycs  ä  l  autie. 
ä  faute  d'observance  et  accomplissement  tous  couts  frais,  depens-domniages 
et  inter^ts  etc.  etc.  .  .  . 

Folgt  die  genaue  Aufzählung  des  dem  Teilbauem  Michel  Richard  Ober- 
gebenen  „cheptel*'. 

Dieser  Kontrakt  bietet  na«  h  niam  hen  Ru  litungen  hin  ln,leresse.  Er 
isjt  auf  eine  Dauer  von  5  Jahren  geschlossen  und  xerfflllt  in  «uei  Teile, 
deren  einer  die  allgemeinen  Bestimmungen  Ober  die  WirtschaftefQhrung,  Teilung 

des  Getreideertrages  usw.  enthalt  und  deren  aiidt  i  tT  si(  h  mit  dem  ..«  lieptel" 
beschäftigt.  Der  Tcilbaiipr  ist  veri)fli(  htet,  clen  Betrieb  als  „i^uter  Hausvater" 
{\nm  i>ere  de  faniilli  t  /u  bcwirtsrhaften.  ein  Ausdn!«  k,  der  auch  heute  rinrh 
in  fast  allen  TeiU>aukuntrakten  eine  stündig  wiederkehrende  Redewendung 
bildet.  Von  einer  Oberleitung  der  Wirtschaft  seitens  der  Besitzerin  ist  nir- 
gendwo die  Rede.  Doch  hat  der  Teilbauer  die  Wirtschaftsführung  nach  den 
ilim  vorgezeichneten  Bestimmungen  zu  handhaluMi.  Zur  JJcit  der  Enite  stellt 
ibin  die  Besitzerin  einen  Mant\  als  Hilfskraft,  ilen  er  zu  beköstigten  hat. 
w  •  für  ihm  indes  von  der  «'rstcn  <  nif-  bf>.ttninU»^  Kt\t<rh?td!eim<;  gezahlt  wird.M 
i  ur  alle  ErtrJlgc  aus  der  Wirtschaft  gilt  das  i'nnzip  der  ieilung  zur  Hiiifte; 
da^  Saa^t  wird  von  beiden  Kontrahenten  zu  gleichen  Teilen  geliefert.  Die 
Besitzerin  stellt  ihrerseits  auch  das  tote  Inventar  (cheptel  mort),  hei  dem 
ebenso  wie  bei  dem  lebenden  der  Übernahme  dun  h  den  Teilbauer  eine 
Abs<:hätzung  (estiniatii^n)  voraufyeht.  Der  Teilbauer  ist  j;»  lialtcn,  bei  Ablauf 
<b's  Vertrapps  alles  wieder  in  demselben  Wort  /ur(Vkzu;^(  l  n-n.  Die  Be- 
sitzerin hat  noch  Anrecht  auf  besondere  jaliriu  iie  Xaluralleistungen  seitens 
des  Teilbauem;  diese  „menus  suffrages"  bestehen  in  einer  bestimmten  An- 
zahl von  £ieni,  Geflflgel,  Butter  usw.  Von  den  Bestimmungen  aber  den 
^cheptel*'  ist  namentlich  die  hervorzuheben,  da£  der  Teilbauer  sich  denselben 

I)  Dies«  Beteiligung  des  Besilxen  an  der  BesciuJfun(i  der  menschlichen  Arbeitskräfte 
kam  bänfij^  vor;  liebe  auch  H.  Baudrillari,  Lei  popubtioni  agrioolet  de  la  Fnmce. 

Paris  if^Q).  Ri!  III,  S  ^oS.  Die»;  voiii  T.. '•it/t  r  gesu-llf  ;i  Hilfskraft«'  fungiortcn  gleich- 
zeitig vielfach  als  seine  Vertreter  bei  der  ieilung,  als  „cunticrolicurs",  wie  Olivier  de  Scrits 
sie  nennt. 
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nicht  ander«. 'irts  he.s«  haffen  (l.iif.  üundern  den  von  der  Hi  .sit/erin  ijelieferleti 
N'ichhcstand  zu  ül>entehmcn  hat.  Da.s  deutet  schon  darauf  Inn,  daß  nurh 
um  diese  Zeit  ciit-  \  ieiipaciit  noch  ganz  selbständig  vorkam.  Erwähnensuert 
ist  noch,  daß  in  dem  obigen  Vertrag  aucii  die  Scliweine  in  „cheptel"  gegeben 
werden,  was  im  allgemeinen  nicht  die  Regel  war. 


III. 

Master  eines  Teilbauvertrages  der  Gegenwart 

Die  Unterzeichneten  Herr  Besitzer,  wohnhaft 

in  und  Herr  und  Frau  ,  beide  wohnhaft 

in  ,  Gemeinde  ,  sind  «ie  folgt  fibereingekommen: 

Herr  übergibt  durch  diesen  vorliegenden  Vertrag  Herrn  und 

Frau  die  in  der  (iemeindc  gel^ene  Wirt- 

liiift  die  aus  \Vi»hn-  und  Wirtsc  haftsgebäuden,  Hof,  Garten. 

Arl  f-rlatu!  un<l  Wiesen  bf?,ieiii,  in  einem  Gesamtumfancr  \nn  15,40  lia  in  Teil- 
bau aut  4  «Hier  8  aufeinanderfolgende  Jahre,  beginnend  am  i.  Mai  1904 
mit  der  Mafigabe,  daß  Besitzer  sowohl  wie  Teilbauer  nach  Ablauf  der  ersten 
Periode  den  Vertrag  lösen  können  mit  einjähriger  Kflndigimg. 

Bedingungen. 

I.  Der  Teilbauer  liefert  auf  seine  Kosten  das  gesamte  erforderliche  tote 

Wirts<  haftsinventar,  unterhalt  es  auf  seine  K<»sten  in  gutem  Zustande, 
und  es  ]>leiht  sein  Eigentun».  Er  verrichtet  alle  \N"irtst  liaft>-  und  Emte- 
arbeiten.  t  bcnsu  wie  alle  Fuhren  für  die  WirtJK-halt  und  zahlt  den  Lolui 
fOr  die  Dienstboten. 
J.  Alle  Tiere  der  Wirtschaft  werden  asur  Hälfte  vom  Besitxer  und  zur 
Hälfte  \«>m  Teilbaucm  geliefert.  Sie  halten  die  Tiere  gemeinsam  hin- 
sichtlich des  (Gewinnes  wu'  Verlustes.  Die  Arbeitstiere  sind  vom  Tefl- 
bauern  allein  und  luir  für  die  Zwecke  der  Wirts«  ha ft  zu  \  erwenden. 
Die  Wolle  uiul  die  Nachzucht  ilcr  Tiere  werden  zwischen  Besitzer  und 
Teilbauern  zur  Hälfte  geteilt.  Der  Dünger  ist  in  der  Wirtschaft  zu  \  cr- 
wenden.  Die  Schweine  werden  ebenfalls  von  Besitzer  und  TeObauem 
zur  Hälfte  geliefert  und  die  Nachzucht  auch  zur  Hälfte  geteilt. 

3.  Der  Teilbauer  darf  ohne  Zustinunung  des  Besitzers  über  kein  Tier  Ver- 
fügutig  trofff^n.  Dem  Hesitzrr  steht  die  Üherwarhim«:  der  Arbeiten  und 
die  allgemeine  Leitung  der  \\  u  Lst  halt  zu,  sowohl  iünsichtlich  der  Fruchl- 
folge,  als  der  Vieh-Ankäufe  und  -Verkaufe. 

4.  Der  Teilbauer  hat  die  Tiere  gut  zu  pflegen,  überhaupt  die  Wirtschaft 
als  „guter  Hausvater"  (bon  pere  de  famtlle)  zu  verwalten,  keinerlei 
Bes(  hadigung  der  GuLssubstanz  zu  begehen,  noch  zu  dulden  und  b«na 
Al'/uir  <\\r  Wirtsc  haft  in  mindestens  ebenso  gutem  Zustande  zurückzu- 
geben, uic  er  sie  «'rhaiten  hat. 

5.  Der  Teiibaucr  juuß  selbst  in  den  Gebüuden  der  Wirtschaft  vwihneu 
und  die  Räume  mit  dem  erforderlichen  Mobiliar  ausstatten. 

6.  Der  Teilbavicr  besorgt  di(;  kleineren  baulidien  Reparaturen  und  ver- 
lichtet  die  erforderlichen  Transix>rtfuhren;  er  beköstigt  die  die  kleineren 
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Reparaturen  ausführenclon  Arbn'tt  i  .    Der  Besitzer  kann  alle  ilun  not- 

wetidiir  ersrheinenden  größeren  liauaiisführungen,  Neubauten  usw.  vor- 
nolinicn  lassen,  selbst  wenn  ihre  Dauer  40  T.isjr  überschreitet,  uhne 
daß  der  Teilbauer  Ansprudi  auf  eine  Entschädigung  liätte. 

7.  Der  Teitbauer  hat  die  Felder  zu  passender  Zeit  (en  temps  et  saiscm» 
convenables)  zu  pflfigen,  zu  düngen»  einzusäen  usw. 

H.  Deijenige  Teil  ties  Oartens,  der  nicht  der  Erzeugung  des  für  den  Wirt- 
schaftsbedart  enV»rderlir!ifn  Gemüses  dient,  wird  mit  Pflanzen  bebaut, 
vlic  Besitzer  und  Teilbauer  zur  H.'ilfte  liefern  und  deren  Ertrag  zur 
EniUhrung  des  gemeinsamen  Viehbestandes  dient. 

9.  Dent  Teilbaueni  liegt  der  Transport  der  Tiere  zum  Markte  i»b;  er 
trägt  auch  die  Kosten  hierfOr,  ausgenommen  indes  den  Markt  von  . 
bei  dem  die  Kosten  von  beiden  Parteien  zur  H.'ilfte  getragen  werden. 
Den  Yiehverkauf  besorgt  der  Besitzer,  und  der  Erlös  wird  zur  Hülfte 
geteilt.  Ebenso  vollzieht  der  Besitzer  die  erforderliclien  Vieliankäufe 
nach  seiner  Wahl. 

10.  Der  Teilbauer  darf  die  Schafe  nicht  scheren  lassen,  bevor  er  den  Be- 
sitzer davon  benachrichtigt  hat 

11.  Der  Milchertrag  der  Kühe  wird  in  der  weiter  unten  beschriebenen 

Weise  geteilt. 

12.  Die  Kosten  für  aulieriiaib  iler  \A  irlschaft  erf<»lgtc  Spiünge  tragen  Be- 
sitzer und  Teilbauer  je  zur  Hälfte;  die  Wahl  der  männlichen  Zucht- 
tiere steht  dem  Besitzer  zu. 

13.  Die  Hufbeschlagskusten  der  Pferde  trSgt  der  Teilbauer. 

14.  Die  Kosten  für  (1<  n  M.mhvurfsjäger  bestreitet  der  Teilbauer  allein,  dic- 
jeniiion  für  den  K;istratur  und  Tierarzt  tragen  Besitzer  und  Teübauer 
gcincinsaiu. 

1.5.  Die  Gänse  werden  ebenfalls  von  Besitzer  und  Teilbauern  zur  Hälfte 
geliefert  und  der  Ertrag  zur  Hälfte  geteilt  mit  Ausnahme  der  Federn, 

dif  »1er  Teilbauer  allein  erhalt. 

i<>  Du-  Hülitirr  un«!  <las  ( Jeflügcl  bilden  den  Gegenstand  einer  weiter 
aiiieii  iicM  luicbctirii  Teiluni;, 

17.  Das  Saalgut,  wie  Wri/.eii,  (icrste,  ILiler  usw.,  licfeni  beide  Parteien  je 
zur  Hälfte,  und  der  Ertrag  wird  zur  Hälfte  geteilt.  Das  Stroh  indes 
verbleibt  der  Wirtschaft  zur  Nutzung.  Der  Teilbauer  hat  den  Besitzer 
zum  Zwet  ke  der  Teilung  (\cs  Getreides  zu  benachrichtigen,  S(  »hald  dies 
gedroschen  unr)  irrrrinii^i  ist.  Die  Getreidecnite  des  letzten  [afirr^ 
gehört  zu  cimnn  \  u-riel  dein  Teilbaue  ni  und  zu  drei  N'icrtel  vlciii  Be- 
sitzer nach  Abzug  des  Saatguts  vtuii  gesamten  Ertrag.  Dies  Saalgut 
wird  zur  Hälfte  geteilt,  da  es  ja  auch  in  demselben  Verhältnis  geliefert 
w.  irtlen  ist. 

Ib.  Der  im  Frühjahr  in  die  (ierste  einzusiiciulc  Klecsamcn.  wie  ül>erhaupt 
alle   andern  Futtersämereien,   liefern  Besitzer   und  Teilbauer  je  zur 

Hälfte. 

IQ.  Das  Stiatgut  bei  Kartoffeln,  Hanf  oder  Lein  stellen  ebenfalls  beide  Par- 
teien je  zur  Hälfte.  Der  Ertrag  wird  ebenfalls  zur  Hälfte  geteilt,  bei 
Hanf  Oller  Lein  erhält  jedoch  der  Teilbauer  '/^  und  der  Besitzer  ^j^. 

Wenn  tlicse  Pflanzen  intles  zur  Sameiireife  stehen  gelassen  wurden,  SO 
erhalten  beide  je  die  Hülfte  des  geernteien  Samens. 


Digrtized  by  Google 


20.  KiNvaiLC  pcerntctc  Kleo-  «xlcr  ühnlulie  SUmcreien  werden  cbeiifall-<  /xn 
Hälfic  geteilt,  dAn  Stroh  verbleibt  jedoch  auch  hier  der  Wirtschaft  zur 
Nutzung. 

21.  Der  Teilbauer  mufl  den  Anteil  des  Besatzers  an  den  Ernten  der  Wirt- 
schaft auf  seine  Kosten  entweder  an  dessen  Wohnort  oder  nacli  .  .  . 

o<lcr  nacl»  .  .  .  schaffen. 

22.  Die  Violiemfthninfi  ciiciiPiulcn  K<"niprfiJttei ,  Mrhir.  Kajti  fft-In  »H-ler 
«'Ihnlichen  Futteniiiticl  werden  vnn   heulen  I'.irteirn   zur  Hallte  hc/ahlu 

23.  Für  jedes  Jaiir  des  Vertrages  werden  außer  dem  in  der  \Viii«»chaft  vor- 
handenen Dünger  noch  fOr  350  Frcs.  fremder  Dünger,  Kalk  und  Stroh 
xax  Verwendung  in  der  Wirtschaft  anfgekauft  Von  diesen  Kosten  trägt 
der  Besitzer  -/;{  und  der  Teilbauer  '/$•  Die  K(»sten  für  künstliche  Dung* 
Stoffe  wenlen  \<n\  heiden  Parteien  je  zur  Hälfie  liouitten. 

24.  Der  Teilbauer  mni^  meinem  Narhfii!.:ei  m  >talten,  in  die  un  Ab/Uifsgahr 
bestellte  Gerste  Kleesoinen  in  genügender  Menge  ein/usileu. 

2,5.  Der  Teiibauer  darf  kein  abgestorbenes,  noch  lebendes  Holx  nieder- 
schlagen, weder  ganz,  noch  teilweise;  wohl  hat  er  den  Ausputz  der 
.'llteren  He«  ken  \  i /unelnnen.  wobei  das  abfallende  Holz  vtilHij  ihn>  ge- 
hr,it.  Ks  Hegt  dem  Teilbauem  die  litötandhaltung  der  Hei^ken, 
Grabi^ri  usw.  ob. 

2b,  Das  tote  Holz  geliürt  dem  Besitzer.  Der  Teiibauer  muß  es  sciilagen, 
in  groBe  Stücke  zerhacken  und  diese  nach  der  Wohnung  des  Besitzers 

srhaffen.  alles  dies  ohne  Lohn  noch  Entschädigung. 

27.  Der  Besitzer  beh.'llt  sieh  das  Recht  vor,  auf  seine  Kosten  un<l  nach 
seinem  KrmesNcn  alles  letiende  Hol/  <ehlagen  zu  lassen,  und  der  Teil- 
bauer Ist  verpflirlitet,  es  auf  seme  Kosten  zu  dem  Wohnort  des  Besitzers 
zu  tFans)>ortieren.  Der  Besitzer  ist  stygar  berechtigt,  alle  Hecken  nieder* 
zulegen. 

28.  Der  Teilbau (  t  hat  für  die  gute  und  saubere  Instandhaltung  der  Wiesen 
zu  sorgen  dun  h  Entfernung  von  Maulwurfshttgeln.  Entfernung  \  <>n  Un- 
kraut. BesnrmiTiii  der  Rew.'lssemng,  Ausputzen  der  Grüben  usw. 

29.  Der  Teilbauer  darf  von  dem  ii»  (ier  W  iri.st  haft  erzeugten  Heu.  Futter, 
Stroh,  Dünger  nichts  verkaufen  und  nichts  entfernen;  alles  muB  zur 
Verbcs.serung  der  Wirtsciiaft  ven»'endet  werden. 

30.  Der  Teilbauer  muß  jährlic  h  an  den  geeignetsten  und  nicht  tier  Grenz» 
g<'niein<eh;ift  untcrlii-LicTiden  Stellen  die  ihm  vom  liesit/er  2' H<  f' -1^'^ 
Wildlinge  ptlanzen  und  sie  zur  gegebenen  Zeit  mit  einer  guten  <  »bsi- 
S'iitc  pfropfen,  i'-r  hat  sie  cbens(»gut  zu  pflegen  wie  die  andern  t.>bsi- 
häume,  indem  er  alljährlich  mindestens  einmal  in  den  Tagen  vor  Weih- 
nachten den  Boden  am  FuBe  der  Baume  umgrabt  und  diese  mit 
Tfählen  und  Domen  \  ersieht  nach  dem  in  der  Gegend  üblichen  Brauch.  Die 
Hirnen  und  .Sauer.'ipfel  gehören  \  tiem  Teilhruiern .  w  fihrend  die 
Süßiipfel  zwischen  Besitzer  und  1  eilbaueni  zur  Hälfte  geicili  werileii. 
(»linc  ugend  eine  Reserve  für  tien  Teilbauer.  Den  Anteil  des  Besitzer» 
muß  der  Teilbauer  nach  dessen  Wohnort  oder  nach  ....  schaffen. 

31.  Der  Teilhauer  hat  keinerlei  Am»pruch  auf  eine  Entschildigunu  I>ei  einem 
ücsainten  '»der  teilweisen  X'erlu.st  iler  Ernir  durch  Hagel,  Fr<.»jit.  Blit» 
uml  andere  unvorhergesehene  Fälle  (cas  forluiis  ou  impre\'usi. 
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32»  Der  Tdlbauer  kann  sein  Recht  an  dem  gegen w.'irtigen  Wrlrag  weder 
ganz,  noch  teilweise  ohne  ausdrückliche  sirhriftliche  Genehmigung  des 

Hcsiuers  ^e<liercii. 

33.  Der  Tciibauer  muß  bei  cmei  aul  gcsclzlichcr  Grundlage  gebildeten  <jc- 
sellschaft  und  zu  einem  entsprechenden  Wert  das  gesamte  tote  und 
lebende  Inventar  der  Wirtschaft  versichern.  Die  Versicherungsprämien 
fQr  die  Tiere  werden  zur  Hälfte  von  Besitzer  und  Teilbauem  getragen» 

die  andern  vom  Teilbauern  allein. 

Die  Prämie  für  die  Feuerversicherung  der  Gebäude  zahlt  der 
UeMtzer. 

34.  Alle  Kasten  luid  Gebühren  des  Vertnige,s  u.igi  tler  Teilbauer. 

35.  Der  Teilbauer  darf  ohne  Einwilligung  des  Besitzers  nicht  einzdne  Par- 
zellen srll»!  I  «fu  irtst  haften. 

36.  Der  Teilbauer  hat  alljJihrlirli  alle  Steuern,  die  sich  auf  das  Mobiliar 
beziehen,  U!k1  !*rfi«;tati(inf*n  aufzubringen. 

Die  Grundsteuer  sowie  die  Tür-  uml   Fenslerstcuer  zahlt  der 
Besitzer. 

Besondere  Bedingungen, 

Der  Teilbauer  ist  veipflichtet,  das  geemtete  Heu  von  einer  dem  Be- 
si!/er  reservierten  Wiese  an  dessen  Wuhnoit  /u  sdiaffen.  Er  muß  außerdem 
jahrli«  Ii  2  Fuliren  nach  den  vom  Besitzer  bezeichneten  Orten  leisten. 

Er  muß  ferner  anf  die  ilem  Besitzer  rescrvirrte  Wie^<"  alle  erfurderlichc 
Sorglalt  verwenden,  die  künstlichen  Düngemittel  dort  ausstreuen  usw. 

Der  Ertrag  aus  der  Milch  wird  nach  Entuai»mc  des  Bedarfes  der  Teil- 
bauerfamilie  fOr  Milch,  Butter  und  Käse  zwischen  Besitzer  tmd  Teilbauem 

zur  ILilfte  geteilt.    Die  Milch  wird  an  die  Genossenschaftsmolkerei  

geliefert. 

r)ie  Hühner  und  Knien  wcnien  vom  Teilbauem  gestellt  und  bleiben 
aein  Eigentum.  Der  Ertrag  geii-wt  ihm.  Aber  es  dürfen  ni(  ht  mehr  als 
16  ältere  Hühner  gehalten  werden,  und  der  Teilbauer  muß  alljährlich  6  jiuigc 
Hähner  an  den  Besitzer  abfahren.  Die  Hühner  dürfen  keinen  Zugang  zu 
■den  "St  illungen  haben. 

jedorh  wahrt  sich  der  Besitzer  für  sich  und  seinen  Schwiegersohn  das 
R»xlii.  nach  seinem  Belieben  den  Hn!inrr-  uiid  Entenbeslan<i  zu  vermehren, 
und  in  diesem  Fall  wird  das  ganze  Getlugel  je  zur  Hillfte  geliefert.  Die 
Teilbäuerin  hat  alsdann  femer  munaüich  eine  Summe  von  20  Frcs.  von  dem 
Gesamtertrag  an  den  Besitzer  zu  entrichten,  das  Mehr  wird  je  zur  Hälfte 
geteilt.  Die  Kosten  für  Eni.'lhrung  uml  Unterhaltung  des  Geflügels  tragen 
beide  Parteien  gemeinsam  zu  gleichen  Teilen.  Die  Teilbäuerin  hat  das  Ge- 
flügel gut  zu  pfh'e'^n. 

St  hließli(  h  muö  der  Teilbauei,  wenn  er  hier/u  in  der  Lage  ist,  an  den 
Besitzer  2  hl  Eßkartoffcln  abfiefem. 

Der  Tetll>auer  hat  die  bei  Wc^-erbesserungen  erforderlichen  Steinfuhren 
zu  leisten. 
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IV. 

Oesetz  vom  18.  Juli  1889.  Titel  IV.  i) 

Teilbauvertrag  (Bail  ä  rulonat  |>artiaire). 
Artikel  i.    Der  Teilbauvertrag  (bail  k  colonat  partiaire  ou  metayago)  ist  der 
Kontrakt,  ilurcli  weit  lien  der  Besitzer  eines  lrtii(ili(  hcn  Erbteils  (herita^ 

rural)  dasselbe  fnr  eine  hestininito  Zrit  einem  „Pächter"  (preneur*  ül>er<.'iht, 
der  (V\f  X'erpflirhtimi:  tU-fniininit,  es  zu  bewirtschaften  unter  der  Be- 
Umgiuig,  den  W  irLschaftsertrag  mit  dem  „Ver|)nchter"  (bailleur)  zu  teilen. 

Artikd  2.  Die  FrQrhte  und  Erzeugnisse  (fruits  et  produits)  werden  zur  Hälfte 
geteilt,  wenn  nicht  durch  besondere  Vereinlräning  oder  den  Ortsbrauch 
eine  andere  Re^ehnig  bcstininit  ist. 

Artikel  ^.  Der  VerjiJtchter  ist  zur  T.irfcnmi:  tmd  ncuälirleistung  aller  im 
X'ci  ti.iir  ."Hi^jirfijhrten  nbjekte  \  er[)f!i<  litct.  Kr  niuti  alle  notwendic;  wrr- 
<lendeii  Reparaturen  an  dt-n  (iebümlen  ausfüiiren.  Indes  bleiben  die 
kleineren  Ausbessenmgen  (repurations  locatives  ou  de  nienu  «ntretienK 
die  weder  durch  hohes  Alter,  noch  durch  höhere  Gew-alt  verursacht 
weiden,  zu  Lasten  des  Teillxtuem,  wenn  nicht  besondere  Vereinbarungen 
«•der  <  )rtsbrnni  be  es  Hn<lers  bestimmen. 

Artikel  4.  Der  i'achter  ist  gehalten,  die  i^ep.K  iitcie  >.i(  Im'  ils  ^jsiter  Hav;s- 
valer  (bon  pcre  de  faiuille)  zu  benutzen,  gemäß  den  Bcsiunmungcn  des 
Vertrages;  er  ist  gleichennaflen  den  Verpflichtungen  unterworfen,  we^he 
die  Artikel  1750,  1751  und  1768  fflr  den  Pachter  (fermier)  spezifizieren. 

Er  ist  verantwortlich  für  Feuersbrunst,  Beschädigungen  und  Verluste, 
<lic  wrduend  der  l^Jauer  dc';  Vertrages  entstehen,  falls  er  nicht  nach- 
weist, daß  er  als  guter  iiaubvaler  über  die  ihm  anvertraute  Sitclje 
gewacht  hat. 

Er  muB  die  Wirtsi:baftsgebäude  benutzen,  die  sich  in  dem  ihm  an» 
vertrauten  Betriebe  befinden,  und  in  denjenigen  wohnen,  die  als  Wohnung 

bcsliniint  sirul. 

Artikel  5.  Der  liesitzer  hat  die  l'bet\v,i(  Innig  der  Arbeiten  und  dif  all- 
gemeine Leitung  der  Wirtschaft  sdwoIiI  hinsichtlich  des  VV"irU*cliaH5i>vsteuii», 
als  des  An-  und  Verkaufes  von  Tieren.  Die  AusQbui^  dieses  Rechts 
wird  in  ihrem  Umfang  durch  Obereinkunft  und  mangels  darselben  durch 
den  Ortsbrauch  geregelt  (usage  des  lieu.x). 

Die  jagd-  uiul  Fisi  hereirechte  verbleiben  dem  Besitzer. 

Artikel  6.    D<t  Toil  des  V'erp.'ichtcrs  l'"ist  nicht  den  Teilbauvertrag. 

Derselbe  wird  gelüst  durch  tien  IVkI  des  l'achtere.  Die  Nutznießung 
der  Erben  hört  mit  dem  Zeitpunkt  auf,  zu  dem  nach  dem  Ortsbrauch 
die  jährlichen  Verträge  ablaufen. 

Artikel  7.  Wenn  vereinbart  wordai  ist,  daß  im  Falle  dnes  Verkaufes  der 
Käufer  den  Vertrag  lusni  l  ann,  so  muß  derselbe  vor  ein^  etwa^en  Auf« 
lösun^  in  <»rtMjblicher  \\ei>e  den  Vertrag  aufkuiidiocn. 

In  diesem,  wie  in  «lern  im  letzten  Absclmili  des  Artikels  6  vur- 
genehenen  Fall  hat  der  Tdlbauer  bezw.  seine  Erben  Anspruch  auf  eine 
Entschädigung  für  die  von  ihm  gemachten  aufierordentlichen  Aufwen- 

n  Iure  iV  du  OkIc  niral. 
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duMj:«*T)  bis  zur  H^hp  des  Geuinncs,  den  »t  w.'lhni.d  der  Duufr  seines 
Vertrages  aus  (Icmsclbcii  hüttc  ziehen  l'nuien;  für  die  Auflösung  un 
Falle  eiiies  V  erkaufes  gehen  außerdem  die  Artikel  1743,  *749»  '75*^ 
und  1751  des  Cude  civil. 
Artikel  8.  Wenn  wdhrend  der  Dauer  des  Vertrages  dw  in  demselben  ein* 
liegriffenen  ^  >bjekte  infolge  unvorhergesehener  Zufalle  ein«;  völlige  Zer- 
stonuis:  prlruirn,  so  wini  drr  Wrtrnj;  rcrhttnaßig  aufgchohm.  Wenn  dif 
(iegeii->t  iiui>  /uni  T'  il  /t  ist,.!i  \\«mi1(  ii  .sind,  so  kann  der  Ver]>ftchter 
weh  weigern,  die  Reparaturen  zu  niadien  und  die  zum  Ersatz  oder  zur 
Wiederaufiichtunf;  der  Objekte  erforderlichen  Kosten  zu  tragen.  Pachter 
und  Verpächter  k/tnnen  in  diesem  Falle,  gemafi  den  Umstanden,  die 
Vcrtragsl.isung  naelisu<  ben. 

W'rnn  die  Auflr.sung  des  V'rrirnurs  .-mf  Ansurhen  tles  X'erpiu  liters 
atisgespro*  liett  wird,  so  hat  der  Ki<  hter  die  Knlsrh.'ldigung  festzusetzen, 
die  ticni  Piu  iiter  gemäß  Absc  hnitt  2  des  Artikels  7  des  gegenwärtigen 
Gesetzes  zukäme. 

Artikel  9.   Wenn  während  der  Dauer  der  Nutznießung  des  Teilbauem  die 
Ernte  infolge  tnivorliergesehener  Falle  ganz  oder  teilweise  vernichtet  wird. 

Sit  kann  dersi  llic  keinerlei  Ents(  h;i(limiiii5  vojti  \'<'i pai  hier  %erlangen. 

Jeder  vc*n  ihnen  irftgt  bei  gcnjeinsamen  Verlusten  seinen  eiilsprct  hen- 
dcn  Teil. 

Artikel  lo.    Der  Verpächter  Übt  das  Privil^ium  des  Artikels  2102  des  Code 
vivil  aus  hinsichtlich  der  Hausgeräte,  Möbel,  Venn^lgensstQcke,  Tiere  und 

der  dem  Teilbauem  gehörenden  Teile  der  Rnite  für  die  Zahlung  der 
Küekstaiule  der  \  oti  iltin  zu  bcgleii  henden  Rt'ehnung. 
Artikel  11.    Jctie  d.  1  I'  iiieicn  kann  ilen  jährlichen  Al)ächluß  der  Wirtsehafts- 
abrethnung  \eriangen. 

Der  Friedensnchter  beM'hlicflt  Ober  die  die  Punkte  der  Abrechnung 
betreffenden  Schwierigkeiten,  wenn  <lie  aus  dem  Kontrakt  flieBenden  Ver> 
]>ni<  htungen  nicht  bestriltt  11  werden,  ohne  Berufung,  falls  das  Streitobjekt 
iiirht  die  Taxe  seiner  allgemeitif  ti  Kr,nipetenz  als  letzte  Instanz  Ober» 
schreitet,  mit  Berufimg  l)ei  jeder  lKliei>igen  Summe. 

Der  Richter  beschließt  nach  Einsii  ht  der  Aufzeichnungen  der  Par- 
teien; er  kann  sttgav  Zeugenbeweise  zulassen,  wenn  er  dies  fOr  wQnschens<> 
wert  erachtet. 

Artikel  12.    Jede  aus  deni  Teilbauvertrag  resultierende  Klage  veijährt  in 

5  fahren,  vom  Ab/ug  des  T»  ilbrni^rti  an  gere<  hnet. 
Artikel  13.  Di«-  H« -in;miung<rn  der  (  ist<  n  J^ektion  des  Titels  ..I^u  ht",  in 
deni  Artikel  17  k>  und  den  Ariikein  1736^ — '74*  euischließlic  h  ent- 
halten, sowie  die  Bestimmungen  der  dritten  Sektton  desselben  Titels, 
in  den  Artikeln  176b,  1777  und  1778  enthalten»  sind  auf  die  Teilbau- 
vertnige  anwendbar.  Diese  Verträge  werden  außerdmn  hinsichtlich  aller 
andern  Punkte  von  dem  Onsbrauch  beherrscht. 


Die  beiden  wiehtigstcn  Teilbau>Artikcl  des  Code  civil. 

Artikel  1763.    Derjenige,  der  unter  der  Bedingung  einer  1'eilung  der  Erzeug- 
nisse mit  dem  Verpächter  wirLscIiaftct,  kann  weder  afterverpachteti,  ncK^h 
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zedieren,  wenn  ihm  tla^  Kct  lit  Itierzu  uidit  aiUKlrücklich  durch  den  V" er- 
trag zuerkannt  worden  ist. 
Artikel  1 764.    Im  Falle  der  Übertretung  ist  der  Besitzer  berechtigt,  wieder 
in  die  Nutznießung  einzutreten,  und  der  Pachter  hat  für  den  aus  der 
Nichtausführung  des  Vertrages  erwachsenden  Schaden  aufzukommen. 

Dab  obige  Gesetz  und  diese  beiden  Artikel  des  Code  civil  bilden  die 
rechtlidie  Regdung  des  Tellbauvertrages. 

Auf  die  Wiedergabe  der  im  Gesetz  noch  zitierten  sonstigen  Artikel  des 
Code  rivil  dürfen  wir  verzichten,  da  sie  nur  von  Punkten  handeln,  die  für 
«len  Zweck  unserer  Arbeit  >-on  geringerer  Bedeutung  sind. 
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Verlac  voa  6USTAV  FISCHER  in  JENA. 


Die  Randarbeit  in  der  £andu)irtsd)aft.  "ZKir,',^;':;« 

„Mecklenbiir'i^' hr  II  patriotifcheii  Vcn  iiis"  und  de«  „Vereins  kleinerer  Land- 
wi'te  ift  Mei  kk  nlairg".  Von  Dr.  Friedrich  Dettweiler.  IW.j.  Prei«:  7  Mark. 
(Thünon- A  rchi  \ ,  Organ  fflr  exakte  Wirt»chafteforBchun{j:.  H«rauHgpg.  voa 
Dr.  Richard  Ehrenberg,  Prof.  d«r  Stutawisaeniicluftea  in  Rosuwk.  ßrate« 

bupplciucitlbcrt.) 

Red)tshundc  für  den  praktisd)en  Candiöirt.  ""^^^JiT 

iHegierungdrat  in  föcimor.  imo  Aid  B$ßm,  iÜimbgcri(i|tM  in  VttQftttiKV^  1903* 
f  Kl«:  mit  geb.  3  äKavi 

Die  ländlid)c  Arbeiterklasse  und  der  preußisd)e 

OlddU  t^iof.  an  her  9i:iiiiiiidifn  J^iiförid)  tviilljclm-llniuerfitfit  imb  3»inftor  tat 
i!anl)»o.  ftfrtbeniie      $Jonn-*4iop»)cl'JbPit.    1S1):1    X^ixk^:  (5  l'^arf. 

3n^ali:  1.  Tic  in  brr  iinnbioiujdjaft  bcidiiifii^tcn  21rbdter  uot  bei  ^cil  brc 
^itrmMrdung.  —  2.  Die  SkitirmMi'eiun^  uiib  bei'eii  $^pl(ten  für  bic  );jatibarbeit(r.  — 

'A.  Tie  mit  kn  liitibfirfKTt  ?fvbcttmn'ihältnincn  ,\iir  ;>'tt  uerbmibcncii  Üb^lftiinbc  uiib 
iatjren.  —  4.  Xie  'Hujgaben  bt^  {iicu^iidjm  Miaute?  m\  bem  ÜJcbtcte  Der  i'anbacbeiteqiage. 

Cbeoric  und  Praxis  in  der  €ntu)id{lun9  der  franzö- 
slsd)en  Staats$d)uld  seit  den  3abren  1870. « 

^4ydow.  Mit  einem  Vorwort  von  i'ruf.  Dr.  Adolf  Wagucr  Mit  2  Teii- 
figaren.  190».  Frei»:  5  Mark. 

Die  I0irtsd)aftlid)e  Bedeutung  der  staatlMjen  und 

proüinzicllcn  Bodenkreditinstitute  in  Dcutsdh 

>r.  Ewald  TriHth. 
3  Mwk  aO  PI. 

Statistisd)c  Tllittciluncicn  aus  62  kleinbäuerlid)en 
Betrieben  Qber  6rzeugung,  Uerbraud),  Uerl^auf 
und  Zukauf  oon  Getreide.  [mJ^  ""ir*''^ 

Die  uolhsiüirtsd)aftlid)en  6rundlaöen  für  die  Raf- 
lung  Oes  uerDaiiers  n—»  kibs«.  luus.  i>i«»:i  Mark. 


iand  für  den  ländlid)en  Besitz,  izl"-  ''""'^ 


r    tit%A  n[t1#4licft*mcf ^  Kehw«t<»  d«»  IndnHrieHtaalMi 
I*  UIIU  clllUUdil  Iv^lClClU    iinri  xiir  Heciitfcrti'runi:  ni niriichcn 
l^oll-^chutze^  ii  ii  iN'xxiden-r  KfiekMdit  auf  die  lievölkoruiig-lrage.    Von  Adolf 
Waisoer,  Pnifi^tr  in  l^-lin.  Zweil«,  fEroßenteil«  umgeaibeiteie  und 
•laric  Terntfhrte  Auflage.   19u2.  Prd«:  3  Mark. 

Die  Besteuerung  des  iandu)irtsd)aftlid)en  Grund- 
besitzes in  Preußen.  ^.X'  'iv^rä^Ä«. 
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Verias  von  GUSTAV  FI8CUKB  in  JKKA. 

WÖRTERBUCH  ^ 

DER 

VOLKSWIRTSCHAFT 

IN  ZWmi  BÄMDBN. 

B4'arbcii<  t  von 

IW.  Dr.  (t€or<;  Adlor-Kiel.  (ich.  Hofrut  l'rof.  Dr.  Ci.  von  Helow-Fn  il.iirK' i.  Hr.. 
l*rüf.  Dr.  M.  Bioriufr-(  JiolVn.  PriW«!.  d.  Kui».  r^Uit.  Amt.s(;ch.Obtr-Rpir -Hat  I'n»f.  Dr. 
van  der  Bor^rht-Bf  ilin.  Dr.  L.  Krühl- Berlin,  Uoh.  Hofrat  Prof.  Dr.  Karl  Büchcr- 
lAMpKi'^r.  Privatd(»zont  Dr.  Und.  EbornJadt- Hprliii,  Dr.  Alexander  El.stfr- J.nn, 
OlHir-K«p.-Rnt  K vcrt- Berlin ,  Geh.  Mi^il.-Kat  IVof.  Dr.  C.  Fl üjrge- Breslau.  Geb. 
<)lhT-H(';;.-Kat  Dr.  Freund,  Vortrafr.  Bat  im  Ministerium  des  Inneni-Berlin,  Prof. 
Dr.  C  J.  Fucb8-Freibur);f  i.  Br,  \Virkl.  Legaiionürat  Cioctsch.  Vortrajr.  Rat  im 
Aui^wärtijrcn  .\int-IWlin,  weil.  (icb.  Hep-Bat  Prof.  Dr.  Freiherr  von  der  CJuitz- 
I'.niiii.  Prof.  Dr.  Carl  Ctrü n l)erfj- Wien,  Prof.  Dr.  .1.  Hausen-Bonn.  Prof.  |>r. 
M.  von  HeckeUMünHlcr  i.  W.,  ForMtnieisier  l'rof.  Dr.  JentBch-Hann.-Miiixl.M). 
Wirk!.  Admiralilfitf^nit  Prof.  Dr.  Koebn er- Berlin,  Oeh.  Ober-Reg.-Rat  Prüf.  Dr. 
W.  Lcxifi-GöttiiigeD,  Biblioih.  kar  Dr.  Paul  Li ppert- Berlin,  Prof.  r>r.  W.  Lötz- 
Münehuii,  Gmienilwkretir  Prüf.  Dr.  A 1  f  red  M  an  es  -  Ilerlin ,  Prof.  Dr.  £.  M  i  r  e  h  1  e  r  - 
<lrax,  OberlMid(«{r«>rlfhtsrat  l>r.  Neukamp-Köln,  Geh.  Reg.-Rat  Prof.  Dr.  Peier- 
'.ilio- Berlin,  (ieh.  Ilofrut  Prof.  Dr.  .1.  Pierstorf f- Jena,  Prof.  Dr.  Karl  Rathiren- 
H«i4k'U>erg,  Geb.  Ober-Bergmt  Ueuß,  Vortrag.  Bat  im  Miuiäteriuni  für  Handel  nti<l 
Oewprbe- Kerlin,  Geb.  Hof  rat  Prof.  Dr.  O.  SchansoWAnEborg,  Prof.  Dr.  M.  8er  i  ng, 
Berlin,  Prof.  Dr.  K.  Wiedinfeld-CViln,  Syndikus  der  Handelskamincr  Prof.  Dr. 
A.  WirmiugbauH-Cöln,  Dr.  \V.  Wygodzinski-Bonn,  Berganewor  Ziz-ikrlin* 

beraoiigegebeii  von 

Prof.  Dr.  LUDWIG  ELSTER 

tMt.  ObW'Btft.-VM.  und  Voilni|{MMl«T  Itnt  Im  MlnUb'riiim  «i«<r  Q(>ifil..  Untmtdtti»  «od  Hr^stoid« 

iiii^i'li'Cfiihi-ili'ii  hl  lliTliti. 

Z\\  i:iTl',  \  ni.ij(;  i  >if;KAKP>KlTKTE  APFLAQB. 

Der  grolle  Brfolg  der  t  raten  A uflage  dieMW  Werke:«  hat  d;i<  GvMiieineil  einer 
«weiten  notwendig  froinacht,  die  durchaus  umgearbeitet  und  aal  den  neneaten  Stand 

der  Wi^sfiiKfliaft  gehraeht  i^l. 

D.i-'  Wörterbuch  der  V<•ll^1w-irl!<ehaft  (div-i  iil)rigen8  nicht  mit  dem  in  gleidiem 
Vcrlairc  crMhii-nmen.  voti  den  Ilt-rrcn  (.'onrad.  Elnter,  Lexif«,  Loening  heratn- 
ncp  lx  Hi  ll  „llandwörlerliuch  der  S?lnutswij*.scnMhaft4jn"  in  7  Bänden  vcrwwhseU 
vvcrdi  n  darf)  iitt  fflr  Studenten  der  Itochta-  vad  fHi»tiiwh§wiiwlMrft#«  Hm  a- 
entbehrlichem  NaehHebbtieewcrk  cew4»rdcn. 

Das  Wört«'rbiKli  dt-r  Volkf<«irtri<  liat(  i^t  al)or  elwnno  wertvoll  und  v«hi  L'ntr.tcr 
l'.odcntuii}:  für  Politiker.  In'iiistriello,  ( iroßkaufleuiev  Banklw-amte,  I^indwirtf,  llcv  ht*- 
ainvälte,äladl-und  Kegierung.sbiUlioibeken.  Ijeitcvereine,  I^and ratsam ter,  (ioiiiriii<i>--  und 
1\>HKHvcnraltungen ,  Ix'hrer-  und  For^tbibliothekcn .  überhaupt  für  alle  (  JcIm  Meten, 
wcK-lie  den  wirt-chafiUchen  und  »ozuilen  Fragen  unaerer  Zeit  mit  Intercaso  uad 
Vert>tän<biid  lulgeiu 

Dns  WOrterlineh  der  VolkHwirtnchaft  netzt  sich  zuMUnmen  ann  einzelnen 
alpluilx  tiH-h  f.»  ..r  liK  i<  Ii  niHsenMebaftlich^Mi  .Vrheiten  von  ..sorgfältiger  Gliede- 
rung'*, die  Mbei  aller  Knappheit  doch  entcbOpfend,  bei  aller  Gemeinveratftnd- 
Uchkeit  lite  oherflAflilMi  sind*»  (Deittdcher  KefchHanzeiger  Nr.  175,  lh08).  ist 
v<»n  iU'T  \vi.-iM-n?-i  hariIi''hrii  ihhI  der  Tap  -|iii'-.-.r  diirehweg  glAniend  bCKproch^B 
und  alü  ein  Werk  lN>zen  hnet  worden,  ün»  „eine  soziale  Miasion  erfftUf  *.  (Literar. 
llentralbl.  Nr.  3,*».  IK5W.» 

Die  Ansgalif  erftd;;t  in  Liefening<'n  im  Preise  von  2  Mark  T^{)  Pf.  — 
Prei.H  de»  vollatäuiligen  in  2wei  Bänden  erH>heinendeu  Wericea:  broi«ch.  .Marli, 
elepint  gebmiden  40  Mark.  Soeben  wurde  viiXMknßigi  Bjad  I  Pretw  hroticii. 

Ih  ^[;iik,  -rh    Is  M,irl^  ".o  IT,  ■ 
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